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Kapitel  CIX 

Das  Englische  „Bündnisangebot"  1901 


1    Die  Große   Politik.     17.  Bd. 


Nr.  4977 

Der  preußische  Gesandte  in  Hamburg  Graf  von  Metternich, 
z.Z.  in  Berlin,  an  den  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes 

Grafen  von  Bülow* 

Privatbrief,  großenteils  eigenhändig 

Berlin,  den  15.  Juni  1900 

Als  ich  im  Anfang  Februar  d.  Js.  nach  England  kam,  wurde  ich 
von  manchen  Seiten  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  Lord  Salis- 
bury  ein  alter  und  gebrochener  Mann  sei,  der  nicht  mehr  lange  im 
Vordergrunde  der  Geschäfte  stehen  werde.  Er  ist,  wenn  ich  mich  recht 
erinnere,  70  Jahre  alt.  Die  langwierige  Krankheit  seiner  Frau,  welche 
er  Anfang  des  vergangenen  Winters  verloren  hat,  und  an  der  er  sehr 
hing,  war  ihm  besonders  nahe  gegangen  und  hatte  ihn  harrassiert. 
Der  südafrikanische  Krieg,  in  den  er  ohne  sein  Zutun  hineingezogen 
worden  ist,  legte  vor  den  Augen  der  Welt  manche  Schäden  bloß  und 
verminderte,  besonders  im  Anfange  des  Winters,  das  Ansehen  Eng- 
lands. Auch  dies  wird  ihm  nahe  gegangen  sein.  Er  ist  im  Herzen  ein 
stolzer  Patriot,  und  unter  den  lebenden  Staatsmännern  verkörperte  sich 
das  Prestige  Englands  hauptsächlich  in  ihm1. 

Aber,  wie  das  so  geht  im  Leben,  drohende  Schicksalsschläge,  welche 
der  Mensch  herannahen  sieht,  bedrücken  ihn  oft  mehr  als  das  Ein- 
treten des  gefürchteten  Ereignisses  selbst,  und  durch  den  Tod  seiner 
Frau  war  unter  dem  heilenden  Einfluß  der  Zeit,  welcher  bei  alten  Leuten 
noch  schneller  wirkt  als  bei  jüngeren,  eine  Last  von  ihm  genommen, 
sodaß  sich  Lord  Salisbury  wieder  freier  dem  öffentlichen  Leben   zu- 

*  Als  Einführung  in  diesen  Band  und  speziell  in  das  Kapitel  über  das  eng- 
sche  „Bündnisangebot"  mögen  zwei  längere  in  Briefform  gekleidete  Aufzeich- 
nungen des  damaligen  Gesandten  in  Hamburg  Grafen  von  Metternich,  der 
bestimmt  war,  Kaiser  Wilhelm  II.  auf  seiner  am  16.  Juni  beginnenden  Nordland- 
reise zu  begleiten,  vorangestellt  werden,  die  ein  klares  und  ungewöhnlich  ob- 
jektives Gesamtbild  von  der  politischen  Lage  und  den  Bestrebungen  Englands 
und  seiner  Staatsmänner  nach  der  Jahrhundertwende  geben.  Da  Graf  Metternich 
den  erkrankten  Botschafter  in  London  Grafen  Hatzfeldt  vom  8.  Februar  bis 
zum  26.  Mai  vertreten  hatte,  ging  er  mit  ganz  frischen  Eindrücken  an  seine 
Niederschrift  heran. 
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wenden  konnte.  Auch  der  Krieg  nahm  eine  andere  Wendung,  der 
tiefste  politische  Barometerstand  war  für  England  vorüber,  was  die 
Unfähigkeit  seiner  Generäle  verschuldet  hatte,  schienen  die  reichen 
Hülfsquellen  des  Landes  und  des  Reiches  an  Geld  und  Menschen  wieder 
gutzumachen,  und  eine  fröhlichere,  frischere  Stimmung  bemächtigte 
sich  der  Gemüter.  Auch  dies  mag  dazu  beigetragen  haben,  um  Lord 
Salisbury  aus  der  Lethargie  aufzurütteln,  in  die  ihn  Alter,  Mißgeschick 
und  zunehmende  Korpulenz  zu  versenken  gedroht  hatten. 

Ich  fand  ihn,  als  ich  ihn  Mitte  Februar  zuerst  wiedersah,  wohler 
aussehend  als  vor  vier  Jahren.  Nur  der  Blick  ist  matter  und  sein 
Wesen  noch  unbestimmter,  ungreifbarer,  möchte  ich  sagen,  als  ehe- 
dem. Er  ist  von  der  äußersten  Vorsicht  des  Ausdrucks  geworden,  und 
wenn  er  glaubt,  etwas  zugestanden  zu  haben,  so  sucht  er  es  im 
nächsten  Augenblick  wieder  abzuschwächen.  Er  war  als  Cunctator 
immer  bekannt.  Das  Alter,  die  Kriegslage,  vielleicht  auch  Mißtrauen 
gegen  uns,  mögen  diese  Naturanlage  verschärft  haben,  obwohl  ich 
weiß,  daß  er  mir  persönlich  sehr  wohl  gesinnt  ist.  Nach  dem  Tode 
seiner  Frau,  hieß  es,  daß  er  abgehen  wolle.  Im  Februar  und  März  hielt 
er  im  Oberhause  Reden,  die  so  schwach  waren,  daß  es  von  seinen 
Anhängern  peinlich  empfunden  wurde.  Lord  Rosebery  zerzauste  ihn 
mit  solcher  Schärfe,  daß  es  als  unfair  empfunden  wurde,  den  schwachen, 
alten  Mann  mit  solcher  Härte  zu  behandeln.  Später  hielt  Lord  Salis- 
bury wieder  Reden  großen  Stiles,  und  heute  steht  er  wieder  obenan. 
Seine  Partei  hat  von  jeher  viel  an  ihm  auszusetzen  gehabt.  Besonders, 
daß  er  mit  oft  beißendem  Hohn  Persönlichkeiten  und  Richtungen  in 
seinen  Reden  verletzte  ohne  Rücksicht  auf  die  Wählerschaft.  Er  hat 
nie  um  die  Gunst  der  öffentlichen  Meinung  gebuhlt2.  Unter  den 
lebenden  englischen  Staatsmännern  gilt  er  für  den  größten3.  Niemand 
besitzt  nach  Ansicht  seiner  Landsleute  eine  solche  Summe  von 
Erfahrung  in  Behandlung  der  Staatsgeschäfte  und  besonders  der 
auswärtigen  Fragen.  Vorsicht  und  Zurückhaltung  werden  ihm  als 
Tugend  angerechnet,  wenngleich  es  Perioden  gab,  wo  er,  wie  in  der 
open  door  Frage  in  China,  von  der  öffentlichen  Meinung  zur  Aktion 
gedrängt  wurde,  und  wo  ihm  Unschlüssigkeit  vorgeworfen  wurde.  Das 
englische  Volk  stürzt  sich  nicht  gern  in  unüberlegte  Abenteuer,  und  wer 
es  davo  •  zurückhält,  dem  weiß  es  auf  die  Dauer  Dank. 

Ich  sehe  nicht,  weshalb  Lord  Salisbury  die  Zügel  des  Staatswagens 
aus  der  Hand  geben  sollte,  und  ohne  zwingenden  Grund  treten  wenige 
aus  bedeutenden  Stellungen  zurück4. 

Lord  Salisbury  soll  gegen  die  baldige  Vornahme  von  Neuwahlen 
sein.  Mr.  Chamberlain  ist  dafür.  Einem  Manne  wie  Lord  Salisbury 
kann  der  naheliegende  Gedanke  natürlich  nicht  verborgen  sein,  daß  es 
günstiger  ist,  unter  dem  Eindruck  des  glücklich  beendigten  Krieges 
Wahlen  zu  machen,  als  wenn  der  Siegesrausch  verflogen  ist.  Er  wird 
sich   aber   sagen,   daß    er  für   zwei   Jahre   noch   fest   im    Sattel    sitzt, 


während  Neuwahlen  ein  Element  der  Ungewißheit  in  sich  bergen,  und 
daß  dieselben  vielleicht  eine  solche  erdrückende  Majorität  für  die 
unionistische  Partei  ergeben  würden,  daß  daraus  der  Keim  der  Un- 
einigkeit sich  bald  entwickeln  würde.  Welche  Verschiebungen  sich 
dann  ergeben  würden,  wo  der  Platz  für  die  konservative  Partei,  wo  die 
Stellung  für  ihn  selbst  sein  würde,  wird  auch  Lord  Salisbury  nicht  vor- 
aussehen können. 

Ich  halte  Lord  Salisbury  für  einen  zu  bedeutenden  Staatsmann,  um 
zu  glauben,  daß  er  sich  durch  persönliche  Sympathien  leiten  ließe5. 
Ich  glaube  daher  auch  nicht,  daß  er  für  dieses  oder  jenes  Land  eine  be- 
sondere Vorliebe  oder  Abneigung  hätte.  Ich  halte  ihn  nicht  für  einen 
Feind  Deutschlands,  bin  aber  auch  weit  davon  entfernt  anzunehmen, 
daß  er  uns  besonderes  Vertrauen  entgegenbrächte.  Aus  früheren 
Perioden  mag  der  Eindruck  in  ihm  zurückgeblieben  sein,  daß  wir  uns 
im  Kriegsfalle  immer  lieber  mit  unseren  mächtigen  territorialen  Nach- 
barn verständigen  würden  als  mit  England6,  daß  wir  aber  in  der 
Zwischenzeit  ganz  gerne  koloniale  oder  andere  Vorteile  auf  Grund 
einer  Verständigung  mit  England  einzuheimsen  bereit  seien.  Wir 
werden  nur  dann  mit  Lord  Salisbury  oder  seinem  Nachfolger  eine 
leichte  Politik  haben,  wenn  sich  zu  ers  t  in  England  das  Bedürfnis  einer 
SpezialVerständigung  mit  uns  fühlbar  macht. 

Ebensowenig  wie  ein  prinzipieller  Gegner  Deutschlands  dürfte 
Lord  Salisbury  ein  entschiedener  Freund  Frankreichs  sein,  er  wird 
sich  aber  ebensogut  mit  Frankreich  wie  mit  uns  über  schwebende 
Tagesfragen  verständigen,  wenn  es  ihm  in  seine  Politik  paßt,  d.  h. 
wenn  er  glaubt,  daß  es  im  Interesse  Englands  liege7.  Als  ich  kürz- 
lich von  ihm  Abschied  nahm,  warf  er  die  Frage  auf  in  einer  Weise,  als 
ob  er  sie  bejahend  beantworten  wolle,  ob  Frankreich  sich  nach  be- 
endeter Weltausstellung  gegen  England  kehren  würde.  Die  Elemente 
der  Unruhe  in  Frankreich  schienen  sich  zu  verdichten  und  eine  gefähr- 
liche Gestalt  anzunehmen.  Denselben  Ideengang  nahm  ich  bei  dem 
Unterstaatssekretär  Mr.  Bertie  wahr,  welcher  mir  sagte,  die  fran- 
zösischen Truppenverstärkungen  nach  Madagaskar  könnten  nur  eine 
feindselige  Spitze  gegen  England  haben. 

Den  Franzosen  hat  Lord  Salisbury  Faschoda  geboten,  d.  h.  er  hat 
die  Anfänge  eines  bewaffneten  französischen  Eindringens  an  den  oberen 
Nil  mit  Gewalt  unterdrückt.  Den  Russen  würde  er  nicht  so  leicht  ein 
Faschoda  bieten,  weil  die  Russen  zu  Lande  gegtn  die  englische  Macht 
vordringen  können,  während  die  Franzosen  erst  über  das  Meer  müssen, 
wo  die  englische  Flotte  herrscht.  Die  englische  Politik,  ob  unter  Lord 
Salisbury  oder  unter  einem  andern,  wird  sich  vor  dem  russischen 
Andrang  in  Nordchina  und  in  Persien  langsam  und  widerstrebend  zu- 
rückziehen müssen8;  an  der  indischen  Grenze,  wo  die  Russen  übrigens 
noch  nicht  sind  und  auch  nicht  so  leicht  hinkommen  können,  wie  viel- 
fach angenommen  wird,  würde  England  dagegen,  meiner  Überzeugung 


nach,  ohne  Zaudern  zu  den  Warfen  greifen.  Eine  Verständigung  zwi- 
schen England  und  Rußland  liegt  in  weiterem  Felde  als  die  zwischen 
England  und  Frankreich.  Weder  das  eine  noch  das  andere  ist  vor- 
derhand zu  erwarten. 

Italien  betrachtet  Lord  Salisbury  als  quantite  negligeable  9.  Er 
macht  sich  wenig  aus  den  nervösen  Wünschen  Italiens  und  befürchtet 
ebensowenig  ein  Abschwenken  dieses  Landes  nach  Frankreich.  Er 
glaubt,  daß  das  Interesse  Italiens  im  Banne  der  englischen  Politik 
liege 10. 

Mr.  Chamberlain  ist  in  den  breiten  Klassen  des  englischen  Volkes 
der  volkstümliche  Mann,  welcher  England  siegreich  und  zuversichtlich 
in  die  neuen  Bahnen  des  Imperialismus  leitet.  Als  leitender  Minister 
in  auswärtigen  Angelegenheiten  wird  er  aber  bei  den  oberen  Zehn- 
tausend gefürchtet,  weil  man  ihm  keine  ruhige  Hand  zutraut  und  man 
von  ihm  annimmt,  daß  er  als  Rosse-  und  Wagenlenker  tollkühne  Dinge 
und  Sprünge  unternehmen  würde.  Mr.  Chamberlain  wünscht  noch 
immer  mit  Deutschland  zusammenzugehen11.  Er  wünscht  die  kolo- 
nialen Fragen,  welche  uns  trennen  oder  nähern  können,  je  nachdem 
sie  behandelt  werden,  in  Fluß  zu  bringen.  Er  würde  gerne  an  die  Aus- 
führung des  deutsch-englischen  Abkommens  über  Südafrika  heran- 
treten12*. Nach  der  Konsolidierung  des  Gebietes,  welches  Rhodesia 
und  die  beiden  Burenrepubliken  umfaßt,  wird  sich  sehr  bald  das  Be- 
dürfnis eines  nahen  Zuganges  zum  Meere  herausstellen,  und  die  Dela- 
goabaifrage  kann  dann  akut  werden.  Mit  der  verstärkten  französischen 
Besatzung  in  Madagaskar,  gegenüber,  wird  die  englische  Politik  jene 
Frage,  auch  abgesehen  von  unserem  Abkommen,  lieber  mit  als  ohne 
uns  lösen 13.  Die  Schwierigkeit  der  Ausführung  unseres  Abkommens 
liegt,  wenn  wir  auch  für  den  Augenblick  übersehen  wollen,  daß  zu- 
nächst das  Einverständnis  Portugals  dazu  erforderlich  ist,  in  der  Be- 
stimmung, daß  pari  passu  vorgegangen  werden  soll.  Jeder  von  beiden 
Teilen  wird  eifersüchtig  darüber  wachen,  daß  niemand  zuerst  und 
allein  vorgehe,  während  der  Verfall  des  portugiesischen  Besitzes  und 
die  natürlichen  Bedingungen  der  Besitzergreifung  durch  einen  Dritten 
in  der  einen  Kolonie  rascher  reifen  können  als  in  der  anderen14.  Es 
wird  schwierig  sein,  die  stückweise  Abbröckelung  zugunsten  beider 
Kontrahenten  zu  gleicher  Zeit  vorzunehmen,  wenn  das  eine  Stück 
fester  sitzt  als  das  andere.  Wenn  die  Delagoabaifrage  zunächst  ange- 
schnitten werden  soll,  so  sind  wir  in  der  vorteilhaften  Lage,  daß  dann 
England  zuerst  mit  Vorschlägen  an  uns  herantreten  muß. 

Im  Gegensatz  zu  Mr.  Chamberlain  gilt  Lord  Rosebery  als  der  be- 
sonnene und  zuverlässige  Staatsmann  in  der  auswärtigen  Politik.  Kon- 
servative wie  Liberale  würden  ihn  gern  an  der  Spitze  des  Foreign 
Office  sehen.     Ich  halte  ihn   nicht  für  einen   bequemen   Auswärtigen 
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Minister15,  obwohl  ich  glaube,  daß  er  lieber  mit  Deutschland  als  mit 
Frankreich  oder  Rußland  gehen  würde.  Lord  Rosebery  ist  sehr  von 
der  öffentlichen  Meinung  abhängig,  d.  h.  er  wird  sich  nicht  leicht 
zu  etwas  aufraffen,  wo  er  nicht  die  sofortige  öffentliche  Zustimmung 
voraussetzt.  Die  besten  Auswärtigen  Minister  für  uns  würden  auf  der 
konservativen  Seite  Mr.  Balfour*,  auf  der  liberalen  Seite  Sir  Edward 
Grey  sein. 

Das  Verhältnis  von  England  zu  Amerika  hat  eine  Wandlung  erfahren. 
Wenn  wir  vor  ein  oder  zwei  Jahren  kriegerische  Verwickelungen  mit 
Nordamerika  gehabt  hätten,  so  würde  ich  darin  die  einzige  Kriegs- 
gefahr auch  zwischen  England  und  uns  erblickt  haben16.  Heute  nicht 
mehr.  Die  Amerikaner  haben  zu  deutlich  ihre  Abneigung  gegen  Eng- 
land gezeigt,  und  obwohl  die  Engländer  dies  weder  sich  noch  anderen 
eingestehen  wollen,  so  wissen  sie  es  doch.  Von  Amerika  wird  sich 
England  mehr  gefallen  lassen  als  von  irgend  jemand  anders,  Rußland 
einbegriffen,  und  gegen  Amerika  wird  es  auch  in  rein  diplomatischen 
Fragen  schwerer  zu  haben  sein  als  gegen  irgendeine  andere  Macht. 

An  aggressive  Absichten  Englands  gegen  Deutschland  habe  ich 
nie  geglaubt.  Ich  traue  ihm  nicht  die  schwarze  Absicht  zu,  über  unsere 
Schiffe  herzufallen  und  unseren  Handel  zu  vernichten,  nur,  um  einen 
Konkurrenten  weniger  zu  haben.  Das  englische  Kapital  ist  zu  stark  in 
Deutschland  interessiert,  um  eine  Vernichtung  des  deutschen  Wohl- 
standes wünschen  zu  können,  und  um  sich  die  Erbfeindschaft  Deutsch- 
lands aufzubürden,  lohnt  das  Spiel  die  Mühe  nicht.  Ich  möchte  sogar 
die  ketzerische  Ansicht  aussprechen,  im  Gegensatz  zu  vielen  klugen 
Männern  und  im  Gegensatz  vielleicht  zu  der  Mehrzahl  der  europäischen 
Kabinette,  daß  die  englische  Politik  wissentlich  nicht  auf  die  An- 
zettelung eines  europäischen  Krieges  gerichtet  ist17.  Eine  solche  macchia- 
vellistische  Politik  liegt  dem  englischen  Geiste  fern,  und  ich  kann 
nicht  einsehen,  weshalb  der  Engländer  es  als  einen  Vorteil  empfinden 
würde 18,  wenn  Europa  in  Flammen  stände.  Es  geht  ihm  ja  auch  ohne- 
dem ganz  gut. 

Die  Stimmung  in  England  gegen  Deutschland  hat  sich  mit  der 
günstigeren  Kriegslage  bedeutend  gebessert.  Das  Auftreten  Seiner 
Majestät  des  Kaisers  —  die  Reise  nach  Altona**,  die  Sammlung  für  die 
Notleidenden  in  Indien,  einzelne  Äußerungen  —  haben  einen  tiefen 
Eindruck  in  England  hervorgebracht  und  eine  versöhnliche  Stimmung 
angebahnt19.  Metternich 

Randbemerkungen  des  Grafen  von  Bülow: 

1  Richtig 

2  d  a  r  i  n  ist  Salisbury  sicherer  als   Rosebery 


*  Erster  Lord  des  Schatzes. 

**  Am  20.  April  1900  war  Kaiser  Wilhelm  IL  nach  Altona  gereist,  um  mit  dem 
von  Kopenhagen  nach  London  zurückkehrenden  Prinzen  von  Wales  zusammen- 
zutreffen. 


3  diese  Auffassung  trat  auch  mir  in  England  überall  gegenüber.  Auch 
Hatzfeldt  gab  ihr  Ausdruck. 

4  Salisbury  wird  natürlich  bleiben 

5  aber  durch  Rankünen? 

6  liegt  in  unserer  geographischen  Situation.  Wir  brauchen  aber  deshalb  nicht 
zu  ablehnend  gegen  England  zu  sein,  namentlich  nicht  in  Worten 

7  sicher  richtig 

8  da  wird  also  England  de  facto  immer  nachgeben  und  ist  wenig  auf  England 
zu  rechnen.    Da  müssen  wir  also  de  facto  mehr  mit  Rußland  gehen 

9  schade 

10  ist  richtig,  so  lange  nicht  Italien  Republik  ist 

11  Wie  wichtig  ist  es  also,  Fühlung  grade  mit  Chamberlain  zu  halten!! 

12  die  für  uns  so  wichtig  ist! 

13  tout  est  lä! 

14  das  mag  richtig  sein,  aber  wenn  England  Vorteile  aus  dem  Abkommen  von 
1898  zieht,  ohne  daß  wir  gleichwertige  Äquivalente  erhalten,  stehen  wir  nicht 
nur  blamiert  da  (inklusive  Hatzfeldt),  sondern  jedes  fernere  Arrangement  mit 
England  und  jedes  weitere  Zusammengehen  mit  England  ist  für  absehbare 
Zeit  total   ausgeschlossen. 

15  richtig 

"  Frühjahr  1899 

17  p 

18  ? 

19  wird  mir  von   allen  Seiten  bestätigt. 


Nr.  4978 

Der  Rat  im  Kaiserlichen  Qe folge  Gesandter  Graf  von 
Metternich,  z.  Z.  in  Kiel,  an  den  Staatssekretär  des 
Auswärtigen  'Amtes  Grafen  von  Bülow,  z.  Z.  in  Kiel 

Eigenhändiger   Privatbrief 

Kiel,  den  24.  Juni  1900 

Ist  England  der  Störenfried,  für  den  es  gehalten  wird?  Diese  Frage 
habe  ich  in  meinem  letzten  in  der  Eile  in  Berlin  an  Sie  geschriebenen 
Briefe*  verneint.  Wo  aber  so  viele  gewichtige  Meinungen  entgegen- 
stehen, fühle  ich,  daß  meine  Ansicht  der  näheren  Begründung  bedarf. 

In  England  selbst  würde  diese  Frage  nur  ein  ehrliches  Lächeln 
der  Ungläubigkeit  erwecken.  Kein  Engländer  glaubt  daran,  daß  seine 
Regierung  die  Staaten  des  Festlandes  in  Verwickelungen  und  Kriege 
zu  stürzen  trachtet1. 

England  wird  natürlich,  wie  jeder  andere  Staat,  lieber  sehen,  wenn 
Dritte  Kriege  zu  führen  haben,  als  daß  es  selbst  Krieg  führt.  Von  diesem 
allgemeinen  Grundsatz  bis  zu  der  absichtlichen  Anzettelung  von  Kriegen 
ist  aber  ein  weiter  Schritt.  Um  dies  letztere  von  England  annehmen 
zu  können,  müßte  es  einen  Vorteil  davon  erwarten.  Ich  sehe  mich  ver- 
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geblich  nach  einem  solchen  um.  In  Südafrika  wird  es  sich  selbst  über- 
lassen, sodaß  aus  diesem  Grunde  für  England  keine  Veranlassung  vor- 
liegt, die  Völker  wo  anders  mit  Krieg  zu  beschäftigen,  um  selbst  in 
Ruhe  gelassen  zu  werden.  Es  widerspricht  im  Gegenteil  dem  eng- 
lischen Interesse2,  Europa  im  Kriege  zu  sehen,  zu  einer  Zeit,  wo  Eng- 
land selbst  in  einem  anderen  Weltteil  alle  Hände  voll  zu  tun  hat,  und 
wo  es  das  Gewicht  seiner  Stimme  nicht  in  dem  Maße  geltend  machen 
könnte,  als  wenn  es  die  Hände  frei  hätte.  Dies  gilt  auch  mit  Bezug  auf 
den  Balkan.  Lord  Salisbury  erklärt  sich  zwar  seit  einer  Reihe  von 
Jahren  als  unbeteiligt  auf  dem  Balkan.  Sollte  aber,  z.  B.  in  Mazedonien, 
der  Brand  ausbrechen,  und  sich  über  den  Balkan  und  einen  Teil 
Europas  erstrecken,  so  würden,  mit  England  als  Zuschauer,  aller  Vor- 
aussicht nach  die  Meerengen  in  die  Gewalt  Rußlands  geraten.  Es  ist 
zu  bezweifeln,  daß  Lord  Salisbury  diesen  Machtzuwachs  Rußlands 
durch  absichtliche  Aufmachung  eines  Balkanbrandes  herbeizuführen 
bestrebt  sein  sollte. 

Die  englische  Politik  ist  nicht  sehr  beweglich3;  sie  handelt  lieber 
nach  dem  negativen  Grundsatz:  let  sleeping  dogs  lie.  Auch  hinsichtlich 
Marokkos  dürfte  dies  zutreffen.  England  wird  an  die  marokkanische 
Frage  mit  oder  gegen  Frankreich  herantreten.  Will  es  darüber  m  i  t 
Frankreich  und  möglichst  ohne  uns  stipulieren,  so  wird  es  für  sich 
bessere  Bedingungen  erlangen  können,  wenn  seine  Hauptmacht  nicht, 
wie  jetzt,  anderswo  engagiert  ist.  Will  es  sie  dagegen  mit  uns  und 
möglichst  ohne  Frankreich  lösen,  so  wird  es  erst  recht  in  der  Lage  sein 
müssen,  sich  auf  diesen  einen  Punkt  konzentrieren  zu  können.  Für  Eng- 
land ist  augenblicklich  der  Status  quo  am  Mittelmeer  der  vorteilhafteste 
Zustand4.  Die  Oasen  zwischen  Algier  und  dem  eigentlichen  Marokko 
sind  ihm  stets  ziemlich  gleichgültig  gewesen.  Das  machtlose  Spanien 
an  der  marokkanischen  Küste  gegenüber  Gibraltar  kann  es  mit  Ge- 
mütsruhe ertragen.  Sollte  aber  die  Herrschaft  des  Sultans  in  Marokko 
zusammenbrechen  und  die  Dinge  dadurch  eine  andere  Gestalt  an- 
nehmen, daß  die  Interessenten  in  Europa  sich  regen,  dann  wird  der 
schlafende  Hund  aufgerüttelt,  und  auch  England  wird  Stellung  nehmen. 

Ich  will  damit  nicht  sagen,  daß  wir  zu  gelegener  Zeit 
nicht  auch  vorher  uns  mit  England  über  Marokko  verständigen  könnten. 

Anfang  der  90er  Jahre  hatte  ich  Lord  Rosebery  mit  Ägypten  zu 
drohen,  wenn  Sir  Cläre  Ford  seinen  Widerstand  in  Konstantinopel  gegen 
unser  anatolisches  Bahnprojekt  nicht  aufgäbe*.  Lord  Rosebery  gab 
widerwillig  nach.  Seitdem  haben  sich  die  Engländer  mit  unseren  fort- 
schreitenden Bahnprojekten  allmählich  ausgesöhnt,  und  heutzutage 
wünschen  sie  uns  Glück  in  Kleinasien  **.  Sie  sehen,  daß  sie  selbst  dort 
keine  Chance  haben,  und  sehen  lieber  uns  als  einen  andern  in  Klein- 


Vgl.  Bd.  XIV,  Kap.  XCIV. 
*  Vgl.  Kap.  XCIV,    A. 


asien.  Natürlich  spielt  dabei  die  Hoffnung  mit,  daß  dort  auf  die  Dauer 
deutsche  und  russische  Bestrebungen  aufeinander  stoßen5  und  daß 
wir  dadurch  zu  England  hingezogen  werden.  Diese  englische  Hoff- 
nung ist  nicht  ganz  unbegründet,  falls  wir  unser  Werk  in  Kleinasien 
ernstlich  fortsetzen  wollen.  Vorläufig  brauchen  wir,  um  es  in  Angriff 
nehmen  zu  können,  die  Mithülfe  englischen  Kapitals.  Es  ist  das  ganze 
Gewicht  und  der  Kredit  der  Deutschen  Reichsbank  erforderlich,  um 
Herrn  von  Siemens  die  nötigen  Summen  für  das  finanziell  gewagte 
Unternehmen  zu  verschaffen6. 

Sir  Frank  Lascelles  hat  den  Wunsch  ausgesprochen,  daß,  falls  wir 
unsere  Bahn  in  Kueit  am  Persischen  Golf  münden  lassen  wollen,  wir 
uns  vorher  hierüber  freundschaftlich  mit  England  verständigen  möchten, 
da  England  alte  Rechte  dort  besitze*.  Tatsächlich  übt  England  allein 
seit  Jahren  im  Persischen  Golf  die  Polizeigewalt  aus 7  und  hat  Ver- 
träge mit  den  arabischen  Scheichs  der  Küste  und  insbesondere  in  Kueit. 
Es  mag  sein,  daß  de  jure  nur  der  Sultan  der  Türkei  dort  herrscht,  de 
facto  haben  die  Engländer  aber  den  überwiegenden  Einfluß,  und  tat- 
sächliche Verhältnisse  werden  von  der  Politik  meistens  berücksichtigt. 
Geschieht  dies  nicht,  so  empfindet  es  der  Nichtberücksichtigte  als  einen 
unfreundlichen  Akt  und  erhebt,  wenn  es  ihm  der  Mühe  wert  erscheint 
und  er  die  Macht  dazu  hat,  Widerspruch.  Das  Verlangen  Sir  Frank 
Lascelles  erscheint  mir  daher  nicht  unberechtigt.  Auch  möchte  ich  an- 
nehmen, daß  ein  jeder  Staatsmann  in  Deutschland,  wenn  Rußland  am 
Persischen  Golf  und  in  Kueit  die  Stellung  inne  hätte,  welche  England 
einnimmt,  einem  dem  Lascellesschen  identischen  russischen  Wunsche 
Gehör  geben  würde.  Es  würden  während  der  letzten  Jahrzehnte  manche 
Verstimmungen  vermieden  worden  sein,  wenn  man  sich  häufiger  die 
Frage  vorgelegt  hätte:  „Würdest  du  mit  Rußland  ebenso  verfahren, 
wie  du  jetzt  mit  England  verfahren  willst?"  Die  Form  des  Lascelles- 
schen Verlangens  scheint  darauf  hinzudeuten,  daß  England  Bedingungen 
an  unser  Vordringen  nach  Kueit  zu  knüpfen  wünscht.  Es  wäre  vielleicht 
nicht  uninteressant,  die  Natur  dieser  Bedingungen  zu  erfahren.  Passen 
sie  uns  nicht,  so  wird  es  leicht  sein,  zu  temporisieren  oder  andere  zu 
stellen.  Es  brennt  nicht  auf  dem  Nagel;  die  Bahn  ist  noch  lange  nicht 
in  Kueit.  Nur  würde  ich  es  meines  ganz  unmaßgeblichen  Erachtens  für 
unrichtig  halten,  wollten  wir  das  Lascellessche  Ansinnen  unter  Berufung 
auf  die  alleinigen  Rechte  des  Sultans  hoher  Hand  abweisen8. 

Generaldirektor  Ballin  teilte  mir  dieser  Tage  mündlich  einen  inter- 
essanten Plan  mit.  Er  beabsichtigt,  nachdem  er  vorbereitende  Erkundi- 
gungen eingezogen  haben  wird,  einen  Dampferverkehr  im  Persischen 
Golf,  zunächst  hauptsächlich  für  die  Personenbeförderung,  welche  auf 
den  dortigen  englischen  Schiffen  (andere  gibt  es  nicht)  sehr  schlecht 
ist,   herzustellen.    Es    erscheint  mir   dies   als   ein   vorzügliches   Mittel, 

*  Vgl.  Kap.  CXIV,  B. 
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gegen  welches  keine  andere  Macht  berechtigten  Einspruch  erheben 
kann9,  um  den  deutschen  Handel  nach  dem  Persischen  Golf  zu  bringen, 
und  um  dort  vorzuarbeiten  für  die  Zeit,  wenn  unsere  kleinasiatische 
Bahn  ihr  Ziel  erreicht  haben  wird.  Es  ist  besser,  unsere  Handelsflagge 
zeigt  sich  im  Persischen  Golf  als  unsere  Kriegsflagge10.  Für  diese 
ist  noch  keine  Aufgabe  dort  zu  lösen.  Sie  würde  nur  fremdes  Miß- 
trauen, englisches  sowohl  wie  russisches,  erwecken,  und  das  ohne 
ersichtlichen  Nutzen.  Wenn  aber  unsere  rührige  Handelsflagge  greif- 
bare Vorbedingungen  im  Persischen  Golf  schafft,  so  wird  sich  die 
wichtige  Verbindung  vom  Endpunkte  unserer  Bahn  nach  Indien  der- 
einst um  so  leichter  bewerkstelligen  lassen. 

Der  Kontinent,  insbesondere  Rußland,  haben  stets  große  Gering- 
schätzung für  die  militärische  Leistungsfähigkeit  Englands  zur  Schau 
getragen.  Trotzdem  hat  es  manche  seiner  ehrgeizigen  Pläne,  lediglich 
aus  Furcht  vor  England,  verschoben.  Seine  siegreiche  Armee  machte 
vor  den  Toren  Konstantinopels  Halt,  Englands  wegen.  Selbst  unter 
dem  Gladstoneschen  Regime,  als  die  Wertschätzung  Englands  in  den 
Augen  anderer  wohl  den  niedrigsten  Grad  erreicht  hatte,  wagte  Ruß- 
land nicht,  dem  Verlangen  Englands  Folge  leistend,  über  Penjdeh  hin- 
auszugehen*. Seitdem  ist  erst  der  Grund  zur  jetzigen  Macht  der  eng- 
lischen Flotte  gelegt  worden,  und  seitdem  ist  erst  der  kriegerische 
Geist  in  der  englischen  Nation  erwacht,  den  der  Kontinent  als  längst 
erloschen  zu  betrachten  sich  gewöhnt  hatte11.  Die  Franzosen  haben 
ihr  Ägypten  und  ihr  Faschoda**  gehabt.  Von  Leuten,  die  man  gren- 
zenlos verachtet,  läßt  man  sich  in  der  Regel  nicht  so  viel  gefallen. 

Inzwischen  ist  der  Rost  in  dem  militärischen  Rüstzeug  Englands 
durch  den  Transvaalkrieg  zutage  getreten,  und  es  hat  sich  gezeigt, 
daß  es  eine  Anzahl  schlechter,  aber  auch  einige  gute  Generäle  besitzt. 
Es  hat  sich  ferner  die  bewundernswerte  Opferwilligkeit  des  englischen 
Volkes  gezeigt12,  welche,  als  alles  schlecht  ging,  eine  Armee  von 
200  000  Mann  schuf  und  ans  andere  Ende  der  Erde  sandte,  um  ein 
schwieriges  Land  von  großer  Ausdehnung  zu  erobern.  Mit  dem  Trans- 
portwesen, welches  nach  übereinstimmender  Ansicht  gut  sein  soll,  ist 
das  allein  nicht  getan.  Es  gehört  sich  mehr  dazu,  und  ich  neige  der  An- 
sicht eines  unserer  Kommandierenden  Generäle  zu,  welcher  mir  sogar 
im  Januar  die  Ansicht  aussprach,  man  dürfe  aus  den  Mißerfolgen  der 
Engländer  nicht  zuweitgehende  Schlüsse  auf  deren  militärische  Lei- 
stungsunfähigkeit ziehen,  denn  sie  hätten  eine  der  schwierigsten  Auf- 
gaben vor  sich,  die  militärisch  je  gestellt  worden  seien,  und  an  die 
kein  anderes  Volk  überhaupt  auch  nur  in  der  Lage  sei,  heranzutreten  13. 
Nun,  sie  sind  trotz  aller  blunders  im  Begriff,  diese  Aufgabe  zu  lösen. 

Es  ist  mir  gerade  in  den  letzten  Tagen  mehrmals  der  Gedanke 


Vgl.  Bd.  IV,  Kap.  XXII. 
1  Vgl.  Bd.  XIV,  Kap.  XCIII. 


11 


gekommen,  wie  günstig  es  ist,  daß  wir  nicht  in  Eile  auch  nur  ein 
Armeekorps  für  einen  fremden  Weltteil  auszurüsten,  übers  Meer  zu 
senden  und  zu  verpflegen  haben.  Und  wir  sind  doch  das  stolze  Deutsche 
Reich  mit  der  ersten  Armee  der  Welt,  nicht  die  erbärmlichen  Engländer. 

Inzwischen  sind  ihnen  durch  den  Transvaalkrieg  die  Hände  ge- 
bunden, und  Rußland  macht  sich  diesen  Umstand  an  verschiedenen 
Punkten  zunutze.  Die  chinesischen  Wirren  werden  den  Russen  wie 
gerufen  kommen. 

In  England  selbst  hat  man  diesen  Krieg  nie  für  s  o  ernst  gehalten 
wie  auf  dem  Kontinent  u.  Es  hat  auch  im  Dezember  und  Januar  nicht 
an  seinen  Untergang  geglaubt.  Es  hat  nie  daran  gezweifelt,  daß  der 
Krieg  zu  seinen  Gunsten  ausschlagen  müsse.  Dagegen  hat  es  mit 
Scham  die  Mängel  seiner  militärischen  Organisation  empfunden,  und 
wenn  nicht  alle  Anzeichen  trügen,  wird  es  versuchen,  ihnen  abzuhelfen. 
Das  Gefühl  der  Demütigung,  welches  im  Anfang  des  Winters  in  Eng- 
land herrschte,  hat  inzwischen  dem  Glauben  Platz  gemacht,  daß  es 
eine  ganz  gute  Leistung  hinter  sich  habe.  Das  Selbstgefühl  ist  wieder 
gehoben.  Die  Engländer  glauben  eine  Kraftprobe  geleistet  zu  haben 
dadurch,  daß  sie  trotz  der  schlechten  Führung  und  der  verrosteten 
Kriegsmaschine,  als  die  Dinge  am  schlechtesten  standen,  200  000  Mann 
nach  Südafrika  haben  werfen  und  die  Dinge  dort  wieder  haben  ein- 
renken können. 

Ihr  Selbstgefühl  ist  gehoben  durch  die  begeisterte  Mithülfe  der 
Kolonien.  Die  kolonialen  Kontingente  haben  sich,  im  Gegensatz  zu 
der  auf  dem  Kontinent  herrschenden  Auffassung,  nach  englischer  An- 
sicht als  eine  sehr  wertvolle  militärische  Hülfe  erwiesen. 

Wenn  nun  auch  das  Inselreich  sich  durch  die  von  den  Kolonien  in 
schwerer  Stunde  bewiesene  Aufopferung  gekräftigt  fühlt,  so  glaube 
ich  doch  nicht,  daß  daraus  so  bald  schon  ein  engerer  Anschluß  an  das 
Mutterland  erfolgt.  Die  geschäftlichen  Interessen  sprechen  dagegen. 
Der  Kitt,  welcher  das  Ganze  verbindet,  ist  und  bleibt  die  englische 
Flotte  und  die  Schutzbedürftigkeit  der  Kolonien  15.  Fällt  in  Zukunft  der 
letztere  Umstand  fort,  d.  h.  sorgen  die  Kolonien  in  Zukunft  zu  Wasser 
und  zu  Lande  für  ihren  eigenen  Schutz,  so  werden  sie  sich  allmählich 
vom  Mutterlande  politisch  trennen,  weil  sie  es  dann  nicht  mehr  brauchen. 
Auch  die  kürzlich  vollbrachte  politische  Zusammenfassung  Australiens  * 
bildet  keinen  Schritt  zur  Reichseinheit,  sondern  ist  nur  eine  Etappe  auf 
dem  Wege  zur  Selbständigkeit  dieser  Kolonie.  Der  Weg  ist  aber  noch 
weit,  und  wir  brauchen  uns  nicht  mit  ihm  zu  befassen. 

Der  Kontinent,  dessen  Seherblick  hinsichtlich  Englands  mitunter 
etwas   getrübt  erscheint,   weissagte  mit  mahnender  Stimme  den   bal- 

•  Am  9.  Juli  1900  setzte  Königin  Viktoria  die  vom  Parlament  angenommene 
australische  Bundesverfassung  in  Kraft,  durch  die  sämtliche  australische  Kolo- 
nien zu  einem  unauflöslichen  Bundesstaat  unter  der  Krone  des  Vereinigten 
Königreichs    von    Großbritannien    und     Irland     zusammengeschlossen     wurden. 
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digen  Aufstand  Indiens,  als  die  Engländer  in  Südafrika  Schlappen  über 
Schlappen  erlitten  und  ihre  militärische  Ungeschicklichkeit  offenbar 
wurde.  Gerade  das  Gegenteil  ist  eingetreten.  Die  indischen  Fürsten 
boten  in  so  weitgehendem  Maße  Truppen  und  Geld  an,  um  sich  an  dem 
Kampfe  zu  beteiligen,  daß  es  selbst  in  England  überrascht  hat.  Das 
Angebot  wurde  in  England  abgelehnt,  nicht  etwa,  weil  man  an  der 
Ehrlichkeit  desselben  zweifelte,  sondern  weil  man  keine  farbigen 
Truppen  gegen  eine  weiße  Rasse  verwenden  wollte.  Manche  englischen 
Militärs  haben  diesen  Entschluß  als  ein  Vorurteil  bedauert.  Die  Sikhs, 
welche  für  ausgezeichnete  Truppen  gelten,  haben  es  geradezu  übel- 
genommen, daß  sie  nicht  hinausgeschickt  worden  sind.  Nach  den  Zei- 
tungsnachrichten werden  jetzt  Regimenter  der  Sikhs  nach  China  ver- 
schifft. Es  ist  eine  sehr  merkwürdige  und  schwer  erklärliche  Tatsache, 
daß  die  Sympathien  fast  der  gesamten  mohammedanischen  Welt,  weit 
über  die  Grenzen  Indiens  hinaus  und  selbst  in  der  Türkei,  in  dem 
Burenkriege  auf  Seiten  Englands  stehen.  Lord  George  Hamilton,  der 
Staatssekretär  für  Indien,  hat  mir  hierüber  jüngst  interessante  Einzel- 
heiten erzählt. 

Das  Selbstgefühl  der  Engländer  ist  also  gewachsen,  trotzdem  man 
sie  auf  dem  Kontinent  zu  verachten  scheint.  Es  gab  eine  Zeit,  wo  die 
Meinung  vorherrschte,  man  brauche  dem  Engländer  nur  fest  auf  die 
Füße  zu  treten,  dann  werde  er  schon  nachgeben.  Kämpfen  werde  er  nicht 
mehr.  Die  Fettschicht  des  Reichtums  sei  zu  dick  geworden.  Dann  kam 
vor  nicht  langer  Zeit  ein  Umschwung,  nachdem  er  uns  im  Jahre  95 
und  96  die  Zähne  gezeigt  hatte,  und  man  nahm  an,  er  sei  bereit,  über 
jedermann  herzufallen.  Beides  ist  falsch.  Der  Engländer  ist  fried- 
liebend, aber  er  wehrt  sich  seiner  Haut,  wenn  er  muß.  Er  würde  sich 
auch  gegen  eine  europäische  Koalition  wehren,  wie  er  das  schon  einmal 
im  Anfang  dieses  Jahrhunderts  getan  hat.  Mit  dieser  Möglichkeit  wird 
englischerseits  gerechnet.  Ich  weiß  bestimmt,  daß  bei  dem  ersten 
ernstlichen  Anzeichen  einer  Koalition  der  Plan  besteht,  die  Vereinigung 
der  fremden  Flotten  nicht  abzuwarten,  sondern  zuerst  und  sofort  die 
französischen  Kriegshäfen  zu  blockieren  und  womöglich  die  französische 
Flotte  zu  vernichten.  Biserta  wird  englischerseits  als  eine  Mausefalle 
betrachtet,  als  ein  Hafen,  in  den  ebenso  schwer  hinein  wie  heraus- 
zukommen sei. 

Das  Interesse  des  handeltreibenden  Englands  ist  der  Friede. 

England  wird  uns  nicht  angreifen,  lediglich  um  unsern  aufblü- 
henden Handel  zu  vernichten  und  um  einen  gefährlichen  Konkurrenten 
zu  beseitigen.  Bisher  haben  in  der  Weltgeschichte  die  emporstrebenden 
Gebilde  die  zur  Entwickelung  gelangten  überwuchert  und  erstickt, 
nicht  umgekehrt.  Wir  sind  die  Vorwärtsschreitenden,  wir  laufen  Eng- 
land allmählich  den  Rang  ab.  Trotzdem  ist  in  England  viel  mehr  guter 
Wille  gegenüber  Deutschland  zu  finden,  als  in  Deutschland  gegenüber 
England.   Ich  meine  hiermit  die  Völker,  nicht  die  Regierungen  16. 
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Was  die  beiden  Regierungen  betrifft,  einerlei  ob  Salisbury  oder 
Rosebery  an  der  Spitze  steht,  so  wäre  es  das  wünschenswerteste,  wenn 
sie  sich,  um  mich  eines  dem  Privatleben  entnommenen  Ausdruckes  zu 
bedienen,  auf  einen  nichtssagenden  höflichen  Verkehr  beschränken 
könnten.  Wir  haben  für  den  Augenblick  zu  wenig  gemeinsame  Be- 
rührungspunkte, um  große  Politik  miteinander  treiben  zu  können 17. 
Wir  wollen  England  nicht  mehr  in  unser  Bündnis  aufnehmen 18,  und  unsere 
Wege  laufen  nebeneinander,  vielleicht  sogar  parallel,  aber  sie  treffen 
sich  nicht.  Den  Raum  dazwischen  füllt  Rußland  aus.  Jeder  geht  seinen 
eigenen  Weg.  Vielleicht  bringen  wichtige  Ereignisse  uns  wieder  näher, 
vielleicht  entfernen  sie  uns  aber  auch.  Es  wird  das  wohl  von  uns 
abhängen,  auf  wessen  Seite  wir  uns  schlagen  wollen. 

Im  Vorstehenden  habe  ich  mich,  Ihrem  Verlangen  entsprechend, 
nicht  an  die  landläufige,  sondern  nur  an  meine  eigene  Ansicht  ge- 
halten. Paul  Metternich 

Randbemerkungen  des  Grafen  von  Bülow: 

1  Hängt  wohl   mit  der  englischen  Hypokrisie   zusammen,   die   ein   Element  der 
Stärke  für  England  ist. 

2  aber   doch    würde    ein    Krieg,    durch   welchen   die    Kontinentalmächte   sich    in 
hohem   Grade   schwächen   würden,    England   degagieren! 

3  ja 

4  richtig 

5  darum   ist   es    auch   keine   Konzession   an   uns,   wenn   England   uns   in   Klein- 
asien freie  Hand  läßt!! 

6  richtig 

7  ja 

3  das  wäre  auch  sehr  falsch! 

9  richtig! 

10  sehr  richtig! 

11  richtig 

12  richtig 

13  ja 

14  richtig 

15  ja 

1G  diesen    Eindruck    hatte    ich   in    England   im   November  99   in   hohem   Grade. 
Alles  das  ist  richtig 

17  ? 

18  cela  depend!  il  ne  faut  jurer  de  rien. 

Nr.  4979 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Hatzfeldt  an  das 

Auswärtige  Amt* 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  51  London,  den  18.  Januar  1901 

Geheim 

Bei  einem  kürzlichen  gelegentlichen  Zusammentreffen  des  Freiherrn 
von  Eckardstein  mit  Herrn  Chamberlain  auf  dem  Lande  beim  Herzog 
*  Die  englisch-deutschen  Verhandlungen  über  den  Abschluß  eines  „allgemeinen 
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von  Devonshire  hat  der  Kolonialminister  unter  anderem  auch  folgende 
bedeutungsvolle  Äußerungen  gemacht: 

Er  und  seine  Freunde  im  Kabinett  seien  sich  jetzt  darüber  klar, 
daß  für  England  die  Zeit  einer  Politik  der  „splendid  isolation"  vor- 
über sei.  England  müsse  sich  für  die  Zukunft  nach  Bundesgenossen  um- 
sehen. Die  Wahl  sei  zwischen  Rußland-Frankreich  und  dem  Dreibund. 
Sowohl  innerhalb  des  Kabinetts  als  auch  im  Volke  gäbe  es  Stimmen, 
welche  einen  Ausgleich  sowie  ein  festes  Zusammengehen  mit  Rußland 
wünschten  und  eifrig  betrieben,  und  bereit  seien,  zur  Erlangung  dieses 
Zieles  einen  sehr  hohen  Preis  zu  zahlen.  Er  selbst  gehöre  nicht  zu  den- 
jenigen, welche  einen  Anschluß  an  Rußland  wünschten,  sondern  sei  der 
Überzeugung,  daß  ein  Zusammengehen  mit  Deutschland  sowie  Anschluß 
an  den  Dreibund  vorzuziehen  sei.  Er  persönlich  werde  alles  tun,  um 
eine  allmähliche  Anbahnung  in  dieser  Richtung  herbeizuführen.  Zu- 
nächst sei  er  dafür,  daß  ein  geheimes  Abkommen  zwischen  England 
und  Deutschland  in  bezug  auf  Marokko  auf  der  bereits  früher  erörterten 
Basis*  zustande  käme.    Er  rate  dazu,  die  Sache  aufzunehmen,*  sobald 


Defensivabkommens"  laufen  vielfach  parallel  mit  den  nahezu  gleichzeitigen 
Verhandlungen  über  ein  englisch-japanisches  Bündnis,  in  das  nach  den  Wün- 
schen der  japanischen  (ob  auch  der  englischen?)  Staatsmänner  Deutschland 
einbezogen  werden  sollte.  Es  schien  aber,  da  die  Verhandlungen  auch  wieder 
auseinanderlaufen,  geraten,  beide  Verhandlungen  in  gesonderten  Kapiteln  zu 
bringen.  Auch  Lord  Lansdowne  hat  sich  einmal  in  einer  Unterredung  mit 
Freiherrn  von  Eckardstein  dahin  geäußert,  daß  er  die  beiden  Angelegenheiten 
eines  allgemeinen  Defensivarrangements  zwischen  England  und  dem  Dreibund, 
sowie  eines  deutsch-englisch-japanischen  Spezialabkommens  in  bezug  auf  Ost- 
asien ganz  getrennt  zu  behandeln  beabsichtige  (Privattelegramm  Freiherrn  von 
Eckardsteins  an  Holstein  vom  18.  April  1901  bei  Eckardstein,  Lebenserinnerungen 
und  Politische  Denkwürdigkeiten,  II,  341  f).  Da  die  Verhandlungen  über  beide 
Angelegenheiten  anstatt  des  erkrankten  Grafen  Hatzfeldt  vielfach  von  dem 
Ersten  Sekretär  bei  der  Botschaft  in  London  Freiherrn  von  Eckardstein  geführt 
worden  sind,  dieser  aber  darüber  meist  in  Privatbriefen  und  -telegrammen  an 
Holstein  berichtet  hat,  die  nur  zum  kleineren  Teil  zu  den  Akten  gekommen  sind, 
so  ist  mit  der  Sammlung  der  amtlichen  Aktenstücke  fortlaufend  die  Dar- 
stellung und  der  Abdruck  der  privaten  Schriftstücke  in  den  Lebenserinnerungen 
und  Politischen  Denkwürdigkeiten  des  Freiherrn  von  Eckardstein,  auf  die  an 
den  betreffenden  Stellen  in  den  Fußnoten  hingewiesen  ist,  zu  vergleichen.  Be- 
merkt sei  noch,  daß  die  von  Eckardstein  während  der  Erkrankung  Graf  Hatz- 
feldts  erstatteten  offiziellen  Berichte  häufig  von  dem  Grafen  Hatzfeldt  gezeichnet 
worden  sind,  obwohl  Eckardstein  und  nicht  Graf  Hatzfeldt  als  die  in  diesen 
Schriftstücken  auftretende  und  handelnde  Persönlichkeit  anzusehen  ist.  Da  Graf 
Hatzfeldt  zwischendurch  in  Momenten  der  Besserung  auch  eigene  Berichte  er- 
stattet hat,  so  ist  nicht  immer  in  der  Londoner  Berichterstattung  der  Träger 
der  Handlung  mit  Sicherheit  zu  erkennen;  das  oben  abgedruckte  Telegramm 
Graf  Hatzfeldts,  das  von  Eckardstein  ausnahmsweise  in  der  dritten  Person 
spricht,  ist  bereits  abgedruckt  bei  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  238.  Vgl.  auch 
dessen  Mitteilungen  über  die  Genesis  des  Telegramms  S.  235  ff.,  245  f. 
*  Am  24.  November  1899  hatte  Chamberlain  in  seiner  Audienz  bei  dem  in 
England  befindlichen  Kaiser  ein  Abkommen  mit  Deutschland  über  Marokko 
angeregt,    wobei    Tanger    an    England    fallen,    Deutschland    sich    aber    an    der 
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Lord  Salisbury  sich  nach  dem  Süden  begeben  habe,  und  die  Einzel- 
heiten mit  Lord  Lansdowne*  und  ihm  zu  verhandeln.  Solange  er, 
Chamberlain,  die  Überzeugung  habe,  daß  ein  dauerndes  Zusammen- 
gehen mit  Deutschland  möglich  sei,  werde  er  sich  jeder  Idee  eines 
Ausgleichs  mit  Rußland  auf  das  entschiedenste  widersetzen.  Sollte 
es  sich  jedoch  herausstellen,  daß  ein  permanenter  Anschluß  an  Deutsch- 
land nicht  durchführbar  sei,  so  werde  auch  er  ein  Zusammengehen  mit 
Rußland  trotz  des  voraussichtlich  von  England  zu  zahlenden  abnormen 
Preises  (eventuell  inklusive  China  und  des  Persischen  Golfs)  befür- 
worten. Er  bäte  diese  seine  Ausführungen  mit  Ausnahme  der  Marokko- 
frage vorläufig  als  keine  Anregung,  sondern  als  eine  lediglich  aka- 
demische Erörterung  zu  betrachten. 

Ausführlicher  Bericht  über  die  von  Chamberlain  sowohl  in  dieser 
als  auch  in  anderen  Fragen  gemachten  Äußerungen  folgt  mit  nächstem 
Feldjäger.  H  atzfei  dt 

Nr.  4980 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Hatzfeldt  an  das 
Auswärtige  Amt  ** 

Telegramm.    Entzifferung 

Privat  für  Baron  von  Holstein  London,  den  18.  Januar  1901 

Zu  Telegramm  Nr.  51  ***. 

Die  bedeutungsvollen  Äußerungen  von  Chamberlain  scheinen  nur 
die  wiederholt  von  mir  ausgesprochene  Vermutung  zu  bestätigen,  daß 

atlantischen  Küste  Marokkos  schadlos  halten  sollte.  Vgl.  Bd.  XV,  Kap.  CI, 
Nr.  4398.  Auch  Lord  Salisbury  hatte  in  seinen  früheren  Unterredungen  mit  Hatz- 
feldt diesen  wiederholt  auf  die  Möglichkeit  eines  deutsch-englischen  Ab- 
kommens über  Marokko  hingewiesen.  So  hieß  es  in  einem  Berichte  Graf 
Hatzfeldts  vom  29.  Januar  1897  (Nr.  63)  über  diesbezügliche  Äußerungen 
Lord  Salisburys:  „Fast  ganz  unvermittelt  ging  der  Minister  auf  die  Mittel- 
meerfrage über,  die  er  als  sehr  langweilig  bezeichnete.  Er  ließ  dann  ganz 
flüchtig  und  mit  beinahe  nur  halblauter  Stimme  die  Bemerkung  fallen:  ,Wollen 
Sie  denn  da  nichts?  Da  ist  doch  auch  noch  Marokko/  Ich  sah  ihn  erstaunt 
an  und  sagte:  , Marokko?  Da  haben  Sie  ja  schon  die  fettsten  Bissen  für  sich 
selbst  in  Aussicht  genommen,  wie  z.  B.  Tanger.'  Er  erwiderte,  daß  er  weder 
Tanger  noch  Cap  Jube  beanspruche,  sondern  einen  anderen  Punkt  allerdings 
reklamieren  würde.  Als  ich  lachend  erwiderte,  daß  es  sich  um  einen  Punkt 
handele,  von  wo  er  sich  mit  Gibraltar  die  Hand  reichen  könnte  zur  eventuellen 
Schließung  des  Mittelmeers,  stellte  dies  der  Minister  keineswegs  in  Abrede. 
Wir  verließen  den  Gegenstand,  nachdem  ich  nochmals  hervorgehoben  hatte, 
daß  wir,  wie  er  wisse,  keine  Gebietsvergrößerungen  im  Mittelmeer  suchten". 
Näheres  über  die  Marokkofrage  in  Kap.  CXIII. 

*  Früher  Staatssekretär  des  Krieges,  seit  12.  November  1900  Staatssekretär 
des   Auswärtigen   im   Kabinett  Salisbury. 

**  Veröffentlicht  bei   Freiherrn   von   Eckardstein    a.  a.  O.  II,    239. 
***  Siehe  Nr.  4979. 
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man  uns  hier  kommen  wird,  wenn  erst  das  Bedürfnis  der  Anlehnung 
empfunden  und  wir  dies  abzuwarten  verstehen,  daß  man  aber  die 
Möglichkeit  eines  Ausgleichs  mit  Rußland  auch  um  einen  hohen  Preis 
ins  Auge  fassen  wird,  wenn  sich  die  Verständigung  mit  Deutschland 
respektive  Dreibund  als  unausführbar  herausstellt. 

Sie  und  ich  stimmen  wohl  darin  überein,  daß  der  Gedanke  einer 
Allianz  vorläufig  noch  verfrüht  ist.  Diese  Ansicht  scheint  aber  Cham- 
berlain  zu  teilen  und  die  spätere  definitive  Verständigung  durch  be- 
sondere Abkommen  über  Marokko  usw.  einleiten  zu  wollen.  Das 
können  wir  uns  gefallen  lassen.  Inzwischen  ist  zu  hoffen,  daß  die 
Abkühlung  zwischen  England  und  Amerika  infolge  der  wachsenden 
Intimität  des  letzteren  mit  Rußland  noch  mehr  zunehmen,  und  daß 
dann  England  immer  mehr  auf  uns  angewiesen  sein  wird. 

Sehr  bemerkenswert  ist  dabei  die  von  Chamberlain  beinahe  un- 
verhüllt an  den  Tag  gelegte  Hoffnung,  Lord  Salisbury  bald  los  zu 
werden  und  dann  Herr  der  Situation  zu  bleiben.  Zunächst  scheint  es 
ziemlich  festzustehen,  daß  Lord  Salisbury  demnächst  auf  mehrere  Mo- 
nate nach  dem  Süden  geht,  und  daß  dann  Chamberlain  mit  seinen 
Freunden,  zu  welchen  vor  allen  Dingen  Lord  Lansdowne  gehört, 
hier  den  Ausschlag  geben  wird. 

Hatzfeldt 


Nr.  4981 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Biilow  an  den  Botschafter  In 
London  Grafen  von  Hatzfeldt 

Telegramm.    Eigenhändiges  Konzept 
Nr.  45  Berlin,  den  20.  Januar  1901 

Antwort  auf  Telegramm  Nr.  51  *  und  Privattelegramm  **. 

Völlig  einverstanden  damit,  daß  wir  abwarten  und  England  die 
Initiative  überlassen.  Die  neuesten  englisch-portugiesischen  Demon- 
strationen ***  werden  in  Deutschland  gegen  die  Politik  der  deutschen 


*  Siehe  Nr.  4979. 
**  Siehe  Nr.  4980. 

***  Die  Anwesenheit  eines  englischen  Geschwaders  in  Lissabon  hatte  am 
8.  Dezember  1900  zu  englisch-portugiesischen  „Verbrüderungsfesten"  Anlaß 
gegeben,  bei  denen  nach  Äußerung  des  Unterstaatssekretärs  Sanderson  zu  Graf 
Hatzfeldt  vom  13.  Dezember  „eine  Art  von  moralischer  Auffrischung  der  aus 
dem  14.  Jahrhundert  herrührenden  und  zur  Zeit  der  Napoleonischen  Kriege 
wieder  erneuerten  Allianz  zwischen  England  und  Portugal"  stattgefunden  hätte. 
Ausdrücklich  und  wiederholt  versicherten  die  englischen  Staatsmänner  dem 
Grafen  Hatzfeldt  und  dem  Freiherrn  von  Eckardstein,  daß  es  sich  nicht  um 
ein  neues  Abkommen  handele,  am  wenigsten  um  ein  solches,  das  irgend  dem 

2    Die  Große   Politik.     17.  Bd.  17 


Regierung  ausgenützt  als  Symptom  dafür,  daß  England  unser  süd- 
afrikanisches Abkommen  verleugnet.  Nach  dieser  Erfahrung  werden 
wir,  Ew.  pp.  und  ich,  zu  erwägen  haben,  ob  es  sich  bei  der  nächsten 
gebotenen  Gelegenheit  empfiehlt,  wieder  ein  solches  Abkommen  älongue 
echeance  zu  schließen,  oder  nach  Art  der  Bündnisse  früherer  Jahr- 
hunderte unmittelbar  vor  dem  Eintritt  in  die  Aktion.  An  die  Ab- 
machung zwischen  England  und  dem  Zweibund  glaube  ich  nicht,  so- 
lange nicht  England  —  wozu  kein  Grund  vorliegt  —  die  Aussicht  auf 
Eingreifen  Deutschlands  zu  seinen  Gunsten  endgültig  verloren  hat. 
Bei  jeder  solchen  Abmachung  muß  der  eventuelle  Gewinn  dem  Risiko 
entsprechen.  Ich  zweifle,  ob  England  auf  ein  von  diesem  Gesichts- 
punkt aus  für  uns  annehmbares  Abkommen  eingehen  wird,  solange 
die  Illusion  fortdauert,  daß  Amerika  unter  Umständen  an  Englands 
Seite  in  den  Kampf  eintreten  würde.  Die  Haltung  der  amerikanischen 
maßgebenden  Faktoren  —  Regierung,  Senat,  Presse  —  in  der  Clayton- 
Bulwer-Frage  *  läßt  vermuten,  daß  auf  englischer  Seite  die  Ernüchterung 
bald  eintreten  wird.  Dann  wird  wahrscheinlich  der  richtige  Moment 
zum  Verhandeln  zwischen  uns  und  England  um  so  viel  näher  gerückt 
sein.  In  der  Zwischenzeit  möchte  ich  der  Orts-  und  Menschenkenntnis 
Ew.  anheimgeben,  die  Engländer  freundlich  anzuhören,  ihnen  in 
aller  Aufrichtigkeit  zuzugeben,  daß  Deutschland  und  England  unter 
Umständen  zur  gemeinsamen  Vertretung  von  Lebensinteressen  berufen 
sein  können,  daß  aber  im  Augenblick  die  deutsche  öffentliche  Meinung, 
welche  nach  den  Samoaerlebnissen  sich  zunächst  an  Burensympathien 
erwärmt  hatte,  jetzt  wiederum  durch  die  englisch-portugiesische  demon- 
strative Annäherung  neues  Mißtrauen  gegen  England  gefaßt  hat. 
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deutsch-englischen  Abkommen  über  die  portugiesischen  Kolonien  zuwiderlaufe. 
Vgl.  den  Schriftwechsel  zwischen  Lord  Lansdowne  und  Freiherrn  von  Eckard- 
stein aus  dem  Dezember  1900  bei  Eckardstein  a.  a.  O.,  II,  207  ff.  Über  die 
wirkliche  Bedeutung  des  englisch-portugiesischen  sog.  Windsor-Vertrages,  vgl. 
Otto  Hammann,  Zur  Vorgeschichte  des  Weltkrieges  (1918).  S.  75  f. 
*  Bei  der  Clayton-Bulwer-Frage  handelte  es  sich  um  das  zwischen  England 
und  Amerika  im  Jahre  1850  getroffene  Abkommen  über  den  Bau  eines  Kanals 
durch  den  Isthmus  von  Panama.  Während  nach  diesem  Abkommen  keiner  der 
beiden  Mächte  die  ausschließliche  Kontrolle  über  den  zu  erbauenden  Kanal 
zustehen  sollte,  wurde  es  seit  dem  Ausgang  des  Jahrhunderts  mit  der  Be- 
festigung der  Monroedoktrin  mehr  und  mehr  zu  einem  Axiom  der  Politik  der 
Vereinigten  Staaten,  daß  das  Recht,  den  Kanal  zu  bauen  und  zu  besitzen, 
lediglich  ihnen  zustehen  dürfe.  Es  entstanden  darüber  ernstliche  Schwierigkeiten 
zwischen  England  und  Amerika.  Zwar  kam  am  5.  Februar  1900  zwischen  dem 
Staatssekretär  Hay  und  dem  englischen  Botschafter  Pauncefote  ein  Vertrag 
über  den  Bau  des  Kanals  zustande,  der  aber  von  dem  Senat  im  März  abgelehnt 
und  erst  im  November  mit  Zusätzen  genehmigt  wurde,  die  den  Inhalt  des 
Vertrags  zu  Ungunsten  Englands  gründlich  veränderten.  Die  definitive  Unter- 
zeichnung des  Hay-Pauncefote-Vertrags,  der  nunmehr  die  Ansprüche  Englands 
auf  ein  Mitrecht  am  Kanal  völlig  ausschied,  fand  erst  im  November  1901  statt. 
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Nr.  4982 

Kaiser  Wilhelm  IL,  z.  Z.  in  London,  an  den  Reichskanzler 

Grafen   von  Bülow* 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  1  London,  den  20.  Januar  1901 

Überfahrt  stürmisch  mit  heftigen  Bewegungen,  bei  Sonnenschein, 
wäre  nichts  für  Sie  gewesen.  Einzelne  Herren  unsichtbar.  Ich  habe 
mich  sechs  Stunden  von  der  Salzluft  umbrausen  lassen  und  bin  nie 
wohler  gewesen!  Es  war  herrlich!  Wir  sahen  viele  Fischer  und  Segler, 
auch  in  Themse  viele  Dampfer!  Draußen  passierte  uns  großer  Nord- 
deutscher Lloyddampfer,  stolz  die  Wellen  schneidend.  Empfang  hier 
seitens  der  Prinzen  sehr  herzlich.  Prince  of  Wales  sehr  warm  und  voll 
gerührten  Dankes,  daß  ich  kam.  Freiherr  von  Eckardstein  meldete  mir: 
Als  gestern  abend  Nachricht  London  bekannt  wurde,  daß  ich  komme, 
sei  dankbare  Freude  und,  wenn  man  so  etwas  sagen  darf,  Begeisterung 
ausgebrochen.  Prince  of  Wales  teilte  mit,  Zustand  Ihrer  Majestät  „un- 
verändert ernst",  es  sei  eine  „degeneration  of  the  brain"  und  Affektion 
des  Nervensystems  mit  großer  Schwäche;  er  habe  seine  eigene  Mutter 
nicht  bisher  sehen  dürfen,  da  von  Agitation  sofortiger  Tod  befürchtet!! 
Er  hat  ausdrücklichen  Wunsch,  daß  ich  Lord  Lansdowne  und  Lord 
Salisbury  sehen  soll,  der  morgen  eintrifft.  Gott  gebe  mir  die  richtigen 
Gedanken  und  Worte,  daß  ich  sie  richtig  zu  fassen  verstehe  und  zum 
Wohl  beider  Länder  ausfalle,  was  wir  beredet.  Ich  werde  sogleich 
melden.  Freiherr  von  Eckardstein  sagt  mir,  Chamberlain  habe  ver- 
traulich angedeutet,  daß  es  mit  „splendid  isolation"  vorbei,  England 
müsse  wählen  zwischen  Dreibund  und  Rußland-Frankreich.  Er  wolle 
ä  tout  prix  ersteres,  ein  Teil  Kabinetts  letzteres.  Auswärtiges  Amt 
ersteres;  nur  wenn  wir  nicht  wollten,  dann  Abschwenkung  nach  Zwei- 
bund. Verständigung  über  Marokko  wieder  von  ihm  erwünscht,  kann 
geschehen,  sobald  Lord  Salisbury  nach  Cannes  fort.  Also  „sie  kommen" 
scheints,  worauf  wir  gewartet  haben. 

Wilhelm  I.  R. 


*  Kaiser  Wilhelm  II.  war  am  19.  Januar  auf  die  Nachricht  von  der  schweren 
Erkrankung  seiner  Großmutter,  der  greisen  Königin  Viktoria  (f  21.  Januar), 
nach  England  geeilt.  Über  den  dortigen  Aufenthalt  des  Kaisers,  der  sich  bis 
zur  Beisetzung  der  Königin  (4.  Februar)  hinzog,  vgl.  auch  die  ausführlichen 
Mitteilungen  Eckardsteins,  a.  a.  O.,  II,  252  ff. 
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Nr.  4983 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bälow  an  Kaiser  Wilhelm  If., 

z.  Z.  in  Osborne 

Konzept 
Nr.  3  Berlin,  den  21.  Januar  1901 

Euerer  Majestät  lege  ich  für  das  so  gnädige  und  mir  hochinter- 
essante Telegramm  aus  London*  meinen  alleruntertänigsten  Dank  zu 
Füßen.  Ich  bin  so  glücklich,  daß  Euere  Majestät  gut  angelangt  sind. 
Für  Euere  Majestät  muß  die  Überfahrt  herrlich  gewesen  sein,  ich  aber 
wäre  dabei  wohl  auch  „unsichtbar"  geworden.  Möge  der  Lloyddampfer, 
welcher  stolz  die  Wellen  schneidend  Euerer  Majestät  begegnete,  ein 
glückliches  Omen  sein  für  die  Erreichung  der  von  Euerer  Majestät  dem 
deutschen  Volke  gesteckten  Ziele. 

Euere  Majestät  haben  vollkommen  Recht  mit  der  Empfindung, 
daß  die  Engländer  uns  kommen  müssen.  Sie  haben  eben  in  Afrika 
viel  Haare  gelassen,  Amerika  zeigt  sich  unsicher,  Japan  unzuverlässig, 
Frankreich  haßerfüllt,  Rußland  perfide,  die  öffentliche  Meinung  in  allen 
Ländern  feindlich.  1897  beim  diamantenen  Jubiläum**  hatte  das  eng- 
lische Selbstbewußtsein  seinen  Höhepunkt  erreicht,  schlug  der  eng- 
lische Pfau  sein  stolzestes  Rad  und  gefiel  sich  in  der  splendid  isolation. 
1898  zeigten  sich  die  ersten  Annäherungsversuche  in  dem  Brief  Ihrer 
Majestät  der  Kaiserin  Friedrich,  im  Dezember  1899  verdichteten  sich 
die  englischen  Wünsche  zu  der  Chamberlainschen  Rede***,  jetzt 
dämmert  den  Engländern  allmählich  das  Bewußtsein  auf,  daß  sie  bloß 
mit  eigener  Kraft  ihr  Weltreich  gegen  so  viele  Gegner  nicht  werden 
behaupten  können. 

Jetzt  kommt  alles  darauf  an,  die  Engländer  weder  zu  entmutigen 
noch  sich  vorzeitig  von  ihnen  festlegen  zu  lassen.  Die  englischen  Ver- 
legenheiten werden  sich  in  den  nächsten  Monaten  noch  steigern,  und 
damit  steigt  auch  der  Preis,  den  wir  fordern  können.  Wir  dürfen  Eng- 
land kein  zu  großes  Empressement  zeigen,  was  nur  die  englischen 
Ansprüche  erhöhen  und  unsere  Aussichten  auf  Gewinn  verringern  würde, 
müssen  aber  gleichzeitig  die  Engländer  in  der  Überzeugung  erhalten, 
daß  wir  den  Fortbestand  eines  mächtigen  Englands  wünschen,  an  eine 
Solidarität  der  deutschen  und  englischen  politischen,  kulturellen  und 
auch  wirtschaftlichen  Interessen  glauben  und  uns  deshalb  bei  richtigem 


*   Siehe   Nr.   4982. 

**  Ende  Juni  1897.    Vgl.  Bd.  XIII,  Kap.  LXXIV. 

***  Vgl.  Bd.  XV,  Kap.  CI,  Nr.  4401,  S.  424,  Fußnote*. 
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Verhalten  von  englischer  Seite  mit  der  Zeit  auch  zu  dieser  oder  jener 
Verständigung  mit  England  bereit  finden  lassen  würden. 

In  letzterer  Beziehung  ist  nach  meinem  ehrfurchtsvollsten  Dafür- 
halten für  uns  ein  dilatorisches  Verhalten  dringend  geboten,  auch  des- 
halb, weil  nicht  viel  Reelles  einzuheimsen  ist,  solange  Lord  Salisbury 
seinen  Urlaub  nicht  angetreten  hat,  der  zwar  nicht  mehr  unser  aus- 
gesprochener Gegner,  aber  mißtrauisch,  schwer  von  Entschluß  und 
dur  ä  la  detente  ist.  Im  Hinblick  auf  die  gesamte  Weltlage  wie  auf 
unsere  eigenen  Lebensinteressen  würden  Euere  Majestät  einen  wahren 
Meistercoup  ausführen,  wenn  es  Allerhöchstderselben  gelänge,  den 
maßgebenden  Engländern  die  Hoffnung  auf  ein  zukünftiges  festes  Ver- 
hältnis mit  uns  zu  lassen,  ohne  Allerhöchstsich  schon  jetzt  verfrüht 
zu  binden  noch  festzulegen.  Die  von  den  Engländern  angedrohte  Ver- 
ständigung mit  dem  Zweibund  ist  ein  nur  zu  unserer  Einschüchterung 
erfundenes  Schreckgespenst,  womit  die  Engländer  schon  seit  Jahren 
operieren.  Die  Opfer,  welche  eine  solche  Verständigung  England  auf- 
erlegen würde,  sind  so  extravagant,  daß  die  englische  Regierung  selbst 
in  der  Zeit,  wo  die  Gereiztheit  zwischen  uns  und  England  am  größten 
war,  sich  nicht  dazu  entschlossen  hat.  Diese  Verständigung,  welche 
England  durch  die  gebrachten  Opfer  schwächen,  den  Zweibund  aber 
für  weiteres  Vorgehen  gegen  England  stärken  und  ermutigen  würde, 
könnte  den  schließlichen  Kampf  Englands  um  sein  Dasein  nur  um 
eine  kurze  Spanne  Zeit  hinausschieben,  wäre  also  für  England  nicht 
nur  zwecklos,  sondern  direkt  schädlich.  Das  den  Engländern  freund- 
lich aber  deutlich  unter  die  Nase  zu  reiben,  werden  Euere  Majestät 
gewiß  verstehen. 

Sehr  wichtig  erscheint  mir  auch,  alles  zu  vermeiden,  was  den  Eng- 
ländern die  Idee  einflößen  könnte,  als  ob  die  politischen  Beziehungen 
zwischen  uns  und  Rußland  und  die  persönlichen  Beziehungen  zwi- 
schen Euerer  Majestät  und  dem  Zaren  gespannte  oder  gar  unwider- 
ruflich schlechte  wären*.  Wenn  die  Engländer  das  glaubten,  würden 
sie  uns  keine  ernstlichen  Konzessionen  mehr  machen,  in  der  Hoffnung 
und  Erwartung,  daß  par  la  force  des  choses  Deutschland  in  einen  Kon- 
flikt mit  Rußland-Frankreich  gedrängt  und  England  dadurch  der  Not- 
wendigkeit überhoben  werden  würde,  seine  eigene  Haut  zu  Markt 
zu  tragen. 

Gott  gebe,  daß  Euere  Majestät  in  Osborne  keine  zu  schmerzlichen 
Eindrücke  haben! 

B  ü  1  o  w 


*  Tatsächlich  war  durch  die  Chinawirren  und  namentlich  durch  die  russische 
Insinuation,  daß  Deutschland  seine  Truppen  aus  China  zurückziehen  möge, 
eine  Spannung  zwischen  Rußland  und  Deutschland  entstanden,  die  auch  auf 
die   Beziehungen  der  beiden   Herrscher  übergriff.    Vgl.   Bd.  XVI,   Kap.  CV. 
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Nr.  4984 

Der  Vortragende  Rat  im  Auswärtigen  Amt  von  Holstein  an 

den  Rat  im  Kaiserlichen  Gefolge  Gesandten  Grafen 

von  Metternich,  z.  Z.  in  Osborne 

Telegramm.    Konzept 

Privat  Berlin,  den  21.  Januar  1901 

Ich  bin  gegen  den  jetzigen  Freundschaftssturm  von  Chamberlain 
und  Genossen  deshalb  besonders  mißtrauisch,  weil  die  angedrohte  Ver- 
ständigung mit  Rußland  und  Frankreich  so  vollständiger  Schwindel  ist. 
Englisches  Zurückweichen  würde  den  Kampf  um  die  Existenz  ein 
paar  Jahre  hinausschieben,  ihn  dann  aber  um  so  sicherer  machen,  weil 
die  Gegner  gestärkt,  die  Engländer  an  Macht  und  Prestige  geschwächt 
wären.  Wir  können  warten,  die  Zeit  läuft  für  uns.  Ein  vernünftiges 
Abkommen  mit  England,  d.  h.  ein  solches,  wo  der  beinahe  sicheren 
Kriegsgefahr,  welcher  wir  uns  dabei  aussetzen,  gebührende  Rechnung 
getragen  wird,  läßt  sich  meines  Erachtens  erst  dann  erreichen,  wenn  das 
Gefühl  der  Zwangslage  in  England  allgemeiner  als  heute  geworden  ist. 

Holstein 

Nr.  4985 

Der  Vortragende  Rat  im  Auswärtigen  Amt  von  Holstein  an 
den  Ersten  Sekretär  bei  der  Botschaft  in  London  Freiherrn 

von  Eckardstein  * 

Telegramm.    Konzept 
Privat  Berlin,   den   21.  Januar  1901 

Die  ganze  Drohung,  durch  Zurückweichen  aus  China  und  aus  dem 
Persischen  Meerbusen  die  Feindschaft  von  Rußland  und  Frankreich 
zu  entwaffnen,  ist  ja  Unsinn  und  Schwindel.  Erstens  kommt  dabei  für 
Frankreich  nicht  genug  heraus.  Frankreich  würde  weder  durch  diese 
noch  durch  eine  andere  Konzession  sich  bewegen  lassen,  Tanger  und 
damit  die  Meerenge  von  Gibraltar  an  England  auszuliefern.  Wenn 
England  an  Rußland  und  Frankreich  große  Konzessionen  an  Gebiet 
und  Einflußsphären  machte,  so  würde  es  damit  die  beiden  Gegner 
nur  in  Appetit  setzen  und  den  Kampf  ums  Dasein,  wenn  auch  einige 
Jahre  später,  erst  recht  unvermeidlich  machen;  ein  geschwächtes  Eng- 
land gegen  gestärkte  Feinde. 

Für  Deutschland  ist  kaum  ein  größerer  Vertrag  mit  England  denk- 
bar, der  für  uns  nicht  eine  beinahe  sichere  Kriegsgefahr  in  sich  schlösse. 


*  Bereits  veröffentlicht:  Freiherr  von  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  260  f. 
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Für  dieses  ungeheure  Risiko,  das  Deutschland  eventuell  übernimmt, 
wird  aber  eine  verhältnismäßige  Entschädigung  erst  dann  von  Eng- 
land zu  erwarten  sein,  wenn  dieses  von  seinen  eigenen  Leistungen 
und  von  der  Freundschaft  Amerikas  eine  richtigere  d.  h.  geringere 
Meinung  haben  wird  als  heute.  Heute  gilt  in  England  immer  noch  das 
Wort  von  Salisbury  an  Hatzfeldt:  „Sie  verlangen  zu  viel  für  Ihre  Freund- 
schaft/' Dies  und  auch  die  unter  Salisbury  zur  Gewohnheit  gewordene 
schlechte  Behandlung  Deutschlands  muß  erst  beiderseits  vergessen  und 
verwischt  sein,  um  dann  start  fresh  zu  können.  Vorläufig  setzt  Kitchener 
in  Südafrika  die  Behandlung  der  Deutschen  nach  Salisburyschen  Heften 
fort*. 

Holstein 

Nr.  4986 

Der  Erste  Sekretär  bei  der  Botschaft  in  London  Freiherr 
von  Eckardstein  an  das  Auswärtige  Amt  ** 

Telegramm.    Entzifferung 

London,  den  29.  Januar  1901 

Privat  für  Baron  von  Holstein. 

Soeben  von  Osborne  zurückgekehrt. 

Nicht  nur  zwischen  dem  Kaiser  und  dem  Könige,  sondern  auch  mit 
der  Königin  und  sämtlichen  übrigen  Familienmitgliedern  besteht  jetzt 
das  denkbar  herzlichste  Einvernehmen.  Bei  der  heute  stattgehabten 
Investitur  des  Kronprinzen  mit  dem  Garter***  hielt  der  König  eine  im 
herzlichsten  Tone  gehaltene  Ansprache,  in  welcher  er  die  intimen 
Familienbande  zwischen  ihm  und  dem  kaiserlichen  Hause  betonte  und 
der  Hoffnung  Ausdruck  gab,  daß  dieses  Verhältnis  sich  auch  auf  die 
beiden  großen  Nationen  ausdehnen  möge,  welche  dazu  berufen  seien, 
gemeinschaftlich  für  Aufrechterhaltung  des  Friedens  und  Förderung 
der  Zivilisation  zu  arbeiten.  Zum  Schluß  hob  er  hervor,  daß  der  spon- 
tane Aufbruch  des  Kaisers  an  das  Krankenlager  der  Königin  sowie 
das  Verbleiben  in  England  bis  zur  Beisetzung  f  nicht  nur  im  Familien- 
kreise, sondern  im  gesamten  englischen  Volke  ein  tiefes  und  bleibendes 
Gefühl  des  Dankes  und  der  Verehrung  hervorgerufen  habe. 

Der  Kaiser  erzählte  mir,  daß  er  lange  politische  Gespräche  mit 
dem  Könige  gehabt  habe,  und  daß  sie  beide  ganz  accord  seien.  Der 
König  besitze  jetzt  eine  starke  Abneigung  sowohl  gegen  Rußland  als 
auch  gegen  Frankreich  und  habe  sich  ihm  gegenüber  in  den  schärfsten 

*  Vgl.  dazu  Holsteins  Privatbrief  an  Freiherrn  von  Eckardstein  vom  15.  Januar 

1901.     Eckardstein   a.  a.  O.  II,   249. 

**  Bereits  veröffentlicht  bei  Freiherr  von  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  264  ff.,  jedoch 

mit  charakteristischen  Abänderungen. 

***  4.  Februar. 

f  Vgl.  Nr.  4982,  Fußnote  *. 
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Worten  entsprechend  geäußert.  Als  er  den  König  auf  die  Symptome 
einer  amerikanisch-russischen  Annäherung  aufmerksam  gemacht  habe, 
sei  derselbe  sehr  ernst  geworden  und  habe  eine  derartige  Koalition 
als  eine  große  Gefahr  für  das  gesamte  Europa  bezeichnet.  Bei  der 
Ankunft  Lord  Lansdownes  in  Osborne  habe  der  König  ihm  gesagt, 
daß  derselbe  trotz  seiner  französischen  Mutter  durchaus  keine  Sym- 
pathien für  Frankreich  besäße,  daß  dies  jedoch  bei  Lord  Salisbury  im 
höchsten  Grade*  der  Fall  sei.  In  seiner  Unterredung  mit  Lord  Lans- 
downe  habe  er,  der  Kaiser,  ebenso  wie  mit  dem  Könige,  politische 
Fragen  nur  vom  akademischen  Standpunkt  aus  erörtert.  Lord  Lans- 
downe  habe  ihm  zwar  zuerst  von  dem  alten  Satz  der  balance  of  power 
unter  den  europäischen  Mächten,  welche  in  der  Hand  von  England 
läge,  gesprochen.  Darauf  habe  er  ihm  geantwortet,  daß  die  balance  of 
power  jetzt  auf  den  22  deutschen  Armeekorps  beruhe,  daß  England 
nicht  mehr  in  der  Lage  sei,  sich  wie  in  früheren  Zeiten  vom  übrigen 
Europa  fernzuhalten,  sondern  mit  dem  Kontinent  zusammengehen 
müsse.  Sowohl  in  dieser  Frage  als  auch  in  bezug  auf  die  dem  gesamten 
Europa  seitens  einer  russisch-amerikanischen  Entente  drohende  Ge- 
fahr habe  ihm  Lord  Lansdowne  schließlich,  wenn  auch  mit  einigem 
Zögern,  zugestimmt.  Deutschland  selbst  habe  er,  der  Kaiser,  im  all- 
gemeinen gar  nicht  erwähnt,  sondern  immer  nur  vom  Kontinent  ge- 
sprochen. Als  Lord  Lansdowne  das  Gespräch  auf  die  letzte  englische 
Demarche  in  Berlin  bezüglich  der  russischen  Aneignungen  in  Tientsin** 
gebracht  habe,  habe  er  geantwortet,  daß  ihm  diese  Frage  noch  nicht 
genügend  bekannt  sei,  um  darüber  eine  Meinung  abzugeben,     pp.  *** 

Eckardstein 


Nr.  4987 

Kaiser  Wilhelm  IL,  z.  Z.  in  Osborne,  an  den  Reichskanzler 

Grafen  von  Bülow. 

Konzept  von  der  Hand  des   Rats  im   Kaiserlichen   Gefolge  Gesandten 
Grafen   von   Metternich,   vermutlich   nach   Diktat   Kaiser  Wilhelms   II. 

Osborne,  den  29.  Januar  1901 

Am  25.  Januar  habe  ich  in  Osborne  eine  Unterredung  mit  Lord 
Lansdowne  gehabt.  Der  Auswärtige  Minister  hat  einen  guten  Eindruck 
auf  mich  gemacht. 

Er  begann  mit  Klagen  über  das  Verhalten  der  Russen  in  Tientsin  f. 


*  Statt  „im  höchsten  Grade"  druckt  Eckardstein:  „eher". 

**  Vgl.  darüber  Bd.  XVI,  Kap.  CV,  Nr.  4758—4763,  Nr.  4781  ff. 

***  Den    Schluß    des    Telegramms,    der   nur   Unwesentliches    enthält,    siehe    bei 

Eckardstein  a.  a.  O.  II,  265  f. 

t  Siehe  Fußnote  **. 
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Nach  neueren  Nachrichten  scheine  es  festzustehen,  daß  die  Russen 
ein  mehrere  Meilen  umfassendes  Territorium  bei  Tientsin  zu  einer 
„Niederlassung"  erworben  hätten.  Nun  hätten  die  Russen  weder 
Handeltreibende  noch  Beamte  in  genügender  Zahl  in  Tschili,  um  den 
Landerwerb  zu  rechtfertigen,  welcher  wahrscheinlich  militärischen 
Zwecken  dienen  solle.  Der  Verfolg  von  eigennützigen  Zielen  zum 
Zwecke  von  Gebietserwerbungen  in  China  sei  aber  aus  dem  Pro- 
gramm der  Mächte  gestrichen,  laufe  den  eigenen  Erklärungen  Rußlands 
zuwider  und  versündige  insbesondere  gegen  die  deutsch-englischen 
Abmachungen,  denen  auch  die  übrigen  Mächte  beigetreten  seien.  In- 
folgedessen habe  des  Königs  von  England  Regierung  Sir  Frank  Las- 
celles  beauftragt,  diese  Dinge  in  Berlin  zur  Sprache  zu  bringen. 

Ich  antwortete,  daß  mir  von  der  englischen  Demarche  noch  nichts 
bekannt  geworden  sei.  Ich  erwartete  nun  erst  eine  Meldung  meiner 
Regierung  über  die  englische  Mitteilung,  ehe  ich  näher  auf  die  An- 
gelegenheit eingehen  könne.  Ich  hätte  seit  dem  Sommer,  als  die  Nach- 
richt zuerst  bekannt  geworden,  nichts  mehr  darüber  gehört.  Im  all- 
gemeinen ließe  sich  allerdings  nicht  leugnen,  daß  der  russische  Ver- 
treter in  Peking  eine  ziemlich  zweideutige  Rolle  spiele  und  nicht  immer 
bei  der  Wahrheit  bliebe.  Der  Feldmarschall  Graf  Waldersee  habe  über 
das  unsichere  Verhalten  der  Russen  auch  seine  Erfahrungen  gemacht. 
Die  Russen  hätten  eben  andere  Interessen  in  China  als  die  übrigen. 

Als  Lord  Lansdowne  nun  Bemerkungen  fallen  ließ,  wie  lange  die 
fremden  Truppen  wohl  noch  in  China  auszuharren  hätten,  erwiderte 
ich:  So  lange,  bis  die  Chinesen  die  Forderungen  der  Mächte  erfüllt 
haben*!  Wer  sich  etwa  vorher  zurückziehe,  dessen  Interessen  würden 
beim  Friedensabschluß  unberücksichtigt  bleiben.  Wer  dann  aber  mit 
seinen  Truppen  dabei  wäre,  der  würde  auch  ein  Wort  mitzusprechen 
haben.  Ich  könne  ihm  versichern,  ich  bliebe  da.  Die  schnellste  und 
sicherste  Lösung  sei  das  Festhalten  an  den  Friedensbedingungen  unter 
militärischem  Nachdruck. 

Lord  Lansdowne  stimmte  dem  bei  und  beteuerte,  daß  man  hier 
fest  entschlossen  sei,   die  englischen   Truppen   in   China  zu  belassen. 

Es  kam  sodann  die  Rede  auf  die  russischen  Bestrebungen  in  Asien 
im  allgemeinen.  Wie  die  Russen  die  Zeit  für  sich  hätten,  mit  Konse- 
quenz vorgingen,  alle  ihre  Kräfte  auf  das  gleiche  Ziel  einspannten. 
Dieses  Ziel  sei  die  Entfernung  des  europäischen  Einflusses  aus  Asien. 
Ich  wisse  wohl,  daß  einflußreiche  Mitglieder  im  englischen  Kabinett  — 
und  ich  könnte  sie  ihm  mit  Namen  nennen  —  auf  Grund  von  Opfern 
eine  dauernde  Verständigung  mit  Rußland  erstrebten.  Es  liege  mir  fern, 
England  gegen  Rußland  aufstacheln  zu  wollen,  ebensowenig  wie  ich 
England  mit  Frankreich  oder  Frankreich  mit  Rußland  entzweien  wolle, 
wie  man  mir  das  früher  wohl  nachgesagt  hätte.    Dagegen  hielte  ich  es 
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für  meine  Pflicht,  dem  englischen  Minister  des  Äußern  die  Weltlage 
so  darzustellen,  wie  sie  mir  vorschwebe.  Also,  englische  Konzessionen 
würde  Rußland  gewiß  mit  Vergnügen  und  den  freundschaftlichsten  Be- 
teuerungen hinnehmen  und  z.  B.  einen  russischen  Generalkonsul  in 
Buschir,  einen  andern  in  Kalkutta  einsetzen,  um  das  Terrain  vor- 
zubereiten, daneben  aber  seinen  ausschließlichen  Einfluß  in  Nord- 
china unter  Verdrängung  der  Engländer  und  übrigen  Europäer  be- 
festigen und  zugleich  seinen  politischen  Einflußi  über  die  Vizekönige 
des  Jangtsegebietes  begründen.  Diese  Errungenschaften  würde  Ruß- 
land wohl  lieber  auf  friedlichem  Wege  erreichen  als  dafür  kämpfen 
müssen.  Aber  werde  es  sich  damit  begnügen?  Werde  das  „Halt", 
welches  England  dann  rufen  werde,  Beachtung  finden?  Auch  Oladstone 
und  seine  Nachfolger  hätten  Rußland  „Halt!"  zugerufen  vor  Merw, 
vor  Kusch,  vor  den  Höhen  des  Pamir.  Trotzdem  sähen  die  Russen 
heute  von  Merw  und  Kusch  hinüber  in  das  afghanische  Land  und 
vom  Pamir  hinab  auf  die  indischen  Grenzwachen.  Das  Nachgeben 
hülfe  nichts.  Rußland  schmiege  sich  wie  eine  Wurst  um  die  indische 
Grenze  und  werde  Indien  unter  Ausnützung  von  Konzessionen,  wenn 
sie  gemacht  würden,  erdrücken. 

Die  europäische  Diplomatie,  und  insbesondere  die  russische,  ver- 
fahre anders,  und  wenn  er,  Lord  Lansdowne,  gestatten  wolle,  dies  aus- 
zusprechen, mit  mehr  System  als  die  englische.  Während  diese  sich 
nur  immer  mit  einem  Gegenstande  beschäftige,  sei  es  Armenien  oder 
Kreta,  Neufundland  oder  die  Hebriden,  und  darüber  aller  anderen  ver- 
gesse, wie  ein  englischer  Lord,  der  einen  Salm  an  der  Angel  habe, 
suchten  die  kontinentalen  Mächte  neben  den  Interessen  des  Tages 
auch  das  Gesamtbild  weiter  zu  verfolgen  und  aus  kleinen  Anzeichen, 
wie  z.  B.  durch  Entsendung  diplomatischer  oder  konsularischer  und 
auch  kaufmännischer  Agenten  nach  diesem  oder  jenem  Ort,  Schlüsse 
zu  ziehen  und  Kombinationen  aufzustellen.  Die  europäische  Diplomatie 
würde  daher  viel  seltener  überrascht  als  die  englische.  Dies  komme 
ferner  daher,  weil  der  Engländer  in  seinem  Gleichmut  sich  bisher  nur 
wenig  um  den  europäischen  Kontinent  gekümmert,  ja  sich  als  etwas 
Besonderes,  außerhalb  Europa  Stehendes  betrachtet  habe,  wie  schon 
der  Ausdruck  „England  and  the  Gontinent"   lehre. 

Hier  nun  sei  der  Sitz  des  Übels  und  auch  die  Möglichkeit  der  Ab- 
hülfe. Der  welthistorische  Augenblick  rücke  immer  näher  heran,  wo 
England  frei  und  ohne  Rückhalt  auf  die  Seite  Europas  treten  und  sich 
mit  ihm  solidarisch  erklären  und  fühlen  müsse  oder  Amerika  wählen 
werde. 

England,  Amerika  und  Rußland  sei  unzweifelhaft  eine  mächtige 
Gruppe,  aber  ebenso  fest  stehe  es,  daß  England  zwischen  diesen  beiden 
zerrieben  und  vom  Erdboden  fortgefegt  werden  würde,  wenn  es  sich 
ihnen  anschlösse.  Die  Vereinigten  Staaten  seien  zielbewußt,  voll  jugend- 
licher Kraft  und   Übermutes,  ohne  Skrupel   und  Solidaritätsgefühl  für 
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andere.  Sie  genügten  sich  auf  ihrem  weiten  zum  Teil  noch  un- 
erschlossenen  Kontinent  selbst.  Dabei  wendeten  sie  die  Monroe- 
doktrin nur  mehr  insofern  an,  als  sie  jeden  andern  fernhielten;  dafür 
dehnten  sie  sich  aber  selbst  aus,  wohin  sie  wollten.  Mit  dem  einen 
Fuß  ständen  sie  in  Honolulu,  mit  dem  andern  in  Kuba!  Es  dünke  mir, 
daß  die  Freundschaft  Englands  im  Kriege  mit  Spanien  schlecht  ver- 
golten worden  sei.  Die  amerikanischen  Sympathien  seien  auf  Seiten 
der  Buren,  und  mit  rücksichtslosem  Egoismus  zerrissen  sie  einen  mit 
England  geschlossenen  Staatsvertrag  und  würfen  England  die  Paunce- 
fote-Hay- Vereinbarung  vor  die  Füße.  Mr.  Hay,  den  er,  Lord  Lansdowne, 
als  englandfreundlich  rühme,  möge  dies  ja  auch  als  Botschafter  in 
London  gewesen  sein.  In  Washington  scheine  er  aber  nur  die  Inter- 
essen seines  eigenen  Landes  zu  verfolgen.  Ich  früge  ihn,  den  Minister, 
nun  offen,  ob  man  denn  hier  wirklich  noch  im  Wahne  der  amerika- 
nischen Freundschaft  lebe?  „Those  who  look  behind  the  scenes,  do 
not/'  gab  Lord  Lansdowne  nach  einigem  Zögern  zur  Antwort. 

Ich  bat  ihn  nun,  mir  weiter  zu  folgen,  wie  Amerika  und  Rußland 
sich  allmählich  zusammenfänden,  was  an  und  für  sich  unwahrscheinlich 
erscheine.  Amerika  unterstütze  die  russische  Politik  in  China  seit  Jahr 
und  Tag.  Es  habe  zu  verschiedenen  Malen  versucht,  das  europäische 
Konzert  zu  zerstören  und  damit  einen  russischen  Wunsch  zu  erfüllen. 
Es  lasse  nun  schließlich  die  Truppen,  die  es  nicht  zurückziehe,  ge- 
wissermaßen unter  russischem  Schutz  in  China  überwintern.  In  seiner 
sprunghaften  chinesischen  Politik  habe  es  stets  sorgsam  vermieden, 
den  russischen  Bestrebungen  entgegenzutreten. 

Auf  der  andern  Seite  behandle  Rußland  die  amerikanischen  Inter- 
essen mit  äußerster  Schonung.  Letzthin  habe  es  sogar  großartige  Be- 
stellungen an  Kriegsmaterial  aller  Art  in  Amerika  gemacht,  während 
bisher  Rußland  seine  Kanonen  und  Panzerplatten,  die  es  nicht  selbst 
habe  herstellen  können,  in  Frankreich  bestellt  habe.  Man  kaufe  aber 
nur  Waffen  bei  einem  Freunde,  von  dem  man  wisse,  daß  er  sie  gut 
und  brauchbar  liefern  wolle. 

Als  Lord  Lansdowne  erstaunt  war,  von  der  russischen  Waffen- 
bestellung in  den  Vereinigten  Staaten  zu  hören,  erwiderte  ich,  dies 
wäre  eins  von  den  Beispielen,  wo  der  englische  Lord  mit  dem  Buren 
am  Angelhaken  nicht  mehr  bemerke,  was  anderswo  vorgehe. 

Die  Annäherung  Rußlands  und  Amerikas  bereite  sich  also  seit 
langer  Hand  vor.  Sie  beruhe  darauf,  daß  beide  keine  europäischen 
Mächte  und  daher  in  vielen  Dingen  Europa  feindlich  gesinnt  seien. 
Beide  wollten  die  Europäer,  plus  Engländer,  aus  China  fernhalten. 
Sie  wollten  sich  in  China  teilen:  der  eine  die  politische,  der  andere 
die  kommerzielle  Herrschaft  an  sich  reißen.  Der  Slawe  mit  seiner 
numerischen  Übermacht,  mit  seinem  passiven,  halb  schlummernden, 
aber  doch  auf  bestimmte  Objekte  gerichteten  Instinkte,  der  mit  elemen- 
tarer Macht  dräuend  und  langsam  in  der  Weltgeschichte  hervortrete, 
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der  Amerikaner  mit  seiner  Zähigkeit,  seinem  Erfindungsgeiste,  seiner 
Entschlossenheit  und  den  unerschöpflichen  Hilfsquellen  seines  neuen 
Landes  würden,  wenn  man  sie  gewähren  ließe,  mit  der  Zeit  alles  ab- 
sorbieren. Es  gebe  nur  ein  Mittel  der  Rettung,  und  das  sei  die  Zu- 
sammenfassung Europas  m  i  t  England  und  Frankreich. 

Die  alte  französische  Kultur  sei  für  Europa  nützlich  und  notwendig. 
Der  lebhafte,  bildungsfähige,  künstlerische  Geist  der  Franzosen  wirke 
für  Europa  like  the  pepper  on  the  beefsteak.  Es  sei  ein  Fehler,  wolle 
man  Frankreich  aus  der  Rechnung  lassen.  Nun  könne  man  einwenden, 
daß  Frankreich  sich  schon  an  Rußland  angeschlossen  habe.  Diese 
Entente  beruhe  auf  zwei  Voraussetzungen.  Die  Franzosen  wollten 
von  den  Russen  Elsaß-Lothringen  zurückerobert,  und  die  Russen  wollten 
von  den  Franzosen  Geld  haben.  Die  erste  Voraussetzung  habe  sich 
nicht  verwirklicht,  und  die  Franzosen  begännen  einzusehen,  daß  es 
nur  ein  schöner  Traum  gewesen  sei.  Zudem  habe  Seine  Majestät  der 
Kaiser  von  Rußland  mir  persönlich  die  Versicherung  gegeben,  daß  er  nie- 
mals die  Hand  zu  einem  französischen  Revanchekrieg  gegen  uns  bieten 
werde.  Hierfür  spreche  auch  die  friedliche  Natur  des  Zaren.  Sollte  es  aber 
doch  jemand  je  versuchen,  so  würde  er  die  schmählichsten  Haue  kriegen. 
Es  seien  nun  auch  schon  mehr  als  dreißig  Jahre  über  dem  Kriege  ver- 
flossen, und  die  Franzosen  begännen  schon  längst  über  diese  Dinge 
ruhiger  zu  denken.  Ich  glaubte  auch  nicht  umsonst  jede  Gelegenheit  er- 
griffen zu  haben,  um  den  Franzosen  eine  Höflichkeit  zu  erweisen.  Der 
andere  Teil  des  Kontraktes  der  russisch-französischen  Entente  sei  da- 
gegen erfüllt  worden:  die  Russen  hätten  ihr  Geld,  und  die  Franzosen 
seien  es  los.  Mehr  wollten  sie  nun  aber  nicht  geben,  da  sie  einsähen,  daß 
das  Geschäft  sonst  doch  allzu  einseitig  wäre.  Herr  von  Witte  brauche 
aber  notwendig  Geld,  um  den  Staatsbankerott  abzuhalten.  Er  sehe 
sich  daher  schon  nach  einem  neuen  Gläubiger  um.  Dieser  sei  wohl 
Uncle  Sam,  der  sich  aus  einem  Schuldner  rasch  zu  einem  Gläubiger 
Europas  entwickele. 

Hiermit  sei  ein  Keil  in  die  russisch-französische  Freundschaft  ge- 
trieben, der,  wenn  richtig  gefördert,  sie  mit  der  Zeit  wohl  sprengen 
werde.  Es  komme  nun  darauf  an,  die  Franzosen  für  Europa  zurück- 
zugewinnen. Eine  wichtige  Aufgabe  falle  hierbei  England  zu.  Seine 
Majestät  der  König  von  England  mit  seinem  Takt  und  seiner  Kenntnis 
des  französischen  Charakters  könne  bei  diesem  Friedenswerke  der 
Vereinigung  vieles  wirken.  Die  alte  englische  Politik  der  sogenannten 
Aufrechterhaltung  des  europäischen  Gleichgewichts,  wo  der  eine  gegen 
den  andern  ausgespielt  worden,  damit  sie  sich  gegenseitig  zum  Nutzen 
und  Frommen  Englands  im  Schach  hielten,  sei  exploded.  Darauf  falle 
niemand  mehr  auf  dem  Kontinent  herein.  Die  balance  of  power  in 
Europa  sei  ich,  dem  die  Bestimmung  über  die  auswärtige  Politik  nach 
der  Verfassung  des  Reichs  zufalle.  Daher  komme  es,  nebenbei  gesagt, 
auch   gar   nicht  so  sehr  darauf   an,    ob  sich  hier   und  da  übertriebene 
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Burensympathien  im  Deutschen  Reiche  bemerkbar  machten.  Die  Po- 
litik machte  ich. 

Nun  komme  aber  noch  ein  anderes  hinzu,  was  einen  Wechsel  in 
der  Stimmung  der  Franzosen  vorbereitet  habe.  Die  Person  des  ver- 
storbenen Zaren  sei  von  der  lebhaften  Phantasie  des  Franzosen  mit 
einer  Art  von  Nimbus  umgeben  gewesen,  der  durch  die  Entfernung 
und  Unnahbarkeit  verstärkt  worden  sei.  Kaiser  Alexander  III.  sei  trotz 
des  Bittens  und  Drängens  der  Franzosen  nie  nach  Paris  gegangen. 
Endlich  habe  Kaiser  Nikolaus  II.  dies  zugesagt,  und  als  er,  klein, 
schmächtig,  schüchtern  und  ohne  kaum  ein  Wort  mit  den  französischen 
Würdenträgern  zu  sprechen,  sich  in  Paris  gezeigt  habe*,  sei  der  Nimbus 
verflogen  gewesen.  Seitdem  hätten  die  Franzosen  von  der  Allianz  nichts, 
als  daß  eine  Anzahl  von  Großfürsten  sich  in  Paris  amüsierten.  Frankreich 
sei  augenblicklich  einer  Kokette  vergleichbar,  die,  von  ihrem  Liebhaber 
vernachlässigt,  sich  nach  einem  andern  umsehe,  mit  dem  sie  anbändeln 
könne. 

Aus  allen  dem  gehe  hervor,  daß  auf  der  einen  Seite  Rußland  und 
Amerika  als  Staaten  mit  nichteuropäischen  Interessen,  auf  der  anderen 
Seite  Europa  stehe,  welches  wieder  zusammengebracht  werden  müßte, 
um  ein  Gegengewicht  zu  bieten.  Ich  ginge  bei  meinen  Betrachtungen 
nicht  allein  von  der  Gegenwart  aus;  ich  hätte  die  Zukunft  vor  Augen, 
da  ich  darauf  bedacht  sein  müsse,  meinen  Enkeln  ein  gesichertes  Reich 
zu  hinterlassen.  Die  Zeichen  der  Zeit  deuteten  darauf  hin,  daß  die 
Zukunft  der  slawischen  oder  der  germanischen  Rasse  gehören  werde. 
Die  lateinischen  Völker  schritten  nicht  mehr  voran  und  würden  in 
Europa  und  der  Welt  nicht  mehr  den  Ausschlag  geben  können.  Deshalb 
hielte  ich  dafür,  daß  die  germanische  Rasse  um  so  fester  zusammen- 
stehen müßte  bei  den  Problemen,  welche  im  Schöße  der  Zukunft  lägen. 
Mir  komme  es  darauf  an,  den  Frieden  zu  erhalten,  damit  das  Mosaik- 
gebilde des  Deutschen  Reiches  Zeit  habe,  sich  zu  einer  festen  Masse 
zu  verdichten,  und  damit  der  deutsche  Handel  seine  friedlichen  Wege 
wandeln  könne.  Das  gleiche  wünschte  ich  für  England.  Denn  ich  hielte 
einen  Wettbewerb  auf  den  Märkten  der  Erde  für  nützlich,  da  dadurch 
der  eine  durch  den  andern  zu  immer  besseren  Leistungen  angespornt 
werde.  Nur  müßten  wir  den  Weltmarkt  offenhalten.  Dies  sei  das  ge- 
meinsame Ziel  Englands  sowohl  wie  Deutschlands  und  ganz  Europas. 

Meine  Ausführungen  machten  auf  Lord  Lansdowne  sichtlich  einen 
tiefen  Eindruck.  Er  hat  sich  dem  Könige  gegenüber  geäußert,  daß 
unsere  Unterredung  sehr  befriedigend  verlaufen  sei. 

Wilhelm  I.  R. 


Vgl.   Bd.  XI,  Kap.  LXXI,  Nr.  2863  ff. 


29 


Nr.  4988 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Hatzfeldt  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Privat  für  Baron  von  Holstein  London,  den  10.  Februar  1901 

In  Abwesenheit  von  Freiherrn  von  Eckardstein,  den  ich,  da  er 
unwohl  war,  bis  morgen  aufs  Land  geschickt  habe,  möchte  ich  zu  Ihrem 
Telegramm*  folgendes  bemerken. 

Nach  seinem  Bericht  an  mich,  sofort  nach  seiner  Unterredung  mit 
Lord  Lansdowne,  hat  Freiherr  von  Eckardstein,  wie  er  auch  am  Schluß 
seines  amtlichen  Telegramms**,  vielleicht  nicht  deutlich  genug  her- 
vorhebt, Lord  Lansdowne  sehr  bestimmt  erwidert,  daß  überhaupt 
keine  Verständigung  resp.  Zusammengehen  zwischen  Deutschland  und 
England  möglich  sein  würde  ohne  ausreichende  Kompensationen  und 
Garantien  für  uns 1.  Hierüber  kann  Lord  Lansdowne  also  nicht  im 
Zweifel  sein. 

In  bezug  auf  den  Charakter  der  hiesigen  Anregung  habe  ich  den  be- 
stimmten Eindruck,  daß  sie,  wenn,  soweit  Lord  Lansdowne  dabei  beteiligt 
ist,  vielleicht  nicht  hinreichend  durchdacht,  gewiß  aber  nicht  unehrlich  2  ge- 
meint ist.  Der  innere  leitende  Gedanke  ist  nach  allen  meinen  bisherigen 
Beobachtungen  der,  daß  England  den  drohenden  Schwierigkeiten  der  Zu- 
kunft gegenüber  in  China  und  anderwärts  allein  nicht  weiter  kann, 
ohne  sich  auf  eine  mächtige  kontinentale  Allianz  zu  stützen,  daß  die 
einzige  wünschenswerte  und  nützliche  Allianz  eine  solche  mit  Deutsch- 
land wäre,  daß  man  aber,  wie  die  Dinge  liegen,  bald  klar  sehen  muß, 
ob  dieser  Zweck  erreichbar  ist,  und,  wenn  er  sich  als  unerreichbar  her- 
ausstellen sollte,  ohne  Verzug  daran  gehen  muß,  der  englischen  Welt- 
politik insofern  eine  andere  Richtung  zu  geben,  daß  man  das  Feld  der 
englischen  Bestrebungen,  soweit  dieselben  mit  russischen  Bestrebungen 
kollidieren  können,  im  richtigen  Verhältnis  zu  den  dem  alleinstehenden 
England  zur  Verfügung  stehenden  Kräften  in  China  und  anderwärts 
einschränkt  und  überhaupt  den  Versuch  macht,  sich  selbst  durch  große 
Opfer  mit  Rußland3  friedlich  auseinanderzusetzen.  Ein  solcher  Versuch 
scheint  hier  auch  deshalb  nicht  aussichtslos,  weil  man  sehr  gut  weiß, 
daß  die  russische  Regierung,  oder  wenigstens  der  Kaiser  und  Witte, 
durchaus    keinen    Krieg   wünschen,    also    wahrscheinlich    keine    unan- 


*  Nicht  bei  den  Akten;  auch  nicht  bei  Freiherrn  von  Eckardstein. 
**  Siehe  Bd.  XVI,  Kap.  CVI,  Nr.  4808.  Die  Unterredung  zwischen  Lord 
Lansdowne  und  Freiherrn  von  Eckardstein,  die  am  Abend  des  7.  Februar  statt- 
fand, drehte  sich  um  die  Frage,  ob  Deutschland  dem  aggressiven  russischen 
Vorgehen  in  China  (Mandschurei)  zusehen  oder  sich  dazu  verstehen  werde, 
in  Gemeinschaft  mit  England  und  Japan  Rußland  Halt  zu  gebieten. 
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nehmbaren  Bedingungen  stellen  würden.  Ebenso  genau  weiß  man  hier, 
wie  gereizt  man  in  Petersburg  gegen  uns  ist,  und  daß  mancher  dort 
in  diesem  Augenblick  vielleicht  noch  lieber  England  die  Hand  zur  Ver- 
ständigung hinhalten  als  uns  Entgegenkommen  zeigen  würde.  Die 
hiesigen  russischen  Agenten  lassen  es  an  nichts  fehlen,  um  diese 
Stimmung  hier  zu  nähren. 

Unehrlich  gemeint  ist  die  Anregung  Lord  Lansdownes  in  ihrer 
undurchdachten  Form,  abgesehen  von  seiner  persönlichen  Ehrenhaftig- 
keit, schon  deshalb  gewiß  nicht,  weil  die  englischen  Minister,  namentlich 
Chamberlain,  nicht  dumm  genug  sind,  um  nicht  genau  zu  wissen,  daß 
Deutschland  auf  kein  Zusammengehen  in  China  eingehen  kann  und 
wird  ohne  bestimmte  Kompensationen  und  vor  allem  unbedingte 
Rückendeckung  gegen  die  daraus  hervorgehende  Gefahr  eines  russisch- 
französischen Angriffs  gegen  Deutschland  sicher  zu  sein.  Unter  diesen 
Umständen  hat  die  unvollständige  Form  der  Lansdowneschen  An- 
regung nicht  den  Sinn,  daß  man  die  gewünschte  Kooperation  Deutsch- 
lands ohne  Kompensationen4  und  Garantien  erwartet  oder  auch  nur 
für  möglich  hält,  sondern  sie  heißt  einfach  folgendes:  Ich  teile  Dir 
offen  und  aufrichtig  mit,  daß  ich  ohne  Deine  Mitwirkung  nicht  mehr 
weiter  kann  und,  wenn  Du  sie  versagst,  mein  Geschäft  einschränken 
muß.  Paßt  es  Dir  dagegen,  das  Geschäft  mit  mir  weiterzuführen,  so 
wirst  Du  mir  wohl  mitteilen,  welche  Bedingungen  Du  dafür  stellst. 

Dies  ist,  wie  ich  die  hiesige  Auffassung  kenne,  der  Gedankengang 
Lord  Lansdownes,  und  er  würde  unzweifelhaft  sehr  überrascht  sein, 
wenn  er  hörte,  daß  in  diesem  nach  seiner  Ansicht  geschäftsmäßigen 
Vorgehen  eine  unehrliche  Absicht  gefunden  werden  kann. 

Eine  ganz  andere  Frage  ist  es  natürlich,  ob  und  wie  weit  wir  heute 
überhaupt  auf  die  Anregung  eingehen  können.  Ich  brauche  nicht  daran 
zu  erinnern,  daß  ich  die  Fehler  der  Engländer  sehr  gut  kenne  und 
immer  dafür  eingetreten  bin,  daß  wir  abwarten  müssen,  bis  man  hier 
unbedingt  auf  uns  angewiesen  ist,  und  inzwischen  jedenfalls  auch  mit 
Rußland  auf  gutem  Fuße  bleiben  sollen5.  Inzwischen  haben  sich  aber 
die  Dinge  hier  immer  mehr  zugespitzt.  Unter  dem  Eindruck  des  un- 
glücklichen Transvaalkrieges,  der  immer  mehr  Geld  und  Menschen  ver- 
schlingt, und  der  dadurch  klar  gewordenen  Unzulänglichkeit  aller 
militärischen  Einrichtungen  ist  man  hier  nervös  geworden  und  sagt  sich, 
daß  England  sich  keinen  anderen  Verwickelungen  aussetzen  darf, 
ohne  mächtiger  Hülfe  in  Europa  sicher  zu  sein  6.  Wie  weit  man  unter 
diesen  Umständen  gehen  würde,  um  sich  unsere  Hülfe  zu  sichern, 
läßt  sich  nur  im  Wege  der  Unterhandlung  feststellen7.  Soviel  scheint 
mir  aber  nicht  zweifelhaft,  und  ich  halte  es  für  meine  Pflicht,  es  in 
diesem  Augenblick  offen  auszusprechen,  daß  eine  prinzipielle  und  un- 
bedingte Ablehnung  unsererseits8,  durch  welche  sogar  weitere  Ver- 
handlung und  Besprechung  ausgeschlossen  wäre,  sofort  zu  einem 
Wechsel   der  englischen  Politik  in   China  und   zum   Versuch   direkter 
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Verständigung  mit  Rußland  resp.  Frankreich  über  die  schwebenden 
Fragen  führen  würde.  Ein  solcher  Versuch  mag  für  den  Außerhalb- 
stehenden schwierig,  ja  aussichtslos  erscheinen.  Für  den  Eingeweihten, 
der  die  hiesige  Denkungsweise  kennt,  ist  er  es  nicht,  und  ich  muß  in 
dieser  Hinsicht  leider  an  den  oft  von  mir  geäußersten  Besorgnissen 
festhalten. 

Wollen  wir  dies  vermeiden,  ohne  uns  schon  jetzt  zu  binden,  so 
ist  nach  meiner  Überzeugung  das  Mindeste,  was  wir  zu  diesem  Zweck 
tun  müssen,  Lord  Lansdowne  eine  in  der  Form  freundliche  Antwort 
etwa  folgenden  Inhalts  zu  geben:  , 

Wir  hätten  durch  unser  letztes  Abkommen  gezeigt,  daß  wir  mög- 
lichstes Zusammengehen  in  China  wünschten.  Dies  wünschten  wir 
auch  heute9  und  würden  gern  bereit  sein,  uns  über  vorkommende  Fälle 
vertraulich  mit  England  zu  besprechen.  Bei  seiner  heutigen  Anregung 
zu  einem  engeren  Zusammengehen  habe  Lord  Lansdowne  gewiß  nicht 
übersehen,  daß  unsere  politische  Lage  nicht  nur  in  China  sondern  vor 
allem  in  Europa  von  der  englischen  durchaus  verschieden  sei.  Wir 
würden  uns  durch  Identifizierung  mit  den  englischen  Interessen  in 
China  den  größten  Gefahren  seitens  unserer  mächtigen  Nachbarn  aus- 
setzen, ohne  daß  wir  imstande  wären,  diese  Abweichung  von  unserer 
traditionellen  Haltung  vor  unserer  öffentlichen  Meinung,  welche  gute 
Beziehungen  auch  mit  Rußland  verlange,  durch  besondere  Vorteile  zu 
rechtfertigen10.  Ebensowenig  würden  wir  geltend  machen  "können, 
daß  wir  durch  eine  Abmachung  mit  England  einen  verstärkten  Schutz 
gegen  russisch-französische  Angriffe  gewonnen  haben.  Er,  Lord  Lans- 
downe, habe  sich  dies  alles  gewiß  längst  klar  gemacht  und  sei  darauf 
vorbereitet,  uns  über  die  fraglichen  Punkte  befriedigende  Auskunft  zu 
erteilen. 

Geht  Lord  Lansdowne  auf  eine  Besprechung  hierüber  ein,  so  haben 
wir  es  immer  in  der  Hand,  durch  verstärkte  Bedingungen  die  Verhand- 
lungen hinzuziehen11.  Weniger  als  die  vorgeschlagene  Antwort  würde 
aber  schwerlich  genügen,  um  zu  verhindern,  daß  man  hier  jede  Ver- 
ständigung mit  uns  als  hoffnungslos  aufgibt  und  sich,  wenn  auch  ge- 
wiß ungern,  anderen  Plänen  zuwendet. 

Ich  habe  es  unter  den  Umständen,  wie  ich  sie  zu  erkennen  glaube, 
für  meine  unbedingte  Pflicht  gehalten,  meine  Ansicht  über  diese  weit- 
tragende politische  Frage  noch  vor  Toresschluß  privatim  auszusprechen, 
und  ich  stelle  anheim,  daher  das  Vorstehende  auch  dem  Herrn  Reichs- 
kanzler vorzulegen. 

Es  geht  mir  besser,  nur  bin  ich  noch  furchtbar  matt  und  an- 
gegriffen. 

Hatzfeldt 

Randbemerkungen  des  Grafen  von  Bülow: 

1  Und   zwar  nicht  nur  in   China  sondern   auch   in  Afrika 

2  aber  zu  naiv-egoistisch 
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3  Wie?  wo?  die   Russen  würden  mehr  verlangen  als  wir. 

4  il  ne   manquerait  plus  que  cela 

5  davon  hängt  alles  ab!  der  größte  Fehler,  den  unsere  Politik  begehen  könnte, 
wäre,  sich  ohne  große  Gegenleistungen  und  sichere  Garantien  von 
englischer    Seite    mit    Rußland    endgültig    zu    brouillieren 

6  in  Ostasien  genügt  Japan 

7  richtig 

8  davon  ist  ja  nicht  die  Rede 

9  gewiß 

10  sehr  richtig 

11  sehr  gut 


Nr.  4989 

Der  Vortragende  Rat  im  Auswärtigen  Amt  von  Holstein  an 
den  Botschafter  in  London  Grafen  von  Hatzfeldt 

Telegramm.    Reinkonzept 
Privat  Berlin,  den  11.  Februar  1901 

Überaus  erfreut,  endlich  wieder  von  Ihnen  zu  hören.  Warum 
Sie  übrigens,  selbst  wenn  Sie  krank  waren,  mich  lange  Wochen 
hindurch  ohne  persönliche  Nachrichten  gelassen  haben,  ist  mir  un- 
verständlich. 

Ihre  Telegramme  findet  der  Reichskanzler  morgen  früh  bei  seiner 
Rückkehr  vor.  Das  von  ihm  angegebene  Konzept  für  Beantwortung 
Ihres  Telegrammes  Nr.  124*  reiste  gestern  abend  nach  Homburg. 
Dasselbe  enthält  mindestens  das,  was  Sie  als  Minimum  unseres 
Entgegenkommens  gegen  England  bezeichnen,  und  schneidet  weitere 
Erörterungen  nicht  ab  1  **.    Die  Frage  eines  deutsch-englischen  Bünd- 


*  Siehe  Bd.  XVI,   Kap.  CVI,  Nr.  4808. 

**  Die  am  11.  Februar  nach  London  erteilte  Antwort  ist  abgedruckt  in 
Bd.  XVI,  Kap.  CVI,  Nr.  4812.  Deutschland  erklärte  darin  seine  Bereitwillig- 
keit, die  chinesische  Regierung  vor  dem  Abschluß  von  „Einzelverträgen  terri- 
torialer oder  finanzieller  Bedeutung  mit  irgendwelchen  Staaten",  d.  h.  vor  dem 
Mandschureivertrag  mit  Rußland  zu  warnen,  lehnte  jedoch  eine  Beteiligung  an 
einem  kriegerischen  Vorgehen  Englands  und  Japans  gegen  Rußland  wegen  der 
Mandschurei  ab  und  erklärte  im  übrigen:  „Wir  wünschen  die  Erhaltung  des 
Weltfriedens,  da  wir  selber  im  Frieden  leben  möchten;  sollte  dieser  Wunsch 
nicht  in  Erfüllung  gehen,  so  beabsichtigen  wir  neutral  zu  bleiben;  wir  können 
aber  freilich  nicht  vorhersehen,  welche  Ausdehnung  und  Entwicklung  der 
einmal  begonnene  Konflikt  nehmen,  und  welche  Aufgaben  infolgedessen  die 
Sorge  um  die  Wahrung  des  Gleichgewichts  auf  dem  Erdball  uns  etwa  stellen 
wird."  Eine  solche  Erklärung,  die  man  auch  in  die  Form  zu  kleiden  bereit  war: 
„wir  machen  uns  England  gegenüber  anheischig,  neutral  zu  bleiben",  hätte  nach 
Auffassung  des  Auswärtigen  Amts  das  Gute  für  England  gehabt,  „mindestens 
die  Beschränkung  des  Krieges  zu  sichern,  wenn  nicht  denselben  überhaupt  un- 
wahrscheinlich zu  machen."  Indessen  ist  diese  Erklärung  der  englischen  Regie- 
rung nicht  mitgeteilt  worden.  Wie  Graf  Hatzfeldt  am  12.  Februar  meldete 
(siehe    Bd.    XVI,    Kap.    CVI,    Nr.    4813),    zeigte    sich    Lord    Lansdowne    über 


3    Die  Große   Politik.     17.  Bd. 
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nisses  ist  zwischen  Ihnen  und  mir  und  auch  hier  oft  genug  erörtert 
worden.  Ein  solches  Bündnis  mit  dem  Grundgedanken,  daß  jeder 
Kontrahent  einen  einzelnen  Angreifer  allein  bekämpft,  und  daß  der 
casus  foederis  erst  eintritt,  wenn  der  Gegner  mehrere  sind,  hat  für 
den  denkenden  Politiker  manches  Anziehende,  würde  aber  leider  in 
direktem  Widerspruch  mit  der  jetzigen  deutschen  Volksstimmung  sein. 
Die  systematische  Hetzerei  gegen  England,  welche  anfing,  als  Fürst 
Bismarck  zurückgetreten  war,  ist  in  ihrer  Wirksamkeit  wesentlich  da- 
durch unterstützt  worden,  daß  die  unausstehliche  Persönlichkeit  von 
Lord  Salisbury2,  dessen  Abneigung  gegen  den  Deutschen  Kaiser  und 
Vorliebe  für  Frankreich  der  englischen  Politik  des  letzten  Jahrzehnts 
den  Stempel  aufgedrückt  hat.  Diese  Politik  zeigte  sich  abwechselnd 
brutal  und  unzuverlässig.  Brutal  war  sie  in  Samoa  und  bei  Dampfer- 
frage. Bei  Unzuverlässigkeit  denke  ich  nicht  zunächst  an  jenes  famose 
Teilungsprojekt  der  Balkanhalbinsel  (1895)*,  denn  dieses  ist  geheim 
geblieben  und  hat  daher  nur  in  einem  ganz  engen  Kreise,  zu  dem  aller- 
dings der  Kaiser  gehörte,  gewirkt.  Um  so  weiter  erstreckt  sich  aber 
die  Wirkung  der  undurchsichtigen  englischen  Politik  in  den  portu- 
giesischen Angelegenheiten  3.  Sie  hat  zuwege  gebracht,  daß  heute  in 
den  breiten  Massen  des  deutschen  Volks  und  zwar  keineswegs  nur  in 
den  unteren  Schichten  das  Axiom  gilt,  die  deutsche  Regierung  habe  sich 
von  England  mit  dem  südafrikanischen  Abkommen  ebenso  übers  Ohr 
hauen  lassen4,  wie  seinerzeit  mit  dem  Sansibarvertrage.  Die  deutsche 
Regierung  habe,  verlockt  durch  die  im  südafrikanischen  Abkommen 
eröffneten  Aussichten,  die  Buren  ihrem  Schicksal  überlassen;  England 
aber  zeige  jetzt  durch  die  Betonung  seiner  Intimität  mit  Portugal, 
daß  es  gar  nicht  daran  denke,  eine  Beeinträchtigung  des  portugiesischen 
Besitzstandes  in  Afrika  zu  sanktionieren5.  Der  Reichskanzler,  welcher 
von  diesen  Angriffen  in  erster  Linie  zu  leiden  hat,  wird  nicht  geneigt 
sein,  diese  in  verstärktem  Maße  gegen  den  Kaiser  entfesseln  zu  lassen, 
was  unzweifelhaft  der  Fall  sein  würde,  wenn  in  gegenwärtigem  Zeit- 
punkt ein  deutsch-englisches  Bündnis  zustande  käme.  Es  würde  dann 
heißen,  England  nimmt  die  Vorteile  mit,  entlastet  sich  auf  uns,  wird 
sich  aber  seinen  Verpflichtungen  entziehen 4  wie  gewöhnlich.  Diese 
Überzeugung,  welche  Sie  heute  als  Gemeingut  von  99/100  des  deut- 
schen  Volkes   ansehen   können 4,   würde   nicht    durch    Zusicherungen, 


die  Zusage  der  deutschen  Regierung,  in  Peking  vor  dem  Abschluß  des  Man- 
dschureivertrags zu  warnen,  bereits  so  befriedigt,  daß  der  von  dem  Botschafter 
zu  den  Verhandlungen  mit  Lord  Lansdowne  verwandte  Freiherr  von  Eckard- 
stein es  nicht  für  nötig  fand,  auf  die  „Eventualität  der  Notwendigkeit  eines 
weiteren  und  direkten  Vorgehens  gegen  Rußland  in  China"  zurückzukommen, 
sondern  in  Berlin  durch  Hatzfeldt  vorschlagen  ließ,  eine  weitere  Initiative 
Lord  Lansdownes  abzuwarten.  Da  eine  solche  Initiative  ausblieb,  ruhten  auch 
zunächst  die  deutsch-englischen  Bündnisverhandlungen. 
•  Siehe  Bd.  X,  Kap.  LX. 

34 


sondern  nur  durch  Tatsachen  umzustimmen  sein,  wenn  nämlich  der 
deutsch-englische  Defensivvertrag,  abgesehen  von 
einer  nach  Möglichkeit  gesicherten  Gegenseitig- 
keit, unmittelbare,  direkte  Vorteile  für  Deutschland, 
keine  bloßen  Versprechungen,  mit  sich  brächte,  sei 
es  in  Form  von  Gewähren  oder  von  Zulassen6. 

Ich  beginne  einen  neuen  Absatz,  um  mit  Nachdruck  hervorzuheben, 
daß  das  Angebot  eines  Bündnisses  und  die  Forderung  der  Gegen- 
leistungen nicht  von  Deutschland  ausgehen  kann.  Denn  erstens  glaube 
ich  nicht,  daß  England  sich  zu  annehmbaren  Konzessionen  entschließt, 
solange  Lord  Salisbury  mitzureden  hat,  und  ich  finde  es  einer  Groß- 
macht unwürdig,  wenn  sie  sich  wiederholen  lassen  muß:  „Sie  fordern 
zu  viel  für  Ihre  Freundschaft."  Zweitens  aber  traue  ich  Lord  Salisbury 
nach  allem,  was  wir  mit  ihm  erlebt  haben,  durchaus  zu,  daß  er  unser 
Angebot  und  dessen  Bedingungen  sofort  nach  Petersburg  mitteilt  und 
dort  fragt:  „Was  bietet  Ihr?"  Aber  Sie  sind  ganz  der  Mann,  um  dem 
Lord  Lansdowne  das  Verständnis  zu  öffnen  für  das,  was  not  tut.  Da 
ich  aber  Lord  Lansdownes  Verständnis  für  weniger  wirkungsvoll  halte 
als  Lord  Salisburys  Widerstand,  so  erwarte  ich  kaum,  den  Gedanken 
eines  deutsch-englischen  Defensivbündnisses  mit  den  vorstehend  be- 
sprochenen Modalitäten  schon  jetzt  verwirklicht  zu  sehen.  Ohne 
diese  Modalitäten  —  eine  nach  Möglichkeit  gesicherte  Gegenseitigkeit 
und  einige  sofortige 7  Konzessionen  —  können  wir  uns  heute  nicht 
über  die  Neutralität  hinaus  versteigen.  Aber  schon  diese  ist  von  bei- 
nahe sicherer  Wirkung,  besonders  unter  den  jetzigen  Zeitumständen. 
Denn  die  französische  Regierung,  für  deren  und  der  Republik  Fort- 
bestand ein  siegreicher  General  die  denkbar  gefährlichste  Erscheinung 
sein  würde,  wird  die  Tatsache,  daß  der  Dreibund  mit  Gewehr  bei 
Fuß  schweigend  dasteht,  als  unwiderlegliches  Argument  verwerten, 
um  Rußland  die  Heeresfolge  zu  verweigern;  dies  um  so  sicherer,  da 
seit  Beginn  der  chinesischen  Krisis  das  Pariser  Kabinett  eine  hoch- 
gradige Besorgnis  vor  Verwickelungen  mit  Mächten  mehrfach  hat 
durchblicken  lassen.  Rußland  allein  gelassen,  wird  sofort8  England 
und  Japan  gegenüber  den  Rückzug  antreten,  was  inbetreff  der  Mandschu- 
rei dadurch  erleichtert  wird,  daß  das  Petersburger  Kabinett  sich  auf 
eine  erhebliche  Anzahl  hochoffizieller  Kundgebungen  berufen  kann, 
durch  welche  jede  Absicht  zu  annektieren  bestritten  ist.  Vom  russischen 
Standpunkt  aus  würde  gegenwärtig  das  Zurückweichen  einem  Kriege 
vorzuziehen  sein9,  sowohl  im  Hinblick  auf  den  sonst  unvermeidlichen 
Niederbruch  des  Goldwährungsprinzips  und  auf  den  Staatsbankerott 
überhaupt,  wie  auch  im  Hinblick  auf  die  Mangelhaftigkeit  der  Ver- 
kehrswege, die  vom  europäischen  Rußland  nach  Ostasien  und  nach 
der  indischen  Grenze  führen.  Nach  übereinstimmender  Ansicht  aller 
Fachmänner  werden  sowohl  Geldverhältnisse  wie  Verkehrsverhältnisse 
in  zehn  Jahren  wesentlich  gebessert  sein. 
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Da  also  die  Zeit  für  Rußland  läuft10,  entspricht  es  dem  russischen 
Interesse,  heute  zurückzuweichen  bezw.  England  glimpflich  zu  behan- 
deln, während  es  dem  englischen  Interesse  entspricht,  die  Dinge  in 
diesem  Augenblick  mit  Japan  als  tatkräftigem  Verbündeten  zu  brüs- 
kieren11. Englische  Nachgiebigkeit  würde  Englands  Prestige  in  Japan, 
Indien,  Rußland  und  der  Welt  überhaupt  um  so  mehr  schädigen,  da 
alle  orientierten  Politiker  wissen,  welche  günstigen  Trümpfe  England 
trotz  der  südafrikanischen  Krisis  in  diesem  Augenblick  auszuspielen 
hat  mit  Japan  als  Verbündetem  gegenüber  dem  friedlichen  Zaren  und 
dem  finanziell  genierten  Witte,  dessen  finanzielle  Verlegenheiten  man 
von  London  aus  durch  eine  Russen-Baisse  am  Pariser  Markt  beim 
ersten  Sturmzeichen  wesentlich  verschärfen  könnte,  während  die  fran- 
zösische Regierung  ihrerseits  in  der  Neutralität  des  Dreibundes  eine 
Rechtfertigung   der   eigenen    Neutralität   begrüßen   würde. 

Diese  Darlegung,  welche  Sie,  wie  mir  scheint,  teils  offen,  teils 
andeutungsweise  als  persönliche  Ansicht  werden  verlautbaren  können, 
um   das  Terrain   vorzubereiten,   resümiert  sich   dahin: 

Englands  Lage  ist  heute  durch  Japans  gesicherte  Mitwirkung  und 
die  in  sicherer  Aussicht  stehende  Neutralität  des  Dreibundes  eine  un- 
gewöhnlich günstige,  sie  kann  durch  Abwarten  und  Laufenlassen  nur 
schlechter  werden8.  Die  Heranziehung  Deutschlands  zu  einem  Bünd- 
nis erscheint  deshalb  für  Erreichung  der  gegenwärtigen  politischen 
Ziele  Englands  nicht  erforderlich.  Diese  Mitwirkung  wäre  im  Hin- 
blick auf  die  in  der  Einleitung  besprochenen  erschwerenden  Umstände 
nur  unter  Bedingungen  zu  erlangen,  welche  die  deutsche  Regierung 
von  vornherein  gegen  den  Vorwurf  schützen  würden,  daß  sie  sich 
von  England  wieder  habe  überlisten  lassen,  und  daß  die  gegenwärtige 
gesicherte  Stellung  des  Reichs  ohne  Zweck  und  Nutzen  aufgegeben 
worden  sei. 

Von  den  Ansichten  des  Reichskanzlers  weiß  ich,  daß  er  einerseits 
für  die  Gewährung  einer  günstigen  Neutralität  ist,  daß  er  aber  andrer- 
seits glaubt,  Reichstag  und  Volk  würden  sich  bei  gegenwärtiger  Stim- 
mung und  nach  allem,  was  vorhergegangen  ist12  (namentlich  englisch- 
portugiesisches Freundschaftsbachanal),  nur  durch  positive  Tatsachen  13 
davon  überzeugen  lassen,  daß  ein  deutsch-englischer  Vertrag  nicht 
ausschließlich  englischen  Zwecken  diene  und  von  Anfang  bis  zu  Ende 
nur  für  England  nützlich  sei. 

Holstein 

Randbemerkungen  des  Grafen  von  Bülow: 

1  Was  die  Hauptsache  ist 

2  Ich  teile  diese  Antipathie  gegen  Salisbury  nicht.  Was  ihm  vorgeworfen  wird, 
sind   allgemein   englische  Fehler. 

3  Sehr  richtig!  Ohne  englische  Konzessionen  in  Afrika  können  wir  vor  unserem 
Parlament  wie  unserer  öffentlichen  Meinung  kein  Zusammengehen  mit  Eng- 
land rechtfertigen 

4  richtig 
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5  sehr  richtig 

6  optime!  mit  Versprechungen  lockt  man  uns  nicht  mehr  vom  Ofen 

7  und  sehr  beträchtliche 

8  ja 

9  Rußland  fürchtet  sich  vor  England  und  Japan  beinahe  so  sehr  wie  England 
vor  Rußland 

10  ja! 

11  dazu   fehlt   den    Engländern    aber   der   Schneid,    es    möchte   nur   uns   gegen 
Rußland  vorschieben. 

12  und  wo  wir  in  Afrika  noch  gar  nichts  profitiert  haben!! 

13  facts,  Sir,  facts! 

Nr.  4990 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 

von  Richthof en  an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bülow, 

z.  Z.  in  Homburg  v.d.H. 

Telegramm.    Eigenhändiges  Konzept 
Nr.  26  Berlin,  den  12.  Februar  1901 

Nachdem  ich  —  ich  hoffe  morgen  die  Geschäfte  wieder  über- 
nehmen zu  können  —  von  dem  Inhalt  der  gestern  nach  London  er- 
gangenen Instruktion*  Kenntnis  erhalten,  halte  ich  mich  verpflichtet, 
Euerer  Exzellenz  meine  Ansicht  zur  Sache  vorzutragen. 

Unsere  Teilnahme  an  der  Demarche  in  Peking  wird,  da  wir  für 
uns  dem  letzten  deutsch-englischen  Abkommen  im  voraus  jede  Spitze 
gegen  Rußland  abzuschleifen  gesucht  haben,  die  erste  antirussische 
Aktion  unsererseits  in  der  chinesischen  Frage  sein,  während  Rußland 
seither  dort  eine  zwar  allerseits  rücksichtslos  egoistische,  aber  nicht 
gerade  direkt  antideutsche  oder  gegen  vorzugsweise  deutsche  Inter- 
essen gerichtete  Politik  geführt  hat.  Aber  ich  verkenne  nicht,  daß  wir 
uns  auf  die  Dauer  die  sich  steigernden  russischen  Rücksichtslosigkeiten 
nicht  gefallen  lassen  können,  und  daß,  nachdem  mit  der  Einbeziehung 
der  Bahnlinie  Peking — Kanton  in  die  russische  Sphäre  unser  Interesse 
schärfer  als  bis  jetzt  berührt  wird,  der  Moment  und  die  Veranlassung, 
dies  zu  akzentuieren,  uns  konvenieren  könnte. 

Was  mich  aber  bedenklich  macht,  ist,  daß  wir  nach  all  unserem 
Entgegenkommen  während  des  ganzen  Burenkrieges,  nach  den  mit 
dem  portugiesischen  Abkommen  gemachten  Erfahrungen,  nach  den 
unter  den  gegenwärtigen  Umständen  so  besonders  wertvollen  Liebens- 
würdigkeiten, welche  unser  allergnädigster  Herr  durch  die  Haltung 
gegenüber  dem  Präsidenten  Krüger,  den  Besuch  in  London,  die  An- 
nahme der  Feldmarschallwürde  und  die  huldreichst  gewährten  Aus- 
zeichnungen betätigt  hat,  nunmehr  England  dazu  jetzt  zwei  Konzes- 
sionen    allerersten     Ranges,     moralische     Unterstützung     in      Peking 


*  Vgl.  Nr.  4889,  Fußnote  **. 
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gegen  Rußland  und  Zusicherung  wohlwollender  Neutralität  im  eng- 
lisch-russischen Konfliktsfalle,  ohne  jede  Reziprozitätsgarantie  ein- 
räumen wollen. 

Euere  Exzellenz  wissen,  daß  ich  dauernd  für  ein  Hand  in  Hand 
gehen  mit  England  eingetreten  bin,  aber  allerdings  nur  auf  der  Basis 
einer  im  voraus  gesicherten  do-ut-des-Politik.  Und  es  er- 
scheint mir  als  eine  falsche  Situation,  daß,  während  wir  hier  einer- 
seits unmittelbar  vor  höchst  unbequemen  Rekriminationen  im  Reichs- 
tage wegen  englischer  Rücksichtslosigkeiten  stehen,  deren  Produkt  in 
tatsächlichen  Unannehmlichkeiten  für  die  deutsche  Regierung  und 
deutsche  Reichsangehörige  weit  erheblicher  ist  als  das  der  russischen 
Nadelstiche,  wir  andererseits  der  englischen  Regierung  eine  Freund- 
lichkeit nach  der  anderen  und  sogar  überaus  gewichtige  ohne  jede 
greifbare  Erwiderung  zu  erzeigen  fortfahren. 

Meines  gehorsamsten  Erachtens  würde  eine  Ergänzung  der  In- 
struktion mindestens  dahin  ratsam  erscheinen,  daß  erstens  unsere 
eventuelle  wohlwollende  Neutralität  selbstverständlich  die  analoge  eng- 
lische Vorauszusicherung  für  den  Fall  eines  deutsch-russischen  Kon- 
flikts zur  Voraussetzung  habe,  und  daß  zweitens  wir  für  unser  Eng- 
land zuliebe  bei  nur  sehr  mäßigem  eigenen  Interesse  durch  Betei- 
ligung an  der  Demarche  in  Peking  erfolgendes  Abweichen  von  unserer 
bisherigen  chinesischen  Politik  mit  Sicherheit  ein  allgemein  freund- 
liches Verhalten  Englands  gegenüber  Deutschland  und  dessen  Do- 
kumentierung durch  Anweisung  Lord  Kitcheners  und  Milners  zu  be- 
sonders rücksichtsvoller  Behandlung  der  südafrikanischen  Deutschen 
sowie  durch  stark  beschleunigte  Festsetzung  im  Wege  einer  ge- 
mischten Kommission  und  Auszahlung  der  Entschädigungen  an  aus- 
gewiesene oder  sonst  in  Südafrika  geschädigte  Deutsche  erwarten. 

Ich  teile  dieses  Telegramm  an  Baron  Holstein  mit. 

Rieh  t h  of en 

Nr.  4991 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Hatzfeldt  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  149  London,  den  16.  Februar  1901 

Unter  Bezugnahme  auf  Schlußsatz  des  diesseitigen  Telegramms 
Nr.  134*.  In  einer  vertraulichen  Unterhaltung  mit  Lord  Lansdowne, 
welcher  mich  heute  aufsuchte,  bat  derselbe   die  Frage   einer  weiter- 


*  Siehe  Bd.  XVI,  Kap.  CVI,  Nr.  4813.  In  dem  Schlußsatze  hatte  Graf  Hatz- 
feldt die  Absicht  ausgesprochen,  auf  die  Bündnisfrage  nicht  selbst  zurückzu- 
kommen, sondern  die   Initiative   Lord  Lansdownes  abzuwarten. 
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gehenden  Verständigung  mit  Deutschland  nicht  berührt.  Um  ihm  nicht 
den  Eindruck  zu  geben,  daß  wir  auf  diese  Verständigung  besonderen 
Wert  legen,  habe  ich  auch  meinerseits  jedes  Eingehen  auf  die  Frage 
vermieden  1.  Falls  Euere  Exzellenz  nicht  anders  bestimmen,  werde  ich 
an  dieser  Reserve  festhalten2,  solange  Lord  Lansdowne  nicht  die 
Initiative  zu  weiteren  Erörterungen  ergreift.  Aus  diesem  Grunde  dürfte 
es  sich  empfehlen,  auch  Sir  Frank  Lascelles  gegenüber  vorläufig  auf 
keine  Besprechung  der  Frage  einzugehen. 

Hatzfeldt 

Randbemerkung  des  Grafen  von  Bülow: 

1  Ganz  richtig. 

2  Ja! 

Nr.  4992 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  den  Ersten  Sekretär 
bei  der  Botschaft  in  London  Freiherrn  von  Eckardstein 

Konzept 

Berlin,  den   5.  März   1901 
Streng  vertraulich 

Ew.  pp.  erhalten  anbei  Abschrift  eines  Briefes  des  Fürsten  Bis- 
marck  an  Lord  Salisbury  vom  22.  November  1887*.  Der  Brief  war, 
wie  sich  auch  aus  dem  Inhalt  ergibt,  veranlaßt  worden  durch 
die  Mitteilung  des  Grafen  Hatzfeldt,  Lord  Salisbury  habe  die 
Besorgnis  geäußert,  daß  Prinz  Wilhelm,  dessen  Thronbestei- 
gung durch  den  bedenklichen  Charakter  der  Krankheit  des  da- 
maligen Kronprinzen  plötzlich  nahegerückt  war,  im  Gegensatz  zu  den 
englandfreundlichen  Ansichten  seines  Vaters  mehr  zur  russischen 
Seite  neigen  könnte.  Fürst  'Bismarck  entschloß  sich  darauf  zu  dem 
ungewöhnlichen  Schritte,  in  einem  direkten  Briefe  an  Lord  Salisbury 
diesem  die  naturgemäße  Richtung  der  deutschen  Politik  eingehend  und 
ganz  rückhaltlos  darzulegen.  Der  Inhalt  dieser  Staatsschrift  läßt  sich 
kurz  dahin  zusammenfassen,  daß  Deutschland  auf  das  Zusammengehen 
und  Zusammenstehen  mit  Österreich  und  England  hingewiesen  ist;  daß 
es  niemals  seine  Macht  dazu  hergeben  darf,  die  Feinde  dieser  beiden 

*  Siehe  den  Text  des  Bismarckschen  Briefes  vom  22.  November  1887  und  der 
Salisburyschen  Antwort  vom  30.  November  in  Bd.  IV,  Nr.  930  und  Nr.  936. 
Ein  unmittelbarer  Anlaß  für  die  Übermittelung  der  Briefe  an  Lord  Lansdowne 
ist  aus  den  Akten  nicht  ersichtlich.  Mutmaßlich  ist  der  Anlaß  in  dem  erneuten 
Versuch  Lord  Lansdownes  von  Anfang  März  (vgl.  Bd.  XVI,  Kap.  CVI,  Nr.  4822) 
zu  suchen,  die  deutsche  Regierung  zu  einem  aktiven  Vorgehen  an  der  Seite 
Englands  und  Japans  gegen  Rußlands  Chinapolitik  zu  bestimmen.  Vgl.  auch 
den  Kommentar  Holsteins  vom  20.  März  zu  dem  Bismarck-Salisburyschen  Brief- 
wechsel von  1887  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  282  und  Otto  Hammann,  Zur  Vor- 
geschichte  des   Weltkrieges    (1918),   S.    130  ff. 
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Staaten  in  einem  Kriege  gegen  dieselben  zu  unterstützen;  daß  eine 
Verständigung  mit  der  russisch-französischen  Gruppe  erst  dann  für 
Deutschland  notwendig  wird,  wenn  dasselbe  befürchten  muß,  von 
seinen  beiden  natürlichen  Verbündeten  Österreich  und  England  im 
Stich  gelassen  zu  werden;  daß  diese  Gesichtspunkte  sich  für  jeden 
deutschen  Kaiser  als  elementare  Notwendigkeit  darstellen,  von  welcher 
abzuweichen  ihm  nicht  freisteht. 

Auf  dieses  offene  Programm  und  die  darin  enthaltene  kaum  ver- 
hüllte Anfrage  antwortete  Lord  Salisbury  in  dem  gleichfalls  abschriftlich 
beigefügten  Briefe  ausführlich  und  höflich,  jedoch  —  wie  sich  aus  den 
Randvermerken  des  Fürsten  Bismarck  ergibt  —  nicht  mit  der  Klar- 
heit der  Absichten,  auf  welche  der  deutsche  Reichskanzler  gehofft  hatte, 
um  danach  seine  Politik  zu  orientieren.  Mit  Entschiedenheit  äußert 
sich  Lord  Salisbury  in  der  Tat  nur  über  das,  was  England  eventuell 
nicht  würde  tun  können. 

Ew.  pp.  wollen  Lord  Lansdowne  fragen,  ob  er  diesen  Briefwechsel 
kennt,  und  ihm,  falls  er  das  verneint,  beide  Briefe  ganz  vertraulich  vor- 
lesen oder  sie  ihn  lesen  lassen.  Dabei  wollen  Ew.  pp.  den  Minister 
darauf  hinweisen,  daß  die  politische  Lage  Deutschlands  England  gegen- 
über heute  noch  so  ist,  wie  sie  sich  nach  jenen  beiden  Briefen  dar- 
stellt: heute  so  wenig  wie  im  Jahre  1887  kann  Deutschland  im  Falle 
eines  Krieges  mit  zwei  Fronten  auf  englische  Unterstützung  rechnen, 
es  muß  daher  Bedenken  tragen,  einer  politischen  Richtung  zu  folgen, 
durch  welche  es  sich  mit  Rußland  entzweien  würde.  Durch  den 
Artikel  3  des  deutsch-englischen  Abkommens  vom  16.  Oktober  v.  Js.* 
sind  die  vertragschließenden  beiden  Regierungen  auf  eine  offene  Er- 
örterung der  Lage  und  ihrer  Erfordernisse  hingewiesen.  Dieser  Be- 
stimmung entsprechend  habe  ich  mich  zu  der  vorstehenden  rückhalt- 
losen Darlegung  entschlossen,  bei  welcher  ich  dem  Gedankengange 
meines  großen  Amtsvorgängers  gefolgt  bin.  Bülow 

Nr.  4993 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 
von  Richthof en  an  den  Botschafter  in  London  Grafen 

von  Hatzfeldt  ** 

Telegramm.  Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats  Klehmet 

Nr.  128  Berlin,  den  9.  März  1901 

Antwort  auf  Telegramm  Nr.  198***. 

Daß  England  wie  Japan  mit  unserer  Neutralität  bestimmt  rechnen 


*  Vgl.  Bd.  XVI,  Kap.  CV,  Nr.  4744. 

**  Abgedruckt  auch   in    Bd.   XVI,   Kap.  CVI,  Nr.  4830. 

***  Nach  Telegramm  Nr.  198  vom  8.  März  hatten  Lord  Lansdowne  und  Unter- 
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können,  weiß  man  dort  bereits.  Lord  Lansdowne  sowohl  wie  der 
Unterstaatssekretär  werfen  jetzt  lediglich  Fragen  auf  über  unsere 
Haltung  für  gewisse  Eventualitäten,  ohne  ihrerseits  zu  sagen,  was 
denn  England  tun  werde.  Solange  wir  über  die  Haltung  Englands 
nicht  Sicherheit  haben,  ist  es  für  uns  unmöglich,  zu  den  Fragen,  die 
solange  rein  akademisch  sind,  irgendwie  Stellung  zu  nehmen. 
In  diesem  Sinne  bitte  ich  sich  dort  zu  äußern. 

Richtho'fen 


Nr.  4994 

Der  Erste  Sekretär  bei  der  Botschaft  in  London  Freiherr 
von  Eckardstein  an  das  Auswärtige  Amt* 

Telegramm.    Entzifferung 

London,  den  19.  März  1901 
Privat  für  Herrn   Baron  von   Holstein 

Im  Anschluß  an  gestriges  Privattelegramm  **. 

Lord  Lansdowne,  bei  welchem  ich  gestern  zu  Tisch  war,  fragte 


Staatssekretär  Bertie  bei  Graf  Hatzfeldt  sondiert,  ob  Deutschland  geneigt  sein 
würde,  für  den  Fall  eines  russisch-japanischen  Konflikts  in  Gemeinschaft  mit 
England  in  Paris  eine  Erklärung  abzugeben,  daß  beide  Mächte  im  Interesse 
des  europäischen  Friedens  die  Lokalisierung  eines  solchen  ostasiatischen  Krieges 
wünschten  und  selbst,  solange  sich  keine  andere  europäische  Macht  (Frank- 
reich!) in  den  japanisch-russischen  Krieg  hineinmische,  strikte  Neutralität  be- 
wahren würden.  Dazu  hatte  der  Reichskanzler  am  Rande  bemerkt:  „Das  können 
wir  in  London  und  Tokio,  nicht  aber  in  Paris  erklären,  und  jedenfalls  unter  gar 
keinen  Umständen,  solange  nicht  der  erste  Schuß  gefallen  ist."  Siehe  den  vollen 
Wortlaut  des  Telegramms  in  Bd.  XVI,  Kap.  CVI,  Nr.  4829.  Vgl.  auch  Holsteins 
Privattelegramme  an  Eckardstein  vom  9.  März  bei  Eckardstein  a.  a.  O.  II, 
314  f.  In  dem  letzteren  der  beiden  (nicht  bei  den  Akten  befindlichen)  Tele- 
gramme erörtert  Holstein  den  Gedanken  eines  Defensivvertrages  zwischen 
England  und  Deutschland,  weist  aber  Eckardstein  an,  diesen  Gedanken,  der 
von  englischer  Seite  kommen  müsse,  keinenfalls  von  sich  aus  anzuregen.  „Nach 
meiner  persönlichen  Ansicht  —  es  handelt  sich  vorläufig  nur  um  diese  — 
könnte  Deutschland  auf  ein  solches  allgemein  defensives  Abkommen 
eher  eingehen  als  auf  ein  Sonderabkommen,  z.  B.  wegen  Marokkos,  wo  das 
Risiko  das  gleiche,  der  Vorteil  aber  geringer  ist.  Aber  wie  gesagt,  dieses 
Bündnisthema  dürfen  Sie  für  jetzt  nicht  anregen,  schon  deshalb  nicht,  weil 
ich  Lord  Salisbury  zutraue,  daß  er  die  Tatsache,  daß  eine  solche  deutsche 
Anregung  erfolgte,  in  St.  Petersburg  verwertet."  Noch  nachdrücklicher  betonte 
Holstein  in  einem  weiteren  Privatbrief  an  Eckardstein  vom  17.  März  1901: 
„Ihnen,  lieber  Freund  verbiete  ich  ausdrücklich,  auch  nur  das  leiseste 
Wort  von  Bündnis  zu  hauchen.  Der  geeignete  Zeitpunkt,  wenn  er  überhaupt 
kommt,  ist  jedenfalls  jetzt  nicht  da."  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  279. 
*  Bereits  veröffentlicht  in  Eckardstein,  Lebenserinnerungen  und  Politische  Denk- 
würdigkeiten II,  S.  279  f. 
**  Ebenfalls   veröffentlicht   bei   Eckardstein   a.    a.  O.  II,  277  f.    In   diesem   Tele- 

41 


mich  im  strengsten  Vertrauen,  ob  meiner  Ansicht  nach  noch  irgend- 
welche Chancen  für  eine  gemeinsame  deutsch-englische  Aktion  zur 
Lokalisierung  eines  eventuellen  japanisch-russischen  Krieges  durch  Ein- 
wirkung auf  Frankreich  vorhanden  seien.  Ich  erwiderte  demselben,  daß 
meiner  persönlichen  Ansicht  nach  auch  nicht  die  geringste  Aussicht 
auf  Annahme  eines  derartigen  Vorschlags  seitens  der  Kaiserlichen  Re- 
gierung besteht,  zumal  da  Deutschland  sich  auf  diese  Weise  festlegen 
würde,  ohne  für  die  Zukunft  irgendwelche  Sicherheit  einer  Rücken- 
deckung seitens  Englands  zu  haben. 

Gestern  nachmittag  brachte  Lord  Lansdowne  wieder  obiges  Ge- 
spräch auf  diese  Frage  und  sagte,  daß  er  sich  mit  dem  Gedanken  be- 
fasse, ob  es  möglich  sei,  ein  auf  längere  Zeit  berechnetes  Defensiv- 
arrangement zwischen  England  und  Deutschland  herbeizuführen.  Er 
glaube,  daß  mehrere  seiner  einflußreichsten  Kollegen  einem  solchen 
Gedanken    günstig    gegenüberstehen    würden. 

England  stände  jetzt  vor  einem  Wendepunkt  und  müsse  sich  klar 
über  die  künftighin  einzuschlagende  Politik  werden.  Sollte  ein  der- 
artiger Gedanke  seitens  des  Kabinetts  in  greifbare  Gestalt  gebracht 
werden,  so  würde  ein  offizieller  Vorschlag  an  Deutschland  jedoch 
nicht  eher  gemacht  werden  können,  als  man  nicht  sicher  sei,  daß 
letzteres  im  Prinzip  geneigt  sei,  darauf  einzugehen. 

Ich  erwiderte  dem  Minister,  daß  ich  außerstande  sei,  ihm  zu  sagen, 
ob  überhaupt  und  wie  weit  die  Kaiserliche  Regierung  einem  derartigen 
Vorschlag,  falls  er  gemacht  werden  sollte,  nähertreten  würde.  Sollte 
er  mit  einem  definitiven  Gedanken  heraustreten,  so  würde  ich  na- 
türlich nicht  verfehlen,  darüber  nach  Berlin  zu  berichten. 

Ich  werde  selbstverständlich  ganz  still  sitzen  und  abwarten,  ob 
Lord  Lansdowne  in  den  nächsten  Tagen  mit  etwas  hervortritt.  Zu- 
gleich würde  ich  aber  für  möglichst  baldige  genaue  Instruktion  dar- 
über dankbar  sein,  was  ich  Lord  Lansdowne  gegebenenfalls  zu  ant- 
worten haben  würde. 

Mein  Eindruck  ist,  daß  das  englische  Kabinett  inklusive  Lord  Salis- 
bury  jetzt  tatsächlich  an  einem  Scheideweg  bezüglich  seiner  für  die 
Zukunft  einzuschlagenden  allgemeinen,  insbesondere  aber  Chinapolitik 
steht,  und  daß  die  nächsten  Tage  darüber  Klarheit  geben  werden. 

Eckardstein 


gramm  hatte  Eckardstein  auf  „russische  Einflüsterungen"  hingewiesen,  die  sich 
u.  a.  auch  bei  Chamberlain,  dem  früheren  Vertreter  des  deutsch-englischen 
Bündnisgedankens,  geltend  machten.  Nach  Eckardstein  hätte  Chamberlain  sich 
noch  am  18.  März  zu  einer  deutsch-englischen  Verständigung  bekannt:  im 
Prinzip  hege  er  durchaus  noch  dieselben  Ansichten,  wie  er  sie  dem  Kaiser  und 
Graf  Bülow  im  vorigen  Jahr  in  Windsor  geäußert  habe  (vgl.  Bd.  XV, 
Kap.  CI,  Nr.  4398),  jedoch  habe  er  keine  Lust,  sich  nochmals  und  unter 
den   gegenwärtigen   Umständen   die   Finger   zu  verbrennen. 
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Nr.  4995 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  Im  Auswärtigen  Amt 

Klehmet 

Eigenhändig 

Berlin,  den  20.  März  1901 

Die  Stimmen  alldeutscher  und  verwandter  Kreise,  welche  für 
neue  koloniale  Erwerbungen  agitierten,  sind  in  letzter  Zeit  in  der  Presse 
wie  in  unserem  Parlament  sehr  kleinlaut  geworden  1.  Die  Erfahrungen 
mit  dem  chinesischen  Feldzug  und  namentlich  die  dabei  uns  er- 
wachsenen ungeheuren  Kosten,  deren  Wiedereinbringung  nicht  fest 
versprochen  werden  konnte,  haben  in  der  öffentlichen  Meinung  in  hohem 
Grade  abschreckend  gewirkt.  Neue  koloniale  Erwerbungen  bedeuten 
ohne  Zweifel  zunächst  und  für  eine  lange  Reihe  von  Jahren  die  Aus- 
sicht auf  neue  beträchtliche  Geldopfer  ohne  nahe  und  sichere  Hoff- 
nung auf  materiellen  Gewinn.  Jeder  hierauf  gerichteten  Unternehmung 
oder  Aktion  würde  nicht  allein  mit  Mißtrauen,  sondern  auch  mit  stärkster 
Opposition  selbst  von  solchen  Seiten  begegnet  werden,  die  sonst  stets 
mit  der  Regierung  gehen. 

Dagegen  würde  ein  reiner  Defensi wertrag 2  von  einer  großen 
Mehrheit  gut  aufgenommen  werden  und  brauchte  die  vereinzelte  Oppo- 
sition einiger  weniger  chauvinistischer  Schreier  nicht  zu  fürchten.  Die 
latent  immer  vorhanden  gewesene  Überzeugung  beginnt  mehr  und  mehr 
sich  hervorzuwagen,  daß  es  vorerst  notwendig  ist,  das  nur  politisch 
Erworbene  erst  wirtschaftlich  zu  erwerben,  ehe  wir  weiterschreiten 
dürfen,  und  daß  wir  uns  vor  Überspannung  unserer  kolonialen  Kräfte 
ä  la  Spanien  und  Portugal  hüten  müssen.  Ehe  nicht  mindestens  unsere 
Unternehmungen  in  Schantung  Erträge  abwerfen,  wird  das  deutsche 
Publikum  schwerlich  sein  Geld  für  weitere  überseeische  Unterneh- 
mungen herausrücken  wollen. 

Zudem  war  in  den  letzten  Reichstagsverhandlungen  eine,  vielleicht 
noch  unbestimmte,  Besorgnis  vor  einer  Isolierung  Deutschlands  unver- 
kennbar, und  noch  schärfer  tritt  diese  Empfindung  jetzt  in  der  Presse 
zutage.  Auch  nur  der  Anschein  einer  Verständigung  zwischen  Eng- 
land und  Rußland  ohne  uns  würde  darum  auf  die  Stimmung  bei  uns 
sehr  ungünstig  wirken,  während  umgekehrt  ein  Defensiwertrag  Be- 
ruhigung gäbe 3.  Man  sieht  ziemlich  deutlich,  daß  wir  uns  in  Asien 
auf  manche  Feindseligkeiten  von  Rußlands  Seite  gefaßt  machen  müssen, 
und  daß  wir  dort  mehr  auf  England  angewiesen  sind. 

Da  es  nicht  möglich  ist,  mit  einem  gewaltsamen  Ruck  nach  Osten 
mit  Rußland  sofort  wieder  zusammenzukommen,  bleibt  zurzeit  nur  die 
Annäherung  an  England  als  einziger  Ausweg  übrig,  um  mindestens  für 
den  Augenblick  eine  englisch-russische  Verständigung  zu  hintertreiben. 

Darum  müßte  die  Annäherung  an  England  möglichst  schnell  sich 
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vollziehen  und  folglich  möglichst  einfach  gehalten  und  auf  ein  Minimum 
beschränkt  werden.  Hierzu  scheint  der  Defensiwertrag  der  geeignetste 
Weg  und  Ausgangspunkt.  Mehr  als  dies,  d.  h.  also  ein  Erwerbsvertrag 
mit  England,  würde  im  Augenblick  noch  der  öffentlichen  Meinung 
eine  zu  starke,  nicht  auf  einmal  vollziehbare  Schwenkung  zuzumuten 
heißen. 

Dabei  wäre  keineswegs  ausgeschlossen,  das  Verhältnis  zu  Eng- 
land später  allmählich  weiter  auszubauen,  einmal  durch  Zuziehung 
andrer  Staaten  (Japan,  Türkei,  Rumänien),  sodann  aber  auch  durch 
Ausdehnung  auf  einzelne,  alsdann  näher  zu  präzisierende  Erwerbs- 
zwecke. Eine  Vereinbarung  hierüber  könnte  allenfalls  schon  jetzt  offen- 
gehalten werden. 

Die  Form,  in  der  wir  uns  gemäß  dem  Telegrammentwurf*  Eng- 
land nähern  würden,  ist  doch  eigentlich  schon  die  denkbar  abgeschwäch- 
teste, indem  wir  England,  das  mit  uns  abschließen  will,  stattdessen 
an  Österreich  verweisen,  während  es  doch  eigentlich  unsere 
Sache  wäre,  uns  mit  dem  uns  verbündeten  Donaustaate  abzufinden4. 

K  1  eh  m  et 

Randbemerkungen  des  Grafen  von  Bülow: 

1  Diese  Stimmen  würden  aber  sogleich  wieder  auftauchen,  wenn  andere  Er- 
werbungen machen  sollten,  ohne  daß  für  uns  etwas  abfiele.  Unsere  öffentliche 
Meinung  ist  China-müde  und  China-satt,  aber  sie  ist  nach  wie  vor  chauvi- 
nistisch. 

2  gegen  Wen?  an  eine  Gefahr  von  russischer  und  selbst  von  russisch-fran- 
zösischer Seite  glaubt  das  deutsche  Publikum  vorläufig  nicht. 

3  nur  wenn  die  Gefahr  ausgeschlossen  ist,  daß  wir  für  die  englischen  Kolonien 
uns  engagieren  und  fechten   müssen. 

4  Was  meines  Erachtens  unsere  öffentliche  Meinung  —  und  unser  Reichstag  — 
nicht  akzeptieren  würden,  ist  ein  Vertrag,  welcher  lediglich  den  gegenseitigen 
Besitzstand  garantiert:  denn  den  eigenen  Besitzstand  glaubt  der  Deutsche 
nicht  bedroht,  den  englischen  aber  im  höchsten  Grad  gefährdet,  und  er  will 
nicht  für  England  die   Kastanien  aus  dem  Feuer  holen. 

Nr.  4996 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  den  Botschafter  in 
London  Grafen  von  Hatzfeldt 

Telegramm.  Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats  Klehmet 

Nr.  146  Berlin,  den  20.  März  1901 

Antwort   auf   Privattelegramm    des    Freiherrn   von    Eckardstein  **. 
Der  Gedanke  Lord  Lansdownes  von  einem  auf  längere  Dauer  be- 


*  Siehe  das  folgende  Schriftstück. 

**  Siehe  Nr.  4994.  Die  eigene  Antwort  Holsteins,  die  gleichfalls  vom  20.  März 
datiert  ist,  ist  gedruckt  bei  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  281  ff.;  sie  ist  wertvoll 
wegen  des  Holsteinschen  Kommentars  des  Bismarck-Salisburyschen  Briefwechsels 
vom  November   1887.    Vgl.  Nr.   4992. 
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rechneten  Defensivarrangement  zwischen  England  und  Deutschland 
würde  hier  einer  durchaus  sympathischen  Aufnahme  begegnen.  Dem 
Wesen  einer  Defensivabmachung  entsprechend  würde  es  sich  dabei 
allerdings  nicht  um  Begründung  einer  Erwerbsgesellschaft  zur  Er- 
langung von  neuen  Vorteilen  *,  sondern  lediglich  um  Erhaltung  und 
Sicherung  des  Besitzstandes  der  Kontrahenten  handeln  können.  Auch 
mit  dieser  Maßnahme  aber  würde  immer  ein  solches  Arrangement  die 
politische  Stellung  unserer  Dreibundsverbündeten  einschneidend  be- 
rühren, da  dieselben  in  einen  etwa  daraus  in  der  Folge  für  uns  ent- 
stehenden Konflikt  mit  einer  dritten  Macht  gemäß  ihrer  Bündnispflicht 
hineingezogen  werden  würden.  Wir  könnten  daher  auf  das  Defensiv- 
arrangement erst  eingehen,  nachdem  die  Zustimmung  unserer  Ver- 
bündeten durch  vorherige   Befragung  festgestellt  ist2. 

Da  wir  somit  auf  eine  bezügliche  englische  Anregung  nicht  sofort 
eine  definitive  Antwort  zu  geben  imstande  wären,  würde  es  sich 
empfehlen,  wenn  England  sich  damit  zunächst  an  das  Wiener  Kabinett 
wendete.  Graf  Ooluchowskis  Persönlichkeit  ist  aus  langjähriger  Ge- 
schäftsführung so  erprobt,  daß  die  englische  Regierung  ihm  mit  vollem 
Vertrauen  sich  eröffnen  kann,  während  bei  dem  neuen,  übrigens  an- 
scheinend schon  wieder  in  seinem  Bestände  schwankenden  italie- 
nischen Kabinett*  bisher  noch  keine  hinlänglichen  Gelegenheiten  ge- 
wesen sind,  über  dessen  absolute  Diskretion  ein  sicheres  Urteil  zu 
gewinnen. 

Stimmt  Graf  Goluchowski  zu,  was  er  zudem  kaum  ohne  Fühlung- 
nahme mit  uns  tun  wird,  so  werden  auch  wir  ohne  weitere  Bedenken 
der  Sache  näherzutreten  bereit  sein.  Dabei  würde  sich  vielleicht  denn 
wohl  auch  für  eine  Angliederung  Japans3,  obschon  dieser  Staat  im 
Gegensatz  zu  uns  und  England  eine  mehr  aggressive  Politik  verfolgt, 
irgendeine   Form  finden  lassen. 

Ew.  pp.  wollen,  sobald  Lord  Lansdowne  auf  seinen  Gedanken  in 
einer  fertigen  und  mehr  präzisierten  Gestalt  zurückkommt,  ihm  im 
Sinne  des  Vorstehenden  raten,  die  Sache  zunächst  in  Wien  zu  be- 
sprechen. 

Ihren  Meldungen  über  die  weitere  Entwicklung  der  Sache  werde 
ich  mit  einiger  Spannung  entgegensehen.  Bülow 

Randbemerkungen  des  Grafen  von  Bülow: 

1  Bekommen  wir  Italien  mit,  wenn  wir  unser  Desinteressement  so  entschieden 
in  den  Vordergrund  stellen? 

Bei  uns  im  eigenen  Lande  würde  diese  Entsagung  von  vornherein  auch  nicht 
besonders  gefallen,  zumal  der  Deutsche  seinen  Besitzstand  nicht  bedroht 
glaubt. 

2  Das  Ideal  wäre,  den  Dreibund  als  solchen  —  nicht  uns  allein  oder  irgendwen 
vorzugsweise  —  mit  England  abschließen  zu  lassen,  und  gleichzeitig  die 
Dreibunds-Verträge  womöglich  auf  längere  Zeit  wie   früher  zu  erneuern. 

3  wie  wäre  es  mit  der  Türkei??  Rumänien? 


Kabinett  Zanardelli  mit  Prinetti  als  Außenminister  seit  Mitte  Februar  1901. 
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Nr.  4997 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Hatzfeldt  an  das 

Auswärtige  Amt* 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  250  London,  den  23.  März  1901 

Geheim 

Unter  Bezugnahme  auf  Telegramm   Nr.   146**. 

Aus  Anlaß  der  bereits  im  Parlament  stattgehabten  und  noch  bevor- 
stehenden Interpellationen  über  das  deutsch-englische  Abkommen  in 
China  ***  brachte  Lord  Lansdowne  mir  gegenüber  gestern  das  Gespräch 
auf  die  Tragweite  sowie  die  Auslegung  desselben  in  bezug  auf  die 
beiderseitig  übernommenen  Verpflichtungen.  Der  Minister  bemerkte, 
daß  ihm  persönlich  sehr  daran  gelegen  sei,  alle  im  Parlament  abzu- 
gebenden bezüglichen  Erklärungen  der  Auffassung,  wie  sie  von  Euerer 
Exzellenz  kürzlich  im  Reichstag  zum  Ausdruck  gebracht  worden  sei, 
möglichst  anzupassen  K  Er  gab  zu,  daß  die  Mandschurei  bei  den  Vor- 
verhandlungen ausdrücklich  ausgenommen  sei 2,  sowie  daß  das  Ab- 
kommen für  keine  der  beiden  Parteien  die  bindende  Verpflichtung  ent- 
hielte, einen  dritten  zu  zwingen,  die  Grundsätze  desselben  zu  beob- 
achten 3.  Das  Gespräch  führte  schließlich  zu  einer  weiteren  aka- 
demischen Erörterung  des  Gedankens  eines  Defensivarrangements.  Der 
Minister  zögerte  zwar  anfangs,  mit  der  Sprache  herauszukommen*, 
sagte  mir  aber  schließlich,  daß  er  bereits  ein  Promemoria  über  diesen 
Gedanken  verfaßt,  welches  er  zunächst  mit  Mr.  Arthur  Balfour  be- 
sprochen und  dann  Lord  Salisbury  vorgelegt  habe5.  Der  Premier- 
minister habe  ihm  darauf,  nachdem  er  dieses  Memorandum  genau  durch- 
gesehen, gesagt,  daß  er  sich  im  Prinzip  mit  einem  streng  definierten 
Defensivbündnis  einverstanden  erkläre,  daß  jedoch  einerseits  alle  nur 
möglichen  Eventualitäten  genau  erwogen  und  andererseits  Mittel  und 
Wege  gefunden  werden  müßten,  um  die  Schwierigkeiten,  welche  durch 
den  Charakter  der  parlamentarischen  Einrichtungen  Englands  gegen- 
über einem  auf  längere  Zeit  berechneten  bindenden  Abkommen  be- 
ständen, zu  beseitigen. 

Was  in  dem  Memorandum  enthalten  ist,  sagte  mir  Lord  Lansdowne 
nicht;  dagegen  stellte  er  folgende  Fragen,  welche  darauf  schließen 
lassen,  daß  er  sich  bereits  mit  den  Einzelheiten  eines  derartigen  Arran- 
gements beschäftigt  hat. 

1.  Glauben  Sie  persönlich,  daß  die  Kaiserliche  Regierung  eventuell 
auf  ein  bindendes   Defensivabkommen   mit   England   eingehen   wird 7, 

*  Vgl.  auch  das  nicht  bei  den  Akten  befindliche  Privattelegramm  Freiherrn  von 
Eckardsteins    an    Holstein    vom    23.  März.     Eckardstein    a.  a.  O.  II,  321  ff. 
**  Siehe  Nr.  4996. 
***  Vgl.   Bd.  XVI,  Kap.  CV. 
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und  ob  dies  trotz  der  akut  antienglischen  Strömung  der  öffentlichen 
Meinung  Deutschlands  möglich  ist? 

2.  Angenommen  der  Fall,  daß  die  Kaiserliche  Regierung  einer  der- 
artigen Idee  nähertritt,  wie  würde  man  sich  Ihrer  Ansicht  nach  ein 
solches  Bündnis  denken?  Würde  man  ein  absolutes  Defensivbündnis 
für  vorteilhafter  halten  oder  ein  solches,  bei  welchem  der  casus  foederis 
nur  für  den  Fall  eintritt,  daß  eine  der  beiden  Parteien  von  zwei  oder 
mehreren  Seiten  angegriffen  wird8? 

3.  Würde  man  sich  ein  geheimes  Abkommen  oder  ein  vom  Par- 
lament anzunehmendes  denken9? 

4.  Würde  Japan  eventuell,  soweit  Ostasien  in  Betracht  kommt,  mit 
berücksichtigt  werden10? 

Ich  erwiderte  darauf,  daß  es  natürlich  sehr  schwer  für  mich  sei, 
ihm  diese  Fragen  zu  beantworten,  da  ich  die  Ansichten  meiner  Re- 
gierung darüber  nicht  kenne.  Meinen  rein  persönlichen  Beob- 
achtungen zufolge  glaubte  ich  ihm  jedoch  folgendes  sagen  zu  können: 

ad.  1.  Vorausgesetzt,  daß  ein  derartiges  Abkommen  auf  vollster 
Gegenseitigkeit  beruht,  ist  anzunehmen,  daß  die  Kaiserliche  Regierung 
eventuell  nicht  abgeneigt  sein  würde,  darauf  einzugehen,  besonders, 
wenn  ein  solches  Defensivabkommen  in  Form  einer  Angliederung  Eng- 
lands an  den  Dreibund  abgeschlossen  würde11.  Was  die  öffentliche 
Meinung  Deutschlands  beträfe,  so  müsse  die  Kaiserliche  Regierung 
allerdings  zu  Zeiten  mit  derselben  rechnen,  auf  die  Dauer  seien  jedoch 
in  allen  Fragen  der  auswärtigen  Politik  nur  zwei  Persönlichkeiten 
maßgebend,  nämlich  der  Kaiser  und  der  Reichskanzler.  Je  mehr  Ent- 
gegenkommen England  nicht  nur  in  größeren,  sondern  auch  in  kleineren 
schwebenden  Fragen  zeige 12,  um  so  mehr  werde  eine  englandfreund- 
liche Politik   denselben   erleichtert  werden. 

ad.  2.  Meiner  persönlichen  Ansicht  nach  würde  im  Falle,  daß  die 
Kaiserliche  Regierung  überhaupt  auf  den  'Gedanken  eines  Defensiv- 
bündnisses eingeht,  vom  deutschen  Standpunkt  aus  vorzuziehen  sein  13, 
daß  der  casus  foederis  nur  dann  eintritt,  wenn  eine  der  beiden  Parteien 
von  zwei  oder  mehreren  Seiten  angegriffen  wird. 

ad.  3.  Ein  vom  Parlament  anzunehmendes  Abkommen  würde 
meines  Erachtens  vom  deutschen  Standpunkt  aus  einem  geheimen 
sehr  beträchtlich  vorzuziehen  sein,  wenn  nicht  sogar  eine  conditio 
sine  qua  non  sein. 

ad.  4.  Eine  Angliederung  Japans  an  diese  neue  Konstellation  würde 
meiner  persönlichen  Meinung  nach  sehr  zweckmäßig  sein. 

Den  Gedanken,  daß  die  englische  Regierung  sich  zunächst  nach 
Wien  wenden  solle,  habe  ich  vorläufig  Lord  Lansdowne  gegenüber 
noch  nicht  zum  Ausdruck  gebracht,  da  ich  die  Angelegenheit  noch  für 
zu  wenig  fortgeschritten  hierzu  halte14. 

Nachdem  ich,  um  jedem  Mißverständnis  vorzubeugen,  zum  Schluß 
Lord  Lansdowne  nochmals  darauf  aufmerksam  gemacht  hatte,  daß  alle 
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die  von  mir  getanen  Äußerungen  nicht  von  der  Kaiserlichen  Regierung 
ausgingen,  sondern  lediglich  als  rein  persönliche  Meinungsäußerungen 
zu  betrachten  seien,  erwiderte  der  Minister,  daß  auch  die  von  ihm 
getanen  Äußerungen  bis  jetzt  nicht  die  Ansichten  und  die  Politik  des 
Kabinetts  wiedergäben,  sondern  als  rein  persönliche  und  akademische 
anzusehen  seien. 

Hatzfeldt 


Randbemerkungen  des  Grafen  von  Bülow: 

1  Gut 

2  ja 

3  richtig 

4  II 

5  gut 

6  das   müssen  wir  auch 

7  Eventuell  am  besten  in  der  Form  eines  Abkommens  zwischen  3  B  u  n  d  und 
England 

8  letzteres 

9  nur  letzteres 

10  £a   depend 

11  richtig 

12  sehr  richtig 

13  auch   vom    englischen    Standpunkt   besser 
u  richtig 


Nr.  4998 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  den  Botschafter  in 
London  Grafen  von  Hatzfeldt 

Konzept 

Nr.  154  Berlin,  den  24.  März  1901 

Geheim 

Antwort  auf  Telegramm  Nr.  250*. 

Mit  Ew.  pp.  Haltung  gegenüber  den  Fragen  Lord  Lansdownes  be- 
steht hier  Einverständnis.  Solange  Lord  Lansdowne  oder  irgendein 
anderes  englisches  Kabinettmitglied  die  Angelegenheit  rein  akademisch 
und  in  der  Form  persönlicher  Ansichtsäußerungen  bespricht,  werden 
auch  Ew.  pp.  darauf  nicht  anders  als  mit  Ihren  rein  persönlichen  An- 
sichten zu  antworten  haben.  Mit  dieser  ausdrücklichen  Maßgabe  wollen 
Ew.  pp.  die  nachfolgenden  Fingerzeige  benutzen,  um,  wofern  man  dort 
in  der  gleichen  Form  auf  die  Sache  zurückkommt,  lediglich  von  sich 


*  Siehe  Nr.   4997. 
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aus   darauf  zu   antworten,   damit   der   Faden   eventuell   englischerseits 
weitergesponnen  werden  kann*. 

Auf  dem  Standpunkt  Lord  Salisburys,  daß  für  den  Fall  eines  Defen- 
sivbündnisses alle  nur  möglichen  Eventualitäten  vorweg  auf  das  ge- 
naueste zu  erwägen  sind,  stehen  wir  übrigens  mindestens  ebensosehr 
wie  England. 

Zu  1 :  Die  Form  einer  Angliederung  Englands  an  den  Dreibund 
würde  für  alle  Teile  und  in  jeder  Beziehung  die  weitaus  prak- 
tischste sein. 

Zu  2:  Der  Bündnisfall  würde  nur  eintreten  gegenüber  zwei  oder 
mehreren  Gegnern.  Bei  absolutem  Defensivbündnis  müßten  zu  viele 
Ausnahmen  gemacht  werden,  insbesondere:  a)  für  einen  englisch- 
amerikanischen Krieg  wegen  Kanada,  b)  für  einen  russisch-englischen 
Krieg  wegen  Indien,  c)  für  einen  deutsch-französischen  Krieg.  Wenn 
dagegen  im  Falle  b  oder  c  z.  B.  noch  Frankreich  bezw.  Rußland  dazu- 
kommen, so  handelt  es  sich  nicht  mehr  um  Indien  oder  Elsaß-Lothrin- 
gen, sondern  um  das  Gleichgewicht  auf  dem  Erdball. 

Wir  müssen  für  den  Fall,  wo  es  zu  wirklichen  Verhandlungen 
kommen  sollte,  Wert  darauf  legen,  daß  über  diesen,  unsern  Stand- 
punkt zu  a  bis  c  bei  der  englischen  Regierung  von  vornherein  kein 
Zweifel  besteht. 

Zu  3:  Das  Abkommen  dürfte  nicht  geheim,  sondern  müßte  ein 
parlamentarisches  sein. 

Zu  4:  Japan  neigt  zur  Erwerbspolitik  und  wird  daher  in  einem 
reinen  Defensivbündnis  vielleicht  keinen  unmittelbaren  Vorteil  er- 
blicken. Vorteil  würde  es  aber  immerhin  auch  dabei  insofern  haben, 
als  es  dadurch  in  gute  politische  Gesellschaft  kommt. 

B  ül  ow 


*  Das  geschah  zunächst  nicht;  eben  damals  spitzten  sich  die  Schwierigkeiten 
zwischen  England  und  Deutschland  hinsichtlich  der  chinesischen  Kriegsent- 
schädigungsfrage und  speziell  hinsichtlich  der  deutscherseits  erstrebten,  eng- 
lischerseits hartnäckig  abgelehnten  Erhöhung  der  chinesischen  Seezölle  zu. 
Vgl.  darüber  Bd.  XVI,  Kap.  CVII,  Nr.  4882  ff .  und  Eckardstein  a.  a.  O.  II, 
323  ff .  Am  26.  März  schrieb  Holstein  an  Eckardstein:  „Zunächst  muß  aber 
mal  die  Erhöhung  der  Seezölle  erreicht  werden,  das  ist  das  dringendste,  sonst 
kriegen  die  Zukunftsaussichten  einen  starken  Riß,  denn  der  Kaiser  und  die 
Regierung  würden  in  Deutschland  viele  Unannehmlichkeiten  haben,  wenn  wir 
die  Kriegsentschädigung  nicht  wieder  bekämen."  A.  a.  O.  II,  324.  Ähnlich 
am  1.  April:  die  Frage  der  chinesischen  Entschädigung  sei  augenblicklich  für 
die  Deutsche  Regierung  wichtiger,  weil  dringender  als  die  Bündnisfrage.  Da- 
selbst S.  292.  Erst  als  eine  Einigung  in  der  chinesischen  Indemnitätsfrage 
näherrückte  —  erste  Hälfte  April  —  kam  Holstein  in  einem  Privattelegramm 
an  Eckardstein  vom  5.  April  und  Lord  Lansdowne  in  einem  Gespräch  mit 
diesem  vom  9.  April  auf  das  Thema  eines  Defensivarrangements  zurück.  Vgl. 
Eckardstein   a.   a.  O.   II,   331,   334.    Bei  der  Wichtigkeit  dieser  Wendung  mag 
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Nr.  4999 

Der  Botschafter  in  London   Graf   von  Hatzfeldt  an   das 

Auswärtige  Amt* 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  288  London,  den  6.  April  1901 

Geheim 

Die  Furcht  vor  einer  Einigung  zwischen  England  und  Deutsch- 
land in  der  chinesischen  Indemnitätsfrage**,  an  welche  sich  etwaige 
weitere  Konsequenzen  in  bezug  auf  eine  Verständigung  auch  in  an- 
deren Fragen  knüpfen  könnten,  scheint  die  russisch-französische  Di- 
plomatie dazu  veranlaßt  zu  haben,  hier  in  den  letzten  Tagen  mit  ganz 
besonderem  Nachdruck  zu  intrigieren  und  Mißtrauen  gegen  die  Ab- 
sichten der  Kaiserlichen  Regierung  zu  säen***.  Die  Hauptrolle  bei 
diesen  Intrigen  scheint  diesmal  der  französische  Botschafter  Cambon 
übernommen  zu  haben. 

In  welcher  Richtung  diese  Intrigen  sich  u.  a.  bewegt  haben, 
dürfte  aus  folgendem  hervorgehen:  Im  strengsten  Vertrauen 
wird  mir  versichert,  daß  Mr.  Arthur  Balfour  den  Chef  eines  der 
ersten  hiesigen  Finanzhäuser,  welcher  weite  Beziehungen  zu  dem 
Kontinent  unterhält,  gesprächsweise  gefragt  habe  1,  ob  er  es  für  mög- 
lich halte,  daß  Seine  Majestät  der  Kaiser  sich  ganz  plötzlich  voll- 
kommen auf  Seite  Rußlands  und  gegen  England  gestellt  habe2. 

Ferner  scheint  Cambon  hier  nahegelegt  zu  haben,  daß  Frank- 
reich, welches  in  St.  Petersburg  im  Interesse  des  Friedens  arbeite, 
eventuell  geneigt  sein  würde,  die  Vermittlerrolle  zwischen  England 
und  Rußland  behufs  friedlichen  Ausgleiches  sämtlicher  schwebenden 
Fragen  zu  übernehmen. 


ausdrücklich  hervorgehoben  werden,  daß  weder  Holsteins  Privattelegramm  vom 
5.  noch  Eckardsteins  Privattelegramm  vom  9.  April  sich  bei  den  Akten  befinden. 
*  Vgl.  zu  diesem  Telegramm  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  294  f.,  332.  Im  Hinblick 
auf  die  kaiserlichen  Randbemerkungen  zu  diesem  Schriftstück  muß  hervor- 
gehoben werden,  daß  die  Akten  über  das  Bündnisangebot  durchweg  sonst 
keine  Randbemerkungen  Wilhelms  II.  aufweisen,  sodaß  die  Frage  entsteht, 
ob  und  wie  weit  der  Kaiser  überhaupt  von  den  einschlägigen  Verhandlungen 
unterrichtet  war.  Es  mag  in  diesem  Zusammenhang  noch  einmal  (vgl. 
Nr.  4979,  Fußnote)  darauf  verwiesen  sein,  daß  das  Gros  der  zwischen  Holstein 
und  Eckardstein  gewechselten  Privatbriefe  und  Privattelegramme  aus  dieser 
Zeit  sich  nicht  bei  den  Akten  befindet,  und  daß  die  Akten  auch  keinerlei 
Anhaltspunkt  dafür  geben,  daß  die  nicht  in  die  Akten  gelangte  Korrespondenz 
zur  Kenntnis  des  Staatssekretärs  bzw.  des  Reichskanzlers  gelangt  ist.  Vgl. 
auch  Nr.  5021,  S.  91,  Fußnote*. 
**  Vgl.  darüber  Bd.  XVI,  Kap.  CVII. 
***  Vgl.  auch  Bd.  XVI,  Kap.  CVII,  Nr.  4890. 
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Für  den  Moment  scheinen  diese  Intrigen  auch  nicht  ohne  eine 
gewisse  Wirkung  geblieben  zu  sein,  doch  hoffe  ich,  daß  es  gelingen 
wird3,  das  hier  gegen  uns  entstandene  Mißtrauen  bald  wieder  voll- 
ständig zu  zerstören. 

Hatzfeldt 

Randbemerkungen  Kaiser  Wilhelms  II.  auf  einer  inserierten  Abschrift: 

1  Das   hat  der  alte  Salisbury  natürlich   geglaubt 

2  !  Hölle  und  Teufel!  mir  solches  zuzutrauen! 

3  das  gebe  Gott! 
Schlußbemerkung  des  Kaisers: 

Ich   begreife   die   Briten  nicht!    Eine  solche   Charakterlosigkeit   ist  ja  geradezu 
ungeheuerlich.    Diese  Leute  sind  ja  unverbesserlich!  W. 


Nr.  5000 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  'Amtes  Freiherr 
von  Richthof en  an  den  Botschafter  in  London  Grafen 

von  Hatzfeldt 

Telegramm.    Konzept 

Nr.  184  Berlin,  den  10.  April  1901 

Vertraulich 

Antwort  auf  Telegramm  Nr.  288*. 

Gestern  bei  Überreichung  des  neuen  Beglaubigungsschreibens 
sagte  Seine  Majestät,  er  freue  sich,  einen  englischen  Botschafter,  und 
als  solchen  Sir  Frank  Lascelles  zu  sehen,  ging  dann  aber  sofort  in 
sehr  entschiedenem  und  energischem  Tone  zur  Besprechung  der  Miß- 
verständnisse über,  welche  selbst  noch  in  neuester  Zeit  über  ihn  in 
London  verbreitet  worden  seien.  Es  sei  ja  leicht  zu  begreifen,  von 
welcher  Seite  etwaige  Mißverständnisse  immer  von  neuem  verbreitet 
und  genährt  würden.  Sogar  ein  englischer  Minister,  und  zwar  einer, 
mit  dem  er  sich  länger  unterhalten  habe,  sei  der  Ansicht,  daß  er 
möglicherweise  im  Begriff  stehe,  sich  auf  die  russische  Seite  zu 
stellen**.  Seine,  des  Kaisers,  Haltung  vom  Ausbruch  des  Burenkriegs 
bis  heute  biete  keinerlei  Rechtfertigung  für  einen  solchen  unverständ- 
lichen und  unverständigen  Verdacht. 

Seine  Majestät  hat  sodann  im  Laufe  des  Abends  noch  zweimal 
und  immer  in  derselben  Tonart  mit  dem  Botschafter  gesprochen,  ohne 
übrigens  Persönlichkeiten  zu  nennen  oder  näher  zu  bezeichnen.  Der 
Botschafter  war  in  hohem  Grade  beeindruckt,  und  seine  Betroffenheit 


*  Siehe   Nr.   4999. 
**  Vgl.   Nr.   4999. 
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wurde  allgemein  bemerkt.  Gleichwohl  hatte  Seine  Majestät  nichts 
gesagt,  wodurch  Sir  Frank  sich  persönlich  berührt  hätte  fühlen 
können.  Sir  Frank  suchte  nach  der  dritten  und  letzten  Unterredung 
mit  Seiner  Majestät  von  mir  zu  erfahren,  welche  Person  oder  Per- 
sonen allerhöchstderselbe  gemeint  haben  könne.  Ich  erklärte  mich 
außerstande,  Auskunft  zu  geben,  wies  aber  den  Botschafter  darauf 
hin,  daß  die  Haltung  Seiner  Majestät  während  der  letzten  eineinhalb 
Jahre  —  Ablehnung  der  Einmischung  in  Südafrika,  Reise  und  Auf- 
enthalt in  England,  endlich  diplomatische  Stellungnahme  gegen  Ruß- 
land in  der  Frage  des  Mandschureiabkommens  —  ihn  von  Rechts 
wegen  gegen  Verdächtigungen  hätte  schützen  sollen,  und  daß  er  mit 
Recht  sich  durch  den  Argwohn  der  englischen  Regierung  gekränkt 
fühlen  könne.  Hierzu  komme,  daß  der  Kaiser  verletzt  sei  durch  die 
dem  Dr.  Stuebel  zuteil  gewordene  Aufnahme*,  die  zwar  nicht  direkt 
unhöflich  gewesen,  mais  qui  frisait  l'impolitesse.  Schließlich  aber 
müsse  der  Botschafter  aus  der  Gesamtheit  der  Äußerungen  Seiner 
Majestät  doch  den  Eindruck  absoluter  Englandfreundlichkeit  haben. 
Diesen  Eindruck  bezeichnete  der  Botschafter  gleichfalls  als  un- 
zweifelhaft**. 

Richthofen 


*  Vgl.  Bd.  XVI,    Kap.  CVII,    Nr.  4889. 

**  Über  die  Vorgeschichte  der  kaiserlichen  Unterredung  mit  Sir  Frank  Lascelles 
und  ihr  Nachspiel  vgl.  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  295  f.,  333  ff .  Nach  einem 
Privattelegramm  Holsteins  an  Eckardstein  vom  10.  April,  das  wie  fast  alle 
Privattelegramme  Holsteins  aus  dieser  Zeit  nicht  bei  den  Akten  liegt,  geht 
hervor,  daß  der  Kaiser  in  dem  Gespräch  mit  Sir  Fr.  Lascelles  ganz  allgemein 
von  Personen,  die  falschen  Gerüchten  Glauben  schenkten,  den  Ausdruck 
„unmitigated  noodles"  gebrauchte.  Es  erscheint  ausgeschlossen,  daß  Kaiser 
Wilhelm  II.  in  einem  kurz  nach  der  Unterredung  mit  dem  englischen  Botschafter 
an  König  Eduard  geschriebenen  Briefe  den  Ausdruck  in  unmittelbarer  An- 
wendung auf  englische  Minister  wiederholt  hätte,  wie  Eckardstein  a.  a.  O. 
II,  298  erzählt.  Der  Brief  Kaiser  Wilhelms  II.  liegt  zwar  nicht  bei  den  Akten, 
der  besonders  freundliche  Ton  der  Antwort  König  Eduards  vom  16.  April 
macht  es  aber  unwahrscheinlich,  daß  er  durch  den  Brief  des  Kaisers  in  eine 
schwer  gereizte  Stimmung  versetzt  worden  sei.  Es  hieß  in  der  Antwort  u.  a.: 
,,You  must  not  really  think  that  any  Minister  of  my  Government  ever  really 
thought  that  you  had  any  idea  of  siding  with  Russia  against  us!  What  was 
said  and  by  whom  —  I  have  not  been  informed  —  but  feel  sure  that  if  anything 
of  the  sort  was  said,  the  words  were  greatly  distorted!"  (In  der  bei  den 
Akten  befindlichen  Abschrift  des  Briefes  steht  „mistorted",  was  offenbar  ein 
Schreibfehler  ist.  Statt  des  eingesetzten  „distorted"  könnte  im  Original  etwa 
auch  „misreported"  stehen.)  „You  know,  my  dear  William,  that  I  have  the 
füllest  confidence  in  your  integrity  and  the  loyal  friendship  you  entertain 
towards  me  and  my  Country  and  the  difficulties  you  have  to  deal  with  in 
your  own  Country  —  being  considered  too   „Anglophile". 
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Nr.  5001 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 

von  Richthof en  an  den  Botschafter  in  London  Grafen 

von  Hatzfeldt* 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats  von  Holstein 

Berlin,  den  14.  April  1901 

Antwort  auf  Privattelegramm  von  gestern  abend**. 

Verwerten  Sie  bei  etwaigen  weiteren  Anregungen  von  Lord  Lans- 
downe  über  Bündnisfrage  den  Gedanken,  daß  gegenwärtig  die  Feinde 
des  Dreibunds  bemüht  sind,  die  österreichische  Dynastie  und  Re- 
gierung gegen  Deutschland  mißtrauisch  zu  machen,  indem  sie  den 
Verdacht  ausstreuen,  daß  Deutschland  nach  dem  Tode  des  Kaisers 
Franz  Joseph  eine  Teilung  Österreichs  herbeizuführen  beabsichtige. 
Dieser  Verdacht  kann  durch  kein  anderes  Mittel  so  wirksam  entkräftet 
werden,  wie  durch  die  Wahrnehmung,  daß  der  österreichisch-ungarischen 
Monarchie  gerade  von  deutscher  Seite  bei  der  Bildung  des  pro- 
jektierten neuen  Bündnisses  eine  Hauptrolle  zugedacht  ist.  Deshalb 
legen  wir  so  großes  Gewicht  darauf,  daß  Wien  gewissermaßen  der 
Mittelpunkt  der   Bündnisverhandlungen   werde. 

Rieh  th  of en 


Nr.  5002 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Hatzfeldt  an  das 

Auswärtige  Amt  *** 

Telegramm.    Entzifferung 

Privat  für  den  Herrn  Reichskanzler  London,  den  20.  April  1901 

Telegramm  Nr.  191  f   erhalten  und  habe  Inhalt  der  mir  erteilten 
Ermächtigung    entsprechend     ganz    vertraulich    bei    Lord    Lansdowne 

*  Bereits    veröffentlicht    bei    Eckardstein    a.  a.  O.  II,  338  f. 

**  Siehe  dasselbe  bei  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  337  f.  Danach  hätte  Lord  Lans- 
downe am  13.  zu  Eckardstein  gesagt,  daß  er  jetzt  über  die  Bündnisfrage  mit 
dem  Herzog  von  Devonshire  und  Chamberlain  berate,  und  auf  Eckardsteins 
Einwurf,  daß  Lord  Salisbury  voraussichtlich  zu  keinem  Entschluß  kommen 
werde,  betont:  „Devonshire,  Chamberlain  und  ich  sind  dafür.  Was  Salisbury 
betrifft,  so  zweifle  ich  nicht  daran,  daß  er  sich  auch  dafür  entscheiden  wird. 
Die  Zeiten  haben  sich  eben  geändert." 

***  Teilweise  bereits  abgedruckt  in  Bd.  XVI,  Kap.  CVII,  Nr.  4900. 
t  Siehe   Bd.  XVI,   Kap.  CVII,   Nr.  4899.    Der   Inhalt  desselben  betraf  die   rus- 
sische   Anregung,    daß    Deutschland,    Frankreich    und    Rußland    eine    Garantie 
ä  trois   für   eine   chinesische    Indemnitätsanleihe   übernehmen   und   so   gleichsam 
den    ostasiatischen    Dreibund    von    1895   wieder   aufleben    lassen    sollten. 
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verwertet.  Der  Minister  sprach  seinen  Dank  für  die  Mitteilung  aus, 
die  ihm  offenbar  einen  gewissen  Eindruck  machte.  Er  drückte  die 
Hoffnung  aus,  daß  wir  auf  den  russischen  Vorschlag  nicht  eingehen 
würden  *,  welcher  die  bedenklichsten  Folgen  für  die  Erhaltung  der 
Einigkeit  unter  den  in  China  beteiligten  Mächten  haben  würde,  und 
ließ  dann  durchblicken,  daß  er  sich  die  Sache  noch  näher  überlegen 
wolle  und  mir  dann  eine  weitere  Mitteilung  darüber  zu  machen  hoffe. 
Mein  Eindruck  aus  seinen  heutigen  akademischen  Äußerungen,  welche 
ich  ebenfalls  (wie  dies  auch  bis  jetzt  meiner  Ansicht  nach  diesseits 
hier  ganz  richtig  geschehen)  als  solche  behandelt  habe,  ist,  daß  die 
einer  allgemeinen  Abmachung  mit  Dreibund  geneigten  Minister,  zu 
welchen  Lord  Lansdowne  gehört,  ihrerseits  diese  beschleunigen 
möchten,  daß  sie  aber  die  baldige  Rückkehr  Lord  Salisburys*  ab- 
warten wollen,  um  zunächst  eine  Entscheidung  des  Kabinetts  in  der 
Frage  herbeizuführen2. 

Hatzfeldt 

Randbemerkungen  des  Grafen  von  Bülow: 

1  Nachdem   England   unsere   so  maßvollen   und  wohlbegründeten  Vorschläge  in 
der  Entschädigungsfrage  mit  Unhöflichkeit  abgelehnt  hat 

2  vederemo. 


Nr.  5003 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  den  Botschafter  in 
London  Grafen  von  Hatzfeldt 

Telegramm.  Eigenhändiges  Konzept 
Nr.  221  Berlin,  den  11.  Mai  1901 

Antwort  auf  Telegramm  Nr.  357**. 

Das  Kabinett,  welchem  Herr  Delcasse  angehört,  weiß  sehr  wohl, 
daß  es  für  die  jetzige  zivilistische  Republik  keinen  gefährlichem 
Feind  gibt  als  einen  siegreichen  französischen  General.  Deshalb  wird 
diese  Regierung  fernerhin  wie  bisher  schwerlich  auf  Wegen  wandeln, 
welche  ihrer  Ansicht  nach  zu  kriegerischen  Verwicklungen  führen. 
Wenn  gleichwohl  Frankreich  jetzt  China  gegenüber  ein  Abkommen 
geltend   machen  sollte,   durch   welches   chinesische  Souveränitätsrechte 


*  Die  Rückkehr  Lord  Salisburys,  der  seit  Anfang  April  an  der  Riviera  weilte, 
erfolgte  erst  am  10.  Mai.  Bis  dahin  ruhte  die  Bündnisfrage  gänzlich. 
**  Durch  Telegramm  Nr.  357  vom  9.  Mai  hatte  Graf  Hatzfeldt  gemeldet,  daß 
nach  sicherem  Vernehmen  ein  französisches  Vorgehen  in  der  chinesischen 
Provinz  Jünnan  auf  Grund  eines  früheren  chinesisch-französischen  Vertrages 
unmittelbar  bevorstehe.  Lord  Lansdowne,  demgegenüber  Graf  Hatzfeldt  diese 
Frage  gesprächsweise  berührte,  nahm  die  Sache  so  ernst,  daß  sich  daraus  für 
die  deutsche  Regierung  die  Gelegenheit  ergab,  ihrerseits  von  neuem  auf  die 
Frage  der  Defensivallianz  zurückzukommen. 
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(wie  z.  B.  die  militärische  Besetzung  der  Bahnstrecke  bis  an  den 
oberen  Lauf  des  Jangtse  heran)  abgetreten  würden,  so  würde  das  nur 
geschehen,  weil  der  französische  Minister  in  St.  Petersburg  Aufklä- 
rungen bekommen  hat*,  welche  ihn  zu  der  Annahme  bringen,  daß 
England  unter  allen  Umständen  ruhig  zusehen  und  durch  seine  passive 
Haltung  auch  Japan  am  Vorgehen  hindern  werde.  Diese  Annahme 
hat  manches  für  sich.  Ich  erfuhr  z.  B.  kürzlich,  daß  Lord  Salisbury 
unmittelbar  vor  seiner  Abreise  nach  der  Riviera  gegenüber  einem 
alten  Bekannten,  welcher  eine  aktivere  Politik  befürwortete,  seinen 
bisherigen  Standpunkt  hartnäckig  vertrat,  sich  als  einen  Friedens- 
minister bezeichnete  und  es  als  die  einzig  richtige  Politik  für  Eng- 
land hinstellte,  kontinentale  Verwicklungen,  die  früher  oder  später 
kommen  müßten,  abzuwarten  und  aus  diesen  dann  Vorteil  zu  ziehen. 
Der  einzige  Umstand,  welcher  mich  darüber  zweifelhaft  macht,  ob 
der  englische  Premier  diesen  philosophischen  Standpunkt  seinen 
Kollegen  und  der  öffentlichen  Meinung  gegenüber  auch  gegenwärtig 
würde  aufrecht  erhalten  können,  ist  die  Tatsache,  daß  Frankreich 
durch  die  militärische  Beherrschung  einer  Jünnan-Bahn  auch  die  mili- 
tärische Beherrschung  des  oberen  Laufs  des  Jangtse  erlangen  würde. 

Ew.  wollen  zunächst  abwarten,  ob  Lord  Lansdowne  oder  etwa 
sonst  ein  einflußreiches  Kabinettsmitglied  auf  die  Sache  zu- 
rückkommt, um  wahrscheinlich  alsdann  die  Frage  zu  stellen,  welche 
Haltung  Deutschland  gegenüber  diesem  Vorgehen  Frankreichs  vor- 
aussichtlich einnehmen  würde.  Darauf  wird  zu  antworten  sein,  daß 
zwar  nicht  der  Bau  einer  Eisenbahn,  wohl  aber  die  militärische  Be- 
herrschung der  Bahnstrecke  bis  an  den  Jangtse  heran  eine  unzweifel- 
hafte Aneignung  wichtiger  chinesischer  Souveränitätsrechte,  d.  h.  also 
eine  Verminderung  des  chinesischen  Status  quo  bedeute,  daß  also  die 
Voraussetzung  des  Artikels  III  des  Vertrages  vom  16.  Oktober  v.  Js.** 
gegeben  sei,  wonach  Deutschland  und  England  über  die  geeignete 
Wahrung  ihrer  Interessen  in  Besprechungen  einzutreten  hätten.  Dieser 
Vertrag  sei  kein  Bündnisvertrag,  die  im  Artikel  III  vorgesehenen  Be- 
sprechungen würden  jedoch  eventuell  zu  einem  Defensivbündnis  führen 
können. 

Wie  ich  mir  die  Modalitäten  dieses  Bündnisses  denke,  ist  Ew. 
bekannt.  Angesichts  der  zunehmenden  dreibundfeindlichen  Agitation 
in  Österreich  ist  es  für  uns  ein  Punkt  d'interet  majeur,  daß  Österreich 
von  Anfang  an  bei  allen  Verhandlungen  mit  England  eine  Hauptrolle 
zugeteilt  erhält.    Das  Stärkeverhältnis  ist,  wie  ich  vertraulich  bemerke, 


*  Vom  20.  bis  26.  April  1901  hatte  Minister  Delcasse  in  Petersburg  geweilt.  Die 
Annahme  lag  nahe,  daß  diese  Reise  im  Zusammenhang  stand  mit  der  Frage 
eines  franko-russischen  Zusammengehens  in  Ostasien.  Vgl.  den  Holstein- 
Eckardsteinschen  Briefwechsel  bei  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  325,  327,  329,  331  f. 
**  Vgl.  Bd.  XVI,  Kap.  CV,  Nr.  4744. 
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ein  solches,  daß  dadurch  jede  Eifersucht  unsrerseits  auf  ein  zu  mar- 
kiertes Hervortreten  von  Österreich-Ungarn  von  vornherein  ausge- 
schlossen wird.  Auf  die  Sympathien  der  leitenden  österreichischen 
wie  ungarischen  Kreise  können  wir  für  den  Gedanken  einer  Angliede- 
rung  Englands  an  den  Dreibund  sicher  rechnen  und  ebenso  sicher 
auch  auf  die  erprobte  Diskretion  des  Wiener  Kabinetts.  In  Rom 
haben  wir  nicht  auf  die  gleiche  Diskretion  zu  rechnen,  es  würde  sich 
daher  aus  diesem  Grunde  und  noch  aus  anderen  Gründen  empfehlen, 
das  römische  Kabinett  vor  die  vollendete  Tatsache  einer  fertigen 
Verständigung  zwischen  London,   Berlin  und  Wien  zu  stellen. 

Inhaltlich  würde  der  Vertrag  festsetzen,  daß  weder  England 
einerseits  noch  die  verbündeten  Kontinentalmächte  andererseits  den 
casus  foederis  anrufen  können,  solange  sie  bloß  eine  einzelne  Groß- 
macht zu  bekämpfen  haben.  Der  casus  foederis  tritt  erst  ein,  wenn 
zwei  oder  mehr  Großmächte  den  Krieg  an  einen  der  beiden  Kon- 
trahenten erklären.  England  würde  also,  wenn  es  beispielsweise 
Rußland  allein  gegen  sich  hat,  keine  Unterstützung  auf  Grund  des 
hier  ins  Auge  gefaßten  Vertrages  seitens  der  Dreibundmächte  er- 
warten können,  es  würde  aber  bp  diesem  Krieg  gegen  Rußland 
die  sichere  Mitwirkung  von  Japan  haben.  Die  verbündeten  Kontinen- 
talmächte würden  erst  dann  eintreten,  wenn  Frankreich  sich  Ruß- 
land zugesellt.  Auf  die  Unterstützung  von  Japan  kann  England  bei 
jedem  Kriege,  sei  es  gegen  Rußland,  sei  es  gegen  Frankreich,  mit 
Bestimmtheit  heute  noch  rechnen.  Ich  will  aber  nicht  unterlassen  zu 
bemenken,  daß  nach  Ansicht  des  sehr  gescheuten  und  ruhig  ur- 
teilenden russischen  Gesandten  in  Tokio*  die  japanische  Regierung 
binnen  Jahresfrist  für  eine  Verständigung  mit  Rußland  reif  sein  wird, 
falls  es  ihr  bis  dahin  nicht  gelingt,  durch  ein  Bündnis  nach  anderer 
Seite  hin  aus  ihrer  gegenwärtigen   Isolierung  herauszukommen. 

England  hat,  falls  es  überhaupt  diplomatischen  Einspruch  erheben 
und  nicht  als  Großmacht  abdizieren  will,  die  günstigsten  Trümpfe 
in  der  Hand.  Es  kann  sich  mit  Japan  verbünden,  um  dadurch  in  Ost- 
asien ein  entschiedenes  Übergewicht  über  Rußland  zu  erlangen  und 
dieses  dadurch  in  die  quasi  Unmöglichkeit  eines  vereinzelten  Los- 
schlagens  zu  versetzen.  Für  den  Fall  des  Zusammengehens  von  Ruß- 
land und  Frankreich  aber  würde  England  mit  einer  Fünfergruppe  — 
Großbritannien,  Japan,  Dreibund  —  drohen  und  dadurch  nach  mensch- 
licher Voraussicht  die  kriegerischen  Neigungen  des  Zweibundes  unter- 
drücken können.  Die  Bildung  dieser  Fünfergruppe  würde  gleich- 
bedeutend sein  mit  dem  Verzichte  Frankreichs,  jedenfalls  der  jetzigen 
friedlichen  französischen  Regierung,  auf  die  Geltendmachung  des 
Jünnan-Vertrags. 

B  ü  1  ow 

*  Iswolsky. 
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Nr.  5004 

Der  Botschafter  4n  London  Graf   von  Hatzfeldt  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Privat  für  den  Herrn  Reichskanzler  London,  den  15.  Mai  1901 

Ganz  geheim 

Lord  Lansdowne  hat  eben  vertraulich  und  akademisch  die  Bünd- 
nisfrage wieder  angeregt,  und  aus  seinen  Äußerungen  geht  hervor, 
daß  Lord  Salisbury,  mit  welchem  er  bereits  Rücksprache  genommen 
hat,  zwar  noch  mehrere  Bedenken  in  bezug  auf  die  Österreich 
und  Italien  gegenüber  zu  übernehmenden  Verpflichtungen  hegt, 
daß  der  Premierminister  aber  jetzt  im  Prinzip  geneigt  ist,  auf  ver- 
tragsmäßige   Abmachungen    einzugehen. 

Ausführliches    amtliches    Telegramm    folgt   morgen. 

Hatzfeldt 


Nr.  5005 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Hatzfeldt  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  375  London,  den  16.  Mai  1901 

Geheim 

Bei  meiner  letzten  Unterredung  mit  Lord  Lansdowne  vor  einigen 
Tagen  war  das  Gespräch  nur  ganz  oberflächlich  auf  die  Bündnis- 
frage gekommen.  Der  Minister  hatte  bei  dieser  Gelegenheit  ange- 
deutet, daß  nach  Ansicht  einiger  seiner  Kollegen  die  Ambitionen 
Deutschlands  in  Kleinasien  früher  oder  später  zu  einem  Bruch  zwi- 
schen Deutschland  und  Rußland  führen  müßten 1.  Um  dieser  Auf- 
fassung entgegenzutreten,  hatte  ich  dem  Minister  gesagt,  daß  die- 
jenigen seiner  Kollegen,  welche  glaubten,  daß  Deutschland  irgend- 
welche politischen  und  kolonialen  Absichten  auf  Kleinasien  hätte, 
durchaus  falsch  unterrichtet  ßeien2.  Deutschland  verfolge  dort  ebenso 
wie  andere  Mächte  lediglich  nur  kommerzielle  Interessen,  und  was 
die  Bagdadbahn  beträfe,  so  würde  dieselbe,  falls  die  technischen 
Schwierigkeiten  den  Bau  einer  solchen  Linie  überhaupt  zuließen, 
den  Charakter  eines  internationalen,  nicht  eines  rein  deutschen  Unter- 
nehmens tragen,  wobei  französisches  Kapital  eine  große  Rolle  spielen 
würde3.  Die  Annahme,  als  müsse  die  kleinasiatische  Frage  not- 
wendigerweise über  kurz  oder  lang   einen   Bruch   zwischen   Deutsch- 
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land  und  Rußland  herbeiführen,  entbehre  somit  jeder  Begründung. 
Zwischen  Deutschland  und  Rußland  beständen  überhaupt  sehr  wenige 
Reibungsflächen,  und  was  China  beträfe,  so  sei  [die]  deutsche  Politik 
jeden  Augenblick  in  der  Lage,  sich  daraus  zurückzuziehen 4.  Es  be- 
stünde sogar  in  Deutschland  eine  starke  Partei,  welche  dieses  befür- 
wortete. Den  Moment,  wo  Deutschland  aus  China  heraus  sei,  gäbe 
es  kaum  mehr  einen  einzigen  Punkt,  wo  deutsche  und  russische 
Interessen  direkt  kollidierten 5,  und  Deutschland  habe  es  dann  noch 
mehr  als  schon  jetzt  in  der  Hand,  zu  einer  dauernden  Verständigung 
mit  Rußland  zu  gelangen. 

Bei  meiner  gestrigen  Unterredung  kam  Lord  Lansdowne  sofort 
aus  eigenem  Antriebe  auf  die  Bündnisfrage  zurück.  Er  bemerkte, 
daß,  wie  er  mir  bereits  früher  gesagt,  er  sowie  einige  seiner  Kol- 
legen ein  Defensivbündnis  mit  Deutschland  sehr  wünschen  würden. 
Er  habe  in  dieser  Frage  mit  Lord  Salisbury  in  den  letzten  Tagen  aus- 
führlich konferiert  und  ihm  dabei  auch  meine  Ausführungen  über 
das  Verhältnis  Deutschlands  zu  Rußland  mitgeteilt.  Der  Premier- 
minister sei  zwar  jetzt  im  Prinzip 6  geneigt,  auf  vertragsmäßige 
Defensivabmachungen  (bei  welchen  der  casus  foederis  eintritt, 
wenn  einer  von  beiden  von  zweien  oder  mehreren  angegriffen  wird), 
mit  uns  einzugehen,  trage  aber  noch  verschiedene  Bedenken 7  in 
bezug  auf  die  dabei  Österreich  und  Italien  gegenüber  zu  überneh- 
menden Verpflichtungen.  Wenn  es  sich  nur  um  Deutschland  allein 
handelte,  so  würde  die  Fassung  eines  Defensivarrangements  sehr 
einfach  sein,  durch  Österreich  und  Italien  werde  jedoch  die  Fassung 
eines    solchen    Vertrags    kompliziert8. 

Lord    Lansdowne   stellte   unter    anderem    folgende   Fragen: 

1.  Wie  würde  sich  z.  B.  England  zu  dem  Falle  eines  Zusammen- 
bruchs Österreichs,  welcher  nach  menschlicher  Berechnung  nach  Ab- 
leben des  Kaisers  Franz  Joseph  nicht  mehr  lange  ausbleiben  dürfte9, 
zu  stellen  haben?  Dieser  Fall  enthalte,  wie  Minister  bemerkte,  soviel 
Möglichkeiten  von  Komplikationen  verschiedenster  Art,  daß  jede  nur 
mögliche  Eventualität  im  voraus  genau  erwogen  werden  müsse,  wie 
z.  B.  selbst  der,  wenn  auch  sehr  unwahrscheinliche,  Fall,  daß  im 
Falle  einer  ernsten  Krisis  in  Österreich  Rußland  intervenieren  und 
gleichzeitig  die  Türkei  versuchen  sollte  10,  die  von  ihr  nach  dem  letzten 
türkisch-russischen  Kriege  an  Österreich  abgetretenen  Provinzen  wie- 
der zu  gewinnen  n. 

2.  Bezüglich  Italiens  stellte  Lord  Lansdowne  die  Frage:  Wie 
würde  England  sich  zu  verhalten  haben  für  den  Fall,  daß  Italien  z.  B. 
in  der  marokkanischen  oder  einer  anderen  Mittelmeerfrage  von  Frank- 
reich und  Spanien  (welch  letzteres  ebenfalls  offiziell  als  Großmacht 
gelte)    angegriffen   würde? 

Fortsetzung  folgt. 

Hatzfeldt 
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Randbemerkungen  des  Grafen  von  Bülow: 

1  ? 

2  Sehr  gut 

3  richtig 

4  gut 

5  richtig 
e   ? 

7  natürlich 

8  nur  auf  dieser  Basis  ist  ein  Arrangement  denkbar 

9  ?? 

10  Unsinn 

11  M 


Nr.  5006 


Der  Botschafter  in  London   Graf   von  Hatzfeldt  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  381  London,  den  17.  Mai  1901 

Fortsetzung  von  Telegramm  Nr.  375  *. 

Lord  Lansdowne  bemerkte,  daß  dem  Premierminister  haupt- 
sächlich aus  dem  Grunde  daran  gelegen  sei,  alle  wenn  auch  unwahr- 
scheinlichen Eventualitäten  genau  klarzustellen,  weil  im  Falle  des 
Zustandekommens  eines  solchen  Defensivbündnisses  im  Parlamente 
alle  diese  Fragen  aufgeworfen  werden  würden  und  beantwortet  werden 
müßten.  Dazu  käme,  daß  die  öffentliche  Meinung  Englands  wohl 
geneigt  sein  würde,  sich  mit  einem  so  kräftig  und  im  allgemeinen 
auf  liberaler  Basis  sich  fortentwickelnden  Staatskörper  wie  Deutsch- 
land, dessen  Bevölkerung  zugleich  derselben  Rasse  angehöre,  ver- 
tragsmäßig zu  binden,  dagegen  eine  gewisse  Abneigung  habe,  sich 
niedergehenden,  zum  Teil  aus  slawischer  Bevölkerung  bestehenden 
Staatsgebilden  wie  Österreich  und  Staaten  lateinischer  Rasse  wie 
Italien  dauernd  anzuschließen 1.  Er,  Lord  Landsdowne,  hoffe  aber, 
daß  es  gelingen  werde,  auch  diese  Schwierigkeiten  zu  überwinden 
und  die   Bündnisfrage  zu   einem  befriedigenden  Abschluß  zu  bringen. 

Amerika  erwähnte  Lord  Lansdowne  gar  nicht.  In  bezug  auf  Japan 
sagte  er,  daß  es  natürlich  sehr  wünschenswert  sein  würde,  wenn 
dasselbe  durch  einen  auf  Grundlage  der  Integrität  und  offenen  Tür 
Chinas  beruhenden  Spezialvertrag  an  die  neu  zu  bildende  Konstel- 
lation  herangezogen   werden   könnte. 

Für  die  in  Telegramm  Nr.  221  **  enthaltenen  Ausführungen  Euerer 
Exzellenz,  welche  ich  vorläufig  als  meine  persönliche  Auffassung 
Lord    Lansdowne    gegenüber    verwertete,    zeigte    der   Minister    volles 

*  Siehe  Nr.  5005. 
**  Siehe  Nr.  5003. 
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Verständnis.  Nur  habe  ich  geglaubt,  wie  die  Angelegenheit  zurzeit 
liegt,  eine  Überweisung  der  Verhandlungen  nach  Wien  noch  nicht 
anregen  zu  sollen2,  und  mich  nur  darauf  beschränkt,  dies  oberfläch- 
lich  anzudeuten. 

Am  Schluß  der  Unterredung  sagte  Lord  Lansdowne,  daß  es  viel- 
leicht jetzt  an  der  Zeit  und  praktisch  sein  würde,  den  Entwurf  eines 
solchen  Vertrags  zu  Papier  zu  bringen  und  die  Fassung  der  einzelnen 
Punkte  dann  zu  beraten.  Auf  meine  Erwiderung,  daß  ich  meiner- 
seits, wie  er  wisse,  zu  keinerlei  Vorschlägen  ermächtigt  sei,  und  daß 
die  Aufstellung  eines  Entwurfs  damit  nicht  im  Einklang  stehen  würde, 
bemerkte  Lord  Lansdowne,  daß  von  einer  amtlichen  Behandlung 
zwischen  uns  ja  noch  nicht  die  Rede  sei,  und  daß  unsere  beiderseitige 
Beteiligung  an  dem  fraglichen  Entwurf  selbstverständlich  denselben 
vertraulichen  und  akademischen  Charakter  haben  würde  wie  die 
bis  jetzt  in  dieser  Frage  zwischen  uns  ausgetauschten  Äußerungen. 
Das  von  mir  bezüglich  Aufstellung  eines  Entwurfs  geltend  gemachte 
Bedenken  treffe  übrigens  auch  für  ihn  zu,  aber  es  gebe  jetzt  kein 
anderes  Mittel,  in  der  Sache  weiter  zu  kommen,  als  daß  wir  nunmehr 
an  die  Arbeit  gingen  und  uns  beide  entschlössen,  unsere  aka- 
demischen Gedanken  zu  Papier  zu  bringen  und  Punkt  für  Punkt  zu 
beraten. 

Hatzfeldt 

Randbemerkungen  des  Grafen  von  Bülow: 

1  Ist  conditio  sine  qua  non 

2  richtig 

Nr.  5007 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 

von  Richthof en  an  den  Botschafter  in  London  Grafen 

von  Hatzfeldt* 

Telegramm.    Konzept 

Nr.  232  Berlin,  den  18.  Mai  1901 

Ganz   geheim 

Die  Bemerkungen,  welche  Lord  Salisbury  zu  dem  Gedanken  eines 
Bündnisvertrages  zwischen  England  einerseits  und  dem  Dreibund 
andererseits  gemacht  hat**,  lassen  die  Verwirklichung  dieses  Ge- 
dankens  vorläufig   noch   als    zweifelhaft   erscheinen,   nicht   wegen   des 


*  Vgl.  zu  dieser  offiziellen  Instruktion  für  Graf  Hatzfeldt  auch  die  von  Holstein 
dem  Freiherrn  von  Eckardstein  privatim  für  die  Bündnisfrage  erteilten  „Direk- 
tiven" (vgl.  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  344  ff.),  deren  genaues  Datum  jedoch  nicht 
angegeben   ist.    Bei   den   Akten   befinden  sich   diese   Direktiven   nicht. 
**  Vgl.  Nr.  5005. 
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Gewichtes  der  von  dem  englischen  Premierminister  geäußerten  Be- 
denken, sondern  wegen  der  unausgesprochenen,  aber  deutlich  er- 
kennbaren  Nebenabsichten. 

Um  mit  dem  Kleinsten  anzufangen,  nämlich  mit  der  von  Lord 
Salisbury  ins  Auge  gefaßten  Eventualität,  daß  die  Türkei  mit  rus- 
sischer Hülfe  sich  ehemals  türkische,  von  Christen  bewohnte  euro- 
päische Gebiete  wieder  unterwerfen  könnte,  so  weiß  jeder  Kenner 
der  russischen  Geschichte  und  Orientpolitik,  daß  diese  Frage  keine 
ernsthafte  Erwägung  verdient.  Es  handelt  sich  da  um  eine  politische 
Unmöglichkeit.  Rußland  kann  unter  Umständen,  wie  es  das  während 
der  letzten  Jahrzehnte  getan  hat,  die  von  der  Türkei  in  Europa  noch 
beherrschten  christlichen  Stämme  zeitweilig  zur  Ruhe  und  Geduld 
ermahnen,  aber  selbst  der  autokratische  Kaiser  von  Rußland  könnte 
seinem  Volke  nicht  zumuten,  Schulter  an  Schulter  mit  den  Türken 
für  die  Unterwerfung  slawischer  Balkanbrüder  unter  das  Türken- 
joch zu  kämpfen.  Da  man  nicht  annehmen  kann,  daß  diese  in  Ruß- 
lands Geschichte  und  Religion  unabänderlich  fest  begründete  Sach- 
lage dem  langjährigen  Leiter  der  englischen  auswärtigen  Politik 
unbekannt  ist,  so  bleibt  nur  die  Vermutung  übrig,  daß  derselbe  in 
Verlegenheit  war,  seine  Abneigung  gegen  jede  Annäherung  Eng- 
lands an   den  Kontinent  mit  stichhaltigen  Gründen  zu  motivieren. 

Etwas  Ähnliches  gilt  auch  von  dem  auf  unmittelbar  bevorstehen- 
dem Zusammenbruch  von  Österreich-Ungarn  fundierten  Bedenken 
des  Premierministers.  Zwar  lassen  die  österreichischen  inneren  Zu- 
stände so  manches  zu  wünschen  übrig,  aber  der  beste  Beweis  dafür, 
daß  wir  Österreich  noch  für  lebensfähig  halten,  liegt  darin,  daß  wir 
im  Dreibundvertrage  unsere  Interessen  mit  der  Fortexistenz  der  Ge- 
samtmonarchie identifiziert  haben.  Gerade  hierdurch  sind  unsere  Be- 
ziehungen zu  Rußland  in  gewissem  Grade  abgekühlt  worden.  „Entre 
vous  et  nous  il  n'y  a  que  l'Autriche.  Laissez  nous  donc  les  coudees 
franches  vis-ä  vis  de  PAutriche",  sagte  einst  in  den  achtziger  Jahren 
der  Botschafter  Graf  Paul  Schuwalow  dem  Fürsten  Bismarck.  Wenn 
wir  sähen,  daß  Österreich  nicht  mehr  zu  halten  ist,  dann  wäre  es 
Pflicht  der  deutschen  Regierung  gegen  das  deutsche  Volk,  beim  dem- 
nächstigen Ablauf  des  Dreibundvertrages  ohne  Rücksicht  auf  Öster- 
reich-Ungarn eine  Verständigung  mit  Rußland  zu  suchen,  und  diese 
Verständigung  würde  schnell  erreicht  sein;  denn  Rußland  hat  auf 
der  Balkanhalbinsel  und  im  Ägäischen  Meer  mancherlei  Wünsche, 
deren  Verwirklichung  bisher  hauptsächlich  die  Interessen  Österreichs, 
nicht  diejenigen  Deutschlands  entgegengestanden  haben.  Für  jetzt 
aber  bietet  die  Gesamtmonarchie,  trotz  der  mangelhaften  inneren 
Zustände,  unserer  auswärtigen  Politik  eine  wirksame  Unterstützung 
für  gemeinsame  Verteidigung.  Lord  Salisburys  Pessimismus  hinsicht- 
lich Österreichs  ist  übertrieben,  und  das,  was  im  englischen  Kabinetts- 
rate  über   „die   Abneigung,   sich   an   ein   niedergehendes   Staatswesen 
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mit  zum  Teil  slawischer  Bevölkerung"  oder  „an  einen  Staat  lateinischer 
Rasse  zu  binden"  gesagt  worden  ist,  macht  wohl  kaum  Anspruch 
auf  praktische  Bedeutung.  Jene  Äußerungen  sind  aber  gleichwohl 
für  uns  von  Wert,  da  sie  einen  Grundgedanken  erkennen  lassen, 
über  den  Klarheit  geschaffen  werden  muß,  bevor  wir  die  Vertragsidee 
in  Erwägung  ziehen   können. 

Unsrerseits  ist  bei  der  Annäherung  Englands  an  den  Dreibund 
Großbritannien  mit  allen  seinen  Kolonien  als  ein  Ganzes  gedacht 
und  ebenso  der  Dreibund  als  ein  Ganzes.  Die  Annäherung  würde 
ausschließlich  einen  defensiven  Charakter  haben,  d.  h.  der  Bündnis- 
fall tritt  ein,  wenn  Großbritannien  zur  Verteidigung  eines  Kolonial- 
gebietes oder  andrerseits,  wenn  der  Dreibund  zur  Verteidigung  eines 
der  zu  ihm  gehörigen  Gebiete  in  Krieg  gegen  zwei  oder  mehrere 
Großmächte  verwickelt  wird.  Die  Einwendungen  von  Lord  Salis- 
bury  erwecken  jedoch  den  dringenden  Verdacht,  daß  er  den  casus 
foederis  nur  auf  den  Fall  beschränken  will,  wo  Deutschland  direkt 
von  zwei  Großmächten  mit  Krieg  überzogen  wird,  daß  dagegen  Eng- 
land in  der  traditionellen  Zuschauerrolle  bleibt,  falls  Österreich  oder 
Italien  angegriffen  ist,  und  Deutschland,  ohne  selber  noch  angegriffen 
worden  zu  sein,  dem  Verbündeten  beispringt.  Der  Dreibund  befände 
sich  hierbei  lediglich  in  der  Defensive,  Lord  Salisbury  aber  würde, 
da  Deutschland  nicht  direkt  angegriffen  würde,  vielleicht  oder  sogar 
wahrscheinlich  den  Bündnisfall  abstreiten.  Ein  Bündnis,  welches  diese 
Hintertür  offen  läßt,  ist  für  Deutschland  schlimmer  als  gar  keins. 
Denn  da  der  Text  des  Bündnisses  öffentlich  bekannt  gemacht  werden 
soll,  würden  danach  unsere  Feinde  genau  wissen,  wie  sie  es  anzu- 
fangen haben,  um  sich  gegen  englische  Beteiligung  am  Kriege  zu 
sichern.  Dazu  genügt  es  dann,  daß  man  vermeidet,  Deutschland  zu- 
erst anzugreifen;  greift  man  aber  Österreich  oder  Italien  an,  und 
kommt  Deutschland  diesen  zu  Hülfe,  so  liegt  im  Sinne  des  deutsch- 
englischen Vertrages  —  wie  Lord  Salisbury  sich  denselben  zu  denken 
scheint  —  ein  deutscher  Angriff  vor  und  England  bleibt  ex  nexu. 
Ein  solcher  Vertrag,  welcher  in  seinem  Texte  —  von  den  alsdann 
aufklärenden  Kommentaren  englischer  Minister  und  Zeitungen  ganz 
abgesehen  —  die  Anweisung  enthält,  wie  er  zu  unserm  Schaden  um- 
gangen werden  kann,  würde  gleichwohl  Deutschland  nötigen,  für 
britische  Interessen  mit  ganzer  Macht  einzutreten,  sobald  dieselben 
irgendwo  auf  dem  Erdball  von  zwei  oder  mehreren  Mächten  kriege- 
risch bedroht  werden!  Der  Name  eines  negotium  claudicans  wäre 
die  höflichere,  marche  de  dupe  die  richtigere  Bezeichnung  für  das 
Geschäft,  was  Deutschland  dabei  machen  würde.  Eine  weitere  Er- 
örterung der  Vertragsidee  verspricht  erst  dann  die  Möglichkeit  eines 
praktischen  Erfolges,  wenn  die  Hintertür,  welche  Lord  Salisbury  an- 
scheinend für  England  offen  halten  möchte,  vollständig  geschlossen 
und  der  Vertrag  in  gleichem  Maße  bindend  für  beide  Teile  ist.    Das 
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läßt  sich  aber  kaum  auf  andere  Art  erreichen,  als  wenn  einerseits  der 
Dreibund,  andrerseits  Großbritannien  mit  seinen  Kolonien  wie  je 
ein  Ganzes  behandelt  ist,  sodaß  nicht  nur  ein  kombinierter  Angriff 
gegen  eine  beliebige  englische  Kolonie,  sondern  auch  ein  kombinierter 
Angriff  gegen  eine  einzelne  Dreibundmacht  als  klarer  Bündnisfall  fest- 
gestellt wird.  Sobald  Ew.  pp.  mir  mitteilen,  daß  Sie  für  die  vor- 
stehend entwickelte  Auffassung  bei  der  englischen  Regierung  Ver- 
ständnis gefunden  haben,  werde  ich  nicht  verfehlen,  Ew.  pp.  den 
Text  der   Dreibundabmachungen   zu  übersenden. 

Ich  glaube,  daß  Lord  Lansdowne  diese  offene  Darlegung^  würdigen 
wird,  selbst  wenn  er  nicht  stark  genug  sein  sollte,  um  ihr  gegen 
Lord  Salisbury  Geltung  zu  verschaffen. 

Was  endlich  den  von  Lord  Salisbury  in  Aussicht  genommenen 
russisch-deutschen  Konflikt  wegen  Kleinasien  und  Mesopotamien  an- 
langt, so  können  Ew.  Lord  Lansdowne  positiv  erklären,  daß  es  ledig- 
lich an  Deutschland  liegt,  wenn  wegen  dieser  Gebiete  nicht  schon 
eine  Verständigung  mit  Rußland  stattgefunden  hat. 

Rieh th  of en 


Nr.  5008 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Hatzfeldt  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Privat  für  Baron  von  Holstein  London,  den  18.  Mai  1901 

Je  mehr  ich  darüber  nachdenke,  um  so  fester  bin  ich  überzeugt, 

1.  daß  Lord  Salisbury  sich  auf  keine  Verhandlungen  mit  Österreich 
und  Italien  einlassen  wird,  solange  er  nicht  unter  der  Hand  mit  uns 
im  reinen  ist; 

2.  daß  wir,  wie  die  Sache  jetzt  liegt,  nicht  weiterkommen  werden, 
wenn  wir  nicht  auf  den  Wunsch  von  Lord  Lansdowne  eingehen,  hier 
oder  in  Berlin  die  Detailfragen  und  die  eventuelle  Redaktion  derselben 
zu   diskutieren. 

Bei  dem  durchaus  ehrenhaften  Charakter  von  Lord  Lansdowne 
glaube  ich  nicht,  daß  für  uns  eine  Gefahr  darin  liegt,  mit  ihm  per- 
sönlich an  die  Redaktion  eines  Entwurfs  zu  gehen.  Auch  dabei  wäre 
natürlich  Vorsicht  zu  beobachten,  wie  ich  dies  bei  früheren  Verhand- 
lungen Lord  Salisbury  gegenüber  getan  habe,  welchem  ich,  wenn  wir 
etwas  zusammen  redigierten,  niemals  meine  eigene  Handschrift  zu- 
rückließ, sondern  eine  unverfängliche  Abschrift  sandte.  Im  vor- 
liegenden Falle  würde  um  so  weniger  Gefahr  vorhanden  sein,  wenn 
wir,  was  ich  für  das  allein  Richtige  halte,  Lord  Lansdowne  jetzt  zu- 
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nächst  lediglich  eine  Abschrift  unserer  Verträge  mit  Österreich  und 
Italien  vorlegen  und  ihm  anheimstellen,  etwaige  Einwendungen  und 
Verbesserungen  zu  formulieren. 

In  bezug  auf  die  Besorgnis  Lord  Salisburys  vor  einem  Zusammen- 
bruch Österreichs  nach  dem  Ableben  des  jetzigen  Kaisers  bemerke 
ich,  daß  dies  nicht  etwa  eine  bloße  Ausflucht  von  ihm  ist,  um  uns 
und  diejenigen  Mitglieder  seines  Kabinetts,  die  ihn  zum  Abschluß 
eines  Defensivvertrags  mit  dem  Dreibund  drängen,  abzuspeisen.  Die 
fragliche  Besorgnis  beschäftigt  ihn  seit  Jahren,  und  er  hat  schon  in 
früheren  Zeiten  wiederholt  mit  mir  darüber  geredet.  Trotzdem  glaube 
ich,  wie  Lord  Lansdowne  dies  offenbar  ebenfalls  annimmt,  daß  es 
im  Laufe  der  Verhandlungen  möglich  sein  würde,  die  Bedenken  Lord 
Salisburys  in  bezug  auf  Österreich  und  Italien  zu  überwinden.  Wir 
dürfen  aber,  wie  ich  glaube,  eine  freundschaftliche  Diskussion  über 
diese  Frage  nicht  von  vornherein  ablehnen,  da  ihn  dies  wieder  miß- 
trauisch machen  und  in  seinem  Widerstand  gegen  das  Drängen  seiner 
Kollegen  bestärken  könnte. 

Lord  Lansdowne  ist  bis  Montag  oder  Dienstag  auf  dem  Lande, 
kommt  dann  nur  für  kurze  Zeit  zurück  und  verläßt  die  Stadt  wieder 
für  die   Feiertage. 

Hatzfeldt 


Nr.  5009 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 
von  Richthof en  an  den  Botschafter  in  London  Grafen 

von  Hatzfeldt 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats  von  Holstein 
Nr.  234  Berlin,   den  20.  Mai  1901 

Antwort   auf   gestriges    Privattelegramm  *. 

Die  Beratung  über  Detailfragen  hat  keinen  Zweck,  solange  nicht 
zwischen  uns  und  England  in  betreff  des  Hauptpunktes  Überein- 
stimmung besteht,  nämlich  darüber,  daß  der  Angriff  von  zwei  Mächten 
gegen  einen  Dreibundstaat  den  ganzen  Dreibund  in  die  Defensive  im 
Sinne  des  abzuschließenden  deutsch-englischen  Vertrags  setzt,  sodaß 
also  für  England  der  Bündnisfall  vorliegt,  wenn  Deutschland,  obwohl 
nicht  direkt  angegriffen,  dem  von  zwei  Mächten  angegriffenen  Öster- 
reich zu  Hülfe  kommt.  Wenn  dieser  Punkt  nicht  ausdrücklich  im 
Vertrag  festgesetzt  ist,  würde  der  Vertrag  eine  Verschlechterung 
unserer  Lage  bedeuten,  weil  er  uns  bindet  und  hindert,  anderweitige 
Anlehnung  zu  suchen,  und  uns  nötigt,  das  ganze  britische  Kolonial- 
reich   gegen    kombinierte    Angriffe    zu    verteidigen,    während    England 

*  Siehe  Nr.  5008. 
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die  Freiheit  haben  würde,  kombinierten  Angriffen  auf  den  Dreibund, 
die  sich  aber  zunächst  nicht  gegen  Deutschland  sondern  gegen 
Österreich  oder  Italien  richten,  ruhig  zuzusehen.  Erst  wenn  über 
diesen  Punkt  ein  Einverständnis  zwischen  Berlin  und  London  herbei- 
geführt ist,  wird  es  an  der  Zeit  sein,  den  Inhalt  der  Dreibundverträge 
sowie  andre   Einzelheiten  zu  besprechen. 

Ich  möchte  annehmen,  daß  es  sich  empfiehlt,  den  vorstehend  und 
in  meinem  Telegramm  Nr.  232*  entwickelten  Standpunkt  ganz  offen 
und  rückhaltlos  gegenüber  Lord  Lansdowne  mündlich  darzulegen, 
dann  aber  dem  Minister  und  seinen  Kollegen  Zeit  zur  Überlegung 
zu  lassen  und  abzuwarten,  daß  man  von  englischer  Seite  auf  die 
Sache  zurückkommt.  Geschieht  letzteres  nicht,  so  werden  wir  nach 
einiger  Zeit  diese  Kombination  als  hinfällig  und  uns  als  frei  be- 
trachten können.  Von  jedem  Monieren  oder  Drängen  auf  Entscheidung 
bitte   ich   abzusehen. 

Ri  ch  th  of en 

Nr.  5010 

Der  Botschafter  in  London  Graf   von  Hatzfeldt  an   das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.   394  .     London,  den  23.  Mai  1901 

Geheim 

Vorläufige  Antwort  auf  Telegramm   Nr.   232**. 

Lord  Lansdowne  hat  mich  heute  zur  Besprechung  der  Bündnis- 
frage aufgesucht.  Nachdem  wir  nochmals  festgestellt  hatten,  daß  es 
sich  beiderseits  nur  um  akademische  und  persönliche  Äußerungen 
handeln  könne,  habe  ich  mich  offen  und  eingehend  im  Sinne  der  mir 
durch  Telegramm  Nr.  232  erteilten  Instruktion  ausgesprochen.  Dem 
Minister,  welcher  mit  größter  Aufmerksamkeit  zuhörte  und  sich 
schriftliche  Notizen  machte,  machten  offenbar  die  folgenden  Argumente 
ganz  besonderen   Eindruck: 

1.  Daß  wir  unsere  Interessen  mit  dem  Fortbestand  der  öster- 
reichischen Gesamtmonarchie  identifizieren  müßten,  welchen  wir  nicht 
für  bedroht***  halten,  und  daß  wir  schon  deshalb  hier  nur  ein  Ab- 
kommen schließen  könnten,  in  welchem  außer  Zweifel  gesetzt  sei, 
daß  für  England  der  Bündnisfall  vorliege,  daß  Deutschland  dem  von 
zwei   Mächten   angegriffenen   Österreich   zu   Hülfe  komme. 

2.  Daß  in  unserer  öffentlichen  Meinung  und  im  Reichstage  ein 
Sturm    der    Entrüstung   ausbrechen    würde,    wenn    wir    einen    Vertrag 

*  Siehe  Nr.  5007. 

**  Siehe  Nr.  5007. 

***  Eine  Zifferngruppe  fehlt,  „bedroht"  von  der  Hand  Holsteins  eingefügt. 

5     Die  Große   Politik.     17.  Bd.  65 


schlössen,  nach  welchem  England  ruhig  zusehen  könnte,  wenn  zwei 
Mächte  über  uns  herfielen,  weil  wir  Österreich  vertragsmäßig  zu 
Hülfe  gekommen  wären. 

3.  Daß  zwischen  uns  und  Rußland  nur  österreichische  Interessen 
ständen,  durch  deren  Aufgabe  unsererseits  wir  schon  seit  Jahren 
jederzeit  in  der  Lage  gewesen  wären,  die  intimsten  Beziehungen  zu 
Rußland  sofort  herbeizuführen.  Zur  Erläuterung  führte  ich  die  be- 
kannte Äußerung  des  Grafen  Schuwalow  zu  dem  Fürsten  von  Bis- 
marck  an. 

Nachdem  ich  diese  Argumente  in  der  für  ihn  geeigneten  Form 
ausführlich  entwickelt  hatte,  erwiderte  mir  Lord  Lansdowne,  es 
sei  ihm  außerordentlich  wertvoll,  meine  Ansicht  zu  kennen,  und  die 
Aufklärung,  die  ich  ihm  über  die  fraglichen  Punkte  gegeben,  beweise 
am  besten  die  Richtigkeit  der  wiederholt  von  ihm  aufgestellten  Be- 
hauptung, wie  wünschenswert  es  bei  der  jetzigen  Sachlage  sei,  alle 
auf  die  Bündnisfrage  bezüglichen  Punkte  offen  und  akademisch  zwi- 
schen uns  zu  besprechen.  Ich  entgegnete  hierauf,  daß  ich  meinerseits 
die  Besprechung  aller  denkbaren  Detailfragen  für  durchaus  angezeigt 
halten  würde,  wenn  und  sobald  eine  Einigung  über  die  auf  den 
Dreibund  bezüglichen  Prinzipienfragen  erreicht  sein  würde.  Ich  fügte 
schließlich  halb  im  Scherz  hinzu,  daß  er  es  mir  als  einem  alten  und 
England  bekanntlich  wohlgesinnten  Bekannten  nicht  übelnehmen 
werde,  wenn  ich  einen  gewissen  Zweifel  nicht  unterdrücken  könne, 
ob  es  ihm,  wenn  er  sich  von  der  Richtigkeit  meiner  Argumentation 
überzeugt  habe,  auch  gelingen  werde,  Lord  Salisbury  über  die  Not- 
wendigkeit aufzuklären,  bei  seinen  Berechnungen  auch  auf  die  be- 
rechtigten Interessen  Deutschlands  Rücksicht  zu  nehmen.  Lord  Lans- 
downe stellte  durchaus  nicht  in  Abrede,  ohne  dies  jedoch  ausdrück- 
lich zuzugeben,  daß  er  beim  Premierminister  noch  manche  Schwie- 
rigkeit zu  überwinden  haben  würde,  suchte  aber  geltendzumachen, 
daß  derselbe  besonders  parlamentarische  Bedenken  und  Schwierig- 
keiten  im  Auge  habe,  die  wohl  auch  nicht  ausbleiben  würden.  Ich 
erwiderte,  daß  es  mir  durchaus  fernliege,  mich  in  diese  Fragen  zu 
mischen  oder  die  englische  Regierung  darüber  aufklären  zu  wollen, 
was  ihrem  Interesse  am  besten  entspreche,  ein  Bündnis  mit  dem 
Dreibund  oder  die  Fortsetzung  der  Isolierungspolitik  oder  gar  eine 
Verständigung  mit  Rußland  und  Frankreich,  falls  dies  nämlich  ohne 
zu  große  Opfer  erreichbar  wäre.  Aber  nach  einem  so  langen  Aufent- 
halt in  England  dürfte  ich  mir  wohl  ein  gewisses  Urteil  über  die 
parlamentarische  Situation  gestatten,  und  mein  Eindruck  sei,  daß 
alle  einsichtigen  Männer  in  der  mächtigen  Regierungsmajorität  über 
die  ungeheuren  Vorteile  keinen  Augenblick  im  Zweifel  sein  würden, 
welche  aus  dem  Zusammengehen  mit  dem  Dreibund  für  englische 
Interessen  hervorgehen  müßten  (mächtige  Hülfe  gegen  kombinierte 
Angriffe   auf  irgendeinen   Punkt  des  englischen  Gebiets,   voraussicht- 
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liehe  Sicherstellung  des  europäischen  Friedens  für  weitere  zehn  oder 
fünfzehn  Jahre  und  entsprechende  ungestörte  Entwickelung  des  eng- 
lischen Handels  in  der  ganzen  Welt).  Ein  Allianzvertrag,  durch 
welchen  der  eine  Teil  sich  nur  Vorteile  sichern  könne,  ohne  zugun- 
sten des  anderen  Teils  das  geringste  Risiko  zu  übernehmen,  sei  aber 
bis  jetzt  überhaupt  noch  nicht  erfunden  worden.  Gegen  diese  Auf- 
fassung   erhob    der   Minister   seinerseits   keinen   Widerspruch. 

Schließlich  bemerkte  Lord  Lansdowne,  als  er  sich  in  freund- 
schaftlichster Form  verabschiedete,  daß  er  morgen  auf  etwa  acht  Tage  auf 
das  Land  gehe,  sich  inzwischen  die  Sache  überlegen  und  gleichzeitig 
für  dieselbe  tätig  sein  wolle  und  mir  nach  seiner  Rückkehr  zu  sagen 
hoffe,  ob  seine  Kollegen  sich  entschlossen  hätten,  auf  die  von  mir 
bezeichnete  Basis  einzugehen  oder  den  Allianzgedanken  aufzugeben  *. 

Hatzfeldt 

Randbemerkung  von  Holsteins: 

Eine  meisterhafte   Auseinandersetzung. 

Nr.  5011 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 
von  Richthof en  an  den  Botschafter  in  London  Grafen 

von  Hatzfeldt 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats  von  Holstein 
Nr.  247  Berlin,  den  26.  Mai  1901 

Antwort  auf  Telegramm  Nr.  394**  und  Privattelegramm  von 
gestern  abend***. 

Ew.  pp.  mündliche  und  schriftliche  Darlegung  an  Lord  Lans- 
downe entspricht  ebenso  wie  die  von  Ihnen  vorgeschlagene  mündliche 
Antwort    vollständig    dem    diesseitigen    Standpunkt.     Ew.    erinnerten 


*  Vgl.  auch  den  Privatbrief  und  das  Privattelegramm  Eckardsteins  an  Holstein 
von  dem  gleichen  23.  Mai  bei  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  351  ff.  Eckardstein 
vertrat  auch  weiter  und  noch  bestimmter  als  bisher  die  Auffassung,  daß  Lord 
Lansdowne,  Herzog  von  Devonshire  und  Chamberlain  fest  entschlossen  seien, 
den  Bündnisgedanken  auf  der  Grundlage  der  vollen  Gegenseitigkeit  durchzu- 
führen, und  daß  nunmehr  auch  Lord  Salisbury  „trotz  der  ihm  anhaftenden 
Neigung  zum  Mäkeln"  gewillt  sei,  „sich  dem  von  Lansdowne  und  Chamberlain 
vertretenen  Standpunkt  anzuschließen  und  auf  einen  auf  absoluter  Gegen- 
seitigkeit beruhenden  Defensivvertrag  einzugehen".  Holstein  hinwieder  hielt 
an  seinem  völligen  Skeptizismus  in  bezug  auf  Lord  Salisbury  fest. 
**  Siehe  Nr.  5010. 

***  Nach  dem  Hatzfeldtschen  Privattelegramm  vom  25.  Mai  hatte  Lord  Lans- 
downe in  einem  Privatbrief  an  Freiherrn  von  Eckardstein  den  Wunsch  nach 
einem  vertraulichen  Promemoria  über  die  Bündnisfrage  ausgesprochen.  Dieser 
Wunsch  war  indessen  in  Abwesenheit  Eckardsteins  von  Hatzfeldt  dilatorisch 
beantwortet  worden. 
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sich  dabei  wahrscheinlich  des  Benedettiprojekts  von  1867  und  seiner 
Schicksale.  Im  vorliegenden  Falle  würde  für  uns  nicht  bloß  die  Zu- 
verlässigkeit von  Lord  Lansdowne,  sondern  auch  die  von  Lord  Salis- 
bury  und  die  des  Foreign  Office  in  Betracht  kommen,  welche  letztere 
keineswegs  über  allem  Verdacht  steht.  Ew.  haben  gewiß  nicht  ver- 
gessen, wie  vor  einer  Reihe  von  Jahren  Lang,  der  Hauptmitarbeiter 
von  Lesseps  [durch  eine  plumpe  Indiskretion  des  Foreign  Office], 
in   der  Suezkanalverwaltung  unmöglich  gemacht  wurde. 

Ew.  wollen  also  dem  Lord  Lansdowne,  wenn  er  zurückkehrt, 
mündlich  zur  Kenntnis  bringen,  in  Berlin  halte  man  an  dem  Grund- 
satz fest,  daß  Verhandlungen  nicht  sprung-,  sondern  schrittweise 
zu  führen  sind.  Der  letzte  Schritt  sei  gewesen,  daß  die  Deutsche  Re- 
gierung den  für  sie  annehmbaren  Grundgedanken  einer  deutsch- 
englischen Verständigung  dahin  präzisiert  habe,  daß  Großbritannien 
mit  seinen  Kolonien  als  ein  Ganzes  und  der  Dreibund  gleichfalls  als 
ein  Ganzes  zu  betrachten  sein  würde,  sodaß  also  der  Bündnisfall 
einträte,  wenn  Großbritannien  durch  einen  Angriff  auf  irgendeine 
britische  Kolonie,  oder  wenn  der  Dreibund  durch  einen  Angriff  auf 
irgendeinen    Dreibundstaat   sich    zur    Verteidigung   genötigt   sähe. 

Der  nächste  Schritt  würde  jetzt  sein,  daß  die  englische  Regierung 
sich  über  die  Annehmbarkeit  dieses  Grundgedankens  äußere.  Erst 
dann,  wenn  durch  beiderseitige  Annahme  desselben  eine  gemein- 
same Basis  geschaffen  sei,  könnte  man  in  den  dritten  Abschnitt,  die 
Beratung   der   Details,    eintreten. 

Bei  dieser  Sachlage  darf  ich  mir  daher  auch  eine  Ergänzung  der 
Direktive,  welche  in  den  diesseitigen  Telegrammen  Nr.  221  *  und 
232**  und  dem  Telegramm  vom  14.  April***  vollständig  enthalten 
ist,  erst  für  später  vorbehalten. 

Richthofen 


Nr.  5012 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Hatzfeldt  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Privat  für  Baron  von  Holstein  London,  den   27.  Mai   1901 

Im  Anschluß  an  letztes  Privattelegramm  f. 

Ich   erhalte   eben   einen   vertraulichen   Privatbrief  von   Lord   Lans- 


*  Siehe  Nr.  5003. 

**  Siehe  Nr.  5007. 

***  Siehe  Nr.  5001. 

f  Siehe  Nr.  5011,  S.  67,  Fußnote 
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downe,  welcher,  nachdem  er  den  Empfang  meines  Schreibens  be- 
stätigt hat,  folgendes  sagt: 

„Before  our  interesting  conversation  at  the  Embassy  on  the 
twenty  third  instant*  I  had,  as  you  are  aware,  had  several 
„aeademical"  discussions  upon  the  same  subject  with  Baron  Eckardstein. 
On  the  occasion  of  the  last  of  these  he  was  good  enough  to  promise 
that  he  would  let  me  have  a  memorandum  stating  in  general  terms 
the  basis  of  the  arrangement  which  it  might  in  his  opinion  be  possible 
to  make. 

There  was  no  question  of  details:  these,  as  you  point  out,  would 
have  to  be  considered  at  a  later  State. 

I  still  think  that  it  is  of  importance  that  I  should  be  able  to 
confirm  my  impression  of  what  passed  between  yourself  und  myself, 
and  between  Baron  Eckardstein  and  myself,  during  your  absence 
by  means  of  such  a  memorandum.  I  hold  this  opinion  the  more 
decidedly  because  those  „documents  anterieurs"  which  might,  you 
are  good  enough  to  suggest,  form  the  point  of  departure  are  not  in  the 
possession  of  the  Foreign  Office 1. 

You  will  I  am  sure  understand  my  desire  that  I  should  apprehend 
with  absolute  correctness  the  general  principle  upon  which  we  might 
proceed. 

I  will  not  end  this  letter  without  thanking  you  cordially  for  the 
expression  of  confidence  and  goodwill  with  which  yours  concludes, 
and  assuring  you  that  those  feelings  are  cordially  reciprocated  by  etc. 

(sig.)   Lansdowne." 

Unter  dem  von  mir  in  meinem  vorhergehenden  Briefe  gebrauch- 
ten Ausdruck  „documents  anterieurs",  auf  welchen  sich  Lord  Lans- 
downe jetzt  bezieht,  sind  die  Dreibundverträge  zu  verstehen.  Seinen 
Wunsch,  das  Memorandum  zu  haben,  begründet  Lord  Lansdowne, 
wie  ich  es  im  stillen  erwartet  hatte,  damit,  daß  der  Text  der  Drei- 
bundverträge hier  nicht  bekannt  sei,  und  daß  er  deshalb  die  von 
mir  bezeichnete  allgemeine  Basis  nicht  mit  voller  Sicherheit  beur- 
teilen  könne. 

Den  Grund,  weshalb  ich  das  Vorstehende  nicht  amtlich  melde, 
werden  Sie  aus  meinem  heute  abend  eintreffenden  Privatbrief  er- 
sehen. Selbstverständlich  habe  ich  persönlich  nichts  gegen  amtliche 
Verwertung,  falls   Sie  dieselbe  dann  für  angezeigt  halten. 

Hatzfeldt 

Randbemerkung  von  Holsteins: 

1  D.  h.  man  soll  damit  anfangen,  die  Dreibundverträge  vorzulegen! 

*  Vgl.  Nr.  5010. 

69 


Nr.  5013 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Hatzfeldt  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Privat  für  Baron  von  Holstein  London,  den  28.  Mai   1901 

Ich  höre  eben  aus  dem  Foreign  Office,  daß  Lord  Lansdowne 
wahrscheinlich  erst  im  Laufe  künftiger  Woche  wieder  in  die  Stadt 
kommt.  Meine  Absicht  war,  wenn  er  jetzt  gekommen  wäre,  ihm  im 
Sinne  der  mir  erteilten  Instruktion  *  mündlich  zu  antworten.  Es 
wird  aber  jetzt  schwierig,  wenn  ich  ihn  nicht  verstimmen  will,  ihn 
bis  zu  seiner  Rückkehr  ganz  ohne  Antwort  zu  lassen,  und  ich  werde 
daher  einen  Brief  schreiben  müssen,  welcher  uns  auch  im  Falle  einer 
Indiskretion  nicht  kompromittiert,  gleichzeitig  aber  Lord  Lansdowne, 
an  dessen  persönliche  Aufrichtigkeit  ich  fortgesetzt  glaube,  weder 
verletzt  noch  auch  abhält,  in  seinen  bisherigen  Bemühungen  im  Inter- 
esse der  Sache  fortzufahren.  Dies  ist  keine  leichte  Aufgabe,  und  ich 
wünschte  dringend,  vorher  die  dortige  Ansicht  über  Form  und  Inhalt 
des  Briefes  zu  kennen. 

Hatzfeldt 

Nr.  5014 

Der  Vortragende  Rat  im  Auswärtigen  Amt  von  Holstein 
an  den  Botschafter  in  London  Grafen  von  Hatzfeldt 

Telegramm.  Eigenhändiges  Konzept 

Privat  [abgegangen  am  28.  Mai  1901] 

Ich  bin  mißtrauisch  gegen  alles  Schriftliche  im  jetzigen  Augen- 
blick. Wie  denken  Sie  sich  die  betreffende  Notiz?  Stelle  anheim,  Ent- 
wurf einreichen. 

Holstein 

Nr.  5015 

Der  Vortragende  Rat  im  Auswärtigen  Amt  von  Holstein 
an  den  Botschafter  in  London  Grafen  von  Hatzfeldt 

Telegramm.    Konzept 

Privat  Berlin,   den  29.  Mai   1901 

Wenn  die  erste  schriftliche  Notiz  in  der  Bündnisfrage  von  uns 
ausgeht,  so  ist  die  formelle  Anregung  des  Bündnisgedankens  nach- 
weislich von  uns  erfolgt,  —  gerade  das,  was  wir    vermeiden  wollten. 

*  Vgl.  Nr.  5011. 
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Um  über  das  Prinzip  sich  zu  entscheiden,  ob  ein  Angriff  auf  den 
Dreibund  für  England  Bündnisfall  sein  soll,  dazu  brauchen  die  Eng- 
länder keine  schriftliche  Notiz.  Hat  sich  England  erst  mal  über  das 
Prinzip  geäußert,  dann  kann  man  über  die  Einzelheiten,  z.  B.  über  die 
Bedeutung  des  Wortes  „Angriff"  schriftliche  Notizen  austauschen.  So- 
lange die  Engländer  sich  aber  mit  dem  Prinzip  nicht  wenigstens  all- 
gemein und  akademisch  einverstanden  erklärt  haben,  so  lange  ist 
für  uns  ihre  ernste  Absicht,  etwas  zustande  zu  bringen,  nicht  er- 
wiesen. Bis  dahin  sollten  wir,  meines  Erachtens,  nichts  Schriftliches 
geben.  Ich  würde,  wenn  ich  persönlich  zu  verhandeln  hätte,  das  Vor- 
stehende einfach  und  klar  in  ebensovielen  Worten  dem  englischen 
Minister  bei  der  nächsten  Begegnung  mündlich  sagen,  der  ja  doch, 
wenn  er  auch  kein  routinierter  Geschäftsmann  ist,  verstehen  wird, 
daß  Erörterungen  über  ein  weltgeschichtliches  Bündnis  vorsichtiger 
behandelt  werden  als  Besprechungen  über  alltägliche  Dinge.  Ich 
glaube,  daß  man,  gerade  bei  einem  Mann  wie  Lansdowne,  mit  der 
Offenheit  am  weitesten  kommt.  Sie  würden,  falls  Sie  auf  vorstehenden 
Gedanken  eingehen,  dem  Minister  vielleicht  noch  sagen  können,  Sie 
hätten  sich  nicht  für  befugt  gehalten,  ohne  Autorisation  des  Reichs- 
kanzlers ein  Bündnisprogramm  schriftlich  zu  skizzieren  und  hätten  dies 
dem  englischen  Minister  in  Ihrem  Briefe  vom  vorigen  Sonnabend  oder 
Sonntag*  bereits  angedeutet.  Aus  Berlin  hätten  Sie  die  Antwort  er- 
halten, daß  die  prinzipielle  Übereinstimmung  darüber,  ob  für  den 
Bündnisfall  ein  Angriff  auf  den  Dreibund  bezw.  ein  Angriff  auf  Groß- 
britannien und  dessen  Besitzungen  die  erforderliche  Vorbedingung  sei, 
sich  durch  mündliche  Besprechung  feststellen  lasse.  Wenn  diese 
prinzipielle  Übereinstimmung  bestehe,  so  sei  damit  lediglich  das  Vor- 
handensein einer  ernsten  Absicht  auf  beiden  Seiten  erwiesen, 
und  man  könne  dann  über  die  Einzelheiten  des  Abkommens  mündlich 
oder  auch  mit  schriftlichen  Notizen  weiter  verhandeln.  Zuvor  aber 
müsse  durch  mündliche  Verhandlungen  das  Vorhandensein  der  ernsten 
Absicht  nachgewiesen  sein. 

Falls  Sie  nicht  bis  zur  künftigen  Woche  im  Stillschweigen  ver- 
harren wollen,  könnten  Sie  ja  an  Lansdowne  schreiben,  Sie  hätten  aus 
Anlaß  seines  Briefes  beim  Reichskanzler  angefragt;  der  sei  aber  auf 
Pfingstferien. 

Anders  gestaltet  sich  die  Sache,  wenn  Lord  Lansdowne  schriftlich 
um  Auskunft  über  genau  bestimmte  Punkte  bittet,  sodaß  man  sagen 
kann,  er  hat  die  Initiative  ergriffen  bei  der  Diskussion  der  Bündnis- 
frage. Sein  Brief  aber,  den  Sie  telegraphiert  haben,  ist  sorgfältig  so 
abgefaßt,  daß  er  keine  Aufklärung  über  das  Thema  der  Korrespondenz 
gibt.  Ich  sehe  nicht  ein,  weshalb  wir  weniger  vorsichtig  sein  sollen 
als  Lansdowne. 

Holstein 

*  Vgl.  Nr.  5012. 
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Nr.  5016 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Hatzfeldt  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Privat  für  Baron  von  Holstein  London,  den  29.  Mai  1901 

Ich  bin  ebenso  mißtrauisch  gegen  alles  Schriftliche  wie  Sie,  und 
das  macht  die  Redaktion  eines  Briefes  so  unendlich  schwierig,  wenn 
wir  Lord  Lansdowne  nicht  abschrecken  wollen,  der  auf  das  Pro- 
memoria  ein  Recht  zu  haben  glaubt. 

Bitte  baldmöglichst  um  telegraphische  Äußerung  über  den  nach- 
stehenden Entwurf,  welcher  nach  einigen  einleitenden  Worten 
lautet: 

„Je  crains  que  je  me  suis  mal  exprime  dans  notre  derniere 
conversation  si  j'ai  donne  Heu  par  lä  ä  Pimpression,  dont  vous  vouliez 
bien  me  parier,  que  j'ai  suggere  comme  point  de  depart  un  document 
anterieur  dont  le  contenu,  comme  vous  voulez  bien  Pajouter,  n'est 
pas  connu  au  Foreign  Office.  Teile  n'a  pas  ete  ma  pensee,  veuillez  en 
etre  persuade,  et  ce  que  j'ai  voulu  dire  etait  simplement  que,  si  nous 
etions  d'accord  sur  le  principe  general,  tel  que  je  me  suis  permis  de 
Findiquer,  le  document  en  question  pourrait,  dans  mon  opinion 
personnelle,  servir  en  suite  comme  base,  non  pas  pour  la  discussion 
de  ce  principe,  mais  pour  la  discussion  des  questions  de  detail  qui 
devraient  necessairement  s'y  rattacher. 

J'espere  que  vous  voudrez  bien  me  faire  savoir  apres  votre  retour 
quand  je  pourrai  avoir  le  plaisir  de  vous  voir  et  de  vous  expliquer 
mes  idees  ä  ce  sujet.  Si  nous  arrivons  alors  ä  la  conclusion  que  Faffaire 
est  assez  avancee  pour  rendre  utile  une  redaction  par  ecrit,  je 
m'empresserai  de  soumettre  la  question  ä  mon  gouvernement  et  de 
lui   demander   Pautorisation   necessaire   pour   participer   ä   ce   travail." 

Ich  verhehle  mir  durchaus  nicht,  daß  auch  diese  Redaktion  ihre 
Bedenken  hat,  weiß  aber,  wie  die  Dinge  einmal  liegen,  nichts  Besseres. 

Für  dringend  wünschenswert  halte  ich,  spätestens  morgen  zu 
schreiben,  falls  ich  nicht  etwa  höre,  daß  Lord  Lansdowne  noch  in 
dieser  Woche  zurückkehrt*. 

Hatzfeldt 


*  Am  30.  Mai  erklärte  sich  Staatssekretär  Freiherr  von  Richthofen  in  einem 
Telegramm  an  Graf  Hatzfeldt  mit  dem  von  diesem  eingereichten  Entwurf  ganz 
einverstanden. 
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Nr.  5017 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Hatzfeldt  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Privat  für  den  Herrn  Staatssekretär         London,  den  31.  Mai  1901 

Brief  an  Lord  Lansdowne  noch  gestern  abgegangen. 

Falls  der  Minister  in  nächster  Unterredung  auf  die  Frage  zurück- 
kommt* und  dabei  bleibt,  irgendeine  schriftliche  Formulierung  als 
Unterlage  für  notwendig  zu  halten,  möchte  ich  ihm  folgendes 
antworten: 

Wenn  Sie  nur  darauf  Wert  legen,  das  allgemeine  Prinzip  der  Ver- 
ständigung, mit  welchem  wir  uns  einverstanden  erklären  könnten,  in 
bestimmter  definitiver  Form  vor  sich  zu  haben,  so  ist  dieser  Zweck, 
wie  mir  scheint,  leicht  zu  erreichen,  da  ich  mich  hier  Ihnen  gegenüber 
ganz  offen  über  das  für  uns  annehmbare  Prinzip  ausspreche  und  nichts 
dagegen  habe,  daß  Sie  sich  die  in  dieser  Hinsicht  von  mir  gebrauchten 
Ausdrücke  schriftlich  notieren.  Wenn  Sie  mir  diese  Notizen  nachher 
vorlesen  wollen,  werde  ich  Ihnen  mit  derselben  Offenheit  sagen,  ob 
sie  meinen  Äußerungen  entsprechen,  und  Sie  sehen  dadurch,  daß  wir 
volles  Vertrauen  in  Sie  setzen.  Dieses  Verfahren  hat  auch  den  großen 
Vorteil,  daß  es  viel  weniger  zeitraubend  ist,  als  wenn  ich  erst  einen 
Kurier  nach  Berlin  schicken  und  den  Reichskanzler  um  Ermächtigung 
zu  irgendeiner  schriftlichen  Formulierung  bitten  müßte.  Außerdem 
müßte  ich  dann  aus  naheliegenden  Gründen  auf  die  Antwort  aus 
Berlin  gefaßt  sein,  daß  ich  zur  Aufstellung  und  Aushändigung  eines 
Promemoria  ermächtigt  sei,  in  welchem  die  bisherige  Entwickelung 
der  Frage  und  unser  Standpunkt  dargelegt  sei,  wenn  englischerseits 
uns  gleichzeitig  eine  schriftliche  Aufstellung  über  die  bisher  uns 
hier  gemachten  akademischen  Eröffnungen  mitgeteilt  würde.  Der  von 
mir  vorgeschlagene  Weg,  sich  meine  Worte  über  die  Prinzipienfrage 
zu  notieren,  schiene  mir  deshalb  entschieden  vorzuziehen. 

Wenn  ich  bis  dahin  keine  weitere  Weisung  erhalte,  würde  ich 
mich    eventuell    zu    den   vorstehenden    Äußerungen    ermächtigt   halten. 

Hatzfeldt 


*  Das  ist,  nach  dem  Schweigen  der  Akten  und  der  Holstein-Eckardsteinschen 
Privatkorrespondenz  zu  schließen,  nicht  geschehen.  Die  Bündnisfrage  ist  im 
Gegenteil,  wie  schon  wiederholt,  von  deutscher  Seite  neu  angeschnitten  worden, 
und  zwar  in  der  Unterredung  des  Reichskanzlers  von  Bülow  mit  dem  eng- 
lischen Botschafter  Sir  Fr.  Lascelles  vom  17.  Juni.  Vgl.  Nr.  5019,  Bemerkung 
Holsteins. 
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Nr.  5018 

Der  preußische  Gesandte  in  Hamburg  Graf  von  Mette  mich  * 
an  den  preußischen  Minister  der  Auswärtigen  Angelegen- 
heiten Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 

Hamburg,  den  1.  Juni   1901 

Ist  eine  Anlehnung  Englands  an  den  Dreibund  für 
diesen,  insbesondere  für  Deutschland,  erstrebens- 
wert? 

Fürst  Bismarck  wollte  sie  als  Gegengewicht  gegen  ein  feind- 
seliges Rußland  und  zur  größeren  Isolierung  Frankreichs,  vielleicht 
jedoch  nur,  damit  er  mit  um  so  stärkerem  Nachdruck  auf  die  bekannte 
Rückversicherung  zurückkommen  könne,  nachdem  Rußland  vor  Augen 
geführt  worden  wäre,  daß  wir  die  freie  Wahl  der  Verbündeten  hätten. 

Inzwischen  ist  aber  das  russisch-französische  Bündnis  geschlossen 
worden  und  hat  sich  immer  mehr  befestigt1,  obwohl  hin  und  wieder 
kleine  Anekdoten  erzählt  und  berichtet  werden,  die  das  Gegenteil  be- 
weisen sollen.  Die  öffentlichen  Staatsaktionen  der  französischen  und 
russischen  Regierung  betonen  das  Bündnis  mit  Wärme,  und  ver- 
trauliche Besprechungen  zwischen  Berlin  und  Petersburg  haben  er- 
wiesen, daß  es  von  der  russischen  Seite  auch  ernst  damit  gemeint  ist. 
Das  geringste,  was  man  von  zwei  Freunden  in  spe  erwarten  kann, 
ist,  daß  sie  sich  unumwunden  den  eigenen  Besitzstand  gewährleisten. 
Weigert  sich  der  eine  von  beiden  dies  zu  tun,  so  ist  ihm  offenbar  an 
der  Freundschaft  eines  Dritten,  den  er  nicht  kränken  will,  mehr  ge- 
legen 2.  Denn  eine  so  leidenschaftliche,  tief  gewurzelte  Feindseligkeit 
bei  dem  Russen  vorauszusetzen,  daß  er  aus  eigenem  Wunsche  die 
deutschen  Grenzen  nicht  anerkennen  will,  haben  wir  keinen  Grund 
anzunehmen 3.  Wir  erkennen  nur  deutlich,  daß  er  ein  Bündnis  mit 
Frankreich  höher  einschätzt  als  ein  solches  mit  Deutschland.  Auf  der 
andern  Seite  haben  wir  aber  auch  keine  Veranlassung,  daran  zu 
zweifeln,  daß  auch  die  Franzosen  an  Rußland  festhalten  wollen 4.  Seit 
den  Tagen  Alexanders  I.,  als  dieser  seinen  Bundesgenossen,  den  König 
von  Preußen,  nach  verlorener  Schlacht  im  Stich  ließ  und  mit 
klingendem  Spiel  in  das  Napoleonische  Lager  überging,  ist  Rußland 
niemals  so  umworben  gewesen  wie  heute5.  Der  heutige  französische 
Bundesgenosse  ist  aber  nicht  so  unbequem  wie  der  damalige,  er  strebt 
nicht  nach  Weltherrschaft,  er  will  nicht  in  die  Dardanellen  und  ver- 
langt nicht  alle  möglichen  unbequemen   Dienste  gegen   andere;  dafür 

*  Graf  Metternich,  der  wohl  schon  damals  für  die  Nachfolgeschaft  des  vielfach 
kranken  und  kaum  noch  amtsfähigen  Grafen  Hatzfeldt  ausersehen  war,  und  der 
am  16.  August  zunächst  vertretungsweise  die  Geschäfte  Hatzfeldts  übernahm, 
dürfte  die  Denkschrift  in  amtlichem  Auftrag  eingereicht  haben. 
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ist  er  aber  geld-  und  militärkräftig  und  stellt  beide  Eigenschaften 
willig  zur  Verfügung6,  wiewohl  Rußland  bisher  nur  von  der  goldenen 
Eigenschaft  seines  Verbündeten  Gebrauch  gemacht  hat.  Der  Stahl 
wird  aufgespart.  Daß  er  nicht  rostet,  dafür  sorgt  Frankreich.  Diesen 
idealen  Zustand  wird  kein  tüchtiger  russischer  Staatsmann  so  leicht 
aufgeben,  auch  nicht  für  unsere  Freundschaft,  weil  sie  ihm  nicht 
so  viel  bieten  kann  wie  die  französische7.  Auch  ohne  Bündnis  mit 
uns  weiß  der  Russe,  daß  wir  ihn  nicht  angreifen  wollen  7,  auch  weiß 
er,  daß  wir  über  die  Meerengen  längst  ein  Kreuz  gemacht  haben,  und 
selbst  wenn  wir  die  österreichisch-ungarische  Monarchie  fallen  lassen 
wollten,  so  würden  wir  gerade  über  die  Erbschaft  in  einen  Kampf 
mit  Rußland  geraten8,  den  einzig  notwendigen,  weil  es  ein  Rassen- 
kampf zwischen  Deutschen  und  Slawen  um  die  Vorherrschaft  in 
Europa  sein  würde.  In  Kleinasien  und  besonders  in  China  haben  sich 
Gegensätze  zwischen  uns  und  Rußland  herausgebildet,  die  wir  aller- 
dings wieder  beseitigen  könnten,  sobald  wir  unsere  Ansprüche  auf 
Weltpolitik  fallen  ließen9.  In  der  Regel  will  man  aber  voran  und  nicht 
zurück. 

Der  Gedanke,  die  Russen  ehrlich  für  uns  zu  gewinnen  10,  ist  aus- 
sichtslos und  unfruchtbar.  Daraus  folgt  keineswegs,  daß  wir  sie  als 
Gegner  zu  behandeln  hätten.  Der  Spruch:  Wer  nicht  für  mich  ist,  der 
ist  wider  mich,  hat  in  der  Politik  keine  allgemeine  Geltung.  Die  sorg- 
same Pflege  der  sogenannten  traditionellen  Beziehungen,  die  allerdings 
seit  langer  Zeit  ziemlich  einseitig  geworden  ist,  hat  gewiß  viel  Gutes 
und  les  petits  cadeaux  entretiennent  l'amitie.  Mit  den  Vereinigten 
Staaten  werden  wir  auch  wohl  schwerlich  auf  den  Bündnisfuß 
kommen;  trotzdem  ist  es  gewiß  sehr  richtig,  auch  mit  ihnen  die  Be- 
ziehungen nach  besten  Kräften  zu  pflegen n. 

Seit  den  Tagen  des  Fürsten  Bismarck  hat  das  Verhältnis  zwischen 
Deutschland  und  England  mancherlei  Wandlungen  erfahren.  Eine  Zeit- 
lang bildete  Ägypten  das  Gespenst,  mit  dem  wir  England  geschmeidig 
zu  machen  wußten.  Das  hat  naturgemäß  aufgehört,  seitdem  die  Fran- 
zosen ihre  Ansprüche  auf  den  Nil  virtuell  fallen  gelassen  haben  12  und 
der  englische  Einfluß  dort  allmählich  unter  der  stillschweigenden  Zu- 
stimmung aller  allmächtig  geworden  ist.  Dann  konnten  wir  wieder 
eine  Zeitlang  auf  England  mit  dem  Hinweis  Eindruck  machen,  daß 
wir  uns  definitiv  auf  die  andere,  das  heißt  die  russische  Seite  schlagen 
würden.  Aber  ich  fürchte,  auch  dieses  Mittel  ist  im  Laufe  der  Zeit 
ohne  unser  Verschulden  durch  die  Macht  der  Umstände  etwas  ver- 
braucht und  hat  seine  Wirkung  auf  die  englischen  Staatsmänner  ver- 
loren 13.  Das  russisch-französische  Bündnis  redet  dafür  eine  zu  deut- 
liche Sprache.  Politische  Schiboleths  nutzen  sich  durch  langen  Ge- 
brauch ab.  Alte  fadenscheinige  Kleider  wirft  man  aber  fort  und  nimmt 
dafür  neue. 

Unsere  Lage  England  gegenüber  hat  sich  daher  in  der  Richtung 
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der  Pressionsmittel,  die  wir  ausüben  können,  ungünstiger  gestaltet, 
und  zwar  ganz  besonders  seit  dem  Tage,  wo  Lord  Salisbury  seine 
Hand  von  der  Türkei  zurückzog  und  dadurch  sein  Verhältnis  zum 
Dreibunde  —  auf  dem  Umwege  Österreich  —  ein  noch  loseres  und 
freieres  wurde  als  vordem 14.  Auf  der  andern  Seite  sind  wir  in  einer 
günstigeren  Position  als  früher,  weil  England  in  den  letzten  Jahren 
mehrmals  mit  Bündnisgedanken  an  uns  herangetreten  ist:  zuerst  unter 
Rosebery,  dann  durch  Chamberlain.  Die  Konzeptionen  beider  von 
einem  Bündnis  mit  uns  mögen  unpraktisch  15  gewesen  sein.  Eine  Dis- 
kussion derselben  würde  aber  doch  vielleicht  etwas  Annehmbares  ge- 
zeitigt haben.  Wir  haben  sie  aber  a  limine  zurückgewiesen,  weil 16 
die  russisch-französische  Verbrüderung  immer  greifbarere  Formen  an- 
nahm, sich  wie  eine  Gewitterwolke  über  uns  verdichtete  und  wie  ein 
Alpdruck  auf  uns  lastete,  und  weil  wir  mit  vollem  Recht  nichts  unver- 
sucht lassen  durften,  um  die  russische  Politik  an  unsere  Fahnen  zu 
fesseln. 

Diese  Aussicht  tritt  aber  in  immer  weitere  Ferne  zurück  und  damit 
zugleich  die  Möglichkeit  der  freien  Wahl  für  uns  zwischen  Rußland 
und  England.  Es  steht  uns  nur  frei,  keinen  von  beiden  zu  wählen. 
Das  ist  aber  auf  die  Dauer  mißlich,  weil  uns  der  Engländer  dann  ganz 
durch  die  Lappen  gehen  kann  17.  In  Petschili  ist  er  tatsächlich  schon 
ohnmächtig.  Er  braucht  diesen  Zustand  nur  in  der  entsprechenden 
diplomatischen  Form  anzuerkennen  und  erhält  dafür18  von  Rußland 
das  heilige  Versprechen,  die  englischen  Interessen  an  allen  übrigen 
Punkten  der  Erde  nicht  zu  durchkreuzen.  Da  es  in  Persien  bereits 
maßgebend  ist,  so  kann  es  ganz  gut  ein  brutales  Vordringen  nach 
dem  Persischen  Golf  um  einige  Jahre  verschieben,  und  England  ge- 
nießt einige  Jahre  Ruhe.  Gegen  uns  würde  es  während  dieser  Jahre 
sehr  protzig  auftreten  und  wir  würden  wenig  daran  ändern  können. 
Die  Franzosen,  welche  außer  nagenden  Erinnerungen  wenig  reelle 
griefs  mehr  gegen  England  haben 19,  würden  natürlich  eine  solche 
Erhöhung  des  Prestige  des  Zweibundes,  wie  sie  aus  der  Annäherung 
Englands  entstehen  würde,  mit  Freuden  begrüßen,  wenigstens  die 
französische  Regierung  und  nachher  wohl  auch  das  Volk. 

Nun  steht  aber  der  Zweibund  heute  schon  fester  da  als  der  Drei- 
bund. Der  italienische  Bänkelsänger  fiedelt  bedenklich  den  Franzosen 
zu.  Fällt  England  auf  die  Seite  des  Zweibundes,  so  ist  in  Italien  kein 
Halten  mehr20.  Wir  könnten  diesen  wankelmütigen  Bundesgenossen 
wohl  wieder  eine  Zeitlang  an  uns  fesseln,  wenn  wir  seine  zerrütteten 
Staatsfinanzen  mit  unserm  guten  Gelde  noch  weiter  auffrischen 
oder  in  dem  Handelsvertrage  Konzessionen  auf  unsere  Kosten  machen 
oder  seine  habgierigen  Aspirationen  auf  Ländererwerb  bis  zur  Gefahr 
eines  Krieges  unterstützen  wollten.  Davon  kann  aber  natürlich  keine 
Rede  sein.  Unser  Geld,  unser  Wohlstand,  unser  Blut  wiegt  für  uns 
schwerer  als  ganz  Italien. 
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Für  Italien  hat  der  Zutritt  zum  Zweibund  manches  Verlockende21: 
Rußland  verspricht  für  gewisse  Fälle  die  ganze  Küste  des  Adri- 
atischen  Meeres  bis  zur  griechischen  Grenze,  dazu  ein  Stück  Tirol  und 
verhindert  durch  seinen  Einfluß,  daß  Frankreich  den  italienischen 
Freund  allzusehr  von  oben  herab  behandele.  Die  Adriatische  Küste 
mit  Hinterland  kann  auch  Frankreich  an  Italien  zugestehen  und  ver- 
spricht dazu  noch  das  Wiederaufblühen  des  italienischen  Wein-,  Seiden- 
und  Ölhandels  nach  Frankreich 22.  Italien  verzichtet  dafür  auf  Nord- 
afrika, obwohl  ein  italienischer  Pufferstaat  in  Tripolis  zwischen  dem 
englischen  Nil  und  dem  nordafrikanischen  Frankreich  vielleicht  nicht 
einmal  so  sehr  gegen  die  Interessen  des  durch  Italien  und  England 
erweiterten  Zweibundes   verstieße. 

Italien  wird  sich  aber  nicht  mit  seinen  entblößten  Küsten  auf  die 
Seite  des  Zweibundes  schlagen  und  die  Vorteile,  welche  ihm  auch 
der  Dreibund  bietet,  fahren  lassen 23,  wenn  England  in  irgendeiner 
bindenden  Form  zum  Dreibund  übergeht.  Dies  ist  ein  positiver  Vor- 
teil, den  der  Beitritt  Englands  zum  Dreibund  bietet.  Ein  negativer 
Vorteil  besteht  darin,  daß  es  dann  nicht  zu  der  andern  Gruppe  geht. 

Den  Nutzen  für  Deutschland  allein  —  die  Rückwirkung  auf  den 
Dreibund  außer  acht  gelassen24  —  schlage  ich  gering  an.  Ich  bin  zwar 
kein  Soldat.  Ich  habe  aber  die  englischen  Truppen  im  vergangenen 
Winter  in  London  auf  der  langen  Strecke  von  Viktoria-Station  bis 
Paddington -Station  Spalier  bilden  sehen.  Es  war  ein  trauriger  An- 
blick 25.  Wären  es  nur  ungeschulte  Mannschaften  gewesen,  so  wäre 
das  nicht  so  bedenklich,  denn  mit  der  Zeit  könnten  kriegstüchtige 
Leute  daraus  werden.  Aus  dem  rabble,  der  dort  aufgestellt  worden 
war,  aber  nie.  Jener  Anblick  wird  mir  für  die  Beurteilung  der  mili- 
tärischen Beziehungen  zwischen  England  und  Deutschland  unvergeß- 
lich bleiben.  Als  zu  Lande  fechtender  Bundesgenosse  ist  England 
nichts  wert26.  Seine  Flotte  soll  ja  gut  sein.  Aber  was  soll  sie 
Deutschland  —  immer  abgesehen  von  seinen  Alliierten  —  viel  nützen 
können,  außer  etwa,  wenn  wir  mit  den  Vereinigten  Staaten  zusammen- 
prallen. Das  ist  aber  gerade  der  schwächste  Punkt  in  einem  Bundes- 
verhältnis von  England  zu  Deutschland.  England  wird  mit  jedem 
andern  lieber  Krieg  führen  als  mit  den  Vereinigten  Staaten 26.  Auch 
von  einer  dauernden  und  innerlichen  Besserung  des  politischen  Ver- 
hältnisses zwischen  England  und  Deutschland  verspreche  ich  mir 
wenig,  wenn  England  sich  an  den  Dreibund  anlehnt.  Die  englische 
Regierung  wird  in  kolonialen  Fragen  nicht  nachgiebiger  sein  als 
zuvor  und  auch  in  wirtschaftlichen  Dingen  ihren  eigenen  Weg  gehen. 
Das  alte  Mißtrauen,  welches  wir  gegen  England  hegen,  wird  auch 
wohl  nicht  schwinden,  sich  vielleicht  sogar  steigern,  wenn  wir  mit 
wachsamem  Auge  Symptome  zu  erblicken  glauben,  daß  der  Bundes- 
genosse uns  hintergehen  will. 
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Nehmen  wir  zur  weiteren  Beleuchtung  des  Vertragsgedankens 
zwischen  England  und  dem  Dreibund  einmal  an,  es  komme  ein  Bünd- 
nis auf  folgender  Grundlage  zustande:  Muß  der  Dreibund  auf  Grund 
seiner  Defensivbestimmungen  gegen  zwei  oder  mehr  Großmächte 
kämpfen,  so  springt  England  bei.  Wird  England  von  zwei  oder  mehr 
Großmächten  angegriffen,  so  springt  der  Dreibund  bei.  Die  Zurück- 
führung  auf  eine  einfache  Bündnisformel  ist  der  Aufnahme  aller  er- 
denklichen Eventualitäten  in  den  Vertrag  des  Dreibundes  mit  Eng- 
land aus  naheliegenden  Gründen  vorzuziehen.  Es  werden  keine  Namen 
genannt  von  solchen,  die  als  Gegner  gedacht  werden  können,  und  man 
verliert  sich  nicht  in  die  weitläufigsten  und  unwahrscheinlichsten  Kon- 
junkturen. Das  Wesentliche  für  die  Betätigung  des  Bündnisses  ist, 
daß  ein  ernster  Angriff  vorliegt,  der  eine  der  vertragschließenden 
Parteien  in  ihrer  Existenz  bedroht.  Für  diesen  Begriff  muß  eine 
Definition  gesucht  werden,  die  den  Inhalt  des  Vertrages  ausmacht. 
Bei  den  mündlichen  Vorbesprechungen  zwischen  den  vertragschließen- 
den Parteien  kann  ja  alles  bis  ins  kleinste  erwogen  werden.  Die  Ge- 
fahr, daß  wir  wegen  Indiens  zu  kämpfen  hätten,  erscheint  mir  nicht  groß. 
Ich  möchte  annehmen,  daß  Frankreich  ebensowenig  Lust  hat,  wegen 
Indiens  in  einen  Krieg  verwickelt  zu  werden  als  wir  und  daher  Ruß- 
land wegen  Indiens  allein  nicht  unterstützen  wird.  Und  der  Gefahr, 
daß  Japan  wegen  Indiens  als  Bundesgenosse  Rußlands  einmal  auf- 
treten sollte,  können  wir  uns  auch  wohl  ruhig  aussetzen.  Australien 
will  wohl  niemand  angreifen  und  wegen  Südafrikas  will  auch  keine 
Großmacht  gegen  England  Krieg  führen,  sonst  wäre  es  jetzt  ge- 
schehen. Wegen  der  kleineren  englischen  Kolonien  wüßte  ich  auch 
keine  zwei  Großmächte,  die  es  auf  einen  Krieg  mit  England  ankommen 
lassen  wollten.  Anders  verhält  es  sich  mit  Kanada.  Bis  jetzt  ist, 
soweit  ich  unterrichtet  bin,  in  den  Vereinigten  Staaten  nirgends  der 
Wunsch  vorhanden,  Kanada  einzuverleiben.  Derselbe  mag  aber  wäh- 
rend der  Dauer  des  Dreibundvertrages  mit  England  entstehen  und 
zu  einem  Angriff  auf  Kanada  führen  27.  Zu  gleicher  Zeit  mag  Rußland 
dann  mit  den  Engländern  Abrechnung  in  Asien  halten  wollen.  Ruß* 
land  wird  dies  zwar  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  unterlassen,  wenn 
dann  der  casus  foederis  für  den  Dreibund  vorläge.  Es  würde  aber 
seinen  Haß  auf  Deutschland  konzentrieren  als  dem  mächtigsten  Mit- 
gliede  des  Dreibundes,  welcher  es  in  der  Ausführung  seiner  asiatischen 
Politik  gehindert  hätte28.  Abgesehen  von  diesem  Falle  kann  ich  nicht 
die  Befürchtung  hegen,  daß  der  Beitritt  Englands  zum  Dreibunde  die 
Vergrößerung  einer  Kriegsgefahr  zwischen  Deutschland  und  Rußland 
bedeute.  Ebenso  wie  der  Zweibund  eine  Spitze  gegen  Deutschland 
hat,  so  hat  der  Dreibund,  mit  oder  ohne  England,  eine  Spitze  gegen 
Rußland  und  Frankreich.  Ich  bin  aber  der  Meinung,  daß,  wer  sich 
auf  Bundesgenossen  stützt  und  einen  neuen  hinzuzieht,  wer  sich  also 
stärker    macht    als    zuvor,    weniger    leicht   angegriffen  werden   wird, 
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als  wer  es  nicht  tut  und  dazu  noch  voraussichtlich  den  Bestand  der 
bisherigen  Bundesgenossen  vermindert  und  sie  ins  andere  Lager  über- 
gehen läßt.  Wenn  man  sieht,  daß  der  erweiterte  Dreibund  keinen  be- 
drohlichen, sondern  nur  einen  rein  defensiven  Charakter  hat,  dann 
werden  sich  die  Außenstehenden  über  dem  fait  accompli  bald  be- 
ruhigen, besonders,  wenn  dasselbe  prompt  eintritt  und  nicht  allzu 
lange  Zeit  für  Nachdenken  und  Intrigieren  während  des  öffentlichen 
Werdeganges  des  Bündnisses  frei  gelassen  wird.  Der  Dreibund  würde 
doch  auch  keine  kriegerischen  Absichten  empfinden,  wenn  England 
zum  Zweibund  überginge.  Weshalb  also  der  Zweibund,  wenn  Eng- 
land zum   Dreibund  übergeht? 

Ein  Bündnis  mit  England  sollte  öffentlich  sein29  und,  wo  mög- 
lich, wenigstens  soweit  Deutschland  in  Betracht  kommt,  keine  ge- 
heimen Paragraphen  enthalten;  dann  auch  von  den  Parlamenten  der 
betreffenden  Länder  genehmigt  werden30.  Ein  geheimes  Bündnis 
zwischen  England  und  dem  Dreibund  hat  den  Nachteil,  daß  doch 
immer  etwas  durchsickern  wird,  und  daß  das  Mißtrauen  der  Außen- 
stehenden auf  das  höchste  gesteigert  werden  würde31.  Wenn  da- 
gegen alle  Welt  weiß,  daß  es  nur  gegen  einen  Angriff  von  zwei 
Seiten  gerichtet  ist,  so  werden  sich  die  Außenstehenden  ebensobald 
mit  der  Tatsache  des  erweiterten  Dreibundes  wie  mit  diesem  selbst 
abfinden.  Ferner  hat  ein  geheimes  Bündnis  den  Nachteil,  daß  nur 
die  englische  Regierung  gebunden  wäre  und  nicht  in  demselben  Maße 
auch  die  Nation.  Wenn  die  englische  Regierung  auf  die  Veröffent- 
lichung und  Sanktionierung  durch  das  Parlament  eingeht,  so  ist  anzu- 
nehmen, daß  sie  gewiß  ist,  eine  große  Mehrheit  für  das  Bündnis 
hinter  sich  zu  haben.  Ferner  sollte,  wenn  die  Regierungen  über  Form 
und  Inhalt  des  Bündnisses  einig  sind,  nicht  lange  gezaudert  werden, 
bis  der  Bündnisvertrag  dem  Parlamente  zur  Genehmigung  vorgelegt 
wird,  und  zwar  in  den.  Parlamenten  der  vertragschließenden  Staaten 
gleichzeitig32.  Man  soll  das  Eisen  schmieden,  solange  es  heiß  ist33. 
In  England,  in  Österreich-Ungarn,  in  Italien  sind  keine  bedeutenden 
parlamentarischen  Schwierigkeiten  vorauszusehen.  Am  besten  wäre 
es,  wenn  in  Österreich-Ungarn  das  Parlament  überhaupt  nicht  be- 
fragt zu  werden  brauchte M.  Das  österreichische  Parlament  spielt  für 
die  auswärtige  Politik  eine  so  untergeordnete  Rolle,  daß  das  Bündnis 
auf  kein  festeres  Piedestal  gebracht  wird,  wenn  es  dabei  mitgeredet 
hat.  Tschechen  und  Burenfreunde  würden  sogar  recht  hinderlich  sein, 
obwohl  die  Anlehnung  Englands  an  den  Dreibund  von  so  einleuch- 
tendem Interesse  für  die  Habsburgische  Monarchie,  ebenso  wie  für 
Italien  ist,  daß  die  Parlamente  beider  Länder  wohl  keine  ernstlichen 
Schwierigkeiten  bereiten  werden.  Für  Österreich-Ungarn  wäre  es 
wohl  das  geeignetste,  wenn  nur  die  Delegationen  für  auswärtige 
Angelegenheiten  der  beiden  Reichshälften  um  ihre  Zustimmung  an- 
gegangen würden35. 
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Schwere36  Bedenken  treten  aber  bei  der  Behandlung  der  Bündnis- 
frage durch  den  Deutschen  Reichstag  zutage.  Es  handelt  sich  nicht 
nur  darum,  die  momentane  Burenfreundlichkeit  der  Deutschen,  son- 
dern auch  deren  allgemeine  Abneigung  gegen  England  mit  der  Staats- 
raison  zu  überwinden 37.  Ob  beides  zu  gleicher  Zeit  gelingt,  weiß 
ich  nicht38.  Ich  für  meine  Person  würde  wenigstens  lieber  mit  dem 
Abschlüsse  und  mit  der  Verteidigung  eines  Bündnisses  des  Drei- 
bundes mit  England  vor  dem  Reichstag  und  der  öffentlichen  Meinung 
Deutschlands  warten,  bis  der  Burenkrieg  zu  Ende  geführt  ist39.  Ist 
die  südafrikanische  Frage  in  irgendeiner  Form,  sei  es  durch  Nieder- 
werfung der  Republiken,  sei  es  durch  einen  Kompromiß  fürs  erste 
geregelt,  so  wird  die  Burenschwärmerei  in  Deutschland  nach  wenigen 
Monaten  verraucht  und  eine  Annäherung  an  England  dem  deutschen 
Gefühle  akzeptabler  sein39.  Auch  aus  einem  anderen  Gesichtspunkte 
wäre  es  vorteilhafter,  die  Bündnisfrage  erst  nach  der  Burenepisode  zu 
erledigen.  Man  schließt  Bündnisse,  um  sich  im  Notfalle  auf  die  Wehr- 
kraft des  Verbündeten  zu  stützen.  Solange  dieselbe  aber  in  Süd- 
afrika festgelegt  ist,  kann  sie  uns  wenig  nützen 40.  Vielleicht  könnte 
sogar  bei  denjenigen,  welchen  eine  Anlehnung  Englands  an  den  Drei- 
bund unbequem  ist,  der  Wunsch  rege  werden,  de  regier  leur  compte 
mit  ihm,  solange  die  Engländer  bei  den  Kaffern  sitzen.  Der  Deutsche 
Reichstag  wird  auch  noch  nach  der  Burenaffäre  die  Freude  am  Bünd- 
nisse mit  England  hüben  und  drüben  zu  vergällen  wissen 41.  Die 
Fronde  bei  uns,  welche  fast  durchweg  zu  den  Russenfreunden  ge- 
hört, wird  nie  aufhören,  gegen  ein  entstehendes  oder  entstandenes 
Bündnis  mit  England  zu  agitieren 42.  Die  ehrliche  und  einflußreiche 
Partei  der  Junker  wird  auch  mit  tiefem  Schmerz  und  vielen  misgivings 
eine  Anlehnung  an  England  empfinden43.  Darauf  müssen  wir  uns 
gefaßt  machen  und  uns  darüber  hinwegsetzen 44.  Das  englische 
Bündnis  müssen  wir  der  Welt  und  dem  Reichstag  gegenüber,  wenn 
die  Sache  jemals  so  weit  gedeihen  sollte,  mit  dem  Hinweis  auf  Öster- 
reich und  Italien  begründen  und  rechtfertigen 45,  sowie  darlegen,  daß 
die  Anlehnung  Englands  an  den  Dreibund  eine  Lebensfrage  für  unsere 
Verbündeten  und  somit  für  den  Dreibund  selbst  geworden  war,  deren 
Behandlung  wir  uns  nicht  länger  entziehen  konnten,  ohne  das  Ganze 
zu  gefährden.  Deshalb  wird  es  auch  praktisch  sein,  nachdem  die  ge- 
heimen Vorverhandlungen  zwischen  uns  und  England  zu  einem  be- 
stimmten Ergebnis  geführt  haben  werden,  die  offiziellen,  später  in  die 
öffentliche  Erscheinung  tretenden  Verhandlungen  zwischen  Wien  und 
London  führen  zu  lassen,  wobei  wir  die  geheime  Direktive  doch  bei- 
behalten können46.  Denn  ohne  unsere  Zustimmung  beim  Gange 
der  Verhandlungen  bleiben  Österreich  und  Italien  machtlos,  ein 
Bündnis  mit  England  abzuschließen.  Auch  können  wir,  wenn  das 
Bündnis  einmal  zur  öffentlichen  Diskussion  steht,  aus  den  geheimen 
Akten  der  großen   Bismarckschen   Ära,  welche  ein   Bündnis   Englands 
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mit  dem  Dreibund  suchte,  aber  nicht  fand,  mancherlei  zur  Beruhigung 
und  Klärung  der  öffentlichen  Meinung  in  Deutschland  beitragen. 

Einen  nicht  zu  unterschätzenden  direkten  Vorteil  für  Deutsch- 
land erblicke  ich  in  einem  Bündnis  mit  England.  Auf  dem  weiten 
Erdenrund  ist  kein  fernes  Land  so  wichtig  für  uns  wie  China.  Wir 
drängen  zum  Industriestaat  und  wir  brauchen  das  China  der  abseh- 
baren, vielleicht  ganz  nahen  Zukunft  notwendig,  weil  es  das  aufnahme- 
fähigste Land  der  Welt  ist. 

In  China  aspiriert  Rußland  nach  politischer,  die  Vereinigten 
Staaten  nach  wirtschaftlicher  Macht.  Die  Russisch-Chinesische  Bank, 
welche  weniger  nach  kaufmännischen  als  nach  national-russischen 
Prinzipien  verfährt,  hat  ihre  Zweigniederlassungen  über  die  wich- 
tigsten Punkte  Chinas  verteilt.  Sie  kauft  im  stillen  Häuser  und  Grund- 
stücke an  oder  sie  leiht  gegen  hypothekarische  Sicherheit  an  solche 
industrielle  Unternehmungen,  die  einmal  von  Bedeutung  werden 
können,  um  Macht  und  Einfluß  zu  gewinnen.  Dabei  verfügt  sie  über 
weit  größere  Mittel,  als  das  Bankkapital  gewährt.  Die  russische  Re- 
gierung wird  ihr  also  wohl  Zuschüsse  geben.  In  Japan  geht  sie  ähnlich 
zu  Werke.  Nur  verfährt  sie  noch  vorsichtiger  und  schiebt  meistens 
Japaner  als  Strohmänner  für  ihre  Erwerbungen  vor.  Nach  Ansicht 
des  gerade  von  seiner  Reise  um  die  Erde  zurückgekehrten  klugen 
Generaldirektors  Ballin  wird  das  japanische  Geschäft  in  die  Hände 
der  Russen  und  Amerikaner  übergehen,  wenn  sich  nicht  bald  ein 
kräftiges  deutsches  Bankhaus  in  Japan  auftut47.  Die  Amerikaner 
wollen  in  China  den  deutschen  und  englischen  Handel  zurückdrängen; 
sie  lassen  sich  auf  kein  Kompromiß  ein.  Der  deutsche  Unternehmungs- 
geist ist  im  Begriff,  die  Engländer  in  China  zu  überflügeln 48.  Der 
Deutsche  kommt  aber  mit  dem  Engländer,  obschon  er  ihm  zusehends 
den  Rang  abläuft,  aus,  und  beide  arbeiten  häufig  zusammen.  General- 
direktor Ballin  hofft  beispielsweise,  in  Bälde  mit  dem  bedeutendsten 
englischen  Handelshause  in  China,  Butterfield  and  Swire,  welches 
einen  vorzüglich  eingerichteten  Dienst  von  55  Dampfern  der  Küste 
entlang  und  weit  den  Jangtse  hinauf  in  Betrieb  hat,  ein  Überein- 
kommen zu  treffen.  Ohne  Umschweife  gegen  die  Engländer  in  China 
aufzutreten,  ist  der  Deutsche  draußen  noch  nicht  stark  genug;  er 
muß  noch  manches  Mal  lavieren  und  Kompromisse  schließen,  um  den 
Engländern  das  Terrain  abzugewinnen.  Dies  wird  ihm  erleichtert 
durch  eine  allgemeine  politische  Verständigung  zwischen  der  deutschen 
und  englischen  Regierung49.  Das  jüngste  Abkommen  über  China  soll 
in  dieser  Beziehung  schon  Wunder  gewirkt  haben.  Die  öffentliche 
Anlehnung  Englands  an  den  Dreibund  würde  uns  unsere  wichtige 
Aufgabe  in  China  ungemein  erleichtern.  Wir  sind  dort  einigermaßen 
auf  England  angewiesen.  Mit  den  Russen  geht  es  uns  dort  ebenso 
wie  in  Europa:  sie  wollen  einfach  nicht  —  außer  wenn  wir  abdizieren 
und  nicht  nur  Petschili  für  den  Handel  aufgeben,  sondern  uns  auch 
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in  Schantung  einengen  und  dem  aufblühenden  Kiautschou  das  Hinter- 
land abschneiden  lassen.  Allein  zwischen  den  andern  können  wir 
bei  der  allgemeinen  Eifersucht  in  China  nicht  stehen,  und  die  beste 
und  sicherste  Anlehnung  dort,  weil  wir  gleiche  Handelsziele  und 
keine  anderen  Zwecke  verfolgen,  ist  England. 

P.   Metternich 

Randbemerkungen  des  Grafen  von  Bülow: 

1  Äußerlich  und  formal  —  ob  auch  innerlich  und  quaod  Volksstimmung? 

2  Unsern  Besitzstand  wollten  uns  die  Russen  schon  1876  nicht  garantieren, 
was  aber  unsere  späteren  Verständigungen   mit  ihnen  nicht  verhindert  hat 

3  Gewiß  nicht  —  die  Russen  wollen  sich  nur  nicht  durch  eine  solche  Garantie 
eines  Druckmittels  auf  uns  und  eines  Anlockungsmittels  für  die  Franzosen 
begeben 

*  ja 

•r'  das    dauert   seit   1885 

G  richtig 

7  richtig 

8  ist  nicht  sicher,  auch  nicht  notwendig 

9  auch  ohnedem 

0  gewinnen  wir  die  Engländer  ,, ehrlich"? 

1  ja 

2  ja 

3  weil  diese  sich  selbst  und  den  deutsch-russischen  Antagonismus  überschätzten. 
1  das  tat  er,  weil  er  glaubte,  wir  würden  ihm  gegenüber  Rußland  die  Kastanien 

aus  dem  Feuer  holen 
5  weniger  das,  als  zu  egoistisch 
G  nicht  deshalb,   sondern   weil   wir   auf  eine   societas   leonina  mit   England 

nicht   eingehen   können 

7  hie  haeret 

8  schon  dafür? 

9  richtig 

20  sehr    richtig 
2*  ja 

22  richtig.  —  Ich  hatte  in  Rom  manchmal  den  Eindruck,  daß  die  Franzosen: 
den    Italienern   wegen   Tripolis   schon   Zukunftsaussichten   eröffnet   haben. 

23  richtig 

24  auf  anderer  Basis  als  derjenigen  einer  Verständigung  mit  dem  (gleichzeitig 
zu    erneuernden)    Dreibund   ist   gänzlich    ausgeschlossen 

2r-  aha 

26  richtig 

27  scheint  mir  wenig  wahrscheinlich,  für  Kanada  können  wir  aber  freilich  nicht 
fechten 

25  Das  ist  das  Hauptbedenken  gegen  jede  Verständigung  mit  England,  daß  die 
Russen  (Hof  und  öffentliche  Meinung)  dann  ihre  ganze  Enttäuschung  und 
Wut  gegen  uns  richten,  und  die  Engländer  dies  benützen  würden,  um  trotz 
dem   Bündnis  sich  gut  mit  Rußland  zu  stellen  und  uns  in  kolonialen  Fragen 

zu   brüskieren. 

29  ja 

30  wäre  conditio  sine  qua  non 

31  richtig 

32  richtig 

33  Es    müßte    jedenfalls    versucht   werden,    gleichzeitig    mit   dem    Vertrage    mit 
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England  auch  die  Dreibundsverträge  zwischen  den  Dreibundsstaaten  durch  die 
drei   Parlamente   registrieren  zu  lassen 

34  nein,  das  österreichische  wie  das  ungarische  Parlament,  bzw.  die  Delegationen 
müßten  jedenfalls  auch  zustimmen 

35  noch  besser  wäre  es,  wenn  die  Parlamente  beider  Reichshälften  zustimmten. 

36  ja 

37  richtig 

38  ich   auch  nicht 

39  richtig 

40  richtig  —  und  würde  uns  eventuell  sofort  von  den  Gegnern  vorgehalten  werden 
«  ja 

42  richtig 

43  natürlich 

44  das  können  wir  nur,  wenn  wir  sehr  geschickt  und  ruhig  operieren 

45  einzige  Möglichkeit 

46  es  darf  aber  auch  nicht  so  aussehen,  als  ob  wir  en  remorque  wären 

47  Seine  Majestät  wünscht,  daß  wir  uns  hierfür  interessieren  sollen 

48  ja 

49  ?  vide  p.  26* 


Nr.  5019 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

von  Holstein 

Reinschrift 

Berlin,  den  14.  Juni  1901 

Wenn  der  Gedanke  einer  vertragsmäßigen  Annäherung  zwischen 
Deutschland  und  England  besprochen  wird,  gebührt  es  an  erster 
Stelle  der  Korrespondenz  zu  gedenken,  die  im  Spätherbst  1887 
zwischen  Fürst  Bismarck  und  Lord  Salisbury  ausgetauscht  wurde**. 
In  einem  Briefe,  welcher  sein  festes  Vertrauen  zu  der  persönlichen 
Ehrenhaftigkeit  seines  Korrespondenten  beweist,  setzte  damals  der 
deutsche  Reichskanzler  auseinander,  Österreich  und  England  seien 
die  Mächte,  auf  deren  Bundesgenossenschaft  Deutschland  in  erster 
Linie  durch  seine  Lage  wie  durch  seine  Interessen  hingewiesen  sei. 
Wenn  diese  Bundesgenossen  versagten,  müsse  Deutschland  die  Orien- 
tierung seiner  Politik  gänzlich  ändern  und  auf  eine  Annäherung  an 
Rußland  bedacht  sein.  Lord  Salisbury  antwortete  ausweichend.  Aus 
den  bei  den  Akten  befindlichen  Randbemerkungen  des  Fürsten  Bis- 
marck geht  hervor,  daß  er  hierin  tatsächlich  eine  Ablehnung  erblickte. 

In  Wirklichkeit  geht  durch  den  Brief  von  Lord  Salisbury  sowie 
durch  dessen  ganze  auswärtige  Politik  als  roter  Faden  die  Erwar- 
tung, daß   die  Kontinentalmächte  durch  ihre  Entwickelung  und  durch 


*    Vgl.   den   mit  der  Randbemerkung  Nr.  28  versehenen   Passus   auf  S.  78  und 

jene  selbst. 

**  Vgl.  Bd.  IV,  Kap.  XXVIII,  Nr.  930  und  936. 
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ihre  Leidenschaften  früher  oder  später  mit  absoluter  Notwendigkeit 
zu  einem  Konflikt  gedrängt  werden,  welcher  die  Machtstellung  Eng- 
lands wiederum,  wie  das  zur  Zeit  des  ersten  Napoleon  geschah, 
auf  ein  Menschenalter  oder  ein  halbes  Jahrhundert  hinaus  sichern 
würde.  Zwischen  der  Politik  von  Pitt  und  derjenigen  von  Lord  Salis- 
bury  besteht  aber  vor  allen  Dingen  der  Unterschied,  daß  Pitt  Eng- 
lands ganze  Macht  einsetzte,  um  mit  andern  Mächten  zusammen 
Englands  Interessen  zu  vertreten,  während  die  heutige  englische 
Politik  —  nicht  bloß  die  von  Lord  Salisbury,  sondern  auch  die  seiner 
Vorgänger  —  unentwegt  an  dem  Grundsatze  festhält,  daß  andere 
für  England  die  Kastanien  aus  dem  Feuer  holen.  Diese  Kastanien- 
theorie, welche  sich  für  eine  gewisse  Schule  englischer  Politiker 
allmählich  zu  einem  Kultus  entwickelt  hat,  ist  ohne  jeden  Zweifel 
der  Grund,  daß  England  heute  im  Auslande  sich  einem  so  allge- 
meinen Haß  gegenüber  sieht.  Niemand  läßt  sich  gern  düpieren,  und 
die  Völker  des  Kontinents  haben  nach  und  nach  —  an  letzter  Stelle 
jetzt  wohl  auch  die  Italiener  —  die  Überzeugung  in  sich  aufgenommen, 
daß  England  grundsätzlich  darauf  ausgeht,  sie  zu  düpieren.  Viel- 
leicht ist  es  deshalb,  weil  wir  die  Politik  von  Lord  Salisbury  mehr 
im  Zusammenhange  gegenwärtig  haben  als  die  seiner  Vorgänger, 
jedenfalls  erscheint  es,  heute  und  von  hier  aus  betrachtet,  so,  als 
ob  Lord  Salisbury  die  Kastanientheorie  offener  und  unbefangener 
durchgeführt  oder  doch  durchzuführen  gesucht  hätte  als  irgendein 
früherer  leitender  Minister  Englands.  Daß  die  Durchführung  nicht 
gelang,  lag  eben  daran,  daß  im  Laufe  der  Jahre  alle  Staaten  des 
Kontinents  sich  über  die  Kastanientheorie  klar  geworden  waren, 
und  diesem  Umstände  ist  es  vielleicht  zu  danken,  daß  sämtliche 
Regierungen  ohne  Ausnahme  mit  steigender  Sorgfalt  den  Frieden 
gewahrt  und  alle  auftauchenden  Zwischenfälle  und  Schwierigkeiten 
applaniert  haben. 

Es  ist  nur  wenigen  bekannt,  daß  im  Sommer  1895,  zur  Zeit  des 
Besuchs  Seiner  Majestät  des  Kaisers  in  England,  Lord  Salisbury 
den  Gedanken  einer  Aufteilung  der  europäischen  Türkei  zur  Sprache 
brachte.  Der  Kaiser  wies  diese  Anregung,  deren  intensive  Gefähr- 
lichkeit er  sofort  erkannte,  mit  einer  Entschiedenheit  zurück,  welche 
der  Premier  übelnahm,  und  welche  ihn  veranlaßte,  einer  vom  Kaiser 
gewünschten  späteren  Unterredung  auszuweichen*.  Die  Annahme 
liegt  nahe,  daß  die  solcher  Art  geschaffene  beiderseitige  Gereiztheit 
nicht  ohne  Einfluß  auf  die  deutsch-englischen  Beziehungen  während 
der  nächstfolgenden  Jahre  geblieben  ist.  Indessen  können  heute 
beide  Teile  mit  Befriedigung  sich  sagen,  daß  beide  ihre  Kaltblütig- 
keit in  ihrem  Tun  gewahrt  haben,  und  daß  kein  unwiderruflicher 
Schritt   geschehen   ist.    Die  beiden    Regierungen   stehen    der   Zukunft 

*  Vgl.  Bd.  X,   Kap.  LX. 
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frei  gegenüber,  die  Gereiztheit  der  Völker  ist  allerdings  noch  in 
einem  gewissen  Grade  vorhanden,  sie  wird  aber,  da  sie  wenig- 
stens auf  deutscher  Seite  aus  Mißtrauen  hervorgegangen  war,  auch 
wieder  verschwinden,  wenn  durch  Zeit  und  Umstände  das  Miß- 
trauen beseitigt   werden  kann. 

Die  zeitweilig  herrschende  Spannung  hat  nicht  verhindert,  daß 
Deutschland  und  England  sich  wegen  Einzelfragen  verständigt  haben. 
Das  südafrikanische  Abkommen*,  wenn  auch  der  Zeitpunkt  seiner 
Verwirklichung  sich  heute  noch  nicht  erkennen  läßt,  bringt  doch 
immerhin  den  sehr  realen  Gewinn  mit  sich,  daß  deutsch-englische 
Streitigkeiten  wegen  der  portugiesischen  Erbschaft  dank  jener  Ab- 
machung für  alle  Zukunft  ausgeschlossen  sind.  Das  chinesische  Ab- 
kommen **,  wenn  es  auch  nur  den  schon  vorher  von  beiden  Kon- 
trahenten tatsächlich  anerkannten  Grundsatz  der  freien  Bewegung 
des  Handels  vertragsmäßig  festlegt,  hat  damit  doch  dem  auf  diesen 
Punkt  sich  richtenden  beiderseitigen  Mißtrauen  ein  Ende  gemacht 
und  so  eine  deutsch-englische  Reibungsfläche  beseitigt,  auf  welche 
dritte  Parteien  bis  dahin  große  Hoffnungen  gesetzt  und  Pläne  ge- 
baut  hatten. 

Noch  andere  Einzelabmachungen,  z.  B.  eine  solche  wegen  Nord- 
afrika und  Marokko,  sind  gelegentlich  Gegenstand  der  Besprechung 
zwischen  Lord  Salisbury  und  Graf  Hatzfeldt  gewesen,  sind  aber 
ergebnislos  geblieben,  weil  es  schwer  ist,  die  Kompensationen  lo- 
kaler Natur,  welche  ein  solches  Spezialabkommen  selbst  im  gün- 
stigsten Falle  bietet,  mit  der  Eventualität  eines  großen  Krieges, 
welche  das  Eintreten  in  die  marokkanische  Frage  uns  naherücken 
würde,  derartig  ins  Gleichgewicht  zu  bringen,  daß  man  hoffen 
könnte,  das  Interesse  und  die  Volksstimmung  Deutschlands  mit  einer 
Aktionspolitik    dieser    Art    auszusöhnen. 

Den  Plan  eines  allgemeinen  Abkommens  auf  defensiver 
Basis  hat  zuerst  Sir  Frank  Lascelles  am  21.  August  1898  Seiner 
Majestät  dem  Kaiser  in  Friedrichshof  skizziert,  allerhöchstwelcher 
darüber  die  beifolgende  Aufzeichnung  diktierte***.  Leitender  Grund- 
satz ist,  daß  jeder  der  beiden  Vertragschließenden  eine  einzelne 
Macht  allein  abzuwehren  hat,  und  daß  der  Bündnisfall  erst  dann 
eintritt,  wenn  der  Angriff  durch  zwei  Mächte  ausgeführt  wird.  Im 
Hinblick  auf  den  nichtamtlichen  und  folglich  unverbindlichen  Cha- 
rakter der  Erzählung  des  Botschafters  konnte  die  Regierung  Seiner 
Majestät  des  Kaisers  dieselbe  nicht  als  einen  Anknüpfungspunkt 
zu  weiteren  Erörterungen  ansehen.  Seitdem  ist  aber  die  Frage  einer 
vertragsmäßigen  Annäherung  zwischen  England  und  Deutschland  auch 


*  Vgl.  Bd.  XIV,  Kap.  XCII. 

**  Vgl.  Bd.  XVI,  Kap.  CV. 

***  Vgl.  Bd.  XIV,  Kap.  XCII,  Nr.  3865. 
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von  Lord  Lansdowne  dem  deutschen  Vertreter  gegenüber  mehrfach 
gesprächsweise  berührt  worden,  und  zwar  in  einem  der  Mitteilung 
von   Sir   Frank   Lascelles    entsprechenden   Sinne. 

Die  hierdurch  gegebene  Grundlage  würde  sein,  daß  jeder  Kon- 
trahent einen  einzelnen  Gegner  allein  —  oder  mit  Hülfe  Dritter, 
z.  B.  Japans  —  abwehrt,  daß  der  Bündnisfall  aber  eintritt,  wenn  zwei 
Angreifer  in  Tätigkeit  treten.  Hiernach  würden  wir  z.  B.,  falls  Ruß- 
land in  Indien  einfiele  und  Frankreich  irgendwo  anders  einen  An- 
griff gegen  England  ausführte,  diesen  beiden  den  Krieg  zu  erklären 
haben.  Es  würde  sich  dann  eben  nicht  mehr  darum  handeln,  England 
den  Besitz  von  Indien  zu  sichern,  sondern  eine  Verschiebung  des 
Gleichgewichts  auf  dem  Erdball  zu  verhindern.  An  dieser  Verhin- 
derung haben  wir  ein  Interesse  von  dem  Augenblick  an,  wo  fest- 
steht, daß  England  nicht  bei  allen  Schicksalen,  die  uns  etwa  treffen 
können,  in  der  Rolle  eines  Widersachers  oder  eines  tertius  gaudens 
bleibt. 

Wenn  wir  aber  die  gewaltige  Last  und  Verantwortung  auf 
uns  nehmen,  das  Britische  Reich  mit  allen  seinen  Kolonien  contre 
tous  venants  zu  verteidigen,  so  müssen  wir  auch  unbedingt  daran 
festhalten,  daß  der  Dreibund  ebenfalls  wie  Greater  Britain  als  ein 
Ganzes  betrachtet  werde,  sodaß  also  z.  B.  ein  Angriff  auf  Öster- 
reich-Ungarn oder  Italien  durch  zwei  oder  mehrere  Mächte  nicht 
nur  die  beiden  Dreibundverbündeten,  sondern  auch  England  ins 
Feld  rufen  würde.  Ein  Bündnis  Englands  mit  Deutschland  allein 
würde  die  Lage  Deutschlands  verschlechtern,  statt  sie  zu  verbessern. 
Denn  da  der  Inhalt  des  Bündnisvertrages  öffentlich  bekanntgemacht 
werden  soll,  würden  Deutschlands  Gegner  mit  Bestimmtheit  wissen, 
daß,  wenn  sie  Österreich  angreifen,  und  Deutschland,  welches  nicht 
direkt  angegriffen  war,  diesem  beispringt,  der  Bündnisfall  für  Eng- 
land nicht  gegeben  ist.  Die  Neigung  aber,  mit  Deutschland  ab- 
zurechnen, würde  ganz  bedeutend  wachsen  von  dem  Augenblick 
an,  wo  man  weiß,  daß  dieses  bei  gewissen,  genau  bezeichneten 
Eventualitäten  verpflichtet  ist,  Großbritannien  hülfreich  zur  Seite  zu 
stehen.  Zu  diesem  Grunde,  welcher  für  sich  allein  schon  genügen 
würde,  um  einen  deutsch-englischen  Zweibund  unannehmbar  zu 
machen,  kommt  noch  eine  Erwägung  von  eminenter  Bedeutung.  Von 
tschechischer  und  tschechenfreundlicher  Seite  wird  neuerdings  eine 
internationale  Agitation  ins  Werk  gesetzt,  bei  welcher  auch  England 
durch  Sir  Rowland  Blennerhasset*  und  andere  beteiligt  ist,  und 
welche  darauf  abzielt,  Dynastie  und  Regierungskreise  sowohl  in  Öster- 

*  Kurator  der  irischen  Universität  Cork,  Gemahl  der  in  München  lebenden 
Lady  Blennerhassett,  geb.  Gräfin  Leyden,  Mitarbeiter  namentlich  der  „National 
Review",  in  der  er  im  März  1901  einen  sehr  deutschfeindlich  gehaltenen 
Artikel  „England  and  Russia"  veröffentlicht  hatte.  In  einem  Berichte  des 
preußischen   Gesandten   in    München   Grafen   Monts   vom    29.    März    1901    heißt 
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reich  wie  in  Ungarn  mißtrauisch  gegen  Deutschland  zu  machen,  welches 
man  als  ungeduldigen  Miterben  hinstellt.  Da  die  Erfahrung  lehrt, 
daß  auch  das  Widersinnigste  keineswegs  allgemein  als  unglaubwürdig 
betrachtet  wird,  so  hat  die  deutsche  Politik  die  Aufgabe,  durch  die 
Tat  darzutun,  daß  wir  weder  Erbschaftsgelüste  noch  auch  den  Glauben 
an  nahen  Zusammenbruch  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie 
haben.  Diese  unsere  Überzeugung  können  wir  am  besten  dadurch 
beweisen,  daß  wir  bei  einer  doch  mutmaßlich  auf  Dauer  berechneten 
Einrichtung,  wie  es  ein  Bündnis  mit  England  unter  parlamentarischer 
Genehmigung  sein  würde,  die  österreichisch-ungarische  Monarchie  als 
solche  mit  hineinziehen  und  das  Wiener  Kabinett  auch  von  vorn- 
herein bei  den  Verhandlungen  in  die  erste  Reihe  stellen.  Da  wir  von 
der  Diskretion  des  römischen  Kabinetts  nicht  die  gleichen  vollwichtigen 
Beweise  haben,  wie  von  derjenigen  des  österreichischen,  so  würde  es 
besser  sein,  falls  eine  Abmachung  wirklich  von  englischer  Seite  ernst- 
lich gewünscht  werden  sollte  (die  Vergangenheit  von  Lord  Salisbury 
spricht  eigentlich  gegen  diese  Annahme),  zunächst  zwischen  London, 
Berlin  und  Wien  (oder  London,  Wien  und  Berlin)  sich  über  alle 
wesentlichen  Punkte  zu  einigen,  und  dann  erst  das  römische  Kabinett 
zuzuziehen. 

Die  Deutsche  Regierung  verhehlt  weder  vor  sich  selber  noch  vor 
der  englischen,  daß  sie  eine  Angliederung  Englands  an  den  Dreibund 
als  ein  Ereignis  von  großer  und  günstiger  Bedeutung  für  diesen  an- 
sehen würde.  Ebensowenig  verkennt  sie  die  Bedeutung  des  Ereig- 
nisses für  England,  sie  zweifelt  aber  allerdings  vorläufig  noch,  ob 
diese  Bedeutung  in  England  vollauf  gewürdigt  werden  wird,  und  ob 
nicht  doch  die  Reize  der  Kastanienpolitik  mit  ihrer  herrlichen  Isolie- 
rung sich  als  das  stärkere  Lockmittel  erweisen.  Unter  dem  Einflüsse 
dieses  Zweifels  hat  die  Deutsche  Regierung  geglaubt,  den  früheren 
nichtamtlichen  englischen  Sondierungen  gegenüber  eine  gewisse  Zu- 
rückhaltung bewahren  zu  müssen.  Sie  ist  aber  gern  zu  verhandeln 
bereit,  falls  auf  der  andern  Seite  wirklich  eine  ernste  Absicht  und  an- 
nehmbare Grundanschauungen  vorhanden  sind. 

Schließlich  legen  wir  Wert  darauf  zu  konstatieren,  daß  wir  weit 
entfernt  sind  von  jeder  Absicht,  die  englische  Indolenz,  falls  diese 
uns  entgegentreten  sollte,  durch  die  Andeutung  aufzumuntern,  wir 
würden,  wenn  mit  England  jetzt  nichts  zustande  käme,  alsbald  anders- 
wo Anlehnung  suchen.  Wir  fühlen  uns  zunächst  noch  stark  genug, 
um  nicht  in  der  Eile  uns  nach  Anlehnung  umzusehen.  Wir  glauben 
außerdem,  daß  der  Strom  der  weltgeschichtlichen  Entwickelung, 
welcher  den   Einzelwillen  schließlich  mitreißt,   doch   aller  Wahrschein- 


es über  ihn,  sein  Hauptinspirator  sollte  der  tschechische  Abgeordnete  Kramäf 
gewesen  sein.  Auch  andere  Berichte  betonen  die  Vorliebe  Sir  R.  Blennerhassetts 
für  die  Tschechen. 
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lichkeit  nach  Deutschland  und  England  einstmals  auf  dieselbe  Seite 
drängen  wird.  Wir  haben  auch  sogar  in  Zeiten  beiderseitiger  Er- 
regung vermieden,  Dämme  zu  bauen,  durch  welche  dieser  freie  Strom 
zukünftiger  Ereignisse  eingeschränkt  worden  wäre.  Und  wir  werden 
in  dieser  Freiheit  verharren,  solange  uns  die  Verhältnisse  das  ferner- 
hin gestatten.  Weder  Jünnan  noch  Marokko  sind  für  Deutschland  so 
wichtig,  daß  wir  um  ihretwillen  einen  Krieg  riskieren  oder  eine  An- 
lehnung suchen  müßten. 

Holstein 

Bemerkung   von   Holsteins   am   Kopf   des   Schriftstücks: 

In  diesem  Sinne  ist  die  Angelegenheit  vom  Herrn  Reichskanzler  mit  dem  eng- 
lischen Botschafter  am   17.  Juni  besprochen  worden. 


Nr.  5020 

Der  Botschafter  in  London  Graf   von  Hatzfeldt  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Biilow 

Entzifferung 

Nr.  196  London,  den  15.  Juni  1901 

Ganz  vertraulich 

In  gestriger  Privataudienz,  in  welcher  der  König  zunächst  mit  mir 
allein  blieb,  berührte  Seine  Majestät  auch  die  politische  Situation, 
indem  er  bemerkte,  meine  guten  Gesinnungen  bezüglich  der  Bezie- 
hungen beider  Länder  seien  ihm  seit  Jahren  wohl  bekannt,  und  er  hoffe, 
daß  ich  mich  in  dieser  Hinsicht  mit  Lord  Lansdowne  gut  verständigen 
könne.  Derselbe  sei,  wie  er  mir  versichern  könne,  sehr  gut  gesinnt 
und  verdiene  alles  Lob.  Als  ich  erwiderte,  daß  Lord  Lansdowne  nach 
meiner  Überzeugung  sein  Möglichstes  tun  werde,  um  die  besten  Be- 
ziehungen mit  Deutschland  herzustellen,  daß  ich  aber  nicht  sicher  sei, 
ob  er  darin  bei  Lord  Salisbury  Verständnis  und  Unterstützung  finden 
werde,  sagte  der  König  mit  einem  Blick  stillen  Einverständnisses,  es 
sei  leider  wahr,  daß  der  Premierminister  ganz  außerordentlich  miß- 
trauisch sei 1,  was  sich  vielleicht  durch  sein  Alter  etwas  erkläre.  Der 
König  fing  dann  an,  von  Rußland  zu  sprechen,  indem  er  seinerseits 
in  allen  seinen  Äußerungen  großes  Mißtrauen  gegen  diese  Macht 
zeigte.  Dort  liege  die  Gefahr.  Der  König  geht  offenbar  von  der  Vor- 
aussetzung aus,  daß  Rußland  in  der  chinesischen  Frage  auch  mit  der 
Mandschurei  nicht  befriedigt  ist,  und  daß  man  hier  noch  auf  manche 
weitergehende  und  für  England  nicht  annehmbare  Forderungen  dieser 
Macht  in  China  gefaßt  sein  muß.  Ohne  hierauf  näher  einzugehen,  er- 
innerte ich  den  König  daran,  daß  ich  seinerzeit  hier  nach  langen  und 
nicht  immer  leichten  Verhandlungen  mit  Lord  Salisbury  ein  Abkommen 
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bezüglich  Chinas  geschlossen  hätte  *,  welches  die  Grundlage  für  ein 
befriedigendes  Zusammengehen  Deutschlands  und  Englands  in  China 
gebildet  habe.  Außerdem  hätte  ich  schon  am  Ende  des  japanisch-chine- 
sischen Krieges,  als  es  sich  im  allgemeinen  Interesse  darum  handelte, 
zu  weitgehenden  Annexionen  der  Japaner  durch  eine  Verständigung 
der  Mächte  vorzubeugen,  vergeblich  alles  versucht,  um  die  damalige 
englische  Regierung  zu  überzeugen,  daß  sie  mit  uns  an  der  fraglichen 
Verständigung  mit  Rußland  und  Frankreich  teilnehmen  müsse,  weil 
Deutschland  und  England  zusammen  in  der  Lage  sein  würden,  ein  wirk- 
sames Gegengewicht  gegen  zu  weitgehende,  für  den  europäischen  Frie- 
den und  die  Integrität  Chinas  gefährliche  Forderungen  der  beiden 
anderen  Mächte  zu  bilden  **.  Der  König  stimmte  meiner  Auffassung 
in  beiden  Punkten  bereitwillig  zu,  und  ich  hatte  den  Eindruck,  daß  sein 
Mißtrauen  gegen  die  russische  Politik  England  gegenüber  noch  größer 
ist,  als  er  es  glaubte  aussprechen  zu  dürfen2.  Seine  Majestät  ging  hier- 
auf auf  den  Generalfeldmarschall  Grafen  von  Waldersee  über,  indem 
er  mit  einem  gewissen  Nachdruck  betonte,  daß  zwischen  demselben 
und  dem  englischen  Befehlshaber  stets  das  beste  Einverständnis  ge- 
herrscht habe,  während  Graf  von  Waldersee  in  seinen  Beziehungen 
zu  den  anderen  Befehlshabern  vielleicht  nicht  immer  die  gleiche  un- 
getrübte Befriedigung  gefunden  habe. 

Schließlich  berührte  der  König  nach  einigem  Zögern  mit  einigen 
Worten  den  Aufenthalt  französischer  Offiziere  in  Berlin  und  die  ihnen 
dort  zuteil  gewordene  besonders  freundliche  Aufnahme***.  Obwohl  er 
dies  nicht  offen  aussprach,  hatte  ich  doch  den  Eindruck,  daß  der  König 
eine  gewisse  Besorgnis  hegt,  oder  daß  ihm  von  anderer  Seite  der  Ge- 
danke gegeben  worden  ist,  daß  die  deutsche  Politik  sich  mit  dem 
Hintergedanken  einer  möglichen,  für  England  unerwünschten  poli- 
tischen Annäherung  an  Frankreich  beschäftigen  könnte3. 


*  Vgl.  Bd.  XVI,  Kap.  CV. 
**  Vgl.  Bd.  XIV,  Kap.  XC,  C. 

***  Am  29.  Mai  hatte  der  französische  General  Bonnal  nebst  seinem  Adjutanten 
an  einem  Frühstück  im  Kasino  des  2.  Garderegiments  z.  F.  teilgenommen. 
Bei  dieser  Gelegenheit  war  von  Kaiser  Wilhelm  II.  unter  Hinweis  darauf,  daß 
in  China  deutsche  und  französische  Truppen  zum  erstenmal  Schulter  an  Schulter 
gegen  einen  gemeinsamen  Feind  in  guter  Waffenbrüderschaft  und  treuer 
Kameradschaft  gekämpft  hätten,  ein  Trinkspruch  auf  die  französische  Armee 
ausgebracht  worden.  Aus  den  Berichten  des  Grafen  Waldersee  ergibt  sich 
übrigens,  daß  mindestens  der  französische  Befehlshaber  in  China  General 
Voyron  keineswegs  sein  Kommando  im  Geiste  guter  Waffenbrüderschaft  ge- 
führt, vielmehr  alles  getan  hatte,  um  das  deutsche  Oberkommando  zu  konter- 
karrieren;  erst  späterhin  besserte  sich  das.  Vgl.  Nr.  5027,  Fußnote  und  Denk- 
würdigkeiten des  Grafen  von  Waldersee,  ed.  H.  O.  Meisner  III,  40  f.,  45,  70, 
129,  135,  144,  148.  Dagegen  rühmt  Waldersee  in  seinen  Berichten  wie  in 
seinen  Tagebucheintragungen  sehr  das  kameradschaftliche  Verhältnis  zwischen 
den  deutschen   und   den   französischen   Offizieren. 
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Hier  wurde  unsere  politische  Unterhaltung  durch  den  Eintritt  der 
Königin   unterbrochen. 

Da  der  König  mir  hat  sagen  lassen,  daß  er  mich  diesmal  als  alten 
Freund  empfangen  wolle,  so  ist,  wie  ich  glaube,  zu  befürchten,  daß  es 
keinen  günstigen  Eindruck  machen  würde,  wenn  zu  seiner  Kenntnis 
gelangte,  daß  ich  über  seine  vertraulichen  Äußerungen  bei  einer 
solchen  Gelegenheit  amtlich  berichtet  habe. 

Hatzfeldt 

Randbemerkungen   des   Grafen   von   Bülow: 

1  Also  müssen  wir  vor  allem  nicht  drängen  noch  die  Verhandlungen  überstürzen 

2  Alles  kommt  darauf  an,  daß  die  Engländer  den  Eindruck  erhalten  und  be- 
halten, daß  auf  Rußland  kein  Verlaß  für  sie  sei  und  auch  russische  Zusagen 
und  Zugeständnisse  von  russischer  Seite  hinterher  (wie  bei  Batum)  tatsächlich 
nicht  eingehalten   würden 

3  cf.   meine   Äußerungen  gegenüber  Lascelles,   die  ich   Ihnen  mündlich  mitteilen 
werde  und  die  diese  Besorgnis  zerstreut  haben  dürften. 


Nr.  5021 

Der  Geschäftsträger  in  London  Freiherr  von  Eckardstein 
an  das  Auswärtige  Amt* 

Telegramm.    Entzifferung 

Privat  für  Baron  von  Holstein  London,  den  29.  Juli   1901 

Zu  Telegramm  Nr.  537**. 

Für   den   Fall,   daß   die   marokkanische   Frage  jetzt  wirklich   akut 
werden  sollte,   halte  ich  es  nicht  für  ausgeschlossen,   daß  Lord  Lans- 


*  Bereits    veröffentlicht   bei    Eckardstein    a.  a.  O.  II,    372  f. 

**  Laut  Telegramm  Freiherrn  von  Eckardsteins  Nr.  537  vom  29.  Juli  hatte 
Lord  Lansdowne  gegenüber  dem  deutschen  Geschäftsträger  der  Besorgnis 
Ausdruck  gegeben,  daß  Frankreich  jetzt  die  marokkanische  Frage,  in  der  die 
englischen  Interessen  den  französischen  schroff  entgegenstanden,  aufzurollen 
gedenke  und  dementsprechend  Maßnahmen  und  Intrigen  ins  Werk  gesetzt 
habe.  Die  eventuelle  Stellungnahme  der  deutschen  Regierung  im  Falle  von 
Komplikationen  in  Marokko  berührte  Lord  Lansdowne  zwar  nicht  in  dem 
Gespräch  mit  Eckardstein,  doch  gab  er  dem  Wunsche  Ausdruck,  in  ständiger 
Fühlung  mit  derselben  in  dieser  Frage  zu  bleiben.  Siehe  den  Wortlaut  des 
Telegramms  in  Kap.  CXIII,  Nr.  5182.  Vgl.  auch  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  357  ff. 
Die  Behauptung  Eckardsteins  in  seinen  Erinnerungen  (S.  358),  er  habe  bei  dieser 
Gelegenheit  in  Berlin  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  die  Gelegenheit  äußerst 
günstig  sei,  die  deutsch-englischen  Bündnisverhandlungen  erneut  in  Fluß  zu 
bringen,  darauf  aber  keine  Antwort  erhalten,  findet  in  den  Akten  keine  Be- 
stätigung. Über  die  Absicht  des  Auswärtigen  Amtes,  aus  der  Zurückhaltung 
in  der  marokkanischen  Frage  keinesfalls  herauszutreten,  „solange  die  gegen- 
wärtige Gruppierung  der  Mächte  fortdauert",  d.  h.  solange  sich  England  nicht 
rückhaltlos  dem  Dreibund  anschließe,  war  Eckardstein  durch  Holsteins  Privat- 
telegramm  vom  8.  Juli    (Eckardstein   a.  a.  O.  II,  364)   vollkommen  unterrichtet. 
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downe  auf  den  Bündnisgedanken  zurückkommt.  Dagegen  bin  ich  über- 
zeugt, daß  er  ohne  einen  solchen  Anstoß  bis  auf  weiteres  kaum 
diesen  Gedanken  allein  aufnehmen  dürfte. 

Gelegentlich  einer  früheren  Unterhaltung  über  diese  Frage  äußerte 
er  gesprächsweise  die  Idee,  in  einem  eventuellen  Bündnisvertrag  mit 
dem  Dreibund  einen  Passus  betreffend  den  Status  quo  im  Mittelmeer, 
unter  welche  Rubrik  Marokko  fallen  würde,  aufzunehmen.  Sollte  er 
daher  infolge  der  marokkanischen  Frage  auf  Bündnisgespräche  zu- 
rückkommen, so  vermute  ich,  daß  er  zunächst  mit  dieser  Idee  hervor- 
treten wird. 

Als  Grund,  warum  Lord  Lansdowne  diese  Frage  bis  jetzt  nicht 
mehr  weiter  berührt  hat,  gibt  er  die  Überhäufung  des  Kabinetts  mit  parla- 
mentarischen Geschäften  an.  Tatsächlich  wagt  er  aber  nicht,  Lord 
Salisbury  gegenüber  ohne  triftigen  Grund  wieder  damit  hervorzutreten. 
Mr.  Barrington  erzählte  mir  neulich,  Lord  Lansdowne  habe  in  dieser 
Frage  gewissermaßen  den  Mut  verloren,  nachdem  der  ruhige  Fort- 
gang derselben  zweimal,  zuerst  im  März  und  dann  später  gestört 
worden  sei.  Mr.  Barrington  bemerkte  dabei,  daß  Lord  Salisbury  beide 
Male  vollständig  gewillt  war,  die  Frage  zu  einem  Abschluß  zu  bringen, 
nunmehr  aber  davon  abgekommen  sei,  besonders  da  keine  äußere  Not- 
wendigkeit vorläge. 

Sir  Frank  Lascelles  brachte  neulich  das  Gespräch  mir  gegenüber 
auf  die  Bündnisfrage  und  erwähnte  ebenfalls,  daß  Lord  Salisbury  bis 
auf  weiteres  keine  Notwendigkeit  für  eine  Wiederaufnahme  derselben 
sähe.  Im  übrigen  halte  er,  Sir  Frank  Lascelles,  persönlich  ein  Ab- 
kommen Englands  mit  dem  Dreibund  kaum  für  durchführbar,  höch- 
stens ein  solches  zwischen  Deutschland  und  England.  Ich  erwiderte 
Sir  Frank  Lascelles,  daß  für  uns  noch  viel  weniger  Grund  für  ein  Bünd- 
nis mit  England  vorläge  als  umgekehrt,  und  daß  ich  den  persönlichen 
Eindruck  gewonnen  hätte,  als  ob  der  Gedanke,  der  auch  nur  akade- 
misch erörtert  sei,  auch  in  Berlin  aufgegeben  worden  sei. 

Hierzu  bemerkte  Sir  Frank  Lascelles  folgendes:  „Der  Kaiser  hat 
aber  davon  gehört  und  wünscht  die  Sache  durchgeführt  zu  haben  *." 


*  Wann  und  durch  wen  der  Kaiser  von  den  Bündnisverhandlungen  gehört  hat, 
ist  aus  den  Akten  nicht  ersichtlich.  Die  Tatsache,  daß  die  Akten  über  die  Bünd- 
nisverhandlungen, abgesehen  von  ganz  vereinzelten,  einen  Einblick  in  die 
Materie  nicht  gewährenden  Schriftstücken,  keine  Marginalien  Wilhelms  II. 
aufweisen,  ihm  also  sicherlich  nicht  vorgelegen  haben  (vgl.  Nr.  4999,  Fußnote*), 
ist  geeignet,  die  Behauptung  Eckardsteins  (a.  a.  O.  II,  301,  361,  383f.)  zu 
stützen,  daß  der  Kaiser  von  den  Bündnisverhandlungen  mit  England  und  Japan 
im  Frühjahr  1901  überhaupt  nichts  erfahren  habe.  Die  eigene  Erzählung  des 
Kaisers  (Ereignisse  und  Gestalten  S.  88  f.),  wonach  ihn  Graf  Metternich  schon 
im  Frühjahr  in  Homburg  v.  d.  H.  von  dem  Bündnisangebot  Chamberlains  unter- 
richtet hätte,  und  wonach  er,  der  Kaiser,  die  Direktiven  für  die  diesbezüglichen 
Verhandlungen  gegeben  hätte,  findet  in  den  Akten  keinerlei  Bestätigung,  wäh- 
rend  es   doch   auf  der  Hand   liegt,   daß   ausdrückliche   Weisungen   Wilhelms  II. 
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Im  übrigen  bemühte  ich  mich,  Sir  Frank  Lascelles  klarzumachen, 
was  ich  bereits  wiederholt  Lord  Lansdowne  gegenüber  getan  hatte, 
daß  durchaus  kein  Antagonismus  zwischen  Deutschland  und  Rußland 
bestände,  wie  man  vielfach  hier  anzunehmen  scheine,  worauf  derselbe 
bemerkte,  daß,  soviel  er  wisse,  der  Kaiser  weiter  auf  Durchführung  der 
Bagdadbahn  bestände. 

Im  übrigen  hat  Sir  Frank  Lascelles  während  seines  hiesigen 
Aufenthaltes  ernstlich  daran  gearbeitet,  die  zwischen  uns  schwebenden 
Fragen  im  Interesse  beiderseitiger  guter  Beziehungen  nach  Möglich- 
keit  einer  befriedigenden    Lösung   zuzuführen. 

Eckardstein 

Nr.  5022 

Aufzeichnung  des  Stellvertretenden  Staatssekretärs  des 
Auswärtigen  Amtes  von  Mühlberg 

Reinschrift 

Berlin,  den  2.  August  1901 

Das  beifolgende  Telegramm  des  Geschäftsträgers  in  London  vom 
29.  v.  Mts.*  bestätigt  die  Ansicht,  an  welcher  diesseits  immer  fest- 
gehalten wurde,  daß  von  England  ein  Aufgeben  der  Isolierungs- 
politik nicht  zu  erwarten  ist,  solange  Lord  Salisbury  mitzureden  hat. 
Der  schwerwiegendste  Punkt  in  der  ganzen  Mitteilung  ist  die  Äuße- 
rung von  Sir  Frank  Lascelles,  daß  England  sich  wohl  an  Deutschland, 
nicht  aber  an  den  Dreibund  würde  anschließen  können.  Aus  dieser 
Bemerkung  ergibt  sich  von  neuem,  daß  Lascelles  als  zur  Gefolgschaft 
von  Salisbury  gehörig  die  englisch-deutsche  Verständigung  zu  hinter- 
treiben bestrebt  ist. 

Bezeichnend  ist  ferner  für  die  englische  Politik  alles  das,  was 
sich  in  dem  Telegramm  auf  die  Bagdadbahn  bezieht.  Dieses  Unter- 
nehmen betrachten  augenscheinlich  Salisbury  und  Genossen  als  das 
sichere  Mittel  zur  Herbeiführung  eines  Konfliktes  zwischen  Deutsch- 
land und  Rußland  **.  So  erklärt  es  sich  auch,  daß  der  englische  Bot- 
schafter dem  Legationsrat  Rosen  gegenüber,  welchen  er  von  Teheran 
her  kennt,  sich  bitter  und  sarkastisch  über  die  Hineinziehung  russischer 
Interessen  in  die  Bagdadangelegenheit  äußerte.  Sir  Frank  fragte 
namentlich   geradezu,   ob   denn   der   Kaiser  damit  zufrieden   sei. 

an  den  in  seinem  Gefolge  weilenden  Vertreter  des  Auswärtigen  Amts  von 
diesem  weitergegeben  sein  würden  und  folglich  ihren  Niederschlag  in  den 
Akten  gefunden  hätten.  Das  Wahrscheinliche  dürfte  hiernach  sein,  daß  der 
Kaiser  erst  post  festum,  etwa  im  Zusammenhang  mit  seinen  Begegnungen  mit 
König  Eduard  VII.  in  Homburg  v.  d.  H.  und  Wilhelmshöhe  im  August  1901 
(vgl.  Nr.  5023)  oberflächlich  über  die  Bündnisverhandlungen  orientiert  worden  ist. 
*  Siehe  Nr.  5021. 

**  Vgl.  dazu  Eckardsteins  Privatbrief  an  Holstein  vom  23.  Mai  1901  bei 
Eckardstein  a.  a.  O.  II,  351. 
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Aus  alledem,  was  wir  jetzt  wissen,  ergibt  sich,  daß  wir  mit  der 
Bagdadbahn  —  Umwandlung  eines  deutschen  Unternehmens  in  ein 
internationales,  zunächst  deutsch-französisch-russisches  unter  Offen- 
haltung des  Beitritts  Englands  —  auf  dem  richtigen  Wege  sind*. 
Ein  deutsch-russischer  Konflikt,  wie  ihn  die  Engländer  und  vielleicht 
auch  manche  Leute  in  Deutschland  wünschen,  wird  dadurch  unmög- 
lich gemacht.  Aber  die  Politik,  die  sich  darnach  für  uns  als  die  rich- 
tige darstellt,  ist  eine  Politik  des  Abwartens  mit  festen  Nerven  und 
geschlossenem  Munde.  Ob  wir  die  werden  durchführen  können, 
läßt  sich  heute  hier  nicht  beurteilen. 

Aus  der  Bemerkung  von  Sir  Frank  Lascelles,  daß  der  Kaiser  von 
dem  Gedanken  einer  deutsch-englischen  Annäherung  weiß  und  sich 
dafür  interessiert,  ist  mit  Bestimmtheit  zu  entnehmen,  daß  diese  Frage 
demnächst  in  Homburg  zwischen  Seiner  Majestät  und  den  Vertretern 
Englands  —  König  und  Botschafter**  —  erörtert  werden  wird.  Für 
die  Arbeit  des  Auswärtigen  Amtes  bilden  diese  Erörterungen  die 
unumgängliche  Unterlage.  Um  beurteilen  zu  können,  was  unter  den 
gegebenen  Verhältnissen  für  uns  möglich  und  erreichbar  ist,  wird 
man,  wenigstens  in  großen  Umrissen,  über  die  Homburger  Bespre- 
chungen orientiert  sein  müssen.  Da  man  in  der  Politik  auch  das 
Unerwartete  nicht  außer  Berechnung  lassen  darf,  so  haben  wir  die 
Möglichkeit  in  Betracht  zu  ziehen,  daß  jene  Homburger  Be- 
sprechungen indirekt  durch  ihre  Rückwirkung  eine  zeitweilige  Mil- 
derung der  englisch-russischen  Kontraste  herbeiführen.  Um 
dieser  englisch-russischen  Annäherung  entgegenzuarbeiten,  ist  für  den 
Augenblick  nur  ein  Mittel  ersichtlich:  daß  die  vom  Direktor  Siemens 
eingeleitete  Umwandlung  des  Bagdadprojekts  aus  einem  deutschen  in 
ein  deutsch-französisch-russisches  seitens  der  Kaiserlichen  Regierung 
formell  gutgeheißen  und  in  dem  Sinne  eine  amtliche  Kundgebung 
in  Petersburg  von  uns  gemacht  wird.  Damit  wäre  dann  die  zeit- 
weilige politische  Hauptreibungsfläche  zwischen  uns  und  Rußland 
beseitigt. 

Für  die  Einheitlichkeit  der  deutschen  politischen  Leitung  wird  es 
aber  notwendig  sein,  daß  Seine  Majestät  der  Kaiser  diesen  Gesichts- 
punkt nicht  nur  genehmigt,  sondern  sich  auch  denselben  in  dem  Grade 
aneignet,  daß  er  während  des  Homburger  Zusammenseins  in  keinem 
Augenblick  sich  von  der  Überzeugung  entfernt,  daß  wir  unsere  Be- 
ziehungen zu  England  ruinieren,  sobald  man  in  England  weiß,  daß 
wir  mit  Rußland  und  Frankreich  verzankt  sind***. 

Mühlberg 

*  Vgl.  dazu  Kap.  CXIV. 

**  Für  den  11.  August  stand  ein  Besuch  König  Eduards  VII.  bei  dem  deutschen 
Kaiserpaar  in  Homburg  v.d.H.  bevor. 

***  Die  von   Holstein  entworfene   Aufzeichnung  wurde  dem  in   Norderney  wei- 
lenden Reichskanzler  übersandt,  der  sich  am  3.  August  mit  ihren  Ausführungen 
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Nr.  5023 
Aufzeichnung  Kaiser  Wilhelms  IL,  z.  Z.  in  Wilhelmshöhe 

Reinschrift   von    der   Hand    des    Rats    im    Kaiserlichen    Gefolge   Gesandten 

von    Tschirschky 

Wilhelmshöhe,    den   23.    August   1901 

Die  politische  Unterredung,  die  ich  heute  mit  dem  König  von 
England  und  dessen  Botschafter  an  meinem  Hofe,  Sir  Frank  Lascelles, 
hatte  *,  wurde  durch  die  Frage  König  Eduards  eröffnet,  was  denn 
eigentlich  Kaiser  Nikolaus  mit  seinem  Besuche  in  Frankreich  bezwecke. 
Daß  der  Kaiser  mich  in  Danzig  besuchen  wolle,  wisse  er  schon  lange, 


in  allen  wesentlichen  Punkten  einverstanden  erklärte  und  nur  das  scharfe  Urteil 
über  den  englischen  Botschafter  beanstandete,  den  er  auf  Grund  langjähriger 
und  genauer  persönlicher  Bekanntschaft  „mehr  für  sehr  vorsichtig  und  etwas 
indolent  als  für  böswillig"  halte.  Bülow  sagte  zu,  daß  er  sich  bemühen  wolle, 
den  Vorschlägen  des  Promemorias  vom  2.  August  bei  dem  Kaiser,  der  in 
Homburg  die  Ankunft  König  Eduards  erwartete,  Eingang  zu  verschaffen.  Wie 
weit  dies  geschehen  ist,  geht  aus  den  Akten  nicht  hervor.  Nach  einem  Tele- 
gramm Graf  Bülows  an  das  -Auswärtige  Amt  vom  9.  August  zu  schließen,  hat 
er  dem  Kaiser  in  Homburg  vor  allem  über  die  marokkanische  Frage  und  die 
in  ihr  einzunehmende  Haltung  Vortrag  gehalten.  Es  hieß  darin  zum  Schluß: 
„Die  gesamten  Befehle  Seiner  Majestät  kann  ich  dahin  resümieren,  daß  wir 
gegenüber  marokkanischen  Verwickelungen  uns  bis  auf  weiteres  nach  keiner 
Seite  engagieren  dürfen,  sondern  stillschweigend  abwarten  und  die  Dinge  sich 
entwickeln  lassen  müssen.  Im  strengsten  Vertrauen  füge  ich  hinzu,  daß  Seine 
Majestät  über  die  Möglichkeit  eines  Abkommens  mit  England  bei  diesem  Anlaß 
äußerte,  ein  solches  sei  nur  akzeptabel,  wenn  dasselbe  einerseits  nicht  allein 
mit  uns,  sondern  gleichzeitig  mit  den  beiden  anderen  Dreibundmächten  abge- 
schlossen würde,  andererseits  das  englische  Parlament  mit  sicherer  Aussicht  auf 
Annahme  durch  eine  starke  Mehrheit  den  Wunsch  nach  dem  Abschluß  eines 
solchen  Abkommens  ausspräche."  Siehe  den  vollen  Wortlaut  des  Telegramms 
in  Kap.  CXII1,  Nr.  5185. 

*  Für  die  Unterredung  zwischen  dem  von  dem  englischen  Botschafter  in  Berlin 
Sir  Frank  Lascelles  begleiteten  König  Eduard  VII.  und  Kaiser  Wilhelm  II.,  die 
am  23.  August  in  Wilhelmshöhe  stattfand,  sind  ganz  ungewöhnliche  diplomati- 
sche Vorbereitungen  getroffen  worden.  Zunächst  wurde  von  Lord  Lansdowne 
für  König  Eduard  VII.  ein  Memorandum  on  questions  which  may  be  mentioned 
by  the  German  Emperor  to  the  King  aufgesetzt  (10.  August).  Dieses  Memo- 
randum ist  dem  Deutschen  Kaiser  alsbald  von  dem  englischen  Könige  zuge- 
stellt worden,  zum  höchlichen  Entsetzen  von  Lord  Lansdowne,  der  Anfang 
September  dem  Grafen  Metternich  sagen  ließ,  das  Promemoria  sei  niemals  zur 
Übergabe  an  den  Kaiser  bestimmt  gewesen,  sondern  habe  lediglich  zur  persön- 
lichen Orientierung  des  Königs  dienen  sollen  und  sei  von  ihm,  Lord  Lansdowne, 
in  großer  Eile  unmittelbar  vor  der  Abreise  des  Königs  aufgesetzt  worden. 
(Privattelegramm  Graf  Metternichs  an  Holstein  vom  7.  September  1901,  abge- 
druckt in  Kap.  CXIV,  B,  Nr.  5302).  Kaiser  Wilhelm  ließ  nun  vom  Auswärtigen 
Amt  ein  Gegenmemorandum  ausarbeiten,  das  er  am  21.  August  dem  englischen 
Könige  übersandte,  und  das  Punkt  für  Punkt  die  in  dem  englischen  Promemoria 
behandelten  Gegenstände  bespricht.  Dieses  deutsche  Promemoria  ist  am 
28.  August   auch   dem   Grafen   Metternich   übersandt   worden,   um   dem   Foreign 
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aber  daß  er  plötzlich  nach  Frankreich  gehe,  sei  ihm  völlig  unbekannt 
gewesen  *.  Der  König  schien  ernstlich  ungehalten  über  das  Vor- 
gehen des  Kaisers  Nikolaus.  Wenn  er,  außer  mich,  noch  jemand 
hätte  besuchen  wollen,  so  hätte  er  sollen  zu  ihm,  seinem  nächsten 
Verwandten,  kommen.  Ob  ich  wisse,  wen  der  Kaiser  auf  seiner  Reise 
im  Gefolge  mitbringe? 

Ich  entgegnete,  das  wisse  ich  nicht.  Das  einzige,  was  ich  wisse, 
sei,  daß  der  Zar  den  ausdrücklichen  Wunsch  geäußert  habe,  den  Grafen 
Bülow  zu  sehen.  Was  er  damit  bezwecke,  könne  ich  nicht  übersehen, 
jedoch  scheine  es  sehr  wahrscheinlich,  daß  er  politische  Fragen  zu 
behandeln  wünsche.  Was  er  vorschlagen  werde,  entziehe  sich  natür- 
lich meiner  Kenntnis. 

Der  König  fuhr  fort,  seinem  Mißmute  über  den  Besuch  des  Zaren 
in  Frankreich  Luft  zu  machen,  und  meinte,  die  Russen  kennten  eben 
keine  Rücksichten,  und  die  ganze  Sache  sehe  sehr  so  aus  wie  eine 
Demonstration   gegen    England. 

Ich  müsse  allerdings  gestehen,  daß  man  den  russischen  Besuch 
bei  den  französischen  Flottenmanövern  so  ansehen  könne.  Aber  das 
könne  doch  England  gleichgültig  sein  mit  seinen  zwei  Geschwadern 
an  seinen  Küsten  und  der  stärksten  Flotte  der  Welt.  Ja,  meinte  der 
König,   das   sei   schon   richtig,   aber  unangenehm   bleibe   es  doch. 

Es  wurde  dann  bemerkt,  daß  die  Russen  jedenfalls  von  den  Fran- 
zosen Geld  mit  nach  Hause  bringen  würden.  Aber  was  werden  sie 
mit  diesem  Gelde  anfangen?  sagte  der  König. 

Ich  warf  hin,  daß,  wie  ich  Grund  hätte  zu  vermuten,  die  Russen  Geld 
nötig  hätten,  um  die  sibirische  Bahn  auszubauen.  Daß  diese  Bahn 
in  ihrem  jetzigen  Zustande  für  den  Handel  noch  nichts  bedeute,  son- 
dern lediglich  für  militärische  Zwecke  diene,  sei  ja  klar.  Die  Russen 
werden  wohl  Truppen  von  Westen  nach  Osten  schicken,  fuhr  ich 
fort;  ob  nach  der  Mandschurei,  nach  Korea  oder  gegen  Japan,  das 
müsse  sich  erst  zeigen.  A  propos  Japan!  Wenn  ich  mich  recht  er- 
Office behändigt  zu  werden.  Bei  der  Unterredung  zwischen  den  beiden  Herr- 
schern in  Wilhelmshöhe  am  23.  August  hat  sich  im  übrigen  weder  der  eine 
noch  der  andere  an  die  in  den  beiden  Promemorien  niedergelegten  Richt- 
linien gehalten.  Da  die  beiden  Memoranden,  die  nacheinander  die  Chinafrage, 
die  Frage  der  südafrikanischen  Reklamationen,  die  Kueit-  und  die  Marokkofrage 
behandeln,  keinen  direkten  Bezug  auf  die  Bündnisfrage  haben,  so  mögen  sie 
in   einem   Anhang  zu   diesem   Kapital  abgedruckt  werden. 

*  Die  seit  dem  Frühjahr  geplante  Zusammenkunft  des  russischen  mit  dem 
deutschen  Kaiser  fand  vom  11.  bis  13.  auf  der  Reede  von  Heia  bei  Danzig  statt, 
wo  sie  den  Marinemanövern  beiwohnten.  Von  dort  fuhr  das  Zarenpaar  nach 
Frankreich,  wo  es  vom  18.  bis  21.  September  in  geräuschvollen  Festen  gefeiert 
wurde.  Bei  den  nach  der  Ankunft  in  Dünkirchen  zwischen  Präsident  Loubet 
und  dem  Kaiser  Nikolaus  gewechselten  Trinksprüchen  toastete  der  letztere 
unter  ausdrücklicher  Hervorhebung  Frankreichs  als  „der  befreundeten  und  ver- 
bündeten Nation"  auf  die  Wohlfahrt  der  französischen  Flotte,  „die  vor  kurzem 
mit  der  meinigen  in  den  Meeren  des  fernen  Ostens  brüderlich  zusammenstand". 
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innerte,  hätte  im  Winter  dieses  Jahres  der  japanische  Gesandte  bei 
meiner  Regierung  angefragt,  wie  sich  wohl  England  bei  einem 
japanischen  Konflikte  mit  Rußland  stellen  würde.  Wir  haben  den 
Japanern  damals  geantwortet,  wir  glaubten,  England  werde  sicher- 
lich sehr  wohlwollende  Neutralität  einhalten*.  Darauf  sehe  ich  Lord 
Lansdowne,  berühre  ihm  gegenüber  dieselbe  Frage,  und  dieser 
Minister  sagt  mir  persönlich:  „Was  Neutralität!  Nein,  die  britischen 
Kriegsschiffe  werden  gemeinsam  mit  Japan  fechten,  und  wir  müssen 
unbedingt  mit  ihnen  gehen."  Es  kommt  und  vergeht  der  Sommer, 
der  japanische  Kriegseifer  schwindet  und  nichts  geschieht.  Dieses 
Rätsels  Lösung  ist  mir  später  von  —  russischer  Seite  gekommen!  Die 
Russen  haben  uns  gesagt,  Japan  habe  Krieg  beginnen  wollen,  habe 
von  England  Geld  verlangt  und  dieses  Geld  sei  ihm  verweigert 
worden. 

König  Eduard  machte  hier  eine  Bemerkung  heftigen  Unmuts 
über  diese  Politik  des  englischen  Kabinetts  und  beteuerte,  davon  ab- 
solut nichts  gewußt  zu  haben.  Auch  Sir  Frank  protestierte  lebhaft 
und  sagte,  er  sei  zwar  sehr  indiskret,  aber  er  müsse  feststellen,  daß 
im  Gegenteil  die  Japaner  englisches  Geld  zurückgewiesen  hätten. 
Auf  meine  geäußerten  Zweifel  kam  der  Botschafter  mit  der  Sprache 
heraus  und  meinte,  allerdings  habe  England  Geld  angeboten,  aber 
dabei  Bedingungen  gestellt,  die  Japan  schwer  hätte  annehmen  können. 

Ich  entgegnete,  daß  es  auf  das  Gleiche  herauskomme,  ob  man  eine 
Sache  einfach  verweigere  oder  dabei  solche  Bedingungen  stellte,  die 
der  andre  nicht  annehmen  kann.  Die  englische  Regierung  könne 
sich  bei  solchem  Vorgehen  nicht  wundern,  wenn  der  Satz  vom  „per- 
fiden Albion"  nach  wie  vor  in  Geltung  bleibe.  Ich  könnte  solche 
Politik  nur  als  „Verrat"  bezeichnen.  Darauf  lebhafte  Proteste  des 
Königs  und  Sir   Franks. 

Ich  fuhr  dann  fort  mit  der  Bemerkung,  daß  es  allerdings  eine 
alte  Schule  von  Politikern  gäbe,  zu  denen  seinerzeit  Fürst  Bismarck 
gehörte  und  jetzt  noch  z.  B.  Lord  Salisbury  und  einige  altmodische 
Herren  in  Paris,  Petersburg  und  Wien,  die  die  Aufgabe  der  Politik 
darin  sähen,  die  einzelnen  Staaten  des  Kontinents  hin  und  her  zu 
gruppieren,  gegeneinander  auszuspielen  und  zu  verhetzen.  Mit  diesem 
Rezepte  sei  jetzt  aber  nichts  mehr  anzufangen.  Die  Politik  spiele 
sich  jetzt  draußen  in  der  Welt  ab,  die  Gegensätze  innerhalb  Europas 
seien  im  Verblassen.  Im  Laufe  der  letzten  Zeit  und  besonders  seit 
der  chinesischen  Expedition  hätten  sich  die  kontinentalen  Staaten 
enger  aneinander  geschlossen.  Wer  hätte  es  z.  B.  noch  vor  zehn 
Jahren  für  möglich  gehalten,  daß  französische  und  deutsche  Truppen 
unter  einem  preußischen  General  gemeinsam  gegen  einen  Dritten 
fechten  würden?    Das  gemeinsam  vergossene   Blut  habe  Wunder  ge- 


*  Vgl.  Bd.  XVI,  Kap.  CVI. 
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wirkt,  und  wir  verständen  uns  jetzt  recht  gut  mit  unsern  Nachbarn 
jenseits  der  Vogesen.  —  Hier  in  der  Mitte  Europas  stehe  ich  mit 
meiner  starken  Armee,  und  ich  werde  zusammen  mit  meinen  Ver- 
bündeten, deren  ich  sicher  bin,  dafür  Sorge  tragen,  daß  alles  ruhig 
bleibt. 

König  Eduard  und  Sir  Frank  Lascelles  erkannten  hier  überein- 
stimmend die  hohen  Verdienste  an,  die  sich  das  Deutsche  Reich  als 
Friedenshort   erworben   habe. 

Wenn  dem  so  ist,  fuhr  ich  fort,  so  muß  England  seine  Politik 
danach  einrichten.  Die  wirtschaftlichen  Interessen  haben  uns  mit 
Frankreich  näher  gebracht*,  und  wir  werden  immer  jemand  finden, 
mit  dem  wir  uns  zur  Wahrung  wirtschaftlicher  Interessen  gegen 
Dritte  verbinden  können.  Es  kann  England  nicht  entgangen  sein,  daß 
sich  auf  dem  Kontinente  eine  starke  Strömung  zugunsten  einer  kon- 
tinentalen wirtschaftlichen  Union  geltend  mache  gegen  diejenigen, 
die  den  Kontinent  wirtschaftlich  ärgern.  England  wird  wohl  tun, 
dies  zu  berücksichtigen.  Ich  kann  nicht  beurteilen,  ob  es  für  Eng- 
land möglich  und  nützlich  ist,  seine  splendid  isolation  aufrechtzuer- 
halten, oder  ob  es  in  seinem  Interesse  liegt,  auf  die  Seite  des  Kon- 
tinents oder  Amerikas  zu  treten.  Nur  möchte  ich  zur  Erwägung 
geben,  daß  Amerika  und  Rußland  vielleicht  intimer  miteinander  stehen 
als  man  sich  in  London  träumen  läßt.  Rußland  hat  in  Amerika  einen 
sehr  geschickten  und  energischen  Vertreter,  den  Grafen  Cassini, 
der  Amerika  genau  kennt  und  mit  den  Leuten  dort  den  richtigen 
Ton  trifft.  Schon  hat  Amerika  die  Philippinen  besetzt  und  baut  Kabel. 
Das  bedeutet  einen  Schritt  gegen  den  Jangtse.  Glaubt  denn  England, 
im  fernen  Osten  Rußland  und  Amerika  allein  die  Spitze  bieten  zu 
können  ohne  Japan?  Frankreich  wird  England  sicher  nicht  beistehen, 
und  Deutschland  hat  keine  Flotte  für  solche  Unternehmungen. 

Sir  Frank  gab  zu,  daß  England  in  Ostasien  ohne  Japan  an  seiner 
Seite  auf  die  Dauer  nicht  bestehen  könne. 

Um  so  unbegreiflicher  erscheint  mir  dann  die  englische  Politik  den 
Japanern  gegenüber,  einem  leicht  erregbaren,  ehrgeizigen  Volke, 
welches  die  Verletzung  seiner  Ehre  —  wie  dies  die  englische  Politik 
unzweifelhaft  getan  habe  —  nicht  so  leicht  vergessen  werde. 

England  muß  sich  klar  werden,  auf  welche  Seite  es  sich  stellen 
will;  es  wird  endlich  Farbe  bekennen  müssen.  Wenn  es  glaubt,  daß 
es  seine  Interessen  an  die  Seite  der  europäischen  Zentralmächte  weist, 
so  werde  ich  das  mit  Freude  begrüßen;  es  würde  das  ein  Zusammen- 
gehen mit  dem  Dreibunde  bedeuten.  Nach  allem,  was  in  der  letzten 
Zeit  und  im  Laufe  der  Geschichte  sich  zugetragen  hat  —  ich  erinnere 
nur  an  die   Erfahrungen,  die  Friedrich  der  Große  mit  der  englischen 


*  Kaiser  Wilhelm   II.  denkt  hier  wohl  hauptsächlich  an  die   Bagdadbahn.    Vgl. 
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Politik  gemacht  hat  — ,  kann  England  sich  aber  nicht  wundern,  daß 
wir  auf  allgemeine  Phrasen  über  Freundschaft  und  Zusammenstehen 
nicht  mehr  reagieren.  Es  kann  nur  auf  Grund  ganz  fester  Ab- 
machungen verhandelt  werden.  Ohne  daß  die  englische  Regierung  nicht 
einen  paragraphierten,  ganz  bestimmt  abgefaßten  Vertrag  dem  Parla- 
mente vorlegt  und  von  diesem  vor  aller  Welt  ratifizieren  läßt,  ist  mit 
uns,  das  heißt  mit  dem  Dreibund,  denn  ohne  meine  Verbündete  lasse 
ich  mich   auf  nichts   ein,  nichts  mehr  zu  wollen. 

Sir  Frank  bemerkte  hier,  daß,  soviel  ihm  bekannt,  Lord  Lans- 
downe  ganz  der  gleichen  Ansicht  sei  (Lord  Salisbury  nannte  er  nicht 
dabei!),   und   daß   in   dieser  Richtung  gearbeitet   werde. 

Allerdings  wird  in  dieser  Richtung  gearbeitet,  entgegnete  ich, 
weil  ich  meinem  Kanzler  befohlen  habe,  dies  zu  tun.  Die  Arbeit  wird 
deshalb   wohl   hauptsächlich   von   hier  kommen. 

Das  Gespräch  berührte  dann  noch  wirtschaftliche  Fragen,  wobei 
Sir  Frank  zugab,  daß  das  Handelsmonopol  Englands  ein  für  allemal 
—  auch  am  Jangtse  —  verloren  gegangen  sei.  Dies  sei  aber 
kein  Grund  zu  Feindschaften;  im  Gegenteil,  die  Erde  habe  für  alle 
Platz,  und  man  könne  und  werde  sich  in  diesen  Fragen  leicht  ver- 
ständigen. 

Ich  habe  von  meinem  Gespräche  mit  dem  König  von  England  und 
Sir  Frank  Lascelles  den  allgemeinen  Eindruck  erhalten,  daß  der  Besuch 
des  Zaren  in  Frankreich  im  Zusammenhang  mit  dem  ausdrücklichen 
Wunsche  des  Kaisers  von  Rußland,  den  deutschen  Kanzler  zu  sehen, 
auf  englischer  Seite  ein  merkbares  Unbehagen  verursacht  hat.  Ob 
dies  ausreichend  sein  wird,  um  die  Engländer  und  besonders  Lord 
Salisbury  von  ihrer  bisherigen  passiven  Politik  abzubringen  und  ihnen 
die  Augen  über  den  langsamen  aber  unaufhaltsamen  Niedergang  ihres 
Prestiges  und  der  Weltstellung  Englands  zu  öffnen,  mag  dahingestellt 
bleiben. 

Wilhelm  I.  R. 


Nr.  5024 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Biilow,  z.  Z.  in  Norderney, 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.   71  Nordern ey,   den   16.  September  1901 

Geheim 

Graf  Metternich  schreibt  mir  unter  dem  13.  d.  Mts.:   „Als  ich  vor 
anderthalb  Jahren  in  gleicher  Mission  wie  jetzt*  hier  war,  stand  der 


•  Nämlich  zur  Vertretung  von  Graf  Hatzfeldt  (Februar  bis  Juni  1000). 
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Jingoism  auf  seinem  Höhepunkt.  Die  patriotische  Begeisterung  schlug 
helle  Flammen,  und  alle  Fasern  und  Fibern  der  Nation  waren  ange- 
spannt, um  den  südafrikanischen  Krieg  zu  ihren  Gunsten  zu  lenken. 
Heute  ist  der  Rausch  geschwunden  und  die  Ernüchterung  eingetreten. 
Die  große  Mehrheit  bleibt  zwar  noch  bei  dem  Stichwort,  kein  Friede, 
außer  wenn  die  Unabhängigkeit  der  Burenrepubliken  fällt,  innerlich  ist 
aber  jeder  des  Krieges  herzlich  satt.  Nach  der  Aufregung  des  vorigen 
Jahres  ist  eine  Erschlaffung  eingetreten,  mit  der,  glaube  ich,  auch  auf 
auswärtigem  Gebiete  gerechnet  werden  muß.  Wir  haben  einen  nach 
dem  Kampfe  müden  Mann  vor  uns,  der  den  Wunsch  nach  Ruhe  hat 
und  nichts  unternehmen  will,  was  ihm  Verpflichtungen  auferlegt,  die 
etwa  neue  Anstrengungen  erfordern  könnten.  Der  überspannte  Im- 
perialismus droht  England  auf  Umwegen  zu  dem  Gladstoneschen 
Grundsatz  der  non  interference  zurückzuführen.  Aus  dem  Gefühl,  daß 
man  vorläufig  genug  auswärtigen  Trouble  gehabt  habe,  dürfte  auch  die 
seit  einiger  Zeit  besonders  in  der  „Times"  lebhaft  geführte  Preß- 
kampagne zugunsten  einer  Auseinandersetzung  zwischen  England  und 
Rußland  im  Persischen  Golf  entspringen.  Was  ich  hier  schreibe,  beruht 
auf  schwachen  Indizien  und  auf  dem,  was  mein  vox  interieur  mir  ein- 
gibt. Ich  sitze  hier  in  London  während  der  Monate  September  und  Ok- 
tober wie  auf  einer  wüsten  Insel.  Niemand  ist  hier  von  politisch  ins 
Gewicht  fallenden  Leuten,  mit  denen  ich  sprechen  könnte,  und  englische 
Foreign  Office  Officials  sind  keine  geeigneten  Persönlichkeiten,  um 
bei  ihnen  politische  Eindrücke  allgemeiner  Natur  zu  sammeln.  Die 
Bündnisfrage  habe  ich  nicht  berührt,  da  sie  mir  in  sehr  weitem  Felde 
zu  liegen  scheint.  Ich  hoffe,  es  ist  in  Danzig  geglückt,  die  Bande  zwi- 
schen Deutschland  und  Rußland  fester  zu  ziehen.  Denn  je  ferner  Eng- 
land steht,  um  so  näher  müssen  wir  trotz  aller  Schwierigkeiten  Ruß- 
land treten.  Zwischen  beiden  zu  lavieren,  dürfte  für  längere  Dauer 
schwerlich  mehr  gehen.  Ich  will  damit  aber  nicht  sagen,  daß  eine  An- 
näherung an  Rußland  eine  offene  Feindschaft  mit  England  zur  Folge 
haben  muß.    Das  eine  bedingt  nicht  notwendig  das  andere." 

Die  vorstehenden  streng  vertraulichen  Mitteilungen  des  Grafen 
Metternich  stimmen  in  manchen  Punkten  mit  dem  überein,  was  ich  von 
in  England  ansässigen  Deutschen  höre,  welche  die  dortigen  Verhält- 
nisse kennen  und  mit  England  sympathisieren.  Richtig  scheint  mir 
namentlich  in  den  Ausführungen  des  Grafen  Metternich  der  Schlußsatz, 
daß  wir  trotz  fortgesetzter  sorgsamster  Pflege  unserer  Beziehungen 
zu  Rußland  keinen  Grund  haben,  das  Verhältnis  zu  England  unfreund- 
lich zu  gestalten.  Ich  hatte  in  Danzig  den  Eindruck,  daß  die  Russen 
uns  schwerlich  so  weit  entgegenkommen  würden,  wenn  nicht  unser 
gutes  Verhältnis  zu  England  unser  Prestige  in  ihren  Augen  gehoben 
hätte.  Auch  im  Interesse  der  Kontinuität  unserer  Politik  nach  außen 
müssen  wir  vermeiden,  was  uns  ohne  Not  in  Gegensatz  zu  der  in  den 
letzten   Jahren   festgehaltenen    Politik   bringen    könnte.    Auch   deshalb 
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bitte  ich,  die  von  dem  Herrn  Staatssekretär  in  seinem  vorgestrigen 
Vortrage  mir  gegenüber  berührte  Schanghaifrage  ganz  in  dem  Sinne 
jenes  Promemorias  zu  behandeln,  welches  Exzellenz  Baron  von 
Holstein  mir  seinerzeit  übersandt  hat,  das  ich  in  Homburg  Seiner  Maje- 
stät vorgetragen  und  später  dem  Kriegsminister  gegenüber  verwertet 
habe. 

B  ü  1  o  w 


Nr.  5025 

Der  Reichskanzler  Qraf  von  Bülow,  z.  Z.  in  Norderney, 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.   73  Norderney,  den   16.  September  1901 

Für  Graf  Metternich  London 

Besten  Dank  für  interessanten  Brief*.  Ihre  Eindrücke  und  Beob- 
achtungen sind  mir  von  hohem  Wert;  schreiben  Sie  mir  weiter  und 
immer  mit  voller  Offenheit.  Ich  stimme  ganz  mit  Ihrer  Ansicht  überein, 
daß  wir  auch  bei  weiterer  Annäherung  an  Rußland  allen  Anlaß  haben, 
das  Verhältnis  zu  England  so  freundlich  wie  möglich  zu  halten.  Wenn 
Sie  eine  günstige  Erledigung  unserer  südafrikanischen  Reklamationen  ** 
erreichen  könnten,   so  würde   dies  nicht  nur  eine  persönliche  Freude 


*  Vgl.   Nr.   5024. 

**  Der  Ursprung  der  deutschen  südafrikanischen  Reklamationen  reicht  bis  zum 
Juli  1900  zurück,  wo  die  englischen  Militärbehörden  in  Südafrika  im  Hinblick 
auf  den  Krieg  in  der  rigorosesten  Weise  mit  Massenausweisungen  von  Fremden, 
darunter  zahlreichen  Reichsdeutschen,  vorgegangen  waren.  Die  deutsche  Regie- 
rung wollte  zwar  gegen  die  Berechtigung  der  englischen,  im  Interesse  der 
Kriegführung  Ausweisungen  von  Fremden  aus  den  besetzten  Gebieten  vorzu- 
nehmen, grundsätzliche  Einwendungen  nicht  geltend  machen,  sah  sich  aber 
doch  mit  Rücksicht  auf  öffentliche  Meinung  und  Reichstag  genötigt,  die  ver- 
letzten Interessen  der  Reichsangehörigen  bei  der  englischen  Regierung  nach- 
drücklich zur  Sprache  zu  bringen  und  auf  Schadloshaltung  anzutragen  (Erlasse  an 
Botschafter  Graf  Hatzfeldt  vom  7.  September  und  18.  Oktober  1900).  Am  13. 
November  erkannte  die  englische  Regierung  wenigstens  prinzipiell  ihre  Ersatz- 
pflicht an:  „Her  Majesty's  Government  are  causing  inquiry  to  be  made  into  the 
circumstances  in  which  the  expulsion  took  place  and  will  be  ready  to  grant 
compensation  to  any  persons  who  have  been  expelled  without  justification" 
(Telegramm  Graf  Hatzfeldts  Nr.  746  vom  13.  November  1900).  Aber  die  von 
der  englischen  Regierung  angekündigten  Untersuchungen  rückten  nicht  vor- 
wärts, während  die  Militärbehörden  in  Südafrika  ihre  Ausweisungspolitik 
unbekümmert  unter  dem  Vorwande,  daß  es  sich  um  anarchistische  Elemente 
handele,  fortsetzten.  Im  März  1901  trat  endlich  in  London  eine  Transvaal- 
Entschädigungskommission  zusammen,  deren  Geschäftsgang  indessen  wieder  im 
höchsten  Maße  ein  schleppender  war.  In  Deutschland  hatten  sich  inzwischen 
Presse  und   Reichstag  der  Angelegenheit  mit  steigender  Ungeduld   und  Heftig- 
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und  Genugtuung  für  Seine  Majestät  bedeuten,  allerhöchstweichem 
schon  im  Hinblick  auf  seine  für  England  so  loyale  Haltung  während 
des  südafrikanischen  Kriegs  diese  Reklamationen  besonders  am  Her- 
zen liegen,  sondern  auch  eine  sehr  wesentliche  Erleichterung  für  die 
Fortführung   einer   englandfreundlichen    deutschen   auswärtigen  Politik. 

B  ül  o  w 


Nr.  5026 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

von  Holstein 

Reinschrift 

Berlin,  den  31.  Oktober  1901 

Erhaltenem  Auftrag  zufolge  empfing  ich  heute  zum  ersten  Male 
seit  dem  Januar  1896  Herrn  Valentine  Chirol  und  fasse  den  Inhalt 
der  mehr  als  zweistündigen  Unterredung  in  nachfolgendem  zusammen. 

Die  innere  Lage  Englands  bezeichnete  Herr  Chirol  als  in  hohem 
Grade  unbefriedigend  wegen  der  Apathie  der  herrschenden  Klassen. 
Hinsichtlich  der  deutsch-englischen  Beziehungen  zeigte  er  sich  beein- 
druckt durch  die  allgemeine  Animosität  gegen  England,  welche  in  der 


keit  bemächtigt,  und  so  konnte  auch  die  deutsche  Regierung  nicht  umhin,  die 
Angelegenheit  immer  dringender  in  London  zu  betreiben.  Am  17.  März 
ersuchte  der  Reichskanzler  den  Grafen  Hatzfeldt,  „die  so  unfreundliche 
Haltung  Englands  in  Fragen  von  verhältnismäßig  untergeordneter  Bedeutung", 
die  auf  die  Dauer  nicht  anders  als  verstimmend  wirken  könne,  mit  vollem 
Nachdruck  bei  Lord  Lansdowne  zur  Sprache  zu  bringen,  damit  die  leidige 
Angelegenheit  „endlich  die  Erledigung  finde,  die  unseren  freundschaftlichen  Be- 
ziehungen zu  England  entspreche".  Aber  weder  Graf  Hatzfeldt  noch  der  gegen 
Ende  März  in  der  chinesischen  Kriegsentschädigungs-Angelegenheit  nach  London 
gesandte  Kolonialdirektor  Stübel  vermochten  die  Angelegenheit  vorwärts  zu 
bringen.  Erst  dem  Nachfolger  Graf  Hatzfeldts,  Graf  Metternich,  gelang  es,  die 
englische  Regierung  zu  dem  Angebot  einer  Pauschalabfindungssumme  zu  be- 
wegen. Die  Vereinbarung  darüber,  wonach  die  englische  Regierung  auf  die 
bis  dahin  geltend  gemachten  Ansprüche  ein  Pauschale  von  30000  '£  zahlte, 
wurde  durch  einen  Notenaustausch  vom  19.  Oktober  1901  besiegelt.  Vgl. 
darüber  die  „Norddeutsche  Allgemeine  Zeitung"  vom  10.  November  1901. 
Über  den  verstimmenden  Eindruck,  den  Englands  Saumseligkeit  in  der  Frage 
der  südafrikanischen  Reklamationen  in  Deutschland  hinterließ,  vgl.  auch  den 
Privatbrief  Holsteins  an  Eckardstein  vom  15.  Januar  und  das  Privattelegramm 
vom  25.  März  1901.  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  249  und  289.  Gegenüber  Eckard- 
steins scharfen  Auslassungen  über  die  „lächerlichen  Forderungen  Wilhelms  II. 
und  der  Wilhelmstraße"  in  solchen  „elenden,  im  Vergleich  zu  der  die  Geschicke 
des  gesamten  Erdballs  entscheidenden  Bündnisfrage  vollständig  nebensächlichen 
kleinlichen  Geldbeutelangelegenheiten"  muß  darauf  verwiesen  werden,  daß  eine 
Regierung  sich  der  pflichtmäßigen  Wahrnehmung  der  Interessen  ihrer  Ange- 
hörigen nicht  zu  entziehen  vermag. 
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Presse  und  überhaupt  im  öffentlichen  Leben  Deutschlands  sich  bei 
jeder  Gelegenheit  Luft  mache. 

Ich  erwiderte,  daß  zwar  nicht  Antipathie,  aber  doch  Mißtrauen 
gegen  die  englische  Politik  auch  in  dem  engen,  unterrichteten  Kreise 
Deutschlands  vorhanden,  und  daß  ich  selber  nicht  frei  davon  sei1.  Ich 
rechtfertigte  dann  meinen  Standpunkt  durch  praktische  Beispiele.  Zu- 
nächst teilte  ich  ihm  mit,  daß  am  30.  Juli  1895  Lord  Salisbury  dem 
Grafen  Hatzfeldt  gesagt  habe,  ob  man  nicht  Italien  anstatt  Zeilas, 
welches  England  nicht  entbehren  könne,  eine  reichliche  Kompensation 
in  Albanien  oder  Tripolis  zukommen  lassen  solle.  Auf  die  Bemerkung 
des  Botschafters,  daß  wegen  Albaniens  voraussichtlich  ein  Konflikt 
zwischen  Österreich  und  Italien  herbeigeführt  und  der  Dreibund 
gesprengt  werden  würde,  habe  Lord  Salisbury  dem  Botschafter  zu- 
gemutet, selber  einen  Teilungsplan  der  Türkei  zu  entwerfen.  Graf 
Hatzfeldt  habe  diesen  Vorschlag  nach  Berlin  gemeldet,  und  das  Aus- 
wärtige Amt  habe  denselben  noch  im  letzten  Augenblick  durch  ein 
Telegramm  nach  Helgoland  zur  Kenntnis  des  nach  England  unter- 
wegs befindlichen  Kaisers  gebracht.  Allerhöchstdieser  sei  ebenso 
wie  seine  Regierung  der  Ansicht  gewesen,  daß  eine  Aufteilung  der 
Türkei  ziemlich  gleichbedeutend  sei  mit  einem  großen  kontinentalen 
Kriege,  und  daß  man  dem  Plane  deshalb  fernbleiben,  ihn  womöglich 
verhindern  müsse.  Lord  Salisbury  habe  unmittelbar  nach  der  Ankunft 
Seiner  Majestät  in  England  ihm  jenes  Teilungsprojekt  vorgetragen, 
habe  jedoch  dabei  eine  Ablehnung  erfahren,  welche  durch  ihre  Leb- 
haftigkeit ihn  wohl  verletzt  haben  möge,  denn  der  Minister  sei  der 
nächsten  Aufforderung  des  Kaisers  zu  einer  erneuten  Besprechung 
ausgewichen  und  stattdessen  nach  London  abgereist.  Dieser  dem 
Kaiser  erteilte  Korb  sei  dann  noch  Gegenstand  längerer  diploma- 
tischer Korrespondenz  zwischen  Berlin  und  London  gewesen  und 
habe  eine  Stimmung  erzeugt,  welche  auf  die  Haltung  des  Kaisers 
zur   Zeit   des    Jamesoneinfalls   wohl   nicht  ohne   Einfluß   gewesen  sei. 

Herr  Chirol  sagte:  „Dies  ist  das  direkte  Gegenteil  von  dem,  was 
mir  bisher  immer  gesagt  wurde,  daß  nämlich  der  Vorschlag  zur 
Teilung  der  Türkei  von  deutscher  Seite  ausgegangen  sei2,  und  daß 
Lord  Salisbury  sich  einer  weiteren  Erörterung  des  heikein  Gegen- 
standes nur  durch  schleunige  Abreise  habe  entziehen  können 3." 

Ich  hatte  die  Akten  schon  bereit  gelegt  und  las  Teile  von  Graf 
Hatzfeldts  Meldung  sowie  eine  nach  Helgoland  an  Herrn  von  Kiderlen 
gerichtete  telegraphische  Warnung  vor.  Chirol  bemerkte  darauf:  „Das 
ist  eine  ernste  Sache.  Man  war  doch  bisher  gewöhnt  anzunehmen, 
•daß  dem  Worte  eines  Premierministers  Glauben  zu  schenken  sei. 
Jedenfalls  bin  ich  orientiert."  pp.* 

*  Das  ausgelassene  Stück  betrifft  die  Kueitfrage,  der  Deutschland  nach  aus- 
drücklicher Erklärung  Holsteins  „nicht  annähernd  Interesse  genug"  beilegte, 
um   daraus   einen   ernsten   Fall   England   gegenüber  zu   machen. 
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Sodann  kam  ich  auf  das  chinesische  Abkommen  und  die  Man- 
dschureifrage. Auch  hierbei  nahm  ich  die  Akten  zu  Hülfe  und  bewies 
an  der  Hand  derselben,  daß  Lord  Salisbury  von  Anfang  an  damit 
einverstanden  gewesen  sei,  daß  die  Mandschurei  nicht  in  den  Wir- 
kungsbereich des  Abkommens  falle4.  Lord  Salisbury  habe  nur  ge- 
wünscht, daß  die  Mandschurei  nicht  mit  Namen  erwähnt  werde,  und 
habe  deshalb  im  Laufe  der  Verhandlungen  vorgeschlagen,  den  38. 
Breitegrad  als  nördliche  Begrenzung  des  Abkommens  zu  bezeichnen. 
Diese  Sachlage  habe  durch  die  von  Lord  Lansdowne  am  28.  März 
im  Oberhause  abgegebene  Erklärung  eine  Bestätigung  gefunden.  Die 
einige  Zeit  danach  von  Lord  Salisbury  auf  eine  Anfrage  gegebene 
Erwiderung,  daß  ihm  von  einer  Ausnahme  der  Mandschurei  nichts 
bekannt   sei,    entspreche    nicht    der   Wahrheit. 

Aus  Chirols  Bemerkungen  glaubte  ich  entnehmen  zu  können,  daß 
er  meine  Darlegungen  nebst  Aktenbeweisen  als  vollgültig  betrachtete. 
Als  ich  sagte,  man  müsse  annehmen,  daß  das  Gedächtnis  des  Pre- 
mierministers durch  schweres  körperliches  Leiden  geschädigt  sei, 
meinte  er,  auch  diese  Annahme  sei  recht  unerfreulich.  Hinsichtlich 
des  sachlichen  Teils  der  chinesischen  Frage  sagte  er,  daß  allerdings 
die  Auslassung  der  Mandschurei  aus  unserem  Abkommen  ihn  tief 
geschmerzt  habe.  Ich  knüpfte  hieran  den  Gedanken,  daß  England 
sich  wie  jeder  vernünftige  Mensch  in  die  Zeitverhältnisse  hineinfinden 
müsse.  Vor  etwa  hundert  Jahren  beim  Abschlüsse  der  ersten  napole- 
onischen Ära  und  auch  noch  nachher  sei  England  überall  außerhalb 
Europas  das  paramount  power  auf  dem  Erdball  gewesen.  Dieser  Zu- 
stand sei  heute  durch  nichts  wieder  zurückzubringen,  denn  heute  gebe 
es  neben  England  vier  erstklassige  Großmächte,  und  ein  englischer 
Versuch,  die  Rolle  des  paramount  power  zu  spielen,  könne  kaum  zu 
etwas  anderem  führen  als  zu  einer  antienglischen  Gruppierung15. 
Chirol  erwiderte,  nur  ein  ganz  beschränkter  Engländer  könne  heut- 
zutage noch  an  der  Vormachtidee  festhalten.  Ich  bemerkte,  daß  in 
der  englischen  Presse  dieses  Festhalten  doch  noch  recht  häufig  vor- 
komme. 

Hinsichtlich  der  Beziehungen  Englands  zu  den  einzelnen  Mächten 
äußerte  Chirol:  Von  einer  Abmachung  mit  Rußland  verspreche  er 
sich  nicht  viel,  dieselbe  würde  an  der  Sachlage  nicht  viel  ändern. 
Auch  sei  es  für  England  unmöglich,  von  einer  Abmachung  mit  Ruß- 
land Japan  auszuschließen,  und  er  halte  eine  japanisch-russische  Ver- 
ständigung für  außerordentlich  schwer. 

Als  den  bedenklichsten  Gegner  Englands  betrachte  er  die  Ver- 
einigten Staaten.  Er  würde,  wie  die  Verhältnisse  lägen,  immer  und 
unter  allen  Umständen  für  eine  gütliche  Verständigung  Englands 
mit  Amerika  sein,  schon  deshalb,  weil  in  einem  Konflikt  mit  Amerika 
England  selbst  dann,  wenn  es  wider  Erwarten  Alliierte  haben  sollte, 
doch  immer  den  Hauptstoß  würde  auszuhalten  haben.    Ich  erwiderte, 
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daß  dieser  Standpunkt  mir  erklärlich  sei  weniger  aus  den  von  Amerika 
zu  gewärtigenden  militärischen  oder  maritimen  Leistungen  als  viel- 
mehr aus  der  Tatsache,  daß  England  für  die  Elemente  seiner  Natural- 
verpflegung  zu  einem  bedeutenden  Teile  auf  Amerika  angewiesen  sei. 
Indessen,  fügte  ich  hinzu,  würde  die  Lage  Englands  mit  Alliierten  doch 
in  allen  Fällen  erleichtert  sein.  Im  Kriege  hätte  es  dann  Rücken- 
deckung nach  andern  Seiten  hin,  namentlich  aber  würde  von  Seiten 
des  Gegners  die  Kriegsfrage  ganz  anders  erwogen  werden,  wenn 
England  als  Teil  einer  Gruppe,  als  wenn  es  isoliert  dastehe1. 

Hierbei  wolle  ich  indessen  mich  dagegen  verwahren,  die  Bündnis- 
frage als  aktuell  zu  behandeln.  Erstensmal  glaubte  ich  nicht,  daß 
Lord  Salisbury,  solange  er  mitzureden  habe,  etwas  anderes  als  Ka- 
stanienpolitik werde  treiben  wollen,  wenn  auch  diese  längst  von  allen 
Interessenten  durchschaut  sei.  Zweitens  liege  für  Deutschland  kein 
Grund  vor,  Anlehnung  zu  suchen;  denn  unsere  Lage  habe  sich  in  den 
letzten  Jahren  wesentlich  gebessert.  Die  beiden  Kaiser,  der  deutsche 
und  der  russische,  hätten  heute  einer  vom  andern  die  feste  Über- 
zeugung friedlicher  Absichten.  Hier  warf  Chirol  die  Frage  ein,  ob 
wirklich  der  russische  Kaiser  vom  unsrigen  diese  Überzeugung  habe. 
Ich  erwiderte  ja,  bestimmt,  und  wies  als  Belag  auf  den  abkühlenden 
und  restriktiven  Toast  hin,  mit  welchem  der  Zar  in  Compiegnes  den 
aktionslustigen  Toast  des  Präsidenten  Loubet  erwiderte.  Ich  führte 
ferner  die  historische  Tatsache  an,  daß  Kaiser  Alexander  III.  sich  zu 
dem  französischen  Bündnis  erst  entschloß,  nachdem  bei  ihm  durch 
mancherlei  Insinuationen,  so  auch  durch  tendenziöse  Auslegung  einer 
von  unserm  allergnädigsten  Herrn  nach  Verlängerung  des  Dreibund- 
vertrages gehaltenen  Schiffsrede  die  Besorgnis  erweckt  worden  war, 
daß  letzterer  in  übersprudelndem  Jugendmut  wirklich  etwas  Ernstes 
gegen  Rußland  planen  könnte6.  Diese  Besorgnis  sei,  wie  gesagt, 
jetzt  bei  Nikolaus  II.  verscheucht,  und  hierdurch  trete  die  zeitweilig 
zurückgedrängte  Wahrnehmung  wieder  in  ihr  Recht,  daß  für  eine 
aktive  russische  Meerengenpolitik  Frankreich  der  ernsthafteste  Gegner 
sein  würde.  Um  die  Bedeutung  dieser  Tatsache  zu  verdecken,  seien 
zwar  die  Anhänger  des  Zweibundes  quand  meme  bemüht,  die  Bagdad- 
bahn zu  einer  deutschen  Konspiration  gegen  Rußlands  wie  auch  gegen 
Englands  Machtstellung  aufzubauschen,  jedoch  sei  der  Versuch,  aus 
dem  Bagdadprojekt  etwas  politisch  Bedrohliches  zu  konstruieren,  an- 
gesichts der  wirklichen  Entwickelung  der  Sache  ganz  aussichtslos. 
Dagegen  sei  die  Meerengenfrage  noch  dieselbe  scharfe  Klippe  wie 
vor  neunzig  Jahren,  wo  das  Systeme  de  Tilsit  an  ihr  zerschellte7. 
Vor  ein  paar  Jahren  sagte  der  damalige  französische  Minister  Hano- 
taux  während  der  armenischen  Wirren:  „J'espere  que  la  Russie  ne 
va  pas  soulever  la  question  des  Detroits,  parceque  cela  serait  trop 
gros  pour  nous."  Rußland  trägt  dieser  Stimmung  des  französischen 
Verbündeten  Rechnung  und  läßt  die  Meerengenfrage  ruhen,  schraubt 
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sogar  die  ganze  Orientfrage  mehr  oder  weniger  gewaltsam  zurück. 
Aber  natürlich  entwickelt  sich  dadurch  bei  den  russischen  Macht- 
habern  mehr  und  mehr  die  Überzeugung,  daß  je  stärker  und  unbe- 
strittener die  Machtstellung  Frankreichs,  desto  stärker  wird  auch  der 
französische  Riegel  vor  den  Meerengen.  Die  logischen  Konsequenzen 
ergeben   sich   daraus   von   selbst. 

Unter  diesen  Umständen  hat  Deutschland,  wie  schon  bemerkt, 
keinen  Anlaß,  krampfhaft  nach  weiterer  Anlehnung  zu  suchen.  Ich 
gehöre  aber  zu  denen,  welche  annehmen,  daß  die  Strömung  der 
Zeiten  die  beiden  großen  Gemeinwesen  Deutschland  und  England 
doch  nach  und  nach,  wenn  auch  vielleicht  erst  dann,  wenn  ich  schon 
fort  bin,  zusammenführen  wird.  Diese  Ansicht  wird  in  Deutschland 
auch  an  leitender  Stelle  geteilt,  d.  h.  bei  Seiner  Majestät  und  beim 
Reichskanzler.  Man  muß  eine  Politik  nicht  nach  den  Worten,  sondern 
nach  den  Taten  beurteilen,  und  schwerwiegende  Taten  sind  es,  daß 
Deutschland  seit  Beginn  des  Burenkrieges  zu  zwei  wiederholten 
Malen  die  amtliche  Anregung  zur  Beteiligung  an  sogenannten  guten 
Diensten  abgelehnt  hat1.  Von  wo  die  Anregungen  ausgingen,  möchte 
ich  aus  Loyalitätsgefühl  nicht  erwähnen  oder  andeuten.  Wenn  Deutsch- 
land sich  beteiligt  hätte,  so  wären  voraussichtlich  alle  Staaten,  jeden- 
falls alle  europäischen  Staaten,  groß  und  klein,  beigetreten,  und  die 
Rückwirkung  eines  solchen  Ereignisses  auf  die  Bevölkerung  der  Kap- 
kolonie läßt  sich  leicht  ermessen. 

Chirol  bemerkte  :  „Mir  war  nicht  bekannt,  daß  die  Idee  der  guten 
Dienste  eine  so  konkrete  Form  angenommen  hatte,  aber  da  Sie  es 
sagen,  glaube  ich  es." 

Ich  erwiderte,  daß,  wenn  ich  die  halbamtlichen  Insinuationen 
hinzurechnen  wollte,  zweimal  nicht  ausreichen  würden.  Diesen  Taten 
gegenüber  wögen  Worte  leicht.  Der  Lärm  der  Straße  äußere  keine 
praktische  Wirkung.  Die  Sympathie  für  die  Buren  beschränke  sich 
nicht  auf  Deutschland  allein,  zahlreiche  Volksschichten  wünschten 
den  Buren  Erfolg  schon  allein  aus  Feindseligkeit  gegen  das  Institut 
der  stehenden  Heere.  Daß  übrigens  der  Burenkrieg,  auch  wenn  er 
zu  einem  für  England  günstigen  Abschluß  käme,  England  dauernd 
belasten  werde,  sei  mir  nicht  zweifelhaft,  und  ich  wünschte  deshalb 
—  immer  in  dem  Vorgefühl,  daß  in  der  Zukunft  England  und  Deutsch- 
land doch  noch  mal  gemeinsame  Bahnen  wandeln  würden  — ,  daß 
England  sein  Landheer  gründlich  reorganisieren  möge.  Was  die 
gegenwärtigen  Beziehungen  der  beiden  Reiche  angehe,  so  könne  meines 
Erachtens  die  Bündnisfrage,  solange  Lord  Salisbury  am  Ruder  sei,  nicht 
zu  praktischer  Erörterung  kommen.  Alles,  was  jetzt  geschehen  könne, 
sei,   die  Zukunft  wenn  möglich  offen   zu  halten. 

Herr  Chirol  dankte  sehr  für  die  Mitteilungen  und  sagte,  nach 
unserer    Besprechung    sehe    er    die    deutsch-englischen    Beziehungen 
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ein  ganzes  Teil   hoffnungsvoller  an  als   vorher8.    Er  wird   vor  seiner 
Abreise   noch   mal    herankommen. 

Holstein 

Randbemerkungen  des  Grafen  von  Bülow: 

1  Sehr  gut 

2  n 

3  i 

4  ich  habe  das  neulich  auch  an  Deym  gesagt,  der  mir  vorgehalten  hatte,  daß 
wir  Lord  Salisbury  „enttäuscht"  hätten,  weil  derselbe  angenommen 
habe,  wir  bezögen  das  Abkommen  auch  auf  die  Mandschurei. 

5  vorzüglich 

6  richtig 

7  ausgezeichnet 

8  sehr  erfreulich! 


Nr.  5027 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

von  Holstein 

Reinschrift 

Berlin,   den   1.   November  1901 

Die  Veröffentlichung  der  Walderseeschen  Briefe  durch  den  Ge- 
neral Voyron 1  *  ist  eine  Rücksichtslosigkeit,  gelinde  gesagt.  Voyron 
selber  will  sich  dadurch  wohl  die  Sympathien  und  Stimmen  der  Na- 
tionalisten erwerben;  aber  im  Hinblick  auf  die  neuerdings  ergangenen 
Bestimmungen  des  Kriegsministers  über  Preßtätigkeit  der  Militärs  ist 
nicht  anzunehmen,  daß  diese  Veröffentlichung  ohne  ministerielle  Geneh- 
migung erfolgt  ist.  Dieser  Umstand  bestärkt  mich  —  nach  dem  Grund- 
satze, daß  einseitige  Rücksichtnahme  meistens  einen  Reinfall  bedeutet 
—  in  der  schon  vorher  vorhandenen  Absicht,  beim  nächsten  Be- 
suche von  Chirol  diesem  einiges  zu  sagen  hinsichtlich  der  französi- 
schen   Versuche,    uns    in    eine    antienglische    Aktion    hineinzuziehen 2. 

Ich  würde  ihm  ungefähr  sagen,  ich  sei  durch  mancherlei  Mit- 
teilungen und  Wahrnehmungen  zu  der  Ansicht  geführt  worden,  daß 
er  unwiderruflich  als  ein  Gegner  Deutschlands  zu  behandeln  sei. 
Diese  Annahme  sei  durch  unsere  gestrige  Unterredung  als  grundlos 
dargestellt  worden,  deshalb  glaubte  ich,  unbedenklich  einen  Schritt 
weitergehen   zu   können.    Personen,   für   welche   die   französische    Re- 


*  Ende  Oktober  1901  waren  im  „Matin"  mehrere  Briefe  des  französischen 
Befehlshabers  in  China  General  Voyron  an  Graf  Waldersee  veröffentlicht 
worden,  aus  denen  sich  bestätigte,  daß  Voyron  die  französischen  Truppen  nach 
Möglichkeit  dem  Oberkommando  entzogen  und  den  Anordnungen  Graf  Walder- 
sees passiven  Widerstand  entgegengesetzt  hatte.  Vgl.  darüber  den  ausführlichen 
Immediatbericht  Graf  Waldersees  vom  23.  November  1901.  Denkwürdig- 
keiten des  Grafen  von  Waldersee,  ed.  H.  O.  Meisner  a.  a.  O.  III,  162  ff. 
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gierung  nicht  verantwortlich  sei,  wenn  sie  auch  ihre  Beziehungen 
zu  denselben  nicht  würde  abstreiten  können,  ließen  es  sich  fortge- 
setzt angelegen  sein,  uns  zum  Eintritt  in  eine  antienglische  Aktion  zu 
persuadieren.  Da  die  Mitteilungen  stets  unter  sich  übereinstimmten, 
so  werde  dadurch  die  Vermutung  noch  verstärkt,  daß  ihre  Instruk- 
tionen von  derselben  Stelle  ausgingen.  Es  sei  dabei  wiederholt  her- 
vorgehoben worden,  daß  Frankreich  als  besiegte  Macht  keine  Ini- 
tiative uns  gegenüber  ergreifen  könne.  Bei  einer  Gelegenheit  sei 
auch  gesagt  worden,  daß,  wenn  die  Sondierung  einer  günstigen  Auf- 
nahme begegne,  der  Marquis  de  Noailles  Instruktionen  erhalten  werde. 
Deutscherseits  habe  man,  wenn  auch  ohne  Schroffheit,  abgelehnt,  auf 
eine  Diskussion  einzugehen.  Dies  habe  jedoch  die  Vermittler  nicht 
verhindert,  immer  wieder  auf  die  Sache  zurückzukommen.  In  letzter 
Zeit  sei  auch  ausgesprochen  worden,  daß  Frankreich  bereit  sei,  Tanger 
und  Madagaskar  in  deutschen  Besitz  übergehen  zu  lassen.  Für  sich 
wünsche  dagegen  Frankreich  den  Rest  von  Marokko  und  Siam; 
etwaige  deutsche  Wünsche  in  China  würden  zu  diskutieren  sein. 

Ich  würde  dann  Chirol  darauf  hinweisen,  daß  das  Anerbieten  von 
Tanger  und  Madagaskar  den  Wunsch  erkennen  lasse,  Deutschland  als 
Puffer  zwischen  Frankreich  und  England  einzuschieben.  Jedenfalls  be- 
weise dieser  Vorstoß,  daß  Frankreich  recht  erhebliche  Wünsche  so- 
wohl im  Mittelmeer  wie  in  Ostasien  habe3,  und  man  könne  wohl 
annehmen,  daß,  wenn  bei  einer  russisch-englischen  Abmachung  die 
französischen  Interessen  unbeachtet  blieben,  Frankreich  selber  sich 
hinterher  im  Vertrauen  auf  russische  Rückendeckung  und  auf  Eng- 
lands  Isolierung  zu  dem   Geeigneten   verhelfen  würde4. 

Auch  der  deutsch-englische  Bündnisgedanke  würde  unbefangen 
mit  Chirol  zu  besprechen  sein 5.  Vor  einer  Reihe  von  Jahren  sei  da- 
von einmal  akademisch  zwischen  dem  Grafen  Hatzfeldt  und  dem  ver- 
storbenen Lord  Randolph  Churchill  gesprochen  worden*.  Letzterer 
habe  den  Kern  der  Frage  kurz  dahin  zusammengefaßt,  daß  ein 
Bündnis,  welches  nur  Englands  europäische  Besitzungen  schütze,  von 
geringem  Werte  sei,  daß  aber  andererseits  sich  schwer  eine  Macht 
bereit  finden  lassen  werde,  das  Bündnis  auf  alle  englischen  Kolonien 
auszudehnen.  Diese  Ansicht  sei  zweifellos  auch  heute  noch  richtig. 
Z.  B.  könne  Deutschland  ebensowenig  daran  denken,  sich  •  wegen 
Indiens  in  einen  Krieg  zu  stürzen,  wie  es  England  einfallen  würde, 
Krieg  zu  führen,  um  Metz  und  Straßburg  in  deutschem  Besitze  zu  er- 
halten. Anders  liege  jedoch  die  Frage  dann,  wenn  der  Angreifer 
mehrere  und  dieselben  so  übermächtig  seien,  daß  die  ganze  Existenz 
des  angegriffenen  Staatswesens  dadurch  bedroht  sei.  Alsdann  handle 
es  sich  nicht  mehr  um  Indien  bezw.  Elsaß-Lothringen,  sondern  um 
Erhaltung  bezw.  Verschiebung  des  Gleichgewichts  auf  dem  Erdball6. 


*  Vgl.   Bd.  IV,  Kap.  XXV,  Nr.  865. 
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Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  erscheine  es  als  möglich,  die  öffent- 
liche Meinung  für  ein  Bündnis  zu  gewinnen,  welches  erst  dann  wirk- 
sam werde,  wenn  einer  der  Kontrahenten  von  mehreren  Groß- 
mächten angegriffen  werde,  während  Kriegs  d  u  e  1 1  e  ohne  Assistenz 
des  Verbündeten  (oder  mit  Hülfe  Dritter)  auszufechten  sein  würden. 
Bei  der  heutigen  Gesamtlage  sei  nach  menschlicher  Berechnung  wohl 
anzunehmen,  daß  England  eher  als  Deutschland  in  die  Lage  kommen 
würde,  solcher  Assistenz  zu  bedürfen 7.  Für  England  würde  —  so- 
weit es  von  hier  aus  möglich  sei,  sich  in  die  Lage  Englands  hineinzu- 
denken —  nur  die  eine  bedenkliche  Möglichkeit  zu  erwägen  sein,  ob 
England  durch  eine  solche  Verbindlichkeit  jemals  in  die  Lage  kommen 
könnte,  als  Verbündeter  Deutschlands  gegen  Amerika  Krieg  zu  führen. 
Es  würde  das  voraussetzen,  daß  Amerika  mit  einer  anderen  Macht, 
also  etwa  Frankreich,  zusammen  über  Deutschland  herfiele,  eine 
Eventualität,    die    doch    wohl    kaum    verdient,    diskutiert    zu    werden. 

Der  Gedanke  eines  deutsch-englischen  Bündnisses  in  dieser  Form 
—  der  einzig  möglichen  —  ist  ein  Keim,  welcher  allmählich  reifen  muß. 
Deutschland  kann  warten,  und  der  Kaiser  wird  auch,  seiner  Natur  und 
Gesinnung  nach,  solange  warten,  wie  die  Zukunft  offen  bleibt8.  Es 
trifft  sich  glücklich,  daß  wir  warten  können,  denn  jetzt  unter  der 
lähmenden  oder  mindestens  hemmenden  Einwirkung  von  Lord  Salis- 
bury  würde  nichts  Ernstgemeintes  und  Vollständiges  Zustandekommen. 
Eine  Art  der  Halbheit,  die  von  vornherein  als  unannehmbar  bezeichnet 
werden  muß,  wäre  der  Versuch  einer  Angliederung  Englands  an 
Deutschland  allein,  anstatt  an  den  Dreibund9.  Bei  einem  aus- 
schließlich deutsch-englischen  Verteidigungsbündnisse  könnte  der  Fall 
eintreten,  daß  Deutschland  dem  angegriffenen  Österreich  oder  Italien 
zu  Hülfe  käme,  und  daß  England  alsdann  erklärte:  „Deutschland  ist 
ja  gar  nicht  angegriffen  worden,  folglich  liegt  der  Bündnisfall  nicht 
vor."  Daß  England  mit  dem  Dreibund  als  Rückendeckung  überhaupt 
angegriffen  werden  sollte,  gehört  zu  den  unwahrscheinlichsten  Mög- 
lichkeiten. Eine  einzelne  Macht  wird  äußerst  ungern  gegen  England 
vorgehen  wegen  der  bekannten  Zähigkeit  und  Ausdauer  desselben. 
Und  eine  Gruppe,  die  geneigt  und  imstande  wäre,  England  und  dem 
Dreibunde  zusammen  die  Spitze  zu  bieten,  wird  kaum  zusammen  zu 
bringen  sein. 

Von  deutscher  Seite  ließe  sich  vielleicht  gegen  das  deutsch- 
englische Bündnis  das  schwerwiegende  Bedenken  geltend  machen, 
daß  England,  wenn  es  uns  erst  mal  durch  einen  solchen  Vertrag  von 
unserer  jetzigen  neutralen,  relativ  sicheren,  freundnachbarlichen  Stellung 
zu  Rußland  weggeschoben  hat,  unter  Mißbrauch  seines  maritimen 
Übergewichts  uns  in  allerlei  unangenehme  Zwangslagen  bringen 
könnte.  Indessen  ist  darauf  zu  erwidern,  daß  der  Vertrag  ja  doch 
nur  auf  eine  bestimmte  Zeit,  also  fünf  oder  sechs  Jahre  abgeschlossen 
und  in  dem  Fall,  wo  einer    der   beiden  Kontrahenten    ein  Haar  darin 

108 


fände,  nicht  erneuert  werden  würde.  Das  beiderseitige  wohlver- 
standene Interesse  scheint  somit  eine  Gewähr  für  faires  Verhalten 
zu  bieten. 

Holstein 

Randbemerkungen  des  Grafen  von  Biilow: 

1  Die  Engländer  waren  auch  nicht  immer  von  zarter  Rücksichtsnahme 

2  ich  werde  also  dasselbe  tun,  in  ganz  ruhigem  und  objektivem  Ton,  wie  man 
eine   historische   Tatsache   erzählt 

3  sehr  gut 

4  vorzüglich 

5  Auch  ich  halte  das  für  richtig.  Wir  dürfen  keine  Unruhe,  noch  Ungeduld, 
noch  Eile  merken  lassen,  müssen  aber  die  Hoffnung  am  Horizont  schillern 
lassen.  In  dieser  Hoffnung  liegt  doch  schließlich  die  sicherste  Gewähr  gegen 
eine   Kapitulation   der   Engländer  vor  Rußland. 

6  sehr   richtig 

7  gewiß 

8  benissimo 

9  sehr  gut 

Schlußbemerkung  des  Grafen  von  Bülow: 

Ich  bin  mit  allem  ganz  einverstanden,  insbesondere  auch  damit,  daß  wir  Chirol 
die  Zukunftsperspektiven  eines  deutsch-englischen  Bündnisses  eröffnen.  Natür- 
lich schließt  das  nicht  aus,  daß  wir,  solange  England  von  Salisbury  in  der 
bisherigen  Weise  gesteuert  wird,  das  Verhältnis  zu  Rußland  auf  das  sorgsamste 
schonen  und  auch  französische  Annäherungsversuche  in  keiner  Weise  decoura- 
gieren.  Bülow  1/11 


Nr.  5028 

Aufzeichnung  des  Unterstaatssekretärs  im  Auswärtigen  Amt 

von  Mühlberg 

Eigenhändig 

Berlin,  den  27.  Dezember  1901 

Der  englische  Botschafter  suchte  mich  nach  seiner  Rückkehr  von 
England  heute  auf  und  erzählte,  daß  er  in  den  englischen  Kreisen 
doch  eine  große  und  weitgehende  Verstimmung1  gegen  Deutschland 
gefunden  habe,  deren  Ursprung  in  der  Erregung  zu  suchen  sei,  womit 
man  hier  gegenwärtig  englische  Zustände  erörtere.  Er  könne  noch- 
mals versichern,  daß  Mr.  Chamberlain  bei  seiner  bekannten  Rede 
jede  beleidigende  Absicht  ferngelegen  habe2. 

Ich  entgegnete  dem  Botschafter,  daß  ich  diese  Versicherung  gern 
entgegennähfne,  daß  wir  aber  unsere  öffentliche  Meinung  nicht  davon 
abbringen  könnten,  Chamberlains  Äußerung  als  eine  Beleidigung  der 
deutschen  Armee  anzusehen3. 

Sir  Frank  erkannte  vollständig  an,  daß  die  Taten  der  deutschen 
Regierung  durchaus  ein  Beweis  gegenseitiger  freundschaftlicher  Be- 
ziehungen seien4;   er  habe  jedoch  den   Eindruck,   als  wäre   es  seiner 
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Regierung  erwünscht,  wenn  diese  freundschaftlichen  Beziehungen  bei 
irgendeiner  Gelegenheit,  etwa  im  Parlament,  noch  mit  Worten  be- 
sonders betont  würden  5. 

Nach  einem  Briefe  König  Eduards,  den  Sir  Frank  erhalten  und 
den  er  mir  stückweise  vorlas,  ist  der  Botschafter  von  seinem  Souverän 
beauftragt,  Seiner  Majestät  folgendes  zu  melden: 

König  Eduard  wünsche  nach  wie  vor,  daß  Deutschland  und  Eng- 
land in  allen  Punkten  zusammengehen;  dieses  Zusammengehen  aber 
in  einem  förmlichen  Vertrag  zu  stipulieren,  sei  schwierig,  da  ein 
solcher  Vertrag  im  House  of  Commons  zweifellos  auf  große  Bedenken 
und  Weitläufigkeiten  stoßen  würde.  König  Eduard  würde  aber  nicht 
nachlassen,  in  Gemeinschaft  mit  Seiner  Majestät  für  die  Wohlfahrt 
(welfare)   der  Welt  zu  wirken6. 

Sir  Frank  bemerkte  im  übrigen  noch,  daß  Lord  Lansdowne  am 
vergangenen  Donnerstag  dem  Grafen  Metternich  eine  ähnliche  Er- 
öffnung gemacht  habe. 

Ich  erwiderte,  daß  wir  die  Bündnisfrage  von  Anfang  an  in  dem- 
selben Sinne  betrachtet  hätten  7. 

M  ü  h  1  b  e  r  g 

Randbemerkungen  des  Grafen  von  Bülow: 

1  Auch   bei  uns   kommen  „Verstimmungen"  vor 

2  dann  war  die  Rede  recht  ungeschickt 

3  richtig 

4  darauf  kommt  es  doch  an 

5  !  que  MM.  les  Anglais  tirent  les  premiers 

6  Ich  fürchte,  daß  Hatzfeldt  bei  seinem  letzten  Besuch  im  Foreign  Office  den 
Eindruck  hervorgerufen  hat,  als  ob  w  i  r  wegen  eines  Vertrages  mit  England 
drängten,  wovon  nie  die  Rede  war.  Wir  müssen  nur  verhindern,  daß  die 
Engländer  in  St.  Petersburg  und  Paris  tun,  als  ob  s  i  e  unseren  Werbungen 
widerstanden    hätten 8 

7  gewiß 

Bemerkung  von  Holsteins: 

8  Das  wollen  sie  ja  eben.   H. 

Nr.  5029 
Kaiser  Wilhelm  IL  an  König  Eduard  VII.   von  England 

Abschrift 

Neues  Palais,  30.  XII.   1901 

pp.  *  The  vanishing  year  has  been  one  of  care  and  #deep  sorrow 
to  us  all  and  the  loss  of  two  such  eminent  women,  mothers  and 
Queens  as  dear  Grandmama  and  poor  mother  is  a  great  blow, 
leaving  for  a  long  time  a  void,   which  closes   up   very  slowly!    Thank 


*  Der    hier    nicht    mitgeteilte    Anfang    des    Schreibens    enthält    nur   Persönliches 
ohne   politische   Bedeutung. 

110 


God  that  I  could  be  in  time  to  see  dear  Qrandmama  once  more,  and 
to  be  near  you  and  aunts  to  help  you  in  bearing  the  first  effects 
of  the  awful  blow!  What  a  magnificent  realm,  she  has  left  you  and 
what  a  fine  position  in  the  world!  In  fact  the  first  „world  Empire" 
since  the  Roman  Empire!  May  it  always  throw  in  its  weight  on  the 
side  of  peace  and  justice!  I  gladly  reciprocate  all  you  say  about  the 
relations  of  our  two  Countries  and  our  personal  ones;  they  are  of 
the  same  blood,  and  they  have  the  same  creed,  and  they  belong 
to  the  great  Teutonic  Race,  which  Heaven  has  intrusted  with  the 
culture  of  the  world;  for  —  apart  from  the  Eastern  Races  —  there  is  no 
other  Race  left  for  God  to  work  His  will  in  and  upon  the  worlid 
except  ours;  that  is  I  think  grounds  enough  to  keep  Peace  and  to 
f oster  mutual  recognition  and  reciprocity  in  all  what  draws 
us  together  and  to  sink  every  thing  which  could  part  us!  The  Press 
is  awful  on  both  sides,  but  here  it  has  nothing  to  say,  for  I  am  the 
sole  arbiter  and  master  German  Foreign  Policy  and  the  Government 
and  Country  must  follow  me,  even  if  I  have  to  face  the  musik! 
May  Your  Government  never  forget  this  and  never  place  me  in  the 
jeopardy  to  have  to  choose  a  course  which  could  be  a  misfortune  to 
both  them  and  us! 

With  my  sincerest  wishes  for  a  happy  new  year  and  joyfully 
anticipating  Georgies  visit  here  I  remain   ever 

Your    most    affectionate    nephew 
(gez.)  William 

Nr.  5030 

Aufzeichnung  des  Botschafters  in  London  Grafen  von 
Mette  mich,  z.  Z.  in  Berlin 

Reinschrift 

Berlin,  den  28.  Dezember  1901 

Unmittelbar  vor  meiner  Abreise  nach  Deutschland  war  ich  aufs 
Land  eingeladen  zu  Lord  Lansdowne,  dem  Herzog  von  Devonshire 
und   zuletzt  zu  Lord  Salisbury. 

Mit  Lord  Lansdowne  besprach  ich  laufende  Angelegenheiten, 
ohne  politische  Themata  weiteren  Umfanges  zu  berühren,  mit  dem 
Herzog  von  Devonshire  innere  Politik,  wobei  hervorzuheben  ist,  daß 
er  die  gerade  gehaltene  Rede  Lord  Roseberys  in  Chesterfield  *  gün- 
stig  beurteilte.    Ich    ziehe    daraus    aber   noch   nicht   den   Schluß,   daß 


*  Am  16.  Dezember  hatte  Lord  Rosebery  in  Chesterfield  eine  Rede  über  den 
Burenkrieg  und  dessen  Rückwirkung  auf  die  internationale  Lage  gehalten,  die 
vielfach  als  ein  Zeichen  gedeutet  wurde,  als  ob  er  wieder  die  Führung  einer 
geeinigten   liberalen  Partei  übernehmen  wolle. 
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sich  so  bald  schon  eine  Vereinigung  der  gemäßigten  Liberalen  mit  den 
liberalen  Unionisten  vollziehen  wird.  Ich  glaube  eher,  daß  das  eng- 
lische Unterhaus  in  eine  Anzahl  von  Gruppen  zerfallen  wird,  ähnlich 
wie  bei  uns.  Vorläufig  steht  die  Regierung  Salisbury-Chamberlain 
noch  ganz  fest. 

Von  Chatsworth  nach  Hatfield  hatte  ich  London  zu  passieren, 
und  ich  erhielt  ein  Telegramm  Lord  Lansdownes,  daß  er  mich  zu 
sprechen  wünsche.  Er  wußte,  daß  ich  von  Hatfield  nach  Deutschland 
reisen  würde,  und  unterbrach  eine  Ministersitzung,  um  mich  zu 
sprechen.  Ich  ging  also  zu  ihm,  und  er  sagte  nach  einigen  einleitenden 
Bemerkungen  etwa  folgendes: 

Er  habe  schon  mehrmals  auf  der  Zunge  gehabt,  mit  mir  über  die 
Verhandlungen  zu  reden,  die  sich  im  vergangenen  Frühjahr  und  im 
Sommer  abgespielt  hätten*.  Er  habe  es  aber  bis  jetzt  unterlassen,  weil 
er  gedacht  habe,  ich  würde  vielleicht  damit  begonnen  haben.  Er  nehme 
an,  daß  ich  über  dieselben  unterrichtet  sei.  Nachdem  ich  dies  bejaht 
hatte,  bemerkte  er,  ich  solle  aus  seinem  Stillschweigen  ja  nicht 
schließen,  daß  er  an  diesen  wichtigen  Angelegenheiten  nicht  nach  wie 
vor  das  größte  Interesse  nehme.  Er  wünsche  und  hoffe,  stets  mit 
Deutschland  zusammengehen  zu  können.  Wenn  die  Verhandlungen  im 
Sommer  zum  Stillstand  gekommen  seien,  so  liege  das  daran,  daß  das 
Parlament  sich  kurze  Zeit  darauf  aufgelöst  habe  und  zu  Neuwahlen 
geschritten  worden  sei  **.  Mit  Baron  Eckardstein  habe  er  eine  etwaige 
Annäherung  Englands  an  Deutschland  mehrfach  besprochen,  und  er 
sei  auch  noch  bereit,  in  einzelnen  Fragen  Hand  in  Hand  mit  uns  zu 
gehen.  Leider  sei  der  Botschafter,  der  verstorbene  Graf  Hatzfeldt***, 
krank  gewesen,  aber  eine  höchst  interessante  Unterhaltung  habe  er 
doch  noch  mit  ihm  gehabt  f  und  darüber  eine  Aufzeichnung  gemacht. 
Aus  der  Unterhaltung  mit  dem  Botschafter  habe  er  geglaubt  ent- 
nehmen zu  sollen,  daß  es  sich  um  die  weitgehende  Frage  des  Beitritts 
Englands  zum  Dreibund  gehandelt  habe.  Er  habe  diese  Frage  zunächst 
mit  dem  Premierminister  und  mit  einem  oder  zwei  anderen  Kabinetts- 
mitgliedern besprochen,  und  man  sei  damals  zu  dem  Schluß  gekommen, 
,,that  it  seemed  rather  for  the  present  too  big  a  fence  to  ride  at", 
im  Hinblick  auf  die  beiderseitige  Volksstimmung  und  auch  darauf,  daß 
es  voraussichtlich  schwierig  gewesen  wäre,  die  Zustimmung  des  eng- 
lischen Parlaments  zu  erlangen.  Er  wiederhole  aber  nochmals,  daß 
er  sehr  geneigt  sein  würde,  mit  Deutschland  in  Fragen,  wie  sie  der 
Lauf  der  Verhältnisse  bringen  würde,  zusammenzugehen.  Er  wünsche 
nun  von  mir  zu  wissen,  ob  es  sich  lediglich  um  den  Beitritt  Englands 


*  Nämlich  über  die   Bündnisfrage. 

**  Die    Neuwahlen    hatten    schon    im    Herbst    1900    stattgefunden;    im    Sommer 

1901  —  17.  August  —  handelte  es  sich  nur  um  eine  Vertagung  des  Parlaments. 

*•*  Er  war  am  22.  November  1901  gestorben. 

f  Am  23.  Mai   1901.    Vgl.  Nr.  5010. 
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zum  Dreibund  gehandelt  habe1,  oder  ob  auch  andere  weniger  weit- 
gehende Fragen  zur  etwaigen  Erörterung  kommen  könnten. 

Ich  dankte  ihm  für  das  Vertrauen,  welches  er  mir  durch  seine  Mit- 
teilungen gezeigt  habe,  und  bemerkte,  ich  wolle  ihm  mit  der  gleichen 
Offenheit  antworten.  Ich  hätte  absichtlich  die  Frage  bisher  nicht  be* 
rührt,  weil  ich  unter  dem  Eindrucke  gestanden  hätte,  daß  ihm  oder 
wenigstens  der  englischen  Regierung  die  Weiterführung  der  dama- 
ligen Verhandlungen  nicht  am  Herzen  gelegen  hätte.  Da  er  nun  aber 
wünsche,  genau  zu  wissen,  um  was  es  sich  damals  gehandelt  habe,  so 
wolle  ich  ihm  mitteilen,  daß  damals  nicht  von  dem  einfachen  Beitritt 
Englands  zum  Dreibund  die  Rede  gewesen  sei.  Dreibund  und  England 
würden  selbständige  Gruppen  gebildet  haben,  wobei  der  eine  sich  dem 
anderen  gegenüber  verpflichtet  haben  würde,  sich  gegenseitig  zu  unter- 
stützen, wenn  er  von  zwei  Seiten  zugleich  angegriffen  worden  sei. 
Dies  wäre  eine  äußerst  einfache  Formel  gewesen,  die  den  allgemeinen 
Frieden  voraussichtlich  für  eine  Generation  sichergestellt  haben  würde. 
Entangling  alliances  mit  vielen  Verklausulierungen  seien  nicht  mehr 
modern.  Da  bei  dieser  einfachen  Bündnisformel  der  größte  Vorteil  auf 
Seiten  Englands  gelegen  haben  würde,  welches  mitsamt  seinen  Kolo- 
nien durch  die  Macht  des  Dreibundes  geschützt  und  gestützt  worden 
wäre,  so  hätte  ich  mich  allerdings  gewundert,  „that  he  did  not  jump 
at  it  last  summer",  und  ich  sei  auf  den  Gedanken  gekommen, 
daß  sich  irgendetwas  ereignet  habe  und  dazwischen  getreten 
sei,  was  sich  meiner  und  der  Kenntnis  meiner  Regierung 
entziehe.  Der  Minister  erwiderte  lebhaft,  das  sei  ganz  ge- 
wiß nicht  der  Fall,  man  sei  nur  ängstlich  gewesen,  der  großen 
Frage  unter  den  gegebenen  Verhältnissen  näherzutreten.  Ich  bemerkte 
darauf  als  meine  rein  private  Ansicht,  daß  ich  eigentlich  ganz  froh 
wäre,  daß  es  damals  zu  nichts  gekommen  sei.  Die  Stimmung  zwischen 
den  beiden  Völkern  sei  nun  einmal  bitter  „and  then  you  have  still  the 
Boer  war,  you  are  hampered  in  all  your  movements  elsewhere  and  it 
would  be  rather  serious  for  anybody  at  the  present  juncture  to  throw 
in  his  lot  with  yours".  Wir  würden  also  jeder  unsere  eigenen  Wege 
zu  gehen  haben,  ohne  daß  sich  dieselben  deshalb  zu  kreuzen  hätten. 
Ich  wisse  vielmehr,  daß  meine  Regierung  den  aufrichtigen  Wunsch 
habe,  in  Freundschaft  und  Frieden  mit  England  zu  leben.  Ob  aller- 
dings jemals  eine  Gelegenheit,  wie  sie  im  letzten  Sommer  sich  geboten 
hätte,  wiederkehren  würde,  könne  niemand  voraussagen.  In  der  Po- 
litik wie  in  allem  andern  gebe  es  keinen  Stillstand,  und  wie  es  in 
zwei  Jahren  aussehen  würde,  wisse  niemand. 

Ich  habe  absichtlich  ein  unbehagliches  Dunkel  über  die  zukünf- 
tige Gestaltung  der  deutsch-englischen  Beziehungen  im  Rahmen  der 
großen  Politik  gezogen,  einmal  um  dem  Minister  den  Glauben  gründ- 
lich zu  benehmen,  daß  wir  nach  einem  Bündnis  mit  England  drängten, 
dann  aber  auch,  um  in  ihm  das  Gefühl  aufkommen  zu  lassen,  daß  es 

8     Die  Große   Politik.     17.  Bd.  113 


doch  zu  mancherlei  Unannehmlichkeiten  für  England  kommen  könne, 
weil  es  sich  dem  Dreibund  nicht  genähert  habe.  Es  ist  nützlich, 
ihm  vor  Augen  zu  führen,  daß  die  Kreidefelsen  Lord  Salisburys  selbst 
im  Verein  mit  der  englischen  Flotte  nicht  unter  allen  Verhältnissen 
genügen.  Ich  möchte  glauben,  daß  der  Abfall  Italiens  von  England  in 
dieser  Richtung  schon  wirkt.  Auf  der  anderen  Seite  wäre  es  ein  Fehler, 
wenn  man  bei  dem  englischen  Minister  die  Ansicht  sich  befestigen 
ließe,  daß  wir  uns  definitiv  von  ihm  wenden  wollen,  denn  dann  würde 
die  englische  Regierung  wohl  zu  großen  Konzessionen  an  Rußland 
bereit  sein 2.  Es  wird  mir  aber  ein  leichtes  sein,  falls  dies  in  den 
Intentionen  der  Kaiserlichen  Regierung  liegt,  bei  meiner  Rückkehr 
nach  London  den  englischen  Minister  davon  zu  überzeugen,  daß  wir 
es  in  den  Fragen  der  großen  Politik  auch  jetzt  noch  wohl  mit  ihm 
meinen. 

Wie  ich  kürzlich  aus  London  berichtet  habe,  habe  ich  Gelegenheit 
gehabt,  Lord  Lansdowne  das  englische  Sündenregister  gegen  Italien 
vorzuhalten.  Als  eine  der  Nummern  in  demselben  habe  ich  auch  Lord 
Currie*  angeführt.  Auf  Lord  Lansdowne  machten  meine  Ausführungen 
entschieden  Eindruck.  Ich  bemerkte  aber  bald  und  besonders  in  Hat- 
field,  daß  die  Parole  ausgegeben  war,  als  ob  es  für  England  ganz 
gleichgültig  sei,  daß  Italien  und  Frankreich  sich  im  Mittelmeer  ver- 
ständigt hätten.  In  den  Leitartikeln  der  „Times"  wurde  die  Sache 
im  Gegenteil  so  hingestellt,  als  ob  der  Dreibund  einen  harten  Schlag 
erlitten  habe,  England  aber  nicht.  Lord  Salisbury  hat  Italien  stets  mit 
großer  Negligence  behandelt  und  nie  viel  von  Italiens  Treue  und 
Wehrkraft  gehalten.  Er  ist  viel  zu  klug,  um  nicht  die  Folgen  der 
jetzigen  Stellung  Italiens  gegenüber  England  zu  überblicken,  und 
weiß  ganz  genau,  daß  wir  ihn  seit  Jahr  und  Tag  gedrängt  haben, 
Italien  gegenüber  freundlichere  Saiten  aufzuspannen.  Hätte  ich  ihm 
mit  ernster  Miene  die  englischen  Unterlassungssünden  vorgehalten  und 
die  englischen  Interessen  für  bedroht  erklärt,  so  würde  er  mich  mit 
einigen  verbindlich-zynischen  Redensarten  abgespeist  und  außerdem 
den  Schluß  gezogen  haben,  daß  w  i  r  uns  durch  Englands  Verhalten 
gegen  Italien  bedroht  fühlten.  Ich  hielt  es  für  angezeigt,  dies  zu  ver- 
meiden, und  fiel  daher  Lord  Salisbury  gegenüber  in  denselben  Ton, 
der  von  ihm  angenommen  worden  war,  nämlich  daß  durch  eine  Ver- 
ständigung Italiens  und  Frankreichs  über  Mittelmeerfragen  ein  Stein 
des  Anstoßes  weggeräumt  und  eine  fernere  Garantie  des  Friedens 
erlangt  worden  sei.  Nach  dieser  Prämisse  sagte  ich  ihm  dann  nebenhin 
und  worauf  es  hauptsächlich  ankam,  daß  England  im  Mittelmeer  noch 
vereinzelter  dastehen  würde  als  bisher,  und  daß  für  die  Zusicherung 


*  Lord  Currie,  früher  Botschafter  in  Konstantinopel,  war  seit  dem  17.  November 
1898  in  Rom  Botschafter,  hatte  aber  dort  so  wenig  wie  in  der  Türkei  die 
englische    Position    zu   stärken    vermocht. 
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in  bezug  auf  Tripolis  und  Hinterland  Frankreich  wohl  an  einer  anderen 
Stelle  des  Mittelmeeres  Zukunftsversprechungen  von  den  Italienern 
erhalten  haben  werde.  Lord  Salisbury  machte  darauf  die  schon  ge- 
meldete Bemerkung,  daß  Englands  Sicherheit  nicht  so  sehr  von  Bünd- 
nissen  als   von  seinen    Kreidefelsen   und   seiner   Flotte   abhänge. 

P.  Metternich 

Randbemerkung  von  Holsteins: 

1  Nein,   gewiß    nicht. 
Randbemerkung  des  Grafen  von  Bülow: 

2  Sehr  richtig 


Nr.  5031 

Kaiser  Wilhelm  IL,  z.  Z.  in  Sandringham,  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow* 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  110  Sandringham,  den  12.  November  1902 

Besten  Dank  für  Ihre  beiden  Telegramme**.   Die  Fakta  waren  mir 
wohl  bekannt,  und  konnte  ich  Chamberlain  darauf  hinweisen,  daß  Sie 


*  Die  beiden  folgenden  Schriftstücke,  die  während  des  Besuches  Kaiser  Wil- 
helms II.  bei  König  Eduard  VII.  in  Sandringham  (8.— 20.  November  1902) 
entstanden  sind,  mögen  hier  angeschlossen  werden,  weil  sie  zeigen,  eine  wie 
starke  Verstimmung  der  unbefriedigende  Ausgang  der  Bündnisverhandlungen 
bei  Chamberlain,  der  nach  dem  Rücktritt  Lord  Salisburys  (12.  Juli  1902)  noch 
an  Einfluß  gewonnen  hatte,  zurückgelassen  hat.  Vgl.  auch  Freiherrn  von  Eckard- 
steins Bericht  vom  14.  September  1902  in  Kap.  CXI,  Nr.  5094  und  Eckardsteins 
„Lebenserinnerungen  und  Politische  Denkwürdigkeiten"  II,  397  f.  Der  Besuch 
Kaiser  Wilhelms  II.  in  England  im  November  1902  war  im  übrigen  ein  durch- 
aus familiärer,  kein  „geschäftlicher",  was  sich  schon  dadurch  kennzeichnet,  daß 
weder  der  Reichskanzler  noch  der  Staatssekretär,  ja  nicht  einmal  ein  Ver- 
treter des  Auswärtigen  Amts  den  Herrscher  begleitete.  Allerdings  hatte  der 
Kaiser  in  Sandringham  verschiedentlich  Unterredungen  mit  englischen  Staats- 
männern, erst  mit  dem  Premierminister  J.  Balfour,  dann  mit  dem  Staats- 
sekretär des  Äußern  Lord  Lansdowne.  Während  das  Gespräch  mit  dem 
letzteren  sich  vor  allem  um  die  Dardanellenfrage  drehte  (vgl.  Bd.  XVIII, 
Kap.  CXIX,  Nr.  5659),  suchte  der  Kaiser  den  Premierminister  die  Notwendig- 
keit einer  Flotte  für  Deutschland  und  die  Möglichkeit  eines  kolonialen  Zu- 
sammengehens mit  England  verständlich  zu  machen.  Es  heißt  darüber  in  einem 
Telegramm  Graf  Metternichs  vom  9.  November  aus  Sandringham  (Nr.  103): 
„Seine  Majestät  hat  sodann  dem  Premierminister  unter  einem  neuen  Gesichts- 
punkt die  Notwendigkeit  einer  Flotte  für  Deutschland  gezeigt.  Während  Eng- 
land ein  staatlich  in  sich  abgeschlossenes  Ganzes  bilde,  gleiche  Deutschland 
einem  Mosaikbilde,  in  dem  die  einzelnen  Gefüge  noch  deutlich  erkennbar 
und  noch  nicht  mit  einander  verschmolzen  seien.  Dies  zeige  sich  auch  in  der 
Armee,  die  zwar  von  dem  gleichen  patriotischen  Geiste  durchdrungen,  aber 
doch  aus  den  Kontingenten  der  verschiedenen  Staaten  zusammengesetzt  sei. 
**  Nicht  bei  den  Akten. 
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in  Deutschland  als  Pro-Engländer  angefeindet  und  daher  „Lord  Bülow" 
genannt  würden.  Das  verfing  aber  alles  nicht.  Er  ist  auf  Euere  Ex- 
zellenz und  die  „Minister"  im  allgemeinen  schwer  gereizt,  ist  per- 
sönlich unter  dem  vermeintlichen  Eindruck,  auf  das  ärgste  düpiert 
worden  zu  sein,  daher  gekränkt,  und  aus  dieser  Stimmung  heraus 
beurteilt  er  unsere  gesamte  Politik  und  Handlungen.  Diese  Gereizt- 
heit spiegelt  sich  in  den  Zeitungsartikeln  wieder,  die  er  direkt  oder 
indirekt  beeinflußt,  und  ist  auf  einen  halsstarrigen  Teil  des  Volkes 
übergegangen.  Das  ist  sehr  schade,  aber  augenblicklich  nicht  zu 
ändern.  Er  ist  absolut  maßgebend  und  allmächtig  in  England  und 
hat  alle  Klassen  des  Volkes  absolut  hinter  sich.  Das  Ministerium 
tanzt  nach  seiner  Pfeife  und  macht  nichts  Wichtiges  ohne  ihn,  nie- 
mals etwas  gegen  ihn.  Unter  diesen  Umständen  ist  es  von  dringender 
Notwendigkeit,  erstens  unsere  Presse  fest  im  Zaume  zu  halten  — 
denn  viel  mehr  ertragen  sie  hier  nicht  — ,  zweitens  in  der  äußeren  Po- 
litik nichts  weiter  tun,  was  uns  unnötig  in  Reibungen  und  Zwistig- 
keiten  mit  England  bringen  könnte,  möglichst  —  wo  angängig  — 
unter  Information  dessen,  was  kommt,  und  diese  auf  Gegenseitigkeit 
beruhend.  Daher  bin  ich  sehr  zufrieden,  daß  Seine  Majestät  einver- 
standen ist  mit  unserem  gemeinsamen  Vorgehen  in  Venezuela*,  und 
ist  daher  Herr  von  Pilgrim**  dahin  zu  instruieren,  daß  er  gleich- 
lautende Erklärungen  mit  Mr.  Haggard  ***  in  Caracas  abgibt.  Lord  Lans- 
downe  hat,  wie  mir  Graf  Metternich  sagte,  unsere  Vorschläge  gebilligt 
und    wird    Haggard    instruieren.    Der    König  wünscht    nur,    daß   an 


Das  junge  Deutsche  Reich  brauche  aber  Einrichtungen,  in  denen  es  klar  den 
einheitlichen  Reichsgedanken  verkörpert  finde.  Eine  solche  Einrichtung  sei  die 
Flotte.  Über  sie  befehle  nur  der  Kaiser,  zu  ihr  strömten  die  Deutschen  aus 
allen  Qauen,  und  sie  sei  ein  stetes  lebendiges  Beispiel  für  die  Einheit  des 
Reiches.  Schon  aus  dem  Grunde  sei  sie  nothwendig  und  sie  habe  daher  einen 
warmen  Förderer  an  Seiner  Majestät.  Seine  Majestät  hat  dann  noch  gesprächs- 
weise die  törichte  Legende  zurückgewiesen,  als  bauten  wir  eine  Flotte  um 
über  andere  herzufallen.  Auf  ein  paar  Palmenbäume  mehr  oder  weniger  in 
den  Tropen  käme  es  ihm  gar  nicht  an.  Solche  koloniale  Grenzfragen  ließen 
Sich  mit  einigem  guten  Willen  immer  leicht  regeln.  Wir  hätten  für  lange 
Zeit  hinaus  genug  fernen  Länderbesitz,  um  unsere  kolonisatorischen  Fähigkeiten 
zu  üben  und  zu  vervollkommnen.  Die  Engländer  seien  uns  in  der  Geschick- 
lichkeit der  Kolonisation  um  zweihundert  Jahre  voraus.  Wir  dagegen  hätten 
noch  zu  lernen  und  vollauf  zu  thun,  um  unsere  Kolonien  zu  verwerthen. 

Herr    Balfour   ist   auf   diese    Gesprächsthemata,   die    seinem    philosophisch 
angelegten    Geiste   besonders    zusagen,    mit   großem    Interesse   eingegangen." 

Der    Besuch    Kaiser    Wilhelms    II.    in    Sandringham    hinterließ    bei    beiden 
Herrschern    angenehme    Eindrücke.     Am    25.    November    schrieb    der    englische 
König  seinem  Neffen:     „I   trust  that  too  long   a  time  may  not  elapse  ere  we 
meet   again    as   we   can   personally   discuss   so   many   matters   together   without 
the   necessity   of   diplomatic  notes." 
*  Vgl.  Kap.  CXII. 
**  Geschäftsträger  in  Caracas. 
***  Englischer  Ministerresident  in  Caracas. 
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Washington  Mitteilung  der  beabsichtigten  Schritte  gemacht  werde; 
das  kann  auch  von  uns  aus  geschehen.  Meine  Aufnahme  hier  herz- 
lich und  liebenswürdig  wie  immer.  Bevölkerung  desgleichen  warm 
und  entgegenkommend  und  sehr  höflich,  sodaß  ich  persönlich  sehr 
zufrieden  bin.  Aber  ich  glaube,  daß  man  hier  einen  Unterschied  macht 
zwischen  „the  Kaiser"  und  „the  German  Government",  welches 
letztere  zum  Teufel  gewünscht  wird;  ebenso  wie  in  Deutschland  zwi- 
schen dem  König  und  Chamberlain,  welchen  letzteren  man  auch  an 
einen  heißen  Ort  wünscht.  Die  Schanghaier  Sache*  hat  sie  auch 
schwer  geärgert,  da  sie  als  direkte  Verletzung  unseres  Jangtse- 
abkommens  und  als  ein  Messerstich  in  den  Rücken  angesehen  wird. 
Das  ist  die  getreue  Wiedergabe  der  Eindrücke,  die  ich  hier  empfangen 
habe.  Sie  sind  politisch  unerfreulich  und  müssen  durch  viel  Geduld, 
Takt  —  auch  im  Auswärtigen  Amt  —  und  „Maul  halten"  unserer 
Presse  überwunden  werden.  Geschieht  das  nicht,  können  sehr  ernste 
Folgen  unversehens  heraufbeschworen  werden.  Also  Vorsicht!  Hier 
haben  sie  fünfunddreißig  Panzerschiffe  im  Dienst  und  wir  acht!!,  und 
werden  um  das  Jahr  1905  in  England  an  neuen  Panzerschiffen,  Kreu- 
zern und  Panzerdeckskreuzern  196  zum  Dienst  bereit  sein  gegen  46 
bei  uns! 

Wilhelm  I.  R. 


Nr.  5032 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Biilow  an  Kaiser  Wilhelm  IL, 
z.  Z.  in  Sandringham 

Telegramm.    Konzept 

Nr.  53  Berlin,  den  13.  November  1902 

Ew.  Majestät  gnädiges  Telegramm  habe  ich  mit  alleruntertänigstem 
Danke  erhalten.  Herrn  Chamberlains  Verstimmung  gegen  Deutschland 
und  Ew.  Majestät  Minister  beklage  ich  lebhaft,  der  Kolonialminister 
vergißt  aber  außer  verschiedenen  anderen  Dingen  namentlich  dreierlei: 
1.  Die  von  Lord  Salisbury  bei  allen  möglichen  Gelegenheiten  gegen 
uns  eingenommene  unfreundliche  Haltung  und  dessen  absolute  und 
zähe  Abgeneigtheit,  auf  irgendeinen  der  vielen  von  uns  gemachten  Vor- 
schläge zur  besseren  Gestaltung  der  deutsch-englischen  Beziehungen 
und  zu  einem  Hand  in  Hand  Gehen  beider  Länder  einzugehen.  2.  Die 
Beschlagnahme  deutscher,  und  zwar  nur  deutscher  Postdampfer**  im 


*  Vgl.  Bd.  XVI,  Kap.  CVIII,  Nr.  4971. 
**  Vgl.  darüber  Bd.  XV,  Kap.  CIL 
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denkbar  inopportunsten  Augenblick  und  ohne  jeden  sachlichen  Grund. 
3.  Welche  Dienste  Ew.  Majestät  durch  Allerhöchstihre  für  England  so 
freundliche  Haltung  während  des  südafrikanischen  Krieges  dem  britischen 
Reiche  erwiesen  haben. 

Unsere  Presse  ist  jetzt  im  großen  und  ganzen  unstreitig  maßvoller 
als  die  englische  und  hat  in  letzter  Zeit  gegenüber  englischen  An- 
griffen Ruhe  bewahrt.  Ich  werde  alles  tun,  um  unsere  Presse,  soweit 
wir  irgendwelchen  Einfluß  auf  dieselbe  haben,  weiter  in  dieser  Rich- 
tung zu  erhalten. 

Getreu  Ew.  Majestät  Willensmeinung  werde  ich  ferner  dafür 
sorgen,  daß  wir  in  unserer  auswärtigen  Politik  mit  England  zusammen- 
gehen, soweit  dies  nur  irgend  möglich  ist,  ohne  uns  gegen  Rußland 
vorschieben  zu  lassen. 

In  Venezuela*  legen  wir  auf  die  englische  Mithilfe  großen  Wert 
und  heißen  dieselbe  hochwillkommen,  wenn  auch  unsere  Position  da- 
selbst durch  den  jüngsten  einseitigen  Schritt  Englands  einigermaßen 
erschwert  worden  ist.  Nach  Washington  ist  die  von  Euerer  Majestät 
befohlene  Information  sofort  abgegangen. 

Über  Schanghai  besteht,  wie  Graf  Metternich  Euerer  Majestät  ein- 
gehender vortragen  wird,  nicht  die  geringste  Meinungsverschieden- 
heit mehr  zwischen  uns  und  England**.  Die  englische  Presse  und  unter 
ihrem  Einfluß  wohl  auch  die  englische  Regierung  haben  sich  bezüglich 
unserer  durchaus  korrekten  und  loyalen  Schritte  in  der  Schanghai- 
frage, die  den  englischen  Interessen  in  keiner  Weise  zu  nahe  treten, 
in  ein  Mißverständnis  verrannt,  aus  dem  sie  hoffentlich  mit  Hilfe  einer 
streng  sachlichen  offiziösen  Publikation,  die  ich  durch  Graf  Metternich 
mit  Lord  Lansdowne  vereinbaren  lasse,  baldigst  wieder  herauskommen 
werden.  Wenn  die  Engländer  entgegen  ihrer  bisherigen  Tendenz  von 
ihrem  Herausgehen  aus  Schanghai  jetzt  nichts  mehr  wissen  wollen, 
so  kann  uns  das  auch  recht  sein.  Dann  bleiben  wir  eben  weiter  mit 
ihnen  in  Schanghai. 

Mit  dem  innigen  Wunsche,  daß  Ew.  Aufenthalt  in  England  auch 
ferner  klärend  und  beruhigend  wirken  möge. 

B  ü  lo  w 


Vgl.  dazu  Kap.  CXII. 
'  Vgl.  darüber  Bd.  XVI,  Kap.  CVIII. 
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Anhan  g 

Lord  Lansdownes  Memorandum  vom  10.  August  1901 


Nr.  5033 

Aufzeichnung   des   englischen    Staatssekretärs   des 
Äußern  Marquess  of  Lansdowne 

Abschrift.    Von  König  Eduard  VII.  am  11.  August  1901  Kaiser  Wilhelm  II.. 
in    Homburg   v.   d.   H.   übergeben  * 

Memorandum   on   questions   which   may   be   mentioned 
by  the   German    Emperor   to   the   King 

London,  August  10  1901 

Chinese   Negotiations** 

His  Majesty's  Government  have  in  the  course  of  the  China 
negotiations  insisted  upon  the  necessity  of  including  in  the  arrange- 
ments  with  regard  to  the  indemnities  some  provision  which  would 
preclude  China  from  hereafter  making  separate  arrangements  with 
individual  Powers  for  the  repayment  of  her  share  of  the  debt.  The 
object  desired  was,  of  course,  to  interpose  difficulties  in  the  way 
of  „back-stairs"  transactions  to  which  the  Chinese  Government  might 
lend  itself  for  corrupt  reasons,  or  into  which  it  might  be  coerced  for 
the  purpose  of  alienating  territory  or  conferring  exclusive  Privileges, 
in  consideration  of  the  remission  of  portions  of  the  debt. 

Our  views  upon  this  subject  had  been  freely  explained  to  the 
Representative  of  the  German  Embassy,  and  we  had  every  reason  to 
suppose  that  they  were  concurred  in  by  the  German  Government. 

On  the  other  hand  it  cannot  be  too  clearly  understood  that  we 
did  not  in  the  least  desire  to  prevent  China  from  paying  of  the  whole, 
or  a  part,  of  the  bonds  before  the  expiration  of  the  allotted  time, 
provided  this  arrangement  were  made  with  the  füll  knowledge  and 
concurrence  of  the  Powers,  so  as  to  prevent  undue  preference  being 
accorded  to  any  of  them. 


•  Der  am  5.  August  in  Homburg  v.  d.  H.  erfolgte  Tod  der  Kaiserin  Friedrich 
veranlaßte  König  Eduard  VII.  zu  einer  Reise  dorthin.  Am  11.  August  wurde 
er  in  Homburg  von  dem  deutschen  Kaiserpaar  begrüßt.  Bei  dieser  Gelegen- 
heit überreichte  er  Wilhelm  II.  das  Memorandum  Lord  Lansdownes,  das  dieser 
im  Hinblick  auf  mögliche  politische  Besprechungen  der  beiden  Herrscher,  aller- 
dings nicht  in  der  Absicht  der  wörtlichen  Mitteilung  an  den  Kaiser  (vgl. 
Nr.  5023,  Fußnote*)  aufgesetzt  hatte. 
**  Näheres  darüber  in  Bd.  XVI,  Kap.  CVII,  Nr.  4934  ff. 
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It  was  therefore  with  some  surprise  that  we  learn  that  when  the 
Protocol  was  believed  to  be  nearly  ready  for  communication  to  the 
Conference  by  the  Committee,  the  German  Representative  supported 
the  Russian  Minister  in  voting  for  the  excision  of  the  clause  which 
had  been  framed  with  the  above  objects,  though  Sir  E.  Satow  had 
informed  us  that  the  German  Minister  had  instructions  and  a 
satisfactory  formula  would  probably  be  found*. 

We  also  noticed  with  regret  that  the  German  Representative  did 
not  support  Sir  E.  Satow  in  voting  against  a  most  inconvenient 
arrangement  under  which  it  was  proposed  that  the  conversion  of  the 
import  duties  from  ad  valorem  to  specific  duties  should  be  entrusted 
to*  an  unwieldy  Commission  composed  of  Representatives  of  all  the 
Powers,  each  of  which  was  to  be  at  liberty  to  have  a  vote**. 

Germany,    the   United   Staates    and    Japan    to    act   with 
Great  Britain  in  further  negotiations 

We  have  expressed  a  hope  that,  in  the  important  negotiations 
which  will  now  have  to  be  commenced  under  Article  XI  of  the  Joint 
Note,  with  regard  to  Commercial  Treaties  and  Commercial  Facilities, 
Germany,  Japan  and  the  United  States,  as  the  Powers  most  largely 
interested  in  the  trade  of  the  Far  East,  will  associate  themselves  with 
us.  It  has  been  suggested  that  the  new  negotiations  should  take 
place  at  Shanghai,  and  they  will  obviously  stand  a  better  chance  of 
success  if  the  Representatives  of  the  Powers  less  interested  in  Chinese 
trade  are  excluded.  They  can  be  given  an  opportunity  of  adhering 
at  a  later  stage. 

Claims  of  German  Shareholders  in  Netherlands  South 
Af  ri  can.  Rail  way   Company 

Baron  Eckardstein  has  intimated  to  me  that  Count  von  Bülow 
earnestly  desires  a  settlement  of  the  Claims  of  the  shareholders  in 
the  Netherlands  South  African  Railway  Company  and  of  the  claims 
arising  out  of  the  deportations  which  took  place  from  South  Africa*** 


*  Vgl.  Bd.  XVI,  Kap.  CVII,  Nr.  4927. 
**  Vgl.   ebendort  Nr.  4929. 

***  Über  die  Entschädigung  für  die  Aktionäre  der  Transvaalbahn  war  schon  seit 
einiger  Zeit  zwischen  der  englischen  und  der  deutschen  Regierung  verhandelt 
worden.  Wie  Graf  Metternich  dem  Staatssekretär  Lord  Lansdowne  am  16.  Au- 
gust vorstellte,  bedeutete  es  eine  bittere  Enttäuschung  für  die  deutschen 
Aktionäre,  daß  ihnen  eine  so  geringe  Summe  wie  130  i'  pro  Aktie  geboten 
werde.  Lord  Lansdowne  wollte  das  damit  entschuldigen,  daß  dabei  der  augen- 
blickliche Wert  der  Eisenbahn  nach  Abzug  des  Schadens  zugrunde  gelegt  sei, 
der  von  der  Bahnverwaltung  selbst  dem  Bahnmaterial  durch  Zerstörung  von 
Brücken,  Tunnels  und  Schienenwegen  zugefügt  worden  sei,  worauf  Graf  Metter- 
nich   mit    Grund    erwiderte,    nach    den    Grundsätzen    der    Billigkeit    dürften    die 
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Attention  has  been  given  to  both  of  these  questions.  I  have 
communicated  to  Baron  Eckardstein  confidentially  a  proposal  for  an 
amicable  settlement  vvith  the  German  shareholders,  upon  terms  which 
he  will  no  doubt  report  to  the  German  Government. 

The  investigation  of  the  Claims  of  persons  deported  from  South 
Africa  is  proceeding  before  Mr.  Milvain's  Commission,  but  up  to 
yesterday  no  German  claims  had  been  submitted  to  the 
Commissioners.  This  is  very  unfortunate.  There  have  been  pourparlers 
with  regard  to  the  possibility  of  a  settlement  of  all  these 
claims  out  of  court  for  a  lump  sum,  and  in  principle  I  am  not  averse 
to  this  idea  and  to  thereby  avoiding  the  expense  and  trouble  of  a 
prolongued  enquiry.  Itwould,  however,  be  very  difficult  for  His  Majesty's 
Government  to  consent  to  such  a  settlement  until  the  Commission 
had  had  an  opportunity  of  investigating  some,  at  all  events,  of  the 
German   claims,   and  forming  an   opinion   with   regard   to   them. 

Kowei  t 

It  is  possible  that  the  question  of  Koweit*  may  be  mentioned 
to  His  Majesty. 

His  Majesty  is  aware  that  His  Government  have  entered  into 
special  arrangements  with  the  Sheikh,  under  which  the  latter  is 
forbidden  to  alienate  territory  without  their  consent.  The  nature  of 
this  arrangement  was  fully  explained  in  1900  by  Sir  Nicholas  O'Conor 
to  Baron  von  Marschall  at  Constantinople.  There  are  rumours  that 
the  Turkish  Government  intend  to  attack  the  Sheikh,  and  should 
these  rumours  prove  to  be  well  founded,  it  may  be  necessary  to 
remind  the  Porte  of  the  language  held  by  Sir  N.  O'Conor  in  1900 
to  the  Turkish  Minister  for  Foreign  Affairs,  when  he  said  that  Her 
Majesty's  Government  did  not  desire  to  interfere  with  the  Status 
quoor  with  the  Sultan's  authority  in  those  parts,  but  that  they  could 
not  in  view  of  their  great  interests  in  the  Persian  Gulf  view  with 
indifference  any  action  which  would  alter  the  existing  condition  of 
affairs  or  give  another  Power  special  rights  or  Privileges  over 
territory  belonging  to  the  Sheikh  of  Koweit  with  whom  Her  Majesty's 
Government  had  certain  agreements.  He  added  that  he  trusted  His 
Excellency  would  bear  these  remarks  in  mind  in  case  any  proposals 
were  made  conflicting  vvith  our  interests,  and  he  did  so  the  more 
confidently  as  such  proposals  would  probably  also  conflict  with  the 
interests  of  Turkey. 


Aktionäre    nicht   für   Verwüstungen   verantwortlich   gemacht   werden,    an    denen 

sie  persönlich  schuldlos  seien. 

Über    die    Entschädigung    der    aus    Südafrika    Ausgewiesenen    vgl.    Nr.    5025, 

Fußnote  **•. 

*  Näheres  darüber  in  Kap.  CXIV,  B. 
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Should  anything  be  said  to  His  Majesty  with  regard  to  German 
interests  in  the  neighbourhood  of  Kowedt,  I  suggest  that  an  assurance 
migth  be  given  that  we  have  no  desire  to  refuse  facilities  to  the 
German  Government  for  Coming  to  Koweit  as  the  terminus  of  the 
Trans  -  Caspian  -  Railway,  but  that,  in  that  case,  a  previous 
understanding  with  His  Majesty's  Government  would  be  indispensable. 

Mo  rocco 

With  regard  to  Morocco*,  the  policy  of  the  German  and  British 
Governments  would  appear  to  be  identical.  Both  desire  the 
maintenance  of  the  status  quo,  and  both  would  probably  resent 
any  indignity  offered  to  the  Moorish  Envoy  who  lately  visited,  and 
was  received  with  honours  at  the  German   and  British   Courts. 

(signed)  Lansdowne 

Nr.  5034 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  Kaiser  Wilhelm  II., 
z.  Z.  in  Homburg  v.  d.  H. 

Ausfertigung 

Berlin,  den   13.  August  1901 

Euerer  Kaiserlichen  und  Königlichen  Majestät 
überreiche    ich    in    der   Anlage    alleruntertänigst    das    mir    übergebene 
Promemoria**,  von  welchem  ich  Abschrift  zurückbehalten  habe. 

Gleichzeitig  füge  ich  in  tiefster  Ehrfurcht  eine  kurze  Notiz  zu 
jedem  der  in  diesem  Promemoria  zur  Sprache  gebrachten  Haupt- 
punkte bei***. 

Treugehorsamt 
Bülow 

Anlage 
Reinschrift 

In  allen  chinesischen  Detailfragen  bestand  die  Aufgabe  des  deut- 
schen Gesandten  während  der  ganzen  langen  Monate  der  Verhand- 
lungen darin,  die  Einigkeit  zwischen  den  Mächten  zu  erhalten.  In  der 
letzten  Zeit  modifizierte  sich  die  Rolle  desselben  dahin,  daß  es  sich 
meistens  darum  handelte,  einen  Bruch  zwischen  England  einerseits 
und  den  übrigen  Interessenten  andererseits  zu  verhindern.  Dies  ist 
Herrn    von   Mumm   auch    mehrfach    gelungen,    und    es    ist   wesentlich 


*  Vgl.  dazu  Kap.  CXIII,  Nr.  5177«. 
**  Siehe  Nr.  5033. 
***  Siehe  Anlage. 
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seiner  Tätigkeit  zu  verdanken,  daß  die  Verhandlungen  heute  dem  Ab- 
schluß ziemlich  nahe  gerückt  zu  sein  scheinen.  Instruktionen  über 
Einzelfragen  sind  im  ganzen  Laufe  der  Verhandlungen  nur  ausnahms- 
weise erteilt  worden.  Die  permanente  Direktive  unseres  Vertreters 
blieb  und  bleibt  immer  die,  auf  Erhaltung  oder  Herbeiführung  des 
Einvernehmens  hinzuwirken.  Durch  eine  Einmischung  in  technische 
Einzelheiten  aus  der  Entfernung  würden  wir  fürchten,  die  Verant- 
wortung für  ein  Nichtzustandekommen   auf  uns  zu  laden. 

Als  Punkt  zwei  ist  ein  Zusammengehen  Deutschlands  mit  Eng- 
land, Amerika  und  Japan  angeregt.  Diese  weittragende  Frage  verdient 
sowohl  seitens  unserer  Vertretung  in  China  wie  auch  der  zentralen 
Organe  in  Berlin  reifliche  Erwägung  und  kann  nicht  aus  dem  Hand- 
gelenk entschieden  werden.  Der  Vorschlag  trägt  einen  exklusiven 
Charakter  gegen  diejenigen,  welche  man  zu  exkludieren  beabsichtigt. 
Hier  muß  also  deutscherseits  Genossenschaft  und  Gegnerschaft  sorg- 
fältig abgewogen  werden. 

Hinsichtlich  des  dritten  Punktes  —  Besitzrechte  in  Kueit  —  kann 
ohne  weiteres  konstatiert  werden,  daß  wir  dort  keine  Hoheitsrechte 
beanspruchen,  sondern  daß  Kueit  für  uns  lediglich  eine  wirtschaftliche 
Rolle  spielt  als  Endpunkt  für  die  in  Aussicht  genommene  Bagdadbahn. 
Die  Souveränitäts-  bezw.  Suzeränitätsfrage  hatten  wir  deshalb  noch 
keinen  Anlaß  zu  erörtern,  möchten  jedoch  darauf  hinweisen,  daß  bisher 
der  Sultan  in  Konstantinopel  als  Oberherr  des  Gebiets  von  Kueit 
gegolten  hat. 

In  Marokko  —  vierter  Punkt  —  befolgen  wir  eine  Politik  der  Zu- 
rückhaltung. Nach  den  Äußerungen  des  marokkanischen  Botschafters 
Menebhi  und  seiner  Begleitung  zu  schließen,  tut  England  das  Gleiche, 
und  erhielt  der  Botschafter  von  England  außer  guten  Ratschlägen  nur 
Wünsche  in  bezug  auf   Handelsverkehr  mit  auf  den   Heimweg. 

Was  die  Frage  der  Entschädigung  der  deutschen  Besitzer  von 
Aktien  der  Transvaaleisenbahn  anlangt,  so  sind  die  von  der  englischen 
Regierung  hierfür  vorgeschlagenen  Bedingungen  mit  einem  Bericht  der 
Kaiserlichen  Botschaft  in  London  erst  gestern  zu  später  Stunde  ein- 
gegangen. Eine  flüchtige  Prüfung  läßt  diese  Bedingungen  als  sehr 
hart  erscheinen.  Bei  der  Schwere  der  vorgeschlagenen  Bedingungen 
ist  es  nicht  möglich,  sofort  darüber  eine  Entscheidung  zu  treffen,  son- 
dern es  wird  notwendig  sein,  das  deutsche  Schutzkomitee  deswegen 
zu  befragen,  das  die  Vertretung  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  deut- 
schen  Aktienbesitzer  darstellt. 

Was  endlich  die  Ersatzansprüche  der  aus  Südafrika  ausgewiesenen 
Deutschen  anlangt,  so  ist  der  groß  britannischen  Regierung  im  Früh- 
jahr d.  Js.  durch  die  Kaiserliche  Botschaft  in  London  eine  Aufstellung 
der  geforderten  Beträge  zur  Mitteilung  an  die  mit  der  Prüfung  der 
Entschädigungsforderungen  der  Ausgewiesenen  beauftragten  englischen 
Kommission    überreicht    worden.     Nachdem    diese    Kommission    nach 
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längeren  Verhandlungen  von  ihrem  ursprünglichen  Verlangen,  die  Aus- 
gewiesenen persönlich  in  London  zu  vernehmen,  abgesehen  hatte,  ist 
jetzt  der  mit  der  Vertretung  der  beteiligten  deutschen  Interessen  von 
der  Kommission  betraute  Rechtsanwalt  Dr.  Sieveking  aus  Hamburg 
damit  beschäftigt,  den  Wünschen  der  Kommission  entsprechend  das 
schriftliche  Beweismaterial  für  die  Ansprüche  der  deutschen  Ausge- 
wiesenen zu  sammeln.  Dieses  Material  wird  der  Kommission  soweit 
als   möglich   unverzüglich   unterbreitet   werden. 

Bemerkung   Kaiser  Wilhelms   II.   am    Kopf  des  Schriftstücks: 
Einverstanden    13/VIII   1901    W. 


Nr.  5035 

Der  Stellvertretende  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes 

von  Mühlberg  an  den  Stellvertretenden  Botschafter 

in  London  Gesandten  Grafen  von  Metternich 

Konzept   von    der  Hand    des   Vortragenden    Rats    Rosen 
Nr.  726  Berlin,  den  20.  August  1901 

Ew.  übersende  ich  in  der  Anlage  ergebenst  in  zwei  Exem- 
plaren die  Abschrift  eines  Memorandums  *,  welches  auf  allerhöchsten 
Befehl  als  Antwort  auf  das  durch  Seine  Majestät  den  König  von  Eng- 
land an  Seine  Majestät  den  Kaiser  und  König  übergebene  Memo- 
randum in  englischer  Sprache  aufgesetzt  worden  ist,  um  demnächst 
durch  unsern  allergnädigsten  Herrn  dem  König  Eduard  überreicht  zu 
werden.  Das  eine  Exemplar  ist  für  die  Akten  der  Kaiserlichen  Bot- 
schaft bestimmt;  das  andere  Exemplar  wollen  Ew.  dem  Foreign 
Office  übergeben,  nachdem  Ihnen  von  hier  aus  mitgeteilt  worden  ist, 
daß  die  Begegnung  Seiner  Majestät  des  Kaisers  mit  dem  Könige  von 
England  stattgefunden  hat. 

Bei  dieser  Gelegenheit  wollen  Ew.  im  Anschluß  an  unsere  Aus- 
führungen über  Kueit  zum  Beweise  dafür,  daß  wir  dort  Hoheits- 
rechte irgendwelcher  Art  nicht  anstreben,  darauf  hinweisen,  daß  wir 
stets  dem  Sultan  den  Rat  gegeben  hätten,  seine  Autorität  —  welche 
ja  in  dem  Memorandum  des  Foreign  Office  auch  ausdrücklich  aner- 
kannt ist  —  in  unzweideutiger  Weise  in  Kueit  zur  Geltung  zu  bringen. 
Über  die  Art,  wie  diese  Mitteilung  entgegengenommen  wird,  sehe  ich 
seinerzeit   einer  gefälligen   Berichterstattung   entgegen  **. 

Mühlberg 


*  Siehe  Anlage. 

**  Näheres  in  Kap.  CXIV,  B,  Nr.  5291  ff. 
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Anlage 
Deutsches  Gegenmemorandum  * 

Konzept  von   der   Hand   des   Vortragenden    Rats    Rosen 

A  „Memorandum  on  questions  which  may  be  mentioned  by  the 
German  Emperor  to  the  King"  has  been  handed  by  His  Majesty  the 
King  to  His  Majesty  the  Emperor.  The  Imperial  Qerman  Government 
notes  with  satisfaction  the  manifest  desire  of  His  Britannic  Majesty's 
Government  to  come  to  an  understanding  on  the  principal  pending 
questions  and  avails  itself  of  this  opportunity  to  explain  the  German 
point  of  view  with  regard  to  each  one  of  the  questions  dealt  with 
in  the  Memorandum. 

I  Chinese  Negotiations.  The  Instructions  given  to  the  German 
Minister  in  Pekin  have  always  been  of  a  conciliatory  nature.  His 
Imperial  Majesty's  Government  have  been  guided,  throughout  the 
Chinese  troubles,  by  a  desire  to  prevent  a  rupture  between  the 
Powers.  Instructions  of  too  technical  or  too  special  a  nature  have, 
as  far  as  possible,  not  been  given  to  Herr  von  Mumm. 

According  to  the  latest  intelligence  from  Pekin,  an  understanding 
has,  in  the  meantime,  been  arrived  at  concerning  the  questions 
hitherto  disputed,  and  the  final  Protocol  has  meanwhile  been 
submitted  to  the  Chinese  Government  for  signature. 

II  Germany,  the  United  States  and  Japan  to  act  with  Great  Britain 
in  future  negotiations. 

The  proposal  for  a  Joint  action  of  Germany,  Great  Britain,  the 
United  States  and  Japan  in  the  negotiations  which  will  now  have 
to  be  commenced,  with  regard  to  Commercial  Treaties  and 
Commercial  Facilities  deserves  and  will  meet  with  the  most  serious 
consideration  on  the  part  of  His  Imperial  Majesty's  Government. 
At  the  same  time  it  appears  indispensable  to  examine  —  with  the 
Cooperation  of  His  Imperial  Majesty's  Minister  in  Pekin  —  the 
question  whether  or  to  what  extent  the  exclusion  of  those  Powers 
which  are  supposed  to  have  a  lesser  interest  in  Chinese  matters, 
might  have  the  effect  of  drawing  those  Powers  closer  together  and 
thus  forming  a  new  and  undesirable  groupment  of  European  States 
in  the  Far  East. 

III  Claims  of  German  Shareholders  in  Netherlands  South  African 
Railway    Company. 

On  first  perusal  of  the  British  proposals  the  following  two 
conditions  appear  to  be  particularly  onerous. 


*  Das  deutsche  Gegenmemorandum  ist  im  wesentlichen  eine  ins  Englische  über- 
tragene Paraphrase  der  vom  Reichskanzler  dem  Kaiser  am  13.  August  unter- 
breiteten Aufzeichnung  (Siehe  Nr.  5034,  Anlage). 
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1.  That  shareholders  should  receive  a  compensation  of  only  £  130. 
This  amount  would  correspond  to  a  quotation  of  about  156  percent, 
whereas,  according  to  the  Statutes  of  the  Railway  Company,  the  share- 
holders themselves  have  calculated  the  price  at  which  the  shares 
should  be  repurchased,  at  264  %  percent  and  whereas  the  shares  before 
the  war  and  even  as  late  as  this  last  Spring  have  varied  invalue  from 
220  to  230  percent.  Even  after  the  report  of  the  Transvaal  Concessions 
Commission  has  considerably  lowered  the  exchange  value  of  the 
afore-said  shares,  they  still  maintained  at  the  time  when  the 
Memorandum  was  drawn  up  (i.  e.  up  to  the  12th  of  August)  a  rate 
of  173V2  percent.  Considering  that  the  average  dividend  paid  during 
the  three  years  preceding  the  war,  viz.  1897  to  1899,  amounted 
to  125/12  percent,  the  price  now  offered  by  the  British  Government 
falls  considerably  short  of  what  the  shareholders  believe  to  be 
entitled  to  expect. 

2.  According  to  the  British  Governmenfs  proposals,  all 
shareholders  claiming  repayment  (under  B)  will  be  required  to  prove 
that  their  shares  were  private  property  previous  to  the  outbreak 
of  the  war.  With  regard  to  this  proposal  it  must  be  remembered  that, 
at  least  up  to  the  time  when  —  in  December  last  —  the  Committee 
for  the  Protection  of  German  Interests  (Deutsche  Schutzvereinigung) 
was  formed,  Transvaal  Railway  shares  were  considered  byall  capitalists 
as  a  good  investment  and,  there  being  no  difficulty  in  disposing  of 
them  at  all  Exchanges,  must  have  gone  from  hand  to  hand  very 
frequently.  It  will  therefore  be  very  difficult,  in  many  cases,  to  prove 
the   bona   fide    ownership    for   the   period    preceding    December   last. 

Considering  the  possible  far  reaching  consequences  of  these 
proposals,  the  matter  has  been  submitted  to  the  „Deutsche  Schutz- 
vereinigung". This  body  which  represents  the  interests  of  the  great 
majority  of  German  shareholders,  having  been  heard,  the  German 
answer  on  these  two  points  as  well  as  on  some  others  will  be 
explained  in  more  detail  to  the  British  Government  through  the 
German   Embassy  in  London. 

Claims    of    German    Subjects    deported    from    South-Africa. 

As  regards  the  Claims  of  German  subjects  deported  from  South 
Africa,  a  list  of  all  Claims  of  this  nature  that  have  come  to  the  notice  of 
the  Imperial  German  Government,  had  been  transmitted  in  April  through 
the  German  Embassy  in  London  for  the  „South  African  Deportation 
by  the  Military  Authorities  Compensation  Commission".  Dr.  Sieveking, 
the  barrister  appointed  to  represent  these  German  Claims,  has 
however,  in  the  outset  met  with  no  opportunity  of  pleading  these 
Claims  before  the  commission,  owing  to  a  decision  of  the  latter  that 
the  claimant  must  appear  before  them  in  person.  This  decision  was 
subsequently  dropped  as  being  unpracticable.  At  a  later  stage  Dr. 
Sieveking   did   not  consider   it   opportune   to  bring  any  Single  Claims 
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before  the  commission,  because  at  that  time  pourparlers  for  the 
settlement  of  all  these  claims  out  of  court  by  a  lump  sum  were 
taking  place. 

However,  since  in  the  Memorandum  the  desire  is  expressed  that 
the  Commission  should  investigate  some  of  the  German  claims  with 
a  view  to  afford  the  British  Government  an  opportunity  of  forming 
an  opinion  on  them,  Dr.  Sieveking  has  been  instructed  to  place  those 
cases,  vvhich  are  now  sufficiently  prepared,  before  the  Commission 
without  delay. 

3.  Kueit  (Koweit).  With  regard  to  the  third  point*  the  German 
Government  wish  to  state  that  they  have  no  desire  to  claim  any 
sovereign  or  suzerain  rights  or  Privileges  over  territory  belonging 
to  the  Sheikh  of  Kueit.  This  port  has  an  importance  for  Germany 
merely  as  the  proposed  terminus  of  the  Bagdad  Railway.  Germany 
has  had  no  motive  for  enquiring  into  the  questions  of  sovereignty 
or  suzerainty  with  regard  to  this  district,  but  wishes  to  point  out  that 
hitherto  the  Sultan  in  Constantinople  has  been  regarded  as  the 
indisputed  Sovereign  of  the  Kueit  territory.  In  so  far  as  His  Britannic 
Majesty's  Government  do  not  either  „desire  to  interfere  with  the 
Sultan's  authority  in  those  parts",  there  appears  to  exist  no  difference 
of  opinion  between  the  German  and  the  British  Governments  on 
this  point.  The  exact  nature  of  the  arrangements  existing  between 
the  British  Government  and  the  Sheikh  of  Kueit  is  not  fully  clear  to 
the  German  Government,  notwithstanding  the  explanations  given 
in  1900  by  Sir  Nicholas  O'Conor  to  Baron  von  Marschall  at 
Constantinople.  As  however  these  arrangements  appear  to  be  limited 
to  the  sale  of  ground  by  the  Sheikh,  Herr  Dr.  von  Siemens,  the  chief 
manager  of  the  Bagdad  Railway  Co.  will  be  instructed  to  come  to  a 
previous  understanding  with  the  British  Government  when  the  time 
for  purchasing  land  for  a  railway  terminus  and  a  landing  place  at 
Kueit  shall  have  come.  In  case  this  arrangement  should  not  satisfy 
the  British  Government,  the  German  Government  will  most  likely 
express  their  desire  to  be  given  füll  cognizance  of  the  arrangements 
entered  into  between  the  British  Government  and  the  Sheikh  of 
Kueit. 

4.  Morocco.  In  Morocco  we  follow  a  policy  of  reserve.  The 
Morocco  question  by  itself  is  not  sufficiently  important  for  us  to 
justify  a  policy  by  which  Germany  might  incur  the  risk  of  serious 
international    oomplications. 


*  Gemeint  ist  Nr.  III   auf  S.  127. 


9    Die  Große   Politik      17.  Bd.  129 


Kapitel  CX 

Das  Englisch-Japanische  Bündnis  und  die  Russisch- 
Französische  Gegenaktion     1901—1902 


9* 


A.  Englisch-Japanisches  Bündnis  1901 — 1902 


Nr.  5036 

Der  Geschäftsträger  in  Tokio  Graf  Botho  von  Wedel 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.  Entzifferung 
Nr.  35  Tokio,  den  .... 


[Eingetroffen  am  15.  April  1901] 

Ich  erfahre  aus  japanischer  geheimer  Quelle,  daß  japanischer  Ge- 
sandter in  London  telegraphisch  hierher  gemeldet  hat,  dortiger  deut- 
scher Geschäftsträger  habe  ihm  vertraulich  erzählt,  [Deutschland]  * 
und  England  bereiteten  ein  Abkommen  über  ostasiatische  Politik 
vor  und  beabsichtigten  demnächst,  Japan  zum  Beitritt  aufzufordern. 
Japan  solle  dabei  freie  Hand  in  Korea  erhalten  **. 

Wedel 


*  Zifferngruppe  fehlt,  an  der  eingestellten  Ergänzung  „Deutschland"  wird  nicht 
zu  zweifeln  sein. 

**  Vgl.  dazu  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  341.  Eckardstein  hat  in  einem  Privat- 
telegramm  an  Staatssekretär  Freiherrn  von  Richthofen  vom  16.  April  (siehe  das 
folgende  Schriftstück)  die  Mitteilung  Baron  Hayashis  für  „durchaus  inkorrekt" 
erklärt.  Ein  Gleiches  trifft  auf  die  Erzählung  Hayashis  in  seinen  Memoiren 
(A.  M.  Pooley,  The  secret  Memoirs  of  Count  Tadasu  Hayashi  p.  114  ff.)  zu, 
daß  Eckardstein  ihm  den  Vorschlag  einer  Tripelallianz  zwischen  Japan,  Eng- 
land und  Deutschland  zwecks  Aufrechterhaltung  des  Friedens  in  Ostasien 
unterbreitet  habe.  Aus  Eckardsteins  Telegramm  vom  16.  April  geht  vielmehr 
mit  voller  Deutlichkeit  hervor,  daß  der  Gedanke  eines  deutsch-englisch- 
japanischen Abkommens  von  Baron  Hayashi  ausgegangen  ist,  und  daß  Eckard- 
stein diesen  lediglich  ermuntert  hat,  zunächst  einmal  in  dieser  Beziehung  bei  der 
englischen  Regierung  anzuklopfen.  Mag  Eckardstein  also,  wie  er  (a.  a.  O. 
II,  285)  behauptet,  ohne  das  allerdings  durch  ein  Schriftstück  zu  belegen, 
den  Gedanken  eines  deutsch-englisch-japanischen  Bündnisses  schon  am  18.  März 
„in  einer  rein  akademischen  Form"  angeregt  haben,  so  ist  er  doch  keines- 
wegs als  der  eigentliche  Urheber  des  englisch-japanischen  Bündnisses  (vgl. 
Eckardstein  a.  a.  O.  II,  414)  einzuschätzen.  Kompromittierend  für  Eckard- 
stein ist,  daß  er  bei  der  Veröffentlichung  seines  Privattelegramms  vom 
16.  April  (a.  a.  O.  II,  339)  willkürliche  Veränderungen  vorgenommen  hat, 
die  den  Anschein  erwecken  sollen,  als  ob  die  angeblich  von  ihm  selbst  an- 
geregten Verhandlungen  über  ein  deutsch-englisch-japanisches  Bündnis  schon 
seit  dem   18.  März  schwebten,  während  es  nach   Ausweis  des  korrekten  Textes 
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Nr.  5037 

Der  Erste  Sekretär  bei  der  Botschaft  in  London  Freiherr 
von  Eckardstein  an  das  Auswärtige  Amt* 

Telegramm.  Entzifferung 
Privat  für  den  Herrn  Staatssekretär  London,  den  16.  April  1901 

Unter   Bezugnahme  auf  Telegramm   Nr.   189**. 

Ich  bin  überzeugt,  daß  die  Mitteilung  an  unseren  Geschäftsträger 
in  Tokio,  welche  übrigens  durchaus  inkorrekt***  ist,  eine  Sondierung 
über  die  etwaige  Stellungnahme  der  Kaiserlichen  Regierung  zu  einer 
von  den  Japanern  gewünschten  Erweiterung  des  deutsch-englischen 
Abkommens  einleiten  sollte. 

Bereits  vor  einigen  Tagen  hat  Baron  Hayashi  mich  gefragt,  ob  ich 
es  für  möglich  hielte,  daß  Deutschland  sich  eventuell  f  mit  Japan 
und  England  zusammen  auf  ein  auf  dem  deutsch-englischen  Abkommen 
basierendes  weitgehendes  Arrangement  zur  Erhaltung  der  offenen 
Tür  und  Integrität  Chinas  einlassen  würde.  Der  Gesandte  entwickelte 
dabei  den  Gedanken,  daß  die  drei  genannten  Mächte  sich  unterein- 
ander verpflichten  sollten,  nicht  nur  selbst  das  Prinzip  der  Integrität 
und  offenen  Tür  in  China  zu  beobachten,  sondern  auch  gegebenenfalls 
andere  dazu  anzuhalten.  Im  Falle  eines  derartigen  Arrangements 
könnte  mit  der  Mandschurei  eine  Ausnahme  gemacht  werden,  und 
es  würde  dann  nichts  schaden,  wenn  man  dieselbe  den  Russen  über- 
ließe, vorausgesetzt,  daß  die  bestehenden  Vertragsrechte  gewahrt 
blieben. 

Ich  erwiderte  dem  Gesandten,  daß  die  Ansichten  der  Kaiserlichen 
Regierung  mir  in  diesen  Fragen  nicht  bekannt  seien,  und  daß  ich  ihm 
nur  meine  persönliche  Ansicht  sagen  könnte.  Dieselbe  ginge  dahin, 
daß  ein  so  allgemeines  Abkommen,  wie  er  es  im  Auge  habe,  schwer 
durchzuführen  sein  würde.  Ich  wüßte  nicht,  ob  die  Kaiserliche  Re- 
gierung sich  überhaupt  auf  ein  derartiges  Arrangement  einlassen  würde, 
glaubte  aber,  daß,  falls  dies  der  Fall  sein  sollte,  näher  spezifizierende 
Vorschläge  Japans  vorliegen  müßten.     Im  übrigen  riete  ich  ihm,  sich 


des  Telegramms  keinem  Zweifel  unterliegen  kann,  daß  die  Keimzelle  des 
englisch-japanischen  Bündnisses  in  der  Initiative  Hayashis  bei  Freiherrn  von 
Eckardstein  kurz  vor  dem  16.  April  zu  suchen  ist.  Betreffs  der  von  Eckard- 
stein  an  dem  Wortlaut  des  Telegramms  vom  16.  vorgenommenen  Änderungen 
siehe  die  Fußnoten  zu  dem  folgenden  Schriftstück. 

*  Bereits  veröffentlicht  bei  Eckardstein  a.  a.  O.   II,   339  f.,  mit  einigen   charak- 
teristischen Abänderungen,  die  weiter  unten  wiedergegeben  sind. 
**  Durch    Telegramm    Nr.    189   war    Eckardstein    das    Telegramm    Nr.    35    aus 
Tokio   (siehe  Nr.   5036)   mitgeteilt  worden. 

***  Eckardstein  druckt  statt  „durchaus  inkorrekt"  ab:    „inkorrekt". 
t  Eckardstein  druckt:   „sich  eventuell  doch". 

136 


zunächst*   an   die   englische  Regierung  in  diesen   Fragen   zu  wenden, 
da  dieselbe  mehr  in  China  interessiert  sei  als  Deutschland. 

Baron  Hayashi  sagte  darauf,  daß  er  wiederholt  bei  der  englischen 
Regierung  angefragt  habe,  wie  sich  dieselbe  zu  dieser  und  jener  Even- 
tualität in  China  stellen  werde.  Er  habe  darauf  jedesmal  die  Ant- 
wort erhalten,  daß  England  nicht  in  der  Lage  sei,  sich  auf  irgendeine 
bindende  Abmachung  bezüglich  Chinas  einzulassen,  wenn  Deutsch- 
land nicht  gleichzeitig  dabei  beteiligt  sei.  Bis  jetzt  habe  sich  letzteres 
jedoch    allen    diesbezüglichen    Anregungen    gegenüber   kühl   verhalten. 

Japan  sei  gegenwärtig  in  einer  sehr  schwierigen  Lage  und  müsse 
sich  schlüssig  werden,  welche  Politik  es  in  China  in  Zukunft  zu  be- 
folgen habe.  Es  habe  nicht  die  Absicht,  sich  auf  territoriale  Abenteuer 
einzulassen,  und  verlange  weiter  nichts  als  die  Integrität  und  offene 
Tür  Chinas,  sowie  daß  niemand  sich  in  Korea  festsetze.  Auch  die 
wiederholt  auftauchende  Nachricht,  daß  Japan  Absichten  auf  Provinz 
Fokien  habe,  entbehre  jeder  Begründung.  Doch  liege  letztere  gegen- 
über von  Formosa,  und  Japan  müsse  daher  sein  Augenmerk  darauf 
richten,  daß  keine  andere  Macht  dort  festen  Fuß  fasse. 

Fortsetzung  folgt. 

E  ck  ardstein 


Nr.  5038 

Der  Erste  Sekretär  bei  der  Botschaft  in  London  Freiherr 
von  Eckardstein  an  das  Auswärtige  Amt  ** 

Telegramm.  Entzifferung 
Privat  für  den  Herrn  Staatssekretär         London,  den  17.  April  1901 

Fortsetzung    des    gestrigen    Privattelegramms***. 

Im  weiteren  Verlauf  des  Gesprächs  bemerkte  der  Gesandte,  daß 
die  ihm  von  seiner  Regierung  erteilten  Instruktionen  ihn  nicht  auto- 
risieren, irgendwelche  Vorschläge  der  englischen  Regierung  zu  machen, 
sondern  nur  zu  sondieren,  ob  und  wie  weit  ein  Zusammengehen  mit 
England  in  Zukunft  bei  Lösung  des  chinesischen  Problems  möglich 
sei.  Bis  jetzt  habe  er,  wie  gesagt,  seiner  Regierung  nur  melden 
können,  daß  seinem  Eindruck  nach  England  sich  auf  keine  bindenden 
Abmachungen  in  bezug  auf  China  einlassen  werde,  wenn  Deutschland 
nicht    gleichzeitig    beteiligt    sei.     Letzteres    schiene    jedoch,    wie    aus 


•Eckardstein   druckt:     „sich   weiter   an   die   englische    Regierung   in   diesen 

Fragen  zu  wenden". 

**  Bereits  veröffentlicht  bei  Eckardstein,  a.  a.  O.  II,  340  f. 

***  Siehe  Nr.  5037. 
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Äußerungen  Lord  Lansdownes   hervorgehe,  bis  jetzt  nicht  gewillt  zu 
sein,  an  weiteren  Abmachungen  in  China  teilzunehmen. 

Ich  erwiderte  darauf,  daß  ich  es  allerdings  nicht  für  leicht  hielt[e], 
die  Kaiserliche  Regierung  für  derartige  Pläne  zu  gewinnen.  Trotz- 
dem riete  ich  ihm,  die  Hoffnung  nicht  aufzugeben  und  sich  zunächst 
noch  einmal  an  die  englische  Regierung  zu  wenden.  Ohne  zu  wissen, 
ob  die  Kaiserliche  Regierung  sich  überhaupt  mit  irgendeiner  Macht 
auf  bindende  Verträge  einlassen  würde,  schiene  mir  persönlich  seine 
Idee  eine  solche,  die  jedenfalls  nicht  ohne  weiteres  fallen  gelassen 
werden  sollte.  Im  Fall,  daß  Japan  mit  direkten  Vorschlägen  an  die 
englische  Regierung  herantreten  sollte,  sei  anzunehmen,  daß  letztere 
sich  mit  der  Kaiserlichen  Regierung  sofort  in  Verbindung  setzen 
werde. 

Baron  Hayashi  erwiderte  darauf,  daß  er  in  den  nächsten  Tagen 
Lord  Lansdowne  nochmals  sondieren  werde  und  für  den  Fall,  daß 
er  einen  günstigen  Eindruck  gewönne,  seiner  Regierung  anraten 
werde,  mit  direkten  Vorschlägen  in  London  hervorzutreten.  Bis  jetzt 
bäte  er,  seine  sämtlichen  Äußerungen  als  rein  persönliche  und  aka- 
demische zu  betrachten. 

Ich  vermute,  daß  der  Gesandte  bei  dem  heutigen  Diplomaten- 
empfang die  besagte  Sondierung  bei  Lord  Lansdowne  vornehmen 
wird.  Ich  selbst  sehe  Lord  Lansdowne  heute  nachmittag  und  werde 
melden,  falls  ich  etwas  in  der  Sache  in  Erfahrung  bringe*. 

Eckardstein 


*  Über  die  Sondierung  Hayashis  bei  Lord  Lansdowne  und  die  von  diesem 
erteilte  Antwort  berichtete  Freiherr  von  Eckardstein  in  einem  Privattelegramm 
an  Holstein  vom  18.  April  (Eckardstein  a.  a.  O.  II,  341  ff.),  das  nicht  bei 
den  Akten  des  Auswärtigen  Amtes  liegt.  Aus  der  evasiven  Antwort  Lord 
Lansdownes  geht  hervor,  daß  die  englische  Regierung  am  18.  April  noch 
keineswegs  zum  Abschluß  eines  Bündnisses  mit  Japan  entschlossen  war, 
und  daß  man  diese  Unschlüssigkeit,  deren  Grund  deutscherseits  in  dem 
Charakter  Lord  Salisburys  gesucht  wurde,  hinter  dem  Vorgeben  verbarg, 
erst  mit  Deutschland  ins  reine  zu  kommen.  Andererseits  erklärte  Lord 
Lansdowne  dem  Freiherrn  von  Eckardstein,  daß  von  einem  deutsch-englischen 
Spezialabkommen  in  bezug  auf  Ostasien,  soweit  Deutschland  in  Betracht 
komme,  keine  Rede  sein  könne,  solange  ein  allgemeines  Defensivarrangement 
zwischen  England  und  dem  Dreibund  nicht  bestehe.  Da  man  nun  englischerseits 
sich  keineswegs  beeilte,  die  Frage  eines  solchen  Defensivarrangements  zu 
fördern,  Lord  Lansdowne  vielmehr  zunächst  am  20.  April  erklärte,  daß 
das  englische  Kabinett  erst  die  Rückkehr  Lord  Salisburys  von  der  Riviera 
(10.  Mai)  abwarten  müsse,  um  eine  Entscheidung  der  Frage  herbeizuführen 
(vgl.  Kap.  CIX,  Nr.  5002),  und  da  diese  Frage  auch  nach  Lord  Salisburys 
Rückkehr  in  einer  so  lauen  Weise  betrieben  wurde,  daß  in  Berlin  die  ernste- 
sten Zweifel  auftauchten,  ob  es  England  Ernst  mit  der  Verwirklichung  des 
Defensivarrangements  sei  (vgl.  Kap.  CIX,  Nr.  5007),  so  muß  man  annehmen, 
daß  auf  englischer  Seite  im  Gegensatz  zu  Japan  keine  Neigung  bestand,  mit 
Deutschland  und  Japan  zusammen  einen  ostasiatischen  Dreibund  zu  bilden.  Zu 
denken   gibt   auch    Lord   Lansdownes   Äußerung   zu  Freiherrn   von   Eckardstein, 
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Nr.  5039 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr  von 
Richthof en  an  den  Gesandten  in  Tokio  Grafen  Arco-V alley 

Telegramm.  Konzept 

Nr.   35  Berlin,  den  27.  Juni  1901 

Schon  seit  einiger  Zeit  deuten  Anzeichen  darauf  hin,  daß  Ruß- 
land die  Eventualität  eines  Angriffs  von  japanischer  Seite  wegen 
Mandschurei  bezw.  Korea*  ins  Auge  faßt.  Die  russische  Regierung 
glaubte  immer  schon,   daß  zwar  Marquis   Ito   mit  allen  Mitteln  einen 


daß  er  die  beiden  Angelegenheiten  eines  englischen  Defensivabkommens  mit 
dem  Dreibund  und  eines  deutsch-englisch-japanischen  Spezialabkommens  in 
bezug  auf  Ostasien  „ganz  getrennt"  zu  behandeln  gedenke  (Eckardstein 
a.  a.  O.  II,  342).  Hätte  es  in  Lord  Lansdownes  Wunsch  gelegen,  in  ein  engeres 
Verhältnis  zu  Deutschland  zu  treten,  so  würde  er  vielmehr,  wie  es  sich  ja  auch 
Freiherr  von  Eckardstein  angelegen  sein  ließ  (vgl.  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  286), 
die  eine  Angelegenheit  durch  die  andere  zu  fördern  gesucht  haben.  Für 
Deutschland  lag  die  Sache  insofern  anders,  als  bei  der  Vorwegnahme  eines 
ostasiatischen  Spezialabkommens  zwischen  Deutschland,  England  und  Japan 
das  Interesse  Englands,  sich  durch  ein  allgemeines  Abkommen  an  Deutschland 
bzw.  den  Dreibund  anzugliedern,  möglicherweise  geschwächt  werden  konnte. 
Folgerichtig  hat  Holstein  am  18.  April  den  Freiherrn  von  Eckardstein  ge- 
warnt, das  deutsch-englisch-japanische  Spezialabkommen  zu  sehr  zu  betreiben 
(Eckardstein  a.  a.  O.  II,  343).  Die  Frage  scheint  Holstein  allerdings  nicht  er- 
wogen zu  haben,  ob  nicht  aus  einem  neuen  deutsch-englisch-japanischen 
ostasiatischen  Dreibund  umgekehrt  bei  beiderseitigem  ernstlichem  Willen  eine 
Angliederung  Englands  an  den  Dreibund,  nach  der  man  deutscherseits  doch  oft 
und    nachhaltig    gestrebt    hat,    sich   ergeben    könnte. 

Aus  Hayashis  Memoiren  (p.  119  ff.)  geht  übrigens  hervor,  daß  Lord  Lans- 
downe  auch,  als  Hayashi  um  die  Mitte  Mai  die  Angelegenheit  eines  englisch- 
japanischen Bündnisses  erneut  zur  Sprache  brachte,  sich  noch  nicht  schlüssiger 
geworden  war.  Eine  weitere  Verzögerung  trat  durch  den  Sturz  des  japanischen 
Ministeriums  Ito  ein,  das  Anfang  Juni  durch  ein  Ministerium  Katsura  ersetzt 
wurde.  So  ruhte  nach  Hayashi  die  ganze  Bündnisfrage  bis  Mitte  Juli,  wo  sie 
von  neuem  und  zwar  nach  Hayashi  (p.  131)  diesmal  von  englischer  Seite  an- 
geregt wurde.  Bei  den  neuen  Verhandlungen  scheint  charakteristischerweise 
von  einem  Hinzutritt  Deutschlands  zu  einem  Abkommen  überhaupt  nicht  mehr 
die  Rede  gewesen  zu  sein.  Ob  das  damit  zusammenhängt,  daß  der  deutsche 
Vertreter  nach  dem  Ministerwechsel  in  Japan  den  Auftrag  erhalten  hat,  dem 
neuen  Ministerium  für  den  Fall  eines  Konflikts  mit  Rußland  eine  wohlwollende 
Neutralität  (und  nicht  mehr)  in  Aussicht  zu  stellen?  Siehe  das  folgende 
Schriftstück. 

*  Schon  bei  den  ersten  Erörterungen  zwischen  Baron  Hayashi  und  Lord  Lans- 
downe  über  das  Projekt  eines  englisch-japanischen  Ostasien-Abkommens  im 
April  1901  war  zutage  getreten,  daß  Japan  sich  weniger  für  die  Mandschurei, 
welche  es  allenfalls  den  Russen  überlassen  wollte  (vgl.  Nr.  5037)  als  vielmehr 
für  Korea  interessierte.  Nach  Hayashis  Vorschlägen  in  Tokio  sollte  einer  der 
Hauptpunkte  des  künftigen  Abkommens  der  sein,  daß  Japan  „having  greater 
interests  in  Korea  than  any  other  country,  should  be  allowed  freedom  of  action 
in   Korea".    The   secret   Memoirs   of   Count   Tadasu   Hayashi   p.    118. 
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Konflikt  mit  Rußland  zu  vermeiden  bestrebt  sei,  daß  aber  die  krie- 
gerischen Einflüsse  in  Japan  in  stetem  Wachsen  seien.  Der  letzte 
Ministerwechsel  dürfte  die  russischen  Besorgnisse  vermehrt  haben.  Es 
würde  mir  von  großem  Interesse  sein,  von  Ew.  pp.  einiges  über  die 
Ansichten  der  leitenden  Persönlichkeiten  des  neuen  Ministeriums  draht- 
lich zu  erfahren. 

Gegen  Deutschland  haben  die  Japaner  immer  noch  einen  Rest  von 
Mißtrauen  bewahrt,  und  es  mag  dort  wohl  noch  Leute  geben,  welche 
an  die  Möglichkeit  glauben,  daß  wir  wiederum  wie  im  Frühjahr  1895 
die  Bildung  eines  ostasiatischen  Dreibundes  mit  Rußland  und  Frank- 
reich begünstigen  würden.  Diesem  Argwohn  werden  Ew.  pp.  da,  wo 
er  bemerkbar  wird,  mit  ruhiger  Entschiedenheit  entgegentreten  nach 
Maßgabe  der  Direktive  im  Telegramm  Nr.  84/1900*.  Im  vorigen  Jahre 
soll  sogar  Vicomte  Aoki  noch  den  Verdacht  geäußert  haben,  daß 
Deutschland  Rußland  gegenüber  Verpflichtungen  hinsichtlich  Koreas 
eingegangen  sei.  Der  Gedanke  liegt  nahe,  daß  die  russische  Diplo- 
matie, sei  es  in  Tokio,  sei  es  in  Petersburg  oder  anderswo,  bemüht 
gewesen  ist,  die  Japaner  durch  Andeutungen  dieser  Art  einzuschüchtern. 
Die  ganze  deutsche  Politik  aber  kommt  in  ein  schiefes  Licht,  wenn 
dieser  Verdacht  bestehen  bleibt. 

Ein  anderer  Punkt,  über  welchen  wir  eine  Ungewißheit  nicht 
bestehen  lassen  dürfen,  ist  die  Tatsache,  daß  bei  Abschluß  des 
deutsch-englischen  China-Abkommens  vom  16.  Oktober  v.  Js.  die 
Mandschurei  nach  ausdrücklicher  Verabredung  zwischen  Lord 
Salisbury  und  dem  kaiserlichen  Vertreter  nicht  zu  den  Gebieten 
gerechnet  wurde,  auf  welche  das  Abkommen  sich  erstrecken  sollte.** 
Lord  Lansdowne  hat  auch  nachträglich  im  Parlament  die  Richtigkeit 
dieser  Auffassung  des  Vertrages  anerkannt. 

Falls  Ew.  pp.  vom  Ministerpräsidenten  oder  vom  auswärtigen 
Minister***  gefragt  werden,  welche  Haltung  Deutschland  in  einem 
Kriege  einnehmen  würde,  den  Japan  unternähme,  um  eine  Schä- 
digung  seiner    Interessen    in    Korea    zu   verhindern,    wollen    Ew.   pp. 


*  In  Telegramm  Nr.  84  vom  9.  November  1900  nach  Tokio  hatte  es  geheißen: 
„Für  Deutschland  würde  das  Vorgehen  von  Japan  in  Korea  nicht  bedrohlich, 
das  Vorgehen  in  Fokien  aber  höchst  unerwünscht  sein.  Daß  Deutschland 
mit  Bezug  auf  Korea  weder  für  Interessen  noch  für  übernommene  Verbind- 
lichkeiten einzutreten  hat,  daß  wir  überhaupt  mit  Rußland  keinen  einzigen 
politischen  Vertrag  irgendwelcher  Art  haben,  sind  Tatsachen,  welche  Ew.  pp. 
in  einem  psychologischen  Moment,  d.  h.  wenn  Graf  Ito  oder  Herr  Kato 
das  Thema  anregen  und  sich  bemüht  zeigen,  diese  Punkte  aufzuklären, 
unbefangen  werden  konstatieren  können.  Eine  Anregung  des  Themas  von  Ihrer 
Seite  könnte  die  mißtrauischen  Japaner  zu  dem  Verdachte  bringen,  daß  wir 
sie  gegen  Rußland  hetzen  wollen." 
**  Vgl.   Bd.  XVI,   Kap.   CV,  Nr.  4722  und  4728. 

***  Finanzminister    Sone    führte    bis    Mitte    September    1901     provisorisch    das 
Außenministerium. 
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antworten,  Deutschland  werde  eine  korrekte  aber  wohlwollende  Neu- 
tralität Japan  gegenüber  beobachten  und  werde  die  Kriegslage  eben- 
sowenig benutzen,  um  Japan  Schwierigkeiten  zu  machen,  wie  wir 
die  gegenwärtige  lange  andauernde  südafrikanische  Verwicklung  irgend- 
wie gegen  England  ausgenutzt  haben.  Deutschland  habe,  wie  gesagt, 
kein  besonderes  Interesse  an  Korea.  Wenn  ein  solches  vorläge, 
würden  wir  Japan  schon  jetzt  warnen,  ebenso  wie  wir  im  Frühjahr 
1895  durch  Telegramm  vom  6.  März  Nr.  6  an  den  deutschen  Vertreter 
in  Tokio  die  japanische  Regierung  freundschaftlich  und  offen  vor  der 
Festsetzung  auf  den  Halbinseln  Liautung  und  Schantung  gewarnt 
haben,  sobald  dieser  japanische  Plan  für  uns  erkennbar  ward*. 

Es  ist  endlich  auch  die  Möglichkeit  in  Betracht  zu  ziehen, 
daß  Ihrem  russischen  Kollegen**  hinterher  wieder  zugetragen  wird, 
daß  Ew.  pp.  erklärt  haben,  Deutschland  habe  weder  Verpflich- 
tungen noch  besondere  Interessen  bezüglich  Koreas  oder  der  Man- 
dschurei und  werde  daher  dieser  Gebiete  wegen  nicht  aus  der 
Neutralität  heraustreten.  Wenn  alsdann  Herr  Iswolsky  Sie  direkt 
fragt,  können  Sie  jene  Äußerungen  einfach  zugeben  und  dabei  be- 
merken, dieselben  beruhten  auf  Instruktion.  Diese  Instruktion  — 
und  ich  bemerke,  daß  die  Zeitfrage  wichtig  ist  —  hätten  Sie  bereits 
als  Ihrem  Vorgänger  erteilt  vorgefunden.  Dieselbe  sei  bisher  nicht 
zurückgenommen. 

Wie  gesagt,  wollen  Ew.  pp.  fortgesetzt  ein  scharfes  Auge  darauf 
haben,  ob  von  russischer  oder  französischer  Seite  versucht  wird, 
die  freie  Unabhängigkeit  unserer  Politik  Japan  gegenüber  zu  ver- 
dächtigen und  Deutschland  als  im  Schlepptau  anderer  Mächte  be- 
findlich darzustellen.  Bitte  um  Telegramm,  so  oft  derartige  Ver- 
suche zu  Ihrer  Kenntnis   kommen. 

Rieh  thof en 


Nr.  5040 

Der  Geschäftsträger  in  London  Freiherr  von  Eckardstein 
an  das  Auswärtige  Amt  *** 

Telegramm.  Entzifferung 

Privat  für  Baron  von  Holstein  London,  den  19.  Juli  1901 

Lord  Lansdowne,  welchen  ich  in  den  letzten  Tagen  verschiedent- 
lich auf  die  Gefahren  und  Symptome  einer  japanisch-russischen  An- 
näherung aufmerksam  gemacht  hatte,   erzählt  mir  im  strengsten  Ver- 


*  Vgl.  Bd.  IX,   Kap.  LVII,   Nr.  2226. 

**  Iswolsky. 

***  Bereits  veröffentlicht  bei  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  370. 
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trauen,  er  habe  gestern  eine  längere  Unterredung  mit  dem  japanischen 
Gesandten  gehabt  und  ihm  gesagt,  er  werde  alles  nur  mögliche  tun, 
damit  die  englische  Regierung  etwaigen  Wünschen  Japans  nach- 
käme. Der  Gesandte  habe  ihm  darauf  geantwortet,  daß  er  für  den 
Moment  keine  Wünsche  seiner  Regierung  vorzubringen  habe;  doch 
sei  es  möglich,  daß  er  in  nächster  Zeit  mit  solchen  hervortreten 
würde*. 

Auf  die  Frage  Lord  Lansdownes,  ob  das  in  der  Presse  aufge- 
tauchte Gerücht,  wonach  Rußland  und  Frankreich  Japan  finanzielle 
Hülfe  angeboten  hätten,  zutreffend  sei,  erwiderte  der  Gesandte,  daß 
Rußland  erst  ganz  kürzlich  wieder  in  Tokio  erklärt  habe,  es  sei  gern 
bereit  und  jeden  Augenblick  in  der  Lage,  der  japanischen  Regierung 
eine  größere  Anleihe  in   Paris  zu  beschaffen.    Seines,   des  Gesandten, 


*  Über  die  zweite  Phase  der  englisch-japanischen  Bündnisfühler,  die  mit  den 
Eröffnungen  des  englischen  Gesandten  in  Tokio  gegenüber  Baron  Hayashi  vom 
15.  Juli  und  Lord  Lansdownes  Mitteilungen  vom  31.  Juli  (vgl.  Hayashi  a.  a.  O. 
p.  121  ff.)  beginnt,  bringt  Freiherr  von  Eckardstein  in  seinen  Erinnerungen 
außer  dem  obigen  Telegramm  keine  weiteren  Angaben  mehr,  ebensowenig  über 
die  seit  Mitte  Oktober  ernstlich  einsetzenden  Verhandlungen.  Auch  an  offiziellen 
Berichten  Eckardsteins  und  des  im  August  1901  die  Geschäfte  des  Botschafters 
Grafen  Hatzfeldt  übernehmenden  Grafen  Metternich  über  die  englisch- 
japanischen Bündnisverhandlungen  fehlt  es  ganz  in  den  Akten  des  Auswärtigen 
Amts,  die  nur  einige  Schriftstücke  über  das  absichtlich  von  japanischer  Seite 
inszenierte  japanisch-russische  Zwischenspiel  (vgl.  Hayashi  a.  a.  O.  p.  124  f.) 
enthalten;  erst  nach  erfolgtem  Abschluß  des  englisch-japanischen  Vertrages 
—  30.  Januar  1902  —  erhielt  Graf  Metternich  von  Lord  Lansdowne  Kenntnis 
von  dem,  was  sich  abgespielt  hatte.  So  sind  wir  für  unsere  Kenntnis  noch 
fast  ganz  auf  die  Memoiren  Hayashis  angewiesen,  aus  denen  sich  ergibt,  daß 
dieser  am  20.  November  1901  die  Zuziehung  Deutschlands  zu  den  Ver- 
handlungen und  später  nach  abgeschlossenem  Bündnis  die  Aufforderung 
Deutschlands  zum  Beitritt  zur  Sprache  brachte,  beide  Male  aber  von  Lord 
Lansdowne  abgewiesen  wurde  (p.  186,  188  ff.).  König  Eduard  hat  sich  nach 
Hayashis  Mitteilung  sogar  gegen  die  Mitteilung  von  dem  Abschluß  des  Ver- 
trages an  die  deutsche  Regierung  gesträubt  (das.  p.  190).  Vgl.  dazu  auch 
Eckardstein  a.  a.  O.  II,  379.  Eckardsteins  These,  daß  das  englisch-japanische 
Bündnis  „durch  die  Torheit  der  deutschen  Diplomatie"  ohne  Beteiligung 
Deutschlands  zustande  gekommen  sei,  steht  insofern  nicht  auf  festen  Füßen, 
als  die  deutsche  Diplomatie  gar  nicht  in  der  Lage  gewesen  ist,  zu  der  Frage 
einer  Beteiligung  Deutschlands  an  einem  englisch-japanischen  Bündnis  positiv 
Stellung  zu  nehmen. 

Daß  Kaiser  Wilhelm  IL,  wie  Eckardstein  im  November  1901  von  dem 
Staatssekretär  Freiherrn  von  Richthofen  gelegentlich  eines  Aufenthalts  in  Berlin 
im  November  1901  erfahren  haben  will  (Eckardstein  a.  a.  O.  II,  361),  ein 
grundsätzlicher  Gegner  eines  Bündnisses  mit  Japan  gewesen  sei,  findet  in  den 
Akten  keine  Stütze.  Wäre  dem  so  gewesen,  so  hätte  der  Kaiser  doch  wohl 
kaum  bei  dem  Besuch  König  Eduards  in  Wilhelmshöhe  am  23.  August  1901 
England  einen  schweren  Vorwurf  daraus  gemacht,  sich  nicht  mit  größerer 
Tatkraft  und  Entschiedenheit  auf  Japans  Seite  gestellt  zu  haben.  Sein  eigenes 
Nichteintreten  für  Japan  in  den  ostasiatischen  Fragen  hat  der  Kaiser  bei 
dieser  Gelegenheit  damit  begründet,  daß  Deutschland  keine  Flotte  für  solche 
Unternehmungen  habe.    Vgl.  Kap.  CIX,  Nr.  5023. 
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Wissens    habe    man   jedoch    bis    jetzt   jedes    derartige    Anerbieten    in 
Tokio   abgelehnt. 

Ob  England  eventuell,  falls  angegangen,  Japan  finanziell  zu  Hülfe 
kommen  wird,  darüber  hat  Lansdowne  sich  nicht  geäußert,  ich  habe 
aber  den  bestimmten  Eindruck,  daß  er  persönlich  alles  daran  setzen 
wird,  um  etwaige  Wünsche  der  Japaner  zu  erfüllen. 

Das  neulich  von  mir  in  [die]  „Daily  Mail"  lancierte  Telegramm 
aus  Tokio  hat  in  politischen,  besonders  aber  auch  in  den  in  China 
interessierten    Finanzkreisen  sichtbaren   Eindruck   gemacht. 

Über  allgemeine  äußere  Politik  hier  folgt  demnächst  Bericht. 
Ich  selbst  verhalte  mich  natürlich  vollständig  abwartend. 

Eckardstein 


Nr.  5041 

Der  Geschäftsträger  In  London  Freiherr  von  Eckardstein 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.  Entzifferung 
Nr.  531  London,  den  26.  Juü  1901 

Hiesiger  japanischer  Gesandter  erzählt  im  strengsten  Ver- 
trauen, sein  Kollege  in  St.  Petersburg  *,  welcher  ganz  kürzlich 
eine  längere  Unterredung  mit  Herrn  Witte  gehabt,  habe  seiner  Re- 
gierung gemeldet,  daß  er  den  bestimmten  Eindruck  gewonnen  habe, 
als  wünsche  Witte  um  jeden  Preis  eine  Einigung  zwischen  Japan 
und  Rußland  wegen  Korea  und  sei  geneigt,  eine  solche  auf  folgender 
Basis  herbeizuführen: 

„Korea  bleibt  neutrales  Gebiet.  Japan  erhält  jedoch  das  Recht, 
der  koreanischen  Regierung  administrative  und  finanzielle  Ratgeber 
zu   stellen    sowie   den   obersten    Polizeibeamten    und   dessen    Organe. 

Hierfür  verpflichtet  sich  Japan,  die  Vorherrschaft  Rußlands  in 
der  Mandschurei  offiziell  anzuerkennen." 

Baron  Hayashi  bemerkte  hierzu,  daß  seine  Regierung  die  wieder- 
holten Vorschläge  Rußlands  einer  Neutralisation  Koreas  aus  zwei 
Gründen  abgelehnt  habe:  1.  weil  man  die  russischen  Vorschläge  nicht 
für  bona  fide  angesehen  habe,  2.  weil  man  der  Ansicht  sei,  daß  Korea 
sich  nicht  selbst  regieren  könne. 

Letzteres  Bedenken  falle  auf  Grund  der  neuen  Basis  fort,  und  die 
öffentliche  Meinung  Japans  würde  sich  mit  dieser  Konzession,  wodurch 
Korea  ungefähr  in  dasselbe  Verhältnis  zu  Japan  wie  Ägypten  zu  Eng- 
land treten  würde,  zufrieden  geben.  Ob  Rußland  dagegen  bona  fide 
zu  handeln  beabsichtige,  sei  eine  Ansichtssache.    Er  persönlich  glaube 


*  Chinda  Sutemi. 
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nicht  an  eine  bona  fides  Rußlands.  Was  das  gegenwärtige  japanische 
Kabinett  betreffe,  so  seien  die  Ansichten  hierüber  geteilt.  Der  Aus- 
wärtige Minister  Herr  Sone  gehöre  zu  denjenigen,  welche  französisch- 
russische  Sympathien  hätten,  doch  sei  es  nicht  wahrscheinlich,  daß  der 
Premierminister,  General  Katsura,  sowie  die  Mehrzahl  der  Kabinetts- 
mitglieder den  neuen  halbamtlichen  Vorschlag  des  Herrn  Witte  ernst 
nehmen  würden. 

Eckardstein 


Nr.  5042 

Der  Botschafter  in  Petersburg  Graf  von  Alvensleben 
an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 
Nr.  896  St.  Petersburg,  den  4.  Dezember  1901 

Marquis  Ito  *  verläßt  heute  nach  zehntägigem  Aufenthalte  St.  Pe- 
tersburg, nachdem  er  hier  fortgesetzt  von  den  russischen  offiziellen 
Kreisen  mit  besonderer  Aufmerksamkeit  behandelt  worden  ist  und  die 
gesamte  russische  Presse  ihm   schmeichelhafte   Artikel  gewidmet  hat. 

Trotzdem  ist  kaum  anzunehmen,  daß  die  Besprechungen,  welche 
Marquis  Ito  hier  gehabt  hat,  zu  einem  greifbaren  Ergebnis  geführt 
haben;  es  dürfte  russischerseits  vielmehr  der  Wunsch  maßgebend  ge- 
wesen sein,  den  in  seiner  Heimat  einflußreichen  Staatsmann,  dessen  ver- 
söhnliche Gesinnungen  bekannt  sind,  möglichst  vorteilhafte  Eindrücke 
von  hier  mitnehmen  zu  lassen. 

Es  hat  den  Anschein,  als  ob  die  Reise  des  Marquis  Ito  nach 
St.  Petersburg  eine  Orientierung  darüber  bezweckte,  in  welcher  Weise 
die  zwischen  Rußland  und  Japan  bezüglich  der  Mandschurei  und  Korea 
bestehenden  Differenzpunkte  beglichen  werden  könnten. 

Charakteristisch  für  den  russischen  Standpunkt  ist  die  Haltung  der 
hiesigen  Presse,  welche  nur  von  Differenzen  wegen  Korea  spricht  und 
die  Mandschurei  als  Diskussionsobjekt  bei  einer  mit  Japan  anzu- 
bahnenden  Verständigung  von  vornherein   ausschließen   will. 

Von  verschiedenen  Seiten  bin  ich  hier  der  Behauptung  begegnet, 
daß  es  dem  bei  der  chinesischen  Regierung  von  japanischer  Seite 
geltend   gemachten   Einfluß   zuzuschreiben   sei,   wenn   die  Vertragsver- 


*  Über  die  Reise  des  früheren  Ministerpräsidenten  Marquis  Ito,  der  sich  über 
Paris  zunächst  nach  Petersburg,  später  nach  Berlin  und  London  begab,  be- 
finden sich  außer  dem  vorliegenden  Berichte  bei  den  Akten  nur  einige  die 
Person  Itos  charakterisierende  Berichte  aus  Tokio.  Bezüglich  des  Zwecks 
und  der  Bedeutung  der  Mission  Itos  für  die  endgültige  Orientierung  der 
japanischen  Politik  vgl.  Hayashi  a.  a.  O.  p.  137  ff.,  155  ff.  und  Eckardsteih 
a.  a.  O.  II,  360  f. 
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handlungen  zwischen  Rußland  und  China  vor  längerer  Zeit  ins  Stocken 
geraten  seien.  Der  englische  Geschäftsträger*  hat,  wie  ich  erfahre, 
sich  auch  hierüber  im  Sinne  der  Meldung  der  „Times"  geäußert.  Man 
soll  sich  nun  hier  bemüht  haben,  den  Marquis  Ito  davon  zu  über- 
zeugen, wie  die  Unterbrechung  der  Verhandlungen  keineswegs  im 
Interesse  Chinas,  beziehungsweise  Japans  liege,  da  sie  nur  eine  Ver- 
zögerung der  Räumung  zur  Folge  haben  müsse. 

Über  die  in  Paris  wegen  einer  Anleihe  seitens  des  Marquis  Ito 
geführten,  aber  nicht  zum  Abschluß  gebrachten  Verhandlungen  höre 
ich,  daß  ihm  dort  zu  verstehen  gegeben  worden  sei,  zunächst  in 
St.  Petersburg  zu  einer  Verständigung  zu  gelangen,  da  Anstand  ge- 
nommen werde,  Japan  zu  Geld  zu  verhelfen,  welches  unter  Umständen 
gegen  den  Alliierten  benutzt  werden  könnte1. 

Marquis  Ito,  der  sich  über  Paris  nach  London  begibt,  wird  von 
hier  mit  dem  Eindrucke  abreisen,  außergewöhnlich  freundlich  behandelt 
worden  zu  sein.  Der  ihm  zuteil  gewordene  glänzende  Empfang  wird 
ihn  indessen  schwerlich  darüber  täuschen,  daß  die  ihm  erwiesenen 
Aufmerksamkeiten  seiner  Person  galten  und  ihre  Erklärung  in  dem  Be- 
dürfnis Rußlands  finden,  vorderhand  ernsten  Verwickelungen  in  Ost- 
asien aus  dem  Wege  zu  gehen  und  eine  vorzeitige  Zuspitzung  des 
Interessengegensatzes  zwischen  Rußland  und  Japan  hintenanzuhalten2. 

Alvensleben 

Randbemerkungen   Kaiser  Wilhelms  II.: 

1  Von   Petersburg  her  befohlen 

2  richtig!   bis    1904! 

Nr.  5043 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  das 

Auswärtige   Amt 

Telegramm.  Entzifferung 

Nr.  74  London,  den  3.  Februar  1902 

Lord  Lansdowne  hatte  mich  vorgestern  wissen  lassen,  daß  er 
mich  heute  zu  sprechen  wünsche.  Er  begann  seine  Mitteilung  heute 
mit  der  Bemerkung,  daß  er  in  früheren  Phasen  der  ostasiatischen  Frage 
stets  in  Gedankenaustausch  mit  der  Kaiserlichen  Regierung  getreten 
sei1.  Er  wünsche  diese  Gewohnheit  der  offenen  Aussprache  beizu- 
behalten, und  er  wünsche  mich  daher  ganz  vertraulich  davon  in 
Kenntnis  zu  setzen,  daß  zwischen  der  englischen  und  japanischen  Re- 
gierung gerade  ein  geheimer  Vertrag  bezüglich  Koreas  abgeschlossen 
worden  sei.  Mit  der  Zeit,  und  den  Wünschen  Japans  Rechnung 
tragend,  werde  die  eine  oder  die  andere  Bestimmung  des  Vertrags  be- 


*  Charles   Hardinge. 

10    Die  Große   Politik      17.  Bd.  145 


kannt  gegeben  werden.  Die  Kaiserliche  Regierung  sei  aber  die 
einzige  Regierung,  welche  jetzt  von  dem  Vertrage  Kenntnis  erhielte*. 
Es  geschehe  dies  auch  schon  deshalb,weil  Seine  Majestät  der  Kaiser 
seinerzeit  sich  Sir  Frank  Lascelles  gegenüber  dahin  ausgesprochen  habe, 
daß  die  großbritannische  Regierung  sich  über  ihre  Pläne  im  fernen 
Osten  mit  der  Kaiserlichen  Regierung  ins  Einvernehmen  setzen  solle. 

Der  Inhalt  des  englisch-japanischen  Übereinkommens,  welches  am 
30.  v.  Mts.  in  London  gezeichnet  worden  ist,  betrifft  folgende  Punkte: 

Unter  Anerkennung  der  Unabhängigkeit  und  Integrität  Chinas  und 
Koreas  erkennen  beide  Mächte  sich  gegenseitig  das  Recht  zu,  zur 
Wahrung  ihrer  speziellen  Interessen  gegen  fremde  Angriffe  oder  innere 
Unruhen  alle  erforderlichen  Maßnahmen  zu  treffen. 

Wird  bei  Wahrung  dieser  Interessen  eine  der  beiden  Mächte  in 
Krieg  verwickelt,  bleibt  die  andere  neutral. 

Tritt  eine  zweite  fremde  Macht  dem  Krieg  gegen  den  einen  Ver- 
bündeten bei,  soll  ihm  der  andere  zu  Hülfe  kommen  und  gemeinsam 
Krieg  führen  und  Frieden  schließen2. 

Bei  jeder  Gefährdung  ihrer  Interessen  findet  offene  Aussprache 
unter  den  beiden  Regierungen  statt. 

Der  Vertrag  tritt  sofort  in  Kraft;  nach  vier  Jahren  ist  einjährige 
Kündigung  möglich,  ausgenommen  wenn  eine  der  Vertragsmächte  sich 
im  Krieg  befindet. 

Wortlaut  des  Abkommens  **  folgt  morgen  abend  durch  Feldjäger. 

Metternich 

Randbemerkungen   Kaiser  Wilhelms  II.: 

1  Als    England    Frühjahr    1901    Japan    die    Anleihe    für    den    Krieg    abschlug, 
nicht! 

2  also   auf   Russland   gemünzt 


Nr.  5044 
Der  Reichskanzler  Graf  von  Bälow  an  Kaiser  Wilhelm  IL 

Ausfertigung 

Ganz  geheim  Berlin,  den  4.  Februar  1902 

Euerer  Kaiserlichen  und  Königlichen  Majestät  beehre  ich  mich 
anbei  zwei  Telegramme  Euerer  Majestät  Botschafters  in  London  und 
Euerer  Majestät  Gesandten  in  Tokio  über  einen  Ende  v.  Mts.  zwischen 
England  und   Japan   abgeschlossenen   Geheimvertrag   alleruntertänigst 


*  Arn  11.  Februar  wurde  der  Vertrag  von  der  englischen,  am  12.  von  der 
japanischen   Regierung  öffentlich  bekannt  gegeben. 

**  Den  Wortlaut  des  Abkommens  siehe  im  englischen  Blaubuch  Japan  Nr.  1 
(1902)  [Bd.  911]  p.  2  s.,  in  „Das  Staatsarchiv"  Bd.  67,  S.  3  ff.,  sowie  bei 
Hayashi  a.  a.  O.  p.  319  s. 
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vorzulegen.  Der  wesentlichste  Inhalt  dieses  Vertrages  ist,  daß  beide 
Mächte  sich  für  die  Wahrung  ihrer  Interessen  in  China  und  Korea  freie 
Hand  lassen,  im  Falle  eines  deswegen  entstehenden  Krieges  strikt 
neutral  bleiben,  daß  sie  einander  jedoch  mit  bewaffneter  Hand  bei- 
stehen wollen,  sobald  eine  andere  Macht  in  dem  Kriege  auf  die  Seite 
des  Gegners  tritt. 

Ob  die  Bitte  des  Herrn  Komura  *  um  strenge  Geheimhaltung  sehr 
ernst  gemeint  ist,  möchte  ich  einigermaßen  bezweifeln.  Vielleicht  wäre, 
den  beiden  Kontrahenten  eine  deutsche  Indiskretion 1  eher  erwünscht, 
weil  sie  den  Eindruck  erwecken  müßte,  als  ob  wir  von  Anfang  an  mit 
im  Geheimnis  gewesen  wären,  und  weil  sich  eine  solche  somit  dazu 
benutzen  ließe,  Rußland  nicht  nur  gegen  uns  mißtrauisch  zu  machen, 
sondern  auch  durch  uns  einzuschüchtern.  In  dieser  Annahme  bestärkt 
mich  folgender  Vorgang:  Sir  Frank  Lascelles  erschien  schon  heute  im 
Auswärtigen  Amte,  um  dessen  Vermittlung  zur  schleunigen  Erwirkung 
einer  Audienz  zu  erbitten,  in  welcher  er  Euerer  Majestät  persönlich 
Mitteilungen  über  den  Abschluß  eines  geheimen  englisch-japanischen 
Vertrages  machen  wolle.  Wie  der  Botschafter  hinzufügte,  legte  er 
großen  Wert  darauf,  daß  Euere  Majestät  geruhen  möchten,  ihn  noch 
vor  dem  morgen  abend  stattfindenden  Botschafterdiner  zu  empfangen. 
Meines  ehrfurchtsvollsten  Dafürhaltens  hat  diese  Audienz  wohl  eben- 
falls den  Zweck,  daß  es  so  aussehen  soll,  als  wären  wir  der  Dritte 
im  Bunde,  mit  anderen  Worten:  wir  sollen  gegen  Rußland  ausgespielt 
werden. 

Uns  in  djeser  Weise  für  fremde  Zwecke  ausnutzen  zu  lassen,  liegt 
nicht  in  Euerer  Majestät  Interesse.  Es  dürfte  deshalb  zweckmäßig  sein, 
wenn  Sir  Frank  eine  Gelegenheit  zu  seinen  Eröffnungen  an  Euere 
Majestät  erst  bei  oder  nach  dem  morgigen  Diner  erhielte2.  Demnächst 
möchte  es  sich  meines  untertänigsten  Erachtens  empfehlen,  wenn 
Euere  Majestät  dem  Botschafter  für  seine  Mitteilung  danken,  unsere 
unbedingte  Diskretion  zusagen  und  etwa  hinzufügen  wollten,  daß  dieser 
Bündnisvertrag  für  seine  Wirksamkeit  andere  Voraussetzungen  habe 
als  das  deutsch-englische  Abkommen  vom  16.  Oktober  1900.  Durch 
das  jetzige  Abkommen  werde  Deutschland  nicht  berührt,  ebenso  wie 
es  auch  nach  der  gegenerischen  Seite  hin  keinerlei  Verpflichtungen 
habe,  die  es  nötigen  würden,  aus  der  Neutralität  herauszutreten. 

In  gleichem  Sinne  würde  ich  im  Falle  Euerer  Majestät  Aller- 
höchster Genehmigung  Graf  Metternich  und  Graf  Arco  anweisen,  auf 
die  ihnen  gemachten  Eröffnungen  zu  antworten 2.  Bereits  im  Sommer 
v.  Js.  war  Graf  Arco  in  einem  von  Euerer  Majestät  gebilligten  Tele- 
gramm **  ermächtigt  worden,  den  japanischen  Staatsmännern  zu  sagen, 
daß  wir  an  Korea  kein  besonderes  Interesse  nähmen  und  daher  im 
Falle  eines  wegen  dieser  Halbinsel  von  Japan  unternommenen  Krieges 
*  Japanischer  Minister  des  Äußern  seit  21.  September  1901. 
**  Vgl.  Nr.  5039. 
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ihm  gegenüber  eine  korrekte,  aber  wohlwollende  Neutralität  beob- 
achten würden.  Wir  würden  sonach  mit  der  vorgeschlagenen  Behand- 
lung der  Sache  ganz  in  der  von  Euerer  Majestät  vorgezeichneten  Rich- 
tung unserer  Politik  in  Ostasien  verbleiben 2. 

Nicht  für  ausgeschlossen  möchte  ich  es  erachten,  daß  ein  Haupt- 
motiv zu  dem  Vertragsabschluß  auf  englischer  Seite  in  der  Hoffnung 
bestanden  hat,  mit  diesem  Vertrag  in  der  Hand  vielleicht  doch  noch 
endlich  Rußland  zu  der  bisher  immer  vergeblich  angestrebten  Ver- 
ständigung mit  England  zu  bewegen.  Dieses  englische  Spiel  werden 
wir  meines  alleruntertänigsten  Dafürhaltens  am  besten  vereiteln,  wenn 
wir  den  neuen  Vertrag  allen  Dritten,  auch  Rußland  gegenüber  gänz- 
lich ignorieren3.  Bülow 

Bemerkung   Kaiser  Wilhelms    II.   am   Kopf  des  Schriftstücks: 

Alvensleben    muß    Kenntniß    erhalten    und    die    Sache    muß    in    die    Pariser 

Presse  gebracht  werden   Denn   lange  bleibt  sie   nicht  geheim,   und   bei   unseren 

guten    Informationen    glauben    die    Russen    keinenfalls,    daß    wir    nichts    davon 

gewußt  haben! 

Randbemerkungen   des    Kaisers: 

1  Es  kann   ja  eine   französische   werden! 

2  ja 

3  wenn   Russland  uns  das  glaubt? 

Nr.  5045 

Der   Staatssekretär   des   Auswärtigen   Amtes    Freiherr 

von  Richthofen  an  den  Botschafter  In  Paris 

Fürsten   von  Radolin 

Telegramm.  Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats  von  Holstein 
Nr.  27  Berlin,  den  17.  Februar  1902 

Antwort  auf  Telegramm  Nr.  32*. 

Der  Zweck  dieser  Tendenznachricht  ist,  uns  bei  anderen  Mächten 
zu  verdächtigen.  Die  deutsche  Regierung  hat  von  den 
engli  s  ch- j  ap  anis  che  n  Verhandlungen  keine  Ahnung 
gehabt.  Erst  der  ganz  fertige  Vertrag  ist  hier  zur 
Kenntnis  gebracht**  und  dabei  Seine  Majestät  vom  englischen 
Botschafter  um  Äußerung  seiner  Ansicht  gebeten  worden.  Seine  Maje- 
stät hat  dem  Botschafter  erwidert,  durch  diese  Abmachung  werde  das 
deutsch-englische  Abkommen  vom  16.  Oktober  1900  und  folglich  auch 
Deutschland  selber  nicht  berührt. 

Richthofen 

*  Durch  Telegramm  Nr.  32  hatte  Botschafter  Fürst  Radolin  von  Gerüchten 
gemeldet,  die  das  Zustandekommen  des  japanisch-englischen  Vertrags  vor- 
nehmlich   auf   deutsche    Einwirkungen    zurückführten. 

**  Ähnlich  äußerte  sich  Reichskanzler  Graf  Bülow  im  Reichstag  am  3.  März: 
„Ich  konstatiere,  daß  wir  zwar  vor  der  Publikation  des  englisch-japanischen 
Abkommens,  die,  wenn  ich  nicht  irre,  am   11.  Februar  stattgefunden  hat,  aber 
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Nr.  5046 

Der  Reichskanzler  Graf   von  Bülow  an  den  Botschafter 
in  London  Grafen   von  Mette  mich 

Privatbrief.  Konzept 
Streng  vertraulich  Berlin,  den  13.  März  1902 

Für  Ihren  Brief  vom  21.  v.  Mts.  *  sage  ich  Ihnen  aufrichtigen  Dank 
und  bitte  Sie  überzeugt  zu  sein,  daß  die  Offenheit,  mit  der  Sie 
schreiben,  von  mir  stets  dankbar  aufgenommen  und  hoch  geschätzt 
werden  wird.  Ich  bitte  Sie  (und  auch  Eckardstein,  wenn  er  Sie  zu 
vertreten  hat),  vor  allen  anderen  Dingen  auch  in  Zukunft  mir  immer 
so  wie  seither  offen  und  so  zu  schreiben  und  zu  berichten,  wie  die 
Dinge   dort  in  Wirklichkeit  liegen. 

Ich  teile  ganz  Ihre  Ansicht,  daß  die  von  Chamberlain  neulich 
den  Italienern  bezüglich  Maltas  sehr  richtiger-  und  sehr  erfreulicher- 
weise gezeigte  Freundlichkeit  nur  aus  dem  Mißbehagen  über  das 
Verhalten  Italiens  gegenüber  Frankreich  zu  erklären  ist,  und  daß 
ferner  allein  die  Furcht  der  englischen  Regierung,  Ito  und  Japan 
würden  sich  schließlich  über  Englands  Kopf  hinweg  mit  Rußland 
die  Hände  reichen,  das  englisch-japanische  Abkommen  zustande  ge- 
bracht haben  wird.  Schwer  genug  scheint  ja  der  Schritt  zur 
entangling  alliance  Ihren  dortigen  Freunden  geworden  zu  sein.  „So 
nimmt  ein  Kind  der  Mutter  Brust  nicht  gleich  im  Anfang  willig  an, 
doch  bald  ernährt  es  sich  mit  Lust!" 

Für  uns  scheint  mir  zurzeit  der  Umstand,  den  Sie  mit  Recht 
hervorheben,  daß  durch  das  Abkommen  mit  Japan  die  englisch-rus- 
sischen Annäherungsversuche  zurückgedrängt  werden,  weitaus  die 
Hauptsache  zu  sein  und  selbst  die  ABC-Politiker  der  „National 
Review"  werden  angesichts  der  neuen  japanischen  Freunde  in  Zu- 
kunft wohl  noch  größere  Mühe  als  bisher  schon  haben,  Argumente 
ausfindig  zu  machen,  die  imstande  wären,  einen  nüchtern  denken- 
den Engländer  davon  zu  überzeugen,  daß  zwischen  England  und 
Rußland  in  Asien  kein  nennenswerterer  Gegensatz  bestehe.  Eine 
Verständigung  Englands  mit  Rußland  würde  tatsächlich  immer  auf 
die  Bankerotterklärung  Englands  in  Asien  und  in  Europa  hinaus- 
kommen. Die  Zeit  läuft  für  Rußland,  nicht  für  England,  und  jede  eng- 
lische Konzession  an  Rußland  beschleunigt  nur  den  Niedergang  des 
englischen  Prestige  in  Asien  und  Europa. 

Augenscheinlich  sind  es   Überzeugungen  solcher  Art,   welche  der 

nicht  vor  seiner  Unterzeichnung  am  30.  Januar  Kenntnis  von  dem  Inhalt  des 
Abkommens  gehabt  haben.  Mit  anderen  Worten,  wir  haben  die  Geburtsanzeige 
des  Abkommens  erhalten,  und  sogleich  erhalten,  aber  wir  haben  nicht  bei  dem 
Abkommen  Pate  gestanden,  und  mit  der  Vaterschaft  hatten  wir  erst  recht 
nichts  zu  tun." 
*  Nicht  bei  den  Akten. 
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englischen  Regierung,  wie  ich  mit  großer  Befriedigung  Ihrem  Briefe 
entnehme,  zurzeit  gute  und  freundschaftliche  Beziehungen  zu  uns 
erwünscht  machen.  Es  wäre  denn  auch  schwer  einzusehen,  wie  eng- 
lische Staatsmänner  gegenwärtig  sich  darüber  sollten  täuschen  können, 
daß  die  Verbindung  Ihrer  Interessen  mit  denjenigen  Japans  dem  eng- 
lischen Vorteile  doch  nur  dann  entsprechen  kann,  wenn  England 
gleichzeitig  diejenigen  Mächte,  deren  Hände,  wie  dies  bei  uns  der 
Fall  ist,  frei  sind,  deren  Einfluß  also  das  Gewicht  in  der  Wagschale 
des  Gegners  nicht  vermehren  hilft,  in  dem  Glauben  daran  zu 
erhalten  und  zu  befestigen  versteht,  daß  solche  Politik  der  Ent- 
haltung in  England  auch  in  ihrem  vollen  Wert,  den  sie  für  dieses 
Land   besitzt,   gewürdigt   wird. 

Ich  hoffe  deshalb  auch,  daß  gerade  unter  dem  Einfluß  der  durch 
das  japanische  Abkommen  für  England  so  veränderten,  weil  ge- 
klärten Lage  selbst  solche  Persönlichkeiten  innerhalb  der  englischen 
Regierung,  die  wie  Chamberlain  von  Ihnen  als  „augenblicklich  sehr 
ägriert  gegen  uns"  bezeichnet  werden,  allmählich  sich  eines  Besseren 
besinnen  und  zu  einer  nüchterneren  Auffassung  der  Dinge  zurück- 
kehren werden.  Die  letzten  Zwischenfälle  (Chamberlain  wie  Cran- 
borne*)  gehören  für  mich  in  aller  und  jeder  Hinsicht  der  Vergangen- 
heit an.  Wir  sind  in  beiden  Fällen  die  Provozierten  gewesen.  Auf 
grobe  Klötze  gehörten  grobe  Keile.  Wir  sind  nun  quitt.  Wie  aber 
kann  ein  Mann,  der  sich  so  weite  Ziele  wie  Chamberlain  gesteckt 
hat,  über  „Zwischenfällen"  vergessen,  was  gerade  e  r  unserer  konse- 
quenten Haltung  im  südafrikanischen  Kriege  verdankt.  Wie  wenig 
können  bei  vorurteilsloser  Einschätzung  jener  gewichtigen  Tatsache 
gegenüber  die  antienglischen  Äußerungen  innerhalb  Deutschlands  in 
die  Wagschale  fallen.  Denn  über  das  Gewicht  dieser  letzteren  wird 
ein  klarer  Blick  sich  nicht  zu  täuschen  vermögen.  Muß  es  doch  nach- 
gerade sogar  dem  Fernerstehenden  auffallen,  daß  selbst  in  der  deut- 
schen Presse  die  Stimmung  gegen  England  schon  abzuflauen  beginnt. 
In  viel  höherem  Grade  aber  noch  tritt  mir  entgegen  —  und  auch 
die  letzten  Reichstagsdebatten  waren  mir  hierfür  eine  Bestätigung  — , 
daß  die  deutsche  öffentliche  Meinung  England  gegenüber  jetzt 
um  ein  Bedeutendes  ruhiger  urteilt  als  bei  gelegentlichen  Episoden, 
die  der  Vergangenheit  angehören.  Aber  selbst  wenn  solche  Zwi- 
schenfälle wiederkehren  und  zeitweilig  gereizte  Äußerungen  zur  Folge 
haben  sollten,  so  würde  ich  es  doch  als  einen  verhängnisvollen 
Fehler  ansehen,  wenn  ruhige  Staatsmänner,  diesen  Faktor  über- 
schätzend,   dadurch   zu   einer   nach    meinem    Urteil   völlig   unzutreffen- 

*  Bei  Chamberlain  denkt  Bülow  an  dessen  Edinburg-Rede  vom  25.  Oktober, 
die  so  böses  Blut  in  Deutschland  gemacht  hatte  (vgl.  Kap.  CXI,  Nr.  5073, 
Fußnote);  bei  Cranborne  an  die  Äußerungen  des  englischen  Unterstaatssekretärs 
über  die  Auslegung  des  Jangtseabkommens  vom  16.  Oktober  1900.  Vgl.  dazu 
O.  Hammann,  Der  mißverstandene  Bismarck,  S.  85. 

150 


den  Ansicht  über  die  Stellung  Deutschlands  zu  England  gelangten. 
Wie  in  allen  anderen  Ländern  sympathisiert  auch  zweifellos  in  Deutsch- 
land die  öffentliche  Meinung  mit  den  Boers  als  dem  weitaus  schwä- 
cheren Teil;  im  Gegensatz  zu  anderen  großen  Ländern  wünscht  aber 
trotz  dieser  (mehr  sentimentalen)  Parteinahme  für  die  Boers  die 
deutsche  öffentliche  Meinung,  genau  besehen,  in  keiner  Weise  die 
Schwächung  Englands.  Die  einfache  Erwägung,  daß  das  europäische 
Gleichgewicht  durch  jede  Schwächung  Englands  verschoben  und  da- 
durch die  Lage  Deutschlands  eine  ungünstigere  werden  würde,  be- 
wirkt, daß  alle  zurechnungsfähigen  Deutschen  trotz  aller  gelegent- 
lichen Meinungsverschiedenheiten  mit  England  das  Fortbestehen  eines 
starken  England  wünschen. 

Für  England  allerdings  liegt  umgekehrt  die  Sache  politisch 
ebenso.  Und  ich  sollte  meinen,  daß  auch  bei  einem  Manne  von  der 
Bedeutung  Roseberys  diese  unabweisbare  Erkenntnis  von  bleiben- 
derer Nachwirkung  sein  werde  als  der,  wie  ich  gern  zugeben  will, 
gewiß  recht  wenig  erfreuliche  Eindruck,  den  gelegentlicher  anti- 
englischer Radau  in  Hannover  auf  Roseberys  Söhne  gemacht  haben 
mag*.  Wenn  Rosebery  Sie  nächstens  wieder  einmal  aufsuchte,  so 
würde  ich  das  als  ein  erfreuliches  Anzeichen  einer  Rückkehr  zu 
seinen  früheren  gesunden  Anschauungen  über  die  Kultur-  und  Inter- 
essengemeinschaft der  beiden  Länder  begrüßen. 

Daß  Seine  Majestät  der  Kaiser  in  irgendeinem  Differenzpunkte 
öffentlich  gegen  England  eine  scharfe  d.  h.  verletzende  Stellung  ein- 
zunehmen sich  gezwungen  sehen  könnte,  möchte  ich  nicht  glauben. 
Es  muß  dies  jedenfalls  meines  Erachtens  unbedingt  vermieden 
werden.  Auf  diesen  Punkt  lege  auch  ich  das  entscheidende 
Gewicht.  Seine  Majestät  ist  weitaus  unsere  beste  Karte  England 
gegenüber  und  bei  seinem  so  loyalen  und  freundschaftlichen  Verhalten 
zu  England  sollte  allerdings  Seine  Majestät  bei  vernünftigen  Eng- 
ländern der  Möglichkeit,  von  England  verkannt  zu  werden,  eigent- 
lich nicht  mehr  ausgesetzt  sein.  „I  wouldn't  give  two  pence 
for  Anglo-German  relations",  sagen  Sie,  ein  scharfer  und  ruhiger 
Beobachter.  Und  das  nach  dem  zweimaligen  Besuch  Seiner  Majestät 
in  England,  trotz  des  südafrikanischen  Krieges,  dem  Nichtempfang 
von  Krüger,  dem  Schwarzen  Adlerorden  an  Lord  Roberts,  einer 
konstant  loyalen  und  freundlichen  Haltung  von  unserer  Seite  trotz 
aller  Versuche,  uns  zum  Eintritt  in  eine  antienglische  Gruppierung  zu 
bewegen**!  Gewiß  ein  krasses  Mißverhältnis,  das  wirklich  kaum 
anders  als  aus  dem  pathologischen  Zustande  Englands  mit  Bezug  auf 

*  Rosebery  hatte  bei  Graf  Metternich  darüber  Klage  geführt,  daß  seine  Söhne, 
die    er    in    deutschfreundlicher    Absicht    zu    ihrer    weiteren    Ausbildung    nach 
Deutschland  geschickt  habe,  von  dort  in  voller  Erbitterung  über  die  deutsche 
Englandphobie  zurückgekehrt  seien. 
**  Vgl.  Kap.  CXI  und  Bd.  XV,  Kap.  CHI. 
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Südafrika  dürftig  erklärt  werden  kann.  Mit  Ihnen  teile  ich  die  Hoff- 
nung, daß  Sie  nach  einigen  Monaten  in  dieser  Beziehung  wieder 
Besseres  zu  berichten  haben  möchten  und  daß  a  good  deal  of  irritation 
sich  in  der  Tat  nur  als  skin-deep  erweist. 

Besorgnis  flößt  mir  nur  die  englische  Presse  ein,  auf  deren  uns 
feindselige  Haltung  Sie  so  richtig  hinweisen,  und  welche  gegenwärtig 
bei  weitem  antideutscher  als  die  deutsche  antienglisch  ist.  Nicht  daß 
ich  den  gegen  mich  gerichteten  Angriffen,  von  denen  Sie  mir  eine 
Probe  übersandten,  größere  Wichtigkeit  beimäße  als  denselben  zu- 
kommt. Davon  ist  keine  Rede.  In  gewissem  Sinne  liegt  in  solchen  An- 
griffen sogar  für  mich  eine  nicht  unerwünschte  Quittung  darüber,  daß 
ich  eben  nicht  die  Geschäfte  des  Auslands  besorge.  Eine  Bedeutung, 
der  soweit  möglich  nachzugehen  der  Mühe  lohnen  würde,  hätten 
solche  Angriffe  nur  insoweit,  als  ihr  Ursprung,  wie  ich  mit  Ihnen 
annehme,  nicht  ausschließlich  in  England,  sondern  gleichzeitig  in 
Deutschland  liegt.  Was  Sie  darüber  in  Erfahrung  bringen  könnten, 
würde  mich  interessieren. 

Dann  werden  ferner  nach  wie  vor  einen  Gegenstand  unserer 
besonderen  Aufmerksamkeit  die  in  gewissen  englischen  Blättern  stän- 
digen gehässigen  Korrespondenzen  aus  Deutschland  bilden  müssen, 
die  ich  für  eine  Hauptursache  der  zwischen  unseren  Ländern  herr- 
schenden Mißverständnisse  ansehe,  und  unter  denen  ich  diejenigen 
des  „Times"-Korrespondenten  Saunders,  der  aus  obskuren  deutschen 
Blättern  alles  absichtlich  zusammenträgt,  was  in  England  böses  Blut 
gegen  Deutschland  machen  kann,  für  die  weitaus  gefährlichsten  halte. 

Im  übrigen  wird  eine  sorgfältige  Beobachtung  der  englischen 
Presse  durch  Sie  (und  Eckardstein)  für  uns  in  Zukunft  deshalb  von 
ganz  besonderem  Wert  sein,  weil  es  für  unsere  späteren  Entschlie- 
ßungen bedeutsam  werden  kann,  zu  sehen,  gegen  wen  das  ge- 
steigerte Selbstgefühl,  von  dem  Sie  als  einer  Folge  des  Heraustritts 
aus  der  Isolierung  mir  Mitteilung  machen,  sich  richten  wird.  Ob  gegen 
Rußland?  Gegen  Frankreich?  Oder  etwa  gegen  uns?  Und  wenn,  wie 
Sie  sehr  richtig  sagen,  von  uns  auch  die  Eventualität  nicht  aus  dem 
Auge  gelassen  werden  kann,  daß  die  englisch-japanische  Gruppe  auch 
einmal  als  Gegner  unserer  eigenen  Bestrebungen  in  Ostasien  auf  dem 
Plane  erscheint,  so  müssen  wir  selbstverständlich  jedes  Anzeichen, 
das  auf  eine  solche  spätere  Orientierung  der  englisch-japanischen 
Gruppe  hindeuten  könnte,  dann  mit  noch  um  so  größerer  Wachsamkeit 
verfolgen,  wenn  in  der  englischen  Presse,  in  der  öffentlichen  Meinung 
oder  gar  in  Kreisen  der  Regierung  Symptome  dafür  hervortreten 
sollten,  daß  man  in  England  für  den  Fall  eines  aktiveren  englisch- 
japanischen Vorgehens  in  Ostasien  sich  der  Sympathien  oder  gar  der 
Unterstützung  der  Vereinigten  Staaten  sicher  glaubt. 

B  ülo  w 


152 


B.  Russisch- Französische  Gegenaktion 
Deutschlands  Zurückhaltung 


Nr.  5047 

Der  Botschafter  in  Petersburg  Graf  von  Alvensleben 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.  Entzifferung 
Nr.  37  St.  Petersburg,  den  13.  Februar  1902 

Der  japanische  Gesandte*  hat  gestern  dem  Grafen  Lamsdorff  den 
Text  des  mit  England  abgeschlossenen  Vertrags  mitgeteilt.  Der  eng- 
lische Botschafter,  der  Graf  Lamsdorff  später  aufsuchte  und  den  Ver- 
trag nicht  erwähnte,  antwortete  dem  Minister  auf  dessen  Frage,  ob 
er  ihm  nichts  über  den  soeben  von  japanischer  Seite  erhaltenen  Text 
zu  sagen  habe,  er  sei  dazu  ohne  Auftrag. 

Vom  französischen  Botschafter**  höre  ich,  daß  Graf  Lamsdorff 
durch  die  japanische  Mitteilung  vollständig  überrascht  und  wegen  der 
unverkennbar  gegen  Rußland  gerichteten  Spitze  des  Abkommens  sehr 
ernst  ist.  Der  Minister  scheint  geäußert  zu  haben,  daß  dieser  Vertrag 
dazu  angetan  sei,  den  Zusammenschluß  anderer  Mächte  hervorzurufen, 
da  es  auffallen  müsse,  daß  mit  solcher  Deutlichkeit  kriegerische 
Eventualitäten  ins  Auge  gefaßt  würden,  in  einem  Augenblick,  wo  nie- 
mand an  Krieg  denke. 

Der  österreichische  Botschafter***  erblickt  in  der  durch  diesen 
Vertrag  einer  asiatischen  Macht  gegebenen  Stellung  ein  bedenkliches 
Präzedenz  für  die  europäischen  Mächte.  Auch  will  es  ihm  nicht  unge- 
fährlich scheinen,  daß  England  durch  Japan  wider  Willen  in  Ver- 
wickelungen hineingezogen  werden  könnte. 

Das  hiesige  Ministerium  für  Auswärtige  Angelegenheiten  hat  bisher 
die  Veröffentlichung  des  der  russischen  Telegraphenagentur  zuge- 
gangenen Telegramms  über  den  Vertrag  nicht  zugelassen. 

Alvensleben 


*  Kurino  seit  8.  Februar  1902. 
**  Marquis  de  Montebello. 
***  Freiherr  von   Aehrenthal. 
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Nr.  5048 
Aufzeichnung  des   Reichskanzlers   Grafen   von   Bülow 

Reinschrift 

Berlin,  den  14.  Februar  1902 

Seine  Majestät  wünschen,  daß  in  St.  Petersburg  kein  Zweifel 
hinsichtlich  der  Loyalität  unserer  Stellung  obwalten  möge.  Dies  sei 
namentlich  deshalb  wichtig,  weil  unsere  Beziehungen  zu  Rußland 
wesentlich  von  dem  Vertrauen  abhingen,  das  Kaiser  Nikolaus  für 
unseren  allergnädigsten  Herrn  empfinde.  Die  Russen  dürften  keinen 
Zweifel  darüber  hegen,  daß  wir  das  anglo-japanische  Abkommen 
weder  herbeigeführt  hätten  noch  stille  Teilnehmer  an  demselben 
wären.  ■_,'■_ 

Daß  Graf  Lamsdorff  dieses  Abkommen  „sehr  ernst"  nimmt,  findet 
Seine  Majestät  sehr  erfreulich.  Noch  erfreulicher,  daß  dasselbe  bei  dem 
russischen  Minister  den  Wunsch  nach  dem  „Zusammenschluß  anderer 
Mächte"  hervorrufe. 

Beiläufig  äußerte  Seine  Majestät,  das  Abkommen  sei  eine  harte, 
aber  nicht  ganz  unverdiente  Strafe  für  das  Flirten  der  Russen  mit  Eng- 
land, ihre  Passivität  während  des  südafrikanischen  Krieges,  ihre  Sprö- 
digkeit  uns  gegenüber,  ihre  Unempfänglichkeit  für  die  wohlgemeinten 
Winke  Seiner  Majestät.  Es  zeige  sich,  daß  auch  Rußland,  speziell  im 
fernen  Osten,  manche  Achillesferse  habe. 

Seine  Majestät  ist  ganz  damit  einverstanden,  daß  Graf  Alvensleben 
mit  dem  ihm  eigenen  Takt  eine  passende  Gelegenheit  abwarten  will, 
um  sich  gegenüber  Graf  Lamsdorff  über  das  englisch-japanische 
Abkommen  zu  äußern. 

Bülow 

Nr.  5049 

Der  Botschafter  in  Petersburg  Graf  von  Alvensleben 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.  Entzifferung 

Nr.   43  St.   Petersburg,   den   19.   Februar  1902 

Unter  Bezugnahme  auf  Telegramm  Nr.  16  vom  14.  Februar*. 
Beim  heutigen   Empfang  hatte   ich   Gelegenheit,   die   Äußerungen 
Seiner  Majestät  des   Kaisers  und   Königs   und   Euerer   Exzellenz  über 


*  In  Telegramm  Nr.  16  war  der  Botschafter  entsprechend  den  in  Nr.  5048  er- 
wähnten Wünschen  Kaiser  Wilhelms  II.  beauftragt  worden,  Graf  Lamsdorff 
zu  sagen,  der  Kaiser  habe  dem  englischen  Botschafter  auf  dessen  persönliche 
Meldung  von  dem  englisch-japanischen  Abkommen  lediglich  erwidert,  „er 
danke  für  die  Mitteilung;  durch  diesen  neuen  Vertrag  werde  das  englisch- 
deutsche Abkommen  vom    16.  Oktober   1900  nicht  berührt". 
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den  Vertrag  zwischen  England  und  Japan  dem  Grafen  Lamsdorff  mit- 
zuteilen.  Der  Minister  war  davon  sichtlich  angenehm  berührt  und  sagte 
dann  über  den  Vertrag,  derselbe  enthalte  nichts  Neues,  sondern 
wiederhole  lediglich  ein  von  allen  Mächten  längst  anerkanntes  Pro- 
gramm; es  erscheine  aber  unverständlich,  weshalb  kriegerische  Even- 
tualitäten darin  Aufnahme  gefunden  hätten.  Er  erblicke  eine  gewisse 
Gefahr  darin,  daß  China  sich  durch  den  neuesten  Vertrag  ermutigt 
sehen  könnte,  im  Bewußtsein  der  darin  bedingungslos  ausgesprochenen 
Garantien  sich  den  anderen  Mächten  gegenüber  alles  zu  erlauben. 
Von  England  sei  man  gewöhnt,  daß  es  nur  seine  eigenen  Interessen 
berücksichtige.  Andererseits  wisse  er,  daß  noch  in  letzter  Zeit  an  dem 
Zusammenschluß  der  gelben  Rasse  durch  Verständigung  von  Japan, 
China  und  Korea,  natürlich  unter  Japans  Führung,  ernstlich  gearbeitet 
worden  sei.  Es  sei  ihm  daher,  wie  er  streng  vertraulich  hinzufügte, 
der  Gedanke  gekommen,  ob  es  nicht  angesichts  des  neuen  Vertrags 
angezeigt  wäre,  daß  Deutschland  und  Rußland  ihre  Hand-in-Hand- 
Politik  im  fernen  Osten  von  neuem  zum  Ausdruck  brächten.  Dies 
könnte  etwa  durch  eine  Deklaration  geschehen,  worin  die  in  dem  eng- 
lisch-japanischen Vertrag  als  Zweck  desselben  ausgesprochenen  Sätze 
ebenfalls  Aufnahme  fänden,  jedoch  mit  dem  Zusatz,  daß,  falls  die  be- 
teiligten Mächte  von  China  oder  einer  anderen  Macht  in  ihren  Rechten 
oder  Interessen  geschädigt  würden,  sie  sich  über  die  zu  ergreifenden 
Maßnahmen  zu  beraten  hätten.  Ihm  scheine  dies  eine  sehr  notwendige 
Warnung  China  gegenüber. 

Graf  Lamsdorff  war  sehr  eifrig  bemüht,  mir  die  nähere  Erwägung 
dieses,  wie  er  bemerkte,  einstweilen  nur  angedeuteten,  ganz  persön- 
lichen Gedankens,  die  unserer  Interessengemeinschaft  vollkommen  ent- 
spräche, in  eindringlicher  Weise  ans  Herz  zu  legen.  Natürlich  würde 
die  Angelegenheit  streng  geheim  zu  behandeln  sein.  Er  hoffe,  daß 
sich  auf  diese  Weise  der  Zusammenschluß  aller  kontinentalen  Mächte 
erreichen  ließe,  denn  Österreich  und  Italien  würden  uns  vermutlich 
folgen,  und  auf  Frankreichs   Anschluß   glaube  er  rechnen  zu   können. 

Alvensleben 

Nr.  5050 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Biilow  an  den  Botschafter 
in  Petersburg  Grafen  von  Alvensleben 

Konzept 

Nr.  140  Berlin,  den  22.  Februar  1902 

[abgegangen  am  23.  Februar] 

Die  vertrauliche  Äußerung  des  Grafen  Lamsdorff  über  eine 
zum  Schutze  ostasiatischer  Interessen  zu  bildende  Staatengruppe*  hatte 

•  Vgl.   Nr.    5049. 
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zwar  nicht  die  Form  eines  direkten  Antrags,  läßt  jedoch  die  Gedanken 
des  russischen  Ministers  so  offen  erkennen,  daß  ich  es  den  zuver- 
lässigen Beziehungen  der  beiden  Regierungen  entsprechend  erachte, 
Offenheit  mit  Offenheit  zu  erwidern  und  den  deutschen  Standpunkt 
darzulegen. 

Deutschland  verfolgt  in  Ostasien  keine  anderen  als  wirtschaftliche 
Interessen;  unsere  Haltung  während  der  eben  überwundenen  chinesi- 
schen Krisis  liefert  dafür  den  Beweis.  Unsere  Hauptsorge  während 
jener  Periode  der  Unsicherheit  richtete  sich,  wie  dem  Grafen  Lams- 
dorff  aus  der  diesseitigen  Anregung  vom  28.  Juli  1900*  erinnerlich 
sein  wird,  auf  die  Freihaltung  des  Jangtse  für  den  Verkehr  aller  Na- 
tionen. Erst  nachdem  Graf  Lamsdorff  unumwunden  erklärt  hatte,  daß 
die  Jangtsefrage  den  russischen  Interessen  fernliege,  eröffneten  wir 
die  Verhandlungen  mit  England,  welche  durch  den  Vertrag  vom 
16.  Oktober  1900**  zum  Abschluß  kamen.  Die  jetzt  in  Frage 
kommende  Angliederung  Deutschlands  an  Rußland  und  Frankreich 
würde  in  doppelter  Hinsicht  nachteilig  auf  die  deutschen  Handels- 
interessen in  Ostasien  zurückwirken,  wobei  ich  von  der  Voraussetzung 
ausgehe,  daß  die  Bildung  des  neuen  Dreibundes,  um  überhaupt  wirk- 
sam zu  werden,  naturgemäß  auch  außen  hin  bekanntgegeben  werden 
müßte.  Als  Folge  davon  würde  nicht  nur  der  japanische  Markt  für  uns 
verloren  gehen,  sondern  es  würden  auch  angesichts  der  Umwandlung 
des  Zweibundes  in  einen  Dreibund  die  drei  Handelsvölker  England, 
Japan  und  Amerika  sich  noch  enger  als  bisher  zusammenschließen. 
Amerika,  welches  zunächst  keine  Neigung  erkennen  läßt,  dem  eng- 
lisch-japanischen Bunde  formell  beizutreten,  sondern  sich  darauf  be- 
schränkt, mit  der  ihm  eigenen  Unbefangenheit  die  eigenen  amerikani- 
schen Interessen  zur  Geltung  zu  bringen,  würde  alsdann  eventuell  sein 
Gewicht  auch  für  die  englischen  und  japanischen  Interessen  in  die 
Wagschale  werfen.  Im  Hinblick  auf  diese  Kombination,  die  nach 
menschlicher  Berechnung  die  unmittelbare  Folge  der  Neubelebung  des 
ostasiatischen  Dreibundes  von  1895***  sein  würde,  erscheint  es  mir 
zweifelhaft,  ob  letztere  selbst  für  Rußland  vorteilhaft  sein  würde. 

Unzweifelhaft  gehört  zu  den  bemerkenswertesten  Phänomenen  der 
Gegenwart  das  allmähliche  Hervortreten  einer  antirussischen  Strömung 
in  der  Weltpolitik,  selbst  an  Stellen,  wo  man  es  nicht  erwartet  hätte. 
Graf  Lamsdorff,  welcher  eine  wachsame  Diplomatie  zu  seiner  Ver- 
fügung hat,  wird  auch  ohne  Explikationen  von  meiner  Seite,  die  ich 
wenigstens  heute  nicht  würde  geben  können,  in  der  Lage  sein,  meine 
Ansicht  auf  ihre  Richtigkeit  zu  prüfen.  Für  mich  ist  die  wachsende 
Russophobie  eine  feststehende   Tatsache,   welche   sich   durch   die   Er- 


*  Vgl.  Bd.  XVI,  Kap.  CV,  Nr.  4702. 
**  Vgl.  Bd.  XVI,  Kap.  CV,  Nr.  4744. 
***  Vgl.  Bd.  IX,  Kap.  LVII. 
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eignisse  des  letzten  Vierteljahrhunderts  genugsam  erklärt.  In  diesen 
25  Jahren  hat  einerseits  Rußland  in  Asien  kolossale  Gebiete  erworben, 
während  es  andererseits  durch  den  türkischen  Krieg  und  die  seitdem 
befolgte  Politik  unzweifelhaft  den  Zeitpunkt  der  Auflösung  des  Otto- 
manischen Reiches  bedeutend  nähergerückt  hat.  Rußland  ist  deshalb 
nach  und  nach  ein  Gegenstand  der  Besorgnis  für  alle  diejenigen  Völker 
geworden,  welche  in  dem  nichtrussischen  Teile  von  Asien  Interessen 
zu  wahren  haben,  ebenso  wie  für  diejenigen,  deren  Mittelmeerpläne 
zerstört  werden  würden,  wenn  Rußland  über  das  Marmarameer  als 
Kriegshafen  und  über  die  Dardanellen  als  Ausfallstor  verfügte.  Zu 
diesen  Völkern  gehört  Deutschland  nicht.  Kein  Interesse  der  Gegen- 
wart verhindert  uns,  die  dankbare  Erinnerung  zu  bewahren,  daß  Ruß- 
lands Herrscher  in  der  schweren  Zeit  unseres  nationalen  Aufbaus  für 
uns  ein  Freund  war,  weil  sein  weitausschauender  Blick  erkannt  hatte, 
daß  ein  starkes  Deutschland  für  Rußland  keine  Nachteile,  sondern  viel- 
mehr den  Vorteil  bieten  werde,  manches  Übelwollen  und  manche  Eifer- 
sucht von  Rußland  ab  und  auf  sich  zu  lenken.  Ebenso  deutlich  er- 
kennen auch  wir  heute,  daß  der  gewaltige  Strom  der  russischen  Macht 
keine  für  Deutschland  gefährliche  Richtung  hat,  und  dieser  Erkenntnis 
entsprechend  wird  sich  die  deutsche  Politik  betätigen.  Durch  kein 
deutsches  Interesse,  durch  keine  heute  wahrnehmbare  Gefahr  würde 
es  gerechtfertigt  sein,  wenn  Deutschland  sich  dazu  hergäbe,  einer  anti- 
russischen Gruppe  beizutreten. 

Daß  der  Dreibund  keine  antirussischen  Tendenzen,  sondern  am 
letzten  Ende  eher  das  Gegenteil  zu  fördern  geeignet  ist,  wird  dem 
Grafen  Lamsdorff  bekannt  sein.  Ebenso  nehme  auch  ich  an,  daß  der 
Zweibund  etwaige  aggressive  Tendenzen  Frankreichs  zu  hemmen  ge- 
eignet ist.  Jedoch  ist  nicht  zu  verkennen,  daß  in  einem  Punkte  der 
Dreibund  vom  Zweibund  sich  wesentlich  unterscheidet,  nämlich  darin, 
daß  der  aggressive  Vorstoß  einer  Dreibundmacht  gegen  Rußland  im 
höchsten  Grade  unwahrscheinlich,  man  kann  sagen  gänzlich  ausge- 
schlossen ist,  sofern  Deutschland  diesen  Vorstoß  mißbilligt.  Dagegen 
ist  der  Fall  wohl  denkbar,  daß  in  Frankreich  irgendein  politischer 
Abenteurer  —  Diktator  oder  Monarch  —  die  Herrschaft  an  sich  reißt 
und  dann,  da  er  sich  nicht  anders  halten  kann,  sofort  losschlägt  in  der 
Erwartung,  daß  die  russische  Regierung  wie  beim  letzten  Türkenkriege 
durch  eine  Flutwelle  chauvinistischer  und  revolutionärer  Elemente  in 
den  Kampf  hineingerissen  werden  wird.  Diese  französische  Hoffnung 
wird  dadurch  genährt,  daß  die  russische  Regierung  der  russischen 
Presse,  um  dieselbe  von  anderen  Fragen  abzulenken,  Tag  für  Tag 
und  Jahr  für  Jahr  gestattet,  das  Deutsche  Reich  als  den  eigentlichen 
Feind  Rußlands  anzumalen.  Für  die  russische  Presse  ist  heute  der 
Deutsche  das,  was  vor  1877  der  Türkenkopf  war.  Zwischen  dieser 
Wahrnehmung  und  der  Überzeugung,  daß  gleichwohl  Deutschland  von 
Rußland  nichts  Schlimmes  zu  gewärtigen  habe,  besteht  ein  scheinbarer 

159 


Widerspruch,  welcher  jedoch  verschwindet,  sobald  man  sich  klar  macht, 
daß  Frankreich  nur  aus  Haß  gegen  Deutschland  und  aus  Furcht  vor 
diesem  sich  mit  Rußland  verbindet  und  auf  die  Verfolgung  seiner 
900  jährigen  Orientpolitik  zeitweilig  verzichtet  hat.  In  dem  wenig  wahr- 
scheinlichen Falle,  daß  Deutschland  aus  dem  Kriege  verkleinert  und 
geschwächt,  Frankreich  gestärkt  herauskäme,  würde  letzteres  sich  als- 
bald seinen  traditionellen  Mittelmeer-  und  Orientaufgaben  wieder  zu- 
wenden, und  ich  spreche  mehr  als  eine  bloße  Vermutung  aus,  wenn 
ich  sage,  daß  es  dabei  auf  starke  Unterstützung  würde  rechnen 
können. 

Obwohl  vereinzelte  Beobachtungen  der  neuesten  Zeit  mich  an- 
nehmen lassen,  daß  auch  dem  Grafen  Lamsdorff  die  politischen 
Wetterzeichen  nicht  entgehen,  würde  ich  doch  aus  eigener  Initiative 
dieses  Thema  nicht  berührt  haben,  um  mich  nicht  dem  Verdachte  aus- 
zusetzen, daß  ich  unfreiwillige  Konfidenzen  hervorrufen  wolle.  Dieser 
Verdacht  ist  bei  der  vorstehenden  Darlegung,  welche  Ew.  voll- 
inhaltlich zur  Kenntnis  der  Grafen  Lamsdorff  bringen  wollen  *,  von 
vornherein  ausgeschlossen,  weil  dies  schon  eine  Antwort  auf  seine 
vertraulichen  Eröffnungen  ist,  die  folglich  keine  Erwiderung  nötig 
macht. 

B  ülo  w 

Nr.  5051 
Aufzeichnung  des   Reichskanzlers   Grafen   von  Bülow 

Reinschrift 

Berlin,  den  25.  Februar  1902 

Der  russische  Botschafter  suchte  mich  heute  auf,  um  mir  zu  sagen, 
wie  dringend  Graf  Lamsdorff  wünsche,  daß  sein  Vorschlag  einer  ge- 
meinsamen Stellungnahme  gegenüber  dem  englisch-japanischen  Bündnis 
von  uns  angenommen  werden  möge.  Ich  setzte  Graf  Osten-Sacken 
erst    mündlich   unsern    Standpunkt    auseinander,    worauf   ich    ihm    den 


*  Durch  einen  gleichzeitigen  Erlaß  (Nr.  139;  siehe  Bd.  XVIII,  Kap.  CXXII, 
Nr.  5725)  wurde  Graf  Alvensleben  angewiesen,  Erlaß  140  dem  Grafen  Lamsdorff 
langsam  vorzulesen,  eine  Abschrift  jedoch  lieber  nicht  zu  belassen.  Am 
Schlüsse  des  Erlasses  Nr.  139  hieß  es:  „Schließlich  habe  ich  nur  noch  zu 
bemerken,  daß  Ew.  pp.  sich  angelegen  sein  lassen  wollen,  beim  Grafen  Lamsdorff 
den  Gedanken  nicht  aufkommen  zu  lassen,  als  verfolgten  wir  bei  der  jetzigen 
Auseinandersetzung  irgendeinen  speziellen  Augenblickszweck.  Der  Zweck  ist 
im  Gegenteil  ein  ganz  allgemeiner,  nämlich  der,  Klarheit  darüber  zu  ver- 
breiten, daß  Deutschland  in  seinem  eigenen  wohlverstandenen  Interesse  keine 
antirussische  Richtung  in  der  Weltpolitik  fördern  wird,  weil  die  Regierung 
Seiner  Majestät  des  Kaisers  die  Überzeugung  hat,  daß  auch  die  russische  Re- 
gierung nicht  beabsichtigt,  ihre  Machtmittel  für  eine  Schädigung  Deutschlands 
wirksam  zu  machen." 
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unterm  22.  d.  Mts.  an  den  Kaiserlichen  Botschafter  in  St.  Petersburg 
gerichteten  Erlaß  Nr.  140*  vorlas. 

Graf  Osten-Sacken  wußte  auf  das  Argument,  daß  wir  durch  eine 
feindliche  Haltung  gegenüber  dem  englisch-japanischen  Vertrag  unsere 
Handelsinteressen  schädigen  würden,  nicht  viel  vorzubringen.  Er 
schwieg,  als  ich  ihm  sagte,  daß  wir  hauptsächlich,  um  zwischen 
Deutschland  und  Rußland  in  Ostasien  keine  Reibungsfläche  entstehen 
zu  lassen,  uns  dort  für  ein  rein  wirtschaftliches  Programm  entschieden 
hätten.  Dagegen  wollte  er  nicht  zugeben,  daß  ein  Zusammengehen 
von  Deutschland,  Rußland  und  Frankreich  im  fernen  Osten  die  Ver- 
einigten Staaten  in  die  Arme  des  englisch-japanischen  Zweibundes 
treiben  würde.  Er  behauptete,  daß  nach  den  aus  Washington  in 
St.  Petersburg  eingegangenen  Nachrichten  die  Amerikaner  nicht  ab- 
geneigt wären,  den  russischen  Vorschlägen  zuzustimmen,  denen  gegen- 
über wir  uns  so  spröde  verhielten. 

Ich  benutzte  die  Vorlesung  des  zweiten  Teils  des  Erlasses  Nr.  140, 
um  Graf  Osten-Sacken  mit  großer  Bestimmtheit  nachstehenden  Ge- 
sichtspunkt vorzuhalten:  Wir  wären  schon  aus  Gründen  monarchischer 
Solidarität  immer  geneigt,  mit  Rußland  zusammenzugehen.  Wer  ga- 
rantiere uns  aber  dafür,  daß  im  Falle  eines  plötzlichen  französischen 
Angriffs  auf  uns  die  russische  Regierung  nicht,  ähnlich  wie  1876,  von 
der  russischen  Presse  und  öffentlichen  Meinung  zu  einem  gemeinsamen 
kriegerischen  Vorgehen  mit  Frankreich  gegen  uns  fortgerissen  würde? 

Die  sehr  eingehende  Erwiderung  des  Grafen  Osten-Sacken  läßt 
sicft  dahin  resümieren:  1.  Die  Revancheströmung  in  Frankreich  ist  im 
Verschwinden.  Kein  Franzose  denkt  noch  im  Ernst  daran,  Deutsch- 
land anzugreifen.  Die  deutschen  Besorgnisse  in  dieser  Richtung  sind 
unbegründet.  Die  meisten  Franzosen  möchten  ein  näheres  Verhältnis 
zu  Deutschland.  Daß  sie  auf  Elsaß-Lothringen  nicht  formal  verzichten 
wollen,  hängt  mit  den  Eigentümlichkeiten  des  romanischen  Charakters 
zusammen,  den  man  nie  zu  gewissen  Erklärungen,  wohl  aber  zu  still- 
schweigendem Gewähren  und  sachlichen  Konzessionen  bringen  kann. 
2.  Rußland  wird  Frankreich  nie  erlauben,  Deutschland  anzugreifen. 
Rußland  hat  nicht  das  mindeste  Interesse  an  einem  deutsch-französi- 
schem Kriege.  Eine  deutsche  Niederlage  würde  das  monarchische 
Prinzip  schädigen,  abgesehen  davon,  daß  eine  solche  für  Rußland 
die  Gefahr  einer  neuen  Krimkrieg-Gruppierung  hervorrufen  könnte. 
Eine  weitere  Schwächung  des  ohnehin  zurückgehenden  Frankreichs 
sei  für  Rußland  natürlich  auch  nicht  zu  wünschen.  3.  Der  russische 
Einfluß  in  Paris  ist  allmächtig.  Kein  französischer  Minister  kann  sich 
halten,  wenn  er  in  Rußland  mißliebig  wird.  Rußland  ist  es  völlig 
gleichgültig,  welcher  schofle  Politiker  in  Paris  Minister  des  Äußern, 
Miinisterpräsident  oder  Präsident  der   Republik   ist.    Es  hat  nicht  mit 


*  Siehe  Nr.  5050. 
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dieser  oder  jener  Partei,  sondern  mit  Frankreich  eine  Allianz  ge- 
schlossen. Es  wird  ebensowenig  erlauben,  daß  Frankreich  Deutschland 
angreift,  als  daß  dasselbe  eine  wirklich  revolutionäre  Politik  treibt. 
4.  Selbst  in  dem  ganz  unwahrscheinlichen  Fall  eines  französischen  An- 
griffs auf  Deutschland  würde  der  Zar  nicht  von  der  russischen  öffent- 
lichen Meinung  zu  einer  Stellungnahme  gegen  Deutschland  gezwungen 
werden.  In  Rußland  will  kein  zurechnungsfähiger  Mensch  den  Krieg 
mit  Deutschland.  Speziell  in  der  russischen  Armee  ist  man  in  den 
letzten  Jahren  deutschfreundlicher  geworden.  Was  die  Presse  schreibt, 
hat  keine  Bedeutung. 

Graf  Osten-Sacken  glaubt,  daß  das  englisch-japanische  Bündnis 
von  Marquis  Ito  in  London  abgeschlossen  worden  sei  *.  Japan  habe 
als  Preis  für  seine  Einwilligung  von  England  die  lange  von  jenem  ge- 
wünschte Anleihe  erhalten,  die  abzuschließen  der  Credit  Lyonnais  ab- 
gelehnt habe.  Das  englisch-japanische  Abkommen  erfüllt  Graf  Osten- 
Sacken  mit  Besorgnissen,  die  ich  nicht  beschwichtigt  habe.  Er  fürchtet 
namentlich  ein  Vorgehen  Japans  gegen  Korea.  Was  ich  ihm  über 
französische  Kolonialverhandlungen  mit  England**  (Neufundland,  He- 
briden,  vielleicht  sogar  Marokko)  sagte,  machte  ihm  Eindruck,  obwohl 
er  daran  festhielt,  daß  die  Anglophilie  mancher  französischer  Minister 
nicht  weitergehen  dürfe  als  Rußland  dies  erlaube.  Sobald  wir  mit 
Frankreich  und  Rußland  zusammengingen,  würden  die  französischen 
Koketterien  mit  England  von  selbst  aufhören. 

Graf  Osten-Sacken  wünscht  lebhaft,  wir  möchten  die  jüngste 
russische  Anregung  nicht  endgültig  ablehnen,  sondern  wenigstens  für 
den  Fall  zustimmen,  daß  auch  Amerika  derselben  beitrete.  Wir  hätten 
Rußland  viele  freundliche  Erklärungen  gemacht,  möchten  demselben 
aber  endlich  auch  mal  einen  tatsächlichen  Beweis  von  Vertrauen  und 
Freundschaft  geben. 

B  ülo  w 

Nr.  5052 

Der  Botschafter  in  Petersburg  Graf  von  Alvensleben 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.   52  St.   Petersburg,  den   26.   Februar  1902 

Geheim 

Da  Graf  Lamsdorff  seinen  heutigen  Empfang  soeben  abgesagt 
hat,  werde  ich  ihm  frühestens  morgen  die  vorgeschriebene  Mitteilung*** 
machen  können. 

*  Der   Abschluß  war  durch   Baron   Hayashi  erfolgt.    Vgl.  The  secret   Memoirs 
of  Count  Tadasu  Hayashi  p.  191. 
**  Vgl.  Kap.  CXIII. 
***  Siehe  Nr.  5050. 
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Ich  glaube  voraussehen  zu  müssen,  daß  dieselbe  hier  gewisser- 
maßen als  kalter  Wasserstrahl  empfunden  werden  wird,  geradein  einem 
Moment,  wo  mancherlei  Symptome  dafür  sprechen,  daß  der  Zar  und 
seine  maßgebenden  Minister  ein  möglichst  freundschaftliches  Verhält- 
nis zu  Deutschland  erkennbar  machen  möchten.  In  dieser  Hinsicht 
darf  ich  auf  meine  lange  Unterredung  mit  Kaiser  Nikolaus  am 
27.  Januar*  hinweisen,  wobei  Seine  Majestät  ganz  intime  russische 
Zustände  in  offenster  Weise  besprach,  ferner  auf  die  anscheinenden 
Bedenken  des  Kaisers  gegen  den  Besuch  von  Präsident  Loubet**. 
Diese  Bedenken  sollen  durch  die  sich  in  Rußland  wieder  stärker 
regende  revolutionäre  Bewegung,  welche  hier  das  Bedürfnis  eines 
festeren  Zusammenschlusses  der  monarchischen  Staaten  zum  Bewußt- 
sein bringt,  noch  neue  Nahrung  erhalten  haben.  Ich  darf  mich  hierfür 
auf  meinen  Bericht  Nr.  145  vom  18.  d.  Mts.  beziehen,  betreffend  die 
von  Freiherrn  von  Aehrenthal  mir  mitgeteilten  Wahrnehmungen  ***, 
welche  mir  inzwischen  auch  von  anderer  Seite  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  bestätigt  worden  sind. 

Bei  dieser  Sachlage  würde  voraussichtlich  Graf  Lamsdorff,  der 
mir  gegenüber  die  Erinnerung  an  unsere  Hand-in-Hand-Politik  in 
Ostasien  mit  so  großer  Wärme  zum  Ausdruck  brachte,  schmerzlich 
enttäuscht  sein,  daß  seine  vertraulichen  Äußerungen  über  eine  zum 
Schutz  ostasiatischer  Interessen  zu  bildende  Staatengruppe  bei  uns 
so  wenig  Entgegenkommen  finden  und  ihm  sogar  die  Möglichkeit 
einer  Erwiderung  auf  die  Ausführungen  des  Erlasses  benommen  wird. 
Hierzu  kommt,  daß  Graf  Lamsdorff  augenblicklich  von  der  durch  das 
englisch-japanische  Abkommen  in  Ostasien  unerwartet  geschaffenen 
Lage  derartig  erfüllt  ist,  daß  ich  bezweifele,  ob  unsere  Ausführungen 
allgemein  politischer  Natur  auf  ihn  den  beabsichtigten  Eindruck  gegen- 
wärtig zu  machen  imstande  sein  werden.  Ich  muß  vielmehr  befürchten, 
daß  er  in  seiner  jetzigen  Stimmung  lediglich  Raum  haben  würde  für 
den  ungünstigen  Eindruck,  den  unsere  ablehnende  Haltung  seiner 
Anregung  gegenüber  bei   ihm   hervorzurufen  geeignet  ist. 

In  diesem  Gedankengang  wage  ich  daher  Euerer  Exzellenz  zur 
Erwägung  anheimzustellen,  ob  es  nicht  möglich  sein  würde,  in  weniger 
entschiedener  Form  jede  weitere  Diskussion  über  den  Vorschlag  des 
Grafen   Lamsdorff   abzuschneiden   und   mich   zu   diesem   Zwecke   viel- 


*  Die  Unterredung,  über  die  Graf  Alvensleben  am  30.  Januar  berichtete,  betraf 
die  polnische  Frage. 

**  Die  Einladung  des  Präsidenten  durch  den  Zaren  erfolgte  am  5.  März.  Der 
Besuch  in  Petersburg  fand  vom  20.  bis  23.  Mai  statt.  Vgl.  Bd.  XVIII, 
Kap.   CXXVII. 

***  Siehe  Bd.  XVIII,  Kap.  CXXVII,  Nr.  5900.  Nach  Baron  Aehrenthals  Mit- 
teilungen an  Graf  Alvensleben  wären  dem  Kaiser  Nikolaus  allmählich  gewisse 
Bedenken  über  die  Intimität  der  russischen  Beziehungen  zu  dem  republikanischen 
Alliierten  aufgestiegen. 
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leicht    zu    ermächtigen,    den    letzten    Absatz    des    Erlasses:    „Obwohl 
vereinzelte"  nicht  zur  Verlesung  zu  bringen  *. 

Euerer  Exzellenz  geneigter  Weisung  darf  ich  entgegensehen. 

Alvensleben 


Nr.  5053 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Biilow  an  den  Botschafter 
In  Petersburg  Grafen  von  Alvensleben 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden   Rats  Klehmet 
Nr.  24  Berlin,  den  27.  Februar  1902 

Aus  Euerer  Exzellenz  Telegramm  Nr.  52**  habe  ich  mit  Befrie- 
digung ersehen,  daß  die  gegenwärtige  Stimmung  in  St.  Petersburg 
für  uns  eine  gute  ist,  daß  vor  allem  Seine  Majestät  der  Kaiser  Nikolaus 
Eurer  Exzellenz  vertrauensvoll  entgegenkommt,  daß  die  wieder  stärker 
sich  regende  revolutionäre  Bewegung  in  Rußland  den  leitenden  rus- 
sischen Kreisen  mit  Recht  das  Bedürfnis  eines  festeren  Zusammen- 
schlusses der  großen  Monarchien  mehr  als  bisher  zum  Bewußtsein 
bringt  und  auch  dem  russischen  Hof  die  Nachteile  des  Zusammen- 
gehens mit  dem  demokratischen  Frankreich  wenigstens  bis  zu  einem 
gewissen  Grade  erkennen  läßt. 

Unter  diesen  Umständen,  und  da,  um  unsern  Standpunkt  zu  recht- 
fertigen, die  wirtschaftlichen  Erwägungen  schon  für  sich  allein  aus- 
reichen, will  ich  es  lediglich  Euerer  Exzellenz  bewährtem  Takt  über- 
lassen, ob  Sie  die  Verwertung  des  letzten  Absatzes  aus  Erlaß  Nr.  140*** 
für  erforderlich  erachten. 

Ich  füge  hinzu,  daß  ich  dem  Grafen  Osten-Sacken,  als  derselbe 
mir  von  dem  Vorschlag  des  Grafen  Lamsdorff  sprach,  den  Erlaß 
Nr.  140  vorgelesen  habe,  aber  ohne  die  schärferen  Teile  desselben 
und  namentlich  ohne  den  Schlußsatz  zu  pointieren,  wie  denn  unsere 
ganze  Unterredung  entsprechend  den  gegenwärtig  vortrefflichen  Be- 
ziehungen zwischen  den  beiden  Ländern  in  freundschaftlichster  Weise 
verlief. 

B  ülo  w 


*  Siehe  Nr.  5050. 
**  Siehe  Nr.  5052. 
***  Siehe  Nr.  5050. 
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Nr.  5054 

Der  Botschafter  in  Petersburg  Graf  von  Alvensleben 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.   56  St.   Petersburg,   den   2.   März   1902 

Unter  Bezugnahme  auf  Telegramm  Nr.  24  vom  27.  Februar*. 

Ich  habe  heute  dem  Grafen  Lamsdorff  den  Erlaß  Nr.  140**  voll- 
ständig vorgelesen.  Der  Minister  verhehlte  mir  seine  lebhafte  Ent- 
täuschung darüber  nicht,  daß  seine  Anregung  bei  uns  aus  wirtschaft- 
lichen Rücksichten  kein  Entgegenkommen  gefunden  habe.  Es  scheine 
ihm  ein  Mißverständnis  vorzuliegen,  denn  die  Wiederbelebung  des 
Dreibundes  von  1895  habe  ihm  durchaus  ferngelegen;  vielmehr  habe 
ihm  der  Gedanke  vorgeschwebt,  daß  die  anderen  in  China  inter- 
essierten Mächte  gewissermaßen  ihren  Beitritt  zu  dem  englisch- 
japanischen Vertrag,  natürlich  mit  Ausnahme  der  Bestimmungen  über 
den  Kriegsfall,  erklären  sollten.  Dies  würde  den  allseitigen  Inter- 
essen entsprochen  haben,  da  dann  die  Chinesen  gewußt  hätten,  daß 
nicht  England  und  Japan  allein  entschlossen  seien,  ihre  Interessen 
in  China  zu  schützen.  Dem  Minister  erscheint  es  nicht  verständlich,  wie 
durch  eine  solche  dem  englisch-japanischen  Vertrage  nicht  nur  nicht 
widersprechende,  sondern  denselben  geradezu  bekräftigende  Erklärung 
der  anderen  Mächte  unsere  wirtschaftlichen  Interessen  in  Ostasien  ge- 
fährdet werden  könnten.  Das  Vertrauen  in  die  von  unseren  beiden  er- 
habenen Monarchen  und  deren  Regierungen  immer  wieder  ausgetauschten 
Versicherungen  über  die  Solidarität  der  deutschen  und  russischen  Inter- 
essen in  Ostasien  habe  ihn  veranlaßt,  eine  gemeinschaftliche ***  zu  der 

gegenwärtigen  Lage  anzuregen,  und  habe  er  allerdings  geglaubt,  auf 
eine  sein  Vertrauen  rechtfertigende  Aufnahme  bei  uns  rechnen  zu 
können.  Freilich  habe  er  schon  wiederholt  in  letzterer  Zeit  die  Er- 
fahrung machen  müssen,  daß  ähnliche  von  hier  ausgehende  An- 
regungen nicht  das  erhoffte  Entgegenkommen,  wie  es  bei  den  zwischen 
Deutschland  und  Rußland  bestehenden  vertrauensvollen  Beziehungen 
ihm  eigentlich  selbstverständlich  scheine,  in  Berlin  fanden.  Sein  gegen- 
wärtig mißglückter  Versuch,  den  Solidaritätsversicherungen  eine  prak- 
tische Anwendung  zu  geben,  werde  allerdings  in  dieser  Beziehung 
weiter  klärend  wirken;  da  Deutschland  es  vorziehe,  aus  eigenen 
wirtschaftlichen  Rücksichten  sich  freie  Hand  in  Ostasien  zu  be- 
wahren, so  werde  auch  Rußland  dort  in  Zukunft  seine  eigenen  Wege 
gehen  müssen.  Er  hätte  im  Gegenteil  geglaubt,  daß  es  den  beider- 
seitigen   Interessen    entsprochen    haben    würde,    der   Welt   zu    zeigen, 


*  Siehe  Nr.   5053. 

**  Siehe  Nr.   5050. 

***   Zifferngruppe   fehlt,   zu  ergänzen   dürfte   sein:    „Stellungnahme". 
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wie  fest  die  beiden  befreundeten,  nur  auf  den  Frieden  bedachten 
Großmächte  zusammenständen,  wenn  es  sich  um  die  Wahrung  ihrer 
identischen  Interessen  in  Ostasien  handelte.  Qraf  Lamsdorff  glaubt 
bestimmt  vorauszusehen,  daß  die  Folgen  des  englisch-japanischen 
Vertrags  in  einer  anmaßenden  Haltung  Chinas  gegenüber  den  an- 
deren Mächten  binnen  kurzem  zum  Ausdruck  kommen  werden.  Den 
hiervon  zu  erwartenden  Gefahren  habe  er  lediglich  durch  seine  An- 
regung vorbeugen  wollen. 

Trotzdem  unsere  Unterredung  einen  durchaus  freundschaftlichen 
Verlauf  nahm  und  ich  nicht  unterließ,  die  mir  an  die  Hand  gegebenen 
Direktiven  nach  Möglichkeit  zu  verwerten,  kann  ich  mich  doch  des 
Eindrucks  nicht  erwehren,  daß  Graf  Lamsdorff,  wie  ich  glaubte  vor- 
aussehen zu  müssen,  durch  die  Ablehnung  seiner  Anregung  sehr 
empfindlich  berührt  und  auch  durch  unsere  Motivierung  derselben 
nicht  beruhigt  worden  ist.  An  die  Ausführungen  des  Erlasses  all- 
gemeinen politischen  Inhalts  knüpfte  der  Minister  lediglich  die  Be- 
merkung, daß  es  zwischen  so  guten  Freunden  wie  Rußland  und 
Deutschland  des  wiederholten  Austausches  von  Versicherungen  über 
den  vertrauensvollen  Charakter  der  gegenseitigen  Beziehungen  wohl 
kaum  bedürfe. 

Alvensleben 

Nr.  5055 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

Klehmet 

Eigenhändig 

Berlin,  den  4.  März  1902 

Nach  den  etwas  vage  gehaltenen  Andeutungen  Graf  Lamsdorffs  * 
sollen  wir  mit  Rußland  einen  analogen  Vertrag  wie  den  zwischen 
England  und  Japan  schließen  nur   mit  zwei  Modifikationen: 

1.  Die  Bestimmungen  für  den  Kriegsfall  sollen  fortbleiben. 

2.  Statt  dessen  soll  in  einem  Zusatz  bestimmt  werden,  daß,  falls 
die  beiden  Kontrahenten  (d.  i.  wohl  e  i  n  e[r]  derselben)  von  China 
oder  einer  andren  Macht  in  ihren  Rechten  oder  Interessen  geschädigt 
würden,  sie  sich  über  die  zu  ergreifenden  Maßnahmen  zu  beraten 
hätten. 

Ein  solcher  Vertrag  läßt  eine  selbst  nur  annähernde  Gleichheit 
von  Leistung  und  Gegenleistung  vermissen.  Rußland  ist  auf  einer 
ungeheuer  langen  Landstrecke  mit  China  limitroph,  wir  nur  an  der  un- 
bedeutenden Grenze  des  Kiautschougebiets.  Ferner  aber,  während 
unsere  sonstigen  Interessen  in  China  rein  kommerzieller,  wirtschaft- 
licher Natur   sind,   besitzt   Rußland  in   der   Mandschurei   gewaltige 

*  Vgl.  Nr.  5054. 
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Rechte  und  Interessen,  die,  obschon  sie  formell  das  chinesische  Gebiet 
als  solches  bestehen  lassen,  doch  de  facto  den  Charakter  von  Terri- 
torial- und  Hoheitsrechten  haben  oder  unmerklich  in  solche  über- 
fließen. Es  kommt  endlich  in  Betracht,  daß  die  russischen  Interessen 
in  der  Mandschurei  zurzeit  direkt  en  litige  sind,  indem  sie  von  China 
und  hinter  letzterem  von  England,  Japan  und  auch  Amerika  bedroht 
werden.  Rußlands  Interessen  in  China  sind  von  den  unsrigen  quali- 
tativ wie  quantitativ  sehr  verschieden. 

Die  Möglichkeit,  daß  wir  auf  Grund  des  vorgeschlagenen  Ver- 
trags für  russische  Interessen  einzutreten  hätten,  ist  also  unendlich  viel 
größer  als  umgekehrt1,  zumal  die  deutschen  wirtschaftlichen  Inter- 
essen in  China  von  niemand  angefochten  werden. 

Nachdem  wir  England  und  Japan  gegenüber  den  Standpunkt  fest- 
gehalten haben,  daß  wir  in  der  Mandschurei  keine  Interessen  haben, 
wäre  es  nicht  konsequent,  wenn  wir  die  streitigen  russischen  Inter- 
essen in  der  Mandschurei  anerkennen  und  dadurch  ohne  weiteres 
stützen  wollten2. 

Die  Behauptung  Graf  Lamsdorffs,  daß  das  vorgeschlagene  Ab- 
kommen gewissermaßen  nur  den  Beitritt  zu  dem  englisch-japanischen 
Vertrag  bedeute,  ist  nicht  zutreffend,  unser  Eingehen  auf  die  Verpflich- 
tung, mit  Rußland  eventuell  über  die  zum  Schutz  seiner  Interessen  zu 
treffenden  Maßnahmen  in  Beratung  zu  treten,  würde  als  direkte 
Stellungnahme  für  die  russischen  Interessen,  also  gegen  England, 
Japan,  China  aufgefaßt  werden  3. 

Durch  unser  Jangtseabkommen  und  die  Annahme  des  open-door- 
Prinzips  sind  unsere  Interessen  in  China  für  die  nächsten  Even- 
tualitäten geschützt,  sodaß  es  der  neuen  Spezialabmachung  darüber 
mit  Rußland  für  uns  nicht  bedarf4. 

Kleh  met 

Randbemerkungen  des  Grafen  von  Bülow: 

1  Richtig 

2  jedenfalls  nicht  umsonst 
9  sehr   richtig 

4  Wie   stellt   sich    Amerika   zu   dem    russischen   Vorschlag? 

Nr.  5056 

Der  Botschafter  in  Petersburg  Graf  von  Alvenslehen 
an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Eigenhändiger    Privatbrief 

St.  Petersburg,  den  2.  März  1902 

Aus  meiner  ausführlichen  Meldung  kennen  Sie  den  Eindruck,  den 
die  Mitteilung  des  Erlasses  Nr.  140*  auf  Lamsdorff  gemacht  hat.   Zur 

*  Siehe  Nr.   5050. 
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vertraulichen    Ergänzung  derselben   glaube   ich   die   Form   des   Privat- 
briefes wählen  zu  dürfen. 

Nachdem  mir  die  Fassung  des  Telegramms  Nr.  24*  keinen 
Zweifel  darüber  belassen  konnte,  daß  eine  weitere  Diskussion  der 
Lamsdorffschen  Anregung  unter  allen  Umständen  zu  vermeiden  war, 
glaubte  ich  den  Schlußsatz  um  so  weniger  unterdrücken  zu  dürfen,  als 
der  Minister  durch  Osten-Sacken  von  dem  vollständigen  Inhalte  des 
Erlasses  bereits  Kenntnis  hatte.  Ich  habe  es  mir  aber  angelegen  sein 
lassen,  die  schärferen  Stellen  desselben  und  namentlich  den  Schluß- 
satz nicht  zu  pointieren. 

Unsere  Unterredung,  welche  sich  an  meine  Mitteilung  knüpfte, 
wurde  in  freundschaftlichstem  Tone  geführt,  nur  kam  zeitweise  bei 
Lamsdorff  eine  Art  nervöser  Lebhaftigkeit  zum  Durchbruch,  welche 
mir  bewies,  wie  sehr  er  die  ihm  durch  unsere  Ablehnung  erfahrene 
Enttäuschung  empfindet.  Eine  im  Laufe  der  Unterhaltung  von  Lams- 
dorff hingeworfene  Bemerkung  berechtigt  mich  zu  der  Vermutung, 
daß  er  den  Verdacht  hegt,  wir  seien  durch  geheime  Abmachungen 
mit  England  im  vorliegenden  Falle  zur  Zurückhaltung  Rußland  gegen- 
über gezwungen. 

Ich  glaube  daher,  daß  wir  in  der  nächsten  Zukunft  bei  Lamsdorff 
nicht  nur  mit  einer  gewissen  Verstimmung  werden  zu  rechnen  haben, 
sondern  ich  fürchte  auch,  daß  die  hier  in  letzter  Zeit,  besonders  bei 
dem  Zaren  wahrnehmbare  Steigerung  des  Vertrauens  in  uns  sowie 
das  Bedürfnis  eines  engeren  Anschlusses  an  uns  wieder  eine  merk- 
liche Abschwächung  erleiden  werden.  Denn  daß  Lamsdorff  mit 
seinem  Vorschlage  den  Absichten  seines  Monarchen  entsprochen  hat, 
halte  ich  für  zweifellos. 

Wenn  ja  auch  wahrscheinlich  für  Lamsdorff  der  Gedanke,  uns 
gegen  die  Seemächte  auszuspielen,  mitbestimmend  gewesen  ist,  so 
muß  ich  mich  doch  fragen,  ob  dieser  Gesichtspunkt  für  seine  An- 
regung der  leitende  war.  Für  den  hier  an  Ort  und  Stelle  befindlichen 
Beobachter  war  es  unverkennbar,  wie  völlig  die  russische  Regierung 
von  der  englisch-japanischen  Abmachung  überrascht  worden  ist  und 
welchen  tiefgehenden  Eindruck  dieselbe  auch  in  weiteren  Kreisen 
hervorgerufen  hat.  Ich  möchte  daher  bezweifeln,  daß  es  viel 
mehr  als  eine  spontane  Regung  gewesen  ist,  die  den  Zaren,  be- 
ziehungsweise seinen  Minister  zu  dem  Versuch  veranlaßt  hat,  sich 
unsere  Unterstützung  gegen  die  schädlichen  Folgen  zu  sichern,  die 
er  von  dem  Abkommen  für  die  russische  Politik  in  Ostasien,  besonders 
aber  wohl  hinsichtlich  der  Mandschurei  erwartet,  und  ich  möchte  den 
Minister  für  aufrichtig  halten,  wenn  er  der  Befürchtung  Ausdruck  gibt, 
das  Abkommen  werde  die  Chinesen  zu  einer  anmaßenden  Haltung 
den   bei   demselben    nicht   beteiligten    Mächten    gegenüber   ermutigen. 

*  Siehe  Nr.  5053. 
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In  diesem  Lichte  betrachtet,  erscheint  es  auch  verständlich,  daß 
die  bündigen  Versicherungen,  die  ich  dem  Minister  darüber  abzugeben 
in  der  Lage  war,  daß  eine  gegensätzliche  Richtung  der  Politik  Deutsch- 
lands zu  derjenigen  Rußlands  weder  zurzeit  vorhanden  noch  in  der  Zu- 
kunft zu  erwarten  sei,  ihn  nicht  für  die  Enttäuschung  zu  entschädigen 
vermochten,  die  ihm  die  Ablehnung  seines  Vorschlages  sichtlich  be- 
reitet hat.  So  möchte  ich  es  mir  auch  erklären,  daß  der  von  dem  ost- 
asiatischen Problem  zurzeit  völlig  absorbierte  Minister  die  Ausfüh- 
rungen des  Erlasses  über  die  überall  im  Zunehmen  begriffene  Russo- 
phobie  anscheinend  ohne  Interesse  entgegennahm. 

Ich  habe,  um  die  Situation  nicht  zu  verschärfen,  vermieden, 
meinerseits  das  sehr  naheliegende  Argument,  daß  doch  auch  die 
deutsche  Politik  in  Ostasien  in  letzter  Zeit  russischerseits  nicht  immer 
unbedingtes  Entgegenkommen  gefunden  habe,  in  den  Vordergrund 
zu  rücken.  Sollten  Sie  es  indessen  für  wünschenswert  halten,  den 
durch  unsere  Ablehnung  auf  Lamsdorff  hervorgebrachten  Eindruck 
nachträglich  etwas  abzuschwächen,  so  würde  seine  Äußerung,  daß 
unserer  Auffassung  ein  Mißverständnis  bezüglich  der  Form  und  der 
Tragweite  der  in  Anregung  gebrachten  Verständigung  vorzuliegen 
scheine,  eine  Handhabe  dazu  bieten,  besänftigend  und  vertrauener- 
weckend auf  Lamsdorff  zu  wirken,  und  würde  sich  dabei  vielleicht 
der  Hinweis  mit  Erfolg  verwerten  lassen,  daß  abweichende  Ansichten 
Deutschlands  und  Rußlands  über  einzelne  Fragen  der  ostasiatischen 
Politik,  wie  sie  doch  auch  in  der  Vergangenheit  gelegentlich  schon 
zutage  getreten  seien,  eigentlich  doch  nicht  genügen  könnten,  um 
das  grundsätzliche  Hand-in-Hand-Gehen  der  beiden  Mächte  in  Ost- 
asien in  Frage  zu  stellen. 

AI  ven  sl eb  en 

Nr.  5057 

Der  Botschafter  in  Petersburg  Graf  von  Alvensleben 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  58  St.  Petersburg,  den  4.  März  1902 

Wie  ich  erfahre,  bekundet  der  Zar  für  den  Lamsdorffschen  Vor- 
schlag persönlich  ein  ganz  besonderes  Interesse,  woraus  ersicht- 
lich ist,  daß  die  Anregung  nicht  nur  mit  seinem  vollen  Einverständnis 
erfolgt  ist,  sondern  wahrscheinlich  sogar  seiner  eigenen  Initiative  ent- 
stammt. Gegen  meinen  Gewährsmann  hat  der  Kaiser  geäußert,  daß 
auf  den  diesseitigen  Vorschlag  einer  Deklaration  der  drei  Mächte 
Rußland,  Frankreich  und  Deutschland  zum  englisch-japanischen  Ab- 
kommen eine  mit  den  bedeutenden  Handelsinteressen  Deutschlands 
in   Japan  motivierte   ausweichende  Antwort  von   Euerer  Exzellenz  an 
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Graf  von  der  Osten-Sacken  erteilt  worden  sei.  Der  Zar  sähe  dieselbe 
aber  als  eine  vorläufige  an  und  hoffe  im  Vertrauen  auf  die  mit 
unserm  allergnädigsten  Herrn  ausgetauschten  Versicherungen  bezüg- 
lich der  Solidarität  der  beiderseitigen  Interessen  in  Ostasien,  daß  es 
noch  zu  einer  Einigung  kommen  werde.  Frankreich  habe  bereits 
zugestimmt. 

Der  Kaiser  hat  sich  noch  sehr  erfreut  geäußert  über  den  günstigen 
Verlauf  der  Reise  Seiner  Königlichen  Hoheit  des  Prinzen  Heinrich* 
und  die  dadurch  herbeigeführte  Annäherung  Deutschlands  und  der 
Vereinigten  Staaten,  da  diese  auch  durchaus  den  russischen  Interessen 
entspreche. 

Alvensleben 

Nr.  5058 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bälow  an  den  Botschafter 
in  Petersburg  Grafen  von  Alvensleben 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats  Klehmet 
Nr.   28  Berlin,  den   7.  März  1902 

Der  russische  Botschafter  kam  gestern  abend  mir  gegenüber 
wiederholt  auf  die  jüngste  russische  Anregung  einer  Stellungnahme 
gegen  das  englisch-japanische  Abkommen  zurück.  Graf  Osten-Sacken 
gab  hierbei  seinem  lebhaften  Bedauern  darüber  Ausdruck,  daß  wir 
uns  dieser  Anregung  gegenüber  ablehnend  verhalten  hätten. 

In  meiner  Erwiderung  hob  ich  namentlich  drei  Gesichtspunkte 
hervor:  1.  daß  von  einem  Gegensatz  unserer  Politik  zu  der  russischen 
Politik  in  Ostasien  nicht  die  Rede  sei.  Es  werde  niemand  gelingen, 
uns  in  Asien  oder  anderswo  gegen  Rußland  vorzuschieben.  Wir 
stellten  uns  Rußland  nirgends  in  den  Weg.  Wir  hätten  auch  gegen- 
über anderen  Mächten  keine  Verpflichtungen  eingegangen,  die  Ruß- 
land nicht  bekannt  wären,  oder  die  uns  verhindern  würden,  mit  Ruß- 
land zusammenzugehen.  Wenn  wir  auf  den  neuesten  russischen  Vor- 
schlag nicht  hätten  eingehen  können,  so  liege  der  Grund  hierfür  ledig- 
lich in  der  gebotenen  Rücksichtnahme  auf  vitale  deutsche  Handels- 
interessen, wie  in  der  Selbstbeschränkung,  welche  sich  die  deutsche 
Politik  in  Ostasien  hinsichtlich  aller  territorialen  Fragen  auferlege. 
2.  Führte  ich  aus,  daß  unter  den  gegenwärtigen  europäischen  Verhält- 
nissen eine  andere  ostasiatische  Politik  als  diejenige,  welche  ich  vor 
einigen  Tagen  im  Reichstag  dargelegt  hätte**,  weder  die  Zustimmung 


*  In  der  ersten  Hälfte  März  hatte  Prinz  Heinrich  eine  Reise  nach  Amerika 
gemacht  und  St.  Louis,  Chicago,  Niagara,  Boston  und  Philadelphia  besucht. 
**  In  der  Kap.  CX,  A,  Nr.  5045,  Fußnote  **  erwähnten  Rede  vom  3.  März, 
in  der  er  scharf  betonte,  daß  Deutschland  in  Ostasien  keine  territoriale  sondern 
nur   wirtschaftliche    Zwecke   verfolge. 
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des  Reichstags  noch  diejenige  der  deutschen  öffentlichen  Meinung 
finden  würde.  3.  Wies  ich  darauf  hin,  daß  wenn  wir  in  Ostasien  eine 
so  ausgesprochen  friedliche,  reservierte  und  wesentlich  kommerzielle 
Politik  machten,  dies  in  erster  Linie  auf  den  Wunsch  zurückzuführen 
sei,  Rußland  keinerlei  Grund  zu  jenem  Mißtrauen  zu  geben,  welches 
sich  während  unserer  Chinaexpedition  hier  und  da  in  Rußland  gezeigt 
habe.  „Vous  nous  avez  tant  preche  la  moderation,  la  reserve  et  les 
bons  procedes  vis-a-vis  des  Etats  orientaux  que  vous  nous  avez 
reellement  converti  et  que  nous  agissons  en  consequence."  4.  Frug 
ich  Graf  Osten-Sacken,  ob  sich  seine  Hoffnung  erfüllt  habe,  daß  sich 
die  Vereinigten  Staaten  dem  von  russischer  Seite  geplanten  Vorgehen 
anschließen  würden. 

Ich  gebe  anheim,  dazu  auch  noch  die  folgenden  beiden  Gesichts- 
punkte  zu  verwerten: 

1.  Da  im  Gegensatz  zu  uns  Rußland  nicht  nur  auf  einer  großen 
Landstrecke  zu  China  limitroph  ist,  sondern  auch  in  der  Mandschurei 
umfassende  Interessen  wahrnimmt,  die  an  Territorial-  und  Hoheits- 
ansprüche immerhin  nahe  heranstreifen,  wäre  die  Möglichkeit,  daß 
wir  auf  Grund  der  vorgeschlagenen  Vereinbarung  für  russische  Inter- 
essen einzutreten  hätten,  unendlich  größer  als  umgekehrt.  2.  Die  ver- 
einigte englisch-japanische  Seemacht  wäre  stark  genug,  uns  den  See- 
weg nach  Ostasien  und  damit  die  einzige  Möglichkeit  abzuschneiden, 
unsere  dortigen  Interessen  militärisch  zu  schützen,  während  Rußland 
immer  noch  imstande  bleibt,  auf  dem  Landwege  Machtmittel  nach 
China  zu  bringen.    Auch  dieser  Umstand  nötigt  uns  zur  Vorsicht. 

B  ü  1  o  w 

Nr.  5059 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bälow  an  den  Botschafter 
in  Petersburg  Grafen  von  Alvensleben 

Privatbrief.    Unsigniertes  Konzept 

Berlin,  den  9.  März  1902 

pp.  Inwiefern  durch  mein  Telegramm  Nr.  24*  jede  weitere  Dis- 
kussion der  Lamsdorffschen  Vorschläge  wegen  China  unter  allen  Um- 
ständen ausgeschlossen  sein  soll,  verstehe  ich,  offen  gesagt,  beim 
Durchlesen  des  Wortlauts  dieses  Telegramms  nicht  ganz.  Allerdings 
wäre  für  eine  solche  nähere  Erörterung  wohl  die  Vorausetzung  ge- 
wesen, daß  zunächst  einmal  die  russischen  Vorschläge  etwas  genauer 
präzisiert  worden  wären,  als  das  bisher  geschehen  ist.  So  wie  sich 
dieselben  nach  Ihren  und  Graf  Osten-Sackens  Angaben  bisher  dar- 
stellten,   konnten    wir    darauf   nur    dasjenige    erwidern,    was    ich,    wie 


•  Siehe   Nr.    5053. 
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ich  Ihnen  inzwischen  telegraphisch  mitteilte,  an  Osten-Sacken  gesagt 
habe.  Eine  ergänzende  Ausführung  darüber  finden  Sie  in  dem  an- 
liegenden Promemoria*,  welches  mir  vom  Auswärtigen  Amte  vor- 
gelegt wurde. 

Wir  dürfen  auch  nicht  übersehen,  daß  dem  einzigen  Machtfaktor, 
mit  dem  wir  eventuell  in  Ostasien  auftreten  können,  unserer  Flotte, 
der  Zutritt  dahin  durch  die  englisch-japanische  Kombination  leicht  ver- 
sperrt werden  könnte,  während  Rußland  für  militärische  Aktionen 
immer  noch  der  Landweg  offen  bleibt. 

Gegen  den  Verdacht,  als  ob  wir  durch  geheime  Abmachung  mit 
England  zur  Zurückhaltung  gegenüber  den  russischen  Wünschen  ge- 
zwungen würden,  sollten  wir  nach  allen  tatsächlichen  Vorgängen  der 
letzten  Jahre  und  nach  unseren  wiederholten  loyalen  Versicherungen 
des  Gegenteils  endlich  geschützt  sein.  Was  Sie  über  das  Gespräch 
Paulis**  mit  dem  Großfürsten  Alexander  Michailowitsch  erwähnen, 
bestätigt,  daß  wir  die  am  letzten  Ende  auf  unsern  wirtschaftlichen 
Interessen  beruhenden  Gründe,  aus  denen  wir  in  Ostasien  eine  reser- 
vierte Haltung  einnehmen,  gegenüber  Rußland  ohne  Schärfe  vor- 
bringen müssen,  um  weder  zu  verletzen  noch  Mißtrauen  hervor- 
zurufen. 

War  es  übrigens,  wie  Sie,  hoffentlich  mit  Recht,  annehmen,  mehr 
eine  spontane  Regung,  welche  den  Zaren  oder  seine  Minister  zu 
ihrem  Ansinnen  bewog,  so  möchte  ich  um  so  eher  glauben,  daß  der 
anfänglich  entstandene  Verdruß  über  unsere  Ablehnung  bald  vorüber- 
gehen und  keineswegs  zu  einer  veränderten  Orientierung  der  rus- 
sischen Politik  uns  gegenüber  führen  wird. 

Gegen  die  von  Ihnen  in  Aussicht  genommene  Methode,  um  den 
Besänftigungsprozeß  zu  beschleunigen  und  zu  fördern,  habe  ich  durch- 
aus nichts  einzuwenden. 

B  ülo  w 

Nr.  5060 

Der  Botschafter  in  Petersburg  Graf  von  Alvensleben 
an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 

Nr.    216  St.    Petersburg,   den   12.   März    1902 

Im  Laufe  der  Unterredung,  die  ich  bei  seinem  heutigen  Empfangs- 
tag mit  Graf  Lamsdorff  hatte,  kam  auch  die  Rede  auf  die  Aufnahme, 
welche  sein  Vorschlag  bei  Euerer  Exzellenz  gefunden  habe.  Der 
Minister  wiederholte  mir,  er  könne  nur  annehmen,  daß  er  mißverstan- 


*  Identisch    mit   Nr.   5055. 

**  Fregattenkapitän  von  Paulis,  russischer  Marineattache  in  Berlin. 
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den  worden  sei,  denn  sonst  hätte  die  von  ihm  mehr  als  Gedanke 
hingeworfene  Anregung  nicht  abgelehnt  werden  können,  ohne  daß 
ihm  überhaupt  die  Möglichkeit  geboten  worden  wäre,  sie  näher  zu 
formulieren.  Er  sei  lediglich  von  der  Auffassung  ausgegangen,  daß 
es  im  Interesse  der  anderen  in  Ostasien  beteiligten  Mächte  liege,  zu 
der  durch  den  englisch-japanischen  Vertrag  geschaffenen  Lage  Stel- 
lung zu  nehmen  vermöge  einer  die  darin  enthaltenen  Prinzipien  indos- 
sierenden Erklärung.  Nichts  habe  ihm  ferner  gelegen,  als  dieser  Er- 
klärung eine  Spitze  gegen  England  oder  Japan  geben  zu  wollen.  Die- 
selbe habe  sich  lediglich  an  die  chinesische  Adresse  richten  sollen, 
um  China  die  Solidarität  aller  Mächte  in  Ostasien  erneut  zum  Bewußt- 
sein zu  bringen,  wie  das  dringend  notwendig  sei.  Dieselbe  würde 
gleichzeitig  die  Wirkung  gehabt  haben,  die  dem  englisch-japanischen 
Abkommen  überall  beigelegte  sehr  übertriebene  Bedeutung  auf  das 
richtige  Maß  zurückzuführen.  Schon  das  außerordentlich  korrekte 
und  courtoise  Verhalten  Japans  in  der  ganzen  Angelegenheit  —  der 
Minister  hatte  dies  schon  in  seiner  letzten  Unterredung  mir  gegenüber 
betont  —  würde  ihn  von  einem  Schritt  abgehalten  haben,  der  als  feind- 
seliger Akt  hätte  aufgefaßt  werden  können. 

Wenn  er  gedacht  habe,  es  könne  in  der  Abmachung  gesagt 
werden,  daß,  im  Falle  der  Gefährdung  von  Rechten  und  Interessen  der 
betreffenden  Mächte  in  China,  diese  sich  über  die  zu  ergreifenden 
Maßnahmen  zu  beraten  haben  würden,  so  habe  er  dabei  durchaus 
nicht  im  Sinne  gehabt,  daß  eine  Macht  für  die  besonderen  Interessen 
der  anderen  würde  einzutreten  haben,  denn  es  könne  natürlich  keine 
Rede  davon  sein,  daß  etwa  Deutschland  für  die  russischen  Interessen 
in  China  eintreten  solle.  Dagegen  würde  es  von  großem  Werte  für 
das  Ansehen  der  Großmächte  in  Ostasien  sein,  wenn  eine  Erklärung 
von  ihnen  vorläge,  welche  ausdrücklich  die  Solidarität  ihrer  Auffassung 
bezüglich  der  Vorgänge  in  Ostasien  ausspreche.  Wenngleich  unsere 
Interessen  von  den  russischen  quantitativ  wie  qualitativ  sehr  verschie- 
den seien,  so  würde  es  zum  Beispiel  im  Falle  von  Verfolgungen  gegen 
die  Missionare  von  größtem  Werte  sein,  diese  Solidarität  konstatiert 
zu  haben.  Ihm  habe  bei  seinem  Vorschlage  ein  Verhältnis,  wie  es 
zwischen  Rußland  und  Österreich-Ungarn  bezüglich  der  Balkanhalb- 
insel bestehe,  vorgeschwebt,  wo  beide  Mächte,  wenn  erforderlich, 
wie  zum  Beispiel  jetzt  bei  der  Pforte  und  den  Balkanfürsten,  die 
gleiche  Sprache  führten. 

Er  habe  es  für  seine  Pflicht  gehalten,  um  den  freundschaftlichen 
Beziehungen  zu  uns  einen  korrekten  und  loyalen  Ausdruck  zu  geben, 
bevor  er  seinen  Vorschlag  anderweitig  gemacht  habe,  sich  zunächst 
an  uns  zu  wenden,  um  sich,  falls  die  von  ihm  gewünschte  Abmachung 
zustande  käme,  nicht  dem  Vorwurf  auszusetzen,  sich  der  ausgetausch- 
ten Versicherungen  über  die  Solidarität  unserer  Interessen  in  Ostasien 
nicht  mehr  bewußt  zu  sein  und  sie  außer  acht  gelassen  zu  haben.   Er 
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hätte  allerdings  nicht  erwarten  können,  daß  sein  Vorschlag  abgelehnt 
werden  würde,  ohne  überhaupt  zur  Formulierung  zugelassen  worden 
zu  sein.  Da  seine  Anregung  durchaus  keine  Stellungnahme  bezweckt 
habe,  die  als  feindseliger  Akt  ausgelegt  werden  könnte,  so  hätte  er 
geglaubt,  daß  er  unsererseits  nach  vorläufiger  entgegenkommender 
Aufnahme  des  seiner  Anregung  zugrundeliegenden  Prinzips  wenig- 
stens zur  Präzisierung  seines  Gedankens  verstattet  werden  würde. 
Es  würde  dann  Sache  eines  weiteren  Gedankenaustausches  gewesen 
sein,  der  Deklaration  eine  Fassung  zu  geben,  die  zu  keiner  Miß- 
deutung der  ihr  zugrundeliegenden  Absichten  Anlaß  hätte  geben 
können.  Anstatt  dessen  habe  Deutschland,  ohne  überhaupt  den 
Wunsch  zum  Ausdruck  zu  bringen,  seinen  Vorschlag  näher  kennen- 
zulernen, mit  einem  Erlaß  geantwortet,  dessen  vollendete  Fassung 
ihm  zwar  aufrichtige  Bewunderung  abnötige,  in  dem  aber  sein  Vor- 
schlag nicht  nur  a  limine  abgelehnt,  sondern  ihm  auch  in  der  schroff- 
sten Form  bedeutet  werde,  daß  diese  Ablehnung  die  endgültige  Ant- 
wort auf  seine  Anregung  bilde.  Er  überlasse  mir,  den  Eindruck  zu 
beurteilen,    den  dies   auf   ihn   habe   machen   müssen. 

Er  habe  sich  wenigstens  jetzt  nichts  vorzuwerfen,  und  Deutsch- 
land dürfe  sich  nicht  wundern,  wenn  nunmehr  die  beabsichtigte  Er- 
klärung von  Rußland  für  sich  allein  oder  mit  anderen  Mächten  erfolge. 
Er  habe  im  übrigen  den  Grafen  Osten-Sacken  angewiesen,  in  der 
Sache  nicht  weiter  zu  insistieren. 

Diesen  Ausführungen  des  Ministers  gegenüber  mußten  natur- 
gemäß meine  Argumente  wirkungslos  bleiben.  Es  ist  unverkennbar,  daß 
Graf  Lamsdorff  sich  besonders  durch  die  sofortige  kategorische,  eine 
Erwiderung  ablehnende  Zurückweisung  seines  nur  erst  in  großen 
Zügen  angedeuteten  Vorschlages  verletzt  fühlt.  Indem  ich  glaubte, 
voraussehen  zu  können,  daß  insbesondere  der  Schlußsatz  des  Erlasses 
Nr.  140*  geeignet  sei,  die  inzwischen  eingetretene  Wirkung  auf  den 
Minister  auszuüben,  hatte  ich  es  gewagt,  der  Erwägung  Euerer  Ex- 
zellenz anheimzustellen,  ob  es  nicht  möglich  sein  würde,  in  weniger 
entschiedener  Form  jede  weitere  Diskussion  des  Lamsdorffschen  Vor- 
schlages abzuschneiden,  als  dies  durch  Vorlesung  des  Schlußsatzes 
der  Fall  sein  mußte,  worin  direkt  ausgesprochen  war,  daß  eine  Er- 
widerung von  dem  Minister  nicht  erwartet  werde.  Nachdem  Euere 
Exzellenz  auf  meine  in  diesem  Gedankengange  erfolgte  diesbezügliche 
Anregung  es  meinem  Urteil  überlassen  hatten,  ob  die  Verwertung  des 
—  ohne  den  Schlußsatz  nicht  wohl  verständlichen  —  Schlußabsatzes 
aus  dem  Erlasse  erforderlich  sein  werde,  habe  ich  allerdings  geglaubt, 
es  nicht  vermeiden  zu  können,  dem  Grafen  Lamsdorff  durch  Vorlesung 
des  ganzen  Erlasses  anzudeuten,  daß  unsere  Antwort  eine  endgültige 
sei,  und  daß  sich  infolgedessen  eine  Erwiderung  seinerseits  erübrige. 

*  Siehe  Nr.   5050. 
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Ich  mußte  mich  hierzu  um  so  mehr  veranlaßt  sehen,  als  ich  wußte, 
daß  Graf  Lamsdorff  bereits  durch  Graf  Osten-Sacken  von  dem 
ganzen   Erlaß   Kenntnis   erhalten  hatte. 

Alvensleben 

Nr.  5061 

Der  Botschafter  In  Petersburg  Graf  von  Alvensleben 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.   68  St.    Petersburg,    den    14.    März    1902 

Freiherr  von  Aehrental  besuchte  mich  heute  und  erzählte,  ohne 
daß  ihm  meinerseits  dazu  Veranlassung  gegeben  war,  er  höre,  daß 
auf  Initiative  von  Graf  Lamsdorff  zwischen  Rußland  und  Frankreich 
bezüglich  der  Stellungnahme  zum  englisch-japanischen  Vertrage  Ver- 
handlungen geführt  würden,  die  dem  Abschluß  nahe  seien.  Es  sei 
eine  bezügliche  Deklaration  beabsichtigt,  zu  der  den  übrigen  Mächten 
der  Beitritt  freigestellt  werden  solle.  Auf  seine  Frage,  ob  mir  Graf 
Lamsdorff  von  einer  solchen  Verständigung  gesprochen  habe,  er- 
widerte ich,  daß  dies  lediglich  in  der  Form  eines  hingeworfenen  Ge- 
dankens geschehen  sei1. 

Alvensleben 

Randbemerkung  des  Grafen  von   Bülow: 
i  Gut 

Nr.  5062 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

von  Holstein 

Reinschrift 

Berlin,  den  15.  März  1902 

Es  ist  sehr  wertvoll,  daß  wir  rechtzeitig  durch  die  vertrauliche 
Mitteilung  des  österreichischen  Botschafters*  erfahren,  Rußland  werde 
demnächst  zusammen  mit  Frankreich  an  die  übrigen  Mächte  die  Auf- 
forderung richten,  einer  russisch-französischen  Abmachung  beizutreten, 
welche,  wie  Graf  Alvensleben  in  dem  Bericht  Nr.  216**  sagt,  die 
Wirkung  haben  solle,  „die  Bedeutung  des  englisch-japanischen  Ab- 
kommens auf  das  richtige  Maß  zurückzuführen".     Daß  in  Petersburg 

*  Vgl.  Nr.  5061. 
**  Siehe  Nr.   5060. 
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die  Absicht  vorliegt,  einen  neuen  diplomatischen  Vorstoß  gegen  Berlin 
zu  machen,  lese  ich  zwischen  den  Zeilen  eines  mir  heute  zugegangenen 
Privatbriefes  von  Graf  Alvensleben  heraus.  Die  durch  den  kaiserlichen 
Botschafter  in  dem  Bericht  Nr.  216  übermittelten  Klagen  und 
Beschwerden  dürften  bestimmt  sein,  diesen  Vorstoß  einzuleiten. 
In  diesem  Bericht  tritt  bei  erstem  flüchtigen  Durchlesen  die  Angabe 
hervor,  jenes  von  Rußland  und  Frankreich  geplante  Abkommen  solle 
die  Solidarität  der  Mächte  gegenüber  China  kennzeichnen.  Schon  in 
dem  ersten  Telegramm  des  Grafen  Alvensleben  vom  19.  Februar* 
war  gesagt,  daß  der  neue  Vertrag  speziell  den  Fall  ins  Auge  fassen 
solle,  wo  die  Vertragschließenden  durch  China  (oder  eine  andere 
Macht)  in  ihren  Rechten  oder  Interessen  geschädigt  würden.  In  erster 
Linie  hat  man  hierbei  an  die  russischen  Interessen  in  der  Mandschurei 
zu  denken.  Jeder,  der  dem  Vertrage  beitritt,  würde  damit  zur  Man- 
dschureifrage Stellung  nehmen  müssen. 

Die  deutsche  Antwort  auf  den  russischen  Antrag  —  welcher 
letztere  nicht  bloß  in  allgemeinen  Umrissen,  sondern  in  dem  Haupt- 
punkte ganz  präzise  formuliert  an  uns  herantrat  —  gibt  zu  berech- 
tigter Empfindlichkeit  keinerlei  Anlaß.  Die  Vollwichtigkeit  der  Inter- 
essen, durch  welche  unsere  Nichtbeteiligung  motiviert  wird,  nämlich 
Schädigung  unserer  Handelsinteressen  und  Herandrängen  von  Amerika 
an  die  englisch-japanische  Gruppe,  kann  vernünftigerweise  nicht  be- 
stritten werden.  Ein  weiteres  Moment  tritt  aber  noch  hinzu,  worüber 
wir  allerdings  den  Russen  gegenüber  nicht  so  offen  reden  können. 
England  hat  im  Herbst  1900  das  Jangsteabkommen  abgeschlossen, 
zu  einer  Zeit,  wo  eine  deutsche  Schlachtflotte  und  ein  deutsches 
Armeekorps  in  Ostasien  verfügbar  waren,  und  wo  die  Befürchtung  vor 
einem  größeren  deutschen  Handstreich  weit  verbreitet  war.  Dieses 
Abkommen,  durch  welches  England  auf  die  gleiche  Stufe  mit  Deutsch- 
land und  den  übrigen  Mächten  herabgedrückt  wird,  reut  die  Engländer 
heute  sehr,  und  ganz  besonders  ärgert  sie  der  Name  „Jangtseab- 
kommen".  Wenn  man  bedenkt,  daß  die  englische  Regierung  das  Vor- 
kaufsrecht für  die  den  Eingang  des  Jangtse  beherrschenden  Tschusan- 
inseln  schon  längst  in  der  Tasche  hatte,  so  stellt  sich  allerdings  dar- 
nach unser  Jangtseabkommen  mit  seiner  egalisierenden  Tendenz  als 
ein  Rückschritt,  wenn  nicht  Zurückweichen  Englands  dar.  Als  Herr 
Chirol**  mich  vor  einigen  Monaten  besuchte,  fragte  er  geradezu: 
„Was  hat  eigentlich  unsere  Regierung  veranlaßt,  diesen  Vertrag  zu 
schließen ?"  Die  Kritik,  welche  dieser  Frage  zugrunde  liegt,  ist  be- 
kanntlich gleich  beim  Abschlüsse  des  Vertrages  in  weiten  Kreisen 
Englands  zu  offenem  Ausdruck  gekommen.  Es  ist  daher  keine  ge- 
wagte  Konjektur,  wenn   man   annimmt,   daß   heute,  wo  die  Besorgnis 


*  Siehe  Nr.  5049. 

**  Der  bekannte   Korrespondent  der  „Times",   vgl.   Kap.   C1X,   Nr.   5026,   5027. 
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vor  einem  deutschen  Handstreich  gänzlich  geschwunden  ist,  die  Eng- 
länder von  dem  Jangtsevertrage  sehr  gern  loskommen  würden.  Einen 
Vorwand  hierzu,  wenn  auch  vielleicht  keinen  berechtigten  Anlaß,  würde 
ihnen  der  Beitritt  Deutschlands  zu  einem  Abkommen  bieten,  dessen 
Gegenstand  gleichfalls  China  wäre,  dessen  Grundsätze  und  Ziele  aber, 
wie  man  sie  auch  drehen  und  wenden  würde,  doch  keinenfalls  mit 
denen  des  deutsch-englischen  Abkommens  vom  16.  Oktober  1900  in 
Einklang  zu  bringen  wären;  man  braucht  nur  an  die  Mandschurei  zu 
denken. 

Man  kann  nicht  ohne  weiteres  behaupten,  daß  die  Zähigkeit, 
womit  die  Russen  an  dem  Bestreben  festhalten,  die  deutsche  Re- 
gierung in  eine  eingehende  Erörterung  des  russisch-französischen 
Standpunktes  hineinzuziehen,  von  dem  Wunsche  eingegeben  ist,  den 
Anschein  zu  erwecken,  als  wolle  Deutschland  sich  über  das  deutsch- 
englische Abkommen  hinwegsetzen.  Indessen  ist  es  gut,  der  Tat- 
sache eingedenk  zu  sein,  daß  seinerzeit  der  Abschluß  jenes  Abkommens, 
welches  die  chinesische  Reibungsfläche  zwischen  Deutschland  und 
England  beseitigte,  in  Petersburg  und  Paris  fast  ebenso  unangenehm 
überrascht  hat,  wie  neuerdings  der  Abschluß  des  englisch-japanischen 
Vertrages.  Dies  bekundete  damals  die  sauersüße  und  zweideutige 
Antwort  Rußlands  auf  die  von  den  beiden  Vertragschließenden  nach 
Petersburg  gerichtete   Aufforderung   zum    Beitritt*. 

Holstein 


Nr.  5063 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bälow  an  den  Botschafter 
In  Petersburg  Grafen  von  Alvensleben 

Konzept 

Nr.   201  Berlin,  den  17.  März  1002 

[abgegangen  am  18.  März] 

Aus  Ew.  pp.  gefälligem  Bericht  Nr.  216**  ersehe  ich  mit  lebhaftem 
Bedauern,  daß  Graf  Lamsdorff  die  Empfindlichkeit  über  unsere  Haltung 
gegenüber  seiner  ostasiatischen  Anregung  noch  immer  nicht  über- 
wunden hat.  Die  Ursache  hierfür  ist  wenigstens  zum  Teil  vielleicht 
auch  darin  zu  erblicken,  daß  unsere  Andeutungen  über  die  Weltlage 
dem  Leiter  der  russischen  auswärtigen  Politik  nicht  gefallen  haben. 
Gerade  aus  dem  Eindruck  unserer  Darlegungen  schöpfe  ich  aber  die 
Zuversicht,  daß  sich  der  Graf  der  tatsächlichen  Richtigkeit  jener  An- 
deutungen   auf    die    Länge    nicht    verschließen    wird.     Der    Kern    des 


*  Vgl.  Bd.  XVI,  Kap.  CV,  Nr.  4747. 
**  Siehe  Nr.  5060. 
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russischen  Vorschlags  war  aus  den  in  Ew.  pp.  Telegramm  Nr.  43* 
wiedergegebenen  Worten  Graf  Lamsdorffs  ersichtlich,  wonach  ein 
Zusammenschluß  der  namentlich  bezeichneten  kontinentalen  Mächte, 
nämlich  der  Zwei-  und  Dreibundgruppen  geplant  war.  Die  beteiligten 
Mächte  hätten,  falls  sie  von  China  oder  einer  anderen  Macht  in  ihren 
Rechten  oder  Interessen  geschädigt  würden,  sich  über  die  zu  er- 
greifenden Maßnahmen  zu  beraten,  und  diese  Bestimmung  sollte  als 
eine  notwendige  Warnung  China  gegenüber  erscheinen.  Loyalität  und 
Freundschaft  geboten  uns,  über  die  Unannehmbarkeit  einer  solchen 
Bestimmung  für  uns  der  russischen  Regierung  von  vornherein  keinen 
Zweifel  zu  lassen.  Wenn  wir  anders  gehandelt,  d.  h.  uns  zunächst 
erst  auf  eine  Erörterung  der  Einzelheiten  des  russischen  Vorschlags 
eingelassen  hätten,  um  denselben  schließlich  doch  abzulehnen,  würden 
wir  Rußland  gerechten  Grund  zur  Beschwerde  gegeben  haben.  Wir 
konnten  auf  den  russischen  Vorschlag  aber  deshalb  nicht  eingehen, 
weil  ich  in  Anbetracht  nicht  nur  unserer  wirtschaftlichen  Interessen 
in  Ostasien,  sondern  auch  unserer  politischen  Interessen  in  Europa 
die  Verantwortung  für  einen  solchen  Vertrag  meinem  kaiserlichen 
Herrn  und  Deutschland  gegenüber  nicht  übernehmen  kann.  Die 
deutsche  Regierung  würde  durch  ihr  Eintreten  für  den  russischen 
Plan  den  Bestand  des  Dreibunds  gefährden,  da,  abgesehen  von  dem 
Wiener  Kabinett,  dessen  Haltung  gegenüber  dieser  Frage  sich  nicht 
vorhersehen  läßt,  Italien  in  keinem  Falle  und  unter  keinen  Umständen 
gegen  England  Front  machen  würde.  Die  heutige  italienisch-franzö- 
sische Verbrüderung,  darüber  dürfte  man  in  St.  Petersburg  ebenso- 
wenig im  Zweifel  sein  wie  in  Berlin,  stellt  keine  Annäherung  Italiens 
an  den  jetzigen  Zweibund,  sondern  den  ersten  Anlauf  zu  einer  neuen 
antirussischen  Mittelmeergruppe  dar,  bei  welcher  mit  der  Möglich- 
keit von  Englands  späterem  Beitritt  im  stillen  gerechnet  wird.  Diese 
Sachlage  berechtigt  mich  zu  der  Überzeugung,  daß  Deutschland  ohne 
den  vorgeschlagenen  Vertrag  nicht  nur  den  eignen,  sondern  auch 
den  russischen  Interessen  besser  nützen  wird  als  mit  demselben. 
Der  Ansicht  Graf  Lamsdorffs,  daß  die  proponierte  Deklaration  keine 
Spitze  gegen  England  und  Japan  haben  werde,  vielmehr  eine  Art  Bei- 
tritt zu  dem  Abkommen  jener  beiden  Staaten  bedeuten  solle,  vermag 
ich  nicht  beizutreten.  Die  Auslegung,  die  dieses  Abkommen  allent- 
halben gefunden  hat,  beweist,  daß  die  eventuelle  russisch-französisch- 
deutsche Erklärung  nicht  anders  denn  als  ein  direkter  Gegenzug  gegen 
ersteres  aufgefaßt  worden  wäre.  Und  auf  die  allgemeine  Auffassung, 
nicht  aber  auf  die  innere  Absicht  der  Kontrahenten  würde  es  in  diesem 
Falle  ankommen.  Die  bestehenden  Gegensätze  wären  also  nicht  ge- 
mildert, sondern  umgekehrt  verschärft  worden,  und  die  chinesischen 
Staatsmänner  hätten  damit  eben   ihr  altes   Ideal  verwirklicht  gesehen, 

*  Siehe  Nr.  5049. 
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nämlich  zwei  einander  friedlich  gegenüberstehende  Gruppierungen 
von  Mächten,  die  sie  gegeneinander  auszuspielen  versuchen  würden. 
Wie  wir  seinerzeit  durch  unsere  Erklärung,  daß  das  deutsch-englische 
Jangtseabkommen  sich  nicht  auf  die  Mandschurei  erstrecke,  der 
Sache  Rußlands  einen  unleugbaren  Dienst  erwiesen  haben,  so  wird 
jetzt  der  bloße  Umstand,  daß  Deutschland  sich  der  englisch-japanischen 
Gruppierung  nicht  angeschlossen,  also  die  Zukunft  freigehalten  hat, 
genügen,  um  etwa  vorhandene  kriegerische  Neigungen  zu  verringern. 
Ew.  pp.  werden  sicherlich  noch  Gelegenheiten  haben,  die  vorstehen- 
den Ergänzungen  zu  meinen  früheren  Darlegungen  über  dasselbe  Thema 
an  Graf  Lamsdorff  zu  bringen,  ohne  doch  den  Eindruck  hervorzurufen, 
als  ob  wir  das  Bedürfnis  empfänden,  uns  bei  Rußland  zu  entschuldigen. 

B  ü  1  o  w 


Nr.  5064 
Aufzeichnung  des   Reichskanzlers   Grafen   von  Bülow 

Reinschrift 

Berlin,  den  20.  März  1902 

Marquis  de  Noailles  hat  mir  nach  vorheriger  Anmeldung  heute 
morgen  die  französisch-russische  Deklaration  über  China*  vorgelesen  und 
mir  Abschrift  davon  übergeben.  Ich  bemerkte  zu  alinea  1  dieses  Doku- 
ments, daß  es  keine  Macht  gäbe,  die  damit  nicht  einverstanden  sein  könnte. 
Auch  zu  dem  ersten  Satze  des  alinea  2  bis  zu  den  Worten  „Extreme  Orient" 
sähe  ich  keine  Einwendungen.  Zu  dem  letzten  Satz  machte  ich  nur  die  Be- 
merkung, daß  es  auch  hier  heiße:  in  cauda  venenum.  Ich  beschränkte  mich 
im  übrigen  darauf,  der  französischen  Regierung  für  die  freundliche  und 
höfliche  Form  der  Mitteilung  zu  danken  und  zu  konstatieren,  daß  ich 
von  der  Mitteilung  Akt  genommen  hätte.  Im  Verlauf  der  anschließenden 
Konversation  ließ  der  Marquis,  jedoch  lediglich  als  seine  Privatansicht, 
durchblicken,  daß  ihm  bei  dem  Zusammengehen  mit  Rußland  gegen 
England  und  Japan  etwas  unheimlich  zumute  ist.  Frankreich  habe  in 
Nordchina  keine  besonderen  Interessen,  und  er  hoffe  deshalb  dringend, 
daß  es  zu  keinen  Komplikationen  mit  England  und  Japan  wegen  der 
Mandschurei  und  Koreas  kommen  möge.  In  sehr  schüchterner  Weise 
deutete  er  an,  wie  nett  es  von  uns  sein  würde,  wenn  wir  Rußland  in 
Mandschurei  und  Korea  gegen  das  unruhige  Japan  helfen  würden, 
worauf  ich  dem  Botschafter  erwiderte,  daß  unsere  Politik  im  fernen 
Osten  eine  ganz  reservierte  und  rein  wirtschaftliche  sei. 

Mit  dem  russischen  Botschafter  hatte  ich  über  denselben 
Gegenstand  eine  lange  Unterredung,  in  der  er  zunächst  betonte,  daß 
er  nur  den  Auftrag  habe,   die  Deklaration  ohne  weiteren   Kommentar 

*  Siehe  die  Anlage. 
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zu  übergeben,  da  wir  ja  erklärt  hätten,  auf  die  Angelegenheit  nicht 
zurückkommen  zu  wollen.  Nur  als  von  sich  aus  kommend  und  ä  titre 
d'ami  fügte  er  folgendes  hinzu:  Graf  Lamsdorff  sei  noch  immer  etwas 
froissiert,  nicht  wegen  der  Tatsache  unseres  Nichtmitgehens,  sondern 
wegen  der  Form  unserer  Ablehnung,  denn  diese  sei  es,  die  in  St.  Pe- 
tersburg enttäuscht  und  verletzt  habe,  und  zwar  insbesondere  deshalb, 
weil,  als  Graf  Lamsdorff  dem  Kaiser  Nikolaus  seinen  Vorschlag  der 
Deklaration  unterbreitet  und  dabei  nur  Frankreich  als  zu  beteiligen 
genannt  habe,  der  Kaiser  geantwortet  hätte:  „Oui,  mais  avec 
PAllemagne."  Ich  wiederholte  in  der  freundlichsten  Form,  daß  wir 
Englands  und  Japans  Aspirationen  in  Mandschurei  und  Korea  zu 
unterstützen  abgelehnt  hätten,  daß  wir  aus  denselben  Gründen,  welche 
hierfür  maßgebend  gewesen,  uns  nun  auch  für  diese  entfernten  Ge- 
genden auf  der  anderen  Seite  nicht  engagieren  könnten.  Ich  sprach 
mich  im  Sinne  meiner  Reichstagsrede  und  meines  letzten  Telegramms 
an  Graf  Alvensleben  aus  und  betonte  besonders,  daß  wir  zwar  vielleicht 
Österreich-Ungarn,  ä  contre-cceur,  aber  keinesfalls  Italien  mitbe- 
kommen hätten.  Zum  Schluß  meinte  Graf  Osten-Sacken:  Wir  wollten 
von  beiden  Seiten  daran  arbeiten,  daß  der  incident  ohne  unangenehme 
Folgen  bliebe,  da  es  mehr  denn  je  die  Aufgabe  der  beiden  Kaiser 
wäre,  treu  zusammenzuhalten  gegen  die  Revolution  und  die  unsichere 
Lage  in  Europa. 

Bülo  w 


Anlage 

Unsignierte  französische  Note.    Vom   Botschafter  Marquis  de  Noailles   am 
19.  März  dem   Reichskanzler  übergeben  * 

Le  16  mars  1902 

Les  Gouvernements  allies  de  France  et  de  Russie  ayant  regu 
communication  de  la  Convention  anglo-japonaise  du  30  janvier  1902, 
conclue  dans  le  but  d'assurer  le  statu  quo  et  la  paix  generale  en 
Extreme-Orient  et  de  maintenir  l'independance  de  la  Chine  et  de  la 
Coree  qui  doivent  rester  ouvertes  au  commerce  et  ä  l'industrie  de 
toutes  les  nations,  ont  ete  pleinement  satisfaits  d'y  trouver  l'affirmation 
des  principes  essentiels  qu'ils  ont  eux-memes,  ä  plusieurs  reprises, 
declare  oonstituer  et  qui  demeurent  la  base  de  leur  politique. 

Les  deux  Gouvernements  estiment  que  le  respect  de  ces  principes 
est  en  meme  temps  une  garantie  pour  leurs  interets  speciaux  en 
Extreme-Orient.     Toutefois,    obliges    d'envisager,    eux    aussi,    le    cas 


*  Eine  identische  Note  wurde  am  20.  März  von  dem  russischen  Botschafter 
Grafen  Osten-Sacken  überreicht.  Am  20.  März  wurde  das  russisch-französische 
Abkommen  auch  öffentlich  vom  „Regierungsanzeiger"  bekanntgegeben. 

180 


oü  soit  l'action  agressive  de  tierces  puissances,  soit  de  nouveaux 
troubles  en  Chine,  mettant  en  question  l'integrite  et  le  libre 
developpement  de  cette  Puissance,  deviendraient  une  menace  pour 
leurs  propres  interets,  les  deux  Gouvernements  allies  se  reservent 
d'aviser  eventuellement  aux  moyens   d'en  assurer  la  sauvegarde. 


Nr.  5065 

Der  Geschäftsträger  in  London  Freiherr  von  Eckardstein 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  150  London,  den  21.  März  1902 

Die  russisch-französische  Note  hat  in  hiesigen  Regierungskreisen 
zweifellos  ein  gewisses  Unbehagen  hervorgerufen,  obwohl  man  ver- 
sucht, sich  den  Anschein  zu  geben,  als  messe  man  derselben  keine 
allzu  große  Bedeutung  bei.  Die  Möglichkeit  eines  japanisch-russischen 
Konflikts  hat  man  hier  stets  ins  Auge  gefaßt,  selbst  nach  Abschluß 
des  englisch-japanischen  Vertrags.  Dagegen  hat  das  Kabinett  nach 
Veröffentlichung  dieses  Vertrags  die  Eventualität  einer  Einmischung 
Frankreichs  zugunsten  Rußlands,  und  demnach  das  Eintreten  des  casus 
foederis  für  England  als  ausgeschlossen  betrachtet.  Die  russisch- 
französische Note  hat  nun  diese  Illusion  plötzlich  zerstört  und  einem 
gewissen  Gefühl  der  Unsicherheit  Platz  gemacht. 

Gewisse  Beunruhigung  hat  auch  der  Abschluß  einer  größeren 
russischen  Anleihe  in  Berlin  beim  hiesigen  Kabinett  hervorgerufen, 
indem  man  sich  nicht  klar  darüber  ist,  ob  diesem  Faktum  eine  po- 
litische Bedeutung  beizumessen  sei.  Wenn  auch  bis  jetzt  noch  nicht 
in  der  Presse,  so  sind  jedenfalls  in  Regierungskreisen  unverkennbar 
Anzeichen  dafür  vorhanden,  daß  man  auf  eine  wohlwollende  Haltung 
Deutschlands  speziell  in  ostasiatischen  Fragen  Wert  legt  und  die  Not- 
wendigkeit, sich  mit  der  Kaiserlichen  Regierung  möglichst  gut  zu 
stellen,  wieder  einzusehen  beginnt. 

Eckardstein 
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Kapitel  CXI 

Der  Burenkrieg  und  die  öffentliche  Meinung 


Nr.  5066 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

von  Holstein 

Eigenhändig 

Berlin,  den  23.  August  1901 

Die  Notiz  aus  Brüssel*  stammt  vermutlich  aus  der  Burengruppe. 
Immerhin  aber  wird  die  Möglichkeit  ins  Auge  zu  fassen  sein,  daß  der 
Zar,  wie  schon  im  März  1900,  die  Frage  der  „freundschaftlichen  guten 
Dienste"   wieder  zur  Sprache   bringt. 

Die  Anregung  dürfte  sich  dann  am  einfachsten  dadurch  erledigen, 
daß  Seine  Majestät  antwortet: 

„Falls  die  guten  Dienste  beiden  Teilen  erwünscht  seien,  werde  ein 
russisches  oder  franko-russisches  Anerbieten  sicher  zum  Ziele  führen, 
auch  ohne  deutsche  Beteiligung1.  Falls  aber  einer  der  Streitenden, 
also  vermutlich  England,  das  Hineinreden  Dritter  nicht  wünschen 
sollte,  liege  für  Deutschland  kein  Anlaß  oder  Interesse  vor2,  um  sich 
deswegen  mit  England  unfreundlich  zu  stellen. " 

Die  neuliche  Mitteilung  aus  Petersburg,  daß  der  Zar  den  Ver- 
treter von  Transvaal**  entgegen  dem  ausgesprochenen  Wunsche  des 
englischen  Vertreters  zu  einem  Hoffeste  einladen  ließ,  zeigt,  daß  auf 
russischer  Seite  die  Sympathie  für  die  Buren  sich  immer  noch  regt3. 
Daß  man  aber  ohne  deutsche  Beteiligung  etwas  tun  wird,  ist  un- 
wahrscheinlich. Falls  Deutschland  sich  beteiligte,  würde  die  russische 
wie  die  französische  Presse  uns  als  im  russischen  Schlepptau  befindlich 
darstellen,  was  für  Deutschlands  Prestige  auch  nicht  vorteilhaft  wäre. 
Mag  doch  der  Zweibund  zeigen,  was  er  kann 4. 

i  Holstein 


*  Das  Wolffsche  Telegraphenbureau  hatte  dem  Auswärtigen  Amte  eine  aus 
Brüssel  stammende  Depesche  vorgelegt,  wonach  in  Kopenhagener  russischen 
Kreisen  verlaute,  daß  Kaiser  Nikolaus  II.  die  Absicht  habe,  auf  seiner  dem- 
nächstigen Reise  nach  Deutschland  mit  Kaiser  Wilhelm  II.  und  dem  Präsi- 
denten Loubet  die  Frage  des  immer  noch  fortschwelenden  Burenkriegs  zu 
erörtern.  „Tsar  serait  d'avis  qu'il  y  a  lieu  intervenir  amicalement  sans  perdre 
temps". 
**  Leyds. 
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Bemerkung  des  Grafen  von   Bülow   am   Kopf  des  Schriftstücks: 
Ganz    einverstanden!     Ich    bitte    mir    Abschrift    dieser    Notiz    für    die    Seiner 
Majestät  im   Hinblick  auf  die   Danziger  Entrevue  zu  unterbreitenden   „Aphoris- 
men" zu  senden. 
Randbemerkungen  des  Grafen  von  Bülow: 

1  Sogar  besser  ohne   deutsche   Beteiligung 

2  wenigstens  nicht  pro  hie  et  nunc 

3  ja,   tant   mieux 

4  Sehr    richtig 


Nr.  5067 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

von  Holstein* 

Reinschrift 

Berlin,  den  5.  September  1901 

Es  wird  die  Möglichkeit  ins  Auge  zu  fassen  sein,  daß  der  Zar, 
wie  schon  im  März  1900,  die  Frage  der  freundschaftlichen  guten 
Dienste  behufs  Beendigung  des  südafrikanischen  Krieges  zur  Sprache 
bringt. 

Seine  Majestät  der  Kaiser  wird  darauf  unbedenklich  und  offen 
erwidern  können,  daß  die  deutsche  Politik  kein  besonderes  Interesse 
an  der  Burenfrage  hat,  und  daß  Seiner  Majestät  Regierung,  sogar  in 
einem    gewissen   Gegensatz    zur  Volksstimmung**,    niemals   Anstand 


*  Die  Aufzeichnung  stellt  einen  Entwurf  für  die  „Aphorismen"  dar,  die  dem 
Kaiser  im  Hinblick  auf  die  bevorstehende  Begegnung  mit  dem  Zaren  (11.  bis 
13.  September)  über  die  schwebenden  Fragen  der  großen  Politik  vorgelegt 
werden  sollten.  Bei  der  definitiven  Fassung  des  Entwurfs  (siehe  dieselbe  in 
Bd.  XVIII,  Kap.  CXVI,  Nr.  5392)  überwog  doch  das  Bedenken,  daß  in 
England  jedes  Hineinreden  in  den  Burenkrieg  als  ein  Akt  äußerster  Unfreund- 
lichkeit aufgefaßt  werden,  und  daß  diese  Verstimmung  sich  vorwiegend  gegen 
Deutschland  richten  würde.  Es  wurde  daher  dem  Kaiser  vorgeschlagen,  gege- 
benenfalls  dem    Zaren   zu  erwidern: 

„Falls  die  guten  Dienste  beiden  Teilen  erwünscht  seien,  werde  ein  russisches 
oder  franko-russisches  Anerbieten  zum  Ziele  führen,  auch  ohne  deutsche  Betei- 
ligung. Falls  aber  einer  der  Streitenden,  also  vermutlich  England,  das  Hin- 
einreden Dritter  nicht  wünschen  sollte,  habe  Deutschland  zurzeit  weder 
Interesse  noch  Anlaß,  um  sich  deswegen  unfreundlich  mit  England  zu  stellen." 
Indessen  wurde  bei  der  Zusammenkunft  in  Danzig  der  südafrikanische  Krieg 
von  keiner  Seite  berührt.  Nur  beiläufig  kam  der  Zar  auf  den  Gedanken  einer 
kontinentalen  Gruppierung  zu  sprechen,  dem  vielleicht  die  Zukunft  gehöre, 
dem  aber  Zeit  zum  Reifen  gelassen  werden  müsse,  und  den  er,  der  Zar,  mit 
der  Zeit  zu  verwirklichen  trachten  würde.  Vgl.  Bd.  XVIII,  Kap.  CXVI, 
Nr.  5395. 

**  Tatsächlich  hat  sich  die  Haltung  der  deutschen  Regierung  während  des 
Burenkriegs    dauernd    in    einem    „gewissen    Gegensatz"    zu    der    öffentlichen 
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genommen  hat,  diesem  Gesichtspunkte  entsprechend  den  Dingen  in 
Südafrika  freien  Lauf  zu  lassen.  Neuerdings  macht  sich  jedoch  in  der 
Kriegführung  die  beiderseitige  steigende  Erbitterung  in  Akten  der 
Härte  und  Grausamkeit  Luft.  So  z.  B.  hat  das  Zusammenpferchen  von 
Frauen  und  Kindern  zehntausendweise  in  Lagern,  wo  sie  als  Ge- 
fangene behandelt  werden,  keinen  Präzedenzfall  in  der  Kriegführung 
zivilisierter  Völker.  Und  wenn  auch  ohne  weiteres  angenommen 
werden    kann,    daß    diese    Maßregel    durch    die    Eigenart    der    süd- 


Meinung  Deutschlands  befunden.  Das  gilt  vor  allem  von  Kaiser  Wilhelm  II. 
Einen  besonders  drastischen  Ausdruck  fand  dies,  als  nach  dem  Nichtempfang 
des  Präsidenten  Krüger  durch  den  Kaiser  im  Dezember  1900  der  bekannte 
Pastor  von  Bodelschwingh-Bielefeld  sich  anschickte,  eine  antienglische  Massen- 
bewegung zu  inszenieren.  Damals  telegraphierte  der  Kaiser  am  19.  Februar  1901 
aus  Hamburg   an   den  Reichskanzler: 

„Herr  von  Lucanus  meldet  Brief  von  Pastor  von  Bodelschwingh  an  mich,  der 
eine  gewaltige  Pro-Boers-  und  antienglische  Bewegung  im  Volke  zu  ent- 
fesseln im  Begriff  steht.  Es  soll  mir  eine  Liste  mit  5  000  000  Unterschriften 
überreicht  werden,  in  welcher  das  »Volk*  mir  befiehlt,  bei  Androhung  seiner 
Ungnade,  gegen  England  vorzugehen,  und,  wenn  nötig,  sogar  ,mit  dem 
Schwert  dreinzuhauenM!  Ich  habe  Herrn  von  Lucanus  befohlen,  den  p. 
Bfodelschwingh]  nach  Berlin  zu  zitieren  und  im  Verein  mit  Ihnen  per  alier- 
schärfster  Grobheit  ihm  den  Bauch  so  zu  polieren,  daß  er  fürs  erste  ein 
Eingreifen  in  meine  Privilegien  durch  Volksabstimmungen  in  Form  eines  von 
Pastoren,  Junkern  und  alten  Komtessen  geleiteten  Konvents  gefälligst  unterläßt. 
Ich  hoffe,  Sie  werden  sich  diesem  ,Wohltäter  Europas'  gegenüber  keine 
Reserve  auferlegen."  Auch  in  der  offiziösen  deutschen  Presse  wurde  wieder- 
holt gegen  die  Auswüchse  der  Burenbewegung  in  Deutschland  nachdrücklich 
Stellung  genommen,  so  als  in  der  Presse  an  den  Besuch  König  Eduards  in 
Cronberg  —  Ende  Februar  1901  —  eine  scharfe  Polemik  gegen  England 
geknüpft  wurde.  Kaiser  Wilhelm  hat  die  deutschen  Staatsmänner  wiederholt 
veranlaßt,  sich  in  ihren  öffentlichen  Reden  in  englandfreundlichem  Sinne  zu 
äußern.  So  hat  die  Rede  des  Staatssekretärs  Freiherrn  von  Richthofen  im 
Preußischen  Abgeordnetenhause  vom  11.  März  1902,  in  der  er  dringend  er- 
suchte, „die  Empfindlichkeit  der  englischen  Regierung  und  der  englischen 
Nation  nach  Möglichkeit  nicht  herauszufordern",  ihren  stark  englandfreundlichen 
Akzent  auf  ausdrückliches  Geheiß  des  Kaisers  erhalten.  (Immediatbericht  Frei- 
herrn von  Richthof ens  vom   11.  März   1902.) 

Umgekehrt  suchte  die  deutsche  Regierung  auch  so  viel  wie  immer  möglich 
Einfluß  auf  die  englische  öffentliche  Meinung  zu  gewinnen.  Schon  Ende 
Dezember  1899  hatte  der  Staatssekretär  Freiherr  von  Richthofen  verfügt:  „Ich 
möchte  raten,  durch  Hammann-Esternaux  via  Wolf  (wohl  Lucien  Wolf,  der 
vielfach  für  die  „Times"  schrieb)  oder  Eckardstein  alle  freundlichen  Aus- 
lassungen deutscher  Blätter  für  England  —  auch  solche,  in  denen  nur 
menschliches  Mitgefühl,  Anerkennung  englischer  Bravour  usw.  zum  Ausdruck 
kommt,  regelmäßig  und  reichlich  nach  England  gelangen  zu  lassen."  Vgl. 
dazu  Otto  Hammann,  Zur  Vorgeschichte  des  Weltkrieges.  Erinnerungen  aus 
den  Jahren  1897  bis  1906  (1918),  S.  87,  174  ff. 

Im  ganzen  haben  sich  jedoch  die  Bemühungen  der  deutschen  Regierung  gegen 
die  gefährliche  Zuspitzung  der  Volksleidenschaften  diesseits  und  jenseits  des 
Kanals,  die  auf  die  Politik  so  verhängnisvoll  zurückwirken  sollte,  als  macht- 
los erwiesen. 
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afrikanischen  Kriegführung  und  durch  die  Terrainverhältnisse  nötig 
gemacht  war,  so  bilden  diese  Zustände  doch  allerdings  ein  schwer- 
wiegendes Argument  für  die  Beendigung  dieses  anscheinend  endlosen 
Krieges.  Unter  den  Mitteln,  welche  sonst  verfügbar  wären,  um  den 
Frieden  herbeizuführen,  gibt  es  wohl  nur  eins,  welches  den  fried- 
lichen und  wohlwollenden  Gesinnungen  des  deutschen  und  des  russi- 
schen Herrschers  entsprechen  würde,  nämlich  den  Hinweis  auf  einen 
Schiedsspruch  gemäß  den  von  der  Haager  Friedenskonferenz  ge- 
regelten Grundsätzen.  Im  Artikel  27  der  Haager  Konvention  ist  aus- 
drücklich gesagt,  daß  jede  Regierung  berechtigt,  sogar  verpflichtet 
ist,  eine  andere  auf  das  Angemessene  eines  Schiedsspruchs  hinzu- 
weisen, und  daß  dieser  Hinweis  in  keinem  Falle  als  eine  Unfreund- 
lichkeit betrachtet  werden  soll.  Falls  daher  der  Zar  die  Absicht  hat, 
diesen  freundschaftlichen  Schritt  zu  tun,  ist  Seine  Majestät  bereit, 
sich  zu  beteiligen.  Da  wahrscheinlich  die  Teilnehmer  an  der  Haager 
Konferenz  ziemlich  ausnahmslos  sich  anschließen  werden,  so  läßt  sich 
kaum  bezweifeln,  daß  ein  Schritt,  welcher  die  Übereinstimmung  aller 
zivilisierten  Völker  des  Erdballs  zum  Ausdruck  bringt,  trotz  seiner 
friedlichen  Natur  von  großem  moralischem  Gewicht  sein  muß. 

Holstein 


Nr.  5068 

Der  Stellvertretende  Botschafter  in  London  Gesandter  Graf 
von  Metternlch  an  das  Auswärtige  Amt* 

Telegramm.  Entzifferung 
Nr.  652  London,  den  25.  September  1901 

Militärattache  telegraphiert  an  Seine  Majestät: 

„Die  über  die  Lage  in  der  Kapkolonie  offiziell  bekanntge- 
gebenen Nachrichten  sind  völlig  farblos,  und  alle  privaten  Depeschen 
unterliegen  schärfster  Zensur.  Nur  soviel  läßt  sich  ersehen,  daß  die 
Burenkommandos  andauernd  Zuzug  und  Unterstützung  erhalten,  und 
daß  die  britischen  Kolonien  wenig  Offensivgeist  zeigen. 

Völlig  auf  die  Defensive  beschränkten  sie  sich  in  Natal.  Die  dort 
eingetroffenen  Verstärkungen  haben  zwar  die  Gefahr  eines  Einfalls  der 
Buren  abgewandt,  aber  von  einem  Vorgehen  gegen  Botha,  um  die 
Scharte  vom  Scheepersnec  auszuwetzen,  ist  bisher  nicht  die  Rede 
gewesen. " 

M  e tterni  ch 


*  Aufgenommen  im  Hinblick  auf  die  Randbemerkung  des  Reichskanzlers. 


Randbemerkung  des-  Grafen  von  Bülow:  m 

Ballin  sagte  mir  gestern,  daß  nach  seinen  Nachrichten  aus  England  dort  die 
Ermüdung  bezüglich  des  südafrikanischen  Krieges,  wenn  auch  vorläufig  nur  unter 
der  Oberfläche,  stark  zunehme.  Es  sei  auch  nicht  abzusehen,  wie  England 
weitere  irgendwie  leistungsfähige  Truppen  für  Südafrika  auf  die  Beine  bringen 
solle.  Wenn  die  Boeren  nicht  die  Nerven  verlören,  würden  sie  schließlich  oben- 
auf bleiben.  Ballin  glaubt,  daß  England  zwar  nie  und  unter  keinen  Umständen 
unsere  Intervention,  vielleicht  aber  doch  über  kurz  oder  lang  eine  amerikani- 
sche Mediation  und  selbst  eine  solche  des  Zaren  (im  Namen  des  Haager  Schieds- 
gerichts) akzeptieren  könnte.  Wenn  das  englische  Volk  sähe,  daß  es  manu 
militari  in  Afrika  nicht  durchdringen  könne,  würde  es  mit  dem  ihm  eigenen 
praktischen   Sinn   auf  erreichbarer  Basis   Frieden  schließen.  B.  27/9. 

Nr.  5069 

Aufzeichnung  des  Staatssekretärs  des  Auswärtigen  Amtes 
Freiherrn  von  Richthofen 

Eigenhändig 

Berlin,  den  22.  Oktober  1901 

Der  russische  Geschäftsträger*  übergab  mir  die  Anlagen**,  welche 
die  russische  Auffassung  wiedergäben.  Er  frug  ohne  bestimmteren 
Antrag,  welches  wohl  die  unserige  sei.  Ob  eine  gleiche  Notiz  auch 
anderen  Mächten  mitgeteilt  sei,  erklärte  er  nicht  zu  wissen. 

Die  juristische  Deduktion  erscheint  sehr  angreifbar,  und  es  würde 
auch  zu  prüfen  sein,  inwieweit  eine  solche  Auslegung  der  Haager 
Konvention  uns  selbst  einmal   gegebenenfalls   unbequem   sein   könnte. 

Richthofen 

Anlage 
Russisches  Promemoria 

Unsignierte   und  undatierte   Reinschrift 

Vom   russischen  Geschäftsträger   in    Berlin   von   Bulazell   am    22.   Oktober  dem 
Staatssekretär   des    Auswärtigen,   Amtes    überreicht 

Les  delegues  des  Republiques  Sud-Africaines  se  sont  adresses  au 
Bureau  du  Tribunal  permanent  d'arbitrage  ä  La  Haye  avec  la  priere 
que  le  Tribunal  mette  fin  au  conflit  sanglant  entre  la  Grande  Bretagne 
et  ces  Republiques. 


*  Von  Bulazell. 

**  Es  handelt  sich  um  ein  russisches  Promemoria  über  die  Eingabe  der  im  Haag 
weilenden  Bevollmächtigten  der  Südafrikanischen  Republik  und  des  Oranjefrei- 
staats  an  den  Verwaltungsrat  des  internationalen  Schiedshofs,  in  der  der  Wunsch 
ausgedrückt  war,  daß  der  Krieg  in  Südafrika  durch  eine  schiedsrichterliche 
Entscheidung  beendet  werden  möge.    Siehe  die  Anlage. 
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Le  Gouvernement  Imperial,  vivement  interesse  ä  ce  que  tous  les 
differends  internationaux  soient  arranges  pacifiquement,  aurait  accueilli 
avec  la  plus  grande  satisfaction  tout  moyen  pour  faire  cesser  la  lutte 
qui  se  poursuit  actuellement  au  Sud  de  l'Afrique. 

D'apres  l'article  26  de  la  Convention  de  la  Haye  il  faut  le  recours 
des  parties  pour  que  le  litige  puisse  devenir  Fobjet  de  la  juridiction 
de  la  Cour  permanente.  Ce  n'est  malheureusement  pas  le  cas  dans  les 
circonstances  presentes.  Aucune  suite  ne  pourrait,  par  consequent, 
etre  donnee  par  le  Tribunal  ä  Tappel  des  Representants  des 
Republiques   Africaines. 

Mais  les  Puissances  signataires  de  la  Convention  de  1899,  avisees 
par  leurs  Representants  ä  La  Haye  de  la  demarche  des  delegues 
boers,  pourraient,  en  vertu  de  Particle  3  de  cette  Convention  et  se  basant 
sur  l'article  27,  offrir  ä  la  premiere  occasion  favorable  ,, leurs  bons 
offices  et  leur  mediation"  ä  l'autre  adversaire,  c'est  ä  dire  ä  la  Grande 
Bretagne,  en  lui  rappelant  qu'elles  sont  pretes  contribuer  par  tous  les 
moyens  ä  la  cessation  de  la  lutte,  sans  que  pareille  demarche  de  leur 
part  ,,soit  consideree  par  l'une  ou  l'autre  partie  en  litige  comme  un 
acte  peu  amical. 

En  outre  on  ne  saurait  nier  que  les  Puissances  qui  ont  signe  les 
actes  de  la  Conference  de  la  paix  ont  un  devoir  moral  de  veiller 
ä  l'inviolabilite  des  lois  et  coutumes  de  la  guerre,  sanctionnees  par 
des  traites  internationaux,  et  que  l'Angleterre,  qui  a  recours  maintenant 
ä  des  mesures  peu  conformes  ä  ces  principes,  s'etait  engagee  ä 
observer. 


Nr.  5070 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

von  Holstein 

Reinschrift 

Berlin,  25.  Oktober   1901 

Die  russische  Regierung  wünscht  unsere  Ansicht  über  die  An- 
wendung des  Vermittelungsgedankens  auf  den  südafrikanischen  Kon- 
flikt festzustellen.  Das  bezügliche  russische  Schriftstück  ist  mit  größter 
Vorsicht  abgefaßt  und  vermeidet  eine  positive  Stellungnahme.  Die 
russische  Regierung  sagt  nicht,  daß  sie  bereit  ist,  als  Vermittler  vor- 
zugehen unter  der  Voraussetzung  des  Anschlusses  anderer  Mächte.  Sie 
sagt  nur,  daß  die  Mächte  auf  Grund  der  Haager  Konvention  bei  erster 
geeigneter  Gelegenheit  der  englischen  Regierung  ihre  guten  Dienste 
würden  anbieten  können.  Am  Schlüsse  wird,  gleichfalls  akademisch, 
darauf   hingewiesen,    daß    die    Art    der    englischen    Kriegführung   den 
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von  der  Haager  Konferenz  festgelegten  völkerrechtlichen  Grundsätzen 
nicht   entspreche. 

Das  russische  Memorandum  berechtigt  nicht  ohne  weiteres  zu 
der  Annahme,  daß  es  der  russischen  Regierung  mit  dem  Einschreiten 
Ernst  ist.  Sein  Zweck  ist,  unsere  Absichten  zu  sondieren  unter 
Wahrung  voller  Aktionsfreiheit  für  Rußland.  Wenn  wir  antworten, 
daß  wir  in  Übereinstimmung  mit  der  russischen  Anschauung  den 
Fall  als  zur  Vermittlung  der  Haager  Signatarmächte  geeignet,  und 
ferner,  daß  wir  die  jetzige  englische  Kriegführung  in  Südafrika  als 
völkerrechtswidrig  erachten,  so  können  die  Russen  unter  Bezugnahme 
auf  den  Wortlaut  ihrer  Verbalnote  uns  erwidern,  daß  sie  sich  dieser 
Übereinstimmung  freuen,  daß  aber  der  von  ihnen  erwartete  geeignete 
Zeitpunkt  noch  nicht  gekommen  ist.  Der  Zar  hat  bei  einer  früheren 
Gelegenheit  dem  Herrn  Reichskanzler  gesagt,  daß  Rußland  bei  aller 
Sympathie  für  die  Buren  gleichwohl  aus  politischen  Rücksichten  ver- 
hindert sei,  sich  zu  ihren  Gunsten  zu  engagieren.  Das  gleiche  haben 
in  früheren  Zeiten  sowohl  Graf  Murawiew  wie  Fürst  Lobanow  gesagt. 

Der  neueste  russische  Schritt  erfolgt  in  einem  Augenblick,  wo 
Rußland  und  England  sowohl  im  Persischen  Meerbusen  wie  auch 
namentlich  in  Ostasien  wichtige  Fragen  zwischen  sich  in  der  Schwebe 
haben.  Jeder  von  beiden  Teilen  möchte  etwas  erreichen,  keiner  möchte 
Krieg  machen,  es  liegt  daher  nahe,  daß  man  nach  anderweiten  Druck- 
mitteln sucht,  um  ohne  Anwendung  direkter  Gewalt  den  Gegner  nach- 
giebig zu  stimmen.  Ein  wirksames  Druckmittel  dieser  Art  würde  es 
sein,  wenn  Rußland  den  Engländern  zu  verstehen  geben  könnte:  „Wir 
haben  in  Berlin  angefragt.  Die  deutsche  Regierung  ist  bereit,  mit 
uns  in  Südafrika  zugunsten  des  Friedens  zu  wirken."  Eine  solche  An- 
deutung würde  der  Verständigung  zwischen  Rußland  und  England 
Vorschub  leisten,  denn  England  würde  danach  zu  erheblich  größeren 
Konzessionen  an  Rußland  bereit  sein  als  vorher.  Es  entspricht  also 
dem  deutschen  Interesse,  wenn  wir  die  Antwort  an  Rußland  so  ein- 
richten, daß  dieselbe  keinenfalls  als  Bereitwilligkeit  zur  Beteiligung 
an  den  südafrikanischen  Dingen  interpretiert  werden  kann.  Von  diesem 
Standpunkt  aus  erscheint  eine  Fassung1  ungefähr  folgenden  Inhalts 
als  unbedenklich: 

„Die  deutsche  Regierung  teilt  mit  der  russischen  den  Wunsch, 
überall  auf  dem  Erdball,  soweit  das  ohne  Gefährdung  des  eigenen 
Friedens  tunlich  ist,  Kriege  zu  verhindern,  zu  beschränken,  zu  be- 
enden. Sie  zweifelt  jedoch,  daß  hinsichtlich  Südafrikas  das  gewünschte 
Resultat  durch  einen  Kollektivschritt  zu  erreichen  sein  würde,  denn 
ein  Kollektivschritt  hat,  mag  auch  die  Haltung  und  Äußerung  der  be- 
teiligten Mächte  noch  so  freundlich  und  versöhnlich  sein,  an  sich  doch 
immer  einen  bedrohlichen  und  daher  aufregenden  Charakter.  Die 
vermeintliche  Drohung  aber  wäre  geeignet,  die  englische  Hartnäckig- 
keit noch  zu  steigern.    Dieser  bedrohliche  Charakter  würde  aber  ver- 
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schwinden,  wenn  im  geeigneten  Augenblick  eine  einzelne  Macht,  z.  B. 
Rußland  als  Vormacht  der  Friedenskonferenz,  freundschaftlich  und 
vertraulich  sich  für  gute  Dienste,  falls  solche  der  englischen  Re- 
gierung genehm  sein  sollten,  zur  Verfügung  stellte.  Eine  falsche  Aus- 
legung des  Schrittes  würde  dann  viel  schwieriger  sein  als  bei  ge- 
meinsamem Vorgehen  mehrerer." 

Holstein 

Bemerkung  des  Grafen  von  Bülow  am  Kopf  des  Schriftstücks: 
Ganz  einverstanden       B.  28/10. 
Randbemerkung   des   Grafen    von   Bülow: 

1  Ich  finde  die  Antwort  sehr  gut  und  stelle  nur  zur  Erwägung,  ob  wir  die- 
selbe in  London  mitteilen  wollen,  damit  uns  die  Russen  nicht  dort  anschwärzen. 
Freilich  müßten  wir  sicher  sein,  daß  die  Engländer  eine  solche  Demarche 
nicht  in  St.  Petersburg  gegen  uns  ausbeuten.       B. 
Randbemerkung   von   Holsteins   dazu: 

Bei  dem  Charakter  von  Salisbury  haben  wir  diese  Sicherheit  nicht,  eher  die  des 
Gegenteils.  Er  hat  das  schon  früher  getan  —  deshalb  ist  Mitteilung  nach 
London  sehr  gefährlich.  H. 


Nr.  5071 

Der  U nter Staatssekretär  im  Auswärtigen  Amt 
von  Mühlberg  an  den  russischen  Geschäftsträger  in  Berlin 

von  Bulazell 

Unsignierte  Verbalnote,  dem  russischen  Geschäftsträger  am  29.  Oktober 

mündlich  mitgeteilt  * 
Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats  Klehmet 

[Berlin,  le  27  Oktobre  1901] 

De  meme  que  le  Gouvernement  Imperial  de  Russie  le 
Gouvernement  Imperial  allemand  desirerait  concourir,  en  tant  que 
cela  est  possible  sans  mettre  en  danger  la  paix  de  l'Empire,  ä  ce 
que  partout  sur  le  globe  terrestre  les  guerres  soient  empechees, 
restreintes  et  terminees.  Le  Gouvernement  Imperial  doute  cependant, 
si,  quant  ä  PAfrique  meridionale,  le  resultat  desire  pourrait  etre  atteint 
au  moyen  d'une  demarche  collective.  Une  teile  demarche,  qu'elle  soit 
faite  de  la  maniere  la  plus  amicale  et  reconciliable,  ne  laisserait 
toujours  pas  de  porter  un  caractere  menacant  et  pour  cela  irritant. 
La  menace,  que  les  Anglais  ne  manqueraient  pas  d'y  voir  au  lieu  de 
servir  la  cause  de  la  paix  generale,  serait  plutöt  propre  ä  augmenter 
l'obstination  anglaise.  Ce  caractere  de  menace  disparaitrait,  si,  ä  un 
moment  propice,  une  puissance  seule,  par  exemple  la  Russie,  se 
fondant    sur   sa    qualite    d'initiateur    de    la    Conference    de    la    Haye, 


*  Die  Verbalnote  stellt  sich  als  eine  Übersetzung  der  von  Holstein  in  der  Auf- 
zeichnung vom  25.  Oktober  (siehe  Nr.   5070)   skizzierten  Antwort  dar. 
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ferait  entrevoir  la  (Disposition  d'offrir  ses  bons  Offices  pour  le  cas  oü 
ceux-ci  conviendraient  ä  l'Angleterre.  C'est  dans  de  telles  circonstances 
qu'une  interpretation  fausse  de  la  demarche  serait  beaucoup  plus 
difficile  que  dans  le  cas  oü  plusieurs  puissances  procederaient 
collectivement. 


Nr.  5072 

Aufzeichnung  des  Unterstaatssekretärs  im  Auswärtigen  Amt 

von  Mühlberg 

Reinschrift  von  der  Hand  des  Legationsrats  Zahn 

Berlin,  den  26.  Oktober  1901 

Der  englische  Botschafter  teilte  heute  mit,  daß  Seine  Majestät 
der  Kaiser  bei  der  Audienz,  die  der  englische  Militärattache,  Colonel 
Waters,  am  Mittwoch  im  Neuen  Palais  gehabt  habe,  auf  die  lange 
Dauer  des  Transvaalkrieges  zu  sprechen  gekommen  sei  und  auf  die 
erheblichen  Schäden  hingewiesen  habe,  die  der  deutsche  Handel  da- 
durch erleide.  Besonders  schwer  werde  Hamburg  betroffen,  wo  große 
Warenmengen  für  Südafrika  lagerten.  Seine  Majestät  habe  hinzugefügt, 
falls  der  Krieg  noch  längere  Zeit  fortdauere,  werde  doch  wohl  eine 
Intervention  zu  gewärtigen  sein. 

Seine  Majestät  habe  keinerlei  Andeutung  darüber  gemacht,  von 
welcher  Seite  eine  Intervention  etwa  ausgehen  könne,  und  Colonel 
Waters  habe  natürlich  selbst  in  dieser  Beziehung  auch  keine  Frage 
gestellt. 

Sir  Frank  werde  über  dieses  Gespräch  heute  nach  London  be- 
richten. Er  habe  aber  nicht  unterlassen  wollen,  hier  davon  Mitteilung 
zu  machen  und  anzufragen,  ob  uns  von  etwa  bestehenden  Interventions- 
absichten irgendetwas  bekannt  sei. 

Ich  erwiderte  dem  Botschafter,  daß  im  Auswärtigen  Amt  darüber 
nichts  bekannt  sei. 

M  ü  h  1  b  e  r  g 

Randbemerkung  des  Grafen  von  Bülow: 

Ich   bitte   dem   englischen   Botschafter  sofort  mündlich   mitzuteilen,   daß  seine 

heutige  Anfrage  wegen  eventueller  Einmischung  Dritter  in  Südafrika  zu  meiner 

Kenntnis  gebracht  worden  ist,  und  daß  ich  ihm  sagen  lasse,  ich  sei  nicht  in  der 

Lage,  über  das  von  Seiner  Majestät  Gesagte  mich  noch  weiter  zu  äußern.    Nur 

auf   das    Eine   könne   man   bestimmt   bauen,   daß   von   deutscher  Seite   kein 

Schritt  in  dieser  Richtung  zu  gewärtigen  sei.        B.  26/10. 

Schlußbemerkung  von  Mühlbergs: 

Auftrag   sogleich    ausgeführt.    Sir  Frank   dankt   dem   Herrn    Reichskanzler   und 

hat  sofort  seinen  heutigen  Bericht  nach  London  im  Sinne  der  ihm  gewordenen 

Mitteilung   ergänzt.     Mg.  26. 
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Nr.  5073 

Der  Botschafter  In  London  Graf  von  Metternich  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 

Nr.  479  London,  den  19.  November  1901 

Auf  die  Rede  Herrn  Chamberlains  in  Edinburgh  hat  Sir  William 
Harcourt**,  wie  ich  seinerzeit  berichtet  habe,  ein  langes  Schreiben 
in  der  „Times"  veröffentlicht,  worin  er  sich  hauptsächlich  gegen  die 
Chamberlainsche  Ausführung  wendet,  daß  strengere  Maßregeln  zur 
Durchführung  des  Krieges  in  Südafrika  notwendig  werden  würden. 
Sir  William  Harcourt  zeigt  sich  in  seinem  Schreiben  als  ein  prinzipieller 
Gegner  des  Kriegs,  welcher  nach  seiner  Auffassung  durch  Verhand- 
lungen und  nicht  durch  die  Waffen  beendigt  werden  sollte,  und  macht 
aus  seinen  Sympathien  für  die  Buren  kein  Hehl. 

Der  Brief  hat,  abgesehen  von  einigen  Radikalen  Morleyscher  Rich- 
tung, in  allen  Schichten  der  englischen  Bevölkerung  die  strengste  Ver- 
urteilung erfahren.  Mr.  Balfour,  ein  ruhiger  und  objektiv  denkender 
Mann,  sagte  mir  noch  gestern  im  Gespräche,  daß  ihn  nichts  so  sehr 
beschäme  und  erbittere,  als  wenn  er  sähe,  wie  ein  Engländer, 
und  noch  dazu  ein  Staatsmann  von  der  Bedeutung  und  Vergangenheit 
Harcourts,  die  Partei  des  Auslandes  gegen  sein  Vaterland 1  ergriffe. 
Diese  Stimmung  ist  ganz  allgemein  und  wird  auch  von  solchen  geteilt, 
die  an  sich  nicht  mit  Chamberlains  Rede  und  noch  weniger  mit  seinen 
ungeschickten  und  taktlosen  Bemerkungen  über  die  strenge  Kriegs- 
führung der  Russen,  Österreicher,  Franzosen  und  Deutschen  harmoni- 
sieren. Die  Engländer  sind  erbittert  über  die  maßlosen  Ausfälle  des 
Auslandes  gegen  die  englische  Kriegsführung  und  sind  selbst  der  Über- 
zeugung, daß  sie  den  Krieg  in  humaner  Weise  führen.    Es  empört  sie, 


*  Am  25.  Oktober  hatte  Chamberlain  in  Edinburg  eine  Rede  über  den  Buren- 
krieg gehalten,  in  der  er  strengere  Maßregeln  gegen  die  Guerillabanden  der 
Buren  ankündigte.  Mit  Schärfe  wandte  sich  der  Kolonialminister  dabei  gegen 
die  Nationen,  die  in  solchem  rücksichtslosen  Vorgehen  Barbarei  und  Grau- 
samkeit erblickten,  die  aber  früher  in  Polen,  im  Kaukasus,  in  Bosnien,  Tonkin 
und  in  dem  Kriege  von  1870/71  Schlimmeres  begangen  hätten.  Diese  Rede 
führte  in  Deutschland,  wo  man  in  der  Erwähnung  des  Krieges  von  1870/71  eine 
Verunglimpfung  des  deutschen  Heeres  witterte,  zu  lebhaften  Entrüstungskund- 
gebungen. Durch  Erlaß  961  vom  21.  November  erhielt  Graf  Metternich  Auftrag, 
gegebenenfalls  gegenüber  Lord  Lansdowne  „nachdrücklich  auf  die  überaus 
taktlose  und  ungeschickte  Rede  des  Mr.  Chamberlain  zu  verweisen,  welche  die 
antienglische  Stimmung  in  Deutschland  aufs  neue  gereizt  und  die  Wirksamkeit 
der  ernsten,  für  gute  deutsch-englische  Beziehungen  eintretenden  Blätter  sehr 
erschwert  hat". 

**  Früherer  Staatssekretär  im  Kabinett  Gladstone   (1880  bis  1885),  hervorragen- 
des  Mitglied  der  liberalen  Partei. 
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wenn  ein  Engländer  die  Kritik  des  Auslandes  zu  seiner  eigenen  macht, 
und  sie  halten  es  für  ein  landesverräterisches  Vorgehen,  wenn  dem 
Widerstände  der  Buren  dadurch  neue  Nahrung  zugeführt  wird,  daß 
Engländer  die   Partei  des  Feindes  ergreifen2. 

Lord  Salisbury  selbst  gibt  diesem  Gedanken  Ausdruck  in  einem 
heute  veröffentlichten  Dankesbrief  für  die  Vertrauenserklärung  eines 
provinzialen  Zweiges  der  Primrose  League.  Er  schreibt,  die  Regierung 
brauche  solche  Ermutigungen,  denn  England  sei,  wie  er  glaube,  das 
einzige  Land,  in  dem  hervorragende  Männer  während  eines  großen 
Krieges  öffentlich  schrieben  und  sprächen,  als  gehörten  sie  zum 
Feinde.  Der  Brief  erregt  große  Aufmerksamkeit.  „Daily  Telegraph" 
und  „Globe"  machen  scharfe  Leitartikel  daraus  gegen  die  Vaterlands- 
verräter, die  dem  Feinde  mit  ihren  Worten  mehr  Vorschub  leisteten 
als  die,  die  ihm  Waffen  lieferten  oder  selbst  für  ihn  föchten.  In 
Deutschland,  Rußland,  Frankreich,  Österreich,  Amerika  sei  so  etwas 
unmöglich. 

Für  die  geschilderte  Stimmung  sprechen  viele  Zuschriften  an  die 
hiesigen  Zeitungen,  welche  sich  mit  Sir  William  Harcourts  Schreiben 
befassen.  Einige  davon  sowie  das  erwähnte  Schreiben  Lord  Salisburys 
und  die  heutigen  Leitartikel  des  „Daily  Telegraph"  und  „Globe" 
beehre  ich  mich  beizufügen. 

P.  Metternich 

Randbemerkungen  Kaiser  Wilhelms  II.: 

1  i 

2  Wann  werden  wir  in  Deutschland  soweit  sein?? 
Schlußbemerkung  des  Kaisers: 

Right  or  wrong,  my  country! 


Nr.  5074 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  den  Botschafter  in 
London   Grafen    von   Metternich* 

Konzept 

Nr.  977  Berlin,  den  26.  November  1901 

[abgegangen  am  27.  November] 

Ew.  pp.  letzte  Berichte  über  die  politische  Lage  in  England  und 
die  Entwickelung  der  wichtigeren  politischen  Tagesfragen  haben  mir 
vorgelegen.  Ich  habe  von  denselben  und  insbesondere  von  dem  Bericht 
Nr.  482  vom  20.  d.  Mts.**  über  englische  Annäherungsversuche  an  Ruß- 


*  Hier    nebst    dem    folgenden    Schriftstück    des    Zusammenhangs    wegen    vor 
Nr.   5076  eingereiht. 

**  Metternichs    Bericht    vom    20.    November    zitierte    zunächst    recht    skeptische 
Äußerungen  des  russischen  Botschafters  in  London  Baron  de  Staal  (von  dem  es 
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land  und  die  deutsch-englischen  Beziehungen  mit  großem  Interesse 
Kenntnis  genommen. 

Was  die  Annäherungsversuche  an  Rußland  betrifft,  so  muß  es 
für  uns  von  nicht  geringem  Wert  sein,  wenn  Rußland  in  London  durch 
einen  Botschafter  vertreten  bleibt,  der  Deutschland  freundlich  gesinnt 
ist  und  dabei  keine  allzu  rührige  und  energische  Tätigkeit  entfaltet. 
Als  solcher  ist  mir  der  jetzige  russische  Botschafter  Herr  von  Staal 
seit  langer  Zeit  bekannt,  und  es  liegt  daher  in  unserem  Interesse,  daß 
dieser  wohlmeinende  und  infolge  von  Alter  und  Kränklichkeit  ziemlich 
inaktive  Diplomat  noch  möglichst  lange  auf  seinem  Londoner  Posten 
ausharrt.  Ew.  pp.  bitte  ich  ergebenst  zu  versuchen,  in  dieser  Richtung 
unauffällig  auf  Herrn  von  Staal  einzuwirken. 

Hinsichtlich  der  in  Deutschland  zutage  tretenden  Anglophobie,  die 
durch  die  unvorsichtige  Edinburger  Rede  des  Herrn  Chamberlain* 
neue  und  reiche  Nahrung  erhalten  hat,  wollen  Ew.  pp.  an  nachstehen- 
den Gesichtspunkten  festhalten:  1.  Die  nicht  zu  bestreitende  Provo- 
kation ist  von  Herrn  Chamberlain  und  nicht  von  uns  ausgegangen. 
Kein  deutscher  Minister  hat  über  England  und  englische  Verhältnisse 
je  anders  als  in  besonnener  und  taktvoller  Weise  gesprochen.  Durch 
den  Brief  seines  Sekretärs  und  die  in  demselben  gebrauchte  Wendung 
von  der  „künstlichen  Agitation"  in  Deutschland  hat  Herr  Chamber- 
lain die  Sache  nur  noch  verschlimmert.  2.  Die  Rede  des  Herrn  Cham- 
berlain erschwert  der  deutschen  Regierung  ihr  Bestreben,  trotz  der 
in  Deutschland  wie  in  allen  übrigen  kontinentalen  Ländern  durch  den 
südafrikanischen  Krieg  erzeugten  antienglischen  Stimmung  in  ihrer 
für  England  so  freundlichen  Haltung  zu  beharren.  3.  Kein  Minister 
kann  die  öffentliche  Meinung  des  eigenen  Landes,  wo  es  sich  um  eine 
Verletzung  berechtigter  nationaler  und  militärischer  Empfindungen 
handelt,  als  quantite  negligeable  betrachten.  Das  können  wir  ebenso- 
wenig tun  wie  das  englische  Ministerium,  welches  von  jeher  auf  die 
öffentliche  Meinung  und  daraus  sich  ergebende  momentane  Strömungen 
ganz  besondere  Rücksicht  nimmt.  4.  Trotz  dieser  uns  durch  die  Ver- 
hältnisse auferlegten  Rücksichtnahme  wird  tatsächlich  und  auch  mit 
Bezug  auf  den  südafrikanischen  Krieg  unsere  Politik  England  gegenüber 
dieselbe  bleiben  wie  früher.    Es  uns  nicht  zu  schwer  zu  machen,  diese 

beiläufig  hieß,  daß  er  leidend  sei  und  sich  mit  Abschiedsgedanken  trage),  über 
den  in  der  deutschfeindlichen  englischen  Presse,  namentlich  in  der  „National 
Review"  und  in  der  „Times",  vielerörterten  Gedanken  einer  englisch-russischen 
Annäherung.  Daran  schloß  sich  in  dem  Metternichschen  Berichte  die  Wieder- 
gabe analoger  Äußerungen  des  früheren  Premierministers  Lord  Rosebery,  die 
dahin  gingen,  daß  allerdings  in  der  öffentlichen  Meinung  Englands  der  Boden 
für  eine  russisch-englische  Annäherung  günstig  vorbereitet  sei,  und  zwar  haupt- 
sächlich durch  die  immer  stärker  zutage  tretende  Anglophobie  in  Deutsch- 
land. Näheres  über  die  Kampagne  der  „National  Review"  in  Kapitel  CXIV, 
Abschnitt  C,  Nr.  5343  ff . 
*  Vgl.  Nr.  5073  und  Fußnote  \ 
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Politik  fortzuführen,  dürfte  im  eigensten  Interesse  Englands  liegen, 
dies  um  so  mehr,  als  keine  andere  Macht  in  dem  Burenkriege  auch  nur 
annähernd  eine  für  England  so  wohlwollende  und  zugleich  so  nutz- 
bringende Haltung  eingenommen  hat  wie  Deutschland. 

Vorstehende  Gesichtspunkte  wollen  Ew.  pp.  bei  Ihren  Unter- 
haltungen mit  englischen  Staatsmännern  und  sonstigen  einflußreichen 
Persönlichkeiten  gefälligst  zu  verwerten  suchen. 

B  ü  1  o  w 


Nr.  5075 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  770  London,  den  26.  November  1901 

Ich  habe  mich  heute  im  Sinne  des  Erlasses  Nr.  961  *  Lord  Lans- 
downe  gegenüber  ausgesprochen.  Er  erwiderte,  er  könne  mir  auf  das 
bestimmteste  versichern,  daß  seitens  Chamberlains  weder  die  Absicht 
von  offence  noch  provocation  vorgelegen  habe.  Ich  setzte  ihm  noch- 
mals auseinander,  weshalb  die  Äußerungen  als  provocation  in  Deutsch- 
land hätten  aufgefaßt  werden  müssen,  und  fügte  hinzu,  es  sei  wohl 
möglich,  daß  Euere  Exzellenz  angesichts  der  erregten  öffentlichen  Mei- 
nung Deutschlands  gezwungen  sein  würden,  auf  eine  Anfrage  im 
Reichstag  die  Chamberlainschen  Äußerungen  zurückzuweisen.  Der  Mi- 
nister erwiderte,  er  würde  gern  die  Hand  bieten,  um  alles  weg- 
zuräumen, was  die  Stimmung  verschärfen  könne,  und  fragte  mich,  ob 
ich  es  für  nützlich  halte,  wenn  ich  ihm  die  Gründe  schriftlich  mitteilen 
wollte,  weshalb  wir  an  den  Chamberlainschen  Äußerungen  Anstoß 
genommen  hätten.  Er  würde  mir  dann  die  Ansicht  der  englischen 
Regierung  schriftlich  darlegen  und  ausführen,  daß  keine  beleidigende 
Absicht  vorhanden  gewesen  sei.  Ich  fragte  ihn,  ob  er  Chamberlain 
nicht  zu  einer  öffentlichen  Erklärung  veranlassen  könnte.  Der  Mi- 
nister erwiderte,  es  würde  dies  schwierig  sein,  da  jetzt  eine  Erklärung 
als  eine  Entschuldigung  aufgefaßt  werden  würde.  Da  aber  keine  Ab- 
sicht von  Beleidigung  vorgelegen  habe,  so  könne  auch  keine  Entschul- 
digung verlangt  werden.  Ich  entgegnete,  daß  bei  dieser  wesentlichen 
Verschiedenheit  der  Auffassung  es  mir  zweifelhaft  sei,  ob  ein  schrift- 
licher Austausch  der  Ansichten  den  von  uns  beiden  gewünschten  Er- 
folg der  Beruhigung  haben  würde.  Ich  würde  mir  aber  die  Sache  noch 
überlegen. 


*  Vgl.  Nr.  5073,  S.  194,  Fußnote  •. 
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Falls  Euere  Exzellenz  glauben,  daß  aus  der  Anregung  Lord  Lans- 
downes  ein  nützliches  Resultat  erzielt  werden  kann,  so  bitte  ich  um 
telegraphische  Weisung*.  Zu  einer  Entschuldigung  versteht  sich  weder 
Chamberlain  noch  die  hiesige  Regierung.  Letztere  würde  nur  zu  be- 
gründen suchen,  daß  in  den  Äußerungen  keine  beleidigende  Absicht 
gelegen  habe. 

Graf  Deym  teilt  mir  streng  vertraulich  mit,  er  habe  gestern 
in  einer  Unterredung  Chamberlain  gesagt,  daß  er  von  Anfang  an  vor- 
ausgesehen habe,  daß  die  Äußerungen  des  Ministers  in  Deutschland 
einen  Sturm  der  Entrüstung  hervorrufen  würden.  Chamberlain  habe 
folgendes  erwidert:  Es  habe  keinen  wärmeren  Verteidiger  des  An- 
schlusses Englands  an  den  Dreibund  gegeben,  wie  er,  und  er  habe 
dieses  Ziel  mit  Konsequenz  verfolgt.    Vor  zwei  Jahren  noch  in  seiner 


*  Nach  einem  Telegramm  des  Grafen  Bülow  an  Graf  Metternich  vom  1.  De- 
zember hielt  die  deutsche  Regierung  eine  schriftliche  Darlegung  der  Gründe, 
weshalb  die  Chamberlainsche  Rede  auch  in  einsichtigen  und  ruhigen  Kreisen 
Deutschlands  Anstoß  erregen  mußte,  für  überflüssig.  Die  englische  Regierung 
tat  indes  ein  übriges,  indem  sie  durch  den  Geschäftsträger  in  Berlin  G.  W. 
Buchanan  dem  Staatssekretär  Freiherrn  von  Richthofen  eine  Depesche  Lord 
Lansdownes  behändigen  ließ,  in  der  dieser  seine  gegenüber  Graf  Metternich 
getanen  Äußerungen  in  versöhnlichem  Sinne  wiederholte:  ,,I  told  Count  Metternich 
that  in  my  belief  public  opinion  on  the  Continent  had  been  much  misled 
by  telegraphic  summaries  and  other  unauthenticated  reports  of  the  speech.  If  he 
would  be  good  enough  to  read  carefully  Mr.  Chamberlain's  actual  words,  he 
would  see  that  the  Right  Honourable  gentleman's  argument  merely  came  to  this, 
that  we  had  been  unfairly  accused  of  treating  the  Boers  with  undue  harshness, 
that  our  treatment  of  them  had  on  the  contrary  not  been  open  to  this  reproach, 
and  that  if,  as  was  not  improbable,  we  should  be  compelled  to  deal  even  more 
severely  with  some  of  the  combatants  who  were  opposed  to  us,  we  should  be 
able  to  find  precedents  for  our  action  in  the  conduct  of  other  nations  who,  in 
campaigns  to  which  he  referred,  had  been  obliged  to  resort  to  measures  with 
which  we  had  hitherto  been  able  to  dispense.  Mr.  Chamberlain's  statement, 
moreover,  had  no  special  reference  to  the  German  Army,  the  Franco-German 
War  being  only  one  of  a  series  of  campaigns  referred  to  by  Mr.  Chamberlain 
as  cases  in  point."  Trotz  dieses  Ausgleichsversuchs  zitterte  die  durch  Chamber- 
lains  Rede  hervorgerufene  Erregung  auf  beiden  Seiten  noch  lange  nach,  und  sie 
wurde  neu  angefacht,  als  Reichskanzler  Graf  Bülow  sich  in  der  Reichstagssitzung 
vom  8.  Januar  1902  genötigt  fand,  auf  die  Chamberlainschen  Ausführungen 
zurückzugreifen  und  sie  als  einen  Versuch  abzuweisen,  „den  heroischen 
Charakter  und  die  sittliche  Grundlage  unserer  Einheitskämpfe  zu  entstellen". 
Graf  Bülow  wies  in  diesem  Zusammenhang  auf  das  Wort  Friedrichs  des  Großen 
hin:  „Laßt  den  Mann  gewähren  und  regt  Euch  nicht  auf,  er  beißt  auf  Granit." 
Wie  Graf  Metternich  —  der  seinerseits  am  IQ.  November  den  Reichskanzler 
dringend  gewarnt  hatte,  im  Reichstage  gegen  Chamberlain  Stellung  zu  nehmen, 
da  dies  den  Kolonialminister  zu  einem  persönlichen  Gegner  Bülows  und  auch 
zu  einem  Gegner  der  Reichspolitik  machen  würde  —  in  einem  Privatbrief  an 
Graf  Bülow  vom  15.  Januar  feststellte,  erreichte  die  durch  die  Rede  Bülows  in 
England  hervorgerufene  Aufregung  einen  sehr  hohen  Grad.  „Das  eine  Gute  ist 
dabei  herausgekommen,  daß  es  schlimmer,  als  es  ist,  nicht  mehr  werden  kann, 
daß  die  Erbitterung  ihren  höchsten  Grad  erreicht  hat,  und  daß  auf  diese  An- 
spannung auch  die  Erschlaffung  und  damit  die  Beruhigung  folgen  muß".  Auch 
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Unterredung  mit  Euerer  Exzellenz*  habe  er  konstatieren  können,  daß 
keine  trennenden  Hindernisse  vorlägen.  Es  sei  zwar  richtig,  daß  die 
gewohnheitsmäßige  Auffassung  im  englischen  Volke  für  Bündnisse 
schwer  zugänglich  sei.  Er  habe  aber  fest  geglaubt,  dieses  Hindernis 
mit  der  Zeit  überwinden  und  die  englische  öffentliche  Meinung  einem 
Bündnis  mit  dem  Dreibund  zugänglich  machen  zu  können.  Nachdem 
er  aber  nun  sehe,  wie  der  Haß  in  Deutschland  einen  immer  inten- 
siveren Grad  annehme,  so  fange  er  allerdings  an,  an  der  Erreichung 
seines  Ziels  zu  verzweifeln,  da  er  fürchte,  daß,  wenn  auch  die  Er- 
regung in  Deutschland  sich  später  einmal  legen  sollte,  die  Erinnerung 
an  den  Ausbruch  des  deutschen  Hasses  während  des  Burenkrieges  im 
englischen  Volke  fest  wurzeln  werde. 

Auf  die  Edinburger  Äußerungen  übergehend,  habe  der  Minister 
jede  beleidigende  Absicht  auf  das  entschiedenste  verneint.  Er  habe 
seine  Äußerungen,  daß  andere  Völker  strengere  Maßregeln  im  Kriege 
angewendet  hätten  als  bisher  die  Engländer  im  Burenkrieg,  nicht 
leichtfertig  gemacht,  sondern  aus  der  Einsicht  amtlich  veröffentlichter 
Dokumente  über  die  angeführten  Kriege  die  Überzeugung  gewonnen, 
daß  England  bisher  weniger  streng  verfahren  sei  und  daher  auf  völker- 
rechtlich anerkannter  Grundlage  zu  strengeren  Maßregeln  schreiten 
könne. 

Als  Graf  Deym  dem  Minister  nahelegte,  eine  öffentliche  Er- 
klärung abzugeben,  welche  jede  beleidigende  Absicht  außer  Frage 
stelle,  habe  er  geantwortet,  er  würde  dies  kurz  nach  seiner  Edin- 
burger Rede  gern  getan  haben,  wenn  er  den  Eindruck  derselben  in 
Deutschland  hätte  voraussehen  können.  Er  habe  anfangs  nicht  glauben 
wollen,   daß  eine  solche  Agitation  daraus  entstehen  könne.    Nachdem 


Freiherr  von  Eckardstein,  der  in  der  zweiten  Hälfte  Februar  1902  in  Berlin 
weilte,  schilderte  im  Auswärtigen  Amt  die  durch  die  gegenseitigen  Preßfehden 
und  Reden  in  England  hervorgerufene  Erbitterung  und  Mißstimmung  gegen 
Deutschland  als  so  groß,  daß  wenig  Hoffnung  auf  eine  baldige  Besserung 
gegeben  sei.  Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  Fürsten  von  Lichnowsky  vom 
23.  Februar  1902.  Vgl.  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  380  ff .  Reichskanzler  Graf  Bülow 
freilich  blieb  auf  dem  Standpunkt  stehen,  wir  seien  durch  die  Rede  Chamberlains 
provoziert  gewesen,  und  auf  grobe  Klötze  gehörten  nun  einmal  grobe  Keile. 
Mit  Nachdruck  wies  Graf  Bülow  in  einem  Privatbrief  an  Graf  Metternich  vom 
13.  März  1902  darauf  hin,  daß  doch  die  deutsche  öffentliche  Meinung  England 
gegenüber  schon  um  ein  Bedeutendes  ruhiger  geworden  sei,  und  daß  sie,  wenn 
sie  auch  wie  in  allen  Ländern  mit  den  Buren  sympathisiere,  doch  im  Gegensatz 
zu  diesen  Ländern  keine  Schwächung  Englands  wünsche.  Vor  allem  betonte 
Graf  Bülow  auch  die  „konstant  loyale  und  freundliche  Haltung  von  unserer  Seite 
trotz  aller  Versuche,  uns  zum  Eintritt  in  eine  antienglische  Gruppierung  zu  be- 
wegen", und  schließlich  noch  das  „so  loyale  und  freundschaftliche  Verhalten" 
des  Kaisers  zu  England.  Siehe  den  vollen  Wortlaut  des  Bülowschen  Schreibens, 
das  besonders  eingehend  auch  das  englisch-japanische  Bündnis  behandelt,  in 
Kap.  CX,  Nr.  5046. 
*  Vgl.  Bd.  XV,  Kap.  CI,  Nr.  4398. 
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er  nun  aber  seit  drei  Wochen  auf  das  maßloseste  beschimpft  und  an- 
gegriffen worden  sei,  könne  er  jetzt  keine  Erklärung  mehr  abgeben, 
da  diese  als  eine  Entschuldigung  aufgefaßt  werden  würde.  Da  in 
seinen  Worten  aber  keine  beleidigende  Absicht  gelegen  habe,  so  könne 
er  sich  auch  nicht  entschuldigen. 

Metternich 


Nr.  5076 

Der  Gesandte  im  Haag  Graf  von  Pourtales  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 
Nr.  110  Haag,  den  21.   November  1901 

Gestern  endlich  fand  die  Sitzung  des  conseil  administratif  *  statt, 
in  welcher  über  den  Antrag  der  Burenvertreter  auf  Schlichtung  der 
zwischen  England  und  den  Südafrikanischen  Republiken  schwebenden 
Differenzen  durch  den  internationalen  Schiedsgerichtshof  Beschluß  ge- 
faßt werden  sollte. 

Die  Sitzung  nahm  insofern  den  erwarteten  Verlauf,  als  sich  der 
conseil  administratif  einstimmig  für  unzuständig  erklärte,  dem  obigen 
Antrage  irgendwelche  Folge  zu  geben. 

Während  nun  die  meisten  meiner  Kollegen  sich  einer  weiteren 
Äußerung  zur  Motivierung  ihres  Standpunktes  enthielten,  ergriff  auf 
die  Frage  des  Präsidenten,  ob  irgendein  Mitglied  der  Versammlung 
zu  der  Sache  noch  etwas  vorzubringen  wünsche,  mein  russischer 
Kollege**  das  Wort  zu  folgender  Erklärung:  „Je  suis  egalement  d'avis 
que  le  Conseil  n'est  pas  competent  de  donner  suite  ä  la  demande 
ä  lui  adressee  par  les  delegues  des  Republiques  Sud-Africaines  mais 
je  crois  pouvoir  declarer  ici  que  mon  Gouvernement  trouve 
tres  regrettable  que  le  differend  entre  la  Grande-Bretagne  et  les 
Republiques  Sud-Africaines  ne  puisse  etre  soumis  ä  la  Cour  d' Arbitrage 
ä  cause  du  refus  de  l'une  des  deux  parties  d'avoirrecoursäl'arbitrage." 

Diese  Worte  machten  offenbar  auf  den  englischen  Gesandten*** 
einen  peinlichen  Eindruck.  Er  wandte  sich  mit  sichtlicher  Erregung 
an  Herrn  von  Struve  mit  der  Bitte,  ihm  den  genauen  Wortlaut  der  Er- 
klärung zu  geben,  und  frug  insbesondere,  ob  tatsächlich  das  Wort 
„regrets"  in  derselben  vorkomme.  Von  einer  Erwiderung  nahm  Sir 
Henry  Howard  Abstand. 


*  Nämlich  des  Ständigen  Internationalen  Schiedsgerichtshofes.  Als  Präsident  des- 
selben fungierte  der  niederländische  Minister  des  Äußern  Melvil  Baron  van 
Lynden. 

**  C.  W.  von  Struve. 
***  Sir  Henry  Howard. 
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Hierauf  erbat  der  französische  Geschäftsträger*  das  Wort  und 
fügte  der  Mitteilung,  daß  auch  seine  Regierung  den  conseil  für  un- 
zuständig erachte,  die  Bemerkung  hinzu:  „Mon  gouvernement  toutefois 
serait  heureux  de  constater  qu'une  offre  de  bons  offices  puisse 
utilement  se  produire." 

Hierauf  wurden  vom  amerikanischen**  und  portugiesischen*** 
Gesandten  die  Fragen  aufgeworfen,  ob  eine  Antwort  an  die  Buren- 
vertreter ergehen  sollte,  beziehungsweise  in  welcher  Form  und  an  wen 
die  Antwort  zu  richten  wäre.  Der  Präsident  erwiderte,  daß  eine  Be- 
antwortung der  Adresse  aus  Höflichkeitsrücksichten  wohl  geboten 
sei,  und  daß  ihm  als  der  richtigste  Weg  hierzu  scheine,  wenn  er,  Baron 
Melvil  van  Lynden,  im  Namen  des  Conseil  dem  ersten  der  Unter- 
zeichner der  Eingabe,  d.  h.  Herrn  Leyds,  die  soeben  gefaßte  Reso- 
lution, betreffend  die  Inkompetenzerklärung,   schriftlich  mitteilte. 

Hier  drohte  die  Verhandlung  auf  ein  einigermaßen  bedenkliches 
Terrain  dadurch  zu  geraten,  daß  sich  von  selbst  die  Frage  ergab,  wie 
die  Adresse  an  Herrn  Leyds  lauten  sollte.  Um  die  Diskussionen  über 
diesen  Punkt,  die  leicht  eine  unerwünschte  Ausdehnung  hätte  nehmen 
können,  kurz  abzuschneiden,  schlug  ich  vor,  die  Versammlung  möge 
dem  Herrn  Präsidenten  überlassen,  die  aus  Höflichkeitsrücksichten  ge- 
botene Antwort  in  einer  ihm  geeignet  erscheinenden  Weise  zu  er- 
teilen, sie  spreche  aber  die  Ansicht  aus,  daß  der  mündliche  Weg  dem 
schriftlichen  vorzuziehen  sei.  Dieser  Vorschlag,  welcher  bei  der  großen 
Majorität  Beifall  fand,  veranlaßte  den  Baron  Melvil  van  Lynden  dazu, 
die  Frage,  ob  eine  mündliche  oder  schriftliche  Antwort  erfolgen  solle, 
durch  eine  Abstimmung  zu  entscheiden.  Mit  sämtlichen  Stimmen  gegen 
zwei  wurde  die  mündliche  Antwort  beschlossen.  Dagegen  stimmten 
der  Präsident  und  der  französische  Geschäftsträger. 

Mit  dieser  Abstimmung  war  der  Zwischenfall  erledigt,  und  wurde 
nunmehr  zu  einem  anderen   Punkt   der   Tagesordnung   übergegangen. 

Mein  englischer  Kollege  hat  sich  auch  heute  noch  mir  und  Ver- 
tretern anderer  Regierungen  gegenüber  sehr  gereizt  über  die  „pla- 
tonischen Erklärungen"  des  russischen  und  französischen  Vertreters 
ausgesprochen.  Er  nannte  diese  Erklärungen  einen  „nasty  trick"  der 
Zweibundregierungen,  welche  es  nicht  wagten,  offen  etwas  im  Sinne 
einer  Intervention  zu  tun  und  darum  durch  die  Hintertür  ganz  un- 
gehöriger Erklärungen  vor  dem  conseil  administratif  ihren  Standpunkt 
in  platonischer  Weise  hätten  zum  Ausdruck  bringen  wollen. 

F.  Pourtales 


*  Comte  de  Segur  d'Aguesseau. 
**  Stanford  Newel. 
***  Graf  von  Selir. 
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Nr.  5077 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

von  Holstein 

Reinschrift 

[Berlin,  den  7.  Januar  1902] 

Anfangs  September  v.  Js.  war  bei  dem  Verwaltungsrat  des  Inter- 
nationalen Schiedshofs  im  Haag  ein  von  den  Herren  Leyds,  Fischer, 
Wolmarans  und  Wessels  als  Bevollmächtigten  der  Südafrikanischen 
Republik  und  des  Oranjefreistaates  unterzeichnetes  Schreiben  ein- 
gegangen, worin  der  Wunsch  ausgedrückt  wird,  daß  der  in  Südafrika 
geführte  Krieg  nebst  den  demselben  zugrunde  liegenden  oder  durch 
ihn  neu  hervorgerufenen  Streitigkeiten  zwischen  den  beiden  Repu- 
bliken und  England  durch  eine  gemäß  den  Bestimmungen  der  Haager 
Arbitragekonvention  herbeizuführende  schiedsgerichtliche  Entscheidung 
beendet  werden  möchte.  Zugleich  wird  der  Verwaltungsrat  gebeten, 
wegen  Erlangung  der  dazu  erforderlichen  Zustimmung  Englands  einen 
Rat  zu  erteilen  oder  aber  zu  versuchen,  diese  Zustimmung,  sei  es 
durch  seine  Vermittelung,  sei  es  durch  die  Dazwischenkunft  der  in  dem 
Verwaltungsrat  vertretenen  Regierungen  herbeizuführen. 

Der  Verwaltungsrat  des  Internationalen  Schiedshofs  im  Haag,  der 
bekanntlich  aus  den  daselbst  beglaubigten  diplomatischen  Vertretern 
der  Signatarmächte  und  dem  niederländischen  Minister  der  Auswärtigen 
Angelegenheiten  als  Vorsitzendem  besteht,  hat  engbegrenzte  Befug- 
nisse, die  sich  dahin  zusammenfassen  lassen,  daß  er  über  das  von 
ihm  eingerichtete  Internationale  Bureau  des  Schiedshofs  die  Aufsicht 
und  Leitung  ausübt  sowie  alle  sonstigen  Verwaltungsfragen  ent- 
scheidet, die  sich  etwa  in  bezug  auf  den  Geschäftsbetrieb  des  Schieds- 
hofs  erheben. 

Somit  hat  der  Verwaltungsrat  keine  Befugnis,  sich  mit  einem 
schwebenden  internationalen  Rechtsstreit  irgendwie  zu  befassen,  in 
bezug  auf  denselben  einer  Partei  einen  Rat  zu  erteilen,  auf  die  andere 
Partei  im  Sinne  der  Einlassung  auf  ein  Schiedsgericht  einzuwirken  oder 
auch  sich  für  eine  solche  Einwirkung  bei  den  Regierungen,  die  in  dem 
Verwaltungsrat  vertreten  sind,  zu  verwenden.  Der  Verwaltungsrat 
ist  vielmehr  zu  einem  Eingehen  auf  die  von  den  Burenvertretern  an 
ihn  gestellten  Anträge  schlechthin  unzuständig. 

Auch  daß  etwa  der  Verwaltungsrat  das  Schreiben  der  Buren- 
vertreter an  das  ständige  Bureau  des  Schiedshofs  zur  Erledigung  ab- 
gegeben hätte,  konnte  nicht  in  Frage  kommen,  denn  auch  jenes  Bureau 
ist  unzuständig.  Nach  Artikel  24,  26  und  31  der  Haager  Konvention  hat 
das  schiedsgerichtliche  Verfahren  ein  vorgängiges  Einvernehmender  Par- 
teien  über  die  schiedsrichterliche  Austragung  ihres   Streits   zur  uner< 
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läßlichen  Voraussetzung.  Ohne  ein  solches  Einvernehmen  können  die 
durch  die  Haager  Konvention  geschaffenen  Einrichtungen  in  keinem 
internationalen  Streit  in  Tätigkeit  treten.  An  einem  solchen  Ein- 
vernehmen fehlt  es  bis  zur  Stunde,  solange  England  sich  nicht  geneigt 
zeigt,  auf  ein  Schiedsgericht  einzugehen. 

Inzwischen  hat  sich  in  der  Tat  denn  auch  der  Verwaltungsrat  für 
unzuständig  erklärt  und  seinen  Präsidenten  beauftragt,  dies  den  Buren- 
vertretern zu  eröffnen. 

Holst  ein 

Nr.  5078 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Biilow  an  Kaiser  Wilhelm  IL, 
z.  Z.  in  Hubertusstock 

Ausfertigung 

Berlin,  den  16.  Februar  1902 

Euerer  Kaiserlichen  und  Königlichen  Majestät  beehre  ich  mich 
alleruntertänigst  eine  von  dem  Gesandten  Leyds  hierher  eingesandte 
und  an  Euere  Majestät  gerichtete  Vorstellung  der  Delegierten  der  Süd- 
afrikanischen Republiken  Fischer,  Wolmarans,  Wessels  und  Leyds  vom 
17./18.  Dezember  v.  Js.  vorzulegen. 

Die  Burendelegierten  wiederholen  darin  ihre  beim  Verwaltungsrat 
des  Haager  Schiedshofes  vergeblich  angebrachte  Bitte  um  Herbei- 
führung einer  schiedsgerichtlichen  Erledigung  des  Konflikts  in  Süd- 
afrika und  bitten  ferner,  Euere  Majestät  möchten  im  besonderen  darauf 
hinwirken,  daß  den  Frauen  und  Kindern  in  den  Konzentrationslagern 
eine  bessere  Behandlung  zuteil  werde. 

Da  die  Vermutung  nahe  lag,  daß  die  Burenvertreter  sich'  auch  an 
die  Souveräne  anderer  an  dem  Haager  Tribunal  beteiligter  Staaten  mit 
gleichen  Gesuchen  gewandt  haben  werden,  habe  ich  zunächst  versucht 
festzustellen,  wie  diese  die  Sache  behandeln.  Dabei  hat  sich  nur  fol- 
gendes ergeben: 

Von  Seiten  Seiner  Majestät  des  Kaisers  Franz  Joseph  wird  das 
Gesuch  überhaupt  nicht  beantwortet  werden.  Wie  Fürst  Eulenburg 
meldet,  findet  man  es  in  Wien,  da  Österreich-Ungarn  niemals  im 
Verkehr  mit  den  beiden  Republiken  gestanden  habe,  richtiger,  das 
Gesuch  zu  ignorieren,  und  hat  man  diese  Haltung  auch  bereits  zur 
Kenntnis    der   englischen   Regierung   gebracht. 

In  Rom  hat  man  zu  dem  dort  ebenfalls  eingetroffenen  Gesuch 
noch  keine  Stellung  genommen.  Herr  Prinetti  meinte  nur,  daß  sich 
über  die  zu  erteilende  Antwort,  die  wohl  nur  evasiv  sein  könnte, 
vielleicht  eine  Verständigung  treffen  ließe. 

Die  russische  Regierung  hat  angeblich  noch  kein  derartiges  Ge- 
such   erhalten,    und    Graf    Lamsdorff    behält    sich    daher    seine    Ent- 
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Schließung  vor.  Er  sagte  übrigens  zu  Graf  Alvensleben,  daß  die 
Herbeiführung  einer  schiedsgerichtlichen  Entscheidung  nur  vermöge 
einer  Verständigung  aller  Mächte  möglich  scheine,  so  wünschenswert 
auch  ein  baldiges  Ende  des  Krieges  sei.  Die  Erfolglosigkeit  der  hol- 
ländischen Demarche*  habe  dies  aufs  neue  erwiesen;  vielleicht  könne 
aber  für  die  Verbesserung  der  Konzentrationslager  das  Rote  Kreuz 
helfend  eintreten.  l 

Wie  Herr  Prinetti  wissen  wollte,  soll  bisher  nur  Frankreich  eine, 
und  zwar  evasive  Antwort  gegeben  haben. 

Erwähnen  darf  ich  schließlich  noch,  daß  die  Schweiz  sich  hier 
hat  erkundigen  lassen,  was  deutscherseits  auf  die  Eingabe  erfolge. 

Bei  der  hiernach  offenbar  überall  herrschenden  Unlust,  sich  nach 
der  einen  oder  der  andern  Seite  zu  exponieren,  möchte  es  sich  meines 
alleruntertänigsten  Dafürhaltens  um  so  eher  empfehlen,  wenn  auch 
Euere  Majestät  das  Schreiben  der  Burenvertreter  vorderhand  un- 
beantwortet zu  lassen  geruhen  wollten1. 

Sollten  dann  später  andere  Staaten  etwa  doch  antworten,  so  würde 
es  noch  immer  Zeit  sein  zu  erwägen,  ob  und  welche  Antwort  namens 
Euerer  Majestät  erteilt  werden  könnte,  ohne  mit  Euerer  Majestät  bis- 
heriger Politik  in  Widerspruch  zu  geraten.  Eine  förmliche  Beant- 
wortung ist  ohnehin  kaum  geboten,  da  nach  den  mit  Euerer  Majestät 
Genehmigung  von  mir  im  Reichstag  abgegebenen  Erklärungen  die 
Burenregierung  über  unsern  Standpunkt  nicht  im  unklaren  sein  kann. 

B  ülo  w 

Bemerkung  Kaiser  Wilhelms  II.  am  Kopf  des  Schriftstücks: 
Ja        18/11   1902       W. 
Randbemerkung  des  Kaisers: 
1  Ja 

Nr.  5079 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 
Fürsten  von  Lichnowsky 

Eigenhändig 

Berlin,  den  17.  Februar  1902 

Der  mir  seit  vielen  Jahren  bekannte  derzeitige  österreichisch- 
ungarische Botschaftsrat  in  London  Graf  Albert  Mensdorff  suchte  mich 
vorgestern  auf,  gelegentlich  seiner  Durchreise  von  Petersburg,  wohin 
er  einige  englische  Freunde  begleitet  hatte,  und  wo  er  noch  zahlreiche 


*  Am  25.  Januar  hatte  die  niederländische  Regierung  in  einer  Note  der  englischen 
ihre  guten  Dienste  zur  Herbeiführung  von  Friedensverhandlungen  im  südafri- 
kanischen Kriege  angeboten,  war  aber  mittels  Antwortnote  vom  29.  abgewiesen 
worden.    Vgl.  Das  Staatsarchiv,  Bd.  66,  S.  264  ff. 
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frühere  Beziehungen  besitzt.  Da  er  die  Briten  durch  langjährigen 
Aufenthalt  in  England  und  vermöge  seines  verwandtschaftlichen  Ver- 
hältnisses zum  Königshause*  wohl  genauer  kennt  wie  die  meisten 
anderen  Fremden,  war  es  mir  willkommen,  gerade  in  diesem  Augen- 
blick seine  Eindrücke  über  unsere  Stellung  in  und  zu  England  zu  hören, 
Graf  Mensdorff  bedauerte  zunächst  auf  das  lebhafteste  die  Ver- 
bitterung, die  auf  beiden  Seiten  seit  einiger  Zeit  geherrscht  hat. 
„Ich  habe  den  Engländern  bei  jeder  Gelegenheit  gesagt,  daß  die  anti- 
englische Stimmung  in  Deutschland  sehr  bald  nach  dem  Ende  des 
Burenkrieges  sich  verflüchtigen  werde,  daß  es  nur  eine  naturgemäße 
Kundgebung  des  begreiflichen  Mitgefühls  sei,  das  man  für  kleinere 
unterdrückte  Völker  empfinde  und  keinen  Einfluß  auf  den  Gang  der 
deutschen  Politik  nehmen  werde.  ,Wir  würden  auch',  haben  mir  eng- 
lische Poiltiker  zugegeben,  ,im  Falle  eines  deutschen  Einmarsches  in 
die  Schweiz  allgemein  für  letztere  Partei  nehmen,  und  so  stellen  sich 
die  Deutschen  unseren  afrikanischen  Krieg  vor/  Trotzdem  ist  aber 
der  Eindruck,  den  die  Haltung  Deutschlands  in  England  hervorgerufen, 
ein  in  seinen  Wirkungen  nicht  zu  unterschätzender,  wenn  auch  seiner- 
zeit der  Nichtempfang  Krügers  hoch  angerechnet  worden  ist.  Selbst 
so  ruhig  denkende  und  deutschfreundliche  Leute  wie  Lord  Rosebery, 
der  vielleicht  die  Nachfolge  des  alternden  Lord  Salisbury  übernehmen 
wird,  haben  mir  vertraulich  gesagt,  daß  England  in  Zukunft  mit  der 
Abneigung  des  deutschen  Volkes  rechnen  müsse.  Nichts  ist  irriger 
als  zu  glauben,  daß  irgendeiner  der  leitenden  englischen  Staatsmänner 
antideutsch  sei.  Chamberlain  und  Lansdowne  sind  und  namentlich 
waren  überzeugte  Freunde  Deutschlands,  und  selbst  Lord  Salisbury 
ist  nicht  ein  Gegner  Deutschlands.  Der  alte  Herr  ist  eben  eine  große, 
schwerfällige  Masse,  ein  echter  Brite,  dessen  geistige  Kräfte  etwas 
nachgelassen  haben,  und  den  man  nicht  zu  sehr  mit  kontinentalem 
Maßstab  messen  muß.  Überhaupt  begeht  man  nur  zu  leicht  den  Fehler, 
die  Engländer  so  zu  beurteilen,  als  ob  sie  Leute  wie  wir  wären.  Das 
sind  sie  keineswegs!  Die  meisten  Minister  und  britischen  Politiker 
sind  viel  unwissender  und  ungenauer,  viel  dilettantenhafter  als  wir 
meinen.  Gar  vieles,  was  hier  als  Tücke  und  Hinterlist  erscheint,  ist 
bloß  eine  Folge  mangelnder  Kenntnisse  und  Gründlichkeit,  eine  Flüch- 
tigkeit, eine  Verwechselung.  Von  fremden  Verhältnissen  vollends  fehlt 
ihnen  meist  eine  genauere  Vorstellung.  Es  ist  ein  Fehler,  sich  auf 
gereizte  Polemik  mit  ihnen  einzulassen,  man  stärkt  stets  die  Stellung 
desjenigen,  den  man  zu  schwächen  beabsichtigt,  und  erreicht  nur, 
daß  eine  sehr  gehässige  Stimmung  erzeugt  wird,  die  nicht  ohne 
Einfluß  auf  die  Haltung  des  Foreign  Office  bleibt. 
Chamberlains  Stellung  hat  sich  infolge  der  bekannten  Vorgänge**  be- 

*  Die    Verwandtschaft    wurde    hergestellt    durch    die    Großmutter    des    Grafen 
Mensdorff,    eine   geborene   Herzogin   von   Sachsen-Koburg. 
**  Vgl.  Nr.  5075  nebst  Fußnote  *,  S.  198. 
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deutend  gekräftigt,  die  deutschen  Angriffe  haben  ihn  wieder  beliebt 
gemacht,  was  er  vorher  keineswegs  allgemein  gewesen  ist;  seine  Rede 
war  ungeschickt,  aber  bestimmt  nicht  so  gemeint,  wie  man  sie  bei 
Euch  aufgefaßt  hat.  Man  muß  eben  stets  mit  einer  gewissen  Unge- 
schicklichkeit und  Unwissenheit  des  Engländers  rechnen,  namentlich 
da,  wo  es  sich  um  fremde  Fragen  handelt.  Vom  Standpunkt  des 
Wunsches,  den  wir  doch  auch  haben,  Deutschland  und  England  sich 
nähertreten  zu  sehen,  kann  ich  auch  wiederum  die  neuesten  Ver- 
öffentlichungen* nur  sehr  bedauern;  hätte  sich  da  nicht  eine  freund- 
schaftliche Aussprache,  etwa  durch  Metternich,  erreichen  lassen,  der 
sehr  viel  Vertrauen  genießt,  als  verbindlich  gilt  und  England  genau 
kennt?  Cranborne  hat  sicherlich  nicht  aus  Verschlagenheit,  sondern 
eher  aus  tatsächlicher  Unkenntnis  und  infolge  bummeliger  Akten- 
gebahrung  ungenaue  Angaben  gemacht.  War  die  Ohrfeige  nötig,  die 
wieder  böses  Blut  machen  wird?  Bei  meiner  Abreise  von  London 
vor  einigen  Wochen, — so  fuhr  der  Graf  fort,  —  war  ich  ganz  unter  dem 
Eindruck,  daß  die  üble  Laune  gegen  Deutschland  das  englische  Volk 
tatsächlich  dem  Gedanken  einer  Anlehnung  an  Rußland,  und  wenn 
auch  nur  für  kurze  Zeit,  nähergebracht  hätte,  und  daß  man  bereit 
sei,  diesem  Programme  auch  große  politische  Opfer  zu  bringen.  Wenn 
auch  auf  die  Dauer  die  Gegensätze  gewiß  unüberbrückbar  sind,  so 
schien  es  mir  doch,  als  ob  für  den  Augenblick  ein  modus 
vivendi  gefunden  werden  könnte.  Veröffentlichungen  wie  die  in  der 
,Contemporary  Review'  **  sind  von  nicht  zu  unterschätzender  symp- 
tomatischer Bedeutung  in  dieser  Hinsicht.  Die  ganze  Frage  schien  mir 
vom  britischen  Standpunkt  aus  in  nachstehender  Formel  zusammen- 
gefaßt zu  werden: 

Die  Ziele  Rußlands  in  seiner  Weltpolitik  weisen  auf  eine  Ver- 
bindung mit  dem  Meere  hin.  Der  Wunsch  Rußlands,  einen  Aus- 
gang nach  dem  Meere  an  verschiedenen  Stellen  zu  erlangen,  steht 
mit  der  britischen  Weltmachtstellung  in  keinem  unbedingten  Wider- 
spruch, beides  schließt  sich  nicht  vollkommen  aus.  Die  Ziele 
Deutschlands    für    seine    Weltpoltik    verlangen    die    Stellung  einer 


*  Es  handelt  sich  um  die  Auseinandersetzungen  über  die  Entstehung  des 
amerikanisch-spanischen  Krieges  und  die  damaligen  Interventionsbestrebungen, 
die  sich  an  die  Äußerungen  des  englischen  Unterstaatssekretärs  Lord  Cranborne 
im  Parlament  (21.  Januar  1902)  knüpften  und  zu  einer  geharnischten  Kund- 
gebung im  „Reichs-  und  Staatsanzeiger"  vom  12.  Februar  führten.  Das  Nähere 
darüber  siehe  in  Bd.  XV,  Kap.  XCVII,  Nr.  4140,  Fußnote*,  S.  24. 
**  Gemeint  könnte  der  Aufsatz  „Great  Britain  and  Germany"  im  Februarheft 
der  „Contemporary  Review"  sein,  der  die  vollständige  Isolierung  Deutschlands 
in  Europa  festgestellt;  doch  liegt  wahrscheinlich  eine  Verwechselung  mit  der  „Na- 
tional Review"  vor,  in  der  seit  dem  November  1901  ständig  für  eine  gegen 
Deutschland  gerichtete  englisch-russische  Annäherung  plädiert  wurde.  Vgl. 
darüber  Kap.   CXIV,   Abschnitt  C,  Nr.  5343  ff . 
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ersten  See-  und  Handelsmacht.    Hiermit  ist  das  britische  Interesse 
ganz  unvereinbar! 

Freilich  bin  ich  sehr  beruhigt  von  Petersburg  zurückgekehrt!  Dort 
fehlt  es  an  allen  Voraussetzungen  für  eine  Entente  mit  England!  Ich 
halte  das  namentlich  jetzt  nach  dem  japanischen  Abkommen  für  ganz 
ausgeschlossen.  Dann  ist  noch  ein  Moment  zu  berücksichtigen,  das 
günstig  ins  Gewicht  fällt,  die  große  Volkstümlichkeit  des  deutschen 
Kaisers  in  England!" 

C.  M.  Lichnowsky 


Nr.  5080 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich 
an  Kaiser  Wilhelm  IL 

Telegramm.    Entzifferung 

London,   den   2.   Juni   1902 

Admiral  Freiherr  von  Senden  war  bereits  abgereist,  und  habe  ich 
infolgedessen  soeben  die  Ehre  gehabt,  Euerer  Majestät  Glückwünsche 
zum  Friedensschluß  *  Seiner  Majestät  dem  Könige  Eduard  in  Privat- 
audienz auszusprechen.  Seine  Majestät  der  König  war  sehr  erfreut 
über  Euerer  Majestät  Glückwünsche  und  über  das  Telegramm,  welches 
er  von  Allerhöchstdenselben  erhalten  hat.  Er  hat  mich  beauftragt, 
seinen  herzlichsten  Dank  Euerer  Majestät  zu  übermitteln.  Sein  Tele- 
gramm an  Euere  Majestät  sei  das  erste  gewesen,  welches  er  gesandt 
habe,  und  Euere  Majestät  dürften  wohl  der  erste  gewesen  sein,  der 
die  Friedensnachricht  auf  dem  Kontinent  erfahren  habe. 

König  Eduard  ist  eine  große  Bürde  dadurch  abgenommen,  daß 
der  Krieg  vor  seiner  Krönung**  sein  Ende  erreicht  hat,  und  er  hofft 
auch,  daß  die  Verstimmung  zwischen  Deutschen  und  Engländern  nun 
bald  weichen  werde. 

Ich  erwiderte  Seiner  Majestät,  daß  die  Stimmung  in  Deutschland 
schon  seit  Monaten  eine  ruhige 1  und  objektive  geworden  sei,  daß 
aber  leider  die  Verstimmung  in  England  in  manchen  Kreisen  und 
namentlich   in   der   Presse   noch   nachhaltig   wirke.    Namentlich   wirke 


*  Am  31.  Mai  war  in  Pretoria  der  Friedensschluß  zwischen  England  und  den 
Buren  von  Kitchener,  Milner  und  den  Burendelegierten  L.  Botha  und  Schalk 
Burger  unterzeichnet  worden,  der  der  Unabhängigkeit  der  Burenstaaten  ein 
Ende  bereitete.  König  Eduard  VII.  telegraphierte  die  Nachricht  von  dem  Frie- 
densschluß sofort  an  den  englischen  Botschafter  in  Berlin  mit  dem  Auftrag,  sie 
an  den   Deutschen   Kaiser  weiterzugeben. 

**  Sie  war  auf  den  26.  Juni  angesetzt,  wurde  aber  wegen  Erkrankung  des 
Königs  verschoben  und  fand  am  9.  August  statt. 
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die   „Times"  als  Störenfried   und   lasse  die  Gemüter  hier  nicht   zur 
Ruhe  kommen2. 

Metternich1 

Randbemerkungen  Kaiser  Wilhelms  IL: 
i  Richtig 

2  gut 


Nr.  5081 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Entzifferung 

London,  den  2.  Juni  1902 
Privat  für  den  Herrn  Reichskanzler 

Als  ich  bei  heutiger  Privataudienz  auf  allerhöchsten  Befehl  die 
Glückwünsche  Seiner  Majestät  des  Kaisers  und  Königs  wegen  Be- 
endigung des  Krieges  Seiner  Majestät  dem  Könige  Eduard  übermittelte, 
drückte  höchstderselbe  unter  anderm  auch  die  Hoffnung  aus,  daß 
Verstimmung  zwischen  Engländern  und  Deutschen  nun  bald  schwinden 
werde.  Ich  führte  aus,  daß  die  wegen  angeblicher  Grausamkeiten  des 
englischen  Heeres  ursprünglich  irregeleitete  öffentliche  Meinung  in 
Deutschland  nun  schon  seit  Monaten  eines  Besseren  belehrt  sei,  und 
daß  bei  uns  eine  ruhigere  Beurteilung  der  Dinge  Platz  gegriffen  hätte. 
Hier  sei  das  leider  uns  gegenüber  besonders  in  der  Presse  noch  nicht 
der  Fall. 

Ich  habe  in  der  letzten  Zeit  hiesigen  politischen  Persönlichkeiten 
gegenüber  mich  häufiger  in  ähnlichem  Sinne  ausgesprochen  und  die 
Haltung  der  hiesigen  Presse,  namentlich  der  „Times",  scharf  dargestellt. 
Dem  König  war  das  zu  Ohren  gekommen,  und  er  hatte  sich,  wie  ich  von 
privater  Seite  erfahren  habe,  über  meine  Sprache  mißbilligend  geäußert. 
Ich  nahm  nun  die  heutige  Gelegenheit  wahr,  ohne  ihm  zu  erkennen  zu 
geben,  daß  ich  wisse,  daß  ihm  meine  Aussprache  mißfallen  hat,  um 
Seiner  Majestät  klarzumachen,  daß  die  „Times"  der  Hauptstörenfried 
zwischen  Deutschland  und  England  sei.  Seine  Majestät  König  Eduard 
schien  die  Richtigkeit  meiner  Ausführungen  anzuerkennen  und  gab 
der  zuversichtlichen  Erwartung  Ausdruck,  daß  die  Mißstimmung  wieder 
schwinden  werde,  holte  dabei  aber  die  heutige  „Times"  vom  Tische 
und  zeigte  mir  zum  Beweise,  daß  auch  in  Deutschland  gehässige 
Stimmen  in  den  Zeitungen  zu  finden  seien,  ein  Telegramm  des  Berliner 
Korrespondenten  der  „Times"*,  überschrieben  „A  German  Opinion", 
welches  den  Inhalt  eines  Artikels  der  „Berliner  Neuesten  Nachrichten" 

*    Mr.  Saunders. 
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wiedergibt.  Ich  erwiderte  Seiner  Majestät,  daß  gerade  in  der  Einzel- 
wiedergabe einer  abfälligen  Kritik,  welche  als  typisch  für  die  gesamte 
öffentliche  Meinung  in  Deutschland  dargestellt  werde,  eine  ganz  be- 
sondere Gehässigkeit  und  Verdrehung  liege,  deren  die  „Times"  sich 
fortdauernd  schuldig  mache1. 

Seine  Majestät  der  König  bemerkte  ferner  noch,  daß  Seine  Kaiser- 
liche Hoheit  der  Großfürst  Michael,  welcher  zu  den  Krönungsfeierlich- 
keiten hier  bereits  eingetroffen  sei,  sich  recht  besorgt  über  die  Zu- 
stände in  Rußland  ausspreche  und  besonders  beklage,  daß  die  Autorität 
des  Kaisers  von  Rußland  abnehme. 

Metternich 

Randbemerkung   Kaiser  Wilhelms   IL: 
1  Richtig!  • 

Nr.  5082 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow, 

Entzifferung 

London,  den  3.  Juni  1902 
Privat  für  den  Herrn  Reichskanzler 

Wie  ich  vertraulich  erfahre,  hat  Seine  Majestät  König  Eduard  sich 
gestern  abend  verschiedenen  Leuten  gegenüber  sehr  erfreut  über  das 
Glückwunschtelegramm    Seiner   Majestät    des    Kaisers    ausgesprochen. 

Außerdem  hat  der  König  sich  über  das  Verhalten  der  „Times" 
Deutschland  gegenüber  sehr  beklagt  und  mit  verschiedenen  Mitgliedern 
der  Haute  Finance  besprochen,  was  sich  dagegen  machen  ließe.  Meine 
Unterredung  mit  dem  König  hat  also  ihre  Wirkung  auf  ihn  nicht  ver- 
fehlt, ich  fürchte  aber,  daß  die  „Times"  in  ihrer  feindseligen  Haltung 
nichts  destoweniger  beharren  wird*. 

Metternich 


*  Qraf  Metternich  sollte  mit  seiner  Prophezeiung  recht  behalten;  die  „Times" 
verharrte  in  ihrer  Haltung,  obwohl  König  Eduard  nach  einem  Telegramm 
Kaiser  Wilhelms  IL  an  den  Grafen  Bülow  vom  30.  März  1903  wirklich  eine  Ein- 
wirkung auf  das  Blatt  versucht  hat.  Das  Telegramm  des  Kaisers  hat  folgenden 
Wortlaut: 

„Aus  mir  bekannter  Quelle  gesellschaftlicher  Natur  in  London  er- 
fahre ich  soeben  Folgendes:  H[is]  M[ajesty]  The  King  hat  des  ewigen  Hetzens 
und  Verläumdens  der  ,Times'  gegen  mich  und  Deutschland  müde  geworden 
und  aus  Besorgniss  vor  den  event[ue]l[lenl  endgültigen  Folgen,  einen  Ver- 
trauten Herren  zu  der  Zeitung  gesandt  mit  dem  Auftrag,  er  lasse  dies  Blatt 
ersuchen   endlich   damit   aufzuhören. 

Das  Blatt  hat  darauf  geantwortet:  Es  sei  stets  bereit  die  Wünsche  S[einer] 
M[ajestätl  zu  erfüllen,  was  ihm  zu  besonderer  Ehre  gereichen  werde;  aber  in 
diesem  einzigen  Falle,  sei  es  völlig  ausser  Stande,  dem   Ansuchen  S[einer] 

14    Die  Große   Politik.     17.  Bd.  209 


Schlußbemerkung   Kaiser   Wilhelms   II.: 

Gordon  Bennett*  hat  ja  auch  erklärt  er  werde  nicht  eher  ruhen  als  bis  er  es 
innerhalb  der  nächsten  3  Jahre  zum  Kriege  zwischen  Deutschland  und  Amerika 
gebracht  habe. 


Nr.  5083 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 

Nr.  287  London,  den  15.  Juni  1902 

Vertraulich 

• 

Ich  habe  seit  Monaten  das  deutschfeindliche  Gebahren  der 
„Times"  aufmerksam  verfolgt  und  bin  ihm  bei  jeder  passenden  Ge- 
legenheit im  Gespräche  mit  Engländern  entgegengetreten  1,  da  ich  in 
ihm  den  hauptsächlichsten  Grund  der  Verhetzung  zwischen  Deutsch- 
land und  Englands  erblicke.  Ich  habe  in  der  letzten  Zeit  bemerkt, 
daß  manche  einsichtsvolle  Engländer  die  Tendenzberichte  der  „Times" 
verurteilen. 

Vor  einigen  Tagen  hatte  ich  in  dieser  Beziehung  ein  längeres 
Gespräch  mit  dem  früheren  Minister  des  Innern  und  einflußreichsten 
Mitglied  der  Roseberyschen  Partei,  insoweit  es  überhaupt  eine  solche 
gibt,  dem  Herrn  Asquith,  welcher  sehr  vernünftige  Ansichten  über  das 
Verhältnis  zwischen  Deutschland  und  England  äußerte.  Er  verurteilte 
auf  das  schärfste  das  Verhalten  der  Berichterstatter  der  „Times"  und 
namentlich  die  andauernden  Versuche  des  Berliner  und  Wiener  Korre- 
spondenten, in  Deutschland  alles  als  englandfeindlich  hinzustellen. 
Es  seien  dies  ebenso  unwahre  Übertreibungen  wie  die  Darstellungen 
des  New  Yorker  Korrespondenten,  als  ob  in  ganz  Amerika  nur  Liebe 
für  England  anzutreffen  sei. 

Mr.  Asquith  erblickt  —  und  ich'  fürchte,  er  hat  darin  recht  —  in 
den  Treibereien  der  „Times"  geradezu  eine  internationale  Gefahr3, 
indem  die  Beziehungen  zwischen  England  und  Deutschland  in  einer 
Weise  vergiftet  würden,  die  in  der  Zukunft  ernste  Folgen  haben 
könnte.  Der  mit  Bezug  auf  das  Ausland  im  allgemeinen  ignorante 
Engländer  schöpfe  seine  Kenntnis  über  auswärtige  Dinge  haupt- 
sächlich   aus    der    „Times".     In    Fragen    der    innerenglischen    Politik 


M[ajestät]  zu  folgen.  Es  werde  in  der  von  ihm  eingeschlagenen  Bahn,  unbe- 
kümmert um  jeden  Einspruch,  fortfahren,  und  seine  Haltung  uns 
gegenüber  unter  keinen  Umständen  ändern.  ,His  Majesty  is  very  deeply 
disappointed  and  grieved.'  Eine  Erklärung  zu  dieser  ,Times'-Haltung  hat 
mein  Gewährsmann  noch  nicht  ausfindig  machen  können,  da  sie  ihm  voll- 
kommen rätselhaft  erscheint." 
*  Besitzer  des  „New  York  Herald". 
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habe  sie  nicht  annähernd  die  Bedeutung,  die  sie  als  Informations- 
quelle über  auswärtige  Verhältnisse  für  andere  Zeitungen  und  für 
das  englische  Publikum  im  allgemeinen  besitze. 

Aus  den  Bemerkungen  des  Mr.  Asquith  ließ  sich  entnehmen,  daß 
die  Verhetzungsarbeit  der  „Times"  schon  ihre  Wirkung  in  England 
ausübt4. 

Seit  einigen  Tagen  ist  es  in  der  „Times"  über  Deutschland  relativ 
stille  geworden.  Es  ist  für  diejenigen,  welche  wünschen,  daß  die 
Völker  friedfertig  nebeneinander  leben,  zu  hoffen,  daß  dies  nicht 
Zufall  ist,  sondern  daß  die  „Times"  bemerkt  hat,  daß  einflußreiche 
und  einsichtsvolle  Persönlichkeiten  ihr  auf  dem  eingeschlagenen  Wege 
nicht  folgen  wollen  und  sie  den   Bogen  nicht  zu  straff  anziehen  darf. 

Ich  halte  es  bei  der  jetzigen  Zusammensetzung  ihrer  Mitarbeiter 
zu  Hause  und  in  der  Fremde  für  ausgeschlossen,  daß  die  „Times" 
aus    eigener  besserer    Erkenntnis    von    ihrer    Vergiftungsarbeit   abläßt. 

Wenn  auch  nicht  direkt  hierher  gehörig,  so  möchte  ich  schließ- 
lich noch  erwähnen,  daß  Mr.  Chamberlain  auf  die  Frage,  welche  Zei- 
tungen er  für  die  bestredigierten  halte,  geantwortet  hat:  1.  „The 
Westminster  Gazette",  2.  „The  Scotsman",  3.  „The  Daily  Telegraph". 

P.  Metternich 

Randbemerkungen  des  Grafen  von  Bülow: 

1  Sehr  gut 

2  richtig 

3  vollkommen  richtig 

4  gewiß 


Nr.  5084 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.    245  London,   den    14.   Juni    1902 

Feldmarschall  Lord  Roberts  wird  am  22.  Juni  zu  Ehren  Seiner 
Exzellenz  des  Feldmarschalls  Grafen  von  Waldersee*  ein  militärisches 
Diner  geben. 

Es  steht  außer  allem  Zweifel,  daß,  wie  mir  auch  der  Militärattache 
Graf  Schulenburg  mitteilt,  die  englischen  Offizierkreise  empfindlich  davon 
berührt  sind,  daß  die  gehässigen  Angriffe,  die  ein  Teil  der  deutschen 


*  Generalfeldmarschall  Graf  Waldersee  gehörte  der  Deputation  an,  die  von 
Kaiser  Wilhelm  II.  zu  der  auf  den  26.  Juni  angesetzten  (dann  aber  auf  den 
Q.  August  verschobenen)  Krönung  König  Eduards  VII.  nach  England  gesandt 
wurde.  Vgl.  dazu  Freiherr  von  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  390  f.  und  jetzt 
Denkwürdigkeiten   des   Grafen  von   Waldersee,  ed.   H.   O.   Meisner   III,   186  ff. 
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Presse  gegen  die  englische  Armee  gerichtet  hat,  nach  Ansicht  der 
englischen  Offiziere  auch  in  anständigen  deutschen  Kreisen  teilweise 
Glauben  gefunden  haben.  Ich  möchte  es  deshalb  für  eine  will- 
kommene Gelegenheit  halten,  wenn  Feldmarschall  Graf  Waldersee 
bei  diesem  Diner  in  einer  Rede  die  Auffassung  der  deutschen  Armee 
zum  Ausdruck  bringen  würde.  Eine  solche  Kundgebung  würde  nicht 
verfehlen,  hier  einen  sehr  günstigen  Eindruck  hervorzurufen. 

M  etternich 

Nr.  5085 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  den  Botschafter  in 
London  Grafen  von  Metternich 

Telegramm.    Eigenhändiges   Konzept 

Nr.    117  Berlin,   den   21.   Juni   1902 

Der  in  Ew.  Telegramm  Nr.  245  vom  14.  d.  Mts.*  angeregte 
Gedanke,  daß  Graf  Waldersee  die  Gelegenheit  zu  anerkennenden  Be- 
merkungen über  das  Verhalten  der  englischen  Armee  im  südafri- 
kanischen Kriege  nicht  ungenützt  vorübergehen  lassen  solle,  hat  in 
vollem  Maße  die  Billigung  Seiner  Majestät  des  Kaisers  erlangt.  Graf 
Waldersee  ist  zu  dem  Zwecke,  um  über  diesen  Punkt  die  allerhöchste 
Instruktion  entgegenzunehmen,  nach  Aachen  gerufen  worden.  Es  liegt 
für  Ew.  kein  Anlaß  vor,  gegenüber  Graf  Waldersee  Ihre  Kenntnis  des 
Vorstehenden  zu  verheimlichen. 

Bülow 

Nr.  5086 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

\Ir.  252  London,  den  22.  Juni   1902 

Graf  von  Waldersee  telegraphiert  an  Seine  Majestät  den  Kaiser: 
„Euerer  Majestät  melde  ich  die  Rede,  die  ich  heute  abend  halten 
werde.    Der   Wortlaut   ist   von    mir    mit    dem    Botschafter   vereinbart 
und  Lord  Roberts  zur  Kenntnis  übersandt  worden: 

,1  thank  you  very  much  having  given  me  the  opportunity  of 
meeting  you  all  to-night.  It  is  a  great  honour  to  me  to  take  part 
in  the  present  festivities  for  the  coronation  of  His  Majesty  your 
most  gracious  King. 


*  Siehe  Nr.  5084. 
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The  fact  of  my  having  had  the  honour  last  year  to  oommand 
British  troops,  and  to  see  for  myself  their  good  training  and  gallantry 
adds  to  my  pleasure  and  satisfaction  at  being  to-night  the  guest  of 
so  distinguished  a  commander-in-chief  of  the  British  army,  the  ever 
victorious  fieldmarshall,  as   my  host. 

We  German  soldiers  all  knovv  very  well  how  difficult  and  arduous 
the  task  was  that  the  British  army  has  had  to  accomplish  in  South- 
Africa,  we  know  also  that  the  officers  and  men  of  your  army  have 
accomplished  their  task  with  the  utmost  devotion  to  their  country, 
with   bravery  and  with   humanity. 

May  I  be  allowed  to  propose  the  health  of  His  Majesty  the  King 
and  of  the  gallant  British  army/    Graf  Waldersee." 

M  etterni  ch 


Nr.  5087 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bälow  an  den  Botschafter  in 
London  Grafen   von  Metternich 

Konzept 
Nr.   575  Berlin,  den  24.  Juni   1902 

Von  dem  Bericht  Nr.  287  vom  15.  d.  Mts.*  habe  ich  mit  beson- 
derem Interesse  Kenntnis  genommen  und  bitte  Ew.  pp.  ergebenst, 
auch  weiterhin  selbst  und  durch  die  Herren  der  Botschaft  der  Hetze 
der  „Times"  nach  Möglichkeit  entgegenzuwirken.  Es  mag  dahin- 
gestellt bleiben,  ob  das  Blatt  kriegerische  Verwickelungen  mit  Deutsch- 
land herbeiführen  möchte  oder  nur  auf  Einschüchterung  arbeitet. 
Jedenfalls  wird  durch  seine  Haltung  hüben  wie  drüben  eine  sehr  un- 
erwünschte und  den  Interessen  beider  Reiche  schädliche  Stimmung 
erzeugt.  Ew.  pp.  wird  nicht  entgangen  sein,  daß  die  ruhige  Haltung 
aller  uns  nahestehenden  deutschen  Blätter  England  gegenüber  all- 
mählich auch  von  der  übrigen  deutschen  Presse  angenommen  wird, 
wie  die  Burenbegeisterung  mehr  und  mehr  nachgelassen  hat.  Ich 
werde  dafür  Sorge  tragen,  daß  erneuten  Verhetzungsversuchen  der 
„Times"  von  Fall  zu  Fall  bestimmt  und  kaltblütig  entgegengetreten, 
dabei  aber  vermieden  wird,  die  englische  öffentliche  Meinung  mit 
der  „Times"  zu  identifizieren  und  so  dem  Blatte  ein  ungebührliches 
Relief  zu  geben. 

B  ü  1  o  w 


*  Siehe  Nr.  5083. 
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Nr.  5088 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternlch  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow. 

Entzifferung 
Nr.    311  London,   den    9.    Juü    1902 

Lord  Cromer,  der  auf  Sommerurlaub  hier  weilt,  besuchte  mich 
kürzlich.  Da  ich  ihn  für  einen  deutschfreundlich  gesinnten  Mann1 
halte,  so  lenkte  ich  das  Gespräch  auf  die  Verstimmung,  welche 
zwischen  den  beiden  Völkern  Platz  gegriffen  hat.  Er  verhehlte  mir 
nicht,  daß  man  in  England  seit  dem  Burenkrieg  mit  der  Feindschaft 
des  deutschen  Volkes  ernstlich  zu  rechnen  beginne.  Ich  suchte  ihn 
davon  zu  überzeugen,  daß  diese  Feindschaft  mehr  in  der  englischen 
Presse,  namentlich  in  der  „Times" 2,  als  im  deutschen  Volke  zu 
finden  sei. 

Auch  die  jüngsten  Verhandlungen  im  Unterhaus  über  den  aus- 
wärtigen Etat  haben  ergeben,  daß,  im  Gegensatz  zu  früher,  in  ge- 
hässiger und  unfreundlicher  Weise  über  Deutschland  hergefallen  worden 
ist.  Die  betreffenden  Abgeordneten,  welche  ihre  Kritik  an  Deutsch- 
land geübt  haben,  sind  zwar  bekannt  dafür,  daß  sie  keine  Gefolg- 
schaft haben,  ihre  Auslassung  zeigt  aber  immerhin  die  Stimmung  an, 
welche  im  Parlament  herrscht. 

M  etternich 

Randbemerkungen  des  Grafen  von   Bülow: 

1  Ja 

2  richtig 

Schlußbemerkung  des  Grafen  von   Bülow: 

Auch  in  letzter  Zeit  hörte  ich  von  verschiedenen  Seiten,  daß  die  so  anti- 
deutsche Stimmung  in  England  auf  die  „Times",  und  die  Haltung  der  „Times" 
auf  Mr.  Chirol  zurückzuführen  sei.       B.  14/7. 


Nr.  5089 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 

Nr.    319  London,   den    17.    Juli    1902 

Aus  der  allgemeinen  Anerkennung,  welche  dem  scheidenden  Pre- 
mierminister* in  der  Presse  und  im  Parlament  bei  allen  Parteien  ge- 


*  Am  12.  Juli  war  der  Premierminister  Lord  Salisbury  wegen  hohen  Alters 
zurückgetreten;  sein  Nachfolger  wurde  der  Erste  Lord  des  Schatzes  James 
Arthur  Balfour. 
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zollt  wird,  läßt  sich  erkennen,  welche  große  Stellung  Lord  Salisbtiry 
im   Lande  eingenommen  hat. 

Der  Wechsel  in  der  Leitung  des  englischen  Ministeriums  wird  für 
die  amtlichen  Beziehungen  zwischen  Deutschland  und  England  meiner 
unmaßgeblichen  Ansicht  nach  von  geringem   Einfluß  sein. 

In  ganz  besonders  wichtigen  Fragen  wird  man  allerdings  vor- 
aussichtlich von  Mr.  Balfour  eine  klarere  Stellungnahme  erlangen 
können  als  von  seinem  Vorgänger.  Mr.  Balfour  ist  bekanntlich  seiner 
politischen  Gesamtrichtung  nach  für  ein  Zusammenhalten  der  teu- 
tonischen Rassen  gesinnt.  Die  politische  Stimmung  in  England  ist 
uns  aber  für  den  Augenblick  und  wahrscheinlich  noch  für  längere 
Zeit  nicht  günstig1.  Es  wäre  daher  verfrüht,  aus  dem  Minister- 
wechsel auf  eine  leichtere  Erledigung  der  schwebenden  Fragen  oder 
auf  ein  größeres  Entgegenkommen  in  politischen  Dingen  schließen 
zu  wollen.  Auch  würde  ich  es  für  falsch  halten,  wollte  ich  Mr.  Balfour, 
der  sich  mir  gegenüber  im  vergangenen  Winter  noch  ungewöhnlich 
deutschfreundlich  aussprach,  jetzt  an  seine  damaligen  Worte  erinnern 
und  daran  Erwartungen  für  die  Zukunft  knüpfen.  Man  muß  hier 
Geduld  haben  und  abwarten,  was  die  Zukunft  bringt.2 

Dagegen  habe  ich  Herrn  Balfour  in  dem  abschriftlich  beigefügten 
Privatbriefe*  meine  Glückwünsche  zu  seiner  Ernennung  ausgesprochen. 

Bei  der  Beurteilung  des  neuen  Ministeriums  darf  man  nicht  außer 
acht  lassen,  daß  Herr  Balfour  und  Herr  Chamberlain  seit  Jahren  eng 
miteinander  befreundet  sind  und  sich  gegenseitig  unterstützen.  Der 
Einfluß  des  Kolonialsekretärs  wird  also  eher  stärker  als  geringer 
werden. 

Der  Herzog  von  Devonshire,  der  die  Leitung  im  Hause  der  Lords 
übernommen  hat,  sagte  mir,  daß  er  sowohl  wie  seine  politischen 
Freunde,  die  liberalen  Unionisten,  den  neuen  Premierminister  in  aller 
Loyalität  anerkennten  und  ihm  folgen  würden.  Es  sei  nicht  die  ge- 
ringste Aussicht  vorhanden,  daß  Lord  Rosebery  einen  Teil  der  libe- 
ralen Unionisten  auf  seine  Seite  ziehen  würde. 

Ich  gestatte  mir  bei  dieser  Gelegenheit  zu  bemerken,  daß  Lord 
Rosebery  vorläufig  gänzlich  ausgespielt  hat.  Im  Winter  machte  er 
große  Anstrengungen,  um  eine  neue  Partei  zu  bilden,  und  die  Welt 
erwartete  große  Dinge  von  ihm.  Es  folgte  aber  nichts,  und  die  Seifen- 
blase ist  zerplatzt.  Jetzt  sucht  er  sich  wieder  seinem  Gegner  Campbell- 
Bannerman  zu  nähern,  nachdem  er  die  Erfahrung  gemacht  hat,  daß 
die  liberale  Partei  die  ewigen  Zanke  ihrer  Führer  verurteilte  und  er 
selbst  dabei  an  Anhang  verlor.  Von  Rosebery  wird  man  sobald  nicht 
wieder  hören**. 


*  Hier  nicht  abgedruckt. 

**  Ähnlich   beurteilt   Freiherr  von   Eckardstein   in  einem    Bericht  vom    17.   Sep- 
tember 1902  (Nr.  417)  die  Desorganisation  der  liberalen  Partei.     Nachdrücklich 
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Mr.  Balfour  gilt  zwar  für  klug,  aber  nicht  für  sehr  energisch  und 
arbeitsam.  Seine  eigene  Partei  glaubt  daher  nicht,  daß  dem  Kabinett, 
welches  durch  den  alternden  Lord  Salisbury  ziemlich  regungslos  ge- 
worden war,  jetzt  neues  Leben  eingeflößt  wird.  Ein  Parlamentsmit- 
glied faßte  mir  gegenüber  die  neue  Lage  in  der  Bemerkung  zusammen: 
anstatt  auf  dem  einen  Ohr,  werden  sie  nun  auf  dem  andern  Ohr 
weiterschlafen. 

P.  Metternich' 

Randbemerkungen  Kaiser  Wilhelms   II.: 

i  Richtig 

2    tout  vient  ä  qui  sait  attendre 


Nr.  5090 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow,  z.  Z.  In  Norderney, 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.   72  Norderney,  den   12.   September   1902 

Geheim 

Für  Exzellenz  Freiherrn  von   Richthofen 

Ich  habe  dem  hier  weilenden  Grafen  Hermann  Arnim  *  auf  seine 
diesbezügliche  Anfrage  schon  vor  mehreren  Tagen  gesagt,  daß  der 
Besuch  der  Burengenerale  in  Deutschland**  jetzt  nur  den  Erfolg  haben 


weist  Eckardstein  in  diesem  Bericht  darauf  hin,  daß  ein  Emporkommen  der 
liberalen  Partei  in  England  nicht  in  Deutschlands  Interesse  liege.  „Was  die  aus- 
wärtige Politik  Englands  betrifft,  so  würde  ein  Aufkommen  der  Liberalen  von 
unserm  Standpunkt  aus  in  keiner  Weise  zu  begrüßen  sein.  Gleichviel,  welcher 
liberale  Staatsmann,  sei  es  Lord  Rosebery  oder  ein  anderer,  an  der  Spitze  eines 
liberalen  Ministeriums  stehen  sollte,  die  Tendenz  desselben  würde  sicherlich 
antideutsch  sein.  Sämtliche  maßgebenden  Persönlichkeiten  unter  den  Liberalen, 
darunter  Lord  Rosebery,  Mr.  Asquith,  der  voraussichtliche  Minister  des  Äußern: 
Sir  Edward  Qrey,  und  andere,  haben  sich  nicht  nur  gesprächsweise,  sondern 
auch  öffentlich  wiederholt  gegen  Deutschland  und  f  ü  r  eine  Annäherung  an 
Rußland,  selbst  auf  der  Basis  großer  Konzessionen,  ausgesprochen.  Trotz  der 
gegenwärtig  obwaltenden  Verstimmung  Mr.  Chamberlains  gegen  uns  dürfte  es 
auf  die  Dauer  immer  noch  leichter  sein,  sich  mit  dem  konservativen  Ministerium 
in  etwa  auftauchenden  Fragen  und  Differenzen  zu  verständigen,  als  mit  einem 
liberalen    Kabinett." 

*  Graf  Hermann  Arnim-Muskau,  freikonservativer  Reichstagsabgeordneter. 
**  Am  16.  August  waren,  nach  hergestelltem  Frieden,  die  drei  Burengenerale 
Botha,  Dewet  und  Delarey  in  England  eingetroffen.  Bei  ihrer  Landung  von  der 
Bevölkerung  sympathisch  begrüßt,  wurden  sie  am  17.  August  vom  englischen 
Könige  empfangen.  Am  19.  trafen  die  Generale  in  Holland  ein,  von  wo  Reisen 
nach  Deutschland,  Frankreich  usw.  zum  Zweck  von  Sammlungen  für  die  not- 
leidenden Buren  geplant  waren. 
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könne,  einerseits  die  gegenwärtige  Lage,  wie  insbesondere  die  Zu- 
kunftsaussichten der  Buren  in  Südafrika  zu  verschlechtern,  anderer- 
seits zur  Genugtuung  aller  unserer  Gegner  in  der  Welt  und  ohne 
jeden  praktischen  Nutzen  für  uns  unsere  ohnehin  schwierigen  Be- 
ziehungen zu  England  noch  schwieriger  zu  gestalten.  Graf  von  Arnim 
versprach  mir,  in  diesem  Sinne  auf  den  Alldeutschen  Verband  einzu- 
wirken, mit  dem  Hinzufügen,  daß  nicht  nur  er  und  Graf  Udo  Stol- 
berg*, sondern  auch  Herr  Hasse**  über  den  Burenbesuch  so  dächten 
wie  ich. 

Ich  bitte,  von  dort  aus  unter  der  Hand  zu  tun,  was  möglich  ist,  da- 
mit die  Burengenerale  entweder  gar  nicht  kommen  oder  erst,  nach- 
dem sie  in  Frankreich  oder  Rußland  oder  Amerika  gewesen  sind. 
Ferner  bitte  ich  auf  Grund  der  heute  von  hier  an  Sie  abgehenden 
Londoner  Berichte  zu  erwägen,  ob  von  dort  aus  durch  Legationsrat 
Zimmermann  auf  die  Burengenerale  eingewirkt  werden  soll.  Ich 
halte  es  nicht  für  ausgeschlossen,  daß  Seine  Majestät  den  Gedanken 
eines  Verbots  von  Burenversammlungen,  beziehungsweise  die  Aus- 
weisung der  Generale  anregen  wird.  Wie  würden  Sie  sich  dazu 
stellen?  Ist  Dr.  Hammann  der  Ansicht,  daß  es  sich  empfiehlt,  schon 
jetzt  in  der  Presse  gegen  solche  entweder  namenlos  törichte  oder 
geradezu  vaterlandsverräterische  Absichten  Front  zu  machen,  wie  sie 
beispielsweise  im  Berliner  Telegramm  der  „Leipziger  Neuesten  Nach- 
richten" vom  11.   d.  Mts.  zutage  treten? 

B  ülo  w 

Nr.  5091 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow,  z.  Z.  in  Norderney, 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.   74  Norderney,  den   12.  September   1902 

Graf  von  Arnim  sagt  mir,  er  wolle  nochmals  versuchen,  sowohl 
auf  Herrn  Hasse  wie  auf  andere  Mitglieder  des  Alldeutschen  Verbands 
einzuwirken,  um  entweder  das  Kommen  der  Burengenerale  zu  ver- 
hindern oder  wenigstens  inopportunen  Demonstrationen  anläßlich  ihres 
Besuchs  vorzubeugen.  Graf  von  Arnim  fügte  hinzu,  der  Gedanke  einer 
Manifestation  für  die  Burengenerale  in  Deutschland  gehe  weniger  vom 
Alldeutschen  Verbände  wie  von  dem  Burenhilfsbunde  aus.  Es  würde 
sich  seines  Erachtens  empfehlen,  sobald  als  möglich  auf  den  Leiter 
des   Burenhilfsbundes,    Professor   Siemering,    einzuwirken,    damit   sich 


*  Graf  Udo  zu  Stolberg-Wernigerode,  erster  Vizepräsident  des  Reichstags. 
**  Professor  Ernst  Hasse,  nationalliberaler  Reichstagsabgeordneter,  Vorsitzender 
des  Alldeutschen  Verbandes. 
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derselbe  klar  werde,  wie  sehr  er  nicht  nur  die  wirklichen  Interessen 
der  Buren,  sondern  vor  allem  die  Interessen  des  Vaterlands  gefährdet, 
wenn  er  nicht  womöglich  den  Buren  jetzt  abwinke  oder  zum  mindesten, 
im  Fall  diese  leider  doch  kämen,  unbedingt  alles  vermiede,  was  zu 
Mißdeutungen  Anlaß  geben  könnte. 

B  ü  1  o  w 


Nr.  5092 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 
von  Richthofen  an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bülow, 

z.  Z.  in  Norderney 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.   98  Berlin,   den   15.  September   1902 

Infolge  Euerer  Exzellenz  Telegramme  Nr.  72  und  74*  hatte  ich 
zunächst  versucht,  im  Haag  näheres  über  die  Reisepläne  der  Buren- 
generale festzustellen. 

Graf  Pourtales  meldet  jetzt: 

„Minister  Kuyper**,  der  Delarey  noch  gestern  abend  gesehen  hat, 
teilt  mir  soeben  mit,  daß  Generale  tatsächlich  beabsichtigen,  nächsten 
Montag  nach  Deutschland  zu  reisen.  Reisezweck:  Geldsammlungen. 
Herr  Kuyper  meint,  ein  Versuch,  die  Generale  von  Ausführung  dieser 
Absicht  abzuhalten,  würde  kaum  ratsam  und  wahrscheinlich  erfolglos 
sein.  Dagegen  würde  er  es,  falls  Kaiserliche  Regierung  einverstanden, 
für  gut  gehalten,  den  Generalen  zu  raten,  sich  zunächst  nach  Berlin  zu 
begeben  und  dort  offiziell  in  ihrer  Eigenschaft  als  Generale  und  eng- 
lische Untertanen  aufzutreten,  daselbst  sich  vor  allem  auf  der  eng- 
lischen Botschaft  und  dann  bei  offiziellen  Personen  zu  melden.  Der 
Minister  glaubt,  es  würde  dadurch  verhindert  werden,  daß  die  Generale 
in  die  Hände  der  Proburenvereine  geraten  und  ihre  Reise  zu  anti- 
englischen Demonstrationen  ausgebeutet  würde.  An  den  maßgebenden 
Stellen  in  Berlin  würde  man  den  Herren  bezüglich  ihres  Verhaltens  in 
Deutschland  Ratschläge  erteilen  können,  welche  sie  gewiß  in  takt- 
voller Weise  befolgen  würden. 

Minister  Kuyper  hat  die  Generale  heute  abend  zu  Tisch  ein- 
geladen. Es  würde  ihm  sehr  erwünscht  sein,  wenn  er  die  Auffassung 
der  Kaiserlichen  Regierung  erfahren  könnte,  um  dementsprechend  auf 
Entschließungen  der  Generale  einwirken  zu  können. 

Auf  jeden  Fall  habe  ich  den  Minister  gebeten,  den  Generalen  Rat- 


*  Siehe   Nr.   5090  und   5091. 

**  Holländischer   Minister   des   Innern. 
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schlage  im  Sinne  des  Artikels  der  gestrigen  Sonntagsausgabe  der  , Köl- 
nischen Zeitung'  zu  erteilen  *." 

Inzwischen  erfahre  ich  von  hiesiger  Polizei,  daß  nach  Mitteilung 
des  hier  ad  hoc  gebildeten  Komitees  die  Generale  am  nächsten  Sonn- 
tag, den  21.  d.  Mts.,  auf  Bahnhof  „Zoologischer  Garten"  ankommen 
und  über  „Großen  Stern",  Brandenburger  Tor,  Wilhelmstraße  ein- 
ziehen sollen.  Der  Einzugweg  soll  öffentlich  bekanntgegeben  werden. 
Während  des  auf  zwei  Tage  beschränkten  Aufenthalts  ist  Be- 
grüßung im  Künstlerhaus  und  öffentliche  Versammlung  in  Philharmonie 
in  Aussicht  genommen. 

Ich  habe  Graf  Pourtales  vorläufig  erwidert,  wir  würden  Herrn 
Kuyper  dankbar  sein,  wenn  er  von  sich  aus  den  Generalen  in 
deren  eigenem  Interesse  abraten  wollte,  sich  auf  ein  derartig  extra- 
vagantes Programm  einzulassen.  Des  weiteren  möchte  ich  nach  Be- 
sprechung mit  Herrn  Klehmet  und  Herrn  Hammann  befürworten, 
rebus  sie  stantibus  auf  die  Vorschläge  des  Herrn  Kuyper  einzugehen. 
Ein  Verbot  der  Versammlungen  oder  gar  die  Ausweisung  der  Generale 
möchte  ich  nach  den  Vorgängen  in  England  und  zumal  nach  der 
Ehrung  der  englischen  Generale  bei  den  Manövern  entschieden  wider- 
raten. Findet  doch  sogar  der  von  Graf  Pourtales  erwähnte,  von  hier 
aus  inspirierte  Artikel  der  „Kölnischen  Zeitung"  vom  14.  d.  Mts.  in  der 
Presse  Widerspruch.  Sehr  günstig  würde  es  meines  Erachtens  wirken, 
wenn  Seine  Majestät  bewogen  werden  könnte,  die  Burengenerale,  so- 
bald sie  sich  bei  allerhöchstihm  melden,  als  Militärs  zu  empfangen, 
zumal  außerhalb  Berlins.  Damit  würde  am  besten  dem  Auftreten 
der  Generale  in  Deutschland  ein  anderer  und  unschädlicher  Cha- 
rakter gegeben. 

Richthofen 


Nr.  5093 

Der  Reichskanzler  Graf  von  'Bülow,  z.  Z.  in  Norderney, 
an  Kaiser  Wilhelm   IL,   z.  Z.   in   Cuxhaven 

Telegramm.    Entzifferung 

Norderney,  den  17.  September  1902 

Ich  höre  aus  dem  Haag,  daß  die  Burengenerale  Botha,  Dewet 
und  Delarey,  nachdem  sie  in  England  von  Seiner  Majestät  dem 
Könige  Eduard  empfangen  worden  sind  und  mehrfache  Unter- 
redungen mit  den  englischen  Ministern  gehabt  haben,  jetzt  auch  den 
Kontinent  und  die  Vereinigten  Staaten  besuchen  werden.  Voraus- 
sichtlich treffen   dieselben  am  nächsten   Montag  in   Berlin   ein.    Nach- 

*  Der  Artikel  hatte  vor  Extravaganzen  beim   Empfang  der  Generale  gewarnt. 
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dem  die  Generale  bei  dem  Könige  von  England  einen  ehrenvollen 
Empfang  gefunden  haben  und  von  der  englischen  Bevölkerung  ohne 
Unterschied  der  Parteien  mit  großer  Herzlichkeit  aufgenommen  worden 
sind,  haben  wir  keine  Veranlassung,  ihnen  unfreundlich  zu  begegnen. 
Es  kommt  dazu,  daß  auch  in  anderer  Beziehung  die  Situation  jetzt 
ganz  anders  liegt  wie  bei  der  Reise  von  Krüger*.  Die  Generale, 
die  persönlich  brave  Soldaten  sind,  die  ihre  militärische  Schuldig- 
keit getan  haben,  wollen  England  keine  Schwierigkeiten  bereiten, 
sondern  im  Gegenteil  versuchen,  ihre  Landsleute  mit  der  englischen 
Suprematie  zu  versöhnen.  Dadurch  sind  sie  in  einen  scharfen  sach- 
lichen Gegensatz  zu  Krüger  und  Leyds  getreten,  der  in  den  letzten 
Tagen  zu  einem  persönlichen  Bruch  geführt  zu  haben  scheint.  Zweck 
der  gegenwärtigen  Rundreise  der  Generale  ist,  das  überall  in  der 
Welt  für  die  Buren  .gesammelte  Geld  selbst  entgegenzunehmen,  statt 
es  an  Leyds  und  Krüger  fließen  zu  lassen,  und  dieses  Geld  für  den 
Wiederaufbau  der  zerstörten  Burenfarmen  zu  verwenden.  Ich  möchte 
alleruntertänigst  anheimstellen,  ob  Euere  Majestät  die  drei  Generale, 
deren  jetziges  Zukunftsprogramm  sich  im  wesentlichen  mit  den  An- 
schauungen deckt,  die  Euere  Majestät  über  das  künftige  Verhältnis 
zwischen  den  Buren  und  England  schon  vor  zwei  Jahren  vertreten 
haben,  nicht  der  Ehre  einer  Audienz  würdigen  wollen.  Nach  der  den 
Burengeneralen  in  England  offiziell  und  von  der  Bevölkerung  be- 
reiteten Aufnahme  könnte  eine  Audienz  derselben  bei  Euerer  Majestät 
dort  keinen  Anstoß  erregen,  während  eine  solche  in  Europa  und 
Amerika  wie  in  Deutschland  selbst  einen  vorzüglichen  Eindruck  her- 
vorrufen würde.  Ich  glaube,  es  wäre  ein  guter  Coup.  Falls  Euere 
Majestät  die  Burengenerale  sehen  wollen,  könnte  ich  dieselben  durch 
Euerer  Majestät  Gesandten  im  Haag,  wo  sie  sich  in  diesem  Augen- 
blick aufhalten,  oder  vielleicht  noch  besser  durch  den  recht  ver- 
ständigen holländischen  Ministerpräsidenten  Kuyper  darauf  vorbereiten, 
daß  ihnen  die  Ehre  einer  Audienz  zuteil  werden  würde,  wenn  sie  in 
korrekter  Weise  durch  die  englische  Botschaft  eine  solche  nach- 
suchten. Daran  könnte  sich  ein  Wink  knüpfen,  daß  sich  die  Buren- 
generale in  Berlin  von  den  dortigen  antienglischen  Radaubrüdern 
fernzuhalten  hätten,  welch  letzteren  übrigens  durch  die  Audienz  der 
Generale  bei  Euerer  Majestät  am  wirksamsten  in  die  Suppe  gespuckt 
werden  würde.  Lascelles  würde  gleichfalls  von  mir  informiert  werden. 
Das  heute  eingegangene  Schreiben  von  Witting  reiche  ich  morgen 
früh  ein. 

B  ülo  w 

Bemerkung  Kaiser  Wilhelms  II.  am  Kopf  des  Schriftstücks: 

Einverstanden     W. 

Sollen  sich  im  October  bei  mir  melden.  Durch  Lascelles  anmelden  lassen.     W. 


*  Vgl.  dazu  Bd.  XV,  Kap.  CHI,  Nr.  4506  nebst  Fußnoten. 
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Nr.  5094 

Der  Geschäftsträger  in  London  Freiherr  von  Eckardstein 
an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bälow* 

Ausfertigung 

Nr.  415  London,  den  14.  September  1902 

Geheim 

Als  ich  in  der  vergangenen  Woche  bei  dem  Kolonialminister  Mr. 
Chamberlain  auf  seinem  Landsitz  bei  Birmingham  als  sein  Gast 
weilte,  nahm  derselbe  eines  Abends  Gelegenheit,  mir  gegenüber  seinem 
Groll  gegen  Deutschland  freien  Lauf  zu  lassen.  Ich  hatte  Mr.  Cham- 
berlain seit  längerer  Zeit  immer  nur  flüchtig  gesehen  und  gesprochen 
und  dabei  wohl  herausgemerkt,  daß  derselbe  von  seiner  früheren 
deutschfreundlichen  Tendenz  abgekommen  sei,  im  übrigen  aber  ge- 
glaubt, daß  seine  Verstimmung  gegen  uns  nur  vorübergehender  Natur 
und  unter  Umständen  unschwer  zu  beseitigen  sein  würde.  Die 
Äußerungen  sowie  die  Vehemenz,  mit  welcher  der  Minister  dieselben 
mir  gegenüber  von  sich  gab,  lassen  jedoch  darauf  schließen,  daß  seine 
Mißstimmung  gegen  Deutschland  viel  tiefere  Wurzeln  gefaßt  hat  und 
einen  weit  gefährlicheren  Charakter  trägt,  als  anzunehmen  gerecht- 
fertigt   erscheinen   durfte. 

Mr.  Chamberlain  kam  zunächst  auf  die  Haltung  der  öffentlichen 
Meinung  und  Presse  Deutschlands  während  des  Burenkrieges  zu 
sprechen  und  bemerkte,  daß  es  lange  Zeit  gedauert  habe,  ehe  er 
sowohl  als  seine  Kollegen  im  Kabinett  sich  darüber  klar  geworden 
seien,  was  diese  ungebändigten  Ausbrüche  des  Hasses  gegen  England 
tatsächlich  bedeuteten.  Im  deutschen  Volke  habe  sich  augenschein- 
lich der  Gedanke  festgesetzt,  daß  es  Deutschland  im  Laufe  der  Jahre 
mit  Leichtigkeit  gelingen  könne,  England  und  sein  Kolonialreich  zu 
Fall  zu  bringen  und  dessen  gesamte  Erbschaft  anzutreten  1.  Er  selbst 
sei  zwar  davon  überzeugt,  daß  derartig  phantastische  Ideen  undurch- 
führbar seien  und  jeder  Versuch,  dieselben  in  Taten  umzusetzen,  zu- 
nächst verhängnisvolle   Konsequenzen   für   Deutschland   haben  würde. 


*  Vgl.  zu  dem  vorliegenden  Bericht,  der  ebenso  charakteristisch  für  die  Er- 
regung der  öffentlichen  Meinung  in  England  gegen  Deutschland,  wie  für  die 
persönliche  Verstimmung  Chamberlains  wegen  der  gescheiterten  Bündnisverhand- 
lungen (siehe  über  dieselben  Kap.  CIX)  ist,  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  397 ff  Nach 
Eckardsteins  Erzählung  wäre  dieser  Bericht  „mit  unzähligen  eigenhändigen 
Marginalien"  des  Kaisers  dem  Großen  Generalstab  zur  Kenntnisnahme  vor- 
gelegt worden.  Mit  der  Mitteilung  des  Berichts  an  den  Generalstabschef  Graf 
Schlief fen  hat  es  nach  den  Akten  seine  Richtigkeit;  die  „unzähligen"  Rand- 
bemerkungen beschränken  sich  dagegen  auf  ganze  fünf,  noch  dazu  wenig  er- 
hebliche. Nach  einer  Aktennotiz  Graf  Bülows  ist  außerdem  die  Mitteilung  des 
Berichts  an  Graf  Schlieffen  ohne  die  kaiserlichen  Marginalien  erfolgt. 
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Trotzdem  müsse  die  englische  Politik  mit  dem  Factum  eines  an- 
scheinend unüberwindbaren  Hasses  gegen  England  seitens  der  deut- 
schen Nation  in  Zukunft  rechnen.  Niemals  habe  es  in  England  einen 
Minister  gegeben,  welcher  mehr  als  er  selbst  von  dem  Nutzen,  den 
ein  Zusammengehen  Englands  mit  Deutschland  in  allen  großen  po- 
litischen Weltfragen  für  beide  Teile  haben  würde,  überzeugt  gewesen. 
Hieraus  habe  er  weder  innerhalb  des  Kabinetts  noch  öffentlich  jemals 
ein  Hehl  gemacht,  vielmehr  durch  alle  ihm  zu  Gebote  stehenden 
Mittel  versucht,  die  öffentliche  Meinung  Englands  für  diesen  Ge- 
danken zu  gewinnen.  Jetzt  sehe  er  aber  ein,  daß  er  sich  getäuscht 
habe,  und  sei  er  infolgedessen  von  seiner  früheren  Tendenz  vollständig 
abgekommen.  Über  die  Behandlung,  die  ihm  persönlich  sowohl  seitens 
der  öffentlichen  Meinung  in  Deutschland  als  auch  seitens  der  Kaiser- 
lichen Regierung  zuteil  geworden,  wolle  er  gar  nicht  reden.  Denn 
das  sei  Nebensache.  Das  englische  Volk  in  allen  seinen  Schichten, 
sowohl  im  Mutterlande  als  in  den  Kolonien,  sei  jedoch  jetzt  von  einem 
derartigen  Haß  gegen  Deutschland  erfüllt,  daß  jedes  Ministerium, 
selbst  das  stärkste,  auf  lange  Zeit  hinaus  mit  diesem  Faktor  werde 
zu  rechnen  haben.  Einen  Krieg  mit  Deutschland  ohne  weiteres  vom 
Zaun  zu  brechen,  daran  könne  selbstverständlich  kein  zurechnungs- 
fähiger englischer  Staatsmann  denken.  Irgendeine  Provokation  deut- 
scherseits, wie  solche  innerhalb  der  letzten  zehn  Jahre  wiederholt 
stattgefunden,  würde  jedoch  John  Bull  in  ein  derartiges  „Temper" 
versetzen,  daß  kein  englisches  Kabinett  in  der  Lage  wäre,  sich  dem- 
selben zu  widersetzen.  Zur  Zeit  des  Krügertelegramms  sowie  der 
sich  bald  daran  anschließenden  Sansibarkontroverse  im  Jahre  1896 
habe  es  nahe  am  Kriege  gestanden.  Damals  habe  es  sich  jedoch  bei 
der  öffentlichen  Meinung  mehr  oder  weniger  nur  um  ein  hysterisches 
Aufflackern  gehandelt.  Heute  stehe  die  Sache  viel  ernster.  Die  Ver- 
stimmung und  das  Mißtrauen  gegen  Deutschland  seien  jetzt  derartig 
allgemein  und  tiefgehend,  daß  viel  geringere  Provokationen  als  die- 
jenigen des  Jahres  1896  genügen  würden,  um  alles  in  Flammen  zu 
setzen.  Er  selbst  hoffe,  daß  es  niemals  dazu  kommen  werde.  Er  sei 
sich  vollständig  klar  darüber,  daß  ein  deutsch-englischer  Konflikt  auf 
die  Dauer  für  England  ebenso  wie  für  Deutschland  nachteilige  Kon- 
sequenzen haben  würde.  Im  übrigen  beruhe  jedoch  der  vielfach  auf 
dem  Kontinent  und  speziell  in  Deutschland  verbreitete  Glaube  an  die 
Isolierung  Englands  auf  einer  Legende.  Ebenso  wie  England  im  Jahre 
1896  mit  Bestimmtheit  auf  Frankreich  rechnen  konnte,  so  werde  es 
auch  künftighin  stets  in  der  Lage  sein,  einen,  wenn  nicht  mehrere 
Bundesgenossen  selbst  im  letzten  Moment  zu  finden2. 

Auf  meinen  Einwurf,  daß  England  während  des  südafrikanischen 
Krieges  doch  augenscheinlich  vollständig  isoliert  gewesen  sei,  und 
daß,  wie  er  selbst  ja  wisse,  von  gewisser  Seite  wiederholt  An- 
strengungen   gemacht    worden   seien,    eine    Koalition   gegen    England 
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zustande  zu  bringen,  was  lediglich  durch  die  freundschaftlich-uneigen- 
nützige Haltung  Seiner  Majestät  des  Kaisers  und  der  Kaiserlichen 
Regierung  vereitelt  wurde,  erwiderte  der  Minister  folgendes:  „Ich 
bin  weit  davon  entfernt,  die  Haltung  Ihres  Kaisers  während  des  süd- 
afrikanischen Krieges  zu  verkennen,  aber  untergegangen  wäre  das 
englische  Reich  sicherlich  nicht,  selbst  wenn  die  deutsche  Regierung 
statt  einer  freundlichen  eine  feindliche  Haltung  uns  gegenüber  be- 
obachtet hätte3.  Als  ich  mich  im  Sommer  1899  entschloß,  selbst  gegen 
den  Willen  einiger  meiner  Kollegen  in  der  südafrikanischen  Frage 
,to  take  the  bull  by  the  hörn',  weil  dies  meiner  Überzeugung  nach 
die  einzige  Möglichkeit  war,  Südafrika  dem  englischen  Reich  zu 
retten,  überlegte  ich  mir  als  politischer  Geschäftsmann  sämtliche  pro 
und  contras.  Einige  meiner  Kollegen  sprachen  wiederholt  die  Be- 
fürchtung aus,  daß  gewisse  europäische  Mächte  die  Gelegenheit  eines 
Engagements  Englands  in  Südafrika  nicht  unbenutzt  vorübergehenlassen 
oder  sogar  intervenieren  könnten.  Ich  entgegnete  darauf,  daß  wir  uns 
davor  nicht  zu  fürchten  brauchten,  da  die  Eifersucht  unter  den  kon- 
tinentalen Mächten  es  der  englischen  Politik  stets  ermöglichen  würde, 
sich  im  Notfall  mit  der  einen  oder  anderen  Macht  oder  Gruppe  von 
Mächten  auf  Basis  politischer  oder  kolonialer  Kompensationen  zu 
verständigen  4.  Selbst  Rußland  hätten  wir  jeden  Augenblick  gewinnen 
können.  Der  Preis  würde  in  diesem  Falle  zwar  ein  hoher  gewesen 
sein,  aber,  wenn  es  durchaus  notwendig  gewesen  wäre,  hätten  wir 
denselben  bezahlt." 

Auf  meine  Erwiderung,  daß  England  somit  der  uneigennützigen 
Haltung  der  Kaiserlichen  Regierung  zum  mindesten  zu  verdanken 
habe,  daß  es  nicht  in  die  Zwangslage  gekommen  sei,  behufs  Lokali- 
sierung des  südafrikanischen  Krieges  seine  Machtstellung  anderwärts 
durch  Konzessionen  zu  schwächen,  bemerkte  Mr.  Chamberlain,  daß 
er   dieser   Auffassung  allerdings   nicht  widersprechen  könne. 

Im  weiteren  Lauf  des  Gesprächs  kam  der  Minister  auch  auf  den 
bevorstehenden  Besuch  Seiner  Majestät  des  Kaisers  in  England* 
zu  sprechen.  Er  bemerkte,  daß  er  sich  natürlich  über  diesen  Privat- 
besuch, welcher  ein  Zeichen  dafür  sei,  daß  zwischen  Seiner  Majestät 
dem  Kaiser  und  König  Eduard  die  besten  Beziehungen  beständen, 
persönlich  freue.  Irgendwelche  politische  Konsequenzen  würde  derselbe 
jedoch  seiner  Ansicht  nach  kaum  haben.  Selbstverständlich  werde 
sich  die  große  englische  Presse  unter  Betonung  des  privaten  Cha- 
rakters der  kaiserlichen  Reise  taktvoll  und  höflich  benehmen ;  daraus 
aber  den  Schluß  zu  ziehen,  daß  die  öffentliche  Meinung  Englands 
plötzlich  wieder  in  eine  deutschfreundliche  Richtung  umlenke,  würde 
ein  großer  Irrtum  sein.  Die  Verstimmung  gegen  die  deutsche  Nation  in 
allen  Kreisen  der  Bevölkerung  habe  bereits  zu  tiefe  Wurzeln  gefaßt5. 


*  Er  fand  vom  8.  bis  20.  November  statt. 
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Als  zum  Schluß  Mr.  Chamberlain  nochmals  auf  die  Haltung  der 
deutschen  Presse  und  öffentlichen  Meinung  England  gegenüber  zu 
sprechen  kam,  bemerkte  ich,  daß  die  burenfreundliche  Stimmung  und 
das  Gebahren  der  Presse  in  Deutschland  jedenfalls  nicht  aggressiver 
gewesen  als  in  anderen  kontinentalen  Ländern,  und  daß  seitens  der 
Kaiserlichen  Regierung  alles  getan  worden  sei,  um  den  Auswüchsen 
extremer  Elemente  entgegenzutreten.  Im  übrigen  könne  man  sich 
nicht  wundern,  daß  die  öffentliche  Meinung  des  Kontinents  auf  ihrer 
burenfreundlichen  und  antienglischen  Tendenz  trotz  der  Versuche  ver- 
nünftiger Elemente,  dieser  entgegentreten,  beharrt  habe,  wenn  die 
englischen  Proboers,  darunter  selbst  Männer  wie  Sir  Henry  Campbeil- 
Bannermann,  durch  ihre  Reden  fortgesetzt  irreleitend  gewirkt  hätten. 
Diese  Gelegenheit  benutzte  Mr.  Chamberlain,  um  sich  mit  heftigen 
Worten  gegen  seinen  Feind  Bannermann  und  sonstige  Widersacher 
auszulassen.  Wie  Euerer  Exzellenz  bekannt,  ist  Mr.  Chamberlain  in 
dem  neuen  Kabinett  vielleicht  noch  mehr  als  unter  dem  alten  der 
Minister,  welcher  die  Politik  des  Landes  mit  Rücksichtslosigkeit  leitend 
beeinflußt  und  in  der  großen  Masse  des  Volkes  ein  Ansehen  genießt, 
welches  seine  Stellung  zu  einer  fast  unanfechtbar-dominierenden  stem- 
pelt. So  lange  wir  mit  Mr.  Chamberlains  leidenschaftlicher  Gegner- 
schaft zu  rechnen  haben,  erscheint  es  ausgeschlossen,  unsere  Be- 
ziehungen zu  England  so  weit  zu  bessern,  daß  wir  der  im  englischen 
Volke  stetig  fortschreitenden  Bewegung  des  Mißtrauens  und  der  Ver- 
stimmung gegen  Deutschland  mit  der  Aussicht  auf  Erfolg  entgegen- 
zuarbeiten vermögen.  Mr.  Chamberlain  beherrscht  einen  großen  Teil 
der  hiesigen  Presse,  welche  mehr  denn  zuvor  den  von  ihm  ausgehen- 
den Winken  unweigerlich  Folge  leistet. 

Aus  der  Unterredung  habe  ich  zwar  den  bestimmten  Eindruck 
gewonnen,  daß  es  nicht  ausgeschlossen  erscheint,  den  Kolonialminister 
von  seiner  gegenwärtig  für  uns  so  bedrohlichen  Stimmung  abzubringen. 
Der  Charakter  Mr.  Chamberlains  ist  aber  ein  derart  schwieriger,  daß 
es  nur  durch  vorsichtige  Bemühungen  unsererseits  und  nur  all- 
mählich gelingen  kann,  denselben  wieder  zu  unseren  Gunsten  um- 
zustimmen. Über  Auslassungen  Mr.  Chamberlains  über  die  gegen- 
wärtig schwebenden  Fragen  der  Transvaaleisenbahn,  der  Barotseland- 
grenze,  der  australischen  Zollgesetzgebung  sowie  der  südafrikanischen 
Entschädigung  werde  ich  mich   beehren,   anderweit  zu  berichten  *. 

H.  Eckardstein 


*  Vom  14.  September  ist  auch  ein  weiterer  Bericht  (Nr.  411)  Freiherrn  von 
Eckardsteins  über  Auslassungen  des  österreichischen  Geschäftsträgers  in  London 
Grafen  Mensdorff  zum  Thema  der  „beinahe  täglich  akutere  Formen  annehmen- 
den" Mißstimmung  der  englischen  öffentlichen  Meinung  gegen  Deutschland 
datiert.    Danach  hätte  Graf  Mensdorff  u.  a.  gesagt:  „Niemand  bedauere  dieses 
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Randbemerkungen   Kaiser  Wilhelms   II.: 

1  M 

2  Sehr  interessant  für  Petersburg 

3  t 

4  Nein!    Da  irrt  er  sehr!    Wir  sind  nicht  mehr  eifersüchtig  die  beiden  großen 
Continental  Coalitionen  haben  sich  eben  verständigt 

5  und  er  hat  am  meisten  dazu  beigetragen 
Schlußbemerkung  des   Kaisers: 

Gut  geschrieben! 

wenn   sich  der  Most  auch  noch  so  wild  geberdet,  er  wird  doch  nur  ein  Wein 


Nr.  5095 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow,  z.Z.  in  Klein-Flottbek, 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  97  Klein-Flottbek,  den  28.  September  1902 

Seiner  Majestät  habe  ich  soeben  nachstehendes  telegraphiert: 
„Von  Euerer  Kaiserlichen  und  Königlichen  Majestät  huldvoller 
Absicht,  die  drei  Burengenerale  Botha,  Dewet  und  Delarey  zu  emp- 
fangen, wenn  sie  im  nächsten  Monat  nach  Deutschland  kommen  und 
sich  bei  Euerer  Majestät  durch  den  großbritannischen  Botschafter 
melden  lassen,  hatte  ich  die  drei  Generale  durch  Euerer  Majestät  Ge- 
sandten im  Haag  vertraulich  verständigen  lassen.  Zugleich  ließ  ich 
den  Generalen  bedeuten,  daß  sie  sich  während  ihres  Verweilens  auf 


Überhandnehmen  eines  tiefgefühlten  Hasses  gegen  Deutschland  seitens  Englands 
mehr  als  seine  Regierung.  Eine  der  wichtigsten  Aufgaben  der  österreichischen 
Botschaft  in  London  bestehe  in  der  Überwachung  der  deutsch-englischen  Be- 
ziehungen. Graf  Deym  sowie  er  selbst  hätten  sowohl  bei  der  Königlichen 
Familie  als  auch  in  maßgebenden  politischen  Kreisen  stets  versucht,  das  gegen 
Deutschland  entstandene  Mißtrauen  zerstören  zu  helfen.  Noch  niemals  habe  er 
es  jedoch  so  schwer  gefunden,  Äußerungen  maßgebender  Kreise,  welche  auf 
ein  tiefwurzelndes  Mißtrauen  gegen  die  Endziele  der  deutschen  Politik  schließen 
ließen,  zu  begegnen,  als  in  der  allerletzten  Zeit.  Sollte  seine  Regierung  zu  der 
Überzeugung  gelangen,  daß  ein  wirklich  unüberbrückbarer  Gegensatz,  der  im 
Laufe  der  Zeit  zu  ernstlichen  Verwicklungen  zwischen  England  und  Deutschland 
führen  könnte,  besteht,  so  fürchte  er,  daß  Österreich  sich  gezwungen  sehen 
werde,  beizeiten  eine  Modifikation  seiner  auswärtigen  Politik  eintreten  zu  lassen. 
In  dieser  Befürchtung  sei  er  durch  Gespräche,  welche  er  vor  einiger  Zeit  mit 
dem  Grafen  Goluchowski  gehabt  habe,  bestärkt  worden."  Dieser  Bericht 
Eckardsteins  ist  zweifellos  identisch  mit  dem  von  ihm  in  seinen  „Lebens- 
erinnerungen und  Politischen  Denkwürdigkeiten"  (II,  404)  erwähnten.  Dafür, 
daß  Holstein  diesen  Bericht,  wie  Eckardstein  behauptet,  der  Botschaft  in  Wien 
mit  dem  Auftrag  mitgeteilt  hätte,  auf  dem  dortigen  Ministerium  des  Äußern 
direkt  anzufragen,  ob  man  vielleicht  die  deutsche  Politik  gegenüber  England 
mißbillige,  findet  sich  in  den  Akten  keinerlei  Anhaltspunkt. 
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deutschem  Boden  selbstverständlich  zu  antienglischen  Manifestationen 
weder  selbst  hinreißen  noch   mißbrauchen   lassen  dürften. 

Die  Generale,  die  für  die  von  Euerer  Majestät  ihnen  zugedachte 
hohe  Ehre  wie  auch  für  die  vorbezeichneten  Bedingungen  volles  Ver- 
ständnis bekundeten,  wollen,  wie  Graf  Pourtales  meldet,  zwischen  dem 
8.  und  10.  Oktober  in  Berlin  eintreffen.  Euerer  Majestät  darf  ich  alier- 
untertänigst  anheimstellen,  vielleicht  schon  jetzt  mich  allergnädigst 
wissen  zu  lassen,  wann  Euere  Majestät  die  Meldung  der  Burengenerale 
entgegenzunehmen  geruhen  wollen,  damit  ich  dieselben  verständigen 
sowie  Sir  Frank  Lascelles  beizeiten  von  der  Sachlage  informieren  kann. 

B  ülo  w 


Nr.  5096 

Der  Geschäftsträger  in  London  Freiherr  von  Eckardstein 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

London,  den  30.  September  1902 
Privat  für  den  Herrn  Staatssekretär 

Die  von  der  heutigen  Tagespresse  gebrachte  Nachricht,  die  Buren- 
generale würden  bei  ihrer  demnächstigen  Anwesenheit  in  Berlin  von 
Seiner  Majestät  dem  Kaiser  empfangen  werden,  hat  hier  allgemeine 
Erregung  hervorgerufen.  Eine  Anzahl  einflußreicher  Blätter  äußert 
sich  in  Leitartikeln  dahin,  daß  ein  Empfang  der  Burengenerale  seitens 
Seiner  Majestät  notwendigerweise  dazu  beitragen  müsse,  die  Hol- 
länderbevölkerung Südafrikas  zu  dauernder  Aufsässigkeit  anzuspornen. 
Ferner  wird  Empfang  der  Burenführer,  falls  derselbe  ohne  Vermittelung 
der  englischen  Botschaft  in  Berlin  stattfinden  sollte*,  als  eine  dem 
Krügertelegramm  gleichkommende  Provokation  des  ganzen  englischen 
Volkes  bezeichnet. 

Mehrere  uns  noch  befreundete  Zeitungsredakteure  haben  mich 
heute  aufgesucht,  um  sich  zu  erkundigen,  ob  die  Nachricht  des 
Empfangs  authentisch  sei.  Dieselben  haben  mir  kein  Hehl  daraus 
gemacht,  daß,  wenn  die  Nachricht  sich  bewahrheite,  eine  erneute  und 
gewaltige  antideutsche  Bewegung  unter  sämtlichen  Volksschichten 
ausbrechen  werde,  besonders  wenn  Empfang  der  Buren  ohne  bot- 
schaftliche Vermittlung  stattfinden  sollte. 

Eckardstein 


*  Daran  war  deutscherseits  gar  nicht  gedacht  worden.    Vgl.   Nr.  5093. 
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Nr.  5097 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 
von  Richthof en  an  den  Geschäftsträger  in  London  Freiherrn 

von  Eckardstein 

Telegramm.    Eigenhändiges  Konzept 
Nr.  168  Berlin,  den  1.  Oktober  1902 

Auf  Privattelegramm. 

Hier  versteht  kein  Mensch  die  Londoner  Presseerregung.  Nach- 
dem Seine  Majestät  der  König  von  England  die  drei  Herren  huldvollst 
empfangen,  wäre  eine  etwaige  hiesige  Zurückweisung  dieser  seiner 
Untertanen   doch   eher  ein   Qrund  zur  Erregung  gewesen. 

Die  drei  haben  hier  erklären  lassen,  daß  sie  sich  von  jeglicher 
antienglischer  Ausnutzung  unbedingt  freihalten  und  den  Botschafter 
ihres  Königs  bitten  würden,  sie  bei  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  und 
König  anzumelden.  Hiervon  ist  Sir  Frank  Lascelles  bereits  Sonntag 
von  mir  verständigt  worden. 

Rieh  thof en 


Nr.  5098 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bälow,  z.Z.  In  Kleln-Flottbekf 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.    107  Klein-FIöttbek,  den   3.  Oktober  1902 

Seine  Majestät  telegraphiert  mir  soeben: 

„Falls  Burenaudienz  stattfindet  —  vorausgesetzt,  daß  Seine  Maje- 
stät König  Eduard  VII.  nichts  dawider  hat,  da  es  seine  Untertanen  sind 
—  soll  Lascelles  dabei  sein." 

Meines  Erachtens  würde  es  bei  uns  und  überall  einen  höchst  un- 
günstigen Eindruck  machen,  wenn  die  in  der  Presse  bereits  angekün- 
digte Audienz  der  Burengenerale  bei  Seiner  Majestät  infolge  englischen 
Widerspruchs  nicht  stattfände.  Um  einer  solchen  Eventualität  vor- 
zubeugen, möchte  ich  sofortige  Rücksprache  mit  Lascelles  empfehlen, 
um  diesem  klarzumachen,  ein  wie  weitgehendes  Entgegenkommen 
unsererseits  seine  Gegenwart  bei  der  Audienz  der  Burengenerale 
bedeute,  und  damit  er  alles  verhindert,  was  das  Zustandekommen 
einer  solchen  Audienz  von  englischer  Seite  in  Frage  stellen  könnte. 
Conditio  sine  qua  non  für  seine  Gegenwart  wäre  natürlich,  daß  die 
englische  Presse  nicht  etwa  in  dem  von  ihr  bis  jetzt  angeschlagenen 
unverschämten   Ton   die   Forderung   aufstellt,   Lascelles  sollte  bei   der 
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Audienz  zugegen  sein.  Seine  Anwesenheit  muß  seinerzeit  vor  der 
Öffentlichkeit  nicht  als  eine  Nachgiebigkeit  gegenüber  England,  son- 
dern als   eine  selbstverständliche  internationale   Formalität  erscheinen. 

B  ü  lo  w 

Nr.  5099 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow,  z.Z.  in  /(lein-Flottbek, 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.   108  Klein-Flottbek,  den  3.  Oktober  1902 

Geheim 

Für   Exzellenz  von   Holstein 

Wenn  Sie  mit  meinem  Vorschlage  in  Sachen  Burenaudienz  nicht 
einverstanden  sind,  bitte  ich  mir  zu  telegraphieren  und  inzwischen  die 
Ausführung  von  Telegramm  Nr.  107*  hinausschieben  zu  lassen.  Der 
Standpunkt  Seiner  Majestät  dürfte  in  erster  Linie  auf  die  Besorgnisse 
des  soeben  aus  Rominten  abgereisten  Admirals  Tirpitz  vor  Bedrohung 
unserer  überseeischen  Interessen  und  insbesondere  des  Fortbaues  der 
Flotte  im  Falle  von  Differenzen  mit  England  zurückzuführen  sein. 
Dazu  kommt  der  von  Seiner  Majestät  in  England  projektierte  Besuch. 
Vielleicht  besprechen  Sie  die  Lage  auch  mit  Dr.  Hammann,  der  im 
Falle  der  Anwesenheit  von  Lascelles  bei  der  Burenaudienz  dafür  sorgen 
müßte,  daß  unsere  Presse  (aber  so  sehr  als  nur  irgend  möglich  ohne 
zu  offiziösen  Anstrich!)  auf  die  Schadenfreude  der  französischen  Presse 
gegenüber  der  neuen  Verstimmung  zwischen  Deutschland  und  Eng- 
land („Figaro"  von  vorgestern)  wie  vielleicht  auch  auf  die  Bemühungen 
Delcasses  um  die  englische  Freundschaft  hinwiese. 

Bülow 

Nr.  5100 

Der  Vortragende  Rat  im  Auswärtigen  Amt  von  Holstein 

an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bülow, 

z.  Z.  in  Klein-Flottbek 

Telegramm.  Konzept 

.    Berlin,   den   3.   Oktober   1902 

Wegen  Ausführung  von  Telegramm  Nr.  107**  folgendes  mit  Richt- 
hof en  und  Hammann  vereinbart: 

*  Siehe  Nr.   5098. 
**  Siehe  Nr.  5098. 
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Um  nicht  selber  schon  wieder  die  Angelegenheit  beim  englischen 
Botschafter  anzuregen,  hat  Richthofen  Metternich,  welcher  heute  früh 
eintraf,  instruiert,  dem  Botschafter  zu  sagen:  Durch  die  Beteiligung 
des  englischen  Botschafters  bei  der  Burenaudienz  verliere  diese  die 
antienglische  Spitze.  Nach  Ansicht  der  deutschen  Regierung  habe 
auch  die  englische  Regierung  kein  Bedenken  gegen  den  Empfang,  denn 
sonst  würde  es  ihr  doch  ein  leichtes  sein,  die  Herreise  der  Buren  zu 
verhindern.  Mit  Leuten,  die  so  viele  Wünsche,  große  und  kleine, 
hätten  wie  die  drei  Burenführer,  sei  es  immer  leicht,  sich  zu  ver- 
ständigen. Bei  dieser  Sachlage  sei  es  unnötig,  die  dritte  Eventualität 
ins  Auge  zu  fassen,  nämlich  die,  daß  die  Buren  herkämen,  daß  jedoch 
der  englische  Botschafter  die  Vermittlung  ihres  Empfanges  abgelehnt 
hätte.  Dadurch  würde  allerdings  nur  die  Wahl  zwischen  zwei  gleich 
unerfreulichen  Eventualitäten  geblieben  sein,  dem  Nichtempfange  der 
Buren  oder  dem  Empfange  ohne  Beteiligung  des  englischen  Botschafters. 
In  einem  wie  im  andern  Falle  wäre  eine  neue  Verschärfung  der  diplo- 
matischen wie  der  allgemeinen  Beziehungen  zwischen  Deutschland 
und    England   unvermeidlich   gewesen. 

Holstein 

Nr.  5101 

Der  Geschäftsträger  In  London  Freiherr  von  Eckardstein 
an  de'n  Reichskanzler  Graf  von  Bälow 

Ausfertigung 

Nr.   424  London,  den  4.   Oktober  1902 

Geheim 

Wie  ich  bereits  anderweit  zu  berichten  die  Ehre  hatte,  ist  die 
Nachricht,  daß  die  Burengenerale  demnächst  von  Seiner  Majestät  dem 
Kaiser  empfangen  werden  sollen,  seitens  der  Presse  und  öffentlichen 
Meinung  Englands  mit  tiefgehender  Erregung  aufgenommen  worden. 
Die  Gründe  hierfür  liegen  in  folgendem: 

Sowohl  in  Regierungskreisen  als  auch  bei  der  öffentlichen  Mei- 
nung Englands  hatte  sich  der  Glaube  festgesetzt,  daß  eine  entgegen- 
kommende und  freundliche  Behandlung  der  maßgebenden  Burenführer 
dazu  beitragen  werde,  die  scharfen  Gegensätze  zwischen  der  hollän- 
dischen und  englischen  Bevölkerung  Südafrikas  zu  beseitigen.  Lucas 
Meyer,  Dewet,  Botha,  Delarey,  Steijn  sind  infolgedessen  sowohl  offi- 
ziell als  auch  seitens  des  Publikums  bei  ihrer  Anwesenheit  in  Eng- 
land mit  großer  Herzlichkeit  empfangen  und  behandelt  worden.  Die 
überraschende  Proklamation  Dewets,  Bothas  und  Delareys*  hat  daher 


*  Am  24.  September  hatten  die  Burengenerale  einen  Aufruf  zugunsten  der  not- 
leidenden Burenbevölkerung  erlassen,  der  sich  von  bitteren  Ausfällen  gegen 
England  nicht  freihielt. 
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um  so  enttäuschender  gewirkt,  und  es  hat  sich  plötzlich  der  hiesigen 
öffentlichen  Meinung  eine  weitgehende  Nervosität  mit  Bezug  auf  den 
Entwicklungsgang  Südafrikas  bemächtigt.  Man  beginnt  an  der 
Loyalität  der  jetzt  auf  dem  Kontinent  weilenden  Burengenerale  zu 
zweifeln  und  fürchtet,  daß  dieselben  durch  falsch  verstandene  Eindrücke 
dazu  ermutigt  werden  könnten,  in  eine  aktiv-oppositionelle  Stimmung 
gegenüber  England  zu  geraten  und  solche  nach  Südafrika  zu  ver- 
pflanzen. Man  ist  hier  allgemein  dazu  bereit,  keine  Opfer  zu  scheuen, 
um  der  notleidenden  Burenbevölkerung,  sei  es  durch  Anstalten  öffent- 
licher oder  privater  Mildtätigkeit,  Linderung  zu  schaffen.  Man  hegt 
jedoch  allgemein  die  vielleicht  nicht  ganz  ungerechtfertigte  Befürch- 
tung, daß  die  durch  die  Burengenerale  auf  dem  Kontinent  gesam- 
melten Fonds  neben  solchen  Zwecken  der  Linderung  auch  denen 
unbeugsam-politischer    Agitation    möchten    zugeführt    werden. 

Die  Nachricht,  daß  die  Unterzeichner  des  letzten  Manifests  dem- 
nächst von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  empfangen  werden  sollen,  hat 
daher  die  durch  die  Kriegsereignisse  hervorgerufenen  und  noch  kaum 
besänftigten  Gefühle  der  Verstimmung  und  Abneigung  gegen  Deutsch- 
land  zu   erneutem  Ausbruch   gebracht. 

In  den  letzten  Tagen  bin  ich  von  Politikern  und  Journalisten, 
speziell  solchen,  welche  sich  noch  Spuren  deutschfreundlicher  Gesin- 
nung bewahrt  haben  und  solche  betätigen,  überlaufen  worden.  Die- 
selben haben  mich  übereinstimmend  darauf  aufmerksam  gemacht,  wel- 
chen Eindruck  ein  Empfang  der  Generale  seitens  Seiner  Majestät  des 
Kaisers,  selbst  wenn  derselbe  nominell  durch  Vermittlung  des  eng- 
lischen Botschafters  in  Berlin  stattfinden  sollte,  hervorrufen  würde. 

In  letzter  Zeit  habe  ich  unter  anderem  meine  Versuche,  die  uns 
so  feindlich  gesinnte  „Times"  umzustimmen,  wieder  aufgenommen. 
Die  bei  weitem  einflußreichste  Persönlichkeit  in  der  Redaktion  des  ge- 
nannten Blattes  ist  der  Chefredakteur  und  Manager  Mr.  Moberly  Bell. 
Aus  Gesprächen  mit  demselben  hatte  ich  den  Eindruck  gewonnen,  daß 
es  durchaus  nicht  ausgeschlossen  erscheine,  die  „Times",  diesen  ge- 
fährlichsten Gegner  einer  Wiederannäherung  der  beiden  Länder,  durch 
vorsichtige  Beeinflussung  allmählich  wieder  auf  unsere  Seite  zu  ziehen. 
Vorgestern  erhielt  ich  einen  streng  vertraulichen  Privatbrief  von  Mr. 
Moberly  Bell,  den  ich  mich  beehre,  Euerer  Exzellenz  in  Abschrift  ge- 
horsamst zu  überreichen*.  Hierbei  bitte  ich  hinzufügen  zu  dürfen, 
daß  nach  dem,  was  mir  von  uns  durchaus  befreundeter  Seite  aus 
journalistisch-politischen  Kreisen  mitgeteilt  worden  ist,  Mr.  Bell  meiner 
Ansicht  nach  in  keiner  Weise  übertreibt. 

Wie  mir  der  Unterstaatssekretär  Sir  Francis  Bertie  sagt,  ist  eine 
Anfrage  von  Sir  Frank  Lascelles  über  die  Behandlung  der  Frage  des 
Empfangs    der    Burengenerale    seinerseits    vorgestern    an    Lord    Lans- 
downe,   welcher  noch  in   Irland   weilt,   weitergegeben   worden. 
*  Er  ist  im   Faksimile  abgedruckt   bei   Eckardstein   a.  a.  O.  II,    416  f. 
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Sir  Francis  bemerkte,  daß  Lord  Lansdowne  wohl  kaum  in  der 
Lage  sein  werde,  allein  eine  Entscheidung  in  der  Sache  zu  treffen, 
und  sich  zunächst  mit  Mr.  Balfour,  Mr.  Chamberlain  sowie  dem 
Herzog  von  Devonshire  werde  in  Verbindung  setzen  müssen.  Auf 
meine  Frage,  welche  Instruktion  das  Kabinett  seiner  Ansicht  nach 
Sir  Frank  Lascelles  erteilen  werde,  erwiderte  Sir  Francis,  es  sei  zwar 
nicht  ausgeschlossen,  daß  das  Ministerium  dem  Botschafter  in  Berlin 
die  Erlaubnis  erteilen  werde,  dem  Wunsche  Seiner  Majestät  des 
Kaisers  gemäß  die  Vermittelung  eines  Empfanges  der  Burenführer  zu 
übernehmen*,  doch  habe  er  die  persönliche  Ansicht,  daß  die 
Regierung  unter  den  gegenwärtigen  Umständen  sowohl  seitens  der 
Presse  als  auch  im  Paralament  wegen  einer  solchen  Entscheidung 
heftig   angegriffen    werden   würde. 

Als  ich  gestern  abend  beim  Herzog  von  Devonshire  dinierte,  kam 
das  allgemeine  Gespräch  bei  Tisch  auch  auf  den  bevorstehenden  Emp- 
fang. Der  Herzog  selbst  zeigte  sich  ganz  ausnahmsweise  zurück- 
haltend. Aus  ebenso  vertraulichen  wie  entschiedenen  Äußerungen  der 
Herzogin  fand  ich  jedoch  bestätigt,  was  mir  Sir  Francis  Bertie  als 
seine  persönliche  Ansicht  gesagt  hatte. 

H.  E  C  k  a  r  d  s  t  e  i  n 

Bemerkung  Kaiser  Wilhelms  II.  am  Kopf  des  Schriftstücks: 
Unter  diesen  Umständen  unterbleibt  die  Audienz  denn  ich  bin  der  Einzige  der 
die  Engländer  noch  hält,  sonst  brechen  sie  vorzeitig  los  und  meine  Flotte  ist 
nicht   fertig.     Es    ist   viel   besser  die    Englische]    Regierung   lehnt   ab,    und   wir 
richten   uns   danach! 


Nr.  5102 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow,  z.  Z.  in  K.leln-Flottbek, 
an  Kaiser  Wilhelm  IL,  z.  Z.  in  Cadinen 

Telegramm.    Entzifferung 

Klein-Flottbek,  den  8.  Oktober  1902 

Euerer  Majestät  gnädige  Mitteilung  aus  Insterburg  habe  ich  mit 
alleruntertänigstem  Dank  erhalten. 

In  der  Audienzfrage  der  Burengenerale  ist  inzwischen  dadurch  eine 
Wendung  eingetreten,  daß  der  niederländische  Minister  Kuyper  gestern 


*  Tatsächlich  wurde  im  englischen  Ministerrat  mit  Rücksicht  auf  die  Erregung 
der  öffentlichen  Meinung  der  Beschluß  gefaßt,  Lascelles  anzuweisen  „not  to 
move  in  the  matter  concerning  the  reception  of  the  Boer  Generals".  Privat- 
telegramm Freiherrn  von  Eckardsteins  an  Staatssekretär  Freiherrn  von  Richt- 
hofen  vom  6.  Oktober.  Dieser  Beschluß  gelangte  jedoch  nicht  zur  Ausfüh- 
rung, da,  noch  ehe  die  Anweisung  an  Lascelles  ergangen  war,  der  Kaiser  sich 
bereits  entschlossen  hatte,  von  der  Audienz  abzusehen. 
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dem  Gesandten  Euerer  Majestät  mitgeteilt  hat,  daß  bei  den  Buren- 
führern plötzlich  wegen  der  formalen  Nachsuchung  einer  Audienz  bei 
Euerer  Majestät  Bedenken  aufgetaucht  wären.  Die  Buren  hätten  ge- 
äußert, sie  könnten  nicht  wagen,  eine  Audienz  selbst  anzuregen.  Euere 
Majestät  möchte  ihnen  in  Berlin  sagen  lassen,  daß  Allerhöchstdieselben 
sie  zu  sehen  wünsche.  Auch  Seine  Majestät  der  König  von  England 
habe  sie  in  diesem  Sommer  rufen  lassen.  Um  eine  Audienz  zu  bitten, 
sei  für  sie  mißlich1!  Daraufhin  habe  ich  Euerer  Majestät  Direktiven 
entsprechend  an  Euerer  Majestät  Gesandten  im  Haag  Grafen  von 
Pourtales  telegraphiert,  daß  der  Vergleich  zwischen  den  beiden  Sou- 
veränen in  diesem  Falle  nicht  zutreffe.  Der  König  von  England  sei 
von  den  Buren  nach  dem  Vertrag  von  Vereeniging  als  ihr  Landesherr 
anerkannt  und  folglich  berechtigt,  sie  direkt  rufen  zu  lassen,  während 
Euere  Majestät  als  fremder  Souverän  dieselben  nur  sehen  könnten, 
wenn  der  englische  Botschafter  die  Vorstellung  vermittele 2.  Letzterer 
könne  sich  aber  seinerseits  mit  der  Sache  nur  dann  befassen,  wenn  die 
Buren  darum  bäten.  Da  die  Buren  diese  Bitte  nicht  aussprechen 
wollten,  so  sei  die  Audienzfrage  dadurch  ipso  facto  erledigt.  Im  An- 
schluß hieran  habe  ich  Graf  Pourtales  angewiesen,  den  Burengene- 
ralen durch  die  Vermittelung  des  Ministers  Kuyper  sagen  zu  lassen, 
ihre  veränderte  Stellungnahme  in  der  Audienzfrage  lasse  erkennen, 
daß  ihnen  eine  Audienz  bei  Euerer  Majestät  unter  den  anfangs  von 
ihnen  akzeptierten  Voraussetzungen  nicht  mehr  erwünscht  sei.  Unter 
diesen  Umständen  sei  es  unnötig,  über  die  Eventualität  einer  Audienz 
noch  weiter  zu  verhandeln,  eine  Audienz  der  Generale  bei  Euerer 
Majestät  könne  nicht  mehr  stattfinden,  die  Audienzfrage  sei  damit  end- 
gültig abgeschlossen  3. 

Vorstehende  ehrfurchtsvollste  Meldung  möchte  ich  für  Euere 
Majestät  noch  durch  folgende  Mitteilung,  welche  nach  dem  Haag 
zu  geben  ich  für  überflüssig  hielt,  untertänigst  ergänzen.  Angesichts 
der  geradezu  krankhaften  Erregung,  welche  die  Nachricht  von  der 
den  Buren  seitens  Euerer  Majestät  zu  gewährenden  Audienz  in  Eng- 
land hervorgerufen  hatte,  war  der  gerade  auf  Urlaub  in  Berlin  be- 
findliche Graf  Metternich  in  der  vorigen  Woche  beauftragt  worden,  an 
Sir  Frank  Lascelles  zu  sagen,  daß,  falls  die  Audienz  der  englischen 
Regierung  unwillkommen  sei,  es  für  England  doch  nicht  schwer  fallen 
könne,  Leute  zu  beeinflussen,  welche  wie  die  drei  Burenführer  für  ihre 
großen  und  kleinen  Wünsche  von  dem  guten  Willen  Englands  ab- 
hingen *.  Lascelles  hat  diese  Andeutung  unverzüglich  nach  London  tele- 
graphiert. Es  ist  demnach  möglich,  daß  man  von  London  aus  auf  die 
Buren  eingewirkt  hat,  und  daß  diese,  um  einerseits  den  Wünschen 
der  englischen   Regierung  Rechnung  zu  tragen,  gleichzeitig  aber  den 


*  Vgl.  Nr.  5100. 
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Buren-Standpunkt  zum  Ausdruck  zu  bringen,  die  Wendung  gewählt 
haben,  daß  es  ihnen  peinlich  sei,  um  eine  Audienz  zu  bitten,  d.  h.  sich 
deswegen  an  den  englischen   Botschafter  zu  wenden. 

An  Eckardstein  habe  ich,  indem  ich  ihn  über  vorstehendes  orien- 
tierte, gleichzeitig  telegraphiert,  ich  verließe  mich  darauf,  daß  von 
den  Bedenken,  welche  die  englischen  Minister  hinsichtlich  der  Buren- 
audienz bei  Euerer  Majestät  ihm  gegenüber  geäußert  hätten,  wie  auch 
von  ihren  diesbezüglichen  Vorstellungen  nicht  das  Mindeste  in  die 
Öffentlichkeit  gelangen  werde.  Schon  im  Hinblick  auf  die  drohende 
und  unverschämte  Sprache,  welche  die  englische  Presse  anläßlich  des 
Besuchs  der  Burengenerale  in  Berlin  uns  gegenüber  geführt  hat,  ist 
es  für  unsere  Stellung  in  der  Welt  notwendig,  daß  die  Nichtgewährung 
einer  Audienz  an  die  Burengenerale  nicht  als  ein  Zurückweichen  vor 
England  erscheint,  sondern  auf  die  Initiative  der  Buren  zurückgeführt 
wird. 

B  ü  1  o  w 


Bemerkung  Kaiser  Wilhelms  II.  am  Kopf  des  Schriftstücks: 

Einverstanden 

Randbemerkungen  des  Kaisers: 

1  Dann  nicht 

2  richtig 

3  gut* 


*  Aus  den  Randbemerkungen  des  Kaisers  zu  Nr.  5101  und  Nr  5102  geht  mit 
Sicherheit  hervor,  wie  falsch  die  Behauptung  Freiherrn  von  Eckardsteins  (a.  a.  O. 
II,  406  f.)  ist,  der  Kaiser  habe  es  sich  in  den  Kopf  gesetzt  gehabt,  eine  Aus- 
sprache mit  den  Burengeneralen  zu  haben,  und  habe  lange  ganz  hartnäckig  auf 
dem  Empfang  bestanden.  Der  Tatbestand  ist  im  Gegenteil  der,  daß  Wilhelm  II. 
ursprünglich  eher  an  eine  Ausweisung  der  Generale  gedacht  hat  (vgl.  Nr.  5090), 
daß  er  sich  zum  Empfang  nur  auf  ausdrückliches  Anraten  des  Reichskanzlers 
entschloß,  und  daß  er  von  dem  Empfang  alsbald  Abstand  nahm,  als  er  von  der 
Erregung  in  England  hörte.  Der  Kaiser  hat  denn  auch,  als  die  Burengenerale 
noch  vor  ihrer  Berliner  Reise  nach  Paris  gingen  und  dort  am  13.  Oktober  von 
Delcasse,  und  zwar  ohne  Zuziehung  des  englischen  Botschafters,  dann  auch  von 
dem  Ministerpräsidenten  Combes  und  dem  Präsidenten  Loubet  empfangen 
wurden,  am  Rande  der  diesbezüglichen  Meldung  des  Reichskanzlers  vom 
14.  Oktober  verfügt:  „Auf  Grund  vorstehender  Nachrichten,  aus  welchen  die 
Taktlosigkeit  der  französischen  Regierung  hervorgeht,  die  mit  Recht  in  England 
übel  genommen  wird  werden,  bestimme  ich:  Es  darf  kein  Mitglied  meiner 
Regierung  oder  offizieller  Beamtenkategorien  sich  mit  den  Buren  einlassen, 
sie  sehen  oder  an  Veranstaltungen  für  dieselben  teilnehmen.  Dasselbe  gilt  vom 
Militär,  dem  es  durch  Militärkabinett  mitzuteilen  ist.  Besser  wäre  es,  sie 
könnten  vom  Besuch  Berlins  abgeraten  werden."  Der  Nichtempfang  der  B.uren- 
generale  durch  den  Kaiser  fand  in  der  deutschen  Presse  scharfen  Tadel.  Ein 
Nachspiel  erfolgte  in  den  Reichstagssitzungen  vom  21.  Januar  und  6.  Februar 
1903. 

233 


Nr.  5103 
König  Eduard  VII.   von  England  an  Kaiser  Wilhelm  II. 

Abschrift 

Balmoral  Castle,  october  9,  1902 
My  dear  William, 

Your  kind  letter  of  5th  has  touched  me  very  much,  and  I  have 
deeply  appreciated  your  friendship  and  loyalty  as  a  relation  tovvards 
me  by  treating  the  Boer  generals  as  British  subjects  should  they  ask 
an  audience  of  you,  and  give  them  the  best  advice  in  their  own 
interests  that  they  should  become  my  loyal  subjects  and  I  shall 
endeavour  and  my  Governement  also  not  to  be  hard  task  masters ! 
Whether  they  will  apply  to  Sir  Frank  Lascelles  to  introduce  them 
to  you  seems  to  me  very  problematical.  The  best  way  out  of  the 
difficulty  would  be  if  they  were  induced  not  to  visit  Germany  at  all! 

Port  Victoria  will  be  an  excellent  place  for  you  to  arrive  in  your 
yacht*  and  I  will  arrange  a  train  to  take  you  to  Shorncliffe  to  inspect 
your  regiment,  which  would  be  in  füll  dress  uniform  and  after 
luncheon  then  proceed  to  Sandringham  and  perhaps  you  would  not 
mind  changing  in  the  train  to  piain  clothes  —  tall  hat  and  frockcoat. 
The  „Royais"  would  naturally  be  pleased  if  you  wore  their  uniform 
when  you  visit  them. 

After  a  stay  here  of  upwards  of  a  month  I  am  going  „south" 
today.    We  have  had  good  sport  in  the  forest  and  killed  95  stags. 

Looking  forward  to  seeing  you  in  less  than  a  month 

I  am 
your  very  affectionate  uncle 
(signed)  Edward.  K. 

Nr.  5104 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  den 

Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherrn 

von  Richthofen  ** 

Privatbrief.    Ausfertigung 

London,  den  19.  Januar  1903 

pp.  Von  hier  ist  sonst  wenig  Erfreuliches  zu  melden.  Die  Hetze 
gegen    Deutschland    wird   fortgesetzt,    und    es    kann    keinem    Zweifel 


*  Das  Folgende  bezieht  sich  auf  den  für  den  November  geplanten   Besuch  des 
Kaisers   in   England. 

**  Die  ausgelassenen  Teile  des  Briefes  betreffen  die  Stellungnahme  des  Foreign 
Office  zu  überseeischen  deutschen  Konsuln. 
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unterliegen,  daß  eine  tiefe  Erregung  und  ein  ausgeprägtes  Mißtrauen 
in  weiten  Kreisen  der  Bevölkerung  gegen  uns  besteht.  Solange  ich 
England  kenne,  habe  ich  noch  niemals  hier  eine  solche  Erbitterung 
gegen  eine  andere  Nation  wahrgenommen,  wie  jetzt  gegen  uns.  Es 
beruht  dies  nicht  in  erster  Linie  auf  Handelsrivalität,  sondern  es  ist 
der  Ausdruck  der  Stimmung,  welche  infolge  des  Verhaltens  des  deut- 
schen Volkes  während  des  Burenkrieges  jetzt  hier  ihren  Widerhall 
findet.  Es  würde  nichts  nützen,  die  Hand  zur  Versöhnung  zu  reichen. 
Sie  würde  einfach  zurückgestoßen  werden.  Die  beste  Politik  für  die 
nächste  Zeit  ist,  daß  wir  uns  möglichst  wenig  um  England  bekümmern, 
ruhig  sitzen  und  warten,  bis  die  Erbitterung  vergeht.  Ich  glaube  nicht, 
daß  dies  schon  so  bald  der  Fall  sein  wird.  Akute  Ausbrüche  der 
Leidenschaft  mögen  seltener  werden,  das  englische  Volk  wird  aber 
bei  jeder  Gelegenheit  für  die  nächste  Zukunft  politisch  gegen  uns 
Stellung  nehmen.  Es  mag  dies  Jahre  dauern  oder  auch  einen  weniger 
langen  Zeitraum.  Das  kann  niemand  vorhersehen  und  hängt  von  der 
Entwicklung  und  Gestaltung  der  Politik  ab. 

Diese  Bemerkungen  beziehen  sich  nicht,  wie  Sie  gewiß  schon  er- 
kannt haben  werden,  auf  das  Verhältnis  der  englischen  Regierung  zu 
uns,  sie  beschreiben  dagegen  die  Volksstimmung,  mit  der  auch  ge- 
rechnet werden  muß.  Am  wenigsten  Verstimmung  gegen  uns  herrscht 
noch  in  den  höheren  Gesellschaftskreisen,  vielleicht  auch  noch  nicht 
in  der  unteren  Schicht  der  Bevölkerung,  den  Massen  der  Arbeiter. 
Alles,  was  dazwischenliegt  und  mit  dem  Kopf  und  der  Feder  arbeitet, 
ist  aber  der  großen  Mehrzahl  nach  uns  feindlich  gesinnt,  pp. 

P.   Metternich 

Nr.  5105 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Biilow 

Eigenhändiger    Privatbrief 

London,   den   12.  März   1903 

Kurz  nachdem  Lord  Rosebery  im  Anfang  dieses  Monats  im  Ober- 
hause seinen  Angriff  gegen  die  Regierung  wegen  Lord  Lansdownes 
Venezuelapolitik  gemacht  hatte*,  traf  ich  ihn  bei  Tisch,  und  nachdem 


*  Es  war  am  2.  März  geschehen.  Über  den  Inhalt  der  Rede  vgl.  Schultheß' 
Europäischer  Geschichtskalender,  Jg.  1903,  S.  243.  Mit  deutlicher  Anspielung 
auf  die  Stellungnahme  der  deutschen  öffentlichen  Meinung  im  Burenkriege 
und  die  Abfertigung,  die  Reichskanzler  Graf  Bülow  in  seiner  Reichstagsrede 
vom  8.  Januar  1902  Chamberlain  hatte  zuteil  werden  lassen,  hieß  es,  es  seien 
Worte  auf  deutscher  Seite  gesagt  und  geschrieben,  die  nicht  in  einem  Moment 
ausgelöscht  werden  könnten;  Englands  Gefühl  sei  beleidigt,  nicht  nur  durch 
Artikel   und   Karrikaturen  in  der  deutschen   Presse,  sondern   auch  durch   Reden 
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die  Ladies  sich1  entfernt  hatten,  kamen  wir  nebeneinander  zu  sitzen, 
und  es  entwickelte  sich  zwischen  uns  während  einer  halben  Stunde  eine 
eifrige   politische   causerie  ä   l'amiable. 

Ich  sagte  ihm,  in  Deutschland  werde  man  wohl  infolge  seiner 
Rede  den  Eindruck  gewinnen  müssen,  daß  er  von  seiner  früheren, 
Deutschland  freundlichen  Haltung  abgewichen  sei.  Ich  selbst  habe 
auch  den  Eindruck,  daß  seit  etwa  einem  Jahre  in  dieser  Beziehung 
eine  Wandlung  in  ihm  vorgegangen   sei. 

Er  bestritt  dies  auf  das  entschiedenste  und  bemerkte,  er  habe  in 
seiner  Rede  nur  auf  die  Inopportunität  einer  Kooperation  mit  Deutsch- 
land in  diesem  Augenblick  hingewiesen  und  darauf,  daß  jetzt,  wo  noch 
starke  Volksabneigungen  beständen,  die  beiderseitigen  Beziehungen, 
deren  Besserung  er  wünsche,  durch  die  Venezuelapolitik  nur  gelitten 
hätten.  Die  Tatsachen  hätten  seiner  Auffassung  recht  gegeben,  obwohl 
er  diese  Tatsachen  aufrichtig  bedauere.  —  Er  sprach  sodann  von  dem 
großen   Haß,   der  in   Deutschland  gegen  England  bestehe. 

Ich  führte  zunächst  aus,  daß  nicht  die  vom  common  sense  ein- 
gegebene Venezuelapolitik  falsch  gewesen  sei,  sondern  daß  das  Be- 
denkliche dabei  die  Irreleitung  der  öffentlichen  Meinung  in  England 
durch  die  Presse  und  anderswo1  gewesen  sei;  sodann  daß  die 
Deutschenhetze  in  England  viel  schlimmer  als  bei  uns  die  Anglophobie 
sei.  Die  letztere  sei  mit  dem  Burenkriege,  wo  sie  überall  in  der  Welt 
geherrscht  habe,  geschwunden.  Sodann  sei  der  Charakter  der  beiden 
Bewegungen,  damals  in  Deutschland  —  jetzt  hier,  grundverschieden. 
In  Deutschland  habe  die  Anglophobie  auf  sentiment  beruht,  auf  Partei- 
nahme für  den  Schwächeren,  auf  dem  Glauben  an  alle  möglichen  an- 
geblichen Missetaten  der  Engländer  in  Südafrika.  Mit  dem  Friedens- 
schluß und  sobald  man  dahintergekommen  sei,  daß  alle  diese  Dinge 
teils  erfunden,  teils  übertrieben  gewesen  seien,  habe  sich  die  öffentliche 
Meinung  bei  uns  sofort  wieder  beruhigt.  Hier  dagegen  beruhe  die 
Abneigung  gegen  Deutschland  auf  politischen  Erwägungen.  Man 
wittere  in  uns  den  gegenwärtigen  oder  zukünftigen  Feind,  gegen  den 
man  zu  warnen  und  Vorkehrungen  zu  treffen  habe.  Ich  hielte  daher 
die  hiesige  Bewegung  für  viel  bedenklicher  und  ernster  als  die  da- 
malige bei  uns. 


der  verantwortlichen  Staatsmänner;  schon  darum  hätte  sich  ein  Zusammenwirken 
in  der  Venezuelaaffäre  nicht  empfohlen.  Lord  Lansdowne  erwiderte  darauf: 
Der  Qedanke,  daß  man  der  Empfindlichkeit  Englands  wegen  gewisser  Vor- 
kommnisse während  des  südafrikanischen  Krieges  gestatten  sollte,  das  Urteil 
der  Regierung  in  solchem  Maße  zu  beeinflussen,  daß  man  an  solche  Fragen 
von  einem  nicht  geschäftsmäßigen  Standpunkte  herantrete,  sei  entschieden  von 
der  Hand  zu  weisen.  Er  würde  jedes  Vorgehen  von  Seiten  der  Regierung  ab- 
gelehnt haben,  welches  die  Wirkung  gehabt  haben  könnte,  die  bedauerliche 
Entfremdung,  welche  durch  die  Ereignisse  während  des  südafrikanischen 
Krieges  entstanden  sei,  noch  zu  erhöhen.  Über  die  Venezuelaaffäre  vgl.  das 
folgende  Kapitel. 
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Lord  Rosebery  bestritt  auch  dies  auf  das  entschiedenste.  Von 
einem  Deutschenhaß  könne  in  England  außerhalb  der  „National  Re- 
view" keine  Rede  sein.  Man  sei  nur  erstaunt  über  den  Ausbruch 
der  Leidenschaft  bei  uns  gegen  England  gewesen,  und  man  glaube 
hier  infolgedessen  an  die  Feindschaft  des  deutschen  Volkes. 

Dieselbe  Ansicht,  d.  h.  keine  feindlichen  Gefühle  hier  gegen  uns, 
aber  fester  Glauben  an  die  Feindschaft  der  Deutschen  ist  mir  von 
vielen  Seiten  begegnet  und  bildet  die  allgemeine  Anschauung  der 
ruhigen,  im  Grunde  uns  wohlgesinnten  Politiker,  die  die  Entfremdung 
zwischen  den  beiden  Nationen  bedauern. 

Die  Rede  Roseberys  ist  vom  Parteistandpunkte  aus  zu  betrachten. 
Er  wollte  der  andern  Seite  eins  anhaben.  Mir  gegenüber  war  er  sicht- 
lich bemüht,  den  Eindruck  zu  verwischen,  als  habe  er  irgendwie  gegen 
Deutschland  gesprochen.  —  Lord  Lansdowne  bezeichnete  mir  ver- 
traulich das  Auftreten  Lord  Roseberys  im  Oberhause  as  a  most 
mischievous  speech  2. 

Paul  Metternich 

Randbemerkungen   Kaiser  Wilhelms  II.: 

i  Gut 

2  sehr  richtig 
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Kapitel  CXII 

Das  gemeinsame  Vorgehen  Deutschlands  und 
Englands  gegen  Venezuela  1902—1903 


Nr.  5106 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  Kaiser  Wilhelm  II. 

Ausfertigung 

Berlin,  den  20.  Januar  1902 

Aus  Anlaß  der  Vorgänge  in  Venezuela*  ist  die  Frage  der  völker- 
rechtlichen Bedeutung  und  tatsächlichen  Wirksamkeit  einer  Friedens- 
blockade des  näheren  geprüft  worden.  Das  Auswärtige  Amt  hat  mir 
als  Ergebnis  berichtet,  daß  die  Friedensblockade  bereits  in  einer  Reihe 
von  Fällen  mit  Erfolg  durchgeführt  worden  ist.  Die  Praxis  hat  sich, 
wenigstens  unter  den  europäischen  Staaten,  dahin  entwickelt,  daß  auf 
die  Friedensblockade  im  allgemeinen  dieselben  Grundsätze  Anwendung 
finden,  die  auch  für  die  Kriegsblockade  maßgebend  sind.  Der  Unter- 
schied besteht  im  wesentlichen  nur  darin,  daß  bei  der  Friedensblockade 
von  einer  Konfiskation  der  die  Blockade  brechenden  Schiffe  abzusehen 
ist,  vielmehr  nur  deren  Abweisung  oder  Sequestrierung  bis  zur  Auf- 
hebung der  Blockade  stattfinden  kann.  Dagegen  unterliegt  es  keinem 
Zweifel,  daß  die  Friedensblockade  nach  den  angegebenen  Richtungen 
auch  die  Schiffe  der  neutralen  Mächte  trifft.    Die  Vereinigten  Staaten 


*  Während  der  in  den  Jahren  1898—  1Q00  in  Venezuela  sich  abspielenden 
Bürgerkriege  hatten  deutsche  Ansiedler  und  Handelsgesellschaften  ebenso  wie 
englische,  amerikanische  und  italienische  vielfach  schwere  Schädigungen  an 
Geld  und  Gut  erlitten.  Im  Winter  1901/02  wurden  von  der  deutschen  und 
der  englischen  Regierung  diplomatische  Verhandlungen  zwecks  Vergütung  des 
angerichteten  Schadens  eingeleitet,  die  aber  nicht  zum  Ziele  führten.  Im 
Spätherbst  1901  sah  sich  die  deutsche  Regierung,  deren  Geduld  durch  die 
schroffe,  die  diplomatischen  Formen  wiederholt  außer  acht  lassende  Haltung 
der  venezolanischen  Regierung  noch  besonders  aufs  Spiel  gesetzt  wurde,  ge- 
nötigt, ein  Geschwader  nach  den  venezolanischen  Häfen  zu  senden.  Nach- 
dem man  sich  vergewissert  hatte,  daß  eine  Blockade  dieser  Häfen  auf  Seiten 
der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  keinen  Widerstand  finden  werde  (Bericht 
des  Botschafters  in  Washington  von  Holleben  vom  24.  Dezember  1901),  und 
nachdem  die  englische  Regierung  die  Neigung  hatte  durchblicken  lassen,  mit 
der  deutschen  Regierung  gemeinsam  vorzugehen,  hielt  das  Auswärtige  Amt  den 
Zeitpunkt  für  gekommen,  mit  der  wirklichen  Blockade  venezolanischer  Häfen 
Ernst  zu  machen. 
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von  Amerika  haben  allerdings  zu  diesen  Fragen  bisher  keine  bestimmte 
Stellung  eingenommen,  doch  hat  die  dortige  Regierung,  der  Euerer 
Majestät  Botschafter  in  Washington  die  vorstehenden  Grundsätze  mit- 
geteilt hat,  sich  dahin  ausgesprochen,  daß  sie  im  vorliegenden  Falle 
gegen  die  Verhängung  der  Friedensblockade  nichts  einzuwenden  habe. 

Hiernach  erscheint  die  wichtigste  der  eventuell  gegen  Venezuela 
in  Betracht  kommenden  Zwangsmaßregeln,  nämlich  die  Blockierung 
venezolanischer  Häfen,  im  Wege  einer  Friedensblockade  völkerrechtlich 
zulässig.  Damit  würde  die  Erhebung  der  Ein-  und  Ausfuhrzölle,  also 
nahezu  der  einzigen  Einnahmen  des  Staates,  unmöglich  gemacht,  auch 
die  Ernährung  des  Landes  erheblich  erschwert  werden.  Von  der  Er- 
klärung des  Krieges  an  Venezuela  würde  danach  jedenfalls  Abstand 
genommen   werden   können. 

Bei  dieser  Sachlage  habe  ich  mich  mit  dem  Staatssekretär  des 
Reichsmarineamts  und  dem  Chef  des  Admiralstabs  in  Verbindung 
gesetzt,  die  auf  Grund  der  Ausführungen  des  Auswärtigen  Amts  ihre 
Bedenken  gegen  die  Friedensblockade  haben  fallen  lassen.  Das  Er- 
gebnis der  Besprechung  wird  Euerer  Majestät  von  dem  Chef  des 
Admiralstabes  bei  dem  morgigen  Immediatvortrage  unterbreitet 
werden. 

Inzwischen  hat  auch  die  politische  Lage  eine  Änderung  erfahren. 
Die  britische  Regierung,  bei  der  gleichfalls  Reklamationen  gegen  die 
venezolanische  Regierung  angemeldet  worden  sind,  hat  vor  kurzem 
die  Möglichkeit  angedeutet,  daß  sie  uns  unter  Umständen  1  ein  gemein- 
sames Vorgehen  gegen  Venezuela  in  Vorschlag  bringen  werde*.  Ferner 
hat  die  italienische  Regierung  ihren  Vertreter  in  Caracas  **  ange- 
wiesen, sich  allen  Schritten  Euerer  Majestät  dortigen  Geschäftsträgers*** 
anzuschließen. 

Das  an  die  venezolanische  Regierung  gerichtete  Schreiben  des 
Geschäftsträgers,  worin  dieser  die  Zahlung  der  deutschen  Forderungen 
aus  den  letzten  venezolanischen  Bürgerkriegen  verlangt  hat,  ist  dahin 
beantwortet  worden,  daß  die  Angelegenheit  dem  nächsten  Kongreß 
unterbreitet  werden  solle.  Diese  Antwort  ist  nicht  befriedigend  und 
wird,  wie  auch  der  Geschäftsträger  hervorhebt,  umsomehr  nur  als 
ein  neuer  Verschleppungsversuch  anzusehen  sein,  als  bei  den  jetzigen 
Unruhen  sich  nicht  vorhersehen  läßt,  wann  der  Kongreß  wieder  zu- 
sammentreten wird. 


*  Der  Spezialreferent  für  Südamerika  im  Foreign  Office  Villiers  hatte  dem 
Geschäftsträger  Freiherrn  von  Eckardstein  am  2.  Januar  1902  mitgeteilt, 
es  sei  möglich,  daß  nach  einem  demnächstigen  Kabinettsrat  der  deutschen 
Regierung  ein  gemeinsames  Vorgehen,  sobald  die  dortigen  Verhältnisse  sich 
einigermaßen  geklärt  hätten,  vorgeschlagen  werden  würde.  Telegramm  Eckard- 
steins Nr.  6  vom  2.  Januar  1902. 
**  de  Riva. 
***  von  Pilgrim-Baltazzi. 
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Euerer  Majestät  wage  ich  hiernach  ehrfurchtsvollst  den  Gedanken 
zu  unterbreiten,  daß  der  venezolanischen  Regierung  nunmehr  eine 
kurze  Frist  zur  Erfüllung  unserer  Forderungen  gestellt  wird.  Gleich- 
zeitig bitte  ich  alleruntertänigst,  mich  in  Gnaden  ermächtigen  zu  wollen, 
mit  der  britischen  Regierung  zum  Zwecke  eines  etwaigen  gemein- 
samen  Vorgehens   gegen   Venezuela   in   Verbindung  zu   treten2. 

B  ülo  w 


Bemerkung   Kaiser  Wilhelms  II.   am   Kopf  des  Schriftstücks: 

21/1    1902    Erst  nach  ablauf  von   Heinrichs  Mission*;  da  die   Eintreibung  der 

Summen,   einige  Wochen  früher  oder  später  egal!       W. 

Randbemerkungen    des    Kaisers: 

1  Zu  vage! 

2  falls  wir  sicher  sein  können,  das  die  Briten  aus  diesen  Andeutungen  nicht 
Gelegenheit  nehmen,  uns  bei  den  Amerikanern  zu  verdächtigen  und  somit 
die  Wirkung  des  Besuches  Meines  Bruders  abschwächen.  Jedenfalls  dürfen 
solche  Schritte  erst  nach  Ablauf  der  Mission  des  Prinzen  unter- 
nommmen  werden;  der  ja  seinerseits  noch  mit  Instruktionen  —  event[uel]l 
schriftlich   —   über  dieses   Vorgehen,   für   Rooseveldt  versehen   werden   kann. 


•  Gemeint  ist  Prinz  Heinrich  von  Preußens  Amerikareise  (23.  Februar  bis 
11.  März  1902),  die  jedoch  nicht  den  Charakter  einer  Mission  trug.  Ein 
Schreiben  des  Grafen  Bülow  an  den  Prinzen  vom  30.  Januar  1902  besagt 
darüber:  „Es  wäre  ein  Irrtum  zu  glauben,  daß  von  Eurer  Königlichen  Hoheit  in 
Amerika  irgendwelche  politische  Taten  erwartet  würden.  Eure  Königliche 
Hoheit  sollen  von  dort  gar  kein  greifbares  politisches  Resultat  mit  nach  Hause 
bringen,  also  weder  einen  politischen  Vertrag  noch  ein  handelspolitisches 
Abkommen,  noch  irgendwelche  politische,  wirtschaftliche  oder  gar  territoriale 
Konzessionen :  Zweck  der  Reise  ist  lediglich,  daß  Eure  Königliche  Hoheit 
als  Bruder  Seiner  Majestät  des  Kaisers  durch  Höchstihre  Persönlichkeit,  Auf- 
treten und  Erscheinen  die  Amerikaner  erfreuen  und  gewinnen,  sie  von  der 
Sympathie  Seiner  Majestät  für  das  große  und  mächtig  aufstrebende  amerika- 
nische Volk  überzeugen,  wie  von  der  Nützlichkeit  guter  Beziehungen  zwischen 
dem  deutschen  und  amerikanischen  Volk,  die  durch  keinerlei  politische  Diver- 
genzen getrennt,  wohl  aber  durch  zahlreiche  und  schwerwiegende  Interessen, 
alte  Traditionen  und  Blutsverwandtschaft  verbunden  sind."  Gemäß  dem  von 
Bülow  ausdrücklich  betonten  unpolitischen  Charakter  der  „Mission"  des  Prinzen 
erhielt  er  denn  auch  nicht  die  vom  Kaiser  angeregte  schriftliche  Instruktion 
über  das  geplante  Vorgehen  gegen  Venezuela.  Es  hieß  in  Bülows  Brief 
darüber  nur:  „Auch  die  Verhältnisse  in  Süd-  und  Zentralamerika  würden 
von  Eurer  Königlichen  Hoheit  aus  eigener  Initiative  nicht  zu  besprechen  und 
selbstverständlich  keinerlei  deutsche  Absichten  auf  jene  Gegenden  zuzugeben 
sein.  Sollten  die  Amerikaner  Besorgnisse  hinsichtlich  deutscher  Erwerbungs- 
oder Einfluß-Gedanken  bezüglich  Mittel-  und  Südamerikas  an  den  Tag  legen, 
so  würden  dieselben  unter  Hinweis  auf  die  Friedlichkeit  der  Politik  Seiner 
Majestät  und  die  vielen  Aufgaben,  die  wir  sonst  in  der  Welt  zu  lösen  haben, 
als  absurde  Hirngespinste  abzulehnen  sein,  ohne  daß  solche  mehr  ironische 
Zurückweisung  den  Charakter  einer  feierlichen  Erklärung  zu  tragen  braucht. 
Deutschland  will  auf  der  ganzen  westlichen  Hemisphäre  Frieden  und  gute 
Freundschaft    mit    den    Vereinigten    Staaten." 
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Nr.  5107 
Der  Reichskanzler  Grafc  von  Bülow  an  Kaiser  Wilhelm  IL 

Ausfertigung 

Berlin,  den  1.  September  1902 

Euere  Kaiserliche  und  Königliche  Majestät  hatten  im  Januar  d.  Js. 
zu  bestimmen  geruht,  daß  eine  etwaige  militärische  Aktion  gegen 
Venezuela  nicht  vor  Ablauf  der  Mission  Seiner  Königlichen  Hoheit 
des  Prinzen  Heinrich  stattfinden  dürfe,  und  daß  bis  dahin  auch  die 
von  mir  alleruntertänigst  in  Vorschlag  gebrachten  Verhandlungen 
wegen  eines  Zusammengehens  mit  der  in  ähnlicher  Lage  befindlichen 
britischen  Regierung  ausgesetzt  werden  sollten*.  Da  bis  zur  Rück- 
kehr Seiner  Königlichen  Hoheit  die  für  eine  größere  Aktion  geeignete 
Jahreszeit  vergangen  war,  ist  das  weitere  Vorgehen  bis  zum  Herbste 
dieses  Jahres  verschoben  worden.  In  diesem  Sinne  haben  auch  Euere 
Majestät  auf  einen  im  Juli  d.  Js.  gehaltenen  Vortrag  über  die  von  den 
venezolanischen  Regierungstruppen  in  Barquisimeto  begangenen  Ge- 
walttätigkeiten Allerhöchstsich    ausgesprochen. 

Inzwischen  sind  die  Verhandlungen  mit  Venezuela  wegen  unserer 
Kriegsreklamationen  fortgesetzt  worden,  aber  ohne  jeden  Erfolg  ge- 
blieben. Die  venezolanische  Regierung  hat  wiederholt  unter  Berufung 
auf  ihre  landesrechtlichen  Vorschriften  unsere  diplomatische  Ein- 
mischung abgelehnt,  obwohl  sie  darauf  hingewiesen  wurde,  daß 
bei  solchen  Grundsätzen  jede  diplomatische  Vertretung  durch  die 
Landesgesetzgebung  ausgeschlossen  werden  könnte.  Ebensowenig  hat 
die  Regierung,  wie  sie  anfänglich  in  Aussicht  gestellt  hatte,  durch  den 
Kongreß  eine  befriedigende  Lösung  der  Angelegenheit  herbeigeführt. 
Weitere  diplomatische  Schritte,  denen  wir  nicht  nötigenfalls  durch 
Stellung  eines  Ultimatums  größeren  Nachdruck  geben  können,  sind 
jedenfalls  bei  der  Regierung  des  Präsidenten  Castro  aussichtslos. 
Aber  auch  die  siegreiche  Revolution  würde  nach  Ansicht  Euerer  Ma- 
jestät Geschäftsträgers  in  Caracas  zum  Nachgeben  schwerlich  ohne 
weiteres  bereit  sein. 

Das  ganze  Verhalten  der  venezolanischen  Regierung  muß  als  ein 
frivoler  Versuch,  sich  ihren  rechtlichen  Verpflichtungen  zu  entziehen, 
bezeichnet  werden.  Den  Schriftwechsel  mit  dem  Geschäftsträger  hat 
sie  in  einem  nahezu  beleidigenden  Tone  geführt  und  überdies  die 
fraglichen  Schriftstücke  kürzlich  sämtlichen  fremden  Vertretern  in 
Caracas  mitgeteilt;  auch  hat  sie  sich  in  der  dortigen  offiziösen  Presse 
ihrer  angeblichen  diplomatischen  Triumphe  über  Deutschland  gerühmt. 
In  dem  gegenwärtigen  Bürgerkriege  sind  von  neuem  erhebliche 
deutsche  Interessen   geschädigt  worden;   insbesondere  haben  sich   die 

*  Vgl.  Nr.   5106. 
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Gewalttätigkeiten  der  Regierungstruppen  in  Barquisimeto  hauptsäch- 
lich gegen  deutsche  Häuser  gerichtet.  Außer  den  von  uns  bereits 
geltendgemachten  Kriegsreklamationen  von  rund  2  Millionen  Boli- 
vares  (1  600  000  Mark)  sind  aus  der  gegenwärtigen  Revolution  schon 
jetzt  weitere  3  Millionen  Bolivares  von  deutschen  Firmen  angemeldet 
worden.  Dazu  kommen  noch  deutsche  Forderungen  im  Betrage  von 
rund  41  Millionen  Bolivares,  deren  Sicherstellung  im  Falle  der  An- 
wendung von  Zwangsmaßregeln  verlangt  werden  könnte.  Die  vene- 
zolanischen Machthaber  scheinen  der  Ansicht  zu  sein,  daß  die  in  ihrem 
Lande  lebenden  Deutschen  ihrer  Willkür  schutzlos  preisgegeben  sind. 
Ein  scharfes  Vorgehen  gegen  Venezuela  dürfte  daher  schon  im  Hin- 
blick auf  unser  Ansehen  in  Zentral-  und  Südamerika  und  die  dort  zu 
schützenden  großen  deutschen  Interessen  dringend  erwünscht  sein. 
Bei  dieser  Sachlage  ist  entsprechend  der  von  Euerer  Majestät 
huldvollst  erteilten  Ermächtigung  die  britische  Regierung,  die  bereits 
früher  die  Möglichkeit  eines  gemeinsamen  Vorgehens  angedeutet 
hatte*,  durch  Allerhöchstdero  Botschafter  in  London  vorsichtig  und 
streng  vertraulich  sondiert  worden,  ob  sie  sich  für  den  Fall,  daß  die 
venezolanische  Regierung  sich  nicht  demnächst  zur  Befriedigung 
unserer  Kriegsreklamationen  verstehen  sollte,  an  einer  Aktion  gegen 
Venezuela  beteiligen  würde.  Die  britische  Regierung  ist  auf  diese  An- 
regung bereitwillig  eingegangen  und  hat  ihrerseits  die  gemeinsame 
Blockade  venezolanischer  Häfen  in  Vorschlag  gebracht.  Wegen  der 
Einzelheiten  dieser  Blockade,  die  nach  ihrer  Ansicht  im  November 
ins  Werk  zu  setzen  sein  würde,  sowie  wegen  der  Anzahl  der  dabei 
zu  verwendenden  Schiffe  will  sie  uns  demnächst  weitere  Mitteilung 
machen**.  Eine  solche  Blockade,  mit  der  die  Sequestrierung  der 
venezolanischen  Kriegsfahrzeuge  verbunden  werden  könnte,  würde 
ohne  voraufgehende  Kriegserklärung,  also  als  Friedensblockade,  einzu- 
leiten sein,  die  bereits  in  einer  Reihe  von  Fällen  gegen  südameri- 
kanische Staaten  mit  Erfolg  durchgeführt  worden  ist.  Sie  würde  auch 
im  vorliegenden  Falle  aller  Wahrscheinlichkeit  nach  zum  Ziele  führen, 
da  sie  die  Erhebung  der  Ein-  und  Ausfuhrzölle,  die  fast  die  einzige 
Einnahmequelle  Venezuelas  bilden,  nahezu  unmöglich  machen,  auch 
die  Ernährung  des  auf  auswärtige  Getreidezufuhr  angewiesenen  Landes 
sehr  erschweren  würde.  Von  Seiten  der  Regierung  der  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika  würden  nach  den  von  ihr  abgegebenen  Er- 
klärungen keine  Schwierigkeiten  zu  besorgen  sein.  Der  Chef  des 
Admiralstabs,  dessen  Ansicht  eingeholt  worden  ist,  hat  gegen  die 
Blockade  bei  einer  Mitwirkung  Englands  keine  Bedenken  zu  erheben, 
da  in  diesem  Falle  Euerer  Majestät  Schiffe  auf  der  ostamerikanischen 


*  Vgl.  Nr.  5106,  S.  242,  Fußnote  *. 

**  Vgl.  dazu  auch  das  Englische  Blaubuch:  Venezuela  No.  1,   1903   (Cd.   1399) 

und:   Das   Staatsarchiv,   Bd.   68,  S.   121  ff. 
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Station  „Vineta",  „Falke",  „Gazelle"  und  „Panther"  unter  Zuziehung 
Euerer  Majestät  Kanonenboots  „Habicht"  in  Kamerun  genügen 
würden  x. 

Euere  Majestät  bitte  ich  hiernach  ehrfurchtvollst,  in  Gnaden  ge- 
nehmigen zu  wollen,  daß  die  Verhandlungen  mit  der  britischen  Re- 
gierung im  Einvernehmen  mit  dem  Chef  des  Admiralstabs  auf  der 
vorstehend  angedeuteten  Grundlage  zum  Abschlüsse  gebracht  und  in- 
zwischen die  Verhandlungen  mit  der  venezolanischen  Regierung  in 
der  Weise  weitergeführt  werden,  daß  nötigenfalls  die  gemeinsame 
Aktion  mit  England  im  geeigneten  Zeitpunkt  unverzüglich  einsetzen 
kann2.  Zu  diesen  Maßnahmen  wage  ich  Euerer  Majestät  Genehmigung 
schon  jetzt  alleruntertänigst  zu  erbitten,  weil  die  demnächst  zu  erwar- 
tenden weiteren  Vorschläge  der  britischen  Regierung  möglichst  bald 
zu  beantworten  sein  dürften,  auch  die  Verhandlungen  mit  Venezuela 
so  rechtzeitig  zu  Ende  geführt  werden  müssen,  daß'  nicht  die  für  die 
Aktion  günstige  Jahreszeit  unbenutzt  vorübergeht. 

B  ü  lo  w 

Bemerkung    Kaiser    Wilhelms  II.    am    Kopf    des    Schriftstücks: 
Ja    4/1X    1902        W. 
Randbemerkungen   des    Kaisers: 

1  Nein   der   muß   dableiben,   denn   wir   haben   dann   kein   Schiff   mehr   in   ganz 
Afrika 

2  ja 


Nr.  5108 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  Kaiser  Wilhelm  IL 

Ausfertigung 

Berlin,  den  3.  November  1902 

Euere  Kaiserliche  und  Königliche  Majestät  hatten  auf  meinen 
alleruntertänigsten  Immediatbericht  vom  1.  September  d.  Js.*  über 
eine  etwaige  militärische  Aktion  gegen  Venezuela  zu  bestimmen  ge- 
ruht, daß  die  Verhandlungen  mit  der  britischen  Regierung  wegen 
eines  gemeinsamen  Vorgehens  gegen  diese  Republik  im  Einvernehmen 
mit  dem  Chef  des  Admiralstabs  zum  Abschlüsse  gebracht  und  in- 
zwischen die  Verhandlungen  mit  der  venezolanischen  Regierung  in 
der  Weise  weitergeführt  werden  sollten,  daßi  nötigenfalls  im  geeig- 
neten   Zeitpunkte    die    Aktion    unverzüglich    würde   einsetzen    können. 

Unsere  Verhandlungen  mit  Venezuela  stehen  auf  dem  Punkte, 
daß  wir  in  der  Lage  sind,  der  dortigen  Regierung  jederzeit  das  Ulti- 
matum  auf  Zahlung  unserer   Reklamationen   aus  den  venezolanischen 


*  Siehe  Nr.  5107. 
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Bürgerkriegen  in  den  Jahren  1898  bis  1900  zu  stellen.  Denn  sie  hat 
diese  Reklamationen  in  völkerrechtswidriger  Weise  behandelt  und 
sich  insbesondere  endgültig  geweigert,  eine  Regelung  unserer  An- 
sprüche auf  dem  diplomatischen  Wege  herbeizuführen.  Im  Falle  der 
Ablehnung  des  Ultimatums  würden  wir  ohne  weiteres  berechtigt  sein, 
auch  die  Reklamationen  unserer  Angehörigen  aus  dem  gegenwärtigen 
venezolanischen  Bürgerkriege  geltendzumachen,  sowie  die  Sicher- 
stellung der  vertragsmäßigen  Forderungen  der  in  Venezuela  bestehen- 
den deutschen  Eisenbahn,  die  seit  Jahren  unerfüllt  geblieben  sind, 
zu  verlangen. 

Die  britische  Regierung  hat  gegen  Venezuela  in  erster  Linie 
Reklamationen  wegen  rechtswidriger  Wegnahme  oder  Zerstörung  eng- 
lischer Handelsschiffe  erhoben,  deren  Erledigung  auf  dem  diplo- 
matischen Wege  von  der  venezolanischen  Regierung  gleichfalls  ohne 
Grund  verweigert  wird.  Sie  ist  entschlossen,  diese  Forderungen 
unter  allen  Umständen  durchzusetzen  und  deswegen  zu  Zwangs- 
maßregeln zu  schreiten,  sofern,  wie  anzunehmen  ist,  eine  noch- 
malige ernste  Aufforderung,  ihre  Ansprüche  zu  befriedigen,  erfolg- 
los bleiben  sollte.  In  diesem  Falle  will  sie  ebenso  wie  wir  auch 
andere  Forderungen  ihrer  Angehörigen,  insbesondere  Ansprüche  eng- 
lischer Eisenbahnen  in  Venezuela  wegen  Beschädigung  der  Bahn- 
linien sowie  wegen  Nichterfüllung  vertragsmäßiger  Verbindlichkeiten 
geltendmachen. 

Auf  dieser  Grundlage  schlägt  die  britische  Regierung  nunmehr  ein 
gemeinsames  Vorgehen  gegen  Venezuela  vor  dergestalt,  daß  jede 
Regierung  bei  den  weiteren  diplomatischen  Schritten  auch  auf  die 
gleichartigen  Beschwerden  der  anderen  Regierung  hinweisen  würde. 
Als  Zwangsmittel  für  den  Fall  der  Ablehnung  der  beiderseitigen  For- 
derungen empfiehlt  sie  in  erster  Linie  die  Beschlagnahme  sämtlicher 
venezolanischen  Kriegsfahrzeuge,  während  sie  früher  die  Blockade 
venezolanischer  Häfen  als  das  geeignetste  Druckmittel  bezeichnet 
hatte.  Mit  diesen  Vorschlägen  werden  wir  uns  im  allgemeinen  ein- 
verstanden erklären  können.  Doch  dürfte  die  britische  Regierung  noch 
zu  einer  Äußerung  darüber  zu  veranlassen  sein 1,  welche  weiteren 
Maßnahmen  ihrer  Ansicht  nach  in  Frage  kommen,  wenn  die  Beschlag- 
nahme der  Kriegsfahrzeuge  entgegen  der  bestimmten  Erwartung  der 
britischen  Admiralität  nicht  zum  Ziele  führen   sollte. 

Bevor  ich  die  Vorschläge  der  britischen  Regierung  in  diesem  Sinne 
beantworte,  glaube  ich  Eurer  Majestät  Aufmerksamkeit  noch  auf  einen 
anderen  Punkt  alleruntertänigst  hinlenken  zu  sollen.  Die  von  den  beiden 
Regierungen  in  erster  Linie  geltendgemachten  Ansprüche  würden  nach 
den  Vorschlägen  der  britischen  Regierung  nicht  so  eng  miteinander 
verbunden  sein,  daß  sie  nur  zusammen  angenommen  oder  abgelehnt 
werden  können.  Für  den  allerdings  wenig  wahrscheinlichen  Fall,  daß 
•die    venezolanische    Regierung   die   schwieriger   gestalteten   britischen 
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Reklamationen  befriedigen,  das  deutsche  Ultimatum  dagegen  ablehnen 
sollte,  würden  wir  auf  eine  Mitwirkung  Englands  bei  einer  militärischen 
Aktion  gegen  Venezuela  schwerlich  rechnen  können.  Nichtsdesto- 
weniger würden  wir  auch  in  diesem  Falle  so  weit  vorgegangen  sein, 
daß  eine  gewaltsame  Durchsetzung  unserer  Forderungen  für  uns  un- 
vermeidlich sein  dürfte.  Euere  Majestät  bitte  ich  hiernach  ehrfurchts- 
vollst um  eine  Allerhöchste  Bestimmung  darüber,  ob,  sofern  aus  dem 
angegebenen  Grunde  eine  Mitwirkung  Englands  wider  Erwarten  aus- 
bleiben sollte,  die  weitere  Aktion  auch  ohne  England  fortgesetzt 
werden  darf.  In  diesem  Falle  würde,  um  den  erforderlichen  Druck 
gegen  Venezuela  von  vornherein  möglichst  stark  zu  gestalten,  so- 
wohl die  Beschlagnahme  der  venezolanischen  Kriegsfahrzeuge  zu 
bewirken,  als  auch  mit  der  Blockade  der  wichtigsten  venezolanischen 
Häfen  unverzüglich  zu  beginnen  sein.  Eine  solche  Blockade  dürfte 
aller  Wahrscheinlichkeit  nach  zum  Ziele  führen,  da  sie  die  Erhebung 
der  Ein-  und  Ausfuhrzölle,  die  fast  die  einizige  Einnahmequelle  des 
Landes  bilden,  unmöglich  machen,  auch  die  Ernährung  des  auf  aus- 
wärtige Getreideeinfuhr  angewiesenen  Landes  sehr  erschweren  würde. 

Für  eine  äußerstenfalls  gewaltsame  Durchsetzung  unserer  For- 
derungen gegen  Venezuela,  selbst  auf  die  Gefahr  hin,  daß  England 
seine  Mitwirkung  versagt,  glaube  ich  noch  folgende  Gründe  in  tief- 
ster Ehrfurcht  anführen  zu  sollen.  Wie  sich  aus  der  Berichterstattung 
Euerer  Majestät  Geschäftsträgers  in  Caracas  sowie  der  Kommandanten 
Euerer  Majestät  Schiffe  in  den  venezolanischen  Gewässern  ergibt, 
scheinen  die  venezolanischen  Machthaber,  vor  allem  der  Präsident 
Castro,  unsere  Angehörigen  in  besonders  feindseliger  Weise  zu  be- 
handeln. In  derselben  Weise  haben  sich  auch  die  Presse  sowie  an- 
gesehene deutsche  Kaufleute  aus  Venezuela  bei  ihrer  Anwesenheit  im 
Auswärtigen  Amte  geäußert.  Nach  telegraphischen  Berichten  des  Ge- 
schäftsträgers belaufen  sich  die  von  ihm  geprüften  deutschen  Rekla- 
mationen aus  dem  gegenwärtigen  Bürgerkriege  bereits  auf  mehrere 
Millionen  Bolivares  und  sind  in  fortwährendem  Steigen  begriffen.  Diese 
Behandlung  der  Deutschen  in  Venezuela  würde,  sofern  sie  noch  länger 
ungestraft  bleibt,  den  Eindruck  erwecken,  als  ob  unsere  dortigen 
Angehörigen  fremder  Willkür  schutzlos  preisgegeben  sind,  und  dem- 
nach geeignet  sein,  unser  Ansehen  in  Mittel-  und  Südamerika  emp- 
findlich zu  schädigen. 

Bei  dieser  Sachlage  haben  sich  auch  der  Staatssekretär  des  Reichs- 
marineamts und  der  Chef  des  Admiralstabs,  mit  denen  ich  in  Ver- 
bindung getreten  bin,  mit  einer  militärischen  Aktion  selbst  für  den 
Fall,  daß  England  seine  Mitwirkung  versagen  sollte,  einverstanden 
erklärt.  Der  Chef  des  Admiralstabs  wird  nicht  verfehlen,  Euerer 
Majestät  auf  Allerhöchstihren  Befehl  entsprechende  Vorschläge  zu 
unterbreiten. 

Euere  Majestät  wage  ich  hiernach  aus  Gründen  der  inneren  wie 
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der  äußeren  Politik  alleruntertänigst  zu  bitten,  die  vorgeschlagene 
Behandlung  der  Angelegenheit  in  Gnaden  genehmigen  zu  wollen. 

B  ü  lo  w 

Bemerkung  Kaiser  Wilhelms  II.  am  Kopf  des  Schriftstücks: 
Einverstanden.      4/XI    1902 

Erst  aber   Antwort   Englands   herbeiführen   über  weitres  Verhalten   beim   Fehl- 
schlagen des  ersten  Pressionsmittels.    W. 
Randbemerkung    des    Kaisers: 
1  Diese    Äußerung    muß    eo    ipso    herbeigeführt    werden    ehe    wir    zu    irgend 

einer   Handlung   schreiten        W. 
Schlußbemerkung  des   Kaisers: 

Ich  mache  darauf  aufmerksam,  daß  bei  weitergehenden  Maaßnahmen  —  also 
bei  ernster  Blokade  und  bei  deren  Mißlingen  event[uel]l  kriegerische  Landungen 
pp.  —  unser  Material  und  Personal  nicht  ausreichend  ist.  Es  müßte[n]  jetzt 
meiner  Ansicht  nach  um  so  lange  als  möglich  das  aktive  Geschwader  von 
Kreuzerdetachirungen  zu  entlasten  —  die  bekanntlich  ausdrücklich  nicht  für 
das  Ausland  bestimmt  sind  sondern  in  die  heimische  Ordre  de  bataille  gehören 
—  andre  Kreuzer  ad  hoc  mobil  gemacht  werden  und  Reserven  eingezogen 
und  mit  diesen  besetzt  werden.  Dann  können  diese  Schiffe  Probefahrten 
machen  und  sich  vorbereiten  um  nöthigenfalls  hinauszugehen.  Dazu  muß  ein 
Nachtragsetat  angemeldet  werden,  dessen  Höhe  ich  nicht  übersehen  kann 
aber  10 — 20  Millionen]  wohl  erreichen  könnte.  Muß  dann  die  Aktion  durch- 
geführt werden,  dann  wird  das  Conto  auf  50 — 60  Millionen]  bald  aufgelaufen 
sein.  Es  entzieht  sich  meiner  Beurtheilung  ob  das  Objeckt  diese  Ausgaben 
rechtfertigt.  In  die  ungünstige  Finanzlage  des  Reiches  wird  sie  sehr  störend 
eingreifen. 

Wilhelm 


Nr.  5109 
Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  Kaiser  Wilhelm  IL 

Ausfertigung 

Berlin,  den  5.  November  1902 

In  Befolgung  der  von  Euerer  Kaiserlichen  und  Königlichen  Ma- 
jestät zu  meinem  alleruntertänigsten  Immediatberichte  vom  3.  d.  Mts.* 
huldvollst  gemachten  Randbemerkungen  habe  ich  die  Frage  einer 
etwaigen  Aktion  gegen  Venezuela  heute  vormittag  mit  den  Staats- 
sekretären des  Reichsmarineamts  und  des  Auswärtigen  Amts  sowie 
den  Chefs  Euerer  Majestät  Marinekabinetts  und  des  Admiralstabs  ein- 
gehend besprochen. 

Nach  dem  Ergebnisse  dieser  Besprechung  wird  unser  Vorgehen 
im  engsten  Anschluß  an  England  erfolgen  dergestalt,  daß  wir  zunächst 
die  Vorschläge  der  britischen  Regierung  wegen  der  noch  zu  unter- 
nehmenden diplomatischen  Schritte  sowie  wegen  der  etwa  darauf 
folgenden    Beschlagnahme    der    venezolanischen    Kriegsfahrzeuge    mit 


*  Siehe  Nr.  5108. 
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Dank  annehmen.  Dabei  wird  Euerer  Majestät  Botschafter  in  London 
anzuregen  haben,  daß  die  Befehlshaber  der  deutschen  und  englischen 
Seestreitkräfte  in  den  venezolanischen  Gewässern  Befehl  erhalten, 
sich  an  Ort  und  Stelle  wegen  der  für  diese  Beschlagnahme  erforder- 
lichen Maßnahmen  zu  einigen.  Qraf  Metternich  wird  gleichzeitig  be- 
auftragt werden,  mit  der  britischen  Regierung  darüber  ins  Benehmen 
zu  treten,  wie  das  weitere  Vorgehen  gegen  Venezuela  zu  gestalten 
sein  möchte,  wenn  das  in  erster  Linie  in  Aussicht  genommene  Zwangs- 
mittel nicht  zum  Ziele  führen  sollte.  Auch  wird  darauf  Bedacht  ge- 
nommen werden,  vor  Einleitung  der  gemeinsamen  Aktion  möglichst 
von  der  britischen  Regierung  in  irgendeiner  Form  eine  Zusicherung 
dahin  zu  erhalten,  daß  ein  Zurücktreten  nur  im  wechselseitigen  Ein- 
verständnis  erfolgen  darf. 

Sollte  es  bei  der  Aktion  zu  einer  Hinaussendung  von  Schiffen  des 
Heimatgeschwaders  1  kommen,  so  würden  diese  durch  Indienststellung 
anderer  Schiffe  zu  ersetzen2  sein.  Die  Bewilligung  der  dadurch  ent- 
stehenden Kosten  würde  alsdann  durch  Nachtragsetat  beim  Bundes- 
rat und  Reichstag  beantragt  werden. 

B  ü  lo  w 

Bemerkungen    Kaiser  Wilhelms   IL: 

1  „des    Heimatgeschwaders"    gestrichen 

2  „ersetzen"   gestrichen;   statt   dessen   vom    Kaiser   eingesetzt:    „gewinnen". 

Nr.  5110 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich, 
z.  Z.  in  Sandringham,  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 
Nr.  107  Sandringham,  den  11.  November  1902 

Unter   Bezugnahme   auf   Erlaß   vom    7.   d.   Mts.*. 

Bei  heutiger  eingehender  Besprechung  mit  Lord  Lansdowne  über 
Venezuela  **  bemerkte  der  Minister,  er  habe,  da  die  Zeit  dränge, 
gestern   telegraphisch   den   englischen   Gesandten   in  Venezuela  ***   be- 

*  Mittels  Erlaß  vom  7.  November  1902  war  dem  Grafen  Metternich  eine 
eingehende  Darlegung  der  deutschen  Forderungen  an  Venezuela  —  die  vor 
allem  von  der  Diskontogesellschaft  vertretenen  Ansprüche  Privater  beliefen 
sich  auf  rund  41  Millionen  Bolivares  — ,  unterbreitet  worden.  Die  deutsche 
Darlegung  enthielt  auch  sorgfältig  ausgearbeitete  Vorschläge  über  die  weitere 
diplomatische  Behandlung  der  Angelegenheit,  über  die  Anwendung  von  Zwangs- 
mitteln und  über  die  gemeinsame  Durchführung  der  Aktion  von  Seiten  Deutsch- 
lands und  Englands.  Näheres  über  die  deutschen  Forderungen  siehe  in  der 
dem  deutschen  Reichstag  am  8.  Dezember  überreichten  „Denkschrift  über  die 
Reklamationen  Deutschlands  gegen  die  Vereinigten  Staaten  von  Venezuela". 
**  Vgl.  dazu  auch  Lord  Lansdownes  Depesche  an  die  Berliner  Botschaft  vom 
11.  November:  Das  Staatsarchiv,  Bd.  68,  S.  134  f. 
•-  W.    H.    D.    Haggard. 
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auftragt,    folgende    Erklärung    an    die    venezolanische    Regierung    ab- 
zugeben : 

„Die  englische  Regierung  bedauere  den  ungenügenden  Charakter 
der  Antwort,  die  auf  die  Vorstellungen  der  Note  vom  30.  Juli  d.  Js. 
erfolgt  sei  (die  Note  betrifft  die  Wegnahme  und  Zerstörung  englischer 
Handelsschiffe).  Sie  könne  nicht  zugeben,  daß  solche  ernste  Vor- 
stellungen mit  der  einfachen  Weigerung,  sie  zu  besprechen,  beant- 
wortet werden  dürften.  Falls  die  venezolanische  Regierung  bei  dieser 
Weigerung  beharre,  werde  die  englische  Regierung  zu  überlegen 
haben,  welche  ferneren  Schritte  zum  Schutze  von  britischen  Inter- 
essen notwendig  sein  würden.  Die  englische  Regierung  sei  bereit, 
irgendwelche  weiteren  Mitteilungen  in  Betracht  zu  ziehen,  welche  die 
venezolanische   Regierung   etwa  zu    machen   wünsche." 

Ich  habe  Lord  Lansdowne  mein  Bedauern  ausgedrückt,  daß  er 
diesen  Schritt  einseitig  unternommen  habe,  während  wir  in  Unter- 
handlungen über  ein  gemeinsames  Vorgehen  ständen.  Er  wies  darauf 
hin,  daß  in  Anbetracht  der  günstigen  Jahreszeit  keine  Zeit  mehr  ver- 
loren werden  dürfe,  und  daß  die  nochmalige  Aufforderung  an  die 
venezolanische  Regierung,  ehe  zu  weiteren  Maßregeln  geschritten 
werden  dürfe,  von  ihm  von  vornherein  beabsichtigt  gewesen  sei.  Ich 
blieb  dabei,  daß  ich  dieses  einseitige  Vorgehen  für  bedauerlich  hielte. 
Lord  Lansdowne  erklärte  sich  dann  aber  auf  meinen  Vorschlag  sofort 
dazu  bereit,  noch  heute  abend  an  den  englischen  Gesandten  in  Ca- 
racas zu  telegraphieren,  daß,  falls  der  Gesandte  die  vorgeschriebenen 
Vorstellungen  nicht  bereits  gemacht  habe,  er  sich  zunächst  mit  seinem 
deutschen  Kollegen,  der  wahrscheinlich  entsprechende  Instruktionen 
von  der  deutschen  Regierung  erhalten  werde,  beraten  solle. 

Da  England  somit  den  ersten  Schritt  schon  getan  hat,  so  stelle  ich 
gehorsamst  anheim,  den- Kaiserlichen  Geschäftsträger  in  Caracas  um- 
gehend telegraphisch  anzuweisen,  sich  mit  seinem  englischen  Kollegen 
ins  Einvernehmen  zu  setzen  und  eine  in  ähnlicher  Form  wie  die  eng- 
lische gehaltene  Note  an  die  venezolanische  Regierung  zu  richten, 
worin  nochmals  ernstlich  auf  die  Befriedigung  unserer  Ansprüche  aus  den 
Bürgerkriegen  von  1898  bis  1900  (1  700  000  Bolivares)  gedrungen  wird. 

Ich  habe  mit  dem  Minister  die  vier  Punkte  des  Erlasses  vom 
7.  d.  Mts.  eingehend  besprochen.  Hinsichtlich  der  Forderungen  der  Dis- 
kontogesellschaft und  der  englischen  Gläubigergruppe  wünscht  er 
die  Detailfragen  zunächst  im  Foreign  Office  bearbeiten  zu  lassen. 
Ebenso  muß  er  zunächst  seine  Rechtskonsulenten  über  unsere  Auf- 
fassung der  Friedensblockade  hören.  Er  schien  aber,  soweit  er  sich 
bei  der  erstmaligen  Erörterung  darüber  Klarheit  verschaffen  konnte, 
mit  unserer  Darlegung  der  vier  Punkte  im  großen  und  ganzen  ein- 
verstanden und  erkennt  insbesondere  an,  daß  eine  gemeinsame  Aktion 
auch  gemeinsam  durchgeführt  werden  müsse,  und  daß  keiner  von  uns 
ohne  die  Zustimmung  des  andern  von  ihr  zurücktreten  dürfe. 
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Ich  werde  nun  die  finanziellen  Detailfragen,  betreffend  Vorschläge 
der  Diskontogesellschaft  und  der  englischen  Gläubigergruppe,  schleu- 
nigst durch  die  Kaiserliche  Botschaft  in  einem  Memorandum  an  das 
Foreign   Office  gelangen  lassen. 

Ich  bitte  um  baldige  telegraphische  Nachricht  nach  Sandringham, 
ob  und  welche  Instruktionen  Kaiserlicher  Geschäftsträger  in  Caracas 
erhält.     Lord  Lansdowne  bleibt  bis   13.  hier. 

Er  verspricht  sich  keine  Befriedigung  der  englischen  Forderungen 
infolge  der  gestern  nach  Caracas  gesandten  Vorstellungen  und  wünscht 
gemeinsames  Vorgehen  mit  uns. 

Metternich 


Nr.  5111 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich, 
z.  Z.  in  Sandringham,  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 
Nr.  109  Sandringham,  den  12.  November  1902 

Unter  Bezugnahme  auf  Telegramm  Nr.  107*. 

Ich  habe  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  über  meine  gestrige  Unter- 
redung mit  Lord  Lansdowne  Vortrag  gehalten  **. 

Allerhöchstderselbe  bemerkte  sofort  aus  eigener  Initiative,  daß 
unserem  Vertreter  in  Caracas  schleunigst  Instruktionen  geschickt  wer- 
den sollten,  ebenfalls  eine  ernste  Note  abzugeben  und  sich  mit  dem 
englischen  Vertreter  ins  Einvernehmen  zu  setzen.  Unsere  Note  solle 
auch  abgegeben  werden,  falls  die  englische  Note  schon  abgegeben  sei. 
Auf  einen  Tag  Unterschied  in  Abgabe  der  Note  komme  es  nicht  an. 

Ich  machte  Seine  Majestät  darauf  aufmerksam,  daß,  falls  eng- 
lische Note  schon  abgegeben  sei  und  englische  Forderung  befriedigt 
würde,  was  allerdings  sehr  unwahrscheinlich,  gemeinsame  Aktion  vor- 
läufig voraussichtlich  zum  Stillstand  gebracht  sein  würde.  Ich  werde 
Lord    Lansdowne    daran    erinnern,    daß    er    mir    bei    einem    früheren 

Stadium  der  Verhandlungen  zugesagt  habe,  daß,  falls  englische *** 

Forderung  wegen  der  Schiffe  befriedigt  werden  sollte,  die  wei- 
teren englischen  Forderungen  gegen  Venezuela  nach  kurzer  Zeit 
wieder  vorgebracht  werden  sollten. 


*  Siehe  Nr.  5110. 

**  Kaiser  Wilhelm  II.  weilte  ebendamals  in  Sandringham  zum  Besuche  König 
Eduards  VII.  Er  hatte  dort  Gelegenheit,  die  Venezuelaaffäre  mit  dem  eng- 
lischen Könige,  der  das  gemeinsame  Vorgehen  billigte  (vgl.  jedoch  Nr.  5123), 
zu  besprechen.  Siehe  das  Telegramm  des  Kaisers  an  den  Reichskanzler  vom 
12.  November  in  Kap.  CIX,  Nr.  5031. 
***  Gruppe  unverständlich. 
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Lord  Lansdowne  reist  nicht  morgen  ab,  sondern  erst  Ende  der 
Woche. 

Metternich 

Nr.  5112 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bälow  an  den  Botschafter 
in  London  Grafen  von  Metternich,  z.  Z.  in  Sandringham 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand   des  Vortragenden   Rats    Kriege 
Nr.  59  Berlin,  den  12.  November  1902 

Antwort  auf  Telegramme  Nr.  107  und  109*. 

Falls  englische  Note  venezolanischer  Regierung  bereits  übergeben 
ist,  würde  vor  Beantwortung  dieser  Note  gemeinsame  diplomatische 
Aktion  durch  wechselseitige  Hinweise  auf  die  Forderungen  der  anderen 
Macht  nicht  mehr  möglich  sein,  da  englische  Note  unsere  Forderungen 
überhaupt  nicht  erwähnt.  Erhält  England  eine  befriedigende  Antwort, 
so  würde  voraussichtlich  gemeinsame  Aktion  nicht  mehr  zustande 
kommen,  da  in  diesem  Falle  England  wegen  seiner  weiteren  Forde- 
rungen schwerlich  in  nächster  Zeit  ein  Ultimatum  stellen,  mithin  die 
für  eine  militärische  Aktion  günstige  Jahreszeit  ungenutzt  verstreichen 
würde.  Ferner  befürchten  wir,  daß  eine  von  uns  im  gegenwärtigen 
Stadium  an  die  venezolanische  Regierung  gerichtete  ernste  Note  diese 
Regierung  veranlassen  könnte,  die  englischen  Forderungen  zu  be- 
friedigen, die  unsrigen  dagegen  abzulehnen.  Ich  bitte,  unter  Hervor- 
hebung dieser  Gründe  die  Ermächtigung  seiner  Majestät  dafür  ein- 
zuholen, daß  mit  der  Überreichung  unserer  Note  gewartet  werden 
darf,  bis  wir  eine  weitere  Nachricht  darüber  erhalten,  ob  die  eng- 
lische Note  übergeben  und  welche  Antwort  darauf  erfolgt  ist.  Sollte 
Venezuela,  wie  Lord  Lansdowne  annimmt,  britischer  Regierung  keine 
befriedigende  Antwort  erteilen,  so  würden  wir  bereit  sein,  gleichzeitig 
mit  England  Ultimatum  zu  stellen. 

Falls  englische  Note  venezolanischer  Regierung  noch  nicht  über- 
geben ist,  dürfte  britischer  Regierung  zu  empfehlen  sein,  sofort  mit 
uns  gemeinsam  Ultimatum  zu  stellen.  Geht  britische  Regierung  hier- 
auf nicht  ein,  so  würden  wir  vorher  gleichzeitig  ernste  Noten  an 
Venezuela  richten,  denen  in  kürzester  Zeit  gemeinsame  Ultimaten 
zu  folgen  haben  würden.  In  die  Noten  wie  in  die  Ultimaten  würden 
wechselseitige  Hinweise  auf  die  Forderungen  der  anderen  Macht  auf- 
zunehmen sein.  Dabei  setzen  wir  —  was  besonders  zu  betonen  — 
voraus,  daß  von  dem  Zeitpunkte  der  Übergabe  der  Noten  oder  der 
Ultimaten  an  ein  Zurücktreten  von  der  gemeinsamen  Aktion  nur  im 
wechselseitigen    Einverständnis    erfolgen   darf. 


*  Siehe  Nr.  5110  und  Nr.  5111. 
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Sofern  Seine  Majestät  mit  dieser  Behandlung  einverstanden  sind, 
bitte  ich,  mit  Lord  Lansdowne  unverzüglich  entsprechend  zu  verhandeln. 

Telegraphische  Weisungen  wegen  der  Vorschläge  der  deutsch- 
englischen Gläubiger  sowie  wegen  der  Durchführung  einer  Friedens- 
blockade folgen. 

B  ü  lo  w 

Nr.  5113 

Der  Botschafter  in  London   Graf   von  Metternich, 
z.  Z.  In  Sandringham,  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 
Nr.    112  Sandringham,   den    13.   November   1902 

Mit  Bezug  auf  Telegramme  Nr.   59*  und  61. 

Lord  Lansdowne  hat  Nachricht  erhalten,  daß  englische  Note  in 
Caracas  bereits  abgegeben  ist.  Auch  sagte  er  mir,  daß  er  vor  etwa 
vier  Tagen  Regierung  in  Washington  von  eventuellem  Vorgehen  gegen 
Venezuela  in  Kenntnis  gesetzt  habe.  Er  hat  Foreign  Office  angewiesen, 
Vorschläge  der  deutschen  englischen  Gläubiger  und  unsere  Vorschläge 
betreffend  Friedensblockade  schleunigst  zu  prüfen,  und  zeigt  über- 
haupt den  ernsten  Willen,  gemeinsame  Aktion  mit  uns  durchzuführen, 
falls   abgegebene   englische  Note  keinen   Erfolg  hat. 

Englischer  Gesandter  in  Caracas  hat  angefragt,  ob  er  mit  Herrn 
von  Pilgrim,  mit  dem  er  in  vortrefflichen  geschäftlichen  Beziehungen 
stehe,  sich  ins  Einvernehmen  setzen  solle.  Lord  Lansdowne  hat  die 
Anfrage  bejaht. 

Ich  habe  dem  Minister  gesagt,  da  englische  Note  schon  abge- 
geben, würden  wir  zunächst  Ergebnis  abwarten. 

Seine  Majestät  der  Kaiser  ist  mit  Euerer  Exzellenz  Behandlung 
der  Angelegenheit  einverstanden. 

Metternich 

Nr.  5114 

Der  Geschäftsträger  in  London  Graf  Bernstorf f 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.    372  London,    den    17.    November    1902 

Der  Unterstaatssekretär  Herr  Villiers  teilte  mir  im  Auftrage 
Lord  Lansdownes  mit  Bezug  auf  das  Vorgehen  gegen  Venezuela 
mündlich  folgendes  mit**: 

*   Siehe   Nr.    5112. 

**  Vgl.   dazu   Lord   Lansdownes    Depesche   an   die    Berliner    Botschaft   vom    17. 

November:    Das   Staatsarchiv,    Bd.    68,   S.    136  f. 
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Die  englische  Regierung  ist  bereit,  gemeinsam  mit  Deutschland  für 
die  beiderseitigen  Forderungen  einzutreten  und  die  Zusicherung  zu 
geben,  daß  ein  Zurücktreten  nur  im  wechselseitigen  Einverständnis  er- 
folgen darf. 

Bezüglich  der  Einzelheiten  macht  Lord  Lansdowne  folgende 
Gegenvorschläge:  Die  Zwangsmaßregeln  sollen  sogleich  ergriffen 
werden,  falls  die  englische  Note  keine  oder  eine  unbefriedigende  Ant- 
wort erhält.  Die  beiderseitigen  Forderungen  werden  nicht  klassifiziert, 
sondern  von  der  venezolanischen  Regierung  wird  die  prinzipielle  An- 
erkennung der  Gesamtheit  derselben  verlangt.  Die  Regelung  im  ein- 
zelnen bleibt  einer  später  einzusetzenden  Kommission  vorbehalten. 

Die  englische  Regierung  tritt  für  das  Abkommen  der  Gläubiger- 
gruppen ein  so,  wie  es  jetzt  vorliegt,  nach  Eliminierung  des  beanstan- 
deten Absatzes  des  Paragraphen  11.  Jede  weitere  Beeinflussung  der 
Gläubiger  mit  Bezug  auf  die  rückständigen  Zinsen  lehnt  sie  jedoch 
ab.  Als  Zwangsmittel  sollen  zunächst  die  venezolanischen  Kriegsfahr- 
zeuge beschlagnahmt  werden.  Lord  Lansdowne  bittet  diesbezüglich 
um  Auskunft,  wieviel  deutsche  Kriegsschiffe  zu  diesem  Zwecke  zur 
Verfügung  ständen.  Über  die  Friedensblockade  schweben  noch  Ver- 
handlungen innerhalb  der  englischen  Regierung.  Die  letztere  erblickt 
darin  eine  besondere  Schwierigkeit,  daß  sie  gegen  die  französische  Be- 
handlung neutraler  Schiffe  vor  Formosa  im  Jahre  1884  protestiert  hat. 
Lord  Lansdowne  würde  daher  eine  Inpfandnahme  der  venezolanischen 
Zollämter  der  Friedensblockade  vorziehen. 

Für  den  Fall,  daß  Venezuela  obiges  Vorgehen  als  Kriegserklärung 
ansehen  und  den  beiderseitigen  Vertretern  die  Pässe  zustellen  sollte, 
ist  der  englische  Gesandte  bereits  angewiesen  worden,  sich  darüber  zu 
äußern,  wem  die  Vertretung  der  englischen  Interessen  in  Venezuela 
anzuvertrauen  wäre. 

Lord  Lansdowne  erbittet  eine  möglichst  baldige  Antwort  auf  seine 
Vorschläge. 

B  ern  s  to  rf f 


Nr.  5115 

Der  Geschäftsträger  In  London  Graf  Bernstorf f 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  374  London,  den  IQ.  November  1902 

Lord  Lansdowne  läßt  mir  soeben  mitteilen,  daß  die  englische  Note 
von  Seiten  Venezuelas  eine  unbefriedigende  Antwort  erhalten  habe. 
Seine  Instruktion  an  den  dortigen  Gesandten  will  Lord  Lansdowne  noch 
zurückbehalten,    um    ein    gleichzeitiges    gemeinsames    Vorgehen    mit 
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Deutschland  zu  ermöglichen.  Eine  tunlichst  baldige  Antwort  wäre  Lord 
Lansdowne  erwünscht. 

Den  Wortlaut  der  venezolanischen  Antwort  auf  die  englische  Note 
sowie  die  beabsichtigte  Instruktion  für  Mr.  Haggard  lasse  ich  heute 
durch  englischen  Kurier  folgen. 

Berns  torff 


Nr.  5116 

Der   Geschäftsträger  in   Washington   Graf   von   Quadt 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  199  Washington,  den  25.  November  1902 

Englischer  Botschafter*,  welcher  in  letzten  Tagen  abwesend  war, 
teilt  mir  heute  mit,  er  habe  mündlich  Staatssekretär  Hay  von  den 
Absichten  seiner  Regierung  in  bezug  auf  Venezuela  in  Kenntnis  gesetzt. 
Herr  Hay  habe  ihm  geantwortet,  die  hiesige  Regierung  bedauere  zwar 
jede  Einmischung  einer  europäischen  Macht  in  die  Angelegenheiten 
einer  südamerikanischen  Republik,  verstehe  aber,  daß  europäische 
Mächte  das  Recht  beanspruchen  müßten,  ihre  Interessen  in  Südamerika 
zu  wahren. 

Quadt 

Nr.  5117 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  382  London,  den  26.  November  1902 

Lord  Lansdowne  setzte  mich  heute  von  der  Mitteilung  des  Herrn 
Unterstaatssekretärs  an  den  großbritannischen  Geschäftsträger  in 
Berlin**  in  Kenntnis,  daß  die  venezolanische  Regierung  versucht  habe, 
uns  durch  Befriedigung  unserer  Ansprüche  zu  gewinnen,  wenn  wir  die 
englischen  Ansprüche  nicht  vertreten  würden,  und  daß  wir  dies  An- 
sinnen abgelehnt  hätten.  Der  Minister  sprach  seinen  Dank  für  diese 
Haltung  der  Kaiserlichen  Regierung  aus  und  gab  die  Versicherung  ab, 
daß  die  englische  Regierung  im  analogen  Falle  ebenso  handeln  würde,  pp. 

Metternich 

*  Sir  Michael  Herbert. 
**  G.  W.  Buchanan. 
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Nr.  5118 

Der  Staatssekretär  des   Auswärtigen  Amtes   Freiherr 
von  Richthofen  an  den  Botschafter  in  London  Grafen 

von  Metternich 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats  Kriege 
Nr.  249  Berlin,  den  5.  Dezember  1902 

Den  Vorschlag  Englands,  als  weitere  Zwangsmaßregel  gegen  Ve- 
nezuela die  Blockade  über  venezolanische  Häfen  unter  Anwendung  der 
von  unserem  Admiralstab  aufgestellten  Grundsätze  zu  verhängen,  neh- 
men wir  an.  Auf  Wunsch  Englands  wollen  wir  davon  absehen,  diese 
Blockade  als  Friedensblockade  zu  bezeichnen.  Andrerseits  ist  es  für 
uns  aber  von  formaler  Bedeutung,  daß  auch  der  Ausdruck  Kriegs- 
blockade vermieden  wird,  da  eine  Blockade,  die  wir  amtlich  als  Kriegs- 
blockade bezeichnen,  dem  Wesen  nach  auf  eine  Kriegserklärung  heraus- 
kommen und  daher  ebenso  wie  eine  förmliche  Kriegserklärung  die  Zu- 
stimmung des  Bundesrats  voraussetzen  würde.  Die  Vermeidung  der  Be- 
zeichnung Friedens-  oder  Kriegsblockade  dürfte  um  so  unbedenklicher 
sein,  als  wir  mit  England  in  allen  materiellen  Punkten  übereinstimmen, 
insbesondere  auch  darin,  daß  es  sich  um  eine  repressive  Zwangsmaß- 
regel handelt,  der  eine  förmliche  Kriegserklärung  nicht  vorauszugehen 
braucht.  Die  Blockadeerklärung  selbst  würde  nach  dem  von  unserem 
Admiralstab  aufgestellten  Entwurf  erfolgen  können,  da  hierin  lediglich 
von  einer  Blockade,  nicht  aber  von  einer  Kriegs-  oder  Friedensblockade 
die  Rede  ist.  pp. 

Rieh th  of en 

Nr.  5119 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  415  London,  den  9.  Dezember  1902 

Lord  Lansdowne  teilte  mir  heute  mit*,  daß  die  hiesige  Regierung 
im  Prinzip  mit  einer  Blockadeerklärung  nach  dem  von  unserem  Ad- 
miralstab aufgestellten  Entwurf  einverstanden  sei.  Unser  Entwurf  werde 
aber  noch  von  dem  juristischen  Beirat  des  Foreign  Office  geprüft  und 
vielleicht  der  hiesigen  Regierung  noch  zu  einigen  Ausstellungen  Anlaß 
geben.  Der  Ausdruck  Kriegs-  oder  Friedensblockade  soll  unserem 
Wunsch  entsprechend  vermieden  werden.    Er  hoffe  innerhalb  der  näch- 

*  Vgl.    dazu    Lord     Lansdownes     Depesche     an    die     Berliner     Botschaft    vom 
9.  Dezember  in:  Das  Staatsarchiv,  Bd.  68,  S.  147. 
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sten  48  Stunden  volle  Klarheit  und   Einverständnis  mit  uns  über  die 
Plockadeerklärung  zu  erzielen. 

Ich  habe  heute  morgen  mit  Bericht  Nr.  560  eine  Aufzeichnung  ein- 
gesandt, welche  die  Ansichten  des  juristischen  Beirats  des  Foreign 
Office  über  die  Natur  der  in  Aussicht  genommenen  deutsch-englischen 
Blockade  enthält.  Lord  Lansdowne  bemerkte,  daß  diese  Aufzeichnung 
lediglich  zu  meiner  Orientierung,  nicht  aber  als  Grundlage  für  eine 
Verständigung  über  die  in  Aussicht  genommene  deutsch-englische 
Blockade  dienen  solle.  Die  englische  Rechtsauffassung  über  die  von 
uns  gemeinsam  zu  verhängende  Blockade  weiche  zwar  von  unserer 
Rechtsauffassung  ab.  Er  müsse  es  aber  der  Kaiserlichen  Regierung 
überlassen,  die  formelle  Natur  der  Blockade  so  aufzufassen,  wie  es  ihr 
beliebe.  Die  unterwegs  befindliche  juristische  Aufzeichnung  soll  also 
nach  der  Erklärung  des  Ministers  für  unser  gemeinsames  Vorgehen 
mit  der  Blockade  nicht  verbindlich  sein.  Sie  scheint  mir  indessen  per- 
sönlich  keine  unerheblichen    Bedenken   rechtlicher  Natur  zu   erörtern. 

Metternich 

Schlußbemerkung   des    Grafen   von    Bülow: 

Nur   nicht   über   juristische    Zwirnsfäden   stolpern   oder   sich   wegen   Formalien, 

bezw.    aus    Rechthaberei    mit    England    in    Venezuela   veruneinigen  B. 


Nr.  5120 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  Kaiser  Wilhelm  IL 

Abschrift 

Berlin,  den  12.  Dezember  1902 

Euerer  Kaiserlichen  und  Königlichen  Majestät  melde  ich  ehrfurchts- 
vollst, daß  England  als  Zwangsmaßregel  gegen  Venezuela  an  Stelle 
der  von  uns  empfohlenen  Friedensblockade  eine  Kriegsblockade  venezo- 
lanischer Häfen  vorschlägt.  Da  es  dringend  erwünscht  erscheint,  bei 
der  weiteren  Aktion  den  Engländern  die  Überzeugung  beizubringen, 
daß  wir  mit  ihnen  rückhaltlos  Hand  in  Hand  gehen,  wage  ich  Ew.  Maje- 
stät alleruntertänigst  um  Allerhöchstdero  Genehmigung  zur  Annahme  des 
englischen  Programms  zu  bitten.  Mit  Rücksicht  auf  Artikel  II  Absatz  2 
der  Reichsverfassung  würde  alsdann  die  Zustimmung  des  Bundesrats 
erforderlich  sein. 

Inzwischen  hat  sich  die  Sachlage  auch  insofern  geändert,  als  Italien 
bei  uns  und  in  London  den  formellen  Antrag  gestellt  hat,  sich  wegen 
seiner  Reklamationen  gegen  Venezuela  an  der  deutsch-englischen 
Blockade  mit  zwei  Kreuzern  zu  beteiligen.  Da  England,  soweit  hier 
bekannt,  etwa  acht  Schiffe  in  den  westindischen  Gewässern  hat,  so 
würden  für  die  Blockade  gegen  vierzehn  Kriegsschiffe  der  drei  Mächte 
zur  Verfügung  stehen.    In   politischer  Hinsicht  erscheint   eine  weitere 
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Vergrößerung  der  Blockadeflotte  aus  dem  Grunde  bedenklich,  weil  die 
Stimmung  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  die  über  unser 
Vorgehen  bisher  keine  Erregung  gezeigt  hat,  umschlagen  könnte,  wenn 
außer  den  an  Ort  und  Stelle  befindlichen  Schiffen  der  drei  Mächte  noch 
Seestreitkräfte  aus  den  heimischen  Gewässern  herangezogen  würden. 

Nach  einem  soeben  eingegangenen  Telegramm  des  Reuterschen 
Bureaus  soll  das  britische  Reservegeschwader  I.  Klasse  in  Devonport 
Befehl  erhalten  haben,  sich  innerhalb  24  Stunden  seebereit  zu  halten. 
Durch  Ew.  Majestät  Botschafter  in  London  lasse  ich  anfragen,  ob  diese 
Nachricht  zutrifft,  und  ob  das  Geschwader  zur  Aktion  gegen  Venezuela 
bestimmt  ist.  In  diesem  Falle  darf  ich  mir  weitere  Anträge  allerunter- 
tänigst  vorbehalten.  Vorläufig  erscheint  es  erwünscht,  daß  England 
mit  der  Verstärkung  seines  Geschwaders  vorangeht,  damit  nicht  der  in 
der  englischen  und  amerikanischen  Presse  allgemein  verbreiteten  ten- 
denziösen Ausstreuung,  welche  Deutschland  als  den  Haupturheber  der 
ganzen  Aktion  und  insbesondere  aller  Zwangsmaßregeln  darstellt,  neue 
Nahrung  zugeführt  wird. 

Den  Vorrang  unter  diesen  Verdächtigungen  verdient  wiederum  die 
„Times",  deren  Washingtoner  Korrespondenz  bei  der  Besprechung 
einer  angeblich  erfolgten  Versenkung  venezolanischer  Kriegsfahrzeuge 
durch  das  deutsche  Geschwader*  in  folgenden  Sätzen  gipfelt:  „Es  würde 
ein  vergebliches  Bemühen  sein,  den  schlechten  Eindruck  leugnen  zu 
wollen,  den  die  Ereignisse  der  letzten  beiden  Tage  hier  hervorgerufen 


*  Tatsächlich  waren,  nachdem  am  7.  Dezember  England  und  Deutschland 
gemeinsam  ein  24  stündiges  Ultimatum  an  die  venezolanische  Regierung  ge- 
stellt und  die  beiderseitigen  Vertreter  infolge  Nichtberücksichtigung  des  Ulti- 
matums am  8.  Dezember  Caracas  verlassen  hatten,  noch  am  gleichen  Tage  von 
mehreren  deutschen  und  einem  englischen  Kreuzer  die  venezolanischen  Kriegs- 
schiffe —  insgesamt  vier  kleine  Kanonenboote  —  in  La  Guiara  weggenommen 
worden.  Von  den  venezolanischen  Schiffen  wurden  drei  versenkt,  da  sie  aus 
nautischen  Gründen  nicht  besetzt  gehalten  werden  konnten.  Am  13.  Dezember 
zerstörten  dann  der  deutsche  Kreuzer  „Vineta"  und  der  englische  „Charybdis" 
ein  Fort  bei  Puerto  Cabello  durch  Beschießung,  weil  die  venezolanischen  Be- 
hörden Genugtuung  für  Übergriffe  gegen  einen  englischen  Dampfer  ver- 
weigerten. Das  Vorgehen  der  deutschen  und  englischen  Kriegsschiffe  erfolgte 
nach  Ausweis  der  deutschen  Akten  durchaus  gemeinsam,  wenn  auch  bei  der 
Versenkung  der  venezolanischen  Kriegsschiffe  die  deutschen  vorangegangen 
zu  sein  scheinen.  Die  englischen  Instruktionen  für  die  beteiligten  Komman- 
danten dürften  sogar,  da  die  englische  Regierung  die  Blockade  im  Gegensatz 
zu  der  deutschen  als  Kriegs-,  nicht  als  Friedensblockade  auffaßte  und  sich 
folglich  seit  der  Verhängung  der  Blockade  als  im  Kriegszustande  mit  Vene- 
zuela betrachtete,  besonders  scharf  gelautet  haben.  Das  gemeinsame  Vor- 
gehen der  deutschen  und  englischen  Kriegsschiffe  hatte,  nachdem  zunächst 
die  Volksleidenschaft  sich  gegen  die  in  Caracas,  Puerto  Cabello  usw.  ansässigen 
Engländer  und  Deutschen  gewandt  hatte,  den  Erfolg,  daß  die  venezolanische 
Regierung  einlenkte  und  durch  Vermittlung  der  Regierung  der  Vereinigten 
Staaten  mit  dem  Vorschlag  einer  schiedsgerichtlichen  Erledigung  des  Falls 
hervortrat. 
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haben.  Hauptsächlich  wird  das  Versenken  der  venezolanischen  Kriegs- 
schiffe kritisiert,  das  dem  Vorgehen  gegen  Venezuela  den  Charakter 
einer  Strafexpedition  gebe.  Bezeichnend  ist  es,  daß  man  hier  allgemein 
geneigt  ist,  die  Schuld  für  diese  Handlung  den  Deutschen,  nicht  den 
Engländern  zuzuschreiben/'  In  einem  auf  diese  Korrespondenz  sich 
beziehenden  Leitartikel  spricht  die  „Times"  den  Wunsch  und  die  Er- 
wartung aus,  daß  englische  Kriegsschiffe  an  dieser  Versenkung  nicht 
teilgenommen  haben. 

Auf  diesen  neuen  Versuch,  die  antideutschen  Agitationen  wieder 
ins  Leben  zu  rufen,  halte  ich  mich  für  verpflichtet,  Euerer  Majestät  ehr- 
furchtsvollst zu  empfehlen,  daß  Allerhöchstdieselben  von  einer  Erweite- 
rung militärischer  Maßnahmen  vorläufig  in  Gnaden  absehen  wollen. 

Ich  würde  selbst  nach  Potsdam  gekommen  sein,  um  Ew.  Majestät 
vorstehendes  mündlich  vorzutragen,  wenn  ich  nicht  hier  durch  die 
Tariffrage  zurückgehalten  würde,  die  sich  jetzt  im  entscheidenden  Sta- 
dium befindet.  Heute  morgen  war  unter  meinem  Vorsitz  eine  diesbe- 
zügliche Sitzung  des  Bundesrats,  heute  abend  muß  ich  mit  den  Mehr- 
heitsparteien Rücksprache  nehmen,  morgen  früh  beginnt  die  dritte 
Lesung. 

(gez.)  Bernhard  Bülow 

Bemerkung  Kaiser  Wilhelms  II.  am  Kopf  des  Schriftstücks  in  Abschrift: 
12/XII    1902        gez.  W. 

Einverstanden!  Italien  kann  ruhig  teilnehmen,  und  je  mehr  Schiffe  die  Eng- 
länder schicken,  desto  besser.  Umsomehr  tritt  unsere  Aktion  zurück  und  ihre 
in  den  Vordergrund.  Wir  machen  natürlich  das  englische  Programm  mit. 
Ich  bin  auch  gegen  Hinaussendung  von  mehr  Schiffen  aus  der  Heimat! 
Unsere    Flagge    ist   vertreten   lassen   wir   den    Briten   den   Vortritt. 

gez.  Wilhelm  I.  R. 

Nr.  5121 

Der  Staatssekretär  des   Auswärtigen   Amtes   Freiherr 
von  Richthof en  an  den  Botschafter  in  London  Grafen 

von  Metternich 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats   Kriege 
Nr.  267  Berlin,  den  14.  Dezember  1902 

Im  Anschluß  an  Telegramm  Nr.  265*. 

Bei  der  Unterredung,  die  Lord  Lansdowne  voraussichtlich  mit 
Ihnen  über  den  von  der  amerikanischen  Regierung  mitgeteilten  Vor- 


*  Laut  Telegramm  Nr.  265  vom  13.  Dezember  1902  hatte  an  diesem  Tage 
der  amerikanische  Botschafter  in  Berlin  Charlemagne  Tower  ein  Memorandum 
überreicht,  durch  das  der  Vorschlag  der  venezolanischen  Regierung  auf  Ein- 
setzung eines  Schiedsgerichts  „in  regard  to  the  method  of  settling  the  claims 
of  German  and  British  subjects  for  injuries  suffered  by  them  during  the 
insurrection"    zur    Kenntnis    der    deutschen    Regierung    gebracht    wurde. 
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schlag  Venezuelas  wegen  Einsetzung  eines  Schiedsgerichts  haben  wird, 
bitte  ich  folgende  Gesichtspunkte  als  Ihre  persönliche  Meinung  geltend 
zu  machen: 

1.  Die  amerikanische  Regierung  übermittelt  lediglich  den  Vor- 
schlag Venezuelas,  ohne  ihn  sich  zu  eigen  zu  machen.  Es  geht  sogar 
aus  allen  durch  die  Presse  hierher  gelangten  Auslassungen  der  amt- 
lichen amerikanischen  Kreise  die  Neigung  des  Washingtoner  Kabinetts 
hervor,  der  ganzen  Angelegenheit  fernzubleiben. 

2.  Das  von  Venezuela  vorgeschlagene  Schiedsgericht  soll  sich  nur 
auf  die  Reklamationen  aus  den  Bürgerkriegen,  nicht  dagegen  auf  die 
übrigen  deutschen  und  englischen  Forderungen,  die  beträchtlich  höher 
sind,  erstrecken.  Diese  Forderungen  sollen  daher  anscheinend  jetzt 
überhaupt  nicht  geregelt  werden. 

3.  Die  von  uns  bereits  (geprüften  Kriegsreklamationen  aus  den 
Jahren  1898  bis  1900  sind  in  ihrem  jetzigen  Stadium  für  eine  schieds- 
gerichtliche Behandlung  kaum  geeignet.  Dasselbe  dürfte  auch  für 
einen  Teil  der  englischen  Forderungen,  insbesondere  für  die  Rekla- 
mationen wegen  der  Wegnahme  und  Zerstörung  englischer  Handels- 
schiffe gelten. 

4.  Wegen  des  größten  Teiles  der  deutschen  und  englischen  Forde- 
rungen wird  von  uns  nur  verlangt,  daß  Venezuela  die  Entscheidung 
einer  gemischten  Kommission  anerkennt.  Das  Verfahren  vor  einer  sol- 
chen Kommission  gibt  der  venezolanischen  Regierung  ebenso  wie  ein 
Schiedsgericht  genügende  Garantien  für  eine  unparteiische  Erledigung 
der  gegen  sie  erhobenen  Ansprüche. 

5.  Bei  der  Unzuverlässigkeit  der  venezolanischen  Regierung  ist  uns 
keine  Gewähr  dafür  gegeben,  daß  Venezuela  seinen  Verpflichtungen 
aus  einem  Schiedssprüche  nachkommt. 

Richthofen 


Nr.  5122 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

London,  den  13.  Dezember  1902 

Privat  für  den  Herrn  Reichskanzler. 

Das  Sinken  venezolanischer  Kanonenboote  durch  deutsche  Kriegs- 
schiffe gibt  der  hiesigen  Presse  und  auch  der  Presse  anderer  Länder  zu 
der  Behauptung  und  zu  dem  Vorwurf  Anlaß,  daß  Deutschland  allzu  ge- 
neigt sei,  mit  unnötiger  Schärfe  vorzugehen. 

Tatsächlich  besteht  hier  keine  Neigung  zur  Ergreifung  von  drasti- 
schen Mitteln. 
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Es  mag  sein,  daß  die  Ängstlichkeit,  mit  der  die  englische  Regierung 
letzthin  auf  ein  gesondertes  militärisches  Vorgehen  Wert  legt,  mit  dem 
Ingrundbohren  der  Kanonenboote  zusammenhängt,  da  ursprünglich 
nur  eine  Beschlagnahme  derselben  geplant  war. 

Vielleicht  wäre  Erklärung  im  Reichstag  oder  Veröffentlichung  in 
der  „Norddeutschen  Allgemeinen  Zeitung"  nützlich,  falls  deutscher 
Commodore  Gründe  militärischer  Natur  für  Notwendigkeit  des  Sin- 
kens der  Boote  mitgeteilt  hat. 

Metternich 


Nr.  5123 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 
Nr.  429  London,  den  15.  Dezember  1902 

Lord  Lansdowne  teilte  mir  mit  Privatbrief  den  von  der  amerikani- 
schen Regierung  übermittelten  Schiedsgerichtsvorschlag  mit  und  ersuchte 
mich  um  eine  Zusammenkunft,  bevor  er  den  amerikanischen  Geschäfts- 
träger* zu  sprechen  habe. 

Als  ich  infolgedessen  heute  den  Minister  aufsuchte,  bemerkte  er, 
daß  es  sich  anscheinend  nur  um  die  Übermittelung  des  venezolanischen 
Vorschlags  handele,  ohne  daß  die  amerikanische  Regierung  eigene 
Stellung  dazu  nähme. 

Ich  bestärkte  ihn  in  dieser  Auffassung  und  sagte,  ich  hätte  zwar 
noch  keine  Instruktionen  meiner  Regierung,  hätte  mir  aber  infolge 
seines  Privatbriefs  die  Sache  überlegt  und  teilte  ihm  gern,  da  er  es 
wünsche,  meine  persönliche  Auffassung  mit. 

Da  ich  bemerkt  hatte,  daß  der  amerikanische  Schritt  entschieden 
Eindruck  auf  Lord  Lansdowne  gemacht  hatte,  und  ich  eine  gewisse  Un- 
sicherheit bei  ihm  wahrnahm,  auch  von  anderer  Seite  erfahren  habe,  daß 
hier  in  politischen  Kreisen  Befürchtungen  laut  werden,  es  möchte  das 
deutsch-englische  Vorgehen  gegen  Venezuela  zur  Abkühlung  mit  den 
Vereinigten  Staaten  führen,  und,  wie  ich  ganz  vertraulich  höre, 
auch  König  Eduard  die  Aktion  gegen  Venezuela  ungern  sieht,  so  führte 
ich  dem  Minister  gegenüber  folgendes  aus:  t 

Ich  wisse,  daß  die  Kaiserliche  Regierung  den  Wunsch  hege,  alles 
sorgfältig  zu  vermeiden,  was  in  den  Vereinigten  Staaten  berechtigte 
Empfindlichkeiten  erregen  könnte,  und  ich  glaubte  in  der  Annahme 
nicht  fehl  zu  gehen,  wenn  ich  auch  bei  der  englischen  Regierung  diesen 
Wunsch  voraussetzte,  da  gute  Beziehungen  zu  den  Vereinigten  Staaten 

*  H.   White. 
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für  England  ebenso  nützlich  und  wertvoll  seien  wie  für  uns.  Auf  der 
anderen  Seite  dürften  wir  es  aber  nicht  zu  ernst  nehmen  und  uns  nicht 
davon  beeinflussen  lassen,  wenn  der  eine  oder  der  andere  Amerikaner, 
auf  einer  unhaltbaren  Auslegung  der  Monroedoktrin  fußend,  unser  Vor- 
gehen gegen  Venezuela  mißbillige.  Die  amerikanische  Regierung  wisse 
sehr  wohl,  daß  wir  uns  nicht  in  Venezuela  festzusetzen  wünschten,  und 
wir  hätten  von  ihr  freie  Hand  erhalten,  gegen  den  widerspenstigen 
Schuldner  vorzugehen.  Auch  sei  die  überwiegende  Mehrzahl  der  ameri- 
kanischen Blätter  gegen  Venezuela  eingenommen.  Das  beste  Mittel, 
Preßdiskussionen  über  Arbitrage  zu  ersticken,  bestehe  darin,  sie  mög- 
lichst rasch  abzulehnen  und  zur  Blockade  zu  schreiten.  Die  öffentliche 
Meinung  beschäftige  sich  erfahrungsmäßig  nicht  mehr  lange  mit  abge- 
tanen Dingen.  Sodann  gab  ich  dem  Minister  die  Punkte  1  bis  5  aus 
Telegramm  Nr.  267*  an,  die  ihm  einleuchtend  waren.  Ich  bemerkte, 
daß  diese  Gesichtspunkte  eine  gute  Handhabe  für  Zurückweisung  des 
Schiedsgerichts  böten,  wobei  zugleich  der  amerikanischen  Regierung 
unser  Dank  für  die  Bemühungen  Mr.  Bowens**  ausgedrückt  werden 
könne.  Ich  suggerierte  dem  Minister  ferner,  daß  Mr.  Bowen  keinen 
glücklicheren  . .  .***  der  Vermittlung  finden  könne,  als  wenn  er  die  vene- 
zolanische Regierung  antreibt,  die  in  unseren  Ultimaten  aufgestellten 
Forderungen  ohne  Verzug  und  ohne  Reserve  anzuerkennen. 

Lord  Lansdowne  bemerkte,  daß  er  dem  amerikanischen  Geschäfts- 
träger heute  eine  ausweichende  Antwort  geben  wolle,  die  ihn  aber  nicht 
zu  der  Hoffnung  berechtigen  könne,  daß  die  englische  Regierung  ge- 
neigt sei,  auf  den  Vermittlungsvorschlag  einzugehen. 

Lord  Lansdowne  will  die  Frage  morgen  mittag  dem  Ministerrat  vor- 
legen, da  er  sich  nicht  für  ermächtigt  hält,  sie  allein  zu  beantworten, 
und  wünscht  die  Auffassung  der  Kaiserlichen  Regierung  kennenzu- 
lernen. 

Bitte  schleunigst  um  Weisung,  womöglich  bis  morgen  mittag 
12  Uhr,  ob  meine  bisher  nur  persönlichen  Äußerungen  auch  als 
Auffassung  der  Kaiserlichen  Regierung  bei  Lord  Lansdowne  gelten 
sollen. 

Heute  nachmittag  finden  Interpellationen  im  Parlament  statt,  wahr- 
scheinlich auch  über  das  Sinken  venezolanischer  Kanonenboote  durch 
die  deutschen  Kriegsschiffe. 

Da  verabredet  war,  die  Kanonenboote  to  seize  and  to  retain,  das 
Sinken  der  Boote  der  hiesigen  Presse  aber  Veranlassung  zu  mancherlei 
Kommentaren  gegeben  hat,  so  hat  Lord  Lansdowne  das  Wort  retain 
nicht  in  das  Blaubuch  aufgenommen,  um  unliebsamen  Erörterungen  vor- 
zubeugen. 


*  Siehe  Nr.  5121. 

**  Gesandter  der  Vereinigten  Staaten  in  Caracas. 

***  Zifferngruppe  fehlt. 
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Das  gemeinsame  Vorgehen  gegen  Venezuela  erregt  hier  in  der 
Öffentlichkeit  wenig  Begeisterung,  und  es  knüpfen  sich  daran  mancher- 
lei Befürchtungen.  Gemeinsam  handeln,  ohne  daß  wir  zu  drängen 
scheinen,  oder  allein  vorgehen,  wird  diese  Stimmen  am  ehesten  be- 
schwichtigen. 

Metternich 


Nr.  5124 

Der  Botschafter  in   Washington   von   Holleben, 
z.  Z.  in  New   York,   an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  213  New  York,  den  16.  Dezember  1902 

In  New  Yorker  Finanzkreisen,  besonders  den  deutsch-amerikani- 
schen und  englisch-amerikanischen,  spricht  man  sehr  bedenklich  über  die 
Vorgänge  in  Venezuela.  Man  ist  der  Ansicht,  daß  England,  besonders 
mit  Rücksicht  auf  die  Haltung  des  Parlaments,  sich  leicht  von  uns  ab- 
lösen und  den  Amerikanern  hinter  unserm  Rücken  die  Hand  reichen 
könnte1.  Die  hiesige  Presse,  obwohl  bisher  ziemlich  ruhig  und  gegen 
uns  nicht  feindlich,  fängt  an,  eine  schärfere  Tonart  anzuschlagen,  insbe- 
sondere der  „Herald",  der,  wenn  auch  wie  bekannt  einflußlos,  so  doch 
viel  gelesen  wird,  kritisiert  unsere  Haltung  auf  das  schärfste;  auch  liegen 
hier  in  kaufmännischen  Kreisen  zahlreiche  Kundgebungen  aus  anderen 
Staaten  Südamerikas  vor,  welche  die  Stimmung  als  für  unsern  Handel 
für  die  Zukunft  gefährlich  schildern.  Der  Besuch  des  Herrn  Castro  bei 
der  Frau  von  Pilgrim  hat  hier  einen  für  ihn  sehr  günstigen  Eindruck  ge- 
macht. Man  sagt  hier,  daß,  nachdem  die  Kanonen  einmal  gesprochen 
und  Deutschland  der  Welt  gezeigt  hat,  daß  es  seinen  gerechten  Forde- 
rungen Nachdruck  zu  geben  gewillt  und  befähigt  sei,  es  weise  sein  und 
in  ganz  Amerika  einen  guten  Eindruck  machen  würde,  wenn  unsere 
Regierung  das  Schiedsgericht  im  Prinzip  annähme2.  Dies  könne  ohne 
jede  Inkonsequenz  unsererseits  geschehen,  da  wir  ja  selbst  die  Forde- 
rung gestellt  hätten,  die  deutschen  Ansprüche  an  Venezuela  durch 
eine  gemischte  Kommission  regeln  zu  lassen.  Ich  glaube,  daß  diese 
Äußerungen  immerhin  einige  Beachtung  verdienen. 

Holleben 


Randbemerkungen   des   Grafen   von    Bülow: 

1  Seine   Majestät  will   gegenüber  Venezuela  keinenfalls   auch  nur  einen   Schritt 
weitergehen  als  England  und  keinen  Schritt  ohne  England  tun. 

2  vide  mein  Marginal  ad  1. 
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Nr.  5125 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 
Nr.  432  London,  den  16.  Dezember  1Q02 

Lord  Lansdowne,  den  ich  unmittelbar  nach  der  heutigen  Kabinetts- 
sitzung sprach,  sagte  mir  zunächst*,  daß  eine  starke  Strömung  im  Ka- 
binett vorhanden  sei,  um  unsern  Streit  mit  Venezuela,  wenn  sich  eine 
gute  Gelegenheit  böte,  durch  Schiedsgericht  zum  Austrag  zu  bringen. 
Er  bemerkte  ferner  vertraulich,  daß  ebenfalls  im  Parlament  und  im 
Lande  auf  starken  Widerspruch  bezüglich  unseres  Vorgehens  gegen 
Venezuela  zu  rechnen  sei,  und  daß  die  gestrige  Parlamentssitzung  nur 
einen  schwachen  Anfang  der  zu  gewärtigenden  Polemik  bilde.  Auch 
seien  Anzeichen  vorhanden,  daß  in  den  Vereinigten  Staaten  der  Sturm 
der  öffentlichen  Meinung  heranziehe,  dem  gegenüber  die  dortige  Re- 
gierung erfahrungsgemäß  hülflos  sei. 

Nach  diesen  einleitenden  Bemerkungen  sagte  der  Minister,  er  sei 
vom  Kabinettsrat  ermächtigt,  mir  folgendes  zur  Erwägung  und  Weiter- 
gabe an  meine  Regierung  mitzuteilen: 

Falls  die  venezolanische  Regierung  die  in  erster  Linie  stehenden 
deutschen  und  englischen  Forderungen  von  rund  je  1  700  000  Bolivares 
anerkenne  und  Bürgschaft  für  Zahlung  leiste,  so  frage  es  sich,  ob  es 
nicht  angezeigt  sei,  die  ferneren  deutsch-englischen  Forderungen  durch 
ein  Schiedsgericht  zu  erledigen  und  etwa  die  Vereinigten  Staaten  zu 
ersuchen,  das  Schiedsamt  zu  übernehmen. 

Der  Minister  suchte  sodann  diesen  Gedanken  dadurch  zu  begrün- 
den, daß  die  gemischte  Kommission,  welche  durch  die  bevorstehende 
Mitwirkung  Italiens  erweitert  werde  und  daher  aus  einem  Engländer, 
einem  Deutschen,  einem  Italiener  und  einem  Venezolaner  besteht  und 
durch  die  Mannigfaltigkeit  der  Zusammensetzung  komplizierter  würde, 
wohl  ebensogut  durch  Arbitrage  zu  ersetzen  sei.  Sodann  sei  eher  ein 
Nachgeben  des  Präsidenten  Castro  zu  erwarten,  wenn  wir  nur  auf  der 
sofortigen  Erledigung  der  in  erster  Reihe  stehenden  Forderungen 
beständen.  Ferner  sei  zu  bedenken,  daß  wir  mit  Ergreifung  der  Blockade 
so  ziemlich  am  Ende  unserer  Zwangsmaßregeln  seien,  da  eine  militäri- 
sche Besetzung  Venezuelas  ziemlich  ausgeschlossen  sei. 

Lord  Lansdowne  wird  der  amerikanischen  Regierung  erst  nach  Ein- 
vernehmen mit  uns  antworten  und  wünscht  eine  dem  Sinne,  aber  nicht 
dem  Wortlaut  nach  gleichmäßige  Antwort  zu  erteilen.  Auf  eine  heute 
im  Oberhause  erwartete  Anfrage,  welche  ferneren  Mittel  die  englische 


*  Vgl.  dazu  auch   Lord  Lansdownes   Depesche  an   die   Berliner   Botschaft  vom 
16.  Dezember  in:  Das  Staatsarchiv,  Bd.  68,  S.   152. 
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Regierung  gegen  Venezuela  zu  ergreifen  gedenke,  wird  Lord  Lansdowne 
antworten,  daß  eine  Besetzung  der  Zollämter  nicht  beabsichtigt  ist, 
dagegen  die  Blockade  über  die  venezolanische  Küste  verhängt  werden 
soll. 

Ich  habe  dem  Minister  erwidert,  daß  ich  seine  Mitteilung  zur 
Kenntnis  der  Kaiserlichen  Regierung  bringen  würde,  und  ihm  dringend 
empfohlen,  in  seinen  öffentlichen  Äußerungen  besonders  vorsichtig 
mit  Bezug  auf  den  Schiedsgerichtsvorschlag  zu  sein;  denn  wenn  Präsi- 
dent Castro  vorzeitig  witterte,  daß  unsererseits  Neigung  für  Schiedsge- 
richt bestehe,  so  würde  er  dies  als  Schwäche  auslegen  und  ganz  gewiß 
nichts  zugestehen;  sähe  er  aber  Ernst  bei  uns,  so  würde  er  voraussicht- 
lich bald  sein  game  of  bluff  aufgeben. 

Lord  Lansdowne  versprach,  diesen  Punkt  im  Auge  zu  behalten. 

Wenn  die  englische  Regierung  bei  unserer  gemeinsamen  Aktion 
gegen  Venezuela  von  der  hiesigen  öffentlichen  Meinung,  im  Parlament 
und  durch  die  englische  Presse  gedeckt  worden  wäre,  so  könnten  wir 
mit  Ruhe  der  weiteren  Entwickelung  der  Sache  entgegensehen  und 
brauchten  uns  auch  um  nordamerikanische  Anmaßungen  nicht  zu  küm- 
mern. Leider  ist  das  aber  nicht  der  Fall.  Gegen  das  eigene  Land  und 
gegen  die  Stimmung  in  den  Vereinigten  Staaten  zugleich  ist  die  eng- 
lische Regierung  aber  auf  die  Dauer  zu  schwach,  um  bei  der  Stange 
zu  bleiben.  Mit  Widerstreben  muß  ich  daher  pflichtmäßig  die  Ansicht 
aussprechen,  daß,  je  eher  wir  uns  gemeinsam  mit  England  mit  Ehren 
aus  der  Affäre  herausziehen  können,  um  so  besser.  Ich  sehe,  wie  hier 
täglich  die  Opposition  und  der  Widerwillen  gegen  die  Aktion  in  Vene- 
zuela wächst,  und  es  wird  vielleicht  leichter  sein,  wenn  wir  jetzt  auf  der 
Basis  der  Lord  Lansdowneschen  Suggestion  die  Sache  zum  Abschluß  zu 
bringen  suchen  als  später. 

Ich  bitte  um  baldige  Weisung,  wie  ich  die  Anregung  Lord  Lans- 
downes  beantworten,  und  welche  Antwort  wir  der  amerikanischen  Re- 
gierung geben  sollen. 

Metterni  ch 


Nr.  5126 

Der  Reichskanzler  Graf   von  Biilow  an  den  Botschafter 
In  London  Grafen   von  Metternlch 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden   Rats   Kriege 
Nr.  274  Berlin,  den  17.  Dezember  1902 

Antwort  auf  Telegramm  Nr.  432*. 

Geben  Sie  vor  allen  Dingen  Lord  Lansdowne  von  mir  die  bestimmte 

*   Siehe    Nr.    5125. 
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Zusicherung,  daß  für  uns  der  leitende  Grundsatz  bei  der  weiteren  Be- 
handlung der  venezolanischen  Frage  der  sein  wird,  nicht  denjenigen 
Elementen  in  England  Munition  in  ihrem  Kriege  gegen  die  Regierung 
zu  liefern,  welche  das  Zusammengehen  Englands  mit  Deutschland  von 
Hause  aus  verurteilen.  Da  bei  der  Gegnerschaft,  welche  die  deutsch- 
englische Kooperation  in  England  gefunden  hat,  die  Stellung  der  briti- 
schen Regierung  vielleicht  schwieriger  als  die  der  deutschen  ist,  so 
erscheint  es  naturgemäß,  daß  wir  unter  Berücksichtigung  dieses  Um- 
Standes  an  die  Sache  herantreten. 

Wir  haben  zu  unterscheiden  zwischen  dem  sachlichen  und  dem 
sensationellen  Teil  der  Frage,  d.  h.  zwischen  den  deutsch-englischen 
Ansprüchen  an  sich  und  den  Verdächtigungen,  zu  welchen  sie  ausge- 
nutzt werden.  Diese  Verdächtigungen  sind  vielleicht  derjenige  Teil,  der 
die  schleunigere  Behandlung  erheischt.  Da  ihnen  durch  die  amerikani- 
sche Regierung  in  wirksamerer  Weise  als  durch  die  britische  und  die 
deutsche  entgegengetreten  werden  kann,  so  bitte  ich  Sie,  Lord  Lans- 
downe  von  uns  aus  vorzuschlagen,  daß  England  und  Deutschland  nicht 
abwarten,  bis  das  Kabinett  von  Washington  seine  jetzige  Botenrolle 
mit  einer  aktiveren  diplomatischen  Rolle  vertauscht,  sondern  daß  wir 
schon  jetzt  diese  letztere  Rolle  dem  Washingtoner  Kabinett  anbieten. 
Dadurch,  daß  England  und  Deutschland  die  Initiative  ergreifen,  erlangen 
sie  hinsichtlich  der  Modalitäten  der  den  Vereinigten  Staaten  zugedachten 
Rolle  eine  größere  Freiheit  des  Vorschlags,  als  wenn  sie  warten,  bis  die 
Amerikaner  mit  einem  bereits  festgelegten  Programm  an  sie  herantreten. 

Der  vorstehend  skizzierte  Gedanke  knüpft  dem  Sinne  nach  an  die 
Vorschläge  Lord  Lansdownes  an,  die  wir  in  allen  Punkten  anzunehmen 
bereit  sind.  Wir  würden  daher,  sofern  England  einverstanden  ist,  das 
Ihnen  mitgeteilte  Memorandum  des  hiesigen  amerikanischen  Botschaf- 
ters folgendermaßen  beantworten: 

„Für  die  Bemühungen  des  amerikanischen  Gesandten  in  Caracas, 
den  auch  uns  unerwünschten  Streit  mit  Venezuela  in  einer  befriedigenden 
Weise  beizulegen,  sprechen  wir  der  amerikanischen  Regierung  unsern 
verbindlichsten  Dank  aus.  Der  von  dieser  übermittelte  Vorschlag  wegen 
Einsetzung  einer  Schiedsinstanz  erscheint  uns  ebenso  wie  England 
als  eine  genügende  Grundlage,  um  zu  einer  gerechten  Erledigung 
unserer  Ansprüche  gegen  Venezuela  zu  gelangen.  Dabei  glauben  wir 
indes  in  Übereinstimmung  mit  der  britischen  Regierung  nachstehende 
Vorbehalte  machen  zu  sollen: 

1.  Die  in  erster  Linie  stehenden  deutschen  und  englischen  Forde- 
rungen von  rund  je  1  700  000  Bolivares  sind  in  ihrem  jetzigen  Stadium 
für  eine  schiedsrichterliche  Behandlung  nicht  mehr  geeignet.  Diese 
Forderungen,  die,  soweit  Deutschland  in  Betracht  kommt,  die  Rekla- 
mationen unserer  Angehörigen  aus  den  venezolanischen  Bürgerkriegen 
von  1898  bis  1900  darstellen  und  sich  des  Näheren  aus  der  dem  Reichs- 
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tage  vorgelegten  Denkschrift*  ergeben,  werden  daher  von  der  vene- 
zolanischen Regierung  unverzüglich  anzuerkennen  sein;  auch  wird  diese, 
sofern  sie  zur  sofortigen  Zahlung  außerstande  ist,  wenigstens  sichere 
Bürgschaft  für  deren  demnächstige  Befriedigung  zu  stellen  haben. 

2.  Alle  weiteren  deutschen  und  englischen  Forderungen,  die  in  den 
beiden  Ultimaten  aufgestellt  sind,  werden  der  fn  Vorschlag  gebrachten 
Schiedsinstanz  zu  unterbreiten  sein.  Letztere  wird  sich  daher  nicht  nur 
mit  den  Reklamationen  aus  dem  gegenwärtigen  venezolanischen  Bürger- 
kriege, sondern  auch,  soweit  Deutschland  in  Betracht  kommt,  mit  den 
in  der  erwähnten  Denkschrift  aufgeführten  Forderungen  deutscher  Un- 
ternehmer wegen  Nichterfüllung  der  von  der  venezolanischen  Regierung 
vertragsmäßig  übernommenen  Verbindlichkeiten  zu  befassen  haben. 
Auch  wird  der  Schiedsinstanz  sowohl  die  Entscheidung  über  die  ma- 
terielle Berechtigung  der  Forderungen  als  auch  über  die  Art  und  Weise 
ihrer  Befriedigung  und  Sicherstellung  zuzugestehen  sein. 

3.  Wir  würden  es  mit  Dank  erkennen,  wenn  der  Präsident  der  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  bereit  sein  würde,  das  Schiedsamt  zu  über- 
nehmen. Sollte  indes  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  nicht  ge- 
neigt sein,  die  unter  den  obwaltenden  Umständen  selbstverständliche, 
jedoch  bei  der  Eigenart  des  Präsidenten  Castro  einigermaßen  schwie- 
rige Gewähr  für  die  Erfüllung  des  Schiedsspruchs  durch  Venezuela  zu 
übernehmen,  so  würde  nur  übrigbleiben,  das  Haager  Schiedsgericht 
mit  der  Erledigung  der  Angelegenheit  zu  betrauen,  für  welches  sich  nach 
dem  schwedischen  Schiedsspruch  über  Samoa  in  der  amerikanischen 
Presse  eine  günstige  Stimmung  gezeigt  hat. 

Die  amerikanische  Regierung  würde  uns  besonders  verpflichten, 
wenn  es  ihrem  Einfluß  auf  die  venezolanische  Regierung  gelänge,  sie 
zur  Annahme  dieser  Vorschläge  zu  bewegen." 

Ich  bitte  hiernach  sofort  mit  Lord  Lansdowne  in  Verbindung  zu 
treten  und  mich  von  seinem  Einverständnisse  mit  der  vorstehend  skizzier- 
ten Antwort  in  Kenntnis  zu  setzen.  In  diesem  Falle  würde  ich  den 
hiesigen  amerikanischen  Botschafter  alsbald  entsprechend  benachrich- 
tigen. 

Im  übrigen  glauben  wir  mit  der  britischen  Regierung  darin  einer 
Meinung  zu  sein,  daß  durch  diese  Verhandlungen  selbstredend  die  gegen 
Venezuela  in  Aussicht  genommene  Maßnahme  der  Blockade  keinen 
Aufschub  erleidet,  da  sonst  Castro  in  seiner  Hartnäckigkeit  gegenüber 
unseren  Forderungen  nur  bestärkt  werden  würde. 

B  ülo  w 


*  Vgl.  Nr.  5110,   Fußnote*. 
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Nr.  5127 

Der   Geschäftsträger  in   Washington   Graf   von   Quadt 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  217  Washington,  den  18.  Dezember  1902 

Staatssekretär  Hay  versichert  mich  heute,  daß  sowohl  der  Präsi- 
dent wie  er  uns  in  Sachen  Venezuela  volles  Vertrauen  entgegenbrächten 
und  die  feste  Absicht  hätten,  sich  in  keiner  Weise  einzumischen.  Es 
würde  jedoch  nach  Ansicht  des  Staatssekretärs  im  höchsten  Grade  wün- 
schenswert sein,  bald  eine  Lösung  herbeizuführen,  da  hier  das  Publikum 
sowie  der  Kongreß  nervös  und  aufgeregt  seien.  Hay  meinte,  es  könne 
sich  leicht  ereignen,  daß  im  Kongresse  eine  Resolution  eingebracht 
werden  würde,  welche  an  den  Präsidenten  die  Aufforderung  richten 
würde,  der  Monroedoktrin,  von  der  die  Exekutive  ja  wisse,  daß  sie  nicht 
verletzt  worden  sei  und  auch  nicht  verletzt  werden  würde,  Achtung 
zu  verschaffen.  Dies  würde  in  leitenden  Kreisen  sehr  peinlich  empfun- 
den werden,  pp. 

Quadt 


Nr.  5128 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 

von  Richthof en  an  den  Botschafter  in  London  Grafen 

von  Metternich 

Telegramm.    Konzept  von   der  Hand  des   Vortragenden   Rats   Kriege 
Nr.  292  Berlin,  den  24.  Dezember  1902 

Unter  Bezugnahme  auf  Telegramm  Nr.  443. 

Der  hiesige  amerikanische  Botschafter  hat  der  Kaiserlichen  Regierung 
wegen  Führung  der  venezolanischen  Verhandlungen  durch  den  Ge- 
sandten Bowen  eine  ähnliche  Mitteilung  gemacht,  wie  sie  der  briti- 
schen Regierung  durch  den  dortigen  amerikanischen  Geschäftsträger 
zugegangen  ist. 

Als  Antwort  auf  diese  Mitteilung  ist  dem  Botschafter  ein  Memo- 
randum übergeben  worden,  das  folgenden  Wortlaut  hat: 

„Die  Kaiserliche  Regierung  hat  den  Vorschlag,  ihre  Forderungen 
gegen  die  venezolanische  Regierung  einer  Schiedsinstanz  zu  unterbreiten, 
unter  gewissen   dem    amerikanischen    Botschafter  soeben    mitgeteilten 
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Vorbehalten  angenommen  und  dabei  die  Hoffnung  ausgesprochen,  daß 
der  Präsident  der  Vereinigten  Staaten  das  Schiedsamt  übernehmen 
werde. 

Im  Einvernehmen  mit  der  britischen  Regierung  glaubt  die  Kaiser- 
liche Regierung,  hierin  jede  Gewähr  für  eine  befriedigende  Erledigung 
der  Angelegenheit  gefunden  zu  haben,  sodaß  dieser  Weg  vor  der  von 
der  venezolanischen  Regierung  neuerdings  vorgeschlagenen  Alternative, 
mit  den  beiden  Mächten  durch  Vermittelung  des  amerikanischen  Ge- 
sandten Bowen  zu  verhandeln,  den  Vorzug  verdient." 

Euere  Exzellenz  bitte  ich,  diese  Antwort  Lord  Lansdowne  mitzu- 
teilen. 

Richthofen 


Nr.  51 29 
Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  Kaiser  Wilhelm  IL 

Telegramm    en    clair.     Konzept    von    der    Hand    des    Staatssekretärs    Freiherrn 

von   Richthofen 

Berlin,  den  28.  Dezember  1902 

Gestern  abend  übergab  Mr.  Tower  ein  die  Antwort  des  Präsi- 
denten Roosevelt  auf  die  deutsch-englisch-italienischen  Vorschläge 
in  der  Venezuelaangelegenheit  enthaltendes  Memoire.  Der  Präsident 
lehnt  darin  unter  verbindlicher  Danksagung  das  ihm  angetragene 
Schiedsamt  ab,  konstatiert  das  Einverständnis  der  drei  Mächte  und 
Venezuelas  zur  Verweisung  der  streitigen  Fragen  an  das  Haager 
Schiedsgericht,  bietet  seine  weiteren  guten  Dienste  an  und  regt  eine 
diplomatische  Vorkonferenz  zur  Regelung  der  Präliminarien  in  Wa- 
shington an.  Nicht  erwähnt  ist  in  dem  Memoire,  ob  Präsident  Castro 
die  Vorbehalte  annimmt,  von  welchen  die  drei  Mächte  ihre  Zustimmung 
zu  einem  Schiedssprüche  abhängig  gemacht  haben.  Diese  Vorbehalte 
bestehen  in  der  prinzipiellen  Anerkennung  der  Bürgerkriegsschäden 
und  in  der  alsbaldigen  Auszahlung  oder  Sicherstellung  einer  Summe  von 
1  700000  Bolivares  an  Deutschland  sowie  einer  für  Wegnahme  von 
Handelsschiffen  und  einige  andere  Verluste  geforderten  Summe  an 
England. 

Graf  Metternich  ist  angewiesen,  uns  die  englischen  Vorschläge 
wegen  Beantwortung  dieses  Memoires  baldmöglichst  mitzuteilen.  Sie 
werden  voraussichtlich  auf  die  Aufrechterhaltung  der  letzteren  Vorbe- 
halte hinauslaufen. 

Bülow 
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Nr.  5130 

Der   Staatssekretär  des   Auswärtigen   Amtes   Freiherr 
von  Richthofen  an  den  Botschafter  in  London  Grafen 

von  Metternich 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand   des   Vortragenden   Rats   Kriege 
Nr.  305  Berlin,  den  30.  Dezember  1902 

Im  Anschluß  an  Telegramm  Nr.  302*. 

Die  im  Schlußabsatze  der  Antwort  des  hiesigen  amerikanischen 
Botschafters  angeregte  Diplomatenkonferenz  in  Washington  würde  sach- 
lich ohne  rechten  Zweck  sein,  da  wir  doch  mit  England  daran  festhalten, 
daß  zunächst  die  von  den  drei  Mächten  aufgestellten  Vorbehalte  ange- 
nommen und  erfüllt  werden  müssen.  Von  diesen  Vorbehalten  kommen 
die  in  der  deutschen  und  englischen  Denkschrift  unter  Nr.  1  erwähnten 
für  den  mit  Venezuela  abzuschließenden  Schiedsvertrag  nur  insofern  in 
Betracht,  als  die  Anerkennung  und  Zahlung  oder  Sicherstellung  der  dort 
bezeichneten  Forderungen  Vorbedingung  für  den  Abschluß  dieses  Ver- 
trags ist.  Dagegen  würden  die  Vorbehalte  unter  Nr.  2  und  3,  die  auch 
von  Italien  aufgenommen  sind,  im  wesentlichen  den  Inhalt  des  Schieds- 
vertrags bilden,  dergestalt,  daß  sich  das  Weitere  aus  den  Artikeln  20 
folgende  des  Abkommens  zur  friedlichen  Erledigung  internationaler 
Streitfälle  vom  29.  Juli  1899  (Reichs-Gesetzblatt  1901  Seite  393)  ergeben 
würde.  Über  die  noch  zu  regelnden  Nebenpunkte  wie  über  die  Per- 
sonenfrage und  über  die  Fristen  dürfte  eine  Einigung  durch  unmittel- 
baren Schriftwechsel  unschwer  zu  erzielen  sein,  sodaß  der  Apparat  einer 
Diplomatenkonferenz  sich  erübrigte.  Die  Erledigung  der  Angelegen- 
heit würde  vielmehr  am  einfachsten  durch  Zeichnung  eines  Protokolls 
erfolgen,  die  an  jedem  beliebigen  Orte  stattfinden  könnte. 

Euere  Exzellenz  bitte  ich,  diese  Gesichtspunkte  Lord  Lansdowne 
gegenüber  als  Ihre  persönliche  Ansicht  darzulegen.  Dabei  würden  Sie 
geeignetenfalls  bemerken  können,  daß  wir  gern  bereit  sind,  auch  in  den 
weniger  wichtigen  Punkten,  deren  Regelung  noch  aussteht,  zum  Beispiel 
bei  Auswahl  der  Schiedsrichter,  den  Wünschen  Englands  tunlichst 
Rechnung  zu  tragen. 

Richthofen 


*  Im  Telegramm  Nr.  302  war  dem  Grafen  Metternich  die  Antwort  der 
amerikanischen  Regierung  vom  27.  Dezember  (vgl.  Nr.  5129)  übermittelt,  mit 
der  Bemerkung,  daß  Deutschland  sich  der  englischen  Auffassung,  wonach 
zunächst  die  Vorbehalte  der  mit  Venezuela  in  Konflikt  befindlichen  Mächte 
angenommen   und   erfüllt   werden   müßten,   durchaus   anschließe. 
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Nr.  5131 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  den  Geschäftsträger 
in  Washington  Grafen  von  Quadt 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats   Kriege 
Nr.  13  Berlin,  den  20.  Januar  1903 

Venezuela  hat  durch  Vermittelung  Amerikas  erklärt,  daß  es  die  Vor- 
behalte Deutschlands,  Englands  und  Italiens  für  Einsetzung  einer 
Schiedsinstanz  annimmt  und  amerikanischen  Gesandten  Bowen,  der 
demnächst  in  Washington  eintrifft,  bevollmächtigt  hat,  mit  dortigen 
Vertretern  der  drei  Mächte  Abkommen  wegen  unmittelbarer  Regelung 
aller  Ansprüche  oder  wegen  deren  Überweisung  an  Haager  Schieds- 
hof zu  treffen.  Die  drei  Mächte  haben  geantwortet,  daß  sie  zu  ent- 
sprechenden Verhandlungen  bereit,  jedoch  nur  unter  der  ausdrück- 
lichen Bedingung,  daß  venezolanischer  Bevollmächtigter  von  vorn- 
herein anerkennt,  durch  die  von  ihnen  aufgestellten  Vorbehalte  ge- 
bunden zu  sein. 

Die  deutschen  Vorbehalte  lauten: 

1.  Unsere  Reklamationen  aus  venezolanischen  Bürgerkriegen  von 
1898  bis  1900  —  vergleiche  Denkschrift  bei  Erlaß  Nr.  535  —  sind  für 
schiedsrichterliche  Behandlung  nicht  mehr  geeignet.  Venezuela  hat 
diese  Forderungen  von  1718815  Bolivares  (rund  325  000  Dollars)  un- 
verzüglich anzuerkennen  und  entweder  sofort  bar  zu  bezahlen  oder, 
sofern  dies  unmöglich,  wenigstens  deren  alsbaldige  Befriedigung  durch 
ausreichende  Bürgschaft  sicherzustellen. 

2.  Alle  weiteren  in  Denkschrift  aufgeführten  Forderungen,  näm- 
lich Reklamationen  aus  gegenwärtigem  venezolanischen  Bürgerkriege, 
Forderungen  aus  Schlachthofsbau  in  Caracas  sowie  Ansprüche  deut- 
scher Großen  Venezuela-Eisenbahn  aus  Zinsgarantie,  sind,  sofern  nicht 
unmittelbare  Regelung  gelingt,  dem  Haager  Schiedshof  zu  unterbreiten. 

3.  Dieser  Schiedshof  hat  sowohl  über  materielle  Berechtigung  der 
einzelnen  Forderungen  zu  entscheiden  als  auch  Art  und  Weise  ihrer 
Befriedigung  und  Sicherstellung  zu  bestimmen.  Bei  Reklamationen 
wegen  Beschädigung  oder  widerrechtlicher  Wegnahme  von  Eigentum 
ist  überdies  von  Venezuela  Haftpflicht  im  Prinzip  anzuerkennen,  derge- 
stalt, daß  diese  Haftpflicht  nicht  Gegenstand  Schiedsspruchs  bildet, 
sondern  daß  Schiedshof  lediglich  über  Widerrechtlichkeit  der  Beschädi- 
gung oder  Wegnahme  sowie  über  Höhe  der  Entschädigung  befindet. 

Verhandlungen  mit  Bowen  sind  auf  Wunsch  Englands  von  Ver- 
tretern der  drei  Mächte  getrennt  zu  führen;  doch  sollen  diese  in  enger 
Fühlung  bleiben  und  sich  wechselseitig  Ergebnisse  ihrer  Verhandlungen 
mitteilen.  Zufolge  Verständigung  mit  England  sind  Vertreter  anderer 
Mächte  zu  Verhandlungen  keinesfalls  zuzulassen.     Die  Verhandlungen 
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wollen  Sie  nicht  früher  beginnen  als  englischer  Vertreter,  der  demnächst 
umfangreiche  schriftliche  Instruktionen  erhält;  Baron  Sternburg*  sind 
hier  mündlich  ausführliche  Instruktionen  erteilt,  pp. 

B  ü  1  o  w 


Nr.  5132 

Der   Geschäftsträger  in   Washington   Graf   von   Quadt 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  8  Washington,  den  20.  Januar  1903 

Gesandter  Bowen,  der  heute  hier  eingetroffen,  hat  mich  soeben 
aufgesucht.  Er  sprach  die  Bitte  aus,  die  verbündeten  Mächte  möchten 
baldmöglichst  die  Blockade**  aufheben,  da  durch  dieselbe  Venezolanern 
sowohl  wie  Fremden  ein  unberechenbarer  Schaden  erwachse.  Auch 
deutsche  Kaufleute  hätten  ihn  gebeten,  auf  Aufhebung  der  Blockade  hin- 
zuwirken. Es  sei  ihm  ganz  besonders  daran  gelegen,  daß  die  Blockade 
aufgehoben  werde,  ehe  die  Verhandlungen  hier  beginnen.  Herr  Bowen 
bat  mich,  Euere  Exzellenz  telegraphisch  hiervon  zu  verständigen,  und 
bemerkte,  daß  auch  der  englische  und  italienische  Botschafter***  in  die- 
sem Sinne  ihren  Regierungen  zu  berichten  versprochen  hätten.  Über  die 
rechtliche  Validität  der  Ansprüche,  meinte  Herr  Bowen  vertraulich, 
sollte  hier  verhandelt  werden,  über  den  Betrag  der  einzelnen  Forde- 
rungen aber  sollte  eine  gemischte  Kommission  in  Venezuela  entschei- 
den, da  nur  dort  der  Wert  der  in  Frage  stehenden  Objekte  richtig 
bemessen  werden  könnte.  Käme  diese  gemischte  Kommission  zu  keinem 
Ergebnis,  dann  sollte  ein  Schiedsrichter  ernannt  werden.  Für  jede 
Macht  sollte  eine  besondere  gemischte  Kommission  eingesetzt  werden, 
er  verpflichte  sich  dafür,  daß  gute  Garantien  gegeben  würden.  Auf 
die  Frage,  welche  Garantien  er  in  Vorschlag  bringen  würde,  blieb  Herr 
Bowen  mir  sowohl  als  dem  italienischen  Botschafter  eine  Antwort 
schuldig.  Herr  Bowen  hat  mir  wie  dem  englischen  und  italienischen 
Botschafter  den  Eindruck  gemacht,  stark  für  Venezuela  eingenommen 
zu  sein,  und  es  wäre  ihm  offenbar  lieb,  wenn  seine  Ankunft  in  Washing- 
ton allein  schon  genügt  hätte,  um  die  Blockade  fallen  zu  lassen.    Dem 


*  Freiherr  Speck  von  Sternburg  war  inzwischen  in  außerordentlicher  Mission 
nach  Amerika  gesandt  worden,  um  an  Stelle  des  bisherigen  Botschafters  von 
Holleben  die  Leitung  der  Botschaft  zu  übernehmen.  Um  die  Mitte  des  Jahres 
1903  wurde  er  zum  Botschafter  ernannt. 

**  Am    20.    Dezember    war,    nachdem    schon    10    Tage    vorher    eine    Handels- 
blockade   über    einige    venezolanische    Häfen    verhängt    war,    die    allgemeine 
Blockade  seitens  Englands,  Deutschlands  und  Italiens  gegen  die  venezolanischen 
Küsten  verfügt  worden. 
Mayor  des   Planches. 


*** 
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italienischen  Botschafter  hat  Herr  Bowen  seine  Vollmacht  vorgezeigt. 
Danach  soll  er  ermächtigt  sein,  wegen  der  Ansprüche  aller  Nationen 
zu  verhandeln. 

Quadt 

Nr.  5133 

Der   Geschäftsträger  in    Washington   Graf    von   Quadt 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 
Nr.  11  Washington,  den  23.  Januar  1903 

Das  Bombardement  des  Forts  San  Carlos*  hat  hier  in  Regierungs- 
kreisen wie  auch  in  der  Presse  große  Mißstimmung  gegen  Deutschland 
hervorgerufen.  Ich  höre  unter  der  Hand,  daß  Staatssekretär  Hay  sich 
sehr  bitter  über  unser  Vorgehen  geäußert  und  gesagt  hat,  er  könne 
sich  unsere  Handlungsweise  zur  Zeit,  wo  Bowen  zum  Verhandeln  in 
Washington    eingetroffen    sei,    nicht    erklären. 

Vielleicht  könnte  ich  in  die  Lage  gesetzt  werden,  technische  oder 
sonstige  erklärliche  Gründe  der  Presse  unter  der  Hand  zukommen  zu 
lassen.  Zu  keiner  Zeit  seit  der  venezolanischen  Verwickelung  ist  die 
Stimmung  gegen  uns  hier  so  gereizt  gewesen  wie  jetzt. 

Quadt 


Nr.  5134 

Der  Staatssekretär   des   Auswärtigen   Amtes   Freiherr 

von  Richthof en  an  den  Geschäftsträger  in  Washington 

Grafen  von  Quadt 

Telegramm.    Konzept 
Nr.  14  Berlin,  den  24.  Januar  1903 

Antwort  auf  Telegramm  11**. 

Das  Vorgehen  Seiner  Majestät  Schiff  „Panther"  gegen  San  Carlos 
ist  die  gerechtfertigte  Abwehr  eines  kriegerischen  Angriffs.  Das  Feuer 
wurde  von  dem  venezolanischen  Fort  eröffnet,  als  der  „Panther"  in 
rechtmäßiger  Ausübung  von  Blockademaßnahmen  über  die  Barre  in  die 
Lagune  einlaufen  wollte.    Kein  amerikanischer  oder  englischer  Admiral 


*  Nachdem    am    17.    Januar   beim    Passieren   der   Maracaibo-Barre   das   deutsche 
Kriegsschiff    „Panther"    von   dem    Fort   San    Carlos   überraschend    unter    Feuer 
genommen   worden   war,   wurde   am    21.   dieses   Fort  zur  Strafe   von   mehreren 
deutschen   Schiffen   beschossen    und   zerstört. 
**  Siehe  Nr.  5133. 

274 


würde  anders  als  unser  Kommodore  gehandelt  und  nicht  die  Möglichkeit 
der  Wiederholung  eines  solchen  Angriffs  auf  einen  Teil  seines  Blockade- 
geschwaders in  gleicher  Weise  verhindert  haben.  Die  Verantwortung 
für  den  Vorfall  trifft  denjenigen,  der  den  Befehl,  auf  den  „Panther"  zu 
feuern,  gegeben.  Vielleicht  ist  der  Befehl  auf  Castro  selbst  zurück- 
zuführen. Sein  zur  Vereitelung  der  Blockadewirkungen  erlassenes 
Dekret  über  die  Eröffnung  der  Einfuhr  aus  Kolumbien  in  das  Blockade- 
gebiet gab  den  Anlaß,  daß  der  „Panther"  in  die  Lagune  einfahren 
mußte,  um  die  Konterbande-Schiffe  aufzubringen.  Das  Völkerrecht  ist 
klar  auf  Seite  unserer  Marine.  Die  aus  technischen  Gründen  unver- 
meidliche Verzögerung  der  deutschen  amtlichen  Berichterstattung  von 
Maracaibo  rechtfertigt  es  nicht,  sich  auf  Grund  falscher,  vielleicht  zum 
Teil  von  Castro  gefälschter  Nachrichten  gegen  uns  zu  entrüsten.  Das 
amerikanische  Volk  sollte  angesichts  des  wahren  Sachverhalts  erkennen, 
daß  es  getäuscht  worden  ist.  Der  venezolanische  Befehlshaber  hat 
wahrscheinlich  gerade  den  Zeitpunkt  der  Ankunft  Bowens  in  Washing- 
ton gewählt,  um  den  schärferen  Konflikt  herbeizuführen  und  damit 
auf  die  amerikanische  öffentliche  Meinung  zu  wirken. 

Euer  pp.  wollen  im  Sinne  des  Vorstehenden  sich  dort  in  nichtamt- 
licher Form  äußern  und  diese  Gesichtspunkte  auch  in  der  Presse  ver- 
breiten. 

Ri  cbth'of  en 


Nr.  5135 
Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  Kaiser  Wilhelm  II. 

Ausfertigung 

Berlin,  den  23.  Januar  1903 

Die  britische  Regierung  hat  hierher  mitgeteilt,  daß  sie  bereit  sei, 
die  von  ihren  Seestreitkräften  genommenen  venezolanischen  Kriegs- 
und Handelsfahrzeuge  an  Venezuela  zurückzugeben,  sofern  die  dem- 
nächst in  Washington  beginnenden  Verhandlungen  wegen  Regelung 
ihrer  Reklamationen  zu  einem  befriedigenden  Ergebnisse  führen  sollten. 
Der  britische  Botschafter  in  Washington  ist  bereits  angewiesen  wor- 
den, dem  venezolanischen  Bevollmächtigten  gegenüber  eine  entspre- 
chende Erklärung  abzugeben.  Unter  diesen  Umständen  würde  unser 
Einvernehmen  mit  England  gestört  und  damit  das  Ergebnis  unserer 
Verhandlungen  mit  Venezuela  gefährdet  werden,  wenn  wir  die  Rück- 
gabe der  von  uns  genommenen  Schiffe  verweigern  sollten.  Auch  aus 
Rücksicht  auf  die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten  empfiehlt  es  sich, 
bei  der  Behandlung  Venezuelas  unsererseits  nicht  schärfer  als  England 
vorzugehen,  sondern  uns  durchaus  auf  derselben  Linie  wie  dieses 
zu  halten. 
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Euere  Kaiserliche  und  Königliche  Majestät  wage  ich  hiernach 
ehrfurchtsvollst  zu  bitten,  Allerhöchstsich  damit  einverstanden  zu  er- 
klären, daß  wir  die  Frage  wegen  Rückgabe  der  venezolanischen  Schiffe 
in  derselben  Weise  wie  England  behandeln. 

B  ü  1  o  w 

Bemerkung   Kaiser  Wilhelms  II.   am   Kopf  des   Schriftstücks: 
Ja.    23/1    1903         W. 


Nr.  5136 

Der   Geschäftsträger  in   Washington   Graf   von   Quadt 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 
Nr.  13  Washington,  den  24.  Januar  1903 

Bei  meiner  eben  gehabten  Unterredung  mit  Bowen  hatte  ich  den 
entschiedenen  Eindruck,  daß  er  hoffte,  England  von  uns  zu  trennen.  Ich 
habe  deshalb  auf  das  allerentschiedenste  betont,  daß  England  durchaus 
solidarisch  mit  uns  zusammengehe. 

Da  meine  Instruktionen  gelautet,  mich  bei  Abgabe  von  Erklärungen 
auf  gleicher  Linie  wie  der  englische  Botschafter  zu  halten,  habe  ich 
B.owen  die  schriftliche  Erklärung  versprochen,  daß,  wenn  er  bereit  sei, 
unsere  sämtlichen  Bedingungen,  die  in  Telegramm  Nr.  13*  enthalten 
sind,  mit  der  einzigen  Ausnahme,  welche  England  zugestanden  hat, 
daß  statt  des  Haager  Gerichtshofes  eine  gemischte  Kommission  ein- 
gesetzt werde,  rückhaltlos  schriftlich  anzuerkennen,  die  Blockade  so- 
fort aufgehoben  wird.  Bowen  betonte  dabei,  nur  politische  Gründe 
machten  ihm  die  Einsetzung  einer  Kommission,  welche  näher  bei 
Venezuela  tagen  könne  als  im  Haag,  wünschenswert.  Gegebenen- 
falls könne  man  ja,  wenn  dies  praktischer  erscheine,  sich  doch  noch 
an  den  Haag  wenden. 

Ich  werde  Bowen  die  obenerwähnte  schriftliche  Erklärung  nur 
geben  gegen  Überreichung  eines  von  ihm  gezeichneten  Dokuments,  in 
welchem  alle  unsere  Forderungen  in  unserem  Sinne  anerkannt  sind.  Der 
Austausch  der  Schriftstücke  wird  innerhalb  einer  Stunde  erfolgen. 

Ich  erfahre  von  Bowen  vertraulich,  daß  er  sich  aus  dem  Grunde  auf 
alles  eingelassen  hat,  weil  am  heutigen  Tage  der  Salzvorrat  in  Vene- 
zuela erschöpft  ist  und  alles  daran  gelegen  ist,  daß  die  Blockade  inner- 
halb 24  Stunden  aufgehoben  wird. 

Bitte  weitere  Weisung. 

Quadt 

*  Siehe  Nr.  5131. 
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Nr.  5137 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Mette  mich  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm    Entzifferung 
Nr.  36  London,  den  27.  Januar  1903 

Bei  heutiger  Besprechung  mit  Lord  Lansdovvne*  legte  er  das  Haupt- 
gewicht auf  eine  bindende  Erklärung  Venezuelas  durch  Mr.  Bowen,  daß 
die  5  400000  Bolivares  jährlich  ausschließlich  zur  Befriedigung  der  drei 
Blockademächte  und  nicht  der  gesamten  sonstigen  Gläubiger  Venezuelas 
zu  dienen  hätten.  Der  Minister  erwartet  zunächst  die  Antwort  Sir 
Michael  Herberts  auf  die  ihm  gestern  erteilten  Instruktionen. 

Sobald  die  5  400000  Bolivares  jährlich  zur  Befriedigung  der  Ent- 
schädigungsansprüche der  drei  Mächte  festgesetzt  sind,  ist 
Lord  Lansdowne  der  Auffassung,  daß  wir  uns  damit  begnügen  könnten, 
wenn  die  Ansprüche  der  deutsch-englischen  Bondholders  von  Venezuela 
anerkannt  und  zugleich  mit  der  gesamten  auswärtigen  Schuld  Venezuelas 
geregelt  würden. 

Er  wünscht,  wohl  in  Anbetracht  der  öffentlichen  Meinung,  daß  die 
Frage  der  Bondholders  nicht  ein  ernstliches  Hindernis  für  einen  baldigen 
Abschluß  der  Venezuelaaffäre  bilde.  Aber  auch  in  der  Bondholder- 
frage  wünscht  er  zunächst  abzuwarten,  was  Sir  Michael  Herbert  bei 
Mr.  Bowen  erreichen  kann. 

Lord  Lansdowne  schien  Bereitwilligkeit  Mr.  Bowens  anzunehmen, 
die  in  erster  Reihe  stehende  englische  Forderung  von  rund  5  000  Pfund 
Sterling  sofort  zu  zahlen.  Ich  betonte,  daß  dann  auch  unsere  erstklassigen 
Forderungen  sofort  bezahlt  werden  müßten.  Wenn  dies  nicht  zu  er- 
reichen, müßten  wir  uns  beide  mit  einer  genügenden  Garantie  aus  den 
5  000  000  Bolivares  zufrieden  geben. 

Lord  Lansdowne  widersprach  zwar  nicht,  bemerkte  aber,  daß  der 
Unterschied  zwischen  den  englischen  5  000  Pfund  Sterling  und  den 
deutschen  66  000  Pfund  Sterling  doch  sehr  bedeutend  sei.  Ich  erinnerte 
ihn  daran,  daß  wir  stets  den  Standpunkt  vertreten  hätten,  der  auch  von 
ihm  anerkannt  worden  sei,  daß  die  in  erster  Linie  stehenden  Ansprüche 
in  gleicher  Weise  zu  befriedigen  seien:  Zahlung  oder  genügende  Sicher- 
heit. Außerdem  habe  er  aus  freiem  Antrieb  seinerzeit  die  englische 
erstklassige  Forderung  von  66  000  Pfund  Sterling  auf  5  000  Pfund  Ster- 
ling reduziert. 

Falls  es  zu  den  gemischten  Kommissionen  kommt,  schien  Lord  Lans- 
downe geneigt,  daß  die  Obmänner  aus  bisher  völlig  unbeteiligten  Staa- 
ten, respektive  deren  Vertreter  in  Caracas  gewählt  würden.  Er  schien 
aber  anzunehmen,  daß  die  Wahl  eines  Obmannes  erst  dann  notwendig 


*  Vgl.  dazu  Lord  Lansdownes  Depesche  an  den  Berliner  Botschafter  vom  27.  Ja- 
nuar 1903  in:  Das  Staatsarchiv,  Bd.  68,  S.  176  f. 
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sein  würde,   wenn   die   zunächst   beteiligten   Unterhändler  in   den   ge- 
mischten Kommissionen  sich  nicht  einigen  könnten. 

Er  will  Sir  Michael  Herbert  telegraphisch  auf  die  Gefahr  hinweisen, 
daß  ein  Abkommen  mitBowen  von  dem  venezolanischen  Kongreß  nicht 
anerkannt  werde.  Gegen  Faustpfand  hat  Lord  Lansdowne  wegen  Nord- 
amerikas Bedenken,  da  damit  die  Besetzung  von  Territorium  in  irgend- 
einer Art  verbunden  sein  würde,  was  wir  bisher  aus  bekannten  Gründen 
vermieden  hätten.  Dagegen  schien  er  sich  meiner  daraufhin  geäußerten 
privaten  Ansicht  anzuschließen,  daß  durch  Mr.  Bowen  zwecks  Aufhebung 
der  Blockade  von  Präsident  Castro  eventuell  sofortige  Einberufung  des 
Kongresses  und  Genehmigung  unseres  Abkommens  zu  verlangen  sei. 
Aber  auch  in  diesem  Punkte  wünscht  Lord  Lansdowne  Äußerung  Sir 
Michael  Herberts  abzuwarten. 

Lord  Lansdowne  sprach  im  allgemeinen  die  richtige  Ansicht  aus,  daß 
jetzt,  wo  die  Verhältnisse  zum  Abschluß  drängten,  die  Regierungen  um 
so  vorsichtiger  sein  müßten  und  sich1  nicht  zu  übereilten  Zusagen  an 
Mr.  Bowen  durch  die  verlockende  Aussicht  verleiten  lassen  dürften, 
die  leidige  Angelegenheit  möglichst  bald  los  zu  werden.  Ich  bestärkte 
ihn  in  dieser  Auffassung  und  fügte  hinzu,  daß,  wenn  auch  jetzt  ein  allge- 
meines Drängen  sich  in  der  öffentlichen  Meinung  breitmache,  die 
Venezuelaangelegenheit  baldigst  zu  erledigen,  dieselbe  öffentliche  Mei- 
nung später  doch  die  Regierungen  um  so  heftiger  angreifen  würde, 
wenn  trotz  der  Venezuelaaktion  unsere  Ansprüche  in  unbefriedigender 
Weise  erledigt  würden. 

Metterni  ch 


Nr.  5138 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternlch  an  das 

'Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  37  London,  den  27.  Januar  1903 

Im  Anschluß  an  Telegramm  Nr.  36*. 

Lord  Lansdowne  sandte  soeben  Herrn  Villi ers  zu  mir,  um  mir  mitzu- 
teilen, daß  die  englische  Regierung  ernste  parlamentarische  Schwierig- 
keiten befürchte,  wenn  wir  darauf  beständen,  die  sofortige  Zahlung  von 
66  000  Pfund  Sterling  zu  verlangen,  während  England  nur  5  500  Pfund 
Sterling  erhalten  solle.  Herr  Balfour  habe  sich  in  einem  Memorandum 
dahin  ausgesprochen,  daß  die  Stellung  der  englischen  Regierung  durch 
eine  derartige  Regelung  erschüttert  werden  und  die  Mißstimmung  gegen 
Deutschland   sich   unendlich   heftig  äußern   würde.     Außerdem   sei    es 


*  Siehe   Nr.   5137. 
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ausgeschlossen,  daß  Venezuela  eine  so  große  Summe  zahlen  könne. 
Ein  Abkommen  mit  Mr.  Bowen  werde  auf  dieser  Basis  also  nicht  zu- 
stande kommen. 

Ich  erwiderte  ihm,  daß  die  öffentliche  Meinung  in  Deutschland 
ebenfalls  in  Betracht  gezogen  werden  müsse.  Bei  uns  würde  eine  gleiche 
Mißstimmung  hervorgerufen  werden,  wenn  wir  mit  Bürgschaften  abge- 
funden würden,  während  England  bar  Geld  erhalte. 

Herr  Villiers  sprach  in  der  ernstesten  und  dringendsten  Weise  im 
Namen  Balfours  und  Lord  Lansdownes  die  Bitte  aus,  es  möge  irgendein 
Modus  gefunden  werden,  um  zu  vermeiden,  daß  bei  der  englischen  Re- 
gierung und  öffentlichen  Meinung  ein  Stachel  zurückbleibe,  der  die 
gegenseitigen  Beziehungen  beider  Staaten  ernstlich'  stören  könne. 

Da  ich  immer  wieder  betonte,  daß  eine  gleiche  Behandlung  unserer 
beiderseitigen  Forderungen  dringend  notwendig  sei,  sagte  Villiers  zum 
Schluß,  Balfour  habe  die  Frage  angeregt,  ob  wir  wohl  mit  einer  Ab- 
schlagszahlung von  5  500  Pfund  Sterling  und  Bürgschaften  für  den  Rest 
zufrieden  sein  würden. 

Ich  sagte,  daß  ich  Euerer  Exzellenz  von  unserer  Unterredung  Mel- 
dung machen  würde. 

Ich  sehe  Balfour  heute  abend  in  Windsor,  wo  ich  bis  Donnerstag 
früh  als  Gast  Seiner  Majestät  des  Königs  weile.  Ich  nehme  Chiffre 
87  364  und  einen  Kanzlisten  mit. 

Metternich 


Nr.  5139 

Der   Staatssekretär   des   Auswärtigen   Amtes   Freiherr 

von  Richthof en  an  den  Botschafter  in  London  Grafen 

von   Metternich,  z.  Z.   in   Windsor 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden   Rats   Kriege 

Nr.  35  Berlin,  den  28.  Januar  1903 

Antwort  auf  Telegramme  Nr.  36*,  37**  und  39***, 
1.  Um  den  Wünschen  der  britischen  Regierung  nach  Möglichkeit 
entgegenzukommen,  sind  wir  bereit,  wegen  unserer  in  erster  Linie  ste- 
henden Forderungen  den  Vorschlag  Lord  Balfours  anzunehmen.  Wir 
würden  uns  daher  mit  einer  Abschlagszahlung  von  5  500  Pfund  Sterling 
und  Bürgschaften  für  den  Rest  zufrieden  geben.     Diese  Bürgschaften 


*  Siehe  Nr.  5137. 

**  Siehe  Nr.  5138. 

***  Telegramm    Nr.  39    vom    27.    Januar    übermittelte    den    Wortlaut    der    dem 

englischen    Botschafter    in    Washington    am    26.    telegraphierten    Instruktionen. 

Vgl.    dazu   das    Englische    Blaubuch:    Venezuela    Nr.    1    (1903),    Nr.    245,    und 

Das  Staatsarchiv,  Bd.  68,  S.  175. 
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müßten  indes  darin  bestehen,  daß  Venezuela  sich  verpflichtet,  den  Rest 
aus  den  uns  zu  überweisenden  Zolleinkünften  vorweg,  also  vor  den 
übrigen  Forderungen  der  drei  Mächte,  zu  befriedigen. 

2.  Wegen  der  zu  überweisenden  Zolleinkünfte  schließen  wir  uns 
durchaus  der  Auffassung  der  britischen  Regierung  an,  daß  die  ange- 
botenen 30  Prozent  ausschließlich  den  Gläubigern  der  drei  Blockade- 
mächte zugute  kommen  müssen.  Wir  empfehlen,  hieran  unter  allen  Um- 
ständen festzuhalten,  da  sonst  von  einer  genügenden  Sicherheit  nicht 
die  Rede  sein  kann.  Die  Zahlungen  würden  zweckmäßig  jeden  Monat 
an  die  Vertreter  der  drei  Mächte  in  Caracas  gemeinsam  erfolgen,  die 
sich  wegen  der  Verteilung  besonders  zu  einigen  haben  würden. 

3.  Mit  den  Vorschlägen  Lord  Lansdownes,  daß  die  Ansprüche  der 
deutschen  und  englischen  Bondholders  von  Venezuela  anerkannt  und 
zugleich  mit  dessen  gesamten  auswärtigen  Schuld  geregelt  werden 
müssen,  glauben  wir  uns  nach  Lage  der  Umstände  im  Prinzip  einver- 
standen erklären  zu  sollen.  Wir  sind  indes  der  Ansicht,  daß  auf  dieser 
Grundlage  ein  befriedigendes  Ergebnis  nur  dann  zu  erzielen  sein  wird, 
wenn  uns  gegen  Venezuela  ein  starkes  Druckmittel  zur  Verfügung  steht. 
Wir  empfehlen  daher,  daß,  falls  nicht  bessere  Sicherheiten  zu  erreichen 
sind,  Venezuela  sich  verpflichten  muß,  die  angebotenen  30  Prozent  der 
Zolleinkünfte  nach  Erledigung  der  übrigen  Reklamationen  der  drei 
Mächte  ausschließlich  für  den  Dienst  der  deutschen  und  englischen  An- 
leihe weiter  zu  zahlen,  sofern  nicht  inzwischen  ein  anderweitiges  zu- 
friedenstellendes Arrangement  zustande  gekommen  ist. 

4.  Mit  Lord  Lansdowne  sind  wir  darin  einverstanden,  daß  die  Wahl 
der  Obmänner  für  die  gemischten  Kommissionen  erst  zu  erfolgen  hat, 
wenn  die  beiden  übrigen  Mitglieder  sich  nicht  einigen  können.  Mit  Rück- 
sicht auf  die  zu  erwartenden  Verschleppungsversuche  Venezuelas  er- 
scheint es  indes  dringend  erforderlich,  schon  jetzt  in  den  Abkommen 
mit  Mr.  Bowen  Bestimmungen  über  die  Auswahl  der  Obmänner  zu  tref- 
fen. Wir  sehen  entsprechenden  Vorschlägen  der  britischen  Regierung 
entgegen. 

5.  Die  von  Euerer  Exzellenz  und  Lord  Lansdowne  geäußerte  An- 
sicht, daß  die  Aufhebung  der  Blockade  von  der  Genehmigung  der  mit 
Bowen  zu  treffenden  Abkommen  durch  den  sofort  zu  berufenden  vene- 
zolanischen Kongreß  abhängig  gemacht  wird,  erscheint  auch  uns  zweck- 
entsprechend. Bei  gutem  Willen  würde  Präsident  Castro  hierzu  gemäß 
Artikel  89  Nr.  16  der  venezolanischen  Verfassung  alsbald  in  der  Lage 
sein. 

Euere  Exzellenz  bitte  ich,  die  vorstehenden  Punkte  sofort  mit  Lord 
Lansdowne  zu  besprechen  und  ihn  zur  Erteilung  entsprechender  In- 
struktionen an  den  englischen  Botschafter  in  Washington  zu  veranlassen. 
Der  dortige  deutsche  Geschäftsträger  wird  heute  in  diesem  Sinne 
instruiert. 

Rieh th  of en 
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Nr.  5140 

Der  Botschafter  in   London   Graf   von   Metter nich 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

London,  den  29.  Januar  1903 

Privat  für  den  Herrn  Reichskanzler. 

Seine  Majestät  König  Edward  besprach  mit  mir  gestern  abend 
Venezuela  und  drückte  den  Wunsch  aus,  möglichst  bald  die  Angelegen- 
heit zu  Ende  zu  bringen.  Es  sei  viel  wichtiger,  diesen  Zwischenfall 
schleunigst  los  zu  werden1,  als  die  beiderseitigen  Qeldforderungen  be- 
willigt zu  erhalten2.  Ich  setzte  Seiner  Majestät  auseinander,  daß  die 
Regierung  Seiner  Majestät  des  Kaisers  ebenfalls  dringend  wünsche,  zu 
einem  baldigen  Abschluß  zu  gelangen.  Es  dürfte  aber  nicht  außer  acht 
gelassen  werden,  daß,  wenn  wir  uns  mit  leeren  Händen  aus  Venezuela 
zurückzögen,  die  öffentliche  Kritik,  welche  das  Vorgehen  gegen  Vene- 
zuela jetzt  verurteile,  dann  in  noch  verstärktem  Maße  über  uns  herfallen 
würde. 

Obwohl  Seine  Majestät  der  König  sich  in  der  wohlwollendsten 
Weise  über  das  Verhältnis  zu  Deutschland  äußerte  und  die  Hoffnung 
ausdrückte,  daß  mit  der  Zeit  die  Erregung  zwischen  den  beiden  Ländern 
schwinden  und  einem  besseren  Verhältnis  Platz  machen  werde,  so 
konnte  ich  doch  wahrnehmen,  daß  Seine  Majestät  einigermaßen  unter 
dem  Eindruck  der  hiesigen  Preßdarstellungen  unseres  Auftretens  in 
Venezuela  stand. 

Ich  gestattete  mir  daher  auszuführen,  daß  die  gemeinsame  gerechte 
und  maßvolle  Aktion  gegen  Venezuela  nur  deshalb  einer  so  unerwünscht 
ten  und  erregten  Beurteilung  in  der  Öffentlichkeit  begegne,  weil  die 
englische  Presse  in  blinder  Gehässigkeit  von  Anfang  an  die  Sache 
verdreht  und  der  deutschen  Regierung  alle  möglichen  unwahren  und 
phantastischen  Motive  untergeschoben  habe,  sodaß  schließlich  auch 
die  öffentliche  Meinung  in  Amerika  dem  englischen  Beispiel  gefolgt 
sei.  Ohne  die  kurzsichtige  Stellungnahme  der  öffentlichen  Meinung  in 
England  würde  man  in  Amerika  weit  größere  Ruhe  bewahrt  haben. 
Hinsichtlich  der  Beschießung  von  San  Carlos*  bemerkte  ich  nur,  ob  ein 
englischer  Schiffskommandant  nicht  auch  das  Feuer  erwidert  haben 
würde,  wenn  zuerst  auf  ihn  .geschossen  worden  wäre. 

Die  gleiche  Frage  stellte  ich  an  den  Prinzen  von  Wales,  der  sie 
mit  einigem  Widerstreben  bejahen  mußte. 

Seine  Majestät  den  König  machte  ich  auch  noch  darauf  aufmerksam, 
daß  die  Kaiserliche  Regierung  im  ganzen  Verlaufe  der  Venezuelaaffäre 
in  bereitwilligster  Weise  stets  den  Wünschen   der  englischen   Regie- 


Vgl.  Nr.  5133,  Fußnote*. 
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rung  entgegengekommen  sei  und  ihrer  schwierigen  Lage  Rechnung  ge- 
tragen habe. 

Ich  wäre  Ihnen  besonders  dankbar,  wenn  Sie  Seiner  Majestät  dem 
Kaiser  von  meiner  Unterredung  mit  König  Edward  Meldung  machen 
wollten.  Metternich 

Randbemerkungen    Kaiser  Wilhelms  II.: 

1  Serenissimus   verliert   die    Nerven!     Das    hätte    Großmama   nie   gesagt! 

2  Das    ist   ja   eine    unmögliche    Zumuthung 


Nr.  5141 

Der  Geschäftsträger  in  Washington  Graf  von  Quadt 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 
Nr.  28  Washington,  den  29.  Januar  1903 

Lord  Lansdowne  hat  Mr.  Bowen  erklären  lassen,  daß  die  drei 
blockierenden  Mächte  sich  nicht  darauf  einlassen  könnten,  mit  den 
übrigen  Mächten,  welche  gleichfalls  Forderungen  gegen  Venezuela 
haben,  auf  gleichen  Fuß  gestellt  zu  werden,  daß  er  vielmehr  darauf  be- 
stehen müsse,  daß  die  drei  Mächte  in  der  Begleichung  ihrer  Forde- 
rungen bevorzugt  würden.  Ferner  verlange  er,  daß  die  Forderungen 
der  drei  Mächte  innerhalb  sechs  Monate  geregelt  würden. 

Bowen  hat  den  beiden  Botschaftern  und  mir  nach  zweistündiger, 
von  seiner  Seite  zum  Teil  sehr  heftiger  Diskussion  folgende  Erklärung 
als  Antwort  diktiert: 

,,I  object  to  paying  first  the  claims  of  the  allied  Powers  and  the 
Claims  of  the  other  nations  afterwards  because 

1.  I  think  it  is  unjust,  unfair  and  illegal  to  tie  the  hands  of  the 
said  other  nations  for  the  period  of  5  or  6  years  that  it  would  take 
to  pay  the  claims  of  the  allied  Powers ; 

2.  if  I  recognise  the  brüte  force  alone  can  be  respected  in  the 
collection  of  claims  I  should  encourage  the  said  other  nations  to  use 
force  also; 

3.  if  the  allied  Powers  wanted  preferential  treatment  they  should 
have  asked  for  it  in  the  beginning  and  should  not  now  propose  it  after 
1  understood  clearly  that  all  the  conditions  of  allied  Powers  had  been 
stated.  If  however  this  demand  for  preferential  treatment  is  raised 
sidely  as  a  point  of  honour  I  am  willing  to  agree  that  the  entire 
30  o/o  be  paid  to  the  allied  Powers  for  the  first  month/' 

Die  beiden  Botschafter  werden  ihre  Regierungen  bitten,  die  Schwie- 
rigkeit, welche  sich  durch  den  Lansdowneschen  Antrag  bei  den  Ver- 
handlungen ergeben  hat,  der  Presse  nicht  mitzuteilen,  sondern  nur  zu 
sagen,  daß  noch  über  einzelne  Punkte,  die  noch  der  Aufklärung  be- 
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dürften,  verhandelt  würde,  damit  hier  die  öffentliche  Meinung,  welche 
das  sofortige  Aufheben  der  Blockade  erwartet  hatte,  nicht  unnötig 
erregt  werde.  Quadt 

Nr.  5142 

Der  Botschafter  in   London   Graf   von   Metternlch 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 
Nr.  46  London,  den  30.  Januar  1903 

Hinsichtlich  der  Weigerung  Mr.  Bowens,  die  Forderungen  der 
blockierenden  Mächte  gesondert  von  etwaigen  Ansprüchen  anderer 
Mächte  zu  befriedigen,  teilt  mir  Lord  Lansdowne  soeben  inhaltlich  den 
Entwurf  einer  heute  abend  telegraphisch  abgehenden  Instruktion  an 
Sir  Michael  Herbert  mit*.  Dem  Botschafter  werden  die  Gründe  mit- 
geteilt, weshalb  die  Weigerung  Mr.  Bowens,  den  Ansprüchen  der 
blockierenden  Mächte  keine  Priorität  vor  sonstigen  Ansprüchen  zu  ge- 
währen, ungerechtfertigt  sei.  Bei  dieser  Lage  bleibe  nichts  übrig,  als 
sich  an  das  Haager  Schiedsgericht  zu  wenden,  außer  wenn  der  Präsident 
der  Vereinigten  Staaten  angerufen  werde,  den  strittigen  Punkt  zu  ent- 
scheiden, ob  die  Ansprüche  der  blockierenden  Mächte  gesondert  von 
den  sonstigen  Ansprüchen  zu  befriedigen  seien  oder  nicht. 

Sir  Michael  wird  angewiesen,  sich  in  diesem  Sinne  mit  seinem 
deutschen  und  italienischen  Kollegen  zu  verständigen  und  ihnen  den 
Inhalt  seiner  Instruktion  mitzuteilen. 

Lord  Lansdowne  läßt  Abschrift  der  heute  nachmittag  mit  dem 
Premierminister  vereinbarten  langen  Instruktion  an  Sir  Michael  Herbert 
für  mich  anfertigen.  Ich  telegraphiere  den  Wortlaut,  sobald  er  mir 
zugeht.    Er  wird  wohl  erst  nachts  in  Berlin  eintreffen. 

Ich  habe,  ohne  eine  heftige  Stellungnahme  gegen  die  dem  Präsi- 
denten der  Vereinigten  Staaten  zugedachte  spezialschiedsrichterliche 
Rolle  einzunehmen,  um  nicht  als  Störenfried  gegen  Amerika  aufzutreten, 
doch  in  ruhiger  Weise  darauf  hingewiesen,  daß  Präsident  Roosevelt 
gegen  uns  entscheiden  würde. 

Mr.  Bowen  habe  unzweifelhaft  das  Staatsdepartement  in  Washing- 
ton über  seine  Verhandlungen  informiert,  und  diese  seien  ebenso  un- 
zweifelhaft gutgeheißen  worden**.  Die  dem  Präsidenten  Roosevelt  dar- 
gebotene Versuchung,  den  blockierenden  Mächten  und  Europa  einen 
snub    zu    erteilen    und    zugleich    als    Schirmherr    Südamerikas    dazu- 

*  Siehe  den  Text  in:   Das  Staatsarchiv,   Bd.   68,  S.   177  ff. 
**  Tatsächlich  stellte  sich  laut  eines  Telegramms  des  Gesandten  von  Sternburg 
vom    1.    Februar    der    amerikanische    Staatssekretär    auf    den    Standpunkt,    daß 
eine  preferentielle  Behandlung  der  englisch-deutsch-italienischen  Ansprüche  nicht 
zugelassen    werden    könne. 
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stehen  .  .  .*  auch  für  die  Zukunft  Europa  zu  warnen,  sei  zu  groß,  um 
ihr  widerstehen  zu  können.  Ich  persönlich  neigte  zu  der  Ansicht,  daß 
Mr.  Bowen  bluff  spiele,  und  daß  er  sich  schließlich  ungern  einem  Fiasko 
seiner  Unterhandlungen  aussetzen  würde.  Sollte  es  zu  einem  definitiven 
Abbruch  mit  Bowen  indessen  kommen,  so  sei  zu  erwägen,  ob  nicht  auf 
dem  Wege  zum  Haag  eine  andere  als  die  von  Lord  Lansdowne  gewählte 
Form  gefunden  werden  könne,  die  dem  Präsidenten  Roosevelt  und  der 
öffentlichen  Meinung  in  Amerika  angenehm  sei. 

Lord  Lansdowne  frug  mich  whether  we  were  riding  for  a  fall,  wenn 
wir  den  Präsidenten  Roosevelt  zum  Schiedsrichter  über  den  Differenz- 
punkt mit  Mr.  Bowen  anriefen.    Ich  bejahte  dies. 

Es  sei  aber,  fuhr  der  Minister  fort,  und  Sir  Michael  Herbert  schiene 
dies  auch  zu  befürchten,  wahrscheinlich,  daß  auch  das  Haager  Schieds- 
gericht die  Ansprüche  der  anderen  Mächte  mit  den  unsrigen  zusammen- 
werfen würde,  da  die  anderen  Mächte  sehr  wahrscheinlich  auch  mit 
ihren  Ansprüchen  demnächst  hervortreten  würden.  Ich  wandte  ein, 
in  dem  Schiedsvertrag  brauchten  wir  nur  unsere  Ansprüche  dem  Gericht 
zu  unterbreiten.  Der  Minister  gab  dies  zu,  hob  aber  hervor,  daß  wir 
es  nicht  verhindern  könnten,  wenn  das  Schiedsgericht  die  zur  Deckung 
der  Forderungen  bestimmten  venezolanischen  Einnahmequellen  allen 
Staaten  gleichmäßig  zuteile. 

Nach  Lord  Lansdownes  Zusammenstellung  betragen  die  Forde- 
rungen der  blockierenden  Mächte  etwa  900  000  Pfund  Sterling,  die  der 
übrigen  Mächte  etwa  1  140  000  Pfund  Sterling.  Auch  wenn  Präsident 
Roosevelt  als  Schiedsrichter  über  den  Streitpunkt  mit  Mr.  Bowen  an- 
gerufen werde,  würde  nach  Lord  Lansdownes  Auffassung  unbedingt 
daran  festzuhalten  sein,  daß  unsere  erstklassigen  Forderungen  zu- 
nächst befriedigt  würden:  also  5  500  Pfund  Sterling  an  England  und 
Deutschland  bar  und  Priorität  der  Zahlung  von  61  000  Pfund  Sterling 
für  Deutschland.  Die  zweitklassigen  Forderungen  würden  dagegen 
ebenso  wie  die  Forderungen  der  Bondholders,  falls  Präsident  der  Ver- 
einigten Staaten  zugunsten  Mr.  Bowens  Auffassung  entscheide,  erst 
mit  den  gesamten  auswärtigen  Schulden  Venezuelas  befriedigt  werden. 

Metterni  ch 

Nr.  5143 

Der  Botschafter  in   London   Graf   von  Mette  mich 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  49  London,  den  31.  Januar  1903 

Habe  aus  ganz  vertraulichen  und  privaten  Besprechungen  mit  Herrn 
Villiers    Überzeugung   gewonnen,    daß    hiesige   Regierung   unter   dem 

*  Gruppe  fehlt. 
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immer  stärker  sich  äußernden  Druck  der  öffentlichen  Meinung  und  ein- 
flußreichen Persönlichkeiten  entschlossen  ist,  in  der  Venezuelaange- 
legenheit klein  beizugeben  und  den  Präsidenten  Roosevelt  als  Schieds- 
richter über  den  strittigen  Punkt  anzurufen. 

Metternich 

Nr.  5144 

Der  Gesandte  in  außerordentlicher  Mission  in  Washington 
Freiherr  SpecR  von  Sternbarg  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  34  Washington,  den  31.  Januar  1903 

Englischer  und  italienischer  Botschafter  haben  ihren  Regierungen 
vorgeschlagen,  daß  die  blockierenden  Mächte  als  Kompromiß  für  Fallen- 
lassen der  Forderung  preferentieller  Behandlung  als  Abschlagszahlung 
auf  ihre  Reklamationen  eine  Summe  von  der  venezolanischen  Regierung 
erhalten,  welche  den  durch  die  Blockade  erzeugten  Kosten  gleich- 
kommt. 

Präsident  hatte  Wunsch  geäußert,  mich  sofort  zu  sehen.  Er  betonte, 
in  wie  hohem  Grade  es  ihm  wünschenswert  erscheine,  daß  Venezuela- 
verhandlungen möglichst  bald  zum  befriedigenden  Abschluß  kämen, 
da  sie  beginnen,  öffentliche  Meinung  hier  und  in  Europa  lebhaft  zu 
irritieren. 

Aus  sicherer  Quelle  erfahre  ich,  daß  Frankreich  mit  Washington 
Hand  in  Hand  geht.  Dieser  Koalition  dürften  sich  die  kleineren  Mächte 
sicher  anschließen. 

Englischer  Botschafter  bemerkte,  daß  Herr  Bowen  offenbar  die 
Presse  beeinflusse,  um  zu  seinen  Gunsten  Stimmung  zu  machen. 

Sternburg 

Nr.  5145 

Der  Gesandte  in  außerordentlicher  Mission  in  Washington 
Freiherr  Speck  von  Sternburg  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  38  Washington,  den  3.  Februar   1903 

Bowen  teilt  mir  privatim  mit,  daß  er  heutigen  Vorschlag  englischen 
Botschafters  verworfen  habe  (offizielle  Antwort  folgt)  *,  und  macht  mir 
vertraulich  und  persönlich  den  Vorschlag,  die  bereits  angebotene  Frist 


*  Vgl.  die  Depesche  des  englischen  Botschafters  in  Washington  Sir  M.  Herbert 
an    Lord    Lansdowne   vom    3.    Februar   in:    Das    Staatsarchiv,    Bd.    68,   S.    181. 
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von  einem  Monat  (confer  Telegramm  Nr.  28*)  zur  Zahlung  der  30 
Prozent  an  Alliierte  auf  drei  Monat  auszudehnen,  und  zwar  als  Ehren- 
punkt, nicht  als  Vorrecht.  Längere  Frist  sei  wegen  Haltung  neutraler 
Mächte,  namentlich  Frankreichs,  unmöglich;  französischer  Botschaf- 
ter** habe  ihm  diesbezüglich  eine  Szene  gemacht.  Ich  habe  mich 
überzeugt,  daß  in  allen  hiesigen  Kreisen  Frage  preferentieller  Behand- 
lung höchst  unpopulär  ist,  namentlich  bei  Staatssekretär,  da  Mächte, 
die  Gewalt  gebraucht,  neutralen  Mächten  gegenüber  Vorteile  erlangen. 
Dies  etabliere  für  Südamerika  bedenkliche  Präzedenz  und  laufe  den 
durch  Haager  Friedenskonferenz  etablierten  Grundsätzen  und  der  Zivili- 
sation zuwider.  Von  maßgebendster  Seite  wurde  mir  vertraulich  mit- 
geteilt, daß  Vorgehen  Alliierter  einen  lebhaften  Umschwung  der  Sym- 
pathien Süd-  und  Zentralamerikas  zugunsten  der  Vereinigten  Staaten 
nach  sich  gezogen  habe,  welcher  letzteren  große  Vorteile  verspräche. 
Die  geringen  Sympathien,  welche  Deutschland  in  den  Vereinigten 
Staaten  noch  gehabt  habe,  habe  es  geopfert.  Deweys  Geschwader 
habe  geheimen  Befehl  erhalten,  sich  bereitzuhalten.  Ich  schlage  vor, 
Bowens  Anerbieten  wegen  Zahlung  von  30  Prozent  an  Alliierte  auf  drei 
Monat  anzunehmen,  da  weiteres  Hinausschieben  der  Frage  uns  vor- 
aussichtlich in  Zentral-  und  Südamerika  und  in  den  Vereinigten 
Staaten  unermeßlichen  Schaden  bringen  wird.  Habe  Bowen  unter  dem 
Eindruck  gelassen,  daß  gestriger  Vorschlag  Sir  Michaels  lediglich  von 
England  ausgeht. 

Sternburg 


Nr.  5146 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bälow  an  den  Botschafter 
in  London   Grafen   von  Metternich 

Telegramm.     Konzept 
Nr.  53  Berlin,  den  4.  Februar  1903 

Aus  gestrigen  Telegrammen  BaroifSternburgs***  habe  ich  den  Ein- 
druck gewonnen,  daß  Bowen  darauf  ausgeht,  Deutschland  und  Eng- 
land zu  trennen,  indem  er  Deutschland  besondere  Vorteile  in  Aus- 
sichtstellt. Wir  sind  fest  entschlossen,  mit  England  durchaus  zusammen- 
zugehen und  uns  auf  nichts  einzulassen,  was  nicht  der  mit  England 
getroffenen  Verständigung  entspricht,  da  wir  dasselbe  auch  von  Eng- 


*  Siehe  Nr.  5141. 

**  Jules  Cambon. 

***  Vgl.  Nr.  5145.    Ein  weiteres  Telegramm  Freiherr  Speck  von  Sternburgs  vom 

3.    Februar    enthielt    Einzelheiten    über    eine    persönliche    Differenz    zwischen 

Sir   M.   Herbert  und   Bowen. 
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land  annehmen.    Baron  Sternburg  ist  angewiesen,  vollständig  auf  einer 
Linie  mit  Sir  Michael  Herbert  zu  bleiben. 

Euere  Exzellenz  bitte  ich,  dies  sofort    Lord  Lansdowne  mitzu- 
teilen. 

Bülow 


Nr.  5147 

Der  Gesandte  in  außerordentlicher  Mission  in  Washington 
Freiherr  Speck  von  Sternburg  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  41  Washington,  den  4.  Februar  1903 

Preßnachrichten  über  unsere  Verhandlungen  absolut  falsch  und 
von  Bowen  inspiriert.  Bowen  sagte  italienischem  Botschafter  vertrau- 
lich, daß  seine  Politik  hinziele,  Sir  Michael  und  mich  zu  trennen.  Von 
Trennung  ist  keine  Rede.  Ich  habe  gestrigen  Vorfall  nur  zu  unseren 
Gunsten  verwenden  können  und  versöhnend  auf  Sir  Michael  und 
Bowen  eingewirkt.  Englischer  Botschafter  hat  Vorschlag  Bowens 
(Telegramm  Nr.  28*)  nach  London  gedrahtet.  Hat  er  bis  heute  abend 
keine  Antwort,  so  befürwortet  er,  Frage  getrennter  Behandlung  Präsi- 
dent vorzulegen.  Herr  Hay  hat  sich  englischem  Botschafter  gegenüber 
geäußert,  daß  Haager  Schiedsgericht  mit  Bezug  auf  selbige  gegen  uns 
entscheiden  \Vird. 

Stern  bu  rg 


Nr.  5148 

Der  Gesandte  in  außerordentlicher  Mission  in  Washington 
Freiherr  Speck  von  Sternburg  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  46  Washington,  den  6.  Februar  1903 

Englischer  Botschafter  war  instruiert,  Frage  der  preferentiellen  Be- 
handlung dem  Präsidenten  zur  Entscheidung  vorzulegen.  Italienischer 
Botschafter  und  ich  haben  uns  auf  Wunsch  ihm  angeschlossen.  Präsi- 
dent hat  Entscheidung  nicht  angenommen. 

Sternburg 


*  Siehe  Nr.  5141. 
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Nr.  5149 

Der  Botschafter  in   London   Graf    von   Metternich 
an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bälow 

Privatbrief.     Ausfertigung 

London,  den  4.  Februar  1903 

pp.  Bei  der  königlichen  Familie,  beim  König,  der  Königin  und  dem 
Prinz  von  Wales  war  eine  starke  Abneigung  gegen  das  gemeinsame 
Vorgehen  in  Venezuela  zu  konstatieren.  Auch  konnte  ich  durchfühlen, 
daß  man  uns,  hauptsächlich  infolge  der  Beschießung  von  San  Carlos  *, 
als   Störenfried   betrachtete. 

Die  verblendete  öffentliche  Meinung  in  England  steht  fast  auf  dem 
Standpunkte  des  Präsidenten  Castro,  welcher  in  der  Beschießung  seiner 
Forts  eine  Entweihung  des  geheiligten  Bodens  von  Venezuela  erblickt. 
Daß  die  Engländer  vor  nicht  langer  Zeit  Puerto  Cabello  selbst  bombar- 
diert haben,  ist  ihnen  gänzlich  aus  der  Erinnerung  geschwunden 1. 

Es  ist  ein  gutes  Zeichen,  daß  die  englischen  Minister  anfangen,  in 
öffentlicher  Rede  ihre  venezolanische  Politik  zu  verteidigen.  Am  besten 
ist  dies  Mr.  Austen  Chamberlain,  dem  Sohne  des  Kolonialministers,  ge- 
lungen. 

Lord  Lansdowne  ist  ein  Ehrenmann,  der  an  den  Verpflichtungen,  die 
er  übernommen  hat,  festhält.  Wenn  am  17.  d.  Mts.  das  Parlament  zu- 
sammentritt, mag  die  Situation  für  ihn  und  das  Ministerium  gefährlich 
werden,  falls  durch  die  Venezuelapolitik  sich  bis  dahin  ein  schärferer 
Gegensatz  zu  den  Vereinigten  Staaten  entwickelt  haben  sollte.  Für 
sehr  gefährlich  halte  ich  eine  öffentliche  Erörterung  über  die  Frage,  wer 
die  gemeinsame  Aktion  angeregt  hat,  ob  England  oder  Deutschland2**. 
Würde  aktenmäßig  festgestellt,  daß  Lord  Lansdowne  die  Sache  ange- 
regt hat3,  so  würde  er  meines  Erachtens  darüber,  bei  der  in  parlamen- 
tarischen Kreisen  herrschenden  Stimmung,  fallen. 

Die  Unverschämtheiten  Bovvens  sind  das  beste  Mittel,  um  die  hie- 
sige Regierung  vor  allzu  großer  Nachgiebigkeit  zu  bewahren.  Lord 
Lansdowne  bezeichnete  ihn  mir  heute  als  scamp — Schuft. 


*  Vgl.    Nr.   5133,    Fußnote  *. 

**  Tatsächlich  war  die  Anregung  von  englischer  Seite  ausgegangen.  Vgl. 
Nr.  5106,  S.  242,  Fußnote  *.  Auf  eine  öffentliche  aktenmäßige  Festlegung  dieser 
Tatsache  erklärte  Reichskanzler  Graf  Bülovv  jedoch  in  seiner  Antwort  auf 
Graf  Metternichs  Brief  verzichten  zu  wollen:  „Was  von  uns  außerdem  noch 
geschehen  kann  zum  Ausschlüsse  einer  jeden  öffentlichen  Erörterung  darüber, 
ob  England  oder  Deutschland  die  gemeinsame  Aktion  angeregt  habe,  wird 
sicherlich  geschehen.  Nur  keine  retrospektive  Rechthaberei!  In  jeder  Weise 
werden  wir  so  wie  bisher  auch  weiter  das  loyale  Verhalten  Lord  Lansdownes, 
den  Sie  mit  Recht  als  einen  Ehrenmann  bezeichnen,  mit  völlig  gleich  weit- 
gehendem Vertrauen  entgelten." 
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Sollte  aber  Präsident  Roosevelt  die  Geduld  verlieren,  der  gelben 
Presse  nachgeben  und  z.  B.  die  Aufhebung  der  Blockade  verlangen, 
so  kann  die  englische  Regierung  im  Handumdrehen  stürzen.  Gegen  den 
amerikanischen  Fetisch  im  Bunde  mit  der  Abneigung  gegen  Deutsch- 
land kann  sie  nicht  aufkommen.  Ein  neues  Ministerium,  welches  die 
gegenwärtige  Regierung  wegen  ihrer  Kooperation  mit  Deutschland  zu 
ersetzen  hätte,  würde  aber  eine  ernste  Gefahr  auch  für  die  offiziellen 
deutsch-englischen  Beziehungen  bilden4,  pp. 

Paul  Metternich 

Randbemerkungen  des  Grafen  von  Bülow: 

1  Könnte  das  nicht  in  eine  englische  Zeitung  gebracht  werden? 

2  Eine  solche  Erörterung  muß  von  unserer  Seite  unbedingt  vermieden  werden! 
Nur  keine  retrospektive  Rechthaberei 

3  Das  wird  unter  keinen  Umständen  geschehen. 

4  richtig,  Rosebery  ist  weit  gefährlicher  als  das  Kabinett  Balfour-Chamberlain- 
Lansdowne 

Schlußbemerkung  des  Grafen  von  Bülow: 

Ich  bitte  um  Antwort  an  Metternich  nach  Maßgabe  meiner  Randvermerke  und 
unter  Dank  für  seinen  interessanten  und  verständigen  Brief.  Auch  Seine  Ma- 
jestät sei  mit  seiner  Haltung  in  der  Venezuelafrage  sehr  einverstanden.    B.    7/1 1. 

Nr.  5150 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  Kaiser  "Wilhelm  II. 

Ausfertigung 

Berlin,  den  14.  Februar  1903 

Euerer  Kaiserlichen  und  Königlichen  Majestät  melde  ich  allerunter- 
tänigst,  daß  die  Verhandlungen  zur  Beilegung  der  Streitigkeiten  zwischen 
Deutschland  und  Venezuela  zu  einem  befriedigenden  Ergebnis  geführt 
haben*.    Nach    einer   telegraphischen    Meldung   Euerer   Majestät   Ge- 


*  Die  sehr  verwickelten  Verhandlungen,  die  zu  den  Protokollabschlüssen  vom 
13.  Februar  führten,  können  hier  nicht  im  einzelnen  verfolgt  werden;  das 
Wesentliche  ergibt  sich  ohnehin  aus  den  englischen  Blaubüchern:  Venezuela 
No.  1  und  No.  2.  Der  von  Deutschland  in  der  Venezuelaaffäre  eingenommene 
Standpunkt  wurde  von  der  englischen  Regierung  bis  zuletzt  durchaus  anerkannt. 
Lord  Lansdowne  erklärte  dem  Grafen  Metternich  wiederholt,  er  sehe  voll- 
kommen ein,  daß  es  sich  bei  den  deutschen  Forderungen  nur  um  eine  Prinzipien-, 
Rechts-  und  Ehrensache  handele.  (Telegramm  Graf  Metternichs  Nr.  81  vom 
11.  Februar.)  Wenn  der  englische  Außenminister  gleichwohl  den  «deutschen 
Botschafter  fortgesetzt  zur  Nachgiebigkeit  drängte  und  zu  diesem  Zweck  selbst 
das  Angebot  machte,  den  Forderungen  Deutschlands  eine  Vorausbefriedigung 
auf  Kosten  der  englischen  zuzugestehen,  so  war  es,  weil  die  englische  öffent- 
liche Meinung  sich  immer  mehr  gegen  das  Zusammengehen  mit  Deutschland 
in  der  Venezuelaaffäre  ereiferte,  was  —  kurz  vor  dem  Zusammentritt  des  Parla- 
ments—  die  Stellung  des  englischen  Kabinetts  sogar  gefährdete.  Am  11.  Februar 
sagte  Lord  Lansdowne  geradezu  zum  deutschen  Botschafter,  daß,  wenn  Deutsch- 
land  seinen   Standpunkt   völlig   aufrechterhalte,   und    wenn   infolgedessen    Eng- 

19    Die  Große   Politik.     17.  Bd.  289 


sandten  in  Washington  ist  soeben  von  diesem  und  dem  venezolanischen 
Bevollmächtigten  das  in  Abschrift  ehrfurchtsvollst  angeschlossene  Pro- 
tokoll unterzeichnet  worden.  Gleichzeitig  hat  die  Unterzeichnung  des 
englischen  und  des  italienischen  Protokolls  stattgefunden. 

Wie  sich  aus  dem  deutschen  Protokoll  ergibt,  hat  die  venezolanische 
Regierung  sämtliche  von  uns  erhobene  Forderungen  als  berechtigt  aner- 
kannt. Die  nach  unserm  Ultimatum  in  erster  Linie  stehenden  Rekla- 
mationen aus  den  venezolanischen  Bürgerkriegen  von  1898  bis  1900, 
die  den  Anlaß  zu  der  Aktion  gegen  Venezuela  gegeben  haben,  werden 
von  der  venezolanischen  Regierung  in  der  von  uns  beanspruchten  Höhe 
sofort  teils  bar,  teils  in  Wechseln  mit  kurzen  Fristen  bezahlt;  für  die 
Einlösung  dieser  Wechsel  ist  genügende  Sicherheit  geleistet.  Die  übri- 
gen Reklamationen,  die  von  uns  im  einzelnen  noch  nicht  geprüft  waren, 
sollen  einer  gemischten  Kommission  überwiesen  werden,  auf  deren 
Zusammensetzung  Euerer  Majestät  Regierung  ein  entsprechender  Ein- 
fluß gesichert  ist.  Auch  für  die  Bezahlung  dieser  Reklamationen  sind 
ausreichende  Sicherheiten  bestellt.  Die  Frage,  inwieweit  diese  Sicher- 
heiten ausschließlich  Deutschland,  England  und  Italien  oder  auch  anderen 
Mächten  für  ihre  Ansprüche  gegen  Venezuela  zugute  kommen,  soll, 
sofern  nicht  eine  anderweitige  Verständigung  erfolgt,  durch  den  stän- 
digen Schiedshof  im  Haag  entschieden  werden.  Endlich  hat  sich  Vene- 
zuela verpflichtet,  die  zum  größten  Teil  in  deutschen  Händen  befind- 
liche fünfprozentige  venezolanische  Anleihe  von  1896  zugleich  mit  seiner 
gesamten  auswärtigen  Schuld  in  befriedigender  Weise  neu  zu  regeln 
und  dadurch  insbesondere  auch  den  Ansprüchen  der  deutschen  Großen 
Venezuela  Eisenbahn-Gesellschaft  gerecht  zu  werden. 

Nachdem  auf  diese  Weise  Venezuela  unseren  berechtigten  Forde- 
rungen entsprochen  hat,  wird  die  von  Euerer  Majestät  Seestreitkräften 


land  gezwungen  werde,  in  Gemeinschaft  mit  Deutschland  die  Blockade  Vene- 
zuelas aufrechtzuerhalten,  so  sei  der  Ausbruch  einer  Mißstimmung  in  den 
Vereinigten  Staaten  und  in  England  zu  erwarten,  deren  Folgen  unabsehbare 
seien.  Auch  Graf  Metternich  erklärte  seiner  Regierung,  sich  der  Auffassung 
nicht  verschließen  zu  können,  daß  bei  weiterer  Unnachgiebigkeit  Deutschlands 
eine  gefährliche  Zeit  hereinbrechen  werde,  und  zwar  nicht  nur  für  die  eng- 
lische Regierung,  sondern  auch  für  Deutschland.  Deutscherseits  zeigte  man 
sich  durchaus  bereit,  in  Anerkennung  der  loyalen  und  entgegenkommenden 
Haltung  Lord  Lansdownes  den  inneren  Schwierigkeiten  der  englischen  Regie- 
rung Rechnung  zu  tragen  und  möglichst  die  Aktion  noch  vor  dem  Zusammen- 
tritt des  englischen  Parlaments  zu  einem  Ende  zu  führen.  Da  es  nun  auch 
dem  Geschick  des  Freiherrn  Speck  von  Sternburg,  der  mit  dem  Gesandten 
Bowen  besser  fertig  zu  werden  wußte  als  sein  englischer  Kollege,  gelang, 
den  Vertreter  Venezuelas  zu  einem  wesentlichen  Entgegenkommen  zu  bestimmen 
—  Bowen  appellierte  in  einer  Detailfrage  sogar  an  den  Schiedsspruch  Stern- 
burgs  — ,  so  kam  es  schließlich  noch  zu  einem  allerseits  befriedigenden  Er- 
gebnis. Siehe  das  deutsch-venezolanische  Abkommen  vom  13.  Februar  in: 
Das  Staatsarchiv,  Bd.  68,  S.  295  ff.,  das  englisch-venezolanische  ebendort, 
Bd.    68,   S.    302  ff. 
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über  venezolanische  Häfen  verhängte  Blockade  gemeinsam  mit  England 
und  Italien  aufzuheben  sein.  Auch  wird,  wie  Euere  Majestät  bereits 
zu  bestimmen  geruht  haben,  entsprechend  dem  Vorgehen  der  britischen 
Regierung  die  Rückgabe  der  weggenommenen  venezolanischen  Kriegs- 
und Handelsfahrzeuge  zu  erfolgen  haben. 

Euere  Majestät  wage  ich  hiernach  alleruntertänigst  zu  bitten,  in 
Gnaden  befehlen  zu  wollen,  daß  die  Blockade  an  demselben  Tage  wie 
von  England  und  Italien  aufgehoben  wird,  auch  die  weggenommenen 
Schiffe  in  gleicher  Weise  wie  von  England  zurückgegeben  werden. 

B  ü  1  o  w 

Bemerkung  des   Kaisers   Wilhelm    II.   am    Kopf  des   Schriftstücks: 
Einverstanden        15/11    1903        W. 


Nr.  5151 

Der  Gesandte  in  außerordentlicher  Mission  in  Washington 
Freiherr  Speck  von  Sternburg  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 
Nr.   72  Washington,   den   19.   Februar   1903 

Bei  Gelegenheit  eines  längeren  Rittes,  welchen  ich  gestern  mit  dem 
Präsidenten  hatte1,  besprach  er  verschiedene  schwebende  Fragen.  Zu- 
erst äußerte  er  sich  im  hohen  Grade  erfreut  über  das  Resultat  der 
Venezuelaverhandlungen*,  welches  hier  den  denkbar  besten  Eindruck 
mit  Bezug  auf  Deutschland  gemacht  habe.  Er  habe  bei  meiner  Ankunft 
hier  die  dringende  Notwendigkeit  der  schleunigsten  Beseitigung  der 
Venezuelafrage  betont,  da  die  öffentliche  Meinung  infolge  der  an- 
dauernden Blockade  in  hohem  Grade  irritiert  war.  Das  Sinken  der 
venezolanischen  Schiffe  und  das  Bombardement  der  Forts  während  der 
Verhandlungen  habe  sofort  hier  Sympathien  für  Venezuela  erzeugt  und 
eine  kritische  Lage  geschaffen**.  Die  deutschen  Kriegsschiffe  der 
Blockade  hätten  in  der  Flotte  des  Admirals  Dewey  ihren  kommenden 
Gegner  erblickt2,  Deweys  Leute  hingegen  hätten  Deutschlands  Schiffe 
als  ihr  nächstes  Kampfobjekt  betrachtet3.  Es  wäre  höchste  Zeit  ge- 
wesen, diesen  Zuständen  ein  Ende  zu  machen.  Jetzt  wären  es  deutsche 
Schiffe  gewesen,  in  sechs  Wochen  könnten  es  aber  möglicherweise 
englische  sein. 

Nachdem  der  Präsident  das  Gespräch  auf  die  Republiken  Süd- 
amerikas gelenkt  hatte,  bemerkte  er:  Die  beste  Garantie  für  Besserung 
der  dortigen  Zustände  erblicke  er  in  der  Ausdehnung  deutschen  Ein- 
flusses4, der  in  Südbrasilien  bereits  so  festen  Fuß  gefaßt  habe.    In  der 

*  Vgl.  Nr.  5150. 
**  Vgl.  Nr.  5133. 
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Schaffung  eines  unabhängigen  Staates  von  Deutschen  in  Brasilien  er- 
blicke er  die  beste  Lösung  der  südamerikanischen  Frage5.  Ich  fühlte 
eine  gewisse  Erkältung  der  Sympathien  des  Präsidenten  für  England6. 

Bei  Berührung  der  Alaskafrage*  sagte  der  Präsident:  Falls  die 
kommenden  Verhandlungen  zu  nichts  führen,  würden  wir  ohne  weiteres 
an  die  Absteckung  der  von  uns  beanspruchten  Grenzlinie  schreiten  und 
auf  deren  Anerkennung  bestehen7. 

Bei  Besprechung  der  Ursachen,  welche  der  deutschfeindlichen  Be- 
wegung in  den  Vereinigten  Staaten  zugrunde  liegen,  erklärte  der  Präsi- 
dent offen,  daß  sie  durch  das  Vorgehen  des  Admirals  Diederichs  in 
Manila**  verursacht  worden  sei.  Das  amerikanische  Volk  habe  darin 
eine  Beleidigung  seines  nationalen  Helden  Admirals  Dewey  erblickt8. 

Ich  fühle,  daß  der  Präsident  Deutschlands  Versicherungen  mit 
Bezug  auf  Respektierung  der  Monroedoktrin  nicht  absolutes  Ver- 
trauen schenkt.  Ich  nahm  Gelegenheit,  ihm  emphatisch  zu  versichern, 
daß  Deutschland  an  Landerwerb  in  Süd-  und  Zentralamerika  nicht 
denke9. 

Sternburg 

Randbemerkungen    Kaiser    Wilhelms  II: 

1  Wie  gut  ist  es  doch,  wenn  der  deutsche  Vertreter  S[einer]    M[ajestät]    mit 
dem    Präsidenten    spazierenreiten   kann!    W.        Einverstanden. 

2  ist   ihnen    nicht   im   Traum   eingefallen 

3  sehr    thöricht   von    ihnen 

4  richtig 

5  richtig 

6  gut 

7  Prosit!     Das   wird    John    Bull   auch    sicher   sich   gefallen    lassen. 

8  j   i 

9  gut 


*  Am   24.  Januar  war  ein  englisch-amerikanischer  Vertrag  zustande  gekommen, 
wonach    zur    Regelung    der    Alaska-Grenzfrage    ein    Ausschuß,     bestehend    aus 
drei  Juristen  von   jeder  Seite,  eingesetzt  werden  sollte. 
**  Vgl.   Bd.  XV,   Kap.  XCVIII,  Nr.  4160,  Fußnote**. 
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Kapitel  CXIII 

Die  Marokkofrage  1899—1904 
Englische  Hinwendung  zu  Frankreich 


Nr.  5152 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Hatzfeldt  an  den 
Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Bernhard  von  Bülow 

Privatbrief.    Ausfertigung 

London,  den  8.  Februar  1899 

In  meiner  heutigen  ganz  vertraulichen  Unterhaltung  mit  Lord 
Salisbury  ist  auch  Marokko  gelegentlich  zur  Sprache  gekommen.  Es 
war  zunächst  die  Rede  von  den  Gerüchten,  wonach  es  in  Spanien 
Leute  gibt,  die,  nachdem  der  größte  Teil  der  Kolonien  verlorenge- 
gangen ist,  eine  Entschädigung  für  diesen  Verlust  in  Portugal  oder 
in  Marokko  suchen  möchten,  und  wir  kamen  dann  auf  die  traurigen 
Zustände  in  Marokko,  welche  den  Zerfall  dieses  Reiches  befürchten 
lassen.  Als  ich  hieran  die  Bemerkung  knüpfte,  daß  mir  seine,  Lord 
Salisburys,  Ansichten  und  Wünsche  in  bezug  auf  gewisse  Punkte  an 
der  marokkanischen  Küste  aus  alter  Erfahrung  wohl  bekannt  seien, 
stellte  der  Minister  dies  durchaus  nicht  in  Abrede  und  ließ  gleich- 
zeitig die  Bemerkung  fallen,  daß  England  für  den  fraglichen  Fall  an 
der  Mittelmeerküste  von  Marokko  nichts  zu  suchen  habe,  wohl  aber 
an  der  betreffenden  Küste  des  Atlantischen  Ozeans.  Er  stellte  auch 
nicht  in  Abrede,  daß  es  sich  dabei  vor  allem  um  Tanger  handeln 
würde.  Wir  kamen  dann  auf  die  Bestrebungen  der  Franzosen,  die 
namentlich  im  Süden  von  Marokko  sehr  tätig  seien,  und  der  Minister 
meinte,  daß  sie  dort  zunächst  Tuat*  im  Auge  hätten,  was  für  England 
ziemlich  gleichgültig  sei.  Es  würden  aber  wohl  noch  andere  Mächte 
kommen,  die  ihren  Anteil  an  der  Erbschaft  verlangen  würden,  und 
er  fürchte,  ganz  im  Vertrauen  gesagt,  daß  die  Ansprüche  der  Italiener 
an  der  Mittelmeerküste  Marokkos  nicht  leicht  zu  befriedigen  sein 
würden.  Möglich  sei  es,  ja  auch  sogar  wahrscheinlich,  daß  noch 
andere  Mächte  sich  dann  melden  würden. 


*    Vgl.    darüber    Bd.    VIII,    Kap.    LIII,    C    und    die    retrospektiven    Angaben 
in  Nr.  5156. 
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Dies  schien  mir  die  geeignete  Gelegenheit,  um  eine  persönliche 
Ansicht  über  unser  Interesse  an  der  Sache  zu  äußern,  ohne  dabei 
einen  Auftrag  erkennen  zu  lassen.  Ich  sagte  daher  ungefähr  folgen- 
des: Ob  andere  Mächte  kommen  werden,  weiß  ich  nicht,  ebensowenig, 
ob  ich  noch  hier  sein  werde,  wenn  die  Erbschaft  eröffnet  wird,  und 
wie  meine  Regierung  dann  über  die  Frage  denken  wird.  Was  ich 
weiß,  ist,  daß  ich,  wenn  ich  dann  noch  hier  bin  und  freie  Hand 
habe,  Sie  an  den  Grundsatz  erinnern  würde,  der  auch  bei  unseren 
Verhandlungen  über  die  portugiesischen  Kolonien  für  mich  maßgebend 
gewesen  ist,  den  Grundsatz,  daß  wir  England  jede  koloniale  Ver- 
größerung gönnen  können,  vorausgesetzt,  daß  es  dabei  auch 
unsere  Interessen  stets  gebührend  berücksichtigt  und  sich  freund- 
schaftlich mit  uns  darüber  verständigt.  Lord  Salisbury  wies  diese 
Auffassung  keineswegs  zurück  und  wiederholte  nur  lächelnd  ein  Wort, 
welches  er  bei  unseren  portugiesischen  Verhandlungen  mehrmals  an- 
gewandt hatte:  „Divisons,  divisons."  Ich  bemerke  hierzu,  daß  der 
Premierminister  dieses  Wort  bei  den  portugiesischen  Verhandlungen 
im  Gegensatz  zu  dem  Wort  „Partageons"  gebraucht  hatte,  um  damit 
klarzustellen,  daß  er  nicht  die  Verpflichtung  anerkannt  habe,  die  por- 
tugiesischen Kolonien  zu  gleichen  Hälften  mit  uns  zu  teilen.  Ich 
erwiderte  ihm  deshalb  auf  seine  heutige  Äußerung,  daß  England 
auch  in  dem  portugiesischen  Abkommen  den  besseren  Teil  davon- 
getragen habe,  ohne  daß  wir  dagegen  einen  ernsten  Widerspruch 
erhoben  hätten.  Auch  für  künftige  Fälle  werde  es  darauf  ankommen, 
daß  England  unseren  Interessen  eine  den  Verhältnissen  entsprechende 
Berücksichtigung  zuteil   werden   lasse. 

Als  ich  schließlich  noch  einen  Versuch  machte,  Lord  Salisbury  zu 
einer  vertraulichen  Äußerung  darüber  zu  bewegen,  auf  welche  Punkte 
an  der  marokkanischen  Küste  England,  abgesehen  von  Tanger,  beson- 
deren Wert  legen  würde,  erwiderte  er  mir,  daß  seine  geographischen 
Kenntnisse  in  bezug  auf  jene  Küste  nicht  ausreichten,  um  sich  heute 
schon  darüber  auszusprechen.  Es  schien  mir  daher  angezeigt,  auf  eine 
eingehendere  Erörterung  der  Frage  vorläufig  zu  verzichten  und  mich 
mit  der  Wahrnehmung  zu  begnügen,  daß  Lord  Salisbury  eintretenden- 
falls voraussichtlich  nicht  abgeneigt  sein  wird,  sich  mit  uns  über 
gegenseitige  Zugeständnisse  an  der  marokkanischen  Küste  zu  ver- 
ständigen. Nicht  unerwähnt  glaube  ich  lassen  zu  dürfen,  daß  er  die 
Eventualität  eines  Zusammenbruchs  des  marokkanischen  Reichs  als 
eine  nicht  sehr  entfernte  betrachtet  und  sich  in  diesem  Sinne  ganz 
vertraulich  aussprach.  Für  wünschenswert  würde  ich  es  daher  halten, 
wenn  wir,  um  von  den  Ereignissen  nicht  überrascht  zu  werden,  uns 
bald  darüber  schlüssig  machen  könnten,  welche  Territorien  in  Marokko 
und  welche  Punkte  an  der  marokkanischen  Küste  für  uns  besonders 
wertvoll  sein  würden. 

P.    H  atzfei  dt 
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Nr.  5153 

Der  Botschafter  in  London  Graf   von  Hatzfeldt  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

London,  den  3.  November  1899 

Privat  für  den  Herrn  Staatssekretär. 

In  heutiger  Unterredung  hat  Herr  Chamberlain  vertraulich  auch 
Marokko  erwähnt,  indem  er  die  Besorgnis  aussprach,  daß  russisch- 
französische Intrigen  in  Verbindung  mit  der  Reise  des  Grafen  Mura- 
vview*  im  Werke  wären,  um  Frankreich  dort  im  Falle  des  Zusammen- 
bruchs des  Sultanats  territoriale  Vorteile  zu  verschaffen,  während 
Rußland  sich  gleichzeitig  anderweit  dafür  entschädigen  würde.  Im 
Anschluß  hieran  sprach  er  die  bestimmte  Überzeugung  aus,  daß  Eng- 
land und  Deutschland  zu  einer  geheimen  Verabredung  über  Marokko 
kommen  sollten,  die  er  vom  englischen  Standpunkt  für  durchaus 
wünschenswert  und  ausführbar  halte,  vorausgesetzt,  daß  wir  keine 
Ansprüche  auf  die  marokkanische  Küste  im  Mittelmeer  machen 
wollten;  wenn  diese  Voraussetzung  zutreffe  (die  Freiherr  von  Eckard- 
stein ihm  nach  seiner  persönlichen  Ansicht  richtig  bezeichnete),  sei 
er  der  Ansicht,  daß  England  uns  an  der  Atlantischen  Küste  die  weit- 
gehendsten Konzessionen  machen  könne. 

Herr  Chamberlain  fügte  hinzu,  daß  er  eventuell  bereit  sein  würde, 
diese  Frage  nach  Beendigung  der  Samoaangelegenheit  in  die  Hand 
zu  nehmen,  vorausgesetzt,  daß  wir  ihm  dann  die  nötige  Zeit  und  volle 
Freiheit  in  der  Behandlung  der  Sache,  namentlich  dem  Premier- 
minister gegenüber,  der  nicht  leicht  zu  behandeln  sei,  lassen 
wollten,  vor  allen  Dingen  müßte  er  dann  auf  unbedingte  Geheim- 
haltung unseres  eventuellen  Einverständnisses  mit  ihm  Lord  Salis- 
bury  gegenüber  rechnen  können. 

Falls  Euere  Exzellenz  für  angezeigt  halten,  diesen  Gedanken, 
welcher  Herrn  Chamberlain  anscheinend  sehr  am  Herzen  liegt,  auf 
dem  angegebenen  Wege  weiter  zu  verfolgen,  so  bitte  ich  um  die 
Ermächtigung,  dem  Kolonialminister  gelegentlich  den  Inhalt  meiner 
früheren  Besprechungen  mit  Lord  Salisbury  über  Marokko  sowie 
die  dabei  von  mir  formulierten  eventuellen  Ansprüche  Deutschlands 
an  der  Atlantischen  Küste  ganz  vertraulich  mitzuteilen  **. 

Hatzfeldt 


*  Der  russische  Minister  des  Äußern  Graf  Murawiew  weilte  im  Oktober  1899 
in   Paris.    Vgl.  Bd.  XIU,  Kap.  LXXXVIII,  Nr.   3550  f. 

**  Auf  das  Telegramm  Graf  Hatzfeldts  antwortete  Graf  Bülow  am  4.  Novem- 
ber: „Lassen  Sie  Herrn  Chamberlain  wissen,  daß  ich  seine  Ansicht  teile, 
daß  England  und  Deutschland  zu  beiderseitigem  Nutzen  die  marokkanische 
Frage    demnächst   werden   erwägen    können.     Aber   bevor   ich    auf    irgendetwas 
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Nr.  5154 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Graf  von  Bälow 

an  den  Stellvertretenden  Botschafter  in  London  Gesandten 

Grafen   von  Metternich 

Telegramm.    Konzept   von   der  Hand  des  Ständigen  Hilfsarbeiters  von  Treutier 

Nr.  99  Berlin,  den  28.  Februar  1900 

Hiesige  Presse  reproduziert  Telegramm  des  „Star",  wonach  fran- 
zösische Truppen  in  Tafilelt  eingerückt  sein  sollen.  Vielleicht  können 
Ew.  pp.,  ohne  größeres  diesseitiges  Interesse  zu  verraten,  ermitteln, 
was  an  der  Nachricht  richtig  ist.  Sie  dürften  dabei  Gelegenheit  finden, 
auf  den  Grad  von  Bedeutung  zu  schließen,  den  englische  Regierung 
gegenwärtig  einer  Anregung  der  marokkanischen  Frage  beimißt. 

Bülow 


anderes  eingehen  kann,  muß  ich  in  Berücksichtigung  verschiedener  mächtiger 
innerer  Einwirkungen  zunächst  um  die  scharfe  Samoaecke  herum  sein."  Vgl. 
Bd.  XIV,  Kap.  XCVI.  Nach  dem  Abschluß  des  Samoaabkommens  (14.  No- 
vember) kam  Chamberlain  in  seiner  Audienz  bei  dem  gerade  in  England 
befindlichen  Kaiser  Wilhelm  II.  auf  die  Marokkofrage  zurück.  Vgl.  Graf 
Bülows  Aufzeichnung  vom  24.  November  1899:  „Chamberlain  lenkte  in 
seiner  Audienz  bei  Seiner  Majestät  das  Gespräch  erst  auf  das  Mittelmeer  und 
dann  auf  Marokko  und  bezeichnete  hierbei  Tanger  geradezu  als  ein  Objekt 
englischer  Wünsche.  Mr.  Chamberlain  setzte  hinzu,  daß  wir  uns  an  der 
atlantischen  Küste  von  Marokko  schadlos  halten  könnten.  Seine  Majestät 
hat  auf  diese  Anregung  erwidert,  daß  dieselbe  den  Gegenstand  weiterer  ver- 
traulicher Erwägungen  zwischen  allerhöchstseinem  Botschafter  in  London  und 
Mr.  Chamberlain  bilden  könnte."  Vgl.  Bd.  XV,  Kap.  CI,  Nr.  4398.  Auf 
ein  großes  Empressement  des  Kaisers  in  der  Marokkofrage  läßt  diese  Äußerung 
nicht  schließen  (vgl.  dazu  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  93).  Es  kam  denn  auch  unter 
dem  Einfluß  der  Erörterungen,  die  sich  an  Chamberlains  Rede  vom  30.  No- 
vember knüpften,  sowie  des  englisch-deutschen  Zwischenfalles  zu  Ende  1899 
—  Beschlagnahme  der  deutschen  Postdampfer  an  der  ostafrikanischen  Küste  — 
zunächst  nicht  zu  den  „weiteren  vertraulichen  Erwägungen"  in  der  Marokko- 
frage (vgl.  Nr.  5159  und  Nr.  5163),  und  die  Initiative,  die  Deutschland  dann 
selbst  im  weiteren  Laufe  des  Jahres  1900  nahm  (vgl.  Nr.  5166),  blieb  ohne 
Ergebnis. 

Ebensowenig  Folge  hatte  die  neue  Hervorholung  des  Gedankens  eines 
geheimen  deutsch-englischen  Abkommens  über  Marokko  durch  Chamberlain 
im  Januar  1901.  Vgl.  darüber  Graf  Hatzfeldts  Telegramm  vom  18.  Januar 
1901  in  Kap.  CIX,  Nr.  4980.  Deutscherseits  war  man  durch  die  Art,  wie 
England  das  deutsch-englische  Abkommen  über  die  portugiesischen  Kolonien 
nachträglich  verleugnet  hatte,  nach  den  Worten  Graf  Bülows  (vgl.  Kap.  CIX, 
Nr.  4981)  zweifelhaft  geworden,  „ob  es  sich  bei  der  nächsten  gebotenen  Ge- 
legenheit empfiehlt,  wieder  ein  solches  Abkommen  ä  longue  echeance  zu 
schließen  oder  nach  Art  der  Bündnisse  früherer  Jahrhunderte  unmittelbar  vor 
dem  Eintritt  in  die  Aktion".  Graf  Bülow  versteifte  sich  daher  darauf,  daß 
England  wie  überhaupt  in  der  Bündnis-  so  auch  in  der  Frage  eines  Spezial- 
abkommens  wegen  Marokko  weiterhin  die  Initiative  nehmen  müsse.  Diese  Ini- 
tiative blieb  aber  aus,  und  von  sich  aus  vermochte  Deutschland  sich  nicht  wieder 
zu  eigener   Initiative   wie    1900   zu   entschließen. 
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Nr.  5155 

Der  Stellvertretende  Botschafter  in  London  Gesandter 
Graf  von  Mette  mich  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 
Nr.  140  London,  den  1.  März  1900 

Vor  Eingang  des  Telegramms  Nr.  99*  besprach  ich  mit  Lord  Salis- 
bury  gestern  unter  anderem  auch  die  französischen  Streifzüge  in  das 
marokkanische  Gebiet  (nicht  Tafilelt).  Er  schien  denselben  keine  Be- 
deutung beizumessen,  verhielt  sich  reserviert  und  meinte,  die  Fran- 
zosen drängten  schon  seit  langem  nach  Westen  vor.  Ich  hatte  den 
Eindruck,  daß  er  die  marokkanische  Frage  jetzt  nicht  besprechen 
will.    Bedeutung  wird   er  ihr  aber  wohl  trotzdem  beimessen. 

Ich  glaube  Euerer  Durchlaucht  Intentionen  zu  entsprechen,  wenn 
ich  unter  diesen  Umständen  Lord  Salisbury  gegenüber  Tafilelt  nicht 
berühre,  werde  aber  auf  anderem  Wege  versuchen  zu  erfahren,  ob 
an  der  Nachricht  des  „Star"   etwas  Wahres  ist. 

Metternich 

Nr.  5156 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Graf  von  Bülow 
an  den  Botschafter  in  Paris  Fürsten  Munster 

Konzept 

Nr.   241  Berlin,   den  27.   April  1900 

Geheim 

Die  Berichte  des  Kaiserlichen  Gesandten  in  Tanger**  vom  7.  und 
9.  d.  Mts.,  welche  Ew.  pp.  unter  Nr.  240  und  Nr.  235  zugehen,  be- 
handeln die  französischen  Bewegungen  an  der  marokkanischen  Ost- 
grenze***. 

Die  Tuat-Gebiete,  um  welche  es  sich  auch  heute  wieder  handelt, 
waren  bereits  im  Jahre  1891  Gegenstand  längerer  und  eingehender 
Besprechungen  zwischen  den  Kabinetten  von  London,  Rom  und  Ma- 
drid f.  Welches  Interesse  die  englische  Regierung  dieser  Frage  da- 
mals  zuwandte,   erhellt   aus   der   Erklärung  von   Lord  Salisbury,   daß 

*  Siehe  Nr.  5154. 
**  Freiherr   von    Mentzingen. 

***  Ende  März  1900  war  eine  große  französische  Expedition  aus  Algier  zur 
Besetzung  der  Oasen  südlich  von  Oran  bis  nach  Tuat  aufgebrochen.  Infolge 
des  französischen  Vordringens  fühlte  sich  die  marokkanische  Regierung  be- 
droht; auch  in  der  Bevölkerung  machte  sich  die  Erregung  in  mehreren  An- 
griffen gegen  die  Europäer  Luft. 
t  Vgl.  darüber  Bd.  VIII,  Kap.  LIII,  C. 
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er  bereit  sein  würde,  in  Gemeinschaft  mit  Italien  und  Spanien  der 
französischen  Regierung  von  einem  Vorgehen  gegen  Tuat  abzuraten. 
Der  Plan  scheiterte,  weil  Spanien  im  letzten  Augenblick  die  Teil- 
nahme verweigerte.  Die  Regierung  Seiner  Majestät  des  Kaisers  hatte 
Kenntnis  von  dem  Plane  erhalten  und  war  auch  bei  den  Verhand- 
lungen mit  tätig  gewesen,  hatte  jedoch  von  vornherein  keinen  Zweifel 
darüber  gelassen,  daß  sie  nicht  beabsichtige,  selber  direkt  sich  bei 
dem  Schritte  in  Paris  zu  beteiligen,  dessen  Tragweite  und  etwaige 
Folgen  außer  Verhältnis  mit  den  damaligen  maritimen  Interessen 
Deutschlands  standen.  Unter  solchen  Umständen  verzichteten  Eng- 
land und  Italien  auf  eine  diplomatische  Aktion. 

Die  französische  Regierung,  welche,  wie  man  annehmen  darf, 
von  irgendeiner  Seite,  vielleicht  von  Madrid  aus,  verständigt  worden 
war,  daß  ihr  beabsichtigtes  Vorgehen  gegen  Tuat  mehrere  Mächte 
in  diplomatische  Bewegung  versetzt  hatte,  verschob  die  Ausführung 
ihres  Tuatprojektes  und  ist  derselben  erst  jetzt  wieder  nähergetreten, 
wo  England  in  Südafrika  beschäftigt  ist.  Das  französische  Vorgehen 
hat  in  Rom  lebhafte  Unruhe  hervorgerufen.  Marquis  Visconti  Venosta 
hat  mir  gestern  durch  den  italienischen  Botschafter  vertrauliche  Er- 
öffnungen machen  lassen,  welche  darin  gipfeln,  daß  die  marokkanische 
Frage  unter  Umständen  zu  einer  Klippe  werden  könne,  an  welcher 
das  Haus  Savoyen  zugrunde  gehe.  Um  einem  solchen  Unglück  vor- 
zubeugen, müsse  sich  daher  Italien,  falls  die  marokkanische  Frage 
wirklich  in  Fluß  kommen  sollte,  beizeiten  auf  alle  Eventualitäten 
vorbereiten. 

Diese  Stellungnahme  des  römischen  Kabinetts  ist  in  mehr  als 
einer  Hinsicht  von  symptomatischer  Bedeutung.  Sie  beweist  einer- 
seits, daß  die  vertrauensvollen  Beziehungen,  welche  Herr  Visconti 
Venosta  in  einer  früheren  Periode  seines  diplomatischen  Wirkens 
mit  Frankreich  unterhielt,  zurzeit  noch  nicht  wiederhergestellt  sind. 
Hieran  dürfte  wohl  sehr  viel  weniger  der  Dreibund  Schuld  sein  als 
die  wachsende  Intimität  zwischen  Italien  und  England.  Mit  Rück- 
sicht auf  diese  Intimität  glaube  ich  auch  nicht  fehl  zu  gehen,  wenn  ich 
annehme,  daß  der  italienische  Minister,  indem  er  die  heutige  Stellung 
der  deutschen  Regierung  zur  marokkanischen  Frage  zu  ermitteln 
sucht,  nicht  bloß  im  italienischen,  sondern  auch  im  englischen  Inter- 
esse handelt,  da  es  der  englischen  Regierung  aus  naheliegenden 
Gründen  gerade  jetzt  erwünscht  sein  muß,  sich  nicht  selber  voran- 
zustellen, sondern  zunächst  durch  ein  Mitglied  des  Dreibundes  das 
Berliner  Terrain    rekognoszieren    zu    lassen. 

Unsere  Stellung  läßt  sich  kurz  dahin  resümieren,  daß  Seine 
Majestät  der  Kaiser,  wie  Ew.  pp.  bekannt  ist,  die  tunlichste  Erhaltung 
des  Friedens  wünscht.  Andererseits  aber  würde  die  Stellung  Seiner 
Majestät  im  Dreibunde  und  außerdem  sein  aufrichtiges  Freund- 
schaftsverhältnis zum  Könige  von  Italien  es  allerhöchstdemselben  un- 
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möglich  machen,  sich  zu  prinzipieller  Gleichmütigkeit  gegenüber  ma- 
rokkanischen Verwicklungen  zu  verpflichten,  ganz  abgesehen  davon, 
daß  in  Marokko,  welches  einen  der  Nervenknoten  unseres  Erd- 
körpers bildet,  auch  eigene  maritime  Interessen  Deutschlands  leicht 
mit  in  Betracht  kommen  könnten. 

Bei  dieser  Sachlage  stellt  es  sich  als  eine  Pflicht  der  Loyalität 
dar,  daß  wir  nicht  falschen  Voraussetzungen  Vorschub  leisten,  indem 
wir  uninteressierter  scheinen,   als   wir  sind. 

Ew.  pp.  wollen  daher  die  erste  Gelegenheit  ergreifen,  um  Herrn 
Delcasse  zu  sagen,  daß  nach  den  von  der  Regierung  Seiner  Majestät 
des  Kaisers  gemachten  Wahrnehmungen  die  Tätigkeit  Frankreichs 
an  der  Ostgrenze  von  Marokko  mancherlei  Beunruhigungen  hervor- 
gerufen habe,  die  sich  aus  der  geographischen  und  politischen  Lage 
Marokkos  ja  auch  zur  Genüge  erklärten,  daß  ich  jedoch  auf  die  Er- 
kundigungen der  Botschafter  in  beruhigendem  Sinne  geantwortet  habe, 
da  bis  jetzt  hier  nichts  über  das  französische  Vorgehen  bekannt  ge- 
worden sei,  was  sich  nicht  bei  einigem  guten  Willen  mit  dem  Wort- 
laut und  Sinn  des  französisch-marokkanischen  Vertrages  von  1845 
in  Einklang  bringen  ließe. 

Ew.  pp.  werden  es  zunächst  bei  dieser  leichten  Andeutung  be- 
wenden lassen  können.  Insbesondere  wird  es  nicht  nötig  sein,  Herrn 
Delcasse  darüber  aufzuklären,  welche  Kabinette  beunruhigt  sind.  Nur 
für  Ew.  pp.  Information  füge  ich  der  Vollständigkeit  wegen  noch 
hinzu,  daß  natürlich  auch  das  Kabinett  von  Madrid  sich  im  Zustande 
der  Erregung  befindet.  Dieser  Umstand  wird  jedoch  an  und  für  sich 
bei  der  Rolle,  welche  Spanien  in  den  Verhandlungen  im  Jahre  1891 
spielte,  für  die  schließlichen  Entscheidungen  Seiner  Majestät  des 
Kaisers  kaum  von  besonderem  Gewichte  sein. 

Bül  ow 

Nr.  5157 

Der  Botschafter  in  Paris  Fürst  Münster  an  den 
Reichskanzler  Fürsten  von  Hohenlohe 

Entzifferung 
Nr.  112  Paris,   den  9.   Mai   1900 

Heute  habe  ich  erst  Gelegenheit  gefunden,  um  im  Sinne  des 
hohen  Erlasses  vom  27.  April  Nr.  241*  mit  Herrn  Delcasse  zusprechen. 
Der  Minister  hat  die  Parlamentsferien  zu  einer  Erholungsreise  nach 
den  Pyrenäen  benutzt. 

Was  die  marokkanische  Frage  betrifft,  äußerte  Herr  Delcasse, 
daß  er  wohl  wisse,  daß  vielleicht  in  Spanien,  aber  auch  in  England 

*  Siehe  Nr.  5156. 
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und  Italien  Besorgnisse  wegen  des  französischen  Vorgehens  nach  Tuat 
laut  geworden  seien.  Spanien  habe  ihn  kürzlich  darüber  sondieren 
und  schließlich   befragen   lassen. 

Den  spanischen  Botschafter*  habe  er  auf  seine  Äußerungen  im 
Senat  und  auch  in  der  Deputiertenkammer  verwiesen.  Frankreich 
erkenne  den  Vertrag  mit  Marokko  vom  Jahre  1845  unbedingt  als 
bindend  an  und  beabsichtige  keine  Angriffe  irgendeiner  Art  gegen 
Marokko.  Wollte  es  das,  so  würde  ein  Blick  auf  die  Karte  zeigen, 
daß  kein  vernünftiger  Franzose  1200  km  südlich  von  der  nördlichen 
Grenze  Marokkos  irgendetwas  gegen  Marokko  unternehmen  werde, 
da  an  der  nördlichen  Seite  Eisenbahnen  nicht  an  die  Grenzen  führten. 

Das  Vordringen  und  die  Expedition  Frankreichs  nach  Tuat  hätten 
allein  den  Zweck,  die  Sahara  aufzuschließen,  Handel  und  Karawanen 
zu  schützen.  Deshalb  sei  es  notwendig,  sich  der  Oase  zu  bemäch- 
tigen, die  den  räuberischen  Beduinen  als  Schlupfwinkel  und  als  Basis 
für  ihre  Raubzüge  diente. 

Bei  dieser  Gelegenheit  betonte  der  Minister  wiederholt  seine 
Friedensliebe  und  sein  aufrichtiges  Bestreben,  alles,  was  zu  Kon- 
flikten führen  könnte,  sorgfältig  zu  vermeiden. 

Münster 

Nr.  5158 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Graf  von  Biilow 
an  den  Botschafter  in  London  Grafen  von  Hatzfeldt 

Konzept 

Nr.   533  Berlin,   den   14.   Mai   1900 

[abgegangen   am   15.   Mai] 

Ew.  beehre  ich  mich  beifolgend  Abschrift  einer  auf  Marokko 
bezüglichen  Instruktion  an  den  Fürsten  zu  Münster  vom  27.  v.  Mts.** 
sowie  dessen  Antwort  vom  9.  d.  Mts.***  zur  vertraulichen  Orientierung 
ergebenst  zu  übersenden. 

Graf  Lanza  hatte  hier  im  Auftrage  seines  Auswärtigen  Ministers 
und  seines  Souveräns  den  italienischen  Besorgnissen  wegen  des 
französischen  Vorgehens  gegen  Marokko  in  der  allerdringendsten 
Form  Ausdruck  gegeben  und  sogar  auf  eine  eventuelle  Gefährdung 
der  italienischen  Monarchie  hingewiesen.  Wie  Ew.  bekannt  sein  dürfte, 
sind  marokkanische  Territorialfragen  von  uns  aus  zu  keiner  Zeit  in 
Paris  angeregt  worden,  ich  war  daher  zu  der  Annahme  berechtigt, 
daß  schon  die  einfache  Anregung,  wenn  auch  in  leichtester  Form, 
eines  gewissen   Ernstes  nicht   entbehren  würde.    In   der  Tat  läßt  die 

*  Leon  y  Castillo. 
**  Siehe  Nr.  5156. 
***  Siehe  Nr.  5157. 
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Entschiedenheit,  womit  Herr  Delcasse  alle  über  Tuat  hinausgehenden 
Pläne  in  Abrede  stellt,  erkennen,  daß  er  die  deutsche  Anregung  nicht 
als  etwas  Gleichgültiges  betrachtet,  und  ich  möchte  danach  nicht 
glauben,  daß  die  französische  Aktion  an  der  marokkanischen  Grenze 
in  nächster  Zeit  größere  Verhältnisse  annehmen  wird. 

Auf  Ew.  Zustimmung  glaube  ich  für  die  Auffassung  rechnen  zu 
können,  daß  vom  deutschen  Standpunkte  aus  der  gegenwärtige  Mo- 
ment nicht  besonders  günstig  für  die  Eröffnung  der  marokkanischen 
Frage  sein  würde,  da  England  anderweitig  beschäftigt  und  der  eng- 
lische Premierminister  zurzeit  in  keinen  für  Deutschland  günstigen 
Dispositionen  zu  sein  scheint.  Es  dürfte  sich  deshalb  auch  empfehlen, 
daß  Ew.  diese  Frage  und  insbesondere  meine  heutigen  Mitteilungen 
bei  Lord  Salisbury  zunächst  nicht  zur  Sprache  bringen. 

Der  italienischen  Regierung  gegenüber  werde  ich  mich  im  all- 
gemeinen auf  die  Mitteilung  beschränken,  daß  der  deutsche  Bot- 
schafter sich  infolge  des  italienischen  Antrages  bei  Herrn  Delcasse 
erkundigt  und  von  diesem  die  bestimmte  Erklärung  erhalten  hat, 
Frankreich  respektiere  die  bestehenden  Verträge.  Gleichzeitig  werde 
ich  darauf  hinweisen,  daß  die  Gleichgültigkeit,  welche  die  englische 
Diplomatie  gegenwärtig  bezüglich  Tuats  zur  Schau  trägt,  einen  ita- 
lienischen Einspruch  wegen  dieses  streitigen  Grenzpunktes  wenig 
aussichtsvoll  erscheinen  lassen   würde. 

Ganz  vertraulich  möchte  ich  Ew.  noch  sagen,  daß  ich  ein- 
gehende Erörterungen  der  marokkanischen  Frage  mit  Italien  zu  ver- 
meiden suchen  werde,  denn  für  Deutschland  ist  es  besser,  an  Italien 
erst  dann  heranzutreten,  wenn  wir  mit  England  uns  über  die  Grund- 
züge eines  Vorgehens  verständigt  haben.  Da,  soweit  ich  von  hier 
aus  erkennen  kann,  die  Vorbedingungen  für  eine  solche  Verstän- 
digung gegenwärtig  noch  fehlen,  so  werden  die  deutschen  Interessen 
wohl  am  besten  durch  tunlichste  Hinausschiebung  der  marokkanischen 
Liquidation  gewahrt.  Auch  hierüber  Ew.  bewährtes  Urteil  zu  hören, 
würde  mir  von  großem  Werte  sein. 

Bül  o w 

Nr.  5159 

Der  Botschafter  in  London  Graf   von  Hatzfeldt  an  den 
Reichskanzler  Fürsten  von  Hohenlohe 

Ausfertigung 

Nr.  392  London,    den   21.    Mai    1900 

Geheim 

Den  hohen  Erlaß  Nr.  533  vom  14.  d.  Mts.*,  Marokko  betreffend, 
habe  ich  zu  erhalten  die  Ehre  gehabt. 

*  Siehe  Nr.  5158. 
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Zunächst  glaube  ich  daran  erinnern  zu  dürfen,  daß  ich  der  ma- 
rokkanischen Frage,  durch  welche  meines  Erachtens  wesentliche 
deutsche  Interessen  berührt  werden1,  seit  Jahren  die  lebhafteste  Auf- 
merksamkeit gewidmet  und,  soweit  ich  mich  dazu  für  ermächtigt 
halten  durfte,  nichts  unterlassen  habe,  um  mich  der  Auffassung  der 
englischen  Regierung  und  des  Einverständnisses  derselben  mit  einer 
unseren  Interessen  entsprechenden  Behandlung  der  Frage  zu  ver- 
sichern. Noch  im  vorigen  Jahre  hatte  ich  Gelegenheit,  diesen  Punkt 
in  vertraulicher  Unterhaltung  Lord  Salisbury  gegenüber  zu  berühren*, 
fand  ihn  jedoch  noch  weniger  geneigt  als  sonst,  uns  Entgegenkommen 
zu  zeigen,  und  hielt  es  deshalb  für  angezeigt,  mich  vorläufig  ihm 
gegenüber  jeder  weiteren  Anregung  zu  enthalten.  Gleichzeitig  war 
die  Sache  aber,  wie  Eurer  Durchlaucht  erinnerlich  sein  wird,  auf 
Umwegen  und  indirekt  zwischen  mir  und  Mr.  Chamberlain  zur 
Sprache  gekommen,  und  dieser  Staatsmann,  welcher  schon  damals 
hier  immer  mehr  in  den  Vordergrund  trat  und  dabei  den  lebhaften 
Wunsch  einer  politischen  Annäherung  an  Deutschland  zeigte,  ließ 
mich  wissen,  daß  er  bereit  sei,  eine  Verständigung  zwischen  Deutsch- 
land und  England  über  Marokko  in  die  Hand  zu  nehmen,  voraus- 
gesetzt, daß  ich  ihm  etwas  Zeit  dafür  geben,  namentlich  aber  und 
vor  allem  ihm  die  Verständigung  darüber  mit  dem  Premierminister 
überlassen  wolle**.  Mr.  Chamberlain  deutete  dabei  an,  daß  Lord 
Salisbury  schwer  zu  behandeln  sei,  und  daß  es  ihm,  Mr.  Chamber- 
lain, eher  als  mir  gelingen  würde,  ihn  zu  einem  Eingehen  auf  unsere 
Wünsche  in  der  marokkanischen  Frage  zu  bewegen.  Auf  diese  An- 
regung ist  meinerseits  damals  keine  weitere  Antwort  erfolgt,  da  ich 
zu  weiterer  Verhandlung  mit  Mr.  Chamberlain  nicht  ermächtigt  war2. 
Ich  bin  daher  außerstande,  ohne  weiteres  zu  sagen,  ob  Mr.  Cham- 
berlain  an   seinen    damaligen    Anerbietungen   heute  festhalten   würde. 

Inzwischen  ist  die  marokkanische  Frage  durch  das  Ableben  des 
Großwesirs  ***  und  durch  die  Vorbereitungen,  welche  die  Franzosen 
für  ein  eventuelles  Vorgehen  offenbar  getroffen  haben,  insofern  in 
eine  neue  Phase  getreten,  als  sich  auf  eine  längere  Erhaltung  des 
gegenwärtigen  Zustandes  in  Marokko  sowohl  im  Innern  als  nach 
außen  nicht  mehr  mit  Sicherheit  rechnen  läßt  und  wir  daher  mehr 
als  je  vor  die  Frage  gestellt  sind,  ob  und  wie  wir  im  Falle  einer 
Katastrophe  oder  eines  Eingreifens  anderer  Mächte  unsere  Interessen 
in  Marokko  wahren  können.  In  dieser  Hinsicht  glaube  ich  mit  Rück- 
sicht auf  die  Schlußsätze  des  hohen  Erlasses  Nr.  533  auf  Eurer  Durch- 
laucht hochgeneigte  Zustimmung  für  die  Auffassung  rechnen  zu  dürfen, 
daß  eine  friedliche   Wahrung   unserer  Interessen  an   der  atlantischen 


*  Vgl.  Nr.  5152. 

**  Vgl.  Nr.  5153. 

***  Großwesir  Ahmed  ben  Mussa,  f  13.  Mai. 
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Küste  von  Marokko  nach  menschlicher  Berechnung  nur  im  Einver- 
ständnis mit  England,  jedenfalls  nicht  gegen  den  bestimmten  und  tat- 
sächlichen Widerspruch  der  englischen  Regierung1  möglich  sein  würde. 
Auch  eine  Verständigung  mit  Frankreich  über  die  Teilung  von  Ma- 
rokko —  vorausgesetzt,  daß  eine  politische  Abmachung  zwischen 
Frankreich  und  uns  heute  überhaupt  schon  denkbar  ist3  —  würde  uns 
schwerlich  zum  Ziele  führen,  solange  die  englische  Flotte  nicht  lahm- 
gelegt und  daher  außerstande  ist,  auch  an  der  atlantischen  Küste 
von  Marokko  die  Punkte  mit  Beschlag  zu  belegen,  auf  deren  even- 
tuellen Besitz  hier  Wert  gelegt  wird.  Nach  meiner  festen  Über- 
zeugung, die  sich  auf  langjährige  aufmerksame  Beobachtung  stützt, 
legt  die  jetzige  englische  Regierung  sehr  geringen  Wert  auf  den 
Besitz  irgendwelcher  Territorien  im  Inneren  des  marokkanischen  Rei- 
ches, und  es  ist  ihr  sogar  ziemlich  gleichgültig,  ob  und  wie  diese 
Territorien  eventuell  unter  den  verschiedenen  Interessenten  verteilt 
werden.  Wenn  Lord  Salisbury  seinerzeit  sich  den  Anschein  gegeben 
hat,  ein  gewisses  Interesse  an  Tuat  zu  nehmen  und  eine  darauf  be- 
zügliche Demarche  mit  Italien  und  Spanien  in  Paris  unternehmen  zu 
wollen,  so  darf  daraus,  soweit  ich  mir  nach  langjährigen  Beobach- 
tungen ein  Urteil  bilden  darf,  keineswegs  geschlossen  werden,  daß 
er  besonderen  Wert  darauf  legt,  Frankreich  an  dieser  oder  anderen 
Erwerbungen  im  Inneren  Marokkos  zu  verhindern4.  Es  ist  ihm 
nach  meiner  Überzeugung  vielmehr  an  und  für  sich  vollständig  gleich- 
gültig,  ob  und  welche  Territorien  Frankreich  im  Inneren  Marokkos 
erhält,  vorausgesetzt,  daß  England  nicht  nur  im  Mittelmeer,  sondern 
auch  an  der  atlantischen  Küste  von  Marokko  die  wichtigsten  Punkte 
in  seinen  Besitz  bringen  kann.  In  dieser  Hinsicht  habe  ich  aber 
nicht  den  geringsten  Zweifel,  daß  die  englische  Regierung  fest  ent- 
schlossen und  daß  der  betreffende  englische  Admiral  bereits  mit 
den  nötigen  Befehlen  versehen  ist,  eintretenden  Falles,  d.  h.  wenn 
ein  innerer  Zusammenbruch  in  Marokko  oder  ein  Eingreifen  anderer 
Mächte  dies  nötig  erscheinen  läßt,  sofort  nicht  nur  im  Mittelmeer 
(Tanger  usw.)  sondern  auch  an  der  atlantischen  Küste  alle  Punkte 
zu  besetzen,  die  für  England  in  Frage  kommen  können.  Wie  weit 
sich  dann  die  englische  Besitzergreifung  an  dieser  Küste  nach  Süden 
erstrecken  und  ob  sie  nicht  doch  auf  den  Teil  der  Küste  über- 
greifen wird,  auf  welchen  wir  Anspruch  erheben  müßten,  läßt  sich 
um  so  weniger  berechnen,  als  Lord  Salisbury  es  in  unseren  Unter- 
haltungen stets  vermieden  hat,  sich  über  diesen  Punkt  auszusprechen. 
In  welcher  Lage  würden  wir  uns  aber  dann  befinden,  wenn  die  Ereig- 
nisse sich  überstürzen,  ohne  daß  wir  vorher  zu  einer  Verständigung 
mit  England  gelangt  wären,  und  wenn  letzteres  in  der  angegebenen 
Weise  vorgeht,  ohne  auf  unsere  Interessen  Rücksicht  zu  nehmen5? 
Die  Möglichkeit,  daß  dieser  Fall  eintritt,  ist  keineswegs  ausgeschlossen, 
und  wir  würden  uns  dann  in  der  ungünstigen  Lage  befinden,  gegen 
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die  Besetzung  der  von  uns  beanspruchten  Punkte  reklamieren  zu 
müssen,  während  es  auch  für  die  englische  Regierung  der  hiesigen 
öffentlichen  Meinung  gegenüber  viel  schwieriger  wäre,  einmal  mili- 
tärisch von  ihr  besetzte  Punkte  wieder  aufzugeben  und  an  Deutsch- 
land abzutreten,  als  im  voraus  und  gegen  genügende  Kompensationen 
zu  unseren  Gunsten  darauf  zu  verzichten.  Geradezu  unmöglich  würde 
es  aber  für  die  englische  Regierung  werden,  sich  dann  noch  mit  uns 
zu  verständigen,  falls  sie  inzwischen  sich  dazu  hinreißen  läßt,  der 
französischen  Regierung  in  Marokko  bestimmte  Zugeständnisse  zu 
machen.  Ich  halte  dies,  wie  ich  hier  ausdrücklich  hervorheben  möchte, 
mit  Rücksicht  auf  die  zwischen  England  und  Frankreich  augenblick- 
lich bestehende  politische  Entfremdung  zwar  nicht  für  wahrscheinlich, 
ebensowenig  aber  für  unbedingt  ausgeschlossen.  Hier  ist  alles  mög- 
lich, und  wenn  dieser  heute  anscheinend  sehr  fernliegende  Fall  den- 
noch eintreten  sollte,  würden  wir  kaum  in  der  Lage  sein,  unsere  An- 
sprüche in  Marokko  gegen  eine  englisch-französische  Abmachung 
mit  Aussicht  auf  Erfolg  zu  vertreten  6,  namentlich  wenn  beide  Teile 
so  klug  gewesen  wären,  sich  durch  Überlassung  eines  entsprechenden 
Anteils  oder  einer  Kompensation  an  Italien  der  Zustimmung  dieser 
Macht  zu  versichern. 

Wenn  ich  hiernach  auch  die  von  Eurer  Durchlaucht  in  dem  hohen 
Erlaß  Nr.  533  niedergelegte  Auffassung  rückhaltlos  teile,  daß  die 
deutschen  Interessen  durch  tunlichste  Hinausschiebung  der  marok- 
kanischen Liquidation  am  besten  gewahrt  würden,  so  scheint  es  mir 
aus  den  im  vorstehenden  kurz  skizzierten  Gründen  und  mit  Rück- 
sicht auf  die  durch  das  Ableben  des  Großwesirs  neuerdings  ge- 
schaffene Lage  doch  nicht  ganz  unbedenklich7,  die  Frage  einer  even- 
tuellen Verständigung  mit  England  auf  unbestimmte  Zeit  zu  ver- 
tagen. Das  bisherige  Verhalten  Lord  Salisburys  in  dieser  und  in 
anderen  Fragen  gestattet  allerdings  kaum  die  Hoffnung,  daß  er 
größere  Geneigtheit  für  eine  Verständigung  zeigen  würde,  als  er  es 
im  vorigen  Jahre  getan  hat.  Wir  würden  daher  Gefahr  laufen,  uns 
einer  neuen  Ablehnung  auszusetzen,  und  ich  glaube  nicht,  daß  es 
der  Würde  Seiner  Majestät  des  Kaisers  und  der  Stellung  Deutschlands 
entspricht,  uns  in  einer  Frage,  in  welcher  die  Verständigung  ganz 
ebenso  im  englischen  Interesse  wie  in  dem  unsrigen  liegt,  hier  eine 
Zurückweisung  gefallen  zu  lassen8.  Anders  würde  dagegen  die  Sache 
liegen,  wenn  ich  Mr.  Chamberlain,  welcher  sich  seinerzeit  zur  Her- 
beiführung einer  Verständigung  bereiterklärt  hatte,  unter  der  Hand 
mitteilen  ließe,  daß  die  Entwickelung  der  Dinge  in  Marokko  infolge 
des  Ablebens  des  Großwesirs  mir  nicht  unbedenklich  erscheine,  und 
daß  ich  für  meine  Person  mich  im  beiderseitigen  Interesse  darüber 
freuen  würde,  wenn  ich  meiner  Regierung  melden  könnte,  daß  durch 
seine  Einwirkung  die  Möglichkeit  einer  für  beide  Teile  befriedigenden 
Verständigung,  bei  welcher  auch  die  berechtigten  Ansprüche  anderer 
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Interessenten     gebührende      Berücksichtigung     fänden,     herbeigeführt 
worden  sei. 

Auch  für  den  immerhin  möglichen  Fall,  daß  Mr.  Chamberlain  die 
Verständigung  heute  nicht  mehr  für  notwendig  oder  wünschenswert 
hält,  oder  daß  Lord  Salisbury  sich  weigert,  auf  die  Anregung  seines 
Kollegen  einzugehen,  würden  wir  von  diesem  Verfahren,  welches 
uns  nicht  kompromittieren  würde,  immer  den  Vorteil  haben,  über  die 
Absichten  der  englischen  Regierung  Klarheit  zu  gewinnen  und  mit 
Bestimmtheit  zu  wissen,  daß  wir  in  Marokko  auf  keinerlei  englische 
Unterstützung,  dagegen  vielleicht  mit  einer  englisch-französischen  Ab- 
machung zu  rechnen  haben  werden9.  Es  dürfte  sich  dann  meines  un- 
maßgeblichen Erachtens  empfehlen,  den  Engländern  keinen  Zweifel 
darüber  zu  lassen,  daß  eine  eventuelle  Regulierung  der  marokkanischen 
Frage  ohne  unsere  Mitwirkung  nicht  stattfinden  könne1.  Wir  seien 
bereit,  an  einer  solchen  Regulierung  unter  Zuziehung  aller  Inter- 
essenten teilzunehmen.  Wolle  England  aber,  ohne  diese  Regulierung 
abzuwarten,  eintretenden  Falles  gewisse  Teile  des  marokkanischen 
Reichs,  namentlich  an  den  Küsten  desselben,  im  voraus  besetzen, 
so  glaubten  wir,  um  Mißverständnissen  vorzubeugen,  darauf  auf- 
merksam machen  zu  müssen,  daß  wir  eventuell  auf  den  südlichen 
Teil  der  atlantischen  Küste  Anspruch  erheben  würden  und  von  der 
Freundschaft  der  englischen  Regierung  erwarten  müßten,  daß  sie 
diesen  Teil  der  fraglichen  Küste  als  außerhalb  ihrer  Interessensphäre 
liegend  betrachten  und  behandeln  würde1. 

Eine  solche  Mitteilung  würde  ich,  wenn  der  angedeutete  Fall 
eintritt,  um  so  mehr  für  angezeigt  halten,  als,  wie  die  Dinge  hier 
liegen,  mit  Sicherheit  angenommen  werden  kann,  daß  nach  erfolg- 
reicher Beendigung  des  Krieges  in  Südafrika  der  Größenwahn  und 
die  Überhebung  hier  Dimensionen  annehmen  werden,  welche  jede 
Auseinandersetzung  mit  anderen  Staaten  auf  dem  Fuße  der  Gleich- 
berechtigung wesentlich  erschweren  müßten. 

P.   Hatzfeldt 

Randbemerkungen  des  Grafen  von  Bülow: 

1  Ja 

2  ? 

3  denkbar  wäre  sie,  sogar  durchführbar,  könnte  aber  zu  einem  allgemeinen 
Kriege   führen,   den   wir   nicht  wünschen. 

4  gewiß   richtig 

5  Eine  solche  Wendung  der  Dinge  würde  im  Innern  die  deutsche  Regierung 
in  hohem  Grade  schwächen  und  diskreditieren,  nach  außen  für  absehbare  Zeit 
jedes  Zusammengehen  mit  England  unmöglich  machen  und  uns  zum  An- 
schluß  an   Rußland-Frankreich    (ungefähr   um   jeden   Preis)    drängen 

6  richtig 

7  zweifellos  richtig!  Aus  Gründen  innerer  und  äußerer  deutscher  Politik  und 
wegen    Seiner    Majestät 

8  sehr  richtig 

9  würde  für  den  weitern  Gang  unserer  innern  und  äußern  Politik  unberechen- 
bare Folgen   haben. 
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Nr.  5160 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Graf  von  Bälow 
an  den  Botschafter  in  London  Grafen  von  Hatzfeldt 

Telegramm.    Eigenhändiges   Konzept 

Nr.  168  Berlin,   den   23.   Mai   1900 

Ganz  geheim 

Sehr  erfreut  über  die  in  Ew.  Bericht  Nr.  392*  ausgesprochene 
Ansicht,  daß  Herr  Chamberlain  schon  jetzt  für  Einleitung  und  Führung 
marokkanischer  Verhandlungen  unbedenklich  und  mit  Nutzen  zu  ver- 
wenden ist.  Die  sämtlichen  von  Ew.  hervorgehobenen  Gesichtspunkte 
entsprechen,  wie  dies  Ew.  bereits  bekannt  sein  dürfte,  durchgehends 
meiner  Auffassung  dieser  überaus  wichtigen  Frage.  Ew.  wollen  sich 
hierdurch  als  ermächtigt  ansehen,  unter  Zugrundelegung  der  von 
Ihnen  skizzierten  Ausgangspunkte  die  marokkanische  Frage  in  der 
Ihnen   geeignet   erscheinenden  Weise  in  Angriff  zu  nehmen. 

Bül  o w 

Nr.  5161 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Graf  von  Bälow 
an  den  Botschafter  in  London  Grafen  von  Hatzfeldt 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats  von  Holstein 

Nr.   170  Berlin,   den   23.   Mai   1900 

Geheim  [abgegangen  am  24.  Mai] 

Zu  Ew.  Bericht  Nr.  387,  das  Eindringen  der  Russen  in  Masanpo 
betreffend  **. 

Die  erregte  Stimmung,  welche  sich  in  den  dem  Berichte  bei- 
gefügten englischen  Preßartikeln  ausspricht,  wird  durch  die  jetzt 
von  neuem  versuchten  offiziösen  Abmilderungen  schwerlich  ganz  zu 
beseitigen  sein.  Der  Appell  einzelner  Zeitungen  an  die  Wähler,  um 
England  vor  den  Folgen  der  schlaffen  ostasiatischen  Politik  von 
Lord  Salisbury  zu  bewahren,  wird  diesen  vielleicht  vorsichtiger  in 
seiner  Koketterie  mit  dem  Zweibund  und  geneigter  machen,  das  zu 
erwägen,  was  ihm  Herr  Chamberlain  etwa  über  eine  Verständigung 
mit   Deutschland   wegen    Marokko    vorschlägt. 

Die  gegenwärtige  Lage  Englands  ist  auch  eine  solche,  die  viel- 
leicht nicht  den   großen   Haufen,   wohl  aber   einen  englischen   Staats- 

*  Siehe  Nr.  5159. 

**  Bericht  387  vom  18.  Mai  übermittelte  englische  Presseartikel  über  die  Ruß- 
land durch  die  koreanische  Regierung  zugestandene  Errichtung  einer  Kohlen- 
station in  Masanpo.  Vgl.  auch  die  Äußerungen  des  Unterstaatssekretärs 
Brodrick  im  Unterhaus  vom  21.  Mai.  Schulthess'  Europäischer  Geschichts- 
kalender,   Jahrg.   1900,   S.   209. 
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mann  zum  nüchternen  Nachdenken  auffordern  kann.  Daß  England 
in  sieben  Monaten  mit  dem  kleinen  Burenvolke  von  400000  Seelen 
noch  nicht  fertig  geworden  ist,  beweist,  wie  sehr  die  englischen 
Heereseinrichtungen  zurückgeblieben  sind,  und  wie  wenig  die  Masse 
der  englischen  Offiziere  den  taktischen  Anforderungen  der  Gegen- 
wart genügt.  Dabei  aber  ist  —  wie  Lord  Salisbury  selbst  neulich 
in  einer  Rede  angedeutet  hat  —  die  Flotte  allein  nicht  ausreichend, 
um  England  und  die  Kolonien  zu  verteidigen.  England  hat  gegen- 
wärtig außerhalb  Europas  ungeheure  Friktionsflächen  mit  anderen 
Großmächten,  zu  deren  Behauptung  mehr  gehört  als  die  heutige  eng- 
lische Armee  und   Lord  Salisburys  „herrliche  Isolierung". 

Schließlich  möchte  ich  aber  zur  Vermeidung  von  Mißverständ- 
nissen hervorheben,  daß  es  sich  für  Deutschland  vorläufig  nicht  um 
ein  allgemeines  Bündnis  mit  England  gegen  jedermann  würde  handeln 
können,  sondern  nur  um  gemeinsame  Durchführung  des  im  Einzel- 
falle, z.  B.  hinsichtlich  Marokkos,  Vereinbarten.  Aber  wie  sehr  schon 
ein  solches  Sp  ezial abkommen  auf  die  ganze  Weltstellung  Eng- 
lands zurückwirken   würde,    bedarf   keiner   Ausführung. 

Bül  o w 

Nr.  5162 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Hatzfeldt  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 
Nr.  306  London,  den  27.  Mai  1900 

Geheim 

Telegramm  Nr.  168*   erhalten. 

In  einer  auf  meine  Veranlassung  von  ihm  herbeigeführten  Unter- 
haltung mit  Herrn  Chamberlain  hat  Freiherr  von  Eckardstein  auch 
die  marokkanische   Frage   zur   Sprache   gebracht. 

Zunächst  stellte  der  Minister  die  Frage,  ob  seit  seinen  Unter- 
redungen in  Windsor  mit  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  und  dem 
Herrn  Staatssekretär**  unsererseits  offizielle  Schritte  bei  Lord  Salis- 
bury in  der  Sache  unternommen  worden  seien.  Als  er  erfahren  hatte, 
daß  dies  nicht  geschehen  sei,  sagte  Herr  Chamberlain,  er  halte  nach 
wie  vor  an  der  Ansicht  fest,  daß  eine  rechtzeitige  Einigung  zwischen 
England  und  Deutschland  im  Interesse  beider  Teile  liege  und  auch 
das  einzige  Mittel  sei,  eine  friedliche  Lösung  der  marokkanischen 
Frage  herbeizuführen.  Er  selbst  wolle  alles  tun,  um  seine  Kollegen 
im  Kabinett  für  die  fragliche  Verständigung  mit  Deutschland  zu  ge- 
winnen, zweifle  auch  nicht  an  dem  Erfolge,  da  Herr  Balfour***  seine 

*  Siehe  Nr.  5160. 

**  Vgl.  darüber  Nr.  5153,  Fußnote  **. 

***  Erster    Lord    des    Schatzes. 
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Ansicht  in  dieser  Frage  vollständig  teile.  Er  rate  deshalb,  daß  wir 
jetzt  zunächst  mit  einem  offiziellen  und  möglichst  definitiven  Vor- 
schlage an  Lord  Salisbury  herantreten,  welcher  dann  auf  seine  (Herrn 
Chamberlains)  Veranlassung  dem  Kabinett  vorgelegt  werden  und  dort 
eine  sehr  entgegenkommende  Aufnahme  finden  würde,  vorausgesetzt, 
daß  er  in  seinen  Grundlinien  den  seinerzeit  in  Windsor  stattgehabten 
Pourparlers  entspreche.  (Genauere  Information  über  die  dort  be- 
sprochenen Grundlinien  wäre  mir  für  die  weiteren  Verhandlungen 
erwünscht)1. 

Aus  dem  Vorstehenden  ersehen  Euere  Durchlaucht,  daß  Herr 
Chamberlain  an  seiner  früheren  uns  günstigen  Auffassung  zwar  fest- 
hält, jetzt  aber  uns  die  Initiative  zur  Formulierung  eines  Vorschlags 
bei  Lord  Salisbury  zuschieben  möchte.  Aus  den  in  meinem  Bericht 
Nr.  392*  angeführten  Gründen  würde  ich  einen  solchen  Schritt  bei 
Lord  Salisbury  nicht  für  angezeigt  halten,  glaube  vielmehr  vorläufig, 
falls  Lord  Salisbury  nicht  inzwischen  seine  ganze  Auffassung  ver- 
ändert, daß  eine  Anregung  bei  ihm  nur  zu  einer  neuen  Ablehnung 
führen  würde.  Um  mir  hierüber  ein  definitives  Urteil  zu  bilden,  bitte 
ich  um  einige  Tage  Zeit.  Lord  Salisbury,  den  ich  bis  jetzt  noch  nicht 
gesehen  habe,  hat  mich  bitten  lassen,  ihn  übermorgen,  Dienstag, 
mittag  1  Uhr  aufzusuchen,  da  wir  dann  zu  einer  „freundschaftlichen 
Unterhaltung"  Zeit  haben  würden.  Ich  werde,  falls  Euere  Durch- 
laucht nicht  anders  bestimmen,  dabei  keine  Initiative  im  der  Marokko- 
frage nehmen2,  dagegen,  falls  der  Premierminister  davon  anfängt, 
auf  vertrauliche  Besprechung  eingehen. 

Inzwischen  beabsichtige  ich,  wenn  Euere  Durchlaucht  nicht  anders 
bestimmen,  unter  der  Hand  den  Versuch  zu  machen,  ob  Herr  Balfour 
sich  für  die  fragliche  Initiative  bei  Lord  Salisbury  gewinnen  läßt.  Es 
ist  nicht  zweifelhaft,  daß  dies  auch  den  Wünschen  Chamberlains  ent- 
sprechen würde;  sollte  Lord  Salisbury  mir  gegenüber  von  der  Sache 
anfangen,  gleichzeitig  aber  dieselbe  Abneigung  gegen  eine  Ver- 
ständigung mit  uns  zeigen,  beabsichtige  ich,  ihm  folgendes  in  freund- 
schaftlicher Form  zu  sagen:  Die  Absichten  meiner  Regierung  in  der 
marokkanischen  Frage  seien  mir  noch  unbekannt3.  Persönlich 
könne  ich  mich  aber  nicht  darüber  täuschen,  daß  diese  Frage,  falls 
in  Marokko  irgendeine  Katastrophe  eintrete  und  sich  dann  heraus- 
stelle, daß  England  entweder  auf  Teile  von  Marokko,  welche  wir 
eventuell  beanspruchen  müßten,  die  Hand  gelegt  oder  sich  mit 
anderen  Mächten  über  eine  für  uns  ungünstige  Teilung  verständigt 
habe4,  zu  einer  neuen  und  vielleicht  ernsteren  Verstimmung5  zwischen 
Deutschland  und  England  führen  müßte.  Ich  hätte  dabei  nicht  allein 
meine  Regierung6,  sondern  die  öffentliche  Meinung  in  Deutschland 
im  Auge,  welche  eine  Aufteilung  Marokkos  ohne  gebührende  Berück- 
sichtigung deutscher  Interessen  als  eine  neue  und  unverkennbare  Un- 
*  Siehe  Nr.  5159. 
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freundlichkeit  Englands  gegen  uns  betrachten  würden.  Gerade  weil 
ich  ein  überzeugter  Anhänger  der  Auffassung  sei,  daß  freundschaftliche 
politische  Beziehungen  in  beiderseitigem  Interesse  liegen,  glaubte  ich 
der  angedeuteten  Eventualität  nach  Kräften  vorbeugen  zu  müssen. 
Ich  würde  daher  meiner  Regierung  vorschlagen,  hier  vertraulich  und 
freundschaftlich,  aber  bestimmt  zu  erklären,  daß  wir,  falls  England 
eine  Regelung  der  Frage  durch  alle  dabei  interessierten  Mächte  nicht 
abwarten,  sondern  eventuell  gewisse  Punkte  an  den  Küsten  des 
marokkanischen  Reichs  von  vornherein  besetzen  wolle,  unsererseits 
auf  die  südliche  Hälfte  der  atlantischen  Küste  Anspruch  erheben  und 
von  der  Freundschaft  der  englischen  Regierung  erwarten  müßten, 
diesen  Teil  als  außerhalb  der  englischen  Interessensphäre  liegend  zu 
betrachten. 

Aus  vertraulichen  Äußerungen  des  italienischen  Botschafters  * 
gegen  mich  ergibt  sich,  daß  derselbe  mit  der  Haltung  Lord  Salis- 
burys  in  der  Tuatfrage  durchaus  unzufrieden  ist.  Der  Premierminister 
hat  ihm  offenbar  keinen  Zweifel  gelassen,  daß  England  keinen  Wert 
darauf  legt,   ob   Frankreich  sich  Tuats  bemächtigt  oder  nicht. 

Hatzfeldt 

Randbemerkungen  des  Grafen  von   Bülow: 

1  Mehr  als  in  meiner  damaligen  Aufzeichnung  steht,  haben  Chamberlain  und 
Balfour  mir  nicht  gesagt.  Ich  könnte  Seine  Majestät  fragen,  ob  in  der 
Unterredung   mit   allerhöchstdemselben  mehr  abgemacht  worden  wäre. 

2  was    ist    Ihre    Ansicht? 

3  gut 

*  da  liegt  die   Hauptgefahr  für  die  deutsch-englischen   Beziehungen 

5  nicht  nur  „Verstimmung",  sondern  „anderweitige  Orientierung  unserer  Ge- 
samtpolitik für  absehbare  Zeit",  mag  die  Regierung  wollen  oder  nicht. 

6  die  könnte  eine  solche  Eventualität  unmöglich  einstecken 


Nr.  5163 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Graf  von  Bülow 
an  den  Botschafter  in  London  Grafen  von  Hatzfeldt 

Telegramm.     Konzept. 

Nr.  173  Berlin,  den  28.  Mai  1900 

Ganz  geheim 

Antwort  auf  Telegramm  Nr.  306**. 

Durchweg  einverstanden  mit  Ew.  Exzellenz,  namentlich  auch 
darin,  daß  unsererseits  eine  Initiative  in  der  Formulierung  von  Vor- 
schlägen jedenfalls  zu  vermeiden  sein  wird;  ferner  darin,  daß  die 
Aufgabe,  Lord  Salisbury  einer  Annäherung  an  Deutschland  günstiger 
zu  stimmen,  zunächst  den  Herren  Balfour  und  Chamberlain  zu  über- 

*  Baron  de  Renzis. 
**  Siehe  Nr.  5162. 
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lassen  ist.  Dem  Ermessen  Ew.  darf  ich  vertrauensvoll  überlassen,  ob 
Sie,  falls  Lord  Salisbury  morgen  bereits  die  Rede  auf  marokkanische 
Dinge  bringen  sollte,  die  Diskussion  Ihrem  telegraphischen  Entwürfe 
entsprechend  aufnehmen  oder  aber  ausweichen  und  abwarten  wollen, 
bis  der  Premier  durch  die  beiden  erwähnten  Kollegen  beeinflußt  ist. 
Die  Besprechungen  in  Windsor*  behandelten  eigentlich  nur  all- 
gemeine akademische  Gesichtspunkte  der  Zukunftspolitik,  die  Ew. 
längst  bekannt  sind.  Wie  Ew.  gleichfalls  wissen,  war  zuvor  Seine 
Majestät  für  den  Gedanken  gewonnen  worden,  daß  deutscherseits, 
um  nicht  wie  „bittende  Vettern"  zu  erscheinen,  jede  Äußerung 
von  Wünschen  oder  Darlegung  konkreter  Pläne  zu  vermeiden  sein 
würde.  Auch  englischerseits  blieb  man  bei  wohlwollenden  Allge- 
meinheiten, vielleicht  in  der  Erwartung  einer  deutschen  Initiative. 
Nur  Herr  Chamberlain  berührte  Seiner  Majestät  gegenüber  zweimal 
kurz  konkrete  Fragen:  1.  ein  Zusammenwirken  englischen  und  deut- 
schen Kapitals  bei  den  kleinasiatischen  Bahnanlagen,  2.  die  marokka- 
nische Frage.  Herr  Chamberlain  bezeichnete  Tanger  offen  als  ein 
Objekt  englischer  Wünsche  und  fügte  hinzu,  daß  Deutschland  sich 
an  der  atlantischen  Küste  von  Marokko  schadlos  halten  könne.  Seine 
Majestät  hat  auf  diese  Anregung  erwidert,  daß  dieselbe  den  Gegen- 
stand weiterer  vertraulicher  Erwägungen  zwischen  allerhöchstseinem 
Botschafter  in  London  und  Mr.  Chamberlain  bilden  könnte.  Mr. 
Chamberlain  betonte  noch  schließlich,  daß  er  alles  vermeiden  müsse, 
was  die  Eifersucht  oder  das  Mißtrauen  von  Lord  Salisbury  erregen 
könne,  aber  doch  Wert  auf  intime  Fühlung  mit  uns  lege  und  jeden- 
falls sein  möglichstes  tun  würde,  damit  wir  und  England  zu  weiteren 
nützlichen  agreements  gelangten. 

An  das  Vorstehende  anknüpfend  —  falls  Ew.  Bezugnahme  nicht 
für  zu  feierlich  halten  — ,  würden  Ew. .  Herrn  Chamberlain  wissen 
lassen  können,  daß  Sie  bereit  seien,  seinen  Faden  eventuell  weiter- 
zuspinnen. 

Bülow 

Nr.  5164 

Der  Botschafter  in  London   Graf   von  Hatzfeldt  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  309  London,  den  29.  Mai  1900 

Geheim 

Telegramm  Nr.  173**  erhalten. 

Lord  Salisbury,  welcher  mich   sehr  freundschaftlich   empfing,   hat 


*  Vgl.  darüber  Bd.  XV,  Kap.  CI,  Nr.  4398. 
**  Siehe  Nr.  5163. 
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in  unserer  einstündigen  Unterhaltung  Marokko  nicht  erwähnt,  und 
ich  nehme  an,  daß  dies  mit  Vorbedacht  geschehen  ist,  da  im  übrigen 
alle  Vorgänge  in  der  europäischen  Politik  seit  unserem  letzten  Zu- 
sammentreffen vor  meinem  Urlaubsantritt  heute  gesprächsweise  be- 
rührt worden  sind. 

Ich  werde  jetzt  zunächst  unter  der  Hand  versuchen,  Herrn  Bal- 
four  zur  Übernahme  der  Initiative  beim  Premierminister  zu  bestimmen. 

Hatzfeldt 


Nr.  5165 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Graf  von  Biilow 
an  den  Botschafter  in  London  Grafen  von  Hatzfeldt 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats  von  Holstein 

Nr.   174  Berlin,   den   29.   Mai   1900 

[abgegangen   am  30.   Mai] 

Antwort  auf  geheimes   Telegramm   309*. 

Zweifellos  ist  Herr  Balfour  mehr  als  Herr  Chamberlain  geeignet, 
auf  Lord  Salisbury  einzuwirken,  außer  etwa  dann,  wenn  parlamen- 
tarische Druckmittel  angewandt  werden  können  oder  müssen.  Ob 
ein  solcher  Druck  diesesmal  weniger  notwendig  als  bei  Samoa  sein 
wird,  läßt  sich  bei  der  undurchsichtigen  Haltung,  die  der  Premier 
heute  gegen  Ew.  beobachtet  hat,  noch  nicht  beurteilen. 

Ew.  werden  dort  am  besten  beurteilen  können,  ob  es  sich  emp- 
fiehlt, jetzt  gleich  an  Herrn  Balfour  zu  gehen  oder  vielleicht  zunächst 
Herrn  Chamberlain  vertraulich  sagen  zu  lassen,  daß  Sie  —  oder  daß 
wir  —  über  die  Windsorbesprechungen  nur  das  in  meinem  gestrigen 
Telegramme  bezüglich  Marokkos  **  Enthaltene  wüßten;  es  würde  Ihnen 
von  Interesse  sein  zu  erfahren,  ob  er  noch  weitere  Ausführungen 
im  Gedächtnis  habe.  Vielleicht  würde  es  bei  dieser  Besprechung 
dann  gelingen,  Herrn  Chamberlains  Ansicht  über  die  ungefähre  Ab- 
grenzung zu  erfahren.  Mehr  als  Chamberlain  wird  Salisbury  uns 
schwerlich  bewilligen,  ein  Einblick  in  die  Gedanken  von  Herrn  Cham- 
berlain könnte  daher  nützlich  für  das  Weitere  sein.  Ob  dieser  Vor- 
teil schwerer  wiegt  oder  der  Nachteil,  daß  vielleicht  Lord  Salisburys 
Eifersucht  durch  die  Bevorzugung  von  Chamberlain  geweckt  werden 
könnte,  bitte  ich  Ew.  zu  erwägen.  Eine  gleichzeitige  Anregung  bei 
Balfour  durch  Ew.  und  bei  Chamberlain  durch  den  Botschaftsrat 
würde  vielleicht  zu  eifrig  aussehen. 

Sachlich  ist  unser  Standpunkt  ganz  allgemein  der,  daß  bei  einer 
Abmachung   über   Marokko,    die    eine    Kriegsgefahr   in    sich   schließt, 


*  Siehe  Nr.  5164. 
**  Siehe  Nr.  5163. 
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Gefahr  und  Gewinn  in  einem  gewissen  Verhältnis  stehen  müssen. 
In  welchem  Stadium  der  Besprechungen  Ew.  diesen  Gedanken  zum 
Ausdruck  bringen  und  gegen  wen,  darf  ich  gleichfalls  Ihrem  Instinkt 
überlassen. 

Bül  ow 

Nr.  5166 

Der  Botschafter  in  London  Graf   von  Hatzfeldt  an  den 
Reichskanzler  Fürsten  von  Hohenlohe 

Ausfertigung 

Nr.  423  London,  den  1.  Juni  1900 

Geheim 

Euerer  Durchlaucht  ist  bereits  bekannt*,  daß  der  Premierminister 
in  unserer  ersten  ausführlichen  Unterhaltung,  die  einen  durchaus  un- 
gezwungenen Charakter  trug,  jede  Erwähnung  der  marokkanischen 
Frage  unterlassen  hat.  Über  die  Gründe  dieser  Unterlassung  kann 
meines  Erachtens  kein  Zweifel  bestehen.  Lord  Salisbury  fürchtete 
offenbar,  wenn  das  Thema  zwischen  uns  berührt  würde,  daß  ich  die 
Gelegenheit  benutzen  könnte,  um  ihn  nochmals  zu  einer  Abmachung 
mit  uns  zu  drängen,  und  suchte,  wie  dies  seiner  Eigentümlichkeit 
entspricht,  dieser  Eventualität  durch  Schweigen  vorzubeugen.  Im 
Laufe  unserer  Unterhaltung  wurde  mir  dies  noch  deutlicher,  als  wir 
gesprächsweise  auch  auf  die  Beziehungen  zwischen  den  beiden  Län- 
dern im  allgemeinen  kamen  und  der  Minister  seine  Verwunderung 
über  die  Verstimmung  unserer  öffentlichen  Meinung  gegen  England 
aussprach,  die  er  zu  verstehen  außerstande  sei.  Ich  setzte  ihm  zu- 
nächst auseinander,  daß  diese  Verstimmung  sich  aus  zwei  Gründen 
leicht  erklären  lasse:  einmal  aus  einem  gewissen  sentimentalen  und 
chevaleresken  Gefühl  für  den  schwächeren  Teil  im  südafrikanischen 
Kriege,  dann  aber  und  zum  großen  Teil  aus  dem  —  wie  ich  als 
Freund  Englands  ehrlich  aussprechen  dürfe  —  berechtigten  Bewußt- 
sein, daß  wir  bei  verschiedenen  Gelegenheiten  eine  unfreundliche  Be- 
handlung von  England  erfahren  hätten.  Lord  Salisbury  wollte  dies 
nicht  zugeben,  ohne  jedoch  auf  eine  weitere  Erörterung  der  Frage 
einzugehen.  Indem  ich  an  meiner  Auffassung  festhielt,  erinnerte  ich 
Lord  Salisbury  daran,  wie  ich  ihn  vor  Jahren  schon  wiederholt  darauf 
aufmerksam  gemacht  hätte,  daß  wir  England  fortgesetzt  und  ohne 
uns  zu  rühren  einen  ebenso  großen  wie  dankenswerten  Dienst  lei- 
steten, weil  Frankreich  an  keinen  Angriff  gegen  England  denken 
könne,  solange  es  der  Enthaltsamkeit  der  großen  Militärmacht  in 
seinem  Rücken  nicht  vollständig  sicher  sei.    Seitdem  habe  Seine  Ma- 

*  Vgl.  Nr.   5164. 
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jestät  der  Kaiser  Gelegenheit  gehabt  und,  soviel  ich  wisse,  auch 
benutzt,  um  seine  freundlichen  Gesinnungen  für  England  noch  durch 
etwas  mehr  als  durch  bloße  Enthaltsamkeit  an  den  Tag  zu  legen. 
Lord  Salisbury  bemerkte  hierzu,  er  wisse  sehr  gut,  daß  es  unserer 
Ablehnung  zu  danken  sei,  wenn  eine  gewisse  Koalition  gegen  England 
in  der  Transvaalfrage  nicht  zustande  gekommen  sei*.  Eine  prak- 
tische Schlußfolgerung  zog  er  hieraus  nicht,  und  ich  bin  über- 
zeugt, daß,  wenn  ich  sie  gezogen  hätte,  dies  erfolglos  geblieben 
wäre.  Ich  verließ  daher  das  Thema,  indem  ich  die  Bemerkung  hin- 
warf, er,  Lord  Salisbury,  möge  sich  nicht  etwa  beunruhigen,  als  ob 
ich  mit  jenem  Hinweis  auf  unsere  England  geleisteten  Dienste  irgend- 
einen Anspruch  auf  englische  Gefälligkeiten  hätte  einleiten  oder  be- 
gründen wollen.  Dies  war  eine  offenbare  Erleichterung  für  den  Pre- 
mierminister, welcher  mit  keinem  Worte  den  Versuch  machte,  meiner 
Auffassung  zu  widersprechen,  noch  irgendeine  tatsächliche  Anerken- 
nung unserer  Dienste  in  Marokko  oder  anderwärts  in  Aussicht  zu 
stellen. 

Um  kein  falsches  Bild  hervorzurufen,  glaube  ich  hier  noch  an- 
führen zu  sollen,  daß  Lord  Salisbury  in  unserer  Unterhaltung  die  leb- 
hafteste Genugtuung  darüber  an  den  Tag  legte,  daß  jetzt  zwischen 
Seiner  Majestät  dem  Kaiser  und  König  und  Ihrer  Majestät  der  Kö- 
nigin Viktoria  wie  auch  mit  dem  Prinzen  von  Wales  und  dem  Herzog 
von  York  die  herzlichsten  Beziehungen  bestehen.  Wenn  diese  Genug- 
tuung auch  aufrichtig  sein  mag,  so  hindert  sie  nicht,  wie  Euere  Durch- 
laucht aus  dem  Vorstehenden  entnehmen  wollen,  daß  Lord  Salis- 
bury durchaus  keine  Neigung  zeigt,  uns  in  Marokko  tatsächliche 
Zugeständnisse  zu  machen.  Über  die  Gründe  dieser  Abneigung  lassen 
sich  nur  Vermutungen  anstellen.  Ich  habe  von  vornherein  angenommen 
und  glaube  mich  auch  nicht  zu  täuschen,  daß  Lord  Salisbury  dabei 
den  doppelten  Zweck  verfolgt,  eintretendenfalls  die  für  England  wich- 
tigen Punkte  an  den  marokkanischen  Küsten  ohne  Rücksicht  auf  andere 
Wünsche  zu  besetzen  und  in  zweiter  Linie  volle  Freiheit  zu  behalten, 
um  nach  Umständen  an  Frankreich  in  Marokko  die  Konzessionen  zu 
bewilligen,  die  sich  als  notwendig  herausstellen,  um  mit  dieser  Macht 
zu  einer  friedlichen  Abmachung  zu  gelangen.  Italien  fürchtet  man  hier 
nicht,  da  man  annimmt,  daß  es  auf  den  englischen  Schutz  angewiesen 
ist  und  sich  daher  auch  in  Tripolis  oder  anderweitig  entschädigen 
ließe,  und  Spanien  fürchtet  man  noch  viel  weniger.  Es  würde  also 
nur  Deutschland  übrigbleiben,  welches  einem  englisch-französischen 
Abkommen  eventuell  widersprechen  könnte.  Es  dürfte  aber  hier  wohl 
angenommen  werden,  daß  die  deutsche  Flotte  sich  der  Ausführung 
einer  Abmachung  zwischen  den  beiden  großen  Seemächten  nicht 
widersetzen  könnte,  und  daß  Deutschland  sich  dann  äußerstenfalls  mit 


*  Vgl.  Bd.  XV,  Kap.  CHI. 
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irgendeiner  geringen  Kompensation  zufrieden  geben  würde1.  Bei 
dieser  Spekulation,  wenn  sie,  wie  ich  annehme,  besteht,  spielt  wohl 
jedenfalls  auch  die  Erwägung  mit,  daß  jetzt,  nachdem  der  südafri- 
kanische Krieg  so  gut  wie  beendet  ist,  die  Gefahr  beseitigt  erscheint, 
daß  unser  etwaiges  Abschwenken  zu  Rußland  und  Frankreich  die 
früher  immerhin  befürchtete  Intervention  eines  mächtigen  Dreibundes 
herbeiführen  könnte2. 

Wenn  ich  mir  im  vorstehenden  gstattet  habe,  über  die  Haltung 
Lord  Salisburys  in  unserer  Unterhaltung  mit  einer  gewissen  Aus- 
führlichkeit zu  berichten,  so  bitte  ich  dies  mit  dem  Wunsche  zu  ent- 
schuldigen, Euerer  Durchlaucht  ein  möglichst  genaues  Bild  von  seiner 
Stimmung  in  bezug  auf  die  weitere  Behandlung  der  marokkanischen 
Frage  uns  gegenüber  zu  geben.  Soweit  ich  mir  nach  meiner  Rück- 
kehr durch  sorgfältige  Nachforschungen  über  die  hiesige  innere  Situ- 
ation ein  Urteil  habe  bilden  können,  erscheint  es  mir  nicht  wahr- 
scheinlich, daß  der  Premierminister,  wie  dies  von  manchen  und  auch 
sonst  wohlinformierten  Persönlichkeiten  angenommen  wird,  in  naher 
Zukunft  von  seinem  Posten  zurücktreten  wird.  Wir  haben  daher  fürs 
erste  und  namentlich  in  der  marokkanischen  Frage  mit  diesem  Staats- 
manne  zu  rechnen,  welcher  uns  aus  vielfachen,  teils  politischen,  teils 
persönlichen  Gründen  nicht  besonders  wohlwill,  und  ohne  dessen  Zu- 
stimmung und  Mitwirkung  kein  Abkommen  bezüglich  Marokkos  aus- 
führbar ist,  selbst  dann  nicht,  wenn  mehrere  seiner  Kollegen  ein 
solches  Abkommen  im  stillen  wünschen  sollten.  Ob  sich  diese  Kol- 
legen dazu  bewegen  lassen,  über  stille  Wünsche  hinauszugehen  und 
dieselben  aktiv  bei  Lord  Salisbury  zu  vertreten,  wird  abzuwarten  sein. 
Inzwischen  hat  sich  Mr.  Chamberlain  für  die  Feiertage  nach  Birming- 
ham begeben,  und  ich  kann  erst  nach  seiner  Rückkehr  weitere  Schritte 
bei  ihm  tun.  Leider  höre  ich  aus  guter  Quelle,  daß  sein  Gesundheits- 
zustand infolge  der  gehabten  Anstrengungen  und  politischen  Sorgen 
sehr  unbefriedigend  sein  soll,  und  daß  die  Ärzte  eine  längere  Erholung 
und  Enthaltsamkeit  von  allen  Geschäften  verlangen,  wovon  Mr.  Cham- 
berlain bis  jetzt   angeblich   nichts   hören  will. 

Sollte  es  nicht  gelingen,  Mr.  Chamberlain  oder  eventuell  Mr.  Bal- 
four  zur  Übernahme  einer  Initiative  zu  bewegen,  und  Lord  Salisbury 
an  seiner  bisherigen  Haltung  uns  gegenüber  festhalten,  so  würde 
ich,  falls  Euere  Durchlaucht  keine  andere  Bestimmung  treffen,  für 
unbedingt  geboten  halten,  hier  ohne  weiteren  Zeitverlust  in  freund- 
schaftlicher Form  zu  erklären,  daß  wir  auf  die  südliche  Hälfte  der 
atlantischen  Küste  mit  dem  entsprechenden  Hinterland  eventuell  An- 
spruch erheben  und  daher  erwarten  müßten,  daß  England,  falls  es 
irgendwelche  Besetzungen  in  Marokko  vornehmen  oder  sich  mit 
anderen  darüber  verständigen  wolle,  diesen  Teil  als  außerhalb  seiner 
Interessensphäre  liegend  betrachten  werde.  Ich  sehe  kein  anderes 
Mittel,  einer  uns  höchst  nachteiligen  Verabredung  mit  Frankreich  recht- 
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zeitig  vorzubeugen  und  Lord  Salisbury  zu  einer  klaren  Äußerung  über 
seine  Absichten  zu  nötigen. 

Euerer  Durchlaucht  Auffassung,  daß  ein  Abkommen  über  Marokko 
zwischen  Italien  und  England  nicht  besteht,  teile  ich  vollkommen. 
Ich  glaube  sogar  nach  den  vertraulichen  Äußerungen  meines  italie- 
nischen Kollegen,  daß  Italien  mit  der  undurchsichtigen  und  wenig 
entgegenkommenden  Haltung  Lord  Salisburys  höchst  unzufrieden  ist 
und  seinen  Absichten  nicht  traut.  Dieses  Mißtrauen  scheint  mir  keines- 
wegs unberechtigt,  und  ich  halte  durchaus  nicht  für  ausgeschlossen, 
daß  die  englische  Regierung,  wenn  sie  damit  eine  Verständigung  mit 
Frankreich  erkaufen  kann,  die  italienischen  Interessen  in  Marokko 
leichten  Herzens  drangeben  und  Italien  auf  Tripolis  verweisen  würde. 
Einen  Krieg  wegen  Marokko  fürchtet  Lord  Salisbury,  wenn  ich  mich 
nicht  täusche,  für  England  nur  in  dem  einen  Fall,  daß  Frankreich 
mit  dem  ihm  zufallenden  Anteil  nicht  zufrieden  ist  und  es  deshalb  auf 
einen  Kampf  mit  England  ankommen  lassen  würde.  Gerade  deshalb 
ist  der  Premierminister,  soweit  ich  es  beurteilen  kann,  bestrebt,  eine 
Verständigung  mit  Frankreich  herbeizuführen,  in  welcher  er  die 
sicherste  Garantie  gegen  jede  Kriegsgefahr  für  England  in  der  ma- 
rokkanischen Frage  erblickt.  Den  Fall,  daß  Deutschland  oder  gar 
Italien,  geschweige  denn  Spanien,  es  Marokkos  wegen  zum  Kriege 
mit  England  treiben  könnten,  hält  Lord  Salisbury  meines  Erachtens 
für  ganz  ausgeschlossen.  Schließlich  glaube  ich  noch  darauf  hin- 
weisen zu  dürfen,  daß  Mr.  Chamberlain  den  Wunsch,  die  marok- 
kanische Frage  eventuell  ohne  jede  Kriegsgefahr  für  England  zu  er- 
ledigen, vollständig  teilt.  Seine  Auffassung  unterscheidet  sich  nur 
in  dem  einen  Punkte  von  derjenigen  des  Premierministers,  daß  er, 
während  der  letztere  die  Friedensgarantie  in  der  Verständigung  mit 
Frankreich  sucht,  die  gleiche  und  bessere  Garantie  in  einer  Ab- 
machung mit  uns  erblickt,  weil  er  von  der  Überzeugung  ausgeht,  daß 
Frankreich  es  nicht  wagen  würde,  einer  deutsch-englischen  Verstän- 
digung ernstlichen  Widerspruch  entgegenzusetzen  und  einen  solchen 
Widerspruch  bis  zum  Krieg  zu  treiben.  Diese  Auffassung  Mr.  Cham- 
berlains  ist  für  uns  offenbar  vorteilhafter,  und  wir  müssen  sie  daher 
benutzen,  um  durch  seine  Vermittelung  zum  Ziele  zu  gelangen.  Wir 
müssen  aber,  wie  ich  glaube,  gleichzeitig  nach  Möglichkeit  vermeiden, 
uns  in  den  Vordergrund  zu  stellen  und  den  Premierminister,  welcher 
uns  in  Übereinstimmung  mit  allen  Beamten  des  Foreign  Office  die  Ein- 
mischung Mr.  Chamberlains  in  der  Samoafrage  bis  auf  den  heutigen 
Tag  nachträgt,  definitiv  vor  den  Kopf  zu  stoßen.  Es  entspricht  dies 
auch  dem  dringenden  Wunsch  Mr.  Chamberlains,  welcher  sich  offen- 
bar noch  mehr  als  im  vorigen  Jahre  davor  scheut,  sich  durch  Ein- 
mischung in  äußere  Fragen  beim  Chef  des  Kabinetts  zu  kompromittieren. 

P.   Hatzfeldt 
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Randbemerkungen   des   Grafen   von    Bülow: 

1  Das  würde  unsere  öffentliche  Meinung  nicht  zulassen  und  Seine  Majestät 
nicht  tun.  Eine  zu  geringe  Abfindung  würde  uns  für  absehbare  Zeit  von 
England    trennen. 

2  Diese  Kombination  —  Rußland,  Deutschland,  Frankreich  —  müssen  wir  uns 
also   mehr   wie    je   offenhalten. 

Nr.  5167 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Graf  von  Bülow 
an  den  Geschäftsträger  in  Petersburg  von  Tschirschky 

Konzept 

Nr.   433  Berlin,    den    5.    Juni    1900 

Eine  aus  italienischer  Quelle  kürzlich  hierher  gelangte  Nachricht 
führte  zu  der  Vermutung,  daß  das  Vorgehen  der  Franzosen  gegen  die 
östlichen  marokkanischen  Grenzgebiete  durch  das  Londoner  Kabinett 
begünstigt,  wenn  nicht  veranlaßt  sei.  Die  daraufhin  von  hier  aus 
angestellten  Nachforschungen  förderten  unter  anderem  die  authentische 
Nachricht  zutage,  daß  tatsächlich  zwischen  England  und  Marokko 
Erörterungen  hinsichtlich  der  von  Frankreich  im  Osten  Marokkos 
gewünschten  Grenzregulierung  stattgefunden  haben,  und  daß  der  jetzt 
verstorbene  marokkanische  Großwesir  kurz  vor  seinem  Tode  dem 
englischen  Gesandten  in  Tanger*  hat  sagen  lassen,  er,  der  Großwesir, 
sei  bereit,  den  französischen  Grenzvorschlag  anzunehmen,  voraus- 
gesetzt, daß  die  Mächte  sich  verpflichten  würden,  die  neue  marokka- 
nische Grenze  zu  garantieren.  Lord  Salisbury  hat  jede  Garantie  ab- 
gelehnt, soweit  England  in  Betracht  komme;  durch  seine  Ablehnung 
dürften  jene  Verhandlungen  vielleicht  etwas  verzögert  worden  sein. 
Daß  irgendeine  andere  Macht  mit  diesem  Grenz-  und  Garantievor- 
schlage befaßt  worden  wäre,  ist  wenigstens  hier  nicht  bekannt.  Sollte 
jene  marokkanische  Eröffnung  wirklich  —  außer  etwa  an  Frankreich 
—  nur  an  England  gemacht  worden  sein,  so  wäre  die  Annahme  be- 
rechtigt, daß  England  seinerseits  in  der  Sache  die  Initiative  genommen 
und  den  Marokkanern  Ratschläge  im  Sinne  des  Eingehens  auf  die 
Grenzregulierung  gegeben  hat.  England  hat  kein  Interesse  daran, 
daß  Frankreich  durch  feindselige  Haltung  der  marokkanischen  Re- 
gierung von  weiterem  Vorgehen  abgeschreckt  werde.  Im  Gegenteil 
wissen  alle  europäischen  Kabinette,  daß  England  unentwegt  bemüht 
ist,  eine  Lage  zu  schaffen,  wo  die  Mächte  des  Kontinents  sich  feind- 
lich mit  den  Waffen  in  der  Hand  gegenüberstehen  und  infolgedessen 
genötigt  sein  würden,  dem  englischen  Unternehmungsgeist  volle  Frei- 
heit außerhalb  Europas  zu  lassen.  Die  hochgradige  Empfindlichkeit, 
mit  welcher  Italien  alle  Bewegungen  Frankreichs  an  der  marokkanischen 
Grenze  verfolgt,  mag  in  England  die  Hoffnung  wachhalten,  daß  eine 
*  Sir  A.  Nicolson. 
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wenn  auch  nur  partielle  Veränderung  des  marokkanischen  Status  quo 
einen  Krieg  Frankreichs  mit  Italien  und  dessen  Verbündeten  herbei- 
führen könne  und  Frankreich  dann  genötigt  sein  werde,  Englands  Neu- 
tralität unter  den  von  England  zu  fixierenden  Bedingungen,  d.  h.  um 
jeden   Preis,  zu  erkaufen. 

Unter  diesen  Bedingungen  würde  die  Erwerbung  des  der  Meerenge 
von  Gibraltar  gegenüberliegenden  marokkanischen  Gebietes  obenan- 
stehen. Die  militärischen  Fachmänner  aller  Länder,  einschließlich  Eng- 
lands, sind  darüber  einig,  daß  bei  der  heutigen  Entwicklung  der  Feuer- 
waffen Gibraltar  als  vereinzelter  Punkt  einem  gut  gerüsteten  Feinde 
gegenüber  unhaltbar  ist,  und  daß  England  entweder  auch  die  Südseite 
der  Meerenge  in  Besitz  nehmen  oder  darauf  gefaßt  sein  muß,  in  ab- 
sehbarer Zeit  die  so  lange  innegehabte  dominierende  Stellung  am  West- 
eingange des  Mittelmeers  zu  verlieren.  Um  diesem  Verlust  an  Macht 
und  Prestige  vorzubeugen,  wird  jeder  englische  Staatsmann  zu  großen 
Opfern  —  selbstverständlich  nur  von  nichtenglischen  Gebieten,  in  Ma- 
rokko, Syrien  und  Ostasien  —  bereit  sein.  Graf  Murawiew  wird  besser 
als  sonst  jemand  wissen,  ob  bezw.  wie  oft  englische  Anerbietungen 
dieser  Art  schon  früher  an  das  Pariser  Kabinett  herangetreten  sein 
mögen.  Inwieweit  Herr  Delcasse  solche  Anerbietungen  jetzt  für  dis- 
kutabel erachten  könnte,  vermag  ich  nicht  zu  übersehen.  Allerdings 
müßten  es  schon  sehr  weitgehende  englische  Konzessionen  sein,  die 
einem  französischen  Staatsmann  gestatten  würden,  den  Eingang  ins 
Mittelmeer  an  England  zu  überlassen.  Auf  der  anderen  Seite  sind  die 
ungeheuren  Vorteile  eines  solchen  neuen  Zweibundes  nicht  zu  ver- 
kennen, welcher  in  dem  Augenblick,  wo  England  und  Frankreich  sich 
verständigt  hätten,  sofort  erweitert  werden  würde  durch  das  Hinzu- 
treten anderer  Staaten,  die  jetzt  nur  deshalb  sich  fernhalten,  weil  sie 
weder  mit  England  noch  mit  Frankreich  es  verderben  wollen,  vielleicht 
auch  deshalb,  weil  sie  fürchten,  zwischen  Rußland  und  Frankreich  das 
eigene  Selbstbestimmungsrecht  einzubüßen.  Diese  neue  Gruppe  würde 
dann  auf  allen  Meeren  die  stärkste  Macht  des  Erdballs  sein,  und  von 
ihrem  guten  Willen  würde  die  koloniale  Entwicklung  oder  Rückbildung 
der  übrigen  Völker  mehr  oder  minder  vollständig  abhängen.  Jahrzehnte 
hindurch  haben  die  Franzosen  törichterweise  zwar,  aber  ernsthaft  einen 
deutschen  Angriff  gefürchtet,  und  gegen  einen  solchen  erschien  ihnen 
Rußland  als  der  wirksamste  Schutz.  Heute  aber,  wo  der  Aberglaube  an 
einen  erneuten  deutschen  Einfall  in  Frankreich  im  Absterben  ist,  gibt 
es  dort  nicht  nur  den  einen  oder  anderen  anglophilen  Politiker,  sondern 
es  gibt  sogar  eine  allmählich  stärker  werdende  Unterströmung  der  öffent- 
lichen Meinung,  welche,  nach  neuen  Dingen  begierig,  den  Gedanken 
an  ein  maritimes  Zusammengehen  mit  England  nicht  zurückweisen 
würde,  vorausgesetzt  immer,  daß  England  für  das,  was  es  verlangt, 
einen  genügend  hohen  Preis  böte.  Viel  billiger  freilich  würde  die 
Sache  sich  für  England  dann  stellen,  wenn  Frankreich  plötzlich,  z.  B. 
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wegen  Marokkos,  in  einen  akuten  Antagonismus  zu  anderen  Groß- 
mächten versetzt  und  dadurch  genötigt  wäre,  im  psychologischen 
Moment  Englands  Neutralität,  es  koste,  was  es  wolle,  zu  erkaufen. 

Bei  ruhiger  Prüfung  der  Symptome  und  Wetterzeichen  kommt  man 
zu  dem  Schluß,  daß  England  in  voller  Arbeit  ist,  um  auf  der  Unterlage 
des  marokkanischen  Spezialfalls  eine  möglichst  weitwirkende  Inter- 
essengemeinschaft mit  Frankreich  herbeizuführen  gegen  größere  oder 
geringere  englische  Zugeständnisse,  je  nachdem  Frankreich  aus  freier 
Wahl  oder  aber  gedrängt  durch  die  Notlage  eines  unvorhergesehenen 
Konflikts  sich  England  nähert.  Ob  dabei  für  England  die  marokka- 
nische Spezialfrage  oder  die  allgemeine  Frage  der  Annäherung  an 
Frankreich  mehr  ins  Gewicht  fällt,  will  ich  nicht  untersuchen.  Für 
Deutschland  ist  trotz  der  Bedeutung,  die  Marokko  auch  für  uns  un- 
zweifelhaft in  mancher  Hinsicht  hat,  doch  die  allgemeine  Frage  die 
weit  schwerer  wiegende.  Daß  wir  ungern  wegen  einer  Mittelmeerfrage, 
und  um  die  Umwandlung  Italiens  in  eine  Republik  zu  verhüten,  uns 
der  Gefahr  eines  gänzlich  unfruchtbaren  Krieges  mit  Frankreich  würden 
ausgesetzt  sehen,  währenddessen  England,  von  Japan  sekundiert,  in 
Ostasien  und  anderswo  sein  Schäfchen  ins  Trockene  brächte,  bedarf 
nicht  der  Erwähnung.  Aber  noch  bedenklicher  ist  die  andere  Eventu- 
alität einer  englisch-französischen  Erwerbsgemeinschaft,  welche  in  und 
außer  Europa  mancherlei  Anschluß  finden  und  die  Meere,  d.  h.  den 
Weltverkehr,  auf  absehbare  Zeit  beherrschen  würde. 

Es  ist  natürlich,  daß  wir  dem  Petersburger  Kabinett  gegenüber  mit 
unsrer  Auffassung  der  gegebenen  Lage  nicht  zurückhalten,  denn  die 
russische  Regierung  kann  ebensowenig  wie  wir  einen  Krieg  oder  eine 
kriegdrohende  Neugruppierung  unter  den  vorstehend  skizzierten  Um- 
ständen wünschen.  Vom  deutschen  Standpunkt  aus  ist  der  jetzige 
Zweibund  die  günstigste,  weil  friedlichste  Gruppierung,  in  welcher 
Frankreich  untergebracht  werden  könnte.  Deshalb  sei  auch  zur  Auf- 
klärung und  zur  Beseitigung  etwaiger  russischer  Zweifel  ausdrücklich 
bemerkt,  daß  diese  Mitteilung  nicht  den  Zweck  verfolgt,  dem  Peters- 
burger Kabinett  schon  jetzt  den  Gedanken  eines  deutsch-russischen 
Abkommens,  sei  es  einer  SpezialVereinbarung  wegen  Marokkos,  sei  es 
einer  Vereinbarung  allgemeiner  Natur,  nahezulegen.  Im  Gegenteil  ist 
die  Regierung  Seiner  Majestät  des  Deutschen  Kaisers  von  der  Überzeu- 
gung geleitet,  daß  vorläufig  jede  solche  Abmachung  die  französisch- 
russischen Beziehungen  schneller  abkühlen  und  deshalb  am  letzten 
Ende  die  unfriedlichen  Ziele  Dritter  fördern  würde.  Der  Zweck  dieser 
Mitteilung  ist  lediglich,  auf  die  Gefahren  hinzuweisen,  die  für  den 
europäischen  Frieden  dadurch  entstehen  können,  daß  Frankreich  sich 
zu  einer  Aktion  —  über  Tuat  hinaus  —  verleiten  läßt,  zu  deren  Durch- 
führung es  dann  durch  die  Macht  der  Verhältnisse  dazu  gedrängt  werden 
könnte,  Anlehnung  bei  England  zu  suchen. 

In  vorstehendem  sind  nicht  alle  Gründe  wiedergegeben,  welche 
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die  deutsche  Regierung  veranlaßt  haben,  die  Möglichkeit  einer  englisch- 
französischen Annäherung  in  Erwägung  zu  ziehen.  Wir  haben  nur  das 
gesagt,  was  wir  ohne  Indiskretion  sagen  konnten,  und  erwarten  deshalb 
auch  selbstredend  nicht,  daß  Graf  Murawiew  uns  das  mitteilt,  was  er 
auf  etwaige  Erkundigung  von  der  verbündeten  französischen  Regierung 
erfährt.  Überdies  liegt  uns,  wie  schon  bemerkt,  der  Gedanke  einer 
eingehenden  Erörterung  der  marokkanischen  Frage  als  solcher  gänzlich 
fern.  Es  genügt  uns,  die  Aufmerksamkeit  des  Petersburger  Kabinetts 
im  Interesse  des  Friedens  auf  latente  Vorgänge  gelenkt  zu  haben,  welche 
geeignet  sind,  eine  plötzliche  Verschiebung  der  heutigen  erprobt  fried- 
lichen Staatengruppierungen  herbeizuführen. 

Ew.  wollen  den  Inhalt  dieses  Erlasses  akademisch,  aber  rück- 
haltlos mit  dem  Grafen  Murawiew  besprechen*. 

B  ül  o  w 

Nr.  5168 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Graf  von  Bülow 

an  den  Botschafter  in  London  Grafen  von  Hatzfeldt 

Konzept 
Nr.  655  Berlin,  den  13.  Juni  1900 

Den  in  Ew.  pp.  Bericht  Nr.  423  vom  1.  d.  Mts.**  entwickelten  Ge- 
danken eines  direkten  Vorgehens  bei  Lord  Salisbury  habe  ich  entspre- 
chend der  Wichtigkeit  der  Sache  reiflich  erwogen.  Ew.  pp.  sind  der 
Ansicht,  die  ich  teile,  daß  Lord  Salisbury  aus  Berechnung  wie  aus 
Stimmung  sich  lieber  mit  Frankreich  als  mit  unserem  all  ergnädigsten 
Herrn  verständigen  möchte;  daß  ferner  diejenigen  englischen  Minister, 
welche,  wie  die  Herren  Chamberlain  und  Balfour,  einer  Annäherung  an 
Deutschland  zuneigen  würden,  im  gegenwärtigen  Augenblick  keine 
Lust  zeigen,  ihre  Anschauung  dem  leitenden  Minister  gegenüber  zur 
Geltung  zu  bringen;  daß  daher  für  uns  kaum  etwas  anderes  übrig- 
bleibt, als  daß  wir  direkt  Lord  Salisbury  auf  die  Bedenken  hinweisen, 
welche  eine  ohne  Rücksicht  auf  deutsche  Interessen  abgeschlossene 
englisch-französische  Vereinbarung,  z.  B.  wegen  Marokko,  früher  oder 
später  für  England  haben  würde. 

Von  dieser  Vorstellung  verspreche  ich  mir  nicht  viel,  denn,  wie 
Ew.  pp.  selber  in  Ihrem  Berichte  andeuten,  ist  die  südafrikanische  Krisis, 
während   welcher   Deutschland   sein    Mißfallen    den    Engländern    hätte 

*  Unter  dem  9.  Juni  berichtete  (Nr.  353)  von  Tschirschky  über  die  Aus- 
führung des  ihm  erteilten  Auftrags.  Graf  Murawiew  versicherte  dem  Ge- 
schäftsträger, daß  die  französische  Regierung  zurzeit  nicht  die  Absicht  habe,  mit 
Italien  einen  Konflikt  wegen  Marokkos  zu  beginnen,  warnte  dagegen  vor 
englischen  Intrigen:  „Es  ist  Tatsache,  daß  England  sich  schon  seit  ge- 
raumer Zeit  alle  erdenkliche  Mühe  gibt,  um  Frankreich  zu  sich  hinüber  zu 
ziehen.  L'Angleterre  travaille  la  France  peut-etre  plus  que  vous  ne  pensez,  par 
l'argent  et  par  d'autres  moyens,  principalement  par  la  franc-maconnerie". 
**  Siehe  Nr.  5166. 
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fühlbar  machen  können,  so  gut  wie  vorüber,  Lord  Salisbury  aber  zählt, 
wie  ich  gleichfalls  aus  Ew.  pp.  Bericht  entnehme,  die  Betätigung  von 
Erkenntlichkeit  nicht  zu  seinen  politischen  Aufgaben. 

Unter  diesen  Umständen  würde  ich  befürchten,  daß,  wenn  wir  jetzt 
dem  englischen  Premier  den  Wunsch  einer  Vereinbarung  wegen  Ma- 
rokko amtlich  und  unzweideutig  mitteilen,  er  diesen  Schritt  vielleicht 
in  Paris  verwerten  würde,  um  den  Eifer  der  Franzosen  anzufachen.  Ich 
würde  trotzdem  jenem  von  Ew.  pp.  zur  Erwägung  gestellten  Schritte 
zustimmen,  wenn  die  Gefahr  einer  englisch-französischen  Verständigung 
wegen  Marokkos  als  dringend  erschiene.  Dies  ist  jedoch  nicht  der 
Fall,  vielmehr  möchte  ich  nach  den  letzten  hier  eingegangenen  Nach- 
richten annehmen,  daß  das  Pariser  Kabinett  von  verschiedenen  Seiten, 
namentlich  auch  aus  naheliegenden  Gründen  von  Petersburg  aus,  auf 
die  Gefahren  hingewiesen  worden  ist,  welche  ein  übereiltes  Vorgehen 
in  Marokko  zeitigen  könnte.  Sowohl  der  Ton  der  französischen  Presse 
wie  auch  die  Nachrichten  aus  Marokko  lassen  eine  Beruhigung  erkennen. 
Ohne  dringende  Notwendigkeit  wird  aber  Frankreich  die  von  Lord 
Salisbury  verlangten  marokkanischen  Kompensationen  nicht  bewilligen. 
Darin  liegt  eben  der  Unterschied  zwischen  französischer  und  deutscher 
Politik,  welcher  den  englischen  Anhängern  einer  Verständigung  mit 
Deutschland  Recht  gibt,  daß  Tanger  für  Deutschland  zwar  keineswegs 
bedeutungslos,  aber  annähernd  nicht  so  wichtig  ist  wie  für  Frankreich, 
daß  daher  für  England  eine  Verständigung  mit  Deutschland  wegen 
Tanger  billiger  zu  erlangen  ist  als  eine  Verständigung  mit  Frankreich. 
Die  gegenwärtige  französische  Regierung  ist  überhaupt  großen  Ent- 
schließungen abgeneigt  und  wird  sich  schwerlich  ohne  zwingende  Not- 
wendigkeit in  einer  solchen  weittragenden  Frage  festlegen  wollen, 
durch  welche  die  Beziehungen  Frankreichs  zu  Rußland  leicht  gelockert 
werden  könnten. 

Darum  möchte  ich'  annehmen,  daß  die  deutsche  Diplomatie,  nach- 
dem die  marokkanische  Frage  sich  zeitweilig  beruhigt  hat,  eine  ge- 
eignete Gelegenheit  abwarten  kann  und  nicht  genötigt  ist,  grade  jetzt 
gegen   Wind   und  Strömung  bei   Lord  Salisbury   anzugehen. 

Eine  sehr  sorgfältige  Prüfung  von  Ew.  pp.  bisherigen  Mitteilungen 
gibt  mir  den  Eindruck,  daß  Herr  Chamberlain  —  ohne  dessen  tatkräf- 
tige Mitwirkung  wir  unter  dem  jetzigen  englischen  Regime  nichts 
erlangt  hätten  und  nichts  erlangen  werden  —  sich,  weil  er  vielleicht 
Marokko  als  eine  Art  Anhängsel  von  Europa  ansieht,  persönlich  weniger 
für  Marokko  interessiert  als  für  fernerliegende,  z.  B.  südafrikanische 
Gebiete.  Es  würde  mich  nicht  wundern,  wenn  die  durch  den  südafri- 
kanischen Krieg  veranlaßten  Neugestaltungen  bei  Herrn  Chamberlain 
den  Gedanken  weckten,  mit  Deutschland  etwa  in  betreff  der  Delagoabai 
auf  den  bereits  früher  vereinbarten  Grundlagen  zu  einer  praktischen 
Übereinkunft  zu  gelangen,  in  die  sich  dann  möglicherweise  Marokko 
hineinziehen  ließe. 
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Als  Ergebnis  der  vorstehenden  Betrachtungen  bitte  ich  also  Ew.  pp., 
gegenüber  Lord  Salisbury  von  einer  Initiative  wegen  Marokkos  vor- 
läufig abzusehen  und  sich  nur  darauf  zu  beschränken,  bei  denjenigen 
mit  in  Frage  kommenden  Persönlichkeiten,  welche  grundsätzlich  einer 
Befreundung  mit  Deutschland  geneigt  sind,  den  Gedanken  an  eine 
solche  lebendig  zu  erhalten.  Wie  nützlich  schon  die  bloße  Neutralität 
der  deutschen  Regierung  sein  kann,  das  haben  die  letzten  sechs  Monate 
bewiesen.  Wenn  jetzt  Lord  Salisbury  wirklich  beabsichtigen  sollte, 
die  Schwarzenbergsche  Undankbarkeitspolitik  nachzuahmen,  so  würde 
man  nicht  behaupten  können,  daß  er  sein  Vorbild  glücklich  gewählt  habe. 

B  ü  1  o  w 

Nr.  5169 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Graf  von  Biilow 

an  den  Botschafter  in  London  Grafen  von  Hatzfeldt 

Telegramm.     Konzept    von    der    Hand    des    Vortragenden    Rats    von    Mühlberg 
Nr.  213  Berlin,  den  30.  Juni  1900 

[abgegangen  am  1.  Juli] 
Ew.  pp.  sind  die  Gründe  bekannt,  aus  welchen  wir  es  nicht  für 
rätlich  hielten,  bei  Ausbruch  des  südafrikanischen  Krieges  und  während 
der  Dauer  der  Entscheidungskämpfe  der  Ausführung  des  deutsch-eng- 
lichen Vertrags  über  die  portugiesischen  Kolonien  *  näherzutreten.    Mit 
dem  Verblassen  der  den  Burenrepubliken  von  unserer  öffentlichen  Mei- 
nung entgegengebrachten  Sympathien  hat  sich  die  Situation  geändert, 
auf  welche  wir  Rücksicht  zu  nehmen  hatten,  und  ich  möchte  es  jetzt 
für  keinen   Fehler  mehr  halten,   wenn   Ew.   pp.  durch   eine   dazu  ge- 
eignete,  eventuell   nichtamtliche    Persönlichkeit   in    den    maßgebenden 
Kreisen  sondieren  lassen  wollten,  wie  man  sich  jetzt  zur  Realisierung 
unserer  Abmachungen  stellt.    Wir  stehen  dabei  auf  dem  Standpunkt, 
daß    ein   stückweises    Inslebentreten    der    getroffenen    Vereinbarungen 
unseren  Interessen  nicht  entspricht,  denn  es  steht  zu  befürchten,  daß 
Lord  Salisbury  mit  einer  Teilbefriedigung  unserer  Wünsche  die  Sache 
für  England  als  erledigt  betrachtet.   Wir  würden  demzufolge  mit  dem 
Besitz  der  Tigerbai,  während  England  für  sich  Laurenza  Marquez  in 
Anspruch   nimmt,    nicht   zufrieden    sein.    Ebensowenig   halten   wir    es 
für  nützlich,  jetzt  auf  Momente  einzugehen,  welche  wie  beispielsweise 
die  Überlassung  der  Walfischbai  außerhalb  des  Vertragsrahmens  liegen. 
Das,  was  wir  bezwecken,  ist  die  Ausführung  des  ganzen  Vertragsinhalts. 
Wir  haben  damit  durchaus  keine  Eile  und  drängen  in  keiner  Weise; 
es  erscheint  uns  nur  wissenswert  zu  erfahren,  wie  man  dort  gegen- 
wärtig   über    diesen   Punkt  denkt.    Erweist  sich  in  dieser  Beziehung 
eine  freundliche  Stimmung,  so  bietet  sich  vielleicht  ein  Anknüpfungs- 
punkt, um  die  marokkanische  Frage  zu  streifen  und  den  Gedanken 

*~Vgl.  Bd.  XIV,   Kap.  XCII. 
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hinzuwerfen,  daß  dieselbe  sich  zum  Abschluß  eines,  ich  möchte  sagen, 
Präventivvertrags  ebensogut  eigene  wie  die  portugiesischen  Kolo- 
nien. Mit  dem  Zustandekommen  einer  derartigen  Entente  wäre  diese 
heikle  Frage  vorläufig  der  Aktualität  entrückt  und  ihre  reale  Lösung 
einem  günstigen   Augenblick   der  Zukunft   überwiesen. 

Wenn  ich  im  vorstehenden  kurz  die  Gesichtspunkte  skizziert  habe, 
nach  denen,  wie  ich  glaube,  wir  unser  Verhalten  in  der  Frage  der 
Realisierung  des  deutsch-englischen  Abkommens  einzurichten  haben, 
so  beabsichtige  ich  damit  nicht,  Ew.  pp.  in  betreff  des  Zeitpunkts 
einzuengen,  an  welchem  die  Sache  wieder  in  Fluß  zu  bringen  ist. 
Insbesondere  mit  Rücksicht  auf  die  gegenwärtige  allgemeine  politische 
Situation  möchte  ich  vielmehr  diesen  Zeitpunkt  vollständig  der  Wahl 
Ew.  pp.  überlassen*.  Bülow 

Nr.  5170 

Der  Stellvertretende  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes 

Gesandter  von  Derenthall  an  den  Gesandten  in   Tanger 

Freiherrn   von  Mentzlngen 

Konzept  von   der   Hand   des   Ständigen    Hilfsarbeiters   von   Treutier 
A.    18  Berlin,    den    2.    August    1900, 

Unter  Bezugnahme  auf  Bericht  vom  13.  v.  Mts.  A.  52**. 

Die  sehr  interessante  Meldung  über  anscheinend  weitgehende  fran- 
zösische Absichten  in  Marokko  veranlaßt  mich  zu  Ew.  pp.  streng  ver- 
traulichen Information  darauf  hinzuweisen,  daß  für  uns  das  drin- 
gendste Interesse  besteht,  eine  Krise,  die  eventuell  zur  Aufteilung 
oder  wenigstens  Zerstückelung  des  Sultanates  führen  könnte,  nach 
Möglichkeit  noch  für  mehrere  Jahre  zu  verschieben.  Ew.  pp.  wollen 
auch  weiter  alle  bezüglichen  Vorgänge  und  alle  etwa  erkennbar  wer- 
denden Versuche  zur  Beschleunigung  der  Krisis  mit  gespanntester 
Aufmerksamkeit  verfolgen,  ohne  jedoch  unser  besonderes  Interesse  in 
irgendeiner  Richtung  wahrnehmen  zu  lassen.  v.  Derenthall 

*  In  einem  Privattelegramm  an  Graf  Hatzfeldt  vom  1.  Juli  hieß  es  noch, 
die  obige  Instruktion  werde  dem  Botschafter  gewissermaßen  auf  Vorrat  ge- 
geben, damit  er  sie  habe,  wenn  er  sie  mal  brauchen  könne.  „Sie  können  also 
auch,  falls  die  ersten  Sondierungen  unbefriedigend  sind,  oder  falls  inzwischen 
die  allgemeine  Lage  sich  ungünstiger  gestaltet,  diese  Sache  ruhig  einschlafen 
lassen."  Da  Hatzfeldt  auf  das  Telegramm  Nr.  213  in  seiner  Bericht- 
erstattung nicht  zurückgekommen  ist,  wird  er  nicht  dazu  gelangt  sein,  eine 
neue  Sondierung  vorzunehmen.  Daraus  konnte  in  Berlin  nur  die  Folgerung 
gezogen  werden,  die  Frage  zu  ajournieren.  Vgl.  das  folgende  Schriftstück. 
**  Mittels  Berichts  A.  52  vom  13.  Juli  hatte  Freiherr  von  Mentzingen  Äuße- 
rungen eines  hervorragenden  französischen  Offiziers  der  mission  militaire  wie- 
dergegeben, wonach  Tafilelt  und  Fes  strategisch  zu  Algerien  gehörten  und 
folglich  von  Frankreich  in  Besitz  genommen  werden  müßten,  während  Frank- 
reich andererseits  auch  den  Süden  Marokkos  mit  dem  Hafen  Agadir  als  den 
Endpunkt    einer    Zweiglinie    der    Transsaharabahn    beanspruchen    müsse! 
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Nr.  5171 

Der  Gesandte  in  Tanger  Freiherr  von  Mentzingen 
an  den   Reichskanzler  Fürsten   von  Hohenlohe 

Ausfertigung 

A.  74  Tanger,  den  18.  September  1900 

Vertraulich  [eingetroffen  am  24.  September] 

Der  österreichisch-ungarische  Gesandte*,  der  vor  wenigen  Tagen 
aus  Urlaub  hierher  zurückgekehrt  ist,  erzählte  mir,  er  sei  in  Gibraltar 
mit  dem  bisherigen  Gouverneur  jenes  Platzes**  zusammengetroffen. 
Derselbe  habe  ihm  ganz  offen  gesagt,  die  Instruktion  jeden  Gouver- 
neurs von  Gibraltar  laute  dahin,  sich  bereitzuhalten,  auf  telegraphische 
Weisung  seiner  Regierung  sofort  Tanger,  sowohl  Stadt  als  Land- 
bezirk, zu  besetzen.  Nach  seiner,  des  Gouverneurs,  Ansicht  könne  das 
Vorgehen  der  Franzosen  in  Tuat  vielleicht  zu  einer  derartigen  Even- 
tualität führen.  Diese  Konversation  hat  vor  etwa  zwei  Monaten  statt- 
gefunden. Ich  bemerke  gehorsamst,  daß  das  Paschalat  Tanger  ein 
Gebiet  von  etwa  1500  Quadratkilometern  umfaßt1. 

F.  v.  Mentzingen 

Randbemerkung   Kaiser   Wilhelms   II.: 

1  Nicht  viel  für  einen  der  eben  Transvaal  annektirt  hat 

Nr.  5172 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  den  Botschafter  in 
Paris  Fürsten  von  Radolin 

Konzept 
Nr.  215  Berlin,  den  15.  März  1901 

[abgegangen  am  16.  März] 

Antwort  auf  Telegramm  46***. 

Der  „Gaulois"-Artikel  liegt  hier  vor  und  dürfte  wohl  eher  aus 
französischer  Quelle  stammen.  Er  verfolgt  jedenfalls  in  erster  Linie 
den  Zweck,  Herrn  Delcasse  als  Politiker  in  Frankreich  zu  diskredi- 
tieren, weil  er  angeblich  bereit  sei,  Tanger  an  England  und  das  fette 
Tripolis  dem  ausgehungerten  Italien  zu  überlassen. 

Daß  man  von  englischer  Seite  schon  längst  gewünscht  hätte, 
eine   Verständigung    mit    Frankreich    wegen    Marokko    zu     erreichen, 

*  Graf  von  Hohenwart. 

•*  General  Sir    R.    Biddulph. 

***  Mittels   Telegramm    Nr.  46   vom    14.    März   hatte   Fürst    Radolin    auf   einen 

im    „Gaulois"    veröffentlichten,    aus    Petersburg    datierten    Brief    „Le    nouveau 

groupement    des    puissances"    aufmerksam    gemacht,    in    dem    ausgeführt    war, 

daß   Frankreichs    Außenpolitik   in   das   Hintertreffen   zu   geraten   drohte,   indem 

England    für    Gewährenlassen    in    Marokko    von     Delcasse    Entschädigung    in 

Tanger,  Italien  aber  als  Preis  seiner  Neutralität  Tripolis  verlange. 
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ist  sicher.  England  würde,  namentlich  da  der  Felsen  von  Gibraltar 
bei  der  heutigen  Tragweite  der  Geschütze  keineswegs  mehr  als  un- 
einnehmbar zu  betrachten  ist,  bereit  sein,  für  die  Überlassung  von 
Tanger  nicht  nur  marokkanisches  Hinterland,  sondern  noch  manches 
andere  zu  geben.  Aber  daß  Frankreich  durch  die  Auslieferung  von 
Tanger  an  England  diesem,  welches  die  östliche  Einfahrt  ins  Mittel- 
meer schon  besitzt,  auch  die  westliche  preisgeben  und  damit  das 
Mittelmeer  zu  einem  englischen  See  machen  sollte,  ist  nicht  wahr- 
scheinlich. Näher  als  diese  Befürchtung  liegt  der  Gedanke,  daß  der 
„Gaulois"  Herrn  Delcasse  durch  jene  Ausstreuung  schaden  wollte. 

Es  würde  mir  von  Interesse  sein  zu  erfahren,  ob  und  wie  dieser 
Artikel  in  der  französischen  Presse  besprochen  worden  ist,  und  nament- 
lich ob  sich  Blätter  gefunden  haben,  welche  das  Eintauschen  selbst 
des  ganzen  marokkanischen  Hinterlandes  gegen  die  Auslieferung  von 
Tanger  an  England  als  ein  für  Frankreich  vorteilhaftes  Geschäft  be- 
trachten *. 

Ew.  bitte  ich  auch  den  Kaiserlichen  Konsul  in  Marseille  zum 
Zifferbericht  über  etwaige   Äußerungen   dortiger  Blätter  aufzufordern. 

Ganz  unabhängig  von  der  Frage  einer  französisch- englischen  Ver- 
ständigung wegen  Marokko  ist  die  andre  Frage,  ob  nicht  Frankreich 
die  südafrikanischen  Verlegenheiten  Englands  benutzt,  um  ohne  be- 
sondre Rücksicht  auf  England  eine  möglichst  weitgehende  „Regu- 
lierung" der  algerisch-marokkanischen  Grenze  zu  bewerkstelligen. 
Dieses  Thema,  welches  auch  für  Deutschland  von  erheblichem  Inter- 
esse ist,  wurde  bereits  in  dem  diesseitigen  Erlaß  vom  27.  April  v.  Js. 
Nr.  241  **  und  im  Bericht  des  Fürsten  Münster  vom  9.  Mai  v.  Js. 
Nr.  112***  besprochen,  und  ich  möchte  hiermit  nochmals  diesen  Gegen- 
stand der  steten  Beobachtung  Ew.  empfehlen. 

Bül  ow 

Nr.  5173 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 

von  Richthofen  an  den  Botschafter  In  London 

Grafen  von  Hatzfeldt 

Konzept 

Nr.  379  Berlin,  den  13.  April  1901 

[abgegangen  am  14.  April] 

Der  Kaiserliche  Gesandte  in  Tanger  telegraphiert  vom  8.  d.  Mts.: 
„Englischer   Gesandter   sagte    mir   heute   streng   vertraulich    fol- 


*  Nach    einem    Bericht    Fürst    Radolins    vom    24.    März    (Nr.  71)     hätte    der 
„Oaulois"-Artikel   nur  in  der   „Patrie"  Widerhall  gefunden. 
**  Siehe  Nr.  5156. 
***  Siehe  Nr.  5157. 
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gendes:  Der  Sultan  bestürme  ihn  in  letzter  Zeit  durch  direkte  Ver- 
mittelung  des  Kaid  Maclean*  um  Hülfe  gegen  Frankreich.  Franzö- 
sischer Gesandter**  habe  eine  Note  an  die  marokkanische  Regierung 
gerichtet,  in  welcher  mit  einer  Expedition  nach  Tafilelt  gedroht  wird, 
wenn  Angriffe  wie  bei  Timmimun  sich  wiederholen  sollten.  Sultan 
sei  sehr  geängstigt,  er  habe  erklärt,  wenn  er  keine  Hülfe  finde,  sich 
selbst  an  die  Spitze  seiner  Kabylen  stellen  und  die  Franzosen  be- 
kämpfen zu  wollen.  Er  sei  bereit,  letzteren  Igli  und  Tuat  zu  opfern, 
nur  sollten  sie  eine  Grenze  bestimmen  und  respektieren.  Er  werde 
Marrakesch  nicht  verlassen,  bevor  die  Tuatfrage  geregelt  sei.  Sultan 
beabsichtige  im  Juni  einen  Botschafter  nach  London  zu  schicken,  um 
König  von  England  zu  beglückwünschen.  König  habe  Zustimmung 
erklärt.  Zum  Botschafter  sei  der  Kriegsminister***  ausersehen,  der 
sich  voraussichtlich  auch  nach  Berlin  begeben  werde  f.  Sultan  beab- 
sichtige ferner,  wegen  Tuat  Schreiben  an  Präsident  Loubet  zu  richten." 

Auch  andere  Anzeichen  weisen  darauf  hin,  daß  Frankreich  in 
der  letzten  Zeit  in  Marokko  eine  aktivere  Politik  betreibt  und  den 
augenblicklichen  für  England  ungünstigen  Zeitpunkt  benutzen  möchte, 
um  seine  Grenzen  allmählich  immer  mehr  nach  Westen  vorzuschieben. 
Nach  der  Eroberung  der  Gurara-  und  Tuatoasen  scheint  Frankreich 
es  zunächst  auf  die  nordwestlich  gelegenen  Distrikte  von  Tafilelt  ab- 
gesehen  zu   haben. 

Ew.  ist  bekannt,  daß  diesseits  Marokko  stets  als  ein  Gebiet 
betrachtet  worden  ist,  auf  welchem  eine  Einigung  zwischen  Deutsch- 
land und  England  —  als  Teil  einer  allgemeinen  Verständigung  ge- 
dacht —  wohl  zu  erzielen  sein  würde.  Andererseits  dürfte  eine  eng1- 
lisch-französische  Verständigung  über  die  beiderseitigen  dortigen  Inter- 
essen auf  einer  für  Frankreich  annehmbaren  Grundlage  ausgeschlossen 
sein.  England  kann  mit  Rücksicht  auf  Gibraltar  auf  den  Besitz  von 
Tanger  nicht  verzichten.  Diesen  Preis  aber  werden  die  Franzosen 
schwerlich  zahlen  wollen,  selbst  wenn  England  sich  dazu  entschlösse, 
ihnen  für  den  Besitz  von  Tanger  das  ganze  marokkanische  Hinter- 
land und  sogar  das  übrige  marokkanische  Küstengebiet  zu  über- 
lassen. Frankreich  kann  bei  seinen  vitalen  Interessen  im  Mittelmeer 
nicht  zugeben,  daß  England,  welches  schon  über  den  östlichen  Zu- 
gang zu  demselben  verfügt,  auch  noch  die  westliche  Einfahrt  in 
seinen  Besitz  bringt. 

Ew.  ersuche  ich,  diese  Frage,  zu  deren  Erörterung  in  England 
die  jetzt  dort  herrschende  Stimmung  allerdings  nicht  geeignet  scheint, 
auch  Ihrerseits  unauffällig,  aber  aufmerksam  zu  verfolgen. 

Rieh th  of en 


*  Englischer  Agent  beim  Sultan  von  Marokko. 
**  I.  P.  Revoil. 
***  El  Menebhi. 
t  Vgl.  Nr.  5177  ff. 
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Nr.  5174 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 
von  Richthofen  an  den  Botschafter  in  London 
Grafen  von  Hatzfeldt 

Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats  von  Holstein 
Nr.  397  Berlin,   den  20.  April   1901 

Zu   Ew.   Information. 

Zur  Ergänzung  seiner  anderweiten  Mitteilungen  sendet  heute 
der   Kaiserliche   Vertreter  in   Tanger  folgendes  Telegramm: 

„Herr  Maclean  hat  Herrn  Nicolson  berichtet,  Dr.  Linares  *  habe 
Sultan  erklärt,  nur  durch  Vermittelung  Rußlands  könne  Tuatfrage 
gelöst  werden.  Sultan  verlangt  Nicolsons  Rat,  ob  marokkanischer 
Botschafter  außer  nach  London  und  Berlin  auch  nach  Paris  und  Peters- 
burg gehen  soll.  Botschafter  werde  nicht  der  Kriegsminister,  sondern 
der  Minister  der  Auswärtigen  Angelegenheiten  **  sein.  Derselbe  werde 
weitgehende  Vollmachten  haben  und  beauftragt  sein,  in  Berlin  und 
London  eine  Anleihe  von  einer  Million  Sterling  zu  negoziieren,  für 
deren  Verzinsung  ein  Drittel  der  Zolleinkünfte  verpfändet  werden 
solle.    Anleihe  zur  Durchführung  von   Reformen  bestimmt." 

Für  uns  ist  der  Standpunkt  festzuhalten,  daß  ein  deutsch-eng- 
lisches Spezialabkommen,  sei  es  wegen  Marokko,  sei  es  wegen  Ostasien, 
das  englische  Bedürfnis  nach  einem  allgemeinen  Defensivabkommen  mit 
Angliederung  an  den  Dreibund  vermindern,  wenn  nicht  beseitigen  würde. 

Richthofen 

Nr.  5175 

Der   Österreich-ungarische   Ministerresident   in    Tanger 

Graf  von  Hohenwart  an  den  Österreich-ungarischen 

Minister  des  Äußern  Grafen  Goluchowski 

Abschrift.     Vom    Österreich-ungarischen    Botschafter    in    Berlin    von    Szögyeny- 
Marich  am   11.  Mai  dem  Auswärtigen  Amt  mitgeteilt 

Nr.  15.  pol.  Tanger,  den  22.  April  1901 

Die  politische  Stellung  Englands  und  Frankreichs  ist  bekannt- 
lich jener  anderer  Mächte  in  Marokko  gegenüber  durch  die  Nähe 
Gibraltars  bezw.  Algeriens  außerordentlich  begünstigt  und  erleichtert. 
Seit  langen  Jahren  ist  sie  dieselbe  geblieben,  und  hat  sie  eine  wesent- 
liche Änderung  nicht  zu  fürchten,  insolange  diese  Verhältnisse  durch 
die  allgemeine  politische  Entwickelung  auch  unberührt  bleiben.  In 
neuerer  Zeit  haben  die  erwähnten  Mächte  durch  Nordamerika  resp. 
Rußland  wirksame   Unterstützung  gefunden. 

*  Französischer  Leibarzt  des  Sultans  von  Marokko. 
**  Abdelkrim   ben   Sliman. 
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Spanien  hat  seine  historische  Bedeutung  in  Marokko  infolge 
vielleicht  nicht  ganz  sachgemäßer  Politik,  seiner  prinzipiellen  Gering- 
schätzung der  „Mauren"  und  des  letzten  unglücklichen  Krieges  voll- 
kommen eingebüßt,  während  es  Italien  trotz  Anwendung  der  ver- 
schiedensten Mittel  niemals  gelungen  ist,  weder  politisch  noch  kom- 
merziell in  Marokko  festen   Fuß   zu  fassen. 

Deutschland  hingegen  steht  heute  im  allgemeinen  zum  min- 
desten an  dritter  Stelle  und,  was  den  Einfluß  am  Hofe,  das  Ansehen, 
das  Vertrauen  in  seine  konsequent  und  gerecht  entfaltete  Macht  an- 
belangt, wohl  an  erster.  Vor  zwanzig  Jahren  noch  spielte  Deutsch- 
land hier  kaum  eine  Rolle;  dann  kam  eine  Periode  kommerziellen 
Aufschwunges,  welcher  eine  solche  längeren  Stillstandes  folgte.  Seit 
zwei  Jahren  jedoch  geht  Deutschland  mit  Riesenschritten  vorwärts, 
und  insbesondere  die  Vertreter  Englands,  Frankreichs  und  Spaniens* 
betrachten  mit  neidischen  Blicken  das  stetige  Anwachsen  des  deutschen 
Einflusses.  Es  ist  selbstverständlich,  daß  diese  Tatsache  durch  lange 
zielbewußte  Arbeit  in  politischer  wie  kommerzieller  Hinsicht  vor- 
bereitet wurde,  allein  auch  Fälle  sind  zu  verzeichnen,  in  denen  deutsche 
Vertreter  früher  teils  durch  Anwendung  zu  energischer  Maßregeln,  [teils] 
durch  ein  überstürztes  Vorgehen  in  laufenden  Reklamationsangelegen- 
heiten eine  hemmende  Wirkung  in  der  Entwicklung  der  großen  all- 
gemeinen politischen  Stellung  des  Deutschen  Reiches  in  Marokko  aus- 
geübt haben.  Seit  zwei  Jahren  jedoch  hat  sich,  wie  gesagt,  auch 
dieses  vorteilhaft  geändert. 

Seit  Freiherr  von  Mentzingen  die  Vertretung  der  deutschen  Inter- 
essen in  Marokko  übernommen**,  bildet  die  deutsche  Gesandtschaft  den 
Mittelpunkt  der  europäischen  Politik  in  Marokko.  Er  wird  von  seinen 
älteren  und  interessierteren  Kollegen  Englands,  Frankreichs,  Spaniens 
und  Italiens***  zu  Rate  gezogen;  er  genießt  ihr  Vertrauen  wie  jenes 
der  marokkanischen  Regierung,  und  seine  Anschauung  ist  meisten- 
teils die  maßgebende  in  allen  den  zahlreichen  Fragen,  welche  in 
Tanger  korporativ  zur  Behandlung  gelangen.  Die  genannten  fremden 
Vertreter  sind  allerdings  nicht  immer  frei  einer  gewissen  diplo- 
matischen Mißgunst,  die  sich  dem  deutschen  Kollegen  gegenüber  in 
den  Versammlungen  des  diplomatischen  Korps  durch  stille  Obstruk- 
tion oft  kundgibt,  doch  verstand  es  letzterer  bisher  stets,  auch  diese 
latente  Opposition  zu  beruhigen. 

Während  seines  vorjährigen  kurzen  Aufenthaltes  am  Hofe  hat  der 
deutsche  Vertreter  nicht  nur  alle  seine  Reklamationen  in  zufrieden- 
stellendster Weise  erledigt,  sondern  er  erreichte  auch  beim  Sultan 
die   Erfüllung   langjähriger    Forderungen    des    allgemeinen    Interesses. 


*  de  Ojeda. 

**  Freiherr   von    Mentzingen   war   seit    1899   Gesandter   in    Marokko. 

***  G.   Malmusi. 
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Ich  darf  diesbezüglich  mit  Bezug  auf  vorhergehende  ergebenste  Be- 
richterstattung ganz  besonders  folgende  Angelegenheiten  hervorheben: 
die  sanitäre  Frage  in  Mogador  und  Malabata,  die  Hereinbringung  der 
diesbezüglichen  Kosten,  Kap  Spartel  und  die  Brückenfrage,  jene  des 
christlichen  Friedhofes  in  Tanger,  jene  der  Taxenerhebung  zu  Muni- 
zipal- und  hygienischen  Zwecken,  die  mit  der  Schutzrechtfrage  zu- 
sammenhängenden Angelegenheiten  usw.  In  dieser  Hinsicht  waren  alle 
fremden  Vertreter,  die  sich  zum  Sultan  begaben,  erfolglos  tätig.  Frei- 
herr von  Mentzingen  erreichte  in  zweieinhalbmonatlichem  Aufenthalte 
in  Marrakesch  das,  woran  die  übrigen  Mächte  sich  durch  Jahre  vergeb- 
lich abmühten. 

Die  heutige  Stellung  des  deutschen  Gesandten  muß  als  eine 
solche  bezeichnet  werden,  wie  sie  wohl  von  keinem  seiner  Vorgänger 
und  vielleicht  noch  nie  von  einem  auswärtigen  Gesandten  überhaupt 
besessen  wurde. 

Die  Verhältnisse  haben  allerdings  dazu  beigetragen,  und  es  ist 
erklärlich,  daß  der  Sultan,  durch  fortwährende  Reklamationen,  For- 
derungen und  Wünsche  nicht  nur  administrativer,  sondern  auch  kom- 
merzieller und  politischer  Natur  anderer  Mächte  ermüdet,  sich  Deutsch- 
land geneigter  zeigt.  Das  formlose  Vorgehen  Englands  und  Frank- 
reichs, das  fortwährende  Pochen  des  ersteren  Staates  auf  die  Nähe 
Gibraltars,  seine  Flotte  und  seine  angeblichen  „Rechte"  auf  Tanger, 
—  die  Besetzung  marokkanischen  Territoriums  der  zweitgenannten 
Macht  im  Osten  können  ebensowenig  am  scherifianischen  Hofe  sym- 
pathisch wirken  wie  die  kleinlichen  Nörgeleien  und  Geldforderungen 
Italiens  oder  Spaniens. 

Trotzdem  darf  aber  von  der  Persönlichkeit  nicht  ganz  abgesehen 
werden,  und  es  wird  niemand,  der  Marokko  kennt,  sich  der  Über- 
zeugung erwehren  können,  daß  eben  Freiherr  von  Mentzingen  per- 
sönlich sehr  viel  dazu  beigetragen  hat,  Deutschland  jene  Stellung  und 
Ansehen  in  Marokko  zu  sichern,  die  heute  allgemein  anerkannt 
werden  muß. 

Was  die  kommerzielle  Ausbreitung  Deutschlands  betrifft,  so  glaube 
ich  nicht,  nochmals  auf  dieselbe  zurückkommen  zu  sollen. 

Der  deutsche  Handel  ist  in  stetiger  Zunahme  begriffen,  welcher 
Umstand  der  Energie,  Unternehmungslust  und  der  Arbeitsfreudigkeit 
der  kommerziellen   Kreise  zuzuschreiben  ist. 

So  müssen  denn  alle  Mächte  und  ihre  hiesigen  Vertreter  mit  Neid 
die  großen  Fortschritte  Deutschlands  in  Nordwestafrika  in  jeder  Hin- 
sicht konstatieren:  die  einen,  weil  sie  nicht  mehr  wie  früher  die 
kommerziellen  Beziehungen  zu  Marokko  als  eine  Art  von  Monopol 
betrachten  können,  die  anderen  hingegen,  weil  ihr  Handelsstand  das 
Beispiel  Deutschlands  zu  wenig  beherzigt  und  befolgt. 

Daß  die  kommerziellen  und  politischen  Interessen  in  diesen  Ge- 
genden Hand  in  Hand  gehen,  unterliegt  keinem  Zweifel,  und  so  wird 
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dann  auch  Deutschland  im  gegebenen  Augenblicke,  wenn  die  Ge- 
schicke Marokkos  einmal  zur  Entscheidung  kommen  werden,  in  der 
Lage  sein,  als  gleichberechtigter  Faktor  mit  England  und  Frankreich 
seine  schnell  und  wohlerworbenen  Interessen  und  sein  mächtiges 
Wort  in  die  Wagschale  zu  legen. 

(gez.)  Hohenwart 


Nr.  5176 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 
von  Richthofen  an  den  Botschafter  in  London 
Grafen  von  Hatzfeldt 

Konzept 
Nr.   461  Berlin,    den    23.    Mai    1901 

Ew.  beehre  ich  mich  beifolgend  einen  Bericht  des  Kaiserlichen 
Botschafters  in  Madrid*  zu  übersenden,  worin  dieser  Mitteilungen 
wiedergibt,  die  ihm  der  englische  Vertreter  über  das  Vorgehen  der 
Franzosen  in  Marokko  gemacht  hat.  Auch  aus  Tanger  berichtet  der 
Kaiserliche  Gesandte,  daß  der  bekannte  englische  Agent  beim  Sultan 
von  Marokko,  Kaid  Maclean,  an  den  englischen  Gesandten  in  Tanger 
geschrieben  hat,  das  Vorrücken  der  Franzosen  auf  Tafilelt  sei  dem- 
nächst zu  erwarten.  Sir  Arthur  Nicolson  hält  letztere  Mitteilung 
für  übertrieben. 

Der  recht  interessante  Bericht  des  Herrn  von  Radowitz  soll  ledig- 
lich zu  Ew.  Orientierung  dienen  für  den  Fall,  daß  von  englischer 
Seite  die  marokkanische  Frage  Ihnen  gegenüber  zur  Sprache  gebracht 
wird.  Der  Ansicht  des  Sir  Mortimer  Durand,  daß  Spanien  bereit  sein 
würde,  sich  an  einer  Aktion  zur  Erhaltung  des  Status  quo  in  Marokko 
zu  beteiligen,  steht  die  Tatsache  entgegen,  daß  gerade  die  spa- 
nische Regierung  es  war,  durch  deren  ablehnende  Haltung  die  von 
Deutschland,  England  und  Italien  ins  Auge  gefaßte  Kollektivaktion 
wegen  Tuat  im  Jahre  1891  verhindert  wurde. 

Was  die  Stellung  Deutschlands  zur  marokkanischen  Frage  an- 
langt, so  ist  dieselbe  Ew.  bekannt.  Unsere  Beteiligung  an  der 
Regelung  dieser  Frage  würde  heute  gleichbedeutend  sein  mit  der 
Möglichkeit  eines  Krieges  gegen  Frankreich;  ohne  besondere  Gründe 
können  wir  uns  dieser  Eventualität  nicht  aussetzen,  und  solche  Gründe 
liegen    bisher    nicht    vor.     Es    wird    Ew.    zweifellos    erinnerlich   sein, 


•  In  Bericht  Nr.  68  vom  18.  Mai  hatte  Botschafter  von  Radowitz  Äußerungen 
seines  englischen  Kollegen  Sir  Mortimer  Durand  wiedergegeben.  Sie  gingen 
dahin,  England  dürfe  ein  weiteres  Vordringen  Frankreichs  nicht  dulden;  eine 
internationale  Kommission  der  Mächte,  einschließlich  Spaniens,  solle  die  Fest- 
setzung  der   marokkanischen   Grenzen   vornehmen. 
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daß  gerade  bei  Besprechung-  der  marokkanischen  Frage  Lord  Salis^ 
bury  vor  Jahr  und  Tag  das  Wort  fallen  ließ:  „Sie  verlangen  zuviel 
für  Ihre  Freundschaft." 


Rieh  thof  en 


Nr.  5177 


Der  Botschafter  in  London   Graf   von  Hatzfeldt  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 
Nr.  448  London,  den  19.  Juni  1901 

Hiesige  Regierung  würde  für  eine  Mitteilung  dankbar  sein, 
welche  Dispositionen  die  Kaiserliche  Regierung  für  die  Reise  der 
marokkanischen  Mission  von  England  nach  Berlin*  zu  treffen  gedenkt. 
Infolge  des  eigentümlichen  Charakters  der  Marokkaner  glaubt  Sir 
Arthur  Nicolson,  daß  es  sich  empfehlen  dürfte,  wenn  einer  der  der 
Mission  zuzuteilenden  Herren  einige  Tage  vor  Abreise  der  Mission 
nach  London  gesandt  werden  könnte,  um  sich  mit  der  Mission  und 
deren  Eigentümlichkeiten  bekannt  zu  machen  und  dieselbe  dann  auf 
der  Reise  zu  begleiten. 

Bericht  folgt. 

Hatzfeldt 


Randbemerkung  des  Grafen  von  Bülow: 

Wir  müssen  (bei  aller  Höflichkeit  in  der  Form  gegenüber  England)  meines 
Erachtens  alles  vermeiden,  was  uns  in  der  marokkanischen  Angelegenheit  nach 
außen  als  irgendwie  im  englischen  Schlepptau  befindlich  erscheinen  lassen 
könnte.  In  dieser  Angelegenheit  müssen  wir  bis  auf  weiteres  uns  ganz  reser- 
viert und  als  Sphinx  verhalten.     B.  20/6. 


*  Die  vom  Sultan  von  Marokko  schon  im  April  1901  (vgl.  Nr.  5173  und  5174) 
angekündigte  außerordentliche  Gesandtschaft  unter  Führung  des  Kriegsmini- 
sters el  Menebhi  (neben  der  eine  zweite  Gesandtschaft  unter  Führung  des 
Außenministers  ben  Sliman  nach  Paris  und  Petersburg  ging)  begab  sich  zu- 
nächst nach  London,  wo  sie  am  6.  Juni  eintraf  und  am  10.  Juni  von  König 
Eduard  VII.  empfangen  wurde.  Es  gelang  ihr  indessen  nicht,  ein  den  Wün- 
schen des  Sultans  entsprechendes  politisches  Abkommen,  das  diesem  Schutz 
und  Rückhalt  geboten  hätte,  abzuschließen;  erklärte  doch  die  französische  Re- 
gierung, in  einem  solchen  Abkommen  einen  unfreundlichen  Akt  erblicken  zu 
müssen.  Ein  zum  Abschluß  gelangtes  Handels-  und  wirtschaftspolitisches 
Abkommen,  das  von  der  englischen  Regierung  auch  nach  Paris  mitgeteilt 
wurde,  war  ohne  Tragweite.  Auch  in  Berlin,  wo  die  Deputation  am  6.  Juli 
eintraf,  hielt  man  sich  in  den  Besprechungen  (vgl.  Nr.  5179)  zurück.  Der 
Aufenthalt  el  Menebhis,  der  am  7.  Juli  in  Potsdam  vom  Kaiser  empfangen 
(vgl.  Nr.  5178)  und  auch  sonst  mit  Aufmerksamkeiten  und  Ehren  überhäuft 
wurde,  dauerte  vierzehn  Tage;  die  Abreise  erfolgte  auf  einem  eigens  gechar- 
terten und  ihm  zur  Verfügung  gestellten  Schiff  des  Norddeutschen  Lloyd. 
Von   Paris  aus,  wo  inzwischen  der  Außenminister  ben  Sliman  mit  der  franzö- 
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Nr.  5178 

Der  Vortragende  Rat  im  Auswärtigen  Amt  von  Holstein 

an  den  Ersten  Sekretär  bei  der  Botschaft  in  London 

Freiherrn   von  Eckardstein* 

Telegramm.     Konzept 
Privat  Berlin,    den   8.    Juli    1901 

Antwort  auf  Privattelegramm  vom  5.  wegen  Marokko**.  Der 
Kaiser  hat  gestern  seinem  Wunsche,  Marokko  intakt  erhalten  zu 
sehen,  in  warmen  Worten  gegenüber  dem  marokkanischen  Botschafter 
Ausdruck  gegeben.  Dieser  Wunsch  kommt  in  der  deutschen  Politik 
dadurch  zum  Ausdruck,  daß  wir  durch  unsere  schweigende  Zurück- 
haltung das  von  andern  Seiten  etwa  geplante  Vorgehen  verhindern 
oder  doch  verlangsamen.  Wir  werden  aber,  solange  die  gegenwärtige 
Gruppierung  der  Mächte  unverändert  fortdauert,  aus  dieser  Zurück- 
haltung nicht  heraustreten,  auch  dann  nicht,  wenn  Frankreich  im 
Süden  des  Atlas  bis  zum  Kap  Juby  vorstößt. 

Wir  drängen  auch  England  nicht  zum  Vorgehen.  England  weiß, 
was  es  zu  tun  hat.  Falls  Sie  daher  für  angezeigt  halten,  die  in  dem 
Pariser  Bericht  Nr.  226  wiedergegebenen  Äußerungen  des  franzö- 
sischen Kolonialdirektors  an  Lord  Lansdowne  mitzuteilen,  wollen 
Sie  dies  in  einer  Form  tun,  welche  den  Verdacht  ausschließt,  als 
wollten  wir  England  gegen  Frankreich  hetzen  oder  sonst  zu  einer 
aktiven  Politik  drängen. 

Holstein 


sischen  Regierung  über  die  marokkanisch-algerische  Grenze  verhandelt  hatte, 
war  versucht  worden,  el  Menebhi  zur  Rückkehr  über  die  französische  Haupt- 
stadt zu  bewegen;  dieser  besorgte  aber,  daß  man  ihm  die  Verantwortung  für 
ein  ungünstiges  Grenzabkommen  zuschieben  würde,  und  zog  die  Heimkehr 
auf  einem  deutschen  Schiffe  vor.  Nach  seiner  Ankunft  auf  marokkanischem 
Boden  gewann  es  den  Anschein,  als  ob  der  Sultan,  der  durch  die  Magerkeit 
der  von  el  Menebhi  erzielten  Ergebnisse  enttäuscht  sein  mochte,  ihm  seine 
Gunst  entziehen  werde,  was  die  englische  und  die  deutsche  Regierung  zu 
energischem  Eintreten  für  ihn  veranlaßte.  Vgl.  Nr.  5182. 
*  Bereits  veröffentlicht  bei  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  364. 
**  Das  Privattelegramm  Eckardsteins  vom  5.  Juli,  das  ebenfalls  bei  Eckardstein 
a.  a.  O.  II,  363  f.  abgedruckt  ist,  betrifft  das  Mitkommen  des  englischen 
Agenten  Kaid  Maclean  nach  Berlin  (vgl.  Nr.  5177).  Von  den  „langen  offiziellen 
Ziffertelegrammen",  die  Eckardstein  nach  seinen  „Lebenserinnerungen"  Anfang 
Juli  bezüglich  des  ihm  angeblich  im  Auftrage  Lord  Lansdownes  durch  den 
damals  in  London  weilenden  englischen  Gesandten  in  Marokko  Sir  A.  Nicolson 
unterbreiteten  Vorschlags  eines  Zusammengehens  Englands  und  Deutschlands 
in  Marokko  nach  Berlin  gerichtet  haben  will  (a  a.  O.  II,  358),  befindet  sich 
nichts  bei  den  Akten.  Ein  derartiger  direkter  oder  indirekter  Vorschlag  Lord 
Lansdownes,  der  ja  einen  völligen  Wechsel  in  der  englischen  Politik  bedeutet 
haben  würde,  wird  in  den  Akten  überhaupt  nicht  erwähnt;  es  dürfte  sich  also 
um    einen    Gedächtnisfehler   Eckardsteins    handeln. 
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Nr.  5179 

Aufzeichnung  des  Gesandten  in  Tanger  Freiherrn 

von  Mentzingen,  z.  Z.  in  Berlin,  über  die  Unterredungen 

des  Staatssekretärs  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherrn 

von  Richthof en  mit  dem  marokkanischen  Botschafter 

Unsignierte  und  undatierte   Reinschrift  * 

Erste  Unterredung:  6.  Juli  1901. 

Freundschaftsversicherungen. 

Zweite  Unterredung:  9.  Juli. 

Rat,  sich  mit  Frankreich  möglichst  zu  verständigen;  wenn  nicht 
möglich,  dann  für  irgendwelche  Schritte  einen  Zeitpunkt  zu  wählen, 
der  günstiger  sei  als  der  jetzige,  wo  England  nicht  freie  Hand  habe. 

Rat,  sich  nicht  weiter  zu  isolieren,  sondern  durch  Telegraph  und 
Eisenbahn  das  Land  der  zivilisierten  Welt  näherzubringen,  darin  allein 
schon  werde  ein  Schutz  liegen.  Eisenbahn  am  besten  von  Fes — Rabat — 
Casablanca— Marrakesch.  Der  Botschafter  bittet,  ihm  für  die  Vor- 
arbeiten einen  Ingenieur  zur  Verfügung  zu  stellen.  Er  selbst  werde 
sich  bemühen,   die   Kabylen  für  den   Eisenbahnbau   vorzubereiten. 

Es  ist  dem  Botschafter  ferner  von  dem  Gesandten  Freiherrn  von 
Mentzingen  und  später  nochmals  von  Dragoman  Lüderitz**  gesagt 
worden,  daß  es  nicht  an  Bemühungen  gefehlt  habe,  Deutschland 
für  die  französischen  Pläne  auf  Marokko  zu  gewinnen.  Nach  Ansicht 
der  Kaiserlichen  Regierung  sei  es  der  Zurückhaltung  Deutschlands 
zu  danken,   daß   Frankreich   nicht  weiter  gegangen   ist. 

Dritte  Unterredung:    10.  Juli. 

Mitteilung,  daß  Seine  Majestät  auf  die  Einladung  des  Sultans 
zum  Beweise  unserer  freundschaftlichen  Beziehungen  beschlossen  habe, 
Dragoman  Lüderitz  nach  Marrakesch  zu  entsenden,  welcher  dem  Hofe 
eventuell  bei  dessen  Residenzverlegung  nach  Fes  zu  folgen  habe. 
Es  wird  gebeten,  dem  Dragoman  Lüderitz  an  beiden  Orten  ein  Haus 
zur  Verfügung  zu  stellen.    Der   Botschafter  sagt   dies   erfreut  zu. 

Der  Herr  Staatssekretär  teilt  dem  Botschafter  den  Wunsch  der 
Türkei  nach  Anknüpfung  diplomatischer  Beziehungen  mit  Marokko  mit 
und  stellt  ihm  anheim,  den  türkischen  Botschafter  zu  besuchen. 
Beziehungen  zur  Türkei  würden  der  marokkanischen   Regierung  Ge- 


*  Vom   Freiherrn   von   Mentzingen,   der  bei  den   Unterredungen   Freiherrn   von 
Richthofens   mit  el  Menebhi  zugegen  war,   am   19.  Juli   1901    dem   Auswärtigen 
Amt  vorgelegt. 
*•  Zweiter  Dragoman  bei  der  Gesandtschaft  in  Tanger,  z.  Z.  in   Berlin. 
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legenheit  bieten,  für  sie  nützliche  Dokumente  von  der  ersteren  zu 
erlangen.  Der  Botschafter  will  den  Wunsch  des  Sultans  seinem  Herr- 
scher melden,  lehnt  aber  die  Abstattung  eines  Besuches  beim  türki- 
schen Botschafter  ab. 

Der  Herr  Staatssekretär  erklärt,  daß  wir  den  in  England  ge- 
troffenen Abmachungen,  soweit  sie  uns  bekannt  sind,  nur  beitreten 
können  und  auch  bereit  sind,  die  deutschen  Staatsangehörigen  und 
Schutzgenossen  der  ländlichen  Besteuerung  zu  unterwerfen,  sofern  von 
allen  übrigen  Nationen  das  Gleiche  geschieht. 

Der  Botschafter  wird  ersucht,  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  dem 
in  Artikel  XI  der  Madrider  Konvention  gestatteten  Erwerb  von  Grund- 
eigentum durch  Fremde  nicht  immer  die  Genehmigung  versagt  und 
der  Artikel  auf  diese  Weise  illusorisch  gemacht  werde.  Er  versprach 
Abhülfe. 

Er  versprach  ferner,  den  Ingenieur  Rottenburg  zu  empfangen  und 
seine  Wünsche  anzuhören  sowie  seinen  begründeten  Klagen  Rechnung 
zu  tragen. 

Vierte  Unterredung:    15.  Juli  mit  dem  Herrn  Unterstaatssekretär. 

Fünfte  Unterredung:    17.   Juli. 

Abschiedsbesuch  des  Botschafters. 

Der  Herr  Staatssekretär  empfiehlt  dem  Botschafter  abermals  die 
Anlage  von  Telegraphen  und  Eisenbahnen,  letztere  sollten  nur  aus  dem 
Innern  nach  der  Küste  führen,  keinenfalls  nach  Osten. 

Falls  die  Franzosen  keine  Grenzen  festsetzen  wollten,  solle  der 
Sultan  seinerseits  solches  tun,  etwa  durch  Anlegung  von  Grenzforts 
und  Stationierung  von  Truppenposten.  Die  so  festgesetzten  Grenzen 
sollten  der  französischen  Regierung  bekanntgegeben  und  auch  dafür 
Sorge  getragen  werden,  daß  die  anderen  europäischen  Regierungen 
davon   Kenntnis   erhalten. 

Auf  die  Frage  des  Botschafters,  was  werden  solle,  wenn  die  Fran- 
zosen angreifen  würden  und  die  Kabylen  nicht  zurückgehalten  werden 
könnten,  erwidert  der  Herr  Staatssekretär,  daß  das  Weitere  dann  in 
Allahs  Hand  liege. 

Der  Herr  Staatssekretär  kündigt  dem  Botschafter  an,  daß  er  ihm 
ein  Geschenk  zugehen  lassen  werde. 

Der  Gesandte  Freiherr  von  Mentzingen  werde  mit  dem  Botschafter 
noch  über  einige  weniger  wichtige  Angelegenheiten  verhandeln. 

Sechste  Unterredung:   17.  Juli. 

Gegenabschiedsbesuch   des   Herrn   Staatssekretärs. 

Es  werden   Freundschaftsversicherungen  ausgetauscht. 
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Nr.  5180 

Der  Stellvertretende  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes 

von  Mühlberg  an  den  Gesandten  in  Tanger  Freiherrn 

von  Mentzingen,  z.  Z.  in  Berlin 

Konzept 

Berlin,  den  19.  Juli  1901 

Ew.  beehre  ich  mich,  anbei  den  Brief  des  Unterstaatssekretärs 
Gosselin*  an  den   Kaid  Maclean**  nebst  Anlage  zurückzuerstatten. 

Über  den  Verlauf  der  Pariser  Verhandlungen  zwischen  der  fran- 
zösischen Regierung  und  dem  marokkanischen  Auswärtigen  Minister 
ist  hier  nichts  Näheres  bekannt.  Wir  nehmen  jedoch  an,  daß  Frank- 
reich den  gegenwärtigen  Augenblick  als  nicht  ungeeignet  für  eine 
aktive  marokkanische  Politik  ansieht.  Während  der  letzten  Wochen 
sind  der  Kaiserlichen  Regierung  von  drei  verschiedenen  ganz  getrennten 
Seiten  wiederholte  und  dringende  Anregungen  zugegangen,  welche 
übereinstimmend  darauf  hinauslaufen,  daß  die  deutsche  Regierung 
diesen  Zeitpunkt,  der  für  eine  Verständigung  mit  Frankreich  und  Ruß- 
land bezüglich  des  westlichen  Mittelmeerausgangs  unvergleichlich  ge- 
eignet sei,  nicht  unbenutzt  vorübergehen  lassen  solle,  da  andernfalls 
Rußland  und  Frankreich  sich  ohne  Deutschland  mit  England  über 
Marokko  verständigen  würden.  Die  französische  Regierung  direkt  hat 
nichts  angeregt,  die  drei  Stellen  jedoch,  von  denen  die  Anregungen 
kamen  —  die  letzte  Anregung  traf  heute  früh  ein  — ,  stehen  mit  der 
französischen   Regierung  in   fester  und   regelmäßiger  Verbindung. 

Die  deutsche  Regierung  sieht  hierin  keinen  Anlaß,  um  aus  ihrer 
bisherigen  Zurückhaltung  herauszutreten.  Es  ist  möglich,  daß  diese 
Zurückhaltung,  welche  die  deutsche  Aktion  in  der  Zukunft  freiläßt, 
Frankreich  zur  Vorsicht  mahnt.  Indessen  wird  die  Gefahr  für  Marokko 
erst  dann  beseitigt  sein,  wenn  England  nach  Beendigung  des  süd- 
afrikanischen Konflikts  seine  ganzen  Land-  und  Seestreitkräfte  wieder 
verfügbar  hat.  Aber  auch  heute  schon  kann  man  vorhersagen,  daß  die 
französische  Regierung  selbst  mit  russischer  Unterstützung  einen  über- 
seeischen Krieg  gegen  Marokko  schwerlich  riskieren  wird,  wenn  die 
englische  ebenso  wie  die  deutsche  Regierung  erkennen  läßt,  daß  sie 
für  diesen  Fall  sich  ihre  volle  Aktionsfreiheit  vorbehält. 

Auf  der  anderen  Seite  ist  es  für  die  deutsche  Regierung  ein  Ge- 
bot der   Ehrlichkeit,   im   voraus   zu   erklären,   daß   für  sie   ein  Angriff 

*  Hilfssekretär  im   Foreign   Office. 

**  Der  englische  Agent  beim  Sultan  von  Marokko,  Kaid  Maclean,  hatte  den 
marokkanischen  Botschafter  auf  dessen  besonderen  Wunsch  nach  London  und 
auch  nach  Berlin  begleitet.  Der  Brief  Oosselins  betraf  die  in  Paris  zwischen 
ben  Sliman  und  der  französischen  Regierung  geführten  Verhandlungen,  über 
die   der  englische   Unterstaatssekretär  näher  unterrichtet  zu  sein  wünschte. 
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Frankreichs  auf  Marokko  an  und  für  sich  noch  kein  Grund  zum  Kriege 
gegen  Frankreich  sein  würde.  Die  deutsche  Regierung  würde  sich 
darauf  beschränken,  ihrem  eignen  Interesse  entsprechend  und  in  voller 
Unabhängigkeit  die  Kriegslage  auszunutzen.  Die  deutsche  Regierung 
glaubt,  daß  diese  ihre  freie  Unabhängigkeit,  deren  praktische  Folgen 
sich  selbst  von  deutschem  Standpunkt  aus  nicht  im  voraus  fixieren 
lassen,  eine  Hauptgewähr  dafür  bietet,  daß  Frankreich  nicht  zum  Kriege 
schreiten,  sondern  sich  darauf  beschränken  wird,  durch  Einschüch- 
terung möglichst  weitgehende  Konzessionen  bezw.  Abtretungen  von 
Marokko  zu  erlangen. 

Ew.  wollen  das  Vorstehende  dem  Kaid  Maclean  inhaltlich  genau, 
aber  nur  mündlich  mitteilen,  wobei  es  unbedenklich  ist,  wenn  er  sich 
Notizen  macht.  Nach  erfolgter  Mitteilung  an  den  Kaid  ist  der  Zweck 
dieses  Erlasses  erfüllt,  und  ich  beauftrage  Ew.  hiermit,  denselben 
alsdann  unverzüglich  zu  vernichten,  da  es  nicht  meinen  Absichten  ent- 
spricht, daß  derselbe  dem  Gesandtschaftsarchiv  in  Tanger  einverleibt 
werde;  vorher  wollen  Ew.  jedoch  Herrn  Lüderitz  Kenntnis  von  dem 
Erlasse  geben. 

M  ü  h  1  b  e  r  g 

Nr.  5181 

Der  Stellvertretende  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes 
von  Mühlberg  an  den  Geschäftsträger  in  London  Freiherrn 

von  Eckardstein 

Telegramm.     Konzept 

Nr.  309  Berlin,   den   19.   Juli   1901 

Bei  Beurteilung  der  marokkanischen  Frage  gehen  wir  von  dem 
Gesichtspunkte  aus,  daß  die  Gefahr  einer  Vergewaltigung  Marokkos 
durch  Frankreich  bedeutend  vermindert  werden  wird,  sobald  der  süd- 
afrikanische Konflikt  erledigt  ist  und  England  die  Gesamtheit  seiner 
Aktionsmittel  zu  Wasser  wie  zu  Lande  wieder  verfügbar  hat.  Aber 
auch  schon  heute  glauben  wir  nicht,  daß  Frankreich,  daß  wenigstens 
die  französische  Regierung  es  auf  einen  Krieg  mit  Marokko  ankommen 
lassen  möchte,  da  sie  sich  nicht  klar  ist  über  die  Haltung,  welche 
Deutschland  und  England  dabei  einnehmen  würden.  Ein  Krieg  würde 
kaum  anders  als  durch  Unbotmäßigkeit  der  marokkanischen  Grenz- 
stämme entstehen  können,  welche  den  Franzosen  einen  Vorwand  bieten 
und  insbesondere  dem  aktionslustigen  Generalgouverneur  von  Algier 
eine  Möglichkeit  geben  würden,  um  seine  Regierung  fortzureißen. 
Demgegenüber  erscheint  es  am  praktischsten,  wenn  Marokko  das  Ver- 
fahren der  Türken  an  der  tunesisch-tripolitanischen  Grenze  nachahmt, 
d.  h.  längs  der  Grenze  eine  Anzahl  leichtbefestigter  Militärposten  ein- 
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richtet,  weniger  für  Zwecke  nachdrücklicher  Verteidigung  als  zur  Mar- 
kierung der  Gebietshoheit.  Natürlich  darf  die  Besatzung  des  Postens 
keine  Einfälle  in  das  bereits  von  Frankreich  besetzte  Gebiet  machen, 
sondern  muß  sich  ruhig  verhalten,  wie  das  die  Türken  in  Tripolis  tun. 

Nützlich  wird  es  auch  sein  und  wird  die  Franzosen  vorsichtig 
machen,  wenn  dieselben  aus  gelegentlichen  Erkundigungen  fremder 
Botschafter  ersehen,  daß  die  Vorgänge  an  der  marokkanischen  Grenze 
aufmerksam  verfolgt  werden. 

Ew.  wollen  sich  gelegentlich  in  diesem  Sinne  Lord  Lansdowne 
gegenüber   aussprechen,   ohne  jedoch   direkte   Anträge  zu   stellen. 

Mühlb  erg 

Nr.  5182 

Der  Geschäftsträger  in  London  Freiherr  von  Eckardstein 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 
Nr.  537  London,  den  29.  Juli  1901 

Unter  Bezugnahme  auf  Telegramm  Nr.  317*. 

Lord  Lansdowne,  welchen  ich  durch  seinen  Privatsekretär  sofort 
entsprechend  verständigt  hatte,  hat  noch  gestern  nacht  telegraphische 
Instruktion  an  Sir  Arthur  Nicolson  ergehen  lassen,  wonach  derselbe 
beauftragt  wird,  dem  Sultan  auf  dem  schnellsten  und  ihm  am  geeignet- 
sten erscheinenden  Wege  sofort  folgendes  mitzuteilen:  „Die  englische 
Regierung  würde  es  als  einen  direkten  Affront  ansehen,  wenn  die  Nach- 
richten über  eine  Ableugnung  Menebhis  sowie  den  ihm  bei  seiner 
Rückkehr  bereiteten  Empfang  sich  bestätigen  sollten,  nachdem  der- 
selbe als  offizieller  Vertreter  des  Sultans  von  Marokko  seitens  der 
englischen  Regierung  erst  ganz  kürzlich  empfangen  und  von  dem 
König  dementsprechend  dekoriert  worden  sei." 

Als  ich  heute  Telegramm  Nr.  317  bei  Lord  Lansdowne  nochmals 
mündlich  verwertete,  sagte  mir  derselbe,  er  fürchte,  durch  die  offiziellen 
Erklärungen  des  Herrn  Delcasse  sowie  die  ihm  von  Herrn  Cambon 
gemachten  Mitteilungen  irregeleitet,  einer  zu  optimistischen  Auffassung 
über  die  gegenwärtige  französische  Politik  in  Marokko  Raum  ge- 
geben zu  haben.  Die  Nachricht  über  einen  in  der  Nähe  von  Fignig 
stattgehabten  Kampf  zwischen  Franzosen  und  Marokkanern,  welche 
sich  seinen  letzten  Informationen  zufolge  tatsächlich  zu  bestätigen 
scheine,  sowie  die  Ableugnung  und  Behandlung  des  aus  London  und 
Berlin  zurückgekehrten  Menebhi  schienen  wirklich  darauf  hinzudeuten, 


*  Telegramm  Nr.  317  vom  28.  Juli  bezog  sich  auf  die  dem  Kriegsminister 
Menebhi  nach  der  Rückkehr  von  seiner  London-Berliner  Spezialmission  drohende 
Ungnade  des   Sultans   von   Marokko.    Vgl.  Nr.   5177,   Fußnote  *. 
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daß  Frankreich  die  marokkanische  Frage  jetzt  aufzurollen  gedenke  und 
dementsprechend  Maßnahmen  und  Intrigen  ins  Werk  gesetzt  habe. 
Immerhin  sei  es  aber  noch  möglich,  daß  Herr  Revoil,  Dr.  Linares 
und  andere  ehrgeizige  Hitzköpfe  gegen  den  Wunsch  der  französischen 
Regierung  auf  eigene  Faust  die  Ereignisse  zu  überstürzen  suchten. 
Lord  Lansdowne  berührte  heute  nicht  die  eventuelle  Stellungnahme 
der  Kaiserlichen  Regierung  im  Falle  von  Komplikationen  in  Marokko, 
gab  aber  dem  Wunsche  Ausdruck,  in  ständiger  Fühlung  mit  uns  in 
dieser  Frage  zu  bleiben. 

Eckards  tein 


Nr.  5183 

Aufzeichnung  des  Stellvertretenden  Staatssekretärs  des 
Auswärtigen   Amtes    von   Mühlberg 

Reinschrift 

Berlin,  den  8.  August  1901 

Als  vor  einigen  Tagen  die  erste  Nachricht  von  der  Ungnade  Me- 
nebhis*  hierher  kam,  ward  der  Kaiserliche  Geschäftsträger  in  Tanger** 
beauftragt,  dem  Delegierten  des  Sultans  in  Tanger  Sid  el  Tores  schrift- 
lich mitzuteilen,  Menebhi  sei  von  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  mit  Aus- 
zeichnung aufgenommen  worden,  weil  er  als  Vertrauensmann  des  Sul- 
tans eingeführt  worden  sei  und  Freundschaftsversicherungen  seines 
Herrn  überbracht  habe.  Aus  der  Art,  wie  der  Sultan  seinen  Abge- 
sandten bei  der  Rückkehr  empfangen,  werde  sich  ersehen  lassen,  wel- 
cher Wert  jenen  Freundschaftsversicherungen  beizulegen  sei. 

Die  englische  Regierung  ließ  hier  mitteilen,  sie  habe  ihren  Ge- 
sandten in  Tanger  beauftragt  zu  erklären,  ein  schlechter  Empfang 
Menebhis  durch  den  Sultan  würde  für  die  englische  Regierung,  welche 
den  Abgesandten  in  jeder  Weise  geehrt  habe,  ein  Affront  sein. 

Bei  Besprechung  der  beiden  Erklärungen  nahm  ich  Gelegenheit, 
dem  englischen  Botschafter  zu  bemerken,  daß  die  englische  Erklärung 
erheblich  schärfer  als  die  unsrige,  ebenso  wie  auch  das  englische  Inter- 
esse erheblich  größer  als  das  deutsche  sei. 

Heute  kam  der  englische  Geschäftsträger***,  um  die  letzten  Nach- 
richten bezüglich  der  Ungnade  Menebhis  mitzuteilen,  und  erzählte 
dabei,  die  englische  Regierung  habe  Grund  anzunehmen,  daß  die 
scharfe  englische   Erklärung  gar  nicht  an  den  Sultan  gelangt  sei,  da 


*  Vgl.  Nr.  5177,  Fußnote  *. 
**  von  Pilgrim-Baltazzi. 
***  Viscount  Gough. 
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dieser  die  Persönlichkeit,  welche  die  Erklärung  übermitteln  sollte  — 
einen  englischen  Arzt  —  nicht  empfangen  habe.  Der  Geschäftsträger 
sprach  auch  von  den  „gemeinsamen  Schritten"  der  englischen  und 
der  deutschen  Regierung.  Ich  hob  auch  dieses  Mal  hervor,  daß  Deutsch- 
land erheblich  weniger  als  England  interessiert  sei.  Das  Bestreben 
des  Geschäftsträgers,  darzutun,  daß  die  englische  Drohung  nicht  an  den 
Sultan  gelangt  sei,  schien  anzudeuten,  daß  die  englische  Regierung 
zurzeit  noch  nicht  entschlossen  ist,  ihrer  Drohung  unter  allen  Um- 
ständen Nachdruck  zu  geben. 

Die  bisherigen  Nachrichten  lassen  keinen  Zweifel  darüber,  daß 
Frankreich  in  Marrakesch  sehr  starke  Mittel — sei  es  Drohung  oder 
Bestechung  oder  beides  —  in  Anwendung  gebracht  hat.  Dieses  Vor- 
gehen sieht  der  jetzigen  Regierung  so  wenig  ähnlich,  daß  man  zu  der 
Vermutung  kommt,  Rußland  habe  nachgeschoben,  um  durch  eine  fran- 
zösische Diversion  in  Marokko  Englands  Aufmerksamkeit  von  Ost- 
asien abzulenken.  Wir  dürfen  uns  auch  nicht  verhehlen,  daß  ein  Erfolg 
des  Zweibundes  in  Marokko  praktische  Folgen  für  die  Politik  des  gan- 
zen Erdballs  haben  und  erwerbslustige  Staaten,  wie  z.  B.  Italien,  zu  der 
Betrachtung  führen  wird,  daß  beim  Zweibunde  mehr  als  beim  Drei- 
bunde zu  gewinnen  ist.  Aber  die  Politik  von  Lord  Salisbury  wird 
dieser  Gefahr,  von  welcher  England  reichlich  ebensosehr  wie  Deutsch- 
land berührt  wird,  schwerlich  Rechnung  tragen  wollen.  Er  wird  an 
seinem  Grundsatze  festhalten,  daß  über  kurz  oder  lang  es  auf  dem 
Kontinent  zum  Kampfe  kommt,  und  daß  England  dann  Handel  treibt, 
während  die  anderen  fechten.  Die  unerfreuliche  Verschärfung  der 
österreichisch-italienischen  Beziehungen  wegen  Albaniens  ist  jedenfalls 
eines  der  Symptome,  mit  denen  Lord  Salisbury  rechnet. 

Wenn  England  mit  Japan  neben  sich  heute  gegenüber  Frankreich 
und  Rußland  fest  auftreten  wollte,  so  würden  aller  Wahrscheinlichkeit 
nach  Frankreich  und  Rußland  zurückweichen,  selbst  dann,  wenn  Deutsch- 
land aus  der  Rolle  des  stillschweigenden  Beobachters  nicht  herausträte. 
Lord  Salisbury  wird  aber  seine  ganze  Kraft  daransetzen  zu  verhindern, 
daß  England  fest  auftritt.  Höchstens  wird  er  versuchen,  durch  diploma- 
tische Kreuz-  und  Querfragen  den  Verdacht  zu  erwecken,  als  sei  Deutsch- 
land kriegslustig  und  suche  das  ruhige  England  fortzureißen.  Deshalb 
ist  trotz  der  Nachteile  und  Gefahren,  welche  ein  eklatanter  Erfolg  des 
Zweibundes  uns  für  die  Zukunft  in  Aussicht  stellt,  diese  Alternative  doch 
noch  die  minder  gefährliche  neben  der,  daß  wir  uns  ohne  ganz  feste  und 
befriedigende  Abmachungen  darauf  einlassen,  Politik  im  englischen 
Sinne  zu  machen.  Wir  können  für  englische  Interessen  nur  dann  ein- 
treten, wenn  ein  Mittel  gefunden  wird,  um  uns  die  volle  Gegenseitigkeit 
zusichern.  Dann  allerdings,  wenn  dieses  Mittel  gefunden  würde,  könnte 
ein  Zusammengehen  mit  England  die  Lebensdauer  des  Dreibundes  we- 
sentlich verlängern. 

M  ü  h  1  b  e  r  g 
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Nr.  5184 

Der  Vortragende  Rat  im  Auswärtigen  Amt  von  Holstein 

an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bülow, 

z.Z.  in  Homburg  v.d.H. 

Telegramm.   Eigenhändiges  Konzept 
Privat  Berlin,  den  8.  August  1901 

Wegen  Marokko  —  amtliches  Telegramm  in  Arbeit  —  sind  wir  nach' 
keiner  Seite  engagiert,  können  also  stillschweigend  abwarten  und  Dinge 
sich  entwickeln  lassen.  Vorsicht  nach  beiden  Seiten  hin  geboten.  Nach 
England  hin  wegen  der  Persönlichkeit  von  Salisbury,  nach  Frankreich 
hin,  weil,  wie  wir  wissen,  die  an  sich  nicht  unversöhnliche  französische 
Regierung  noch  heute  auf  dem  Standpunkt  steht,  jede  Erklärung,  welche 
endgültigen  Verzicht  auf  Elsaß-Lothringen  impliziere,  sei  wegen  Volks- 
stimmung unmöglich. 

Von  englischer  Regierung  wird  im  Augenblick  größere  Flotten- 
demonstration gegen  Tanger  erwogen. 

Holstein 


Nr.  5185 

Der  Reichskanzler  Graf   von  Bülow,  z.  Z.  in  Homburg 
v.d.H.,  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  21  Homburg,  den  9.  August  1901 

Antwort  auf  Telegramm  Nr.  72  und  73  und  Bericht  A.  S.  1133 
vom  8.  d.  Mts.*. 

Seine  Majestät  der  Kaiser,  allerhöchstwelchem  ich  die  Meldungen 
aus  London  und  Tanger  vorgetragen  und  die  in  dem  Bericht  vom  8.  ent- 
haltenen Gesichtspunkte  dargelegt  habe,  sind  mit  der  gegenüber  dem 
jüngsten  Zwischenfall  in  Marokko  eingenommenen  Haltung  durchaus  ein- 
verstanden. Die  Gefahr,  daß  wir  in  Marokko  von  England  pour  les 
beaux  yeux  de  l'Angleterre  gegen  andere  Mächte  vorgeschoben  werden 
könnten,  erscheint  unserm  allergnädigsten  Herrn  näher  und  größer  als 
ein  etwaiger  französisch-russischer  Erfolg  auf  Kosten  der  Engländer. 
Seine  Majestät  glauben  auch  nicht,  daß  England  in  der  marokkanischen 
Frage  von  Drohungen  zu  Taten  übergehen  wird,  und  sind  jedenfalls  der 
Ansicht,  daß  Deutschland  in  der  marokkanischen  Angelegenheit  erheblich 


*  Identisch  mit  Nr.  5183.  Telegramme  Nr.  72  und  73  betreffen  den  gleichen 
Gegenstand:  die  angebliche  Ungnade  Menebhis  und  das  gemeinsame  Vor- 
gehen  Deutschlands   und   Englands   zu  seinen   Gunsten. 
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weniger  als  England  interessiert  ist.  Ruhige  Besprechungen  der  Palast- 
intrige durch  deutsche  Presse  finden  Seine  Majestät  sehr  angebracht. 
[Mit  Bezug  auf  das  allerhöchste  Handschreiben  an  den  Sultan  von  Ma- 
rokko fragten  Seine  Majestät,  ob  es  nicht  am  besten  sein  würde,  dasselbe 
von  Sid  el  Tores  zurückzufordern,  sofern  die  Nachrickt  von  der  Ge- 
fangennehmung Menebhis  sich  wirklich  bewahrheiten  sollte.  Erbitte 
Drahtantwort  über  dortseitige  Auffassung  dieses  Punktes,  Die  gesamten 
Befehle  Seiner  Majestät  kann  ich  dahin  resümieren,  daß  wir  gegenüber 
marokkanischen  Verwickelungen  uns  bis  auf  weiteres  nach  keiner  Seite 
engagieren  dürfen,  sondern  stillschweigend  abwarten  und  die  Dinge  sich 
entwickeln  lassen  müssen.  Im  strengsten  Vertrauen  füge  ich  hinzu,  daß 
Seine  Majestät  über  die  Möglichkeit  eines  Abkommens  mit  England  bei 
diesem  Anlaß  äußerte,  ein  solches  sei  nur  akzeptabel,  wenn  dasselbe 
einerseits  nicht  allein  mit  uns,  sondern  gleichzeitig  mit  den  beiden 
anderen  Dreibundmächten  abgeschlossen  würde,  andererseits  das  eng- 
lische Parlament  mit  sicherer  Aussicht  auf  Annahme  durch  eine  starke 
Mehrheit  den  Wunsch  nach  dem  Abschluß  eines  solchen  Abkommens 
ausspräche. 

B  ü  1  o  w 


Nr.  5186 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  66  London,  den  30.  Januar  1Q02 

Geheim 

Im  strengsten  Vertrauen  erfahre  ich,  daß  seit  etwa  zehn  Tagen  Ver- 
handlungen zwischen  Chamberlain  und  dem  französischen  Botschafter 
behufs  Austragung  sämtlicher  zwischen  Frankreich  und  England  beste- 
henden Differenzen  in  kolonialen  Fragen  schweben.  Chamberlain  hat 
dem  französischen  Botschafter  vorgeschlagen,  die  verschiedenen  zwischen 
beiden  Ländern  noch  offenstehenden  kolonialen  Fragen  nicht  einzeln, 
sondern  insgesamt  zu  behandeln:  Neufundland,  der  Niger,  die  Neuen 
Hebriden  sowie  die  Frage  der  Handelsverträge  in  Madagaskar  und  die 
Exterritorialitätsfrage  in  Sansibar  gehören  zu  den  sogenannten  kolonialen 
Fragen,  welche  Chamberlain  jetzt  endgültig  erledigen  möchte.  Cambon, 
welcher  ebenfalls  eifrig  bemüht  scheint,  in  den  genannten  Fragen  mit 
der  englischen  Regierung  zu  einem  definitiven  Arrangement  zu  gelangen, 
hat  nach  Aussage  eines  Chamberlain  sehr  nahestehenden  Beamten  des 
Kolonialamts  unter  Hinweis  auf  das  letzte  italienisch-französische  Ab- 
kommen im  Mittelmeer  hier  auch  die  marokkanische  Frage  berührt  und 
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durchblicken  lassen,  daß  seine  Regierung  nicht  abgeneigt  sein  würde, 
behufs  eines  französisch-englischen  Ausgleichs  über  Marokko  Verhand- 
lungen aufzunehmen.  Hierauf  soll  Chamberlain  geantwortet  haben,  daß 
er  gern  bereit  sei,  auch  dieser  Frage  näherzutreten  und  zu  versuchen, 
ein  für  beide  Teile  zufriedenstellendes  Abkommen  zu  treffen,  doch 
schlage  er  vor,  die  marokkanische  Frage  von  den  andern  sogenannten 
kolonialen  Fragen  getrennt  zu  behandeln  *. 

Mett  e  r  n  i  ch 


Nr.  5187 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 

von  Richthof en  an  den  Gesandten  in  Tanger 

Freiherrn  von  Mentzingen 

Telegramm.    Konzept 

Nr.  8  Berlin,  den  3.  Februar  1902 

Geheim 

Seit  Berliner  Mission  Menebhis  hat  sich  Lage  zugunsten  Marokkos 
verändert.  Kaiserliche  Regierung  hat  inzwischen  marokkanische  Frage  in 
Petersburg  in  freundschaftlicher  Weise  erörtert  und  darauf  hingewiesen, 
daß  offensives  Vorgehen  Frankreichs  gegen  Marokko  zur  Folge  haben 
würde,  daß  Italien  Hand  auf  Tripolis  legte,  womit  Orientfrage  aufge- 
rollt wäre.  Russische  Regierung,  welche  für  absehbare  Zeit  unzweifel- 
haft Frieden  wünscht,  hat  erkennen  lassen,  daß  auch  ihr  ein  französi- 
sches Vorgehen  im  Hinblick  auf  gefährliche  Rückwirkung  höchst  un- 
willkommen sein  würde.  Wir  haben  Grund  zur  Annahme,  daß  Peters- 
burger Kabinett  sich  in  diesem  Sinne  in  Paris  ausgesprochen  hat.  Des- 
halb hat  französische  Presse,  welche  sonst  regelmäßig  auswärtige  Aktion 
vorbereitet,  neuerdings  Marokko  gegenüber  ruhigen  Ton  angeschlagen. 
Frankreich  wird  also  augenblicklich  nicht  über  Grenzregulierungen 
hinausgehen.     Es  ist  aber  immerhin  ratsam,  daß  Marokko  Reibungen 


*  Wie  Graf  Metternich  am  3.  Februar  nachfügte,  hätte  Lord  Lansdowne  ihm 
gegenüber  in  Abrede  gestellt,  daß  eine  Einigung  zwischen  England  und  Frank- 
reich über  die  schwebenden  alten  Kolonialfragen  erfolgt  sei.  In  Berlin  schloß 
man  daraus,  daß,  wenn  auch  noch  keine  Einigung  erfolgt  sei,  doch  verhandelt 
werde,  und  suchte  näheres  darüber  via  Petersburg  und  Madrid  zu  erfahren. 
In  Madrid  hörte  Botschafter  von  Radowitz  von  dem  Staatsminister  Herzog 
von  Almodövar:  es  sei  zweifellos,  daß  engere  Verständigung  zwischen  Eng- 
land und  Frankreich  über  Kolonialfragen  im  Gange  sei,  die  jedoch  kaum 
schon  zu  festen  Ergebnissen  geführt  haben  könnte.  Telegramm  Radowitz'  vom 
6.  Februar.  Dagegen  wollte  Graf  Lamsdorff  laut  einem  Telegramm  Fürst 
Radolins   vom  gleichen  Tage   nur  an   akademische   Besprechungen  glauben. 
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an  Grenzen,   die  als  Provokationen  ausgenutzt  werden  können,   mög- 
lichst vermeidet. 

Ew.  wollen  vorstehendes  beim  Sultan  oder  Menebhi,  aber  nicht 
in  Gegenwart  ben  Slimans  verwerten. 

Rieht  ho  fen 

Nr.  5188 

Der  Gesandte  in  Tanger  Freiherr  von  Mentzingen  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  34  Tanger,   den  14.  September  1902 

Geheim 

Konsulatsverweser  meldet  aus  Fes  unterm  10.  d.  Mts.  folgendes: 

Menebhi  sagte  mir,  er  wisse,  daß  französische  Regierung  mit  der 
englischen  Regierung  darüber  unterhandle,  daß  England  gegen  Ent- 
schädigung auf  anderem  Gebiete  Frankreich  freie  Hand  in  Marokko 
läßt.  Heute  besuchte  mich  „Times"-Korrespondent  Harris,  offenbar 
die  Quelle,  aus  der  Menebhi  geschöpft  hat,  und  erklärte  mir,  er  habe 
vor  seiner  Abreise  aus  England  erfahren,  daß  zwischen  französischem 
Botschafter  in  London  und  Lord  Lansdowne  Verhandlungen  schwebten 
auf  der  Basis,  daß  Frankreich  das  Protektorat  über  Marokko  erklärt, 
die  Neutralität  von  Tanger  sowie  eines  zu  bestimmenden  Küstenstrichs 
an  der  Straße  von  Gibraltar  garantiert,  englische  Waren  die  gleiche  Be- 
handlung in  Marokko  erfahren  wie  französische,  England  in  Ägypten  und 
Hinterindien  Kompensationen  erhält.  Harris  will  die  Bestätigung  des 
Gesagten  von  Lord  Lansdowne,  dem  er  sich  als  von  der  englischen  Ge- 
sandtschaft in  Tanger  eingeweiht  ausgegeben  habe,  selbst  erfahren 
haben.  Der  letzte  Besuch  des  französischen  Botschafters  Cambon  hänge 
mit  der  Angelegenheit  zusammen. 

Er,  Harris,  habe  an  Sir  Arthur  Nicolson  geschrieben,  wenn  die  Ver- 
handlungen nicht  abgebrochen  würden,  werde  er  zu  Zeitungsveröffent- 
lichungen schreiten,  die  der  englischen  Regierung  sehr  unangenehm 
werden  könnten. 

Harris  vermutet,  daß  deutsche  Regierung  nicht  ins  Vertrauen  ge- 
zogen sei,  und  glaubt,  daß  eine  Anfrage  unsererseits  in  London  die  Ver- 
handlungen zum  Abbruch  bringen  werde. 

Harris,  der  gebeten  hat,  ihn  als  Quelle  nicht  zu  nennen,  ist  als 
äußerst  unzuverlässig  bekannt,  bei  der  Bestimmtheit,  mit  der  er  vor- 
stehende Enthüllungen  machte,  hat  aber  Konsulatsverweser  den  Ein- 
druck, daß  etwas  Wahres  darin  enthalten  ist.  Französischer  Botschafter 
Cambon  war  kürzlich  kurze  Zeit  hier,  um  seinen  der  französischen  Ge- 
sandtschaft attachierten  Sohn  zu  besuchen. 

Mentzingen 
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Nr.  5189 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 

von  Richthof en  an  den  Geschäftsträger  in  London 

Freiherrn  von  Eckardstein  * 

Privatbrief.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats  Klehmet 
Streng  vertraulich  Berlin,  den  25.  September  1902 

In  nachstehenden  Zeilen  möchte  ich  in  einer  Angelegenheit,  bevor 
ich  dieselbe  amtlich  in  die  Hand  nehme,  mir  zunächst  noch  Ihre  ganz 
persönliche,  auf  bewährte  Kenntnis  der  englischen  Verhältnisse  ge- 
gründete Auffassung  erbitten. 

Vor  einigen  Tagen  ist  hierher  auf  einem  Umwege  die  Nachricht  ge- 
langt, daß  England  zurzeit  mit  Frankreich  über  Marokko  verhandle. 
Ganz  Marokko,  abgesehen  von  einem  schmalen  Küstenstrich  um  Tanger 
herum,  solle  unter  Frankreichs  Protektorat  kommen;  England  würde 
dafür  Kompensationen  auf  der  siamesischen  Halbinsel  erhalten. 

Die  Nachricht  ist  ihrer  Quelle  nach  hier  nicht  kontrollierbar.  Sie 
würde  aber  immerhin  in  einer  Richtung  damit  harmonieren,  daß  Lord 
Lansdowne  —  oder  war  es  Cranborne?** — sich  vor  ein  paar  Monaten 
Graf  Metternich  gegenüber  mit  gänzlicher  Unkenntnis  über  Siam  aus- 
zureden suchte,  und  daß  neuerdings  auch  in  Paris  betreffs  der  franzö- 
sischen Pläne  in  Siam  uns  gegenüber  eine  gewisse  beruhigte  Zurück- 
haltung zu  beobachten  war. 

Glauben  Sie  nun  wirklich,  daß  die  englische  Regierung  dem  eng- 
lischen Publikum  einen  solchen  Vertrag  bieten  könnte,  durch  den  ja 
doch  auch  Tanger  unter  französischen  Einfluß  kommen  müßte?  Den 
schmalen  Küstenstrich  bei  Tanger,  mit  den  Franzosen  dicht  dahinter, 
würde  England  meines  EracTitens  weder  besetzen  wollen  noch  be- 
haupten können.  Halten  Sie  ferner  für  möglich,  daß  Chamberlain  in 
seiner  jetzigen  Stimmung  oder  Verstimmung  gegen  uns  unter  gänz- 
licher Preisgabe  des  bisherigen  englischen  Standpunkts  sogar  imstande 
wäre,  Tanger  in  den  Bereich  der  französischen  Gewalt  zu  bringen  und 
dadurch  den  Eingang  ins  Mittelmeer  für  England  sperren  zu  lassen? 

Wie  gesagt,  ich  wäre  Ihnen  sehr  dankbar,  wenn  Sie  mir  ganz 
privatim  und  persönlich,  aber  frei  von  der  Leber  weg,  Ihre  Meinung 
über  diese  Fragen  schreiben  wollten. 

Rieh th  of en 


Bereits   veröffentlicht  bei   Eckardstein   a.   a.   O.   II,   401. 
Parlamentsunterstaatssekretär  im  Foreign  Office. 
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Nr.  5190 

Der  Geschäftsträger  in  London  Freiherr  von  Eckardstein 

an  den  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes 

Freiherrn  von  Richthof  en* 

Privatbrief.    Ausfertigung 

London,  den  4.  Oktober  1902 

Euerer  Exzellenz  gütiges  Schreiben  vom  25.  v.  Mts.**  habe  ich 
nach  meiner  Rückkehr  von  einem  Besuch  bei  Lord  Lansdovvne  in  Irland 
vorgefunden.  Wie  ich  bereits  anderweit  Euerer  Exzellenz  zu  berichten 
die  Ehre  hatte,  ist  während  meines  Aufenthalts  bei  Lord  Lansdowne 
auch  die  marokkanische  Frage  gesprächsweise  berührt  worden.  Schon 
seit  längerer  Zeit  hatte  ich  sichere  Anzeichen  dafür  gehabt,  daß  der 
französische  Botschafter  daran  arbeite,  in  der  marokkanischen  Frage 
zu  einem  Arrangement  mit  England  zu  gelangen.  Herr  Cambon,  welcher 
innerhalb  des  letzten  Jahres  zweimal  in  Tanger  gewesen,  wo  sein  Sohn 
als  Legationssekretär  lebt,  ist  erst  vor  14  Tagen  von  dort  nach  London 
zurückgekehrt. 

Lord  Lansdowne  war  in  seinen  Äußerungen  zwar  sehr  vorsichtig, 
und  habe  ich  nicht  herausfinden  können,  auf  welcher  Basis  Herr  Cambon 
der  hiesigen  Regierung  Vorschläge  gemacht  hat.  Doch  habe  ich  den 
ganz  bestimmten  Eindruck  gewonnen,  daß  französischerseits  Propo- 
sitionen über  Marokko  gemacht  worden  sind,  die  englische  Regierung 
jedoch  vorderhand  nicht  daran  denkt,  auf  solche  einzugehen. 

Meiner  persönlichen  Ansicht  nach  würde  die  hiesige  Regierung 
es  der  Öffentlichkeit  gegenüber  kaum  wagen  dürfen,  irgendwelche  Ab- 
machungen mit  Frankreich  oder  einer  anderen  Macht  bezüglich  Marok- 
kos zu  treffen,  welche  eine  Gefährdung  der  Position  Gibraltars  be- 
deuten würden.  Anders  würde  der  Fall  liegen,  wenn  England,  in  einen 
Krieg  verwickelt,  sich  gezwungen  sehen  sollte,  um  jeden  Preis  Bundes- 
genossen zu  gewinnen.  Ich  bin  nach  wie  vor  fest  davon  überzeugt, 
daß  Lord  Salisbury***  bereit  war,  während  der  kritischen  Momente  des 
südafrikanischen  Krieges  gegebenenfalls  durch  weitgehende  territoriale 
Zugeständnisse  an  Frankreich  oder  Rußland  das  Zustandekommen 
einer  bedrohlichen  Koalition  zu  hintertreiben.  Ohne  Notlage  wird 
England  sich  aber  nie  darauf  einlassen,  Arrangements  zu  treffen, 
welche  seine  strategische  Mittelmeerstellung  gefährden  und  Frankreich 
den  Schlußstein  für  seine  nordafrikanische  Position  geben  würden,  pp. 

Hermann  v.  Eckardstein 


*  Bereits  veröffentlicht  bei  Eckardstein   a.  a.  O.  II,  402  f. 
**   Siehe   Nr.    5189. 

***  Eckardstein    setzt    bei    dem    Abdruck    statt    „Lord    Salisbury"    „Lord    Lans- 
downe"  ein,   worin  eine  bestimmte  Tendenz  zutage  tritt. 
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Nr.  5191 

Der  Verweser  des  Konsulats  in  Fes  Maenß  an  den 
Gesandten  in   Tanger  Freiherrn   von   Mentzingen 

Entzifferung.     Abschrift 
A  84  Fez,  den  29.  September  1902 

Im  Anschluß  an  A  82*. 

Sir  Arthur  Nicolson  schreibt  in  einem  zweiten,  heute  eingegangenen 
Brief  an  Harris,  die  Informationen  des  letzteren  seien  nicht  korrekt,  und 
es  seien  keine  Verhandlungen  der  bezeichneten  Art  im  Gange.  Wenn 
Harris  daher  in  der  angedrohten  Weise  zu  Zeitungsveröffentlichungen 
schritte,  so  würde  wahrscheinlich  ein  offizielles  Dementi  der  englischen 
Regierung  erfolgen,  was  ihn  (Harris)  in  eine  schiefe  Lage  versetzen 
würde.  In  dem  sehr  vorsichtig  abgefaßten  Brief  ist  aber  nicht  gesagt, 
daß  keine  Verhandlungen  stattgefunden  haben. 

Harris'  Bruder,  der  Mitglied  des  Unterhauses  ist,  schreibt  ihm  in 
einem  ebenfalls  heute  eingegangenen  Brief,  es  sei  richtig,  daß  Cambon 
im  vergangenen  August  bei  Lord  Lansdowne  sondiert  habe,  ob  die  eng- 
lische Regierung  zu  einer  Verständigung  mit  der  französischen  Regie- 
rung auf  der  in  Bericht  A  73  vom  10.  d.  Mts.**  geschilderten  Basis  ge- 
neigt sei.  Der  Staatssekretär  habe  zunächst  erwidert,  er  könne  sich 
hierzu  nicht  ohne  vorherige  Beratung  mit  dem  Kabinett  äußern,  und  dann 
später  erklärt,  die  Regierung  sei  zurzeit  nicht  in  der  Lage,  die  marok- 
kanische Frage  zu  diskutieren. 

Danach  scheint  außer  Zweifel  zu  stehen,  daß  Frankreich  bei  Eng- 
land Verständigungsversuche  im  gedachten  Sinne  gemacht  hat,  während 
es  dahinsteht,  welche  Stellung  die  englische  Regierung  anfänglich  dem- 
gegenüber eingenommen  hat,  vor  allem,  aus  welchen  Rücksichten  und 
zu  welchem  Zeitpunkt  sie  ein  Eingehen  auf  die  französischen  Vorschläge 
bezw.  deren  Erörterung  abgelehnt  hat. 

Harris  hat  die  beiden  erwähnten  Briefe  dem  Sultan  gezeigt. 

(gez.)  Maenß 

Nr.  5192 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  471  London,  den  31.  Dezember  1902 

Anknüpfend  an  die  Zeitungsmeldungen  besprach  ich  heute  mit  Lord 
Lansdowne  die  Vorgänge  in  Marokko.    Er  glaubt  nicht,  daß  eine  euro- 

*  Nach    Bericht   A  82  vom    28.   September   hätte  der   „Times"-Vertreter   Harris 
auf  seinen  Brief  an  Sir  A.  Nicolson   (vgl.  Nr.  5188)  eine  Warnung  vor  seinen 
beabsichtigten    Veröffentlichungen    erhalten. 
**  Vgl.    Nr.    5188. 
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päische  Macht  einzugreifen  wünscht.  Aus  den  allgemeinen  Gesprächen 
über  Marokko  zwischen  Lord  Lansdowne  und  dem  französischen  Bot- 
schafter hat  der  Minister  den  Eindruck,  daß  Frankreich  nicht  gewillt 
ist,  an  der  marokkanischen  Frage  zu  rühren.  Der  englische  Botschafter 
in  Paris  hat  an  Lord  Lansdowne  heute  über  ein  Gespräch  mit  Herrn 
Delcasse  telegraphiert,  worin  der  französische  Minister  betont  hat,  daß 
die  Lage  in  Marokko  zur  größten  Vorsicht  mahne;  er  wäre  gegen  Maß- 
nahmen, die  falsch  gedeutet  werden  könnten.  Die  französische  Regie- 
rung sende  daher  auch  keine  neuen  Kriegsschiffe  nach  Marokko. 

In  Madrid  hat  Lord  Lansdowne  zu  wiederholten  Malen  und  noch 
neuerdings  erklären  lassen,  daß  die  englische  Regierung  an  dem  Status 
quo  in  Marokko  festzuhalten  wünsche. 

Metternich1 


Nr.  5193 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bälow  an  den  Botschafter  in 
London  Grafen  von  Metternich 

Telegramm.      Konzept 
Nr.  92  Berlin,  den  20.  Februar  1903 

Welche  Aufnahme  findet  in  Presse  und  Publikum  die  Meldung  des 
„Standard",  daß  Delcasse  mit  Lord.  Lansdowne  in  Verhandlung  zu  treten 
beabsichtige  wegen  der  Überlassung  Marokkos  an  Frankreich  mit  allei- 
niger Ausnahme  eines  neutralen  Küstenstrichs  bei  Tanger?  Die  „Times" 
meldete  neulich  bereits  ähnliches  aus  Madrid,  und  es  liegen  auch  sonst 
Nachrichten  vor,  welche  darauf  schließen  lassen,  daß  Delcasse  die  Er- 
werbung von  Marokko  —  vorläufig  noch  ohne  Tanger  —  als  seine 
Hauptaufgabe  betrachtet.  Für  England  liegt  zurzeit  kein  ersichtlicher 
Grund  vor,  an  Frankreich  eine  so  schwerwiegende  Konzession  zu 
machen,  denn  ich  betrachte  als  ausgemacht,  daß  selbst  für  die  Erwerbung 
von  Marokko  Frankreich  nicht,  wenigstens  heute  noch  nicht,  auf  russi- 
sche Rückendeckung  verzichten  und  in  Ostasien  und  anderswo  sich  auf 
Englands  Seite  stellen  würde.  Deshalb  glaube  ich  nicht,  daß  Delcasse 
seinen  Zweck  erreichen  wird,  vermute  vielmehr,  daß  die  englischen 
Korrespondenten  durch  vorzeitige  Veröffentlichung  den  französischen 
Plan  stören  möchten. 

Daß  Ew.  bei  Lord  Lansdowne  die  Angelegenheit  zur  Sprache 
bringen,  ist  wegen  der  englisch-deutschen  Entfremdung  vielleicht  nicht 
zeitgemäß,  indessen  werden  Ew.  im  Hinblick  auf  Ihre  persönlichen 
Beziehungen  dies  am  besten  selber  beurteilen  können. 

Bül  o  w 
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Nr.  5194 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metter nich 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  101  London,  den  25.  Februar  1903 

Unter  Bezug  auf  Telegramm  Nr.  92*. 

Lord  Lansdowne  bezeichnete  heute  mir  gegenüber  gesprächsweise 
die  „Standards-Meldung  als  apokryph. 

Hiesige  Presse  hat  sich  nicht  um  die  Meldung  bekümmert. 

Bericht  morgen  mit  Feldjäger. 

Metternich 


Nr.  5195 

Der  Botschafter  in  Petersburg  Graf  von  Alvensleben 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  103  St.  Petersburg,  den  25.  Februar  1903 

Bei  heutiger  akademischer  Besprechung  der  marokkanischen  Frage 
äußerte  Graf  Lamsdorff  in  sehr  ruhiger  Weise,  er  lege  den  englischen 
Veröffentlichungen  über  angebliche  Anerbietungen  Frankreichs  keine 
Bedeutung  bei1.  Herr  Delcasse  habe  ihm  bei  seiner  letzten  hiesigen 
Anwesenheit  im  vorigen  Sommer  auf  das  bestimmteste  versichert,  er 
habe  keinerlei  Pläne  in  Marokko,  sondern  wünsche  lediglich  die  Auf- 
rechterhaltung des  Status  quo.  Allerdings  würde  Frankreich  die  Besitz- 
ergreifung seitens  einer  anderen  Macht  dort  nicht  dulden. 

Die  Möglichkeit,  daß  England  daran  liegen  könnte,  Frankreich  zu 
einer  Aktion  in  Marokko  zu  veranlassen,  um  dadurch  den  Orientkon- 
flikt zu  entzünden  und  die  Aufmerksamkeit  Rußlands  von  Zentralasien 
abzulenken,  wies  Graf  Lamsdorff  nicht  von  der  Hand  und  setzte  hinzu, 
England  liebe  es  nicht,  in  Zentralasien  allein  mit  Rußland  zu  flirten. 

Alvensleben 


Randbemerkung    Kaiser   Wilhelms  II.: 

1  Das   ist  leichtsinnig  und   unrichtig!   daran   wird  wohl   etwas   sein 


*   Siehe   Nr.    5193. 
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Nr.  5196 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 
von  Richthofen   an  den   Gesandten  in   Tanger  Freiherrn 

von  Mentzingen 

Konzept 

A.  21  Berlin,  den  7.  März  1903 

[abgegangen  am  9.  März]. 

Ew.  interessanter  Bericht  Nr.  54*  ergänzt  die  Ihnen  durch 
Erlaß  Nr.  16  übermittelten  Äußerungen  des  Grafen  Lamsdorff.  Beide 
Mitteilungen  stimmen  darin  überein,  daß  Herr  Delcasse  der  russischen 
Regierung  erklärt  hat,  eine  Angriffspolitik  gegenüber  Marokko  liege  nicht 
in  [seinen  Absichten,  und  man  darf  annehmen,  daß  diese  Erklärung 
einem  russischen  Wunsche  entsprach. 

Durch  die  diplomatische  Winterkampagne,  welche  Graf  Lamsdorff 
wegen  Mazedonien  geführt  hat**,  ist  zweifellos  erwiesen,  daß  die  russi- 
sche Regierung  gegenwärtig  den  europäischen  Frieden  nicht  gestört  zu 
sehen  wünscht.  Im  vorigen  Herbst  standen  sich  in  Konstantinopel  ein 
russisches  und  ein  englisches  Reformprogramm  gegenüber.  Die  russi- 
schen Reformvorschläge  waren  maßvoll  und  unterschieden  sich  wenig 
von  dem  jetzt  zur  Durchführung  gelangenden  russisch-österreichischen 
Programm.  Von  dem  englischen  Programm  dagegen  sagte  der  Bot- 
schafter O'Conor,  dasselbe  werde  ohne  moyens  coercitifs  nicht  durch- 
zudrücken sein.  Auf  Wunsch  des  Herrn  Sinowiew  unterstützte  Freiherr 
von  Marschall  die  russischen  Vorschläge,  und  der  Kaiser  von  Rußland 
ließ  dafür  Mitte  Dezember  hier  seinen  persönlichen  Dank  durch  den 
Grafen  Osten-Sacken  aussprechen.  Es  ist  nicht  unwahrscheinlich,  daß  die 
Befürwortung  des  russischen  Programms  durch  den  deutschen  Bot- 
schafter der  französischen  Regierung  bekannt  geworden  ist  und  diese 
zum  Einlenken  mit  veranlaßt  hat,  jedenfalls  änderten  die  großen  fran- 
zösischen Blätter,  welche  bis  dahin  für  ein  Aktionsprogramm  auf  breiter 
Grundlage  und  für  die  Erledigung  desselben  durch  eine  Konferenz  der 
Kongreßmächte  eingetreten  waren,  plötzlich  ihren  Ton.  Der  „Temps" 
z.  B.  wies  darauf  hin,  daß  bei  den  Orientkonferenzen  niemals  etwas 
nützliches  herausgekommen  sei,  und  daß  es  darum  besser  scheine, 
Rußland    als    der    meistinteressierten    Macht    die   Wahrnehmung    der 

*  In  Bericht  A  54  vom  27.  Februar  hatte  Freiherr  von  Mentzingen  ausführliche 
Mitteilungen  über  eine  Unterredung  mit  dem  russischen  Ministerresidenten  in 
Tanger  von  Bacheracht  gemacht.  Danach  hätte  Frankreich  in  Rußland  bindende 
Erklärungen  abgegeben,  daß  es  den  Status  quo  in  Marokko  respektieren  werde. 
Ihm  selbst,  dem  russischen  Gesandten,  habe  Delcasse  im  Spätherbst  1902 
versichert,  daß  er  mit  einer  Neutralisierung  der  südlichen  Straße  von  Gibraltar 
einverstanden  sein  würde.  An  eine  ernstliche  französisch-englische  Verständi- 
gung über  Marokko  wollte  von  Bacheracht  nicht  glauben. 
**  Vgl.    Bd.   XVIII,    Kap.   CXVII. 
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Interessen  aller  zu  überlassen.  Es  stimmte  überein  mit  dieser  Haltung 
der  offiziösen  Presse,  daß  Herr  Constans  *  kurz  darauf  bei  seiner  Rück- 
kehr vom  Urlaub  erklärte,  Frankreich  habe  kein  besonderes  Programm, 
sondern  stehe  in  der  Hauptsache  auf  dem  Boden  der  russischen  Reform- 
vorschläge. Damit  war  die  Partie  für  Rußland  gewonnen,  die  Zustim- 
mung der  übrigen  Mächte  zu  dem  russisch-österreichischen  Programm 
folgte  von  selbst.  Rußland  hat  hierdurch  für  seine  Friedenspolitik  einen 
entscheidenden  Erfolg  erzielt,  welcher  nur  dann  würde  in  Frage  gestellt 
werden  können,  wenn  entweder  der  Sultan  das  von  ihm  angenommene 
Programm  nicht  bona  fide  durchführte,  oder  wenn  die  bulgarische  Re- 
gierung fortführe,  die  mazedonische  Agitation  im  geheimen  zu  begün- 
stigen. An  der  geeigneten  Einwirkung  auf  den  Sultan  wird  die 
deutsche  Diplomatie  sich  mit  Nachdruck  beteiligen;  übrigens  deuten 
bisher  alle  Anzeichen  darauf  hin,  daß  der  Sultan  den  Ernst  seiner  Lage 
begriffen  und  deshalb  wirklich  die  Absicht  hat,  das  Reformprogramm 
durchzuführen.  Was  Bulgarien  anlangt,  so  wird  dort  die  russische  Ein- 
wirkung allein  auch  ohne  Beteiligung  anderer  Mächte  ausreichen, 
namentlich  dann,  wenn  Rußland,  wie  es  den  Anschein  hat,  sich  an  der 
einmaligen  Versicherung  der  bulgarischen  Regierung  nicht  genügen 
läßt,  sondern  fortlaufende  Kontrolle  an  Ort  und  Stelle  ausübt. 

Ein  Vorstoß  Frankreichs  gegen  Marokko  würde  aber  freilich  den 
europäischen  Frieden  ernstlich  gefährden,  denn  Italien  würde  dann  nicht 
von  Tripolis  zurückzuhalten  sein,  und  die  Rückwirkung  dieser  Vorstöße 
auf  die  Balkanhalbinsel  läßt  sich  klar  vorhersehen.  Wir  können  heute 
auch  ohne  weiteres  annehmen,  daß  Graf  Lamsdorff  diese  Dinge  ebenso 
ansieht  wie  wir,  und  daß  er  wesentlich  dazu  beigetragen  hat,  Herrn 
Delcasses  Tatenlust  zu  dämpfen.  Ich  möchte  nicht  behaupten,  daß  die 
französische  Diplomatie  als  solche  tatenlustig  ist,  aber  Herr  Delcasse 
persönlich  wünscht  vielleicht  zur  Befestigung  seiner  wankenden  Stellung 
irgendeine  Aktion  herbei.  Nur  auf  diese  Art  erklärte  es  sich,  daß  die 
französische  inspirierte  Presse  das  von  der  französischen  Regierung  an- 
genommene russisch-österreichische  Programm  für  gänzlich  ungenügend 
und  anstatt  dessen  —  wie  z.  B.  der  „Temps"  in  dem  Ew.  heute 
zugehenden  Artikel  vom  3.  März  —  eine  Politik  für  allein  richtig 
erklärt  „qui  im  p  ose  aux  besoins  les  reformes  necessaires",  also  eine 
Aktionspolitik.  Damit  würde  es  auch  zusammenhängen,  wenn  etwa 
Frankreich  in  Marokko  durch  Unterstützung  des  Aufstandes  mit  Waffen 
und  Geld  die  Lage  immer  mehr  verwirrte,  in  der  Hoffnung,  daß  sich 
daraus  schließlich  doch  ein  Vorwand  für  französische  Einmischung 
ergeben  werde. 

Daß  England  sich  dazu  resignieren  sollte,  das  Hinterland  von 
Tanger  an  Frankreich  zu  überlassen,  erscheint  nach  Ew.  letzten 
Mitteilungen  noch  unwahrscheinlicher  als  vorher.  Ew.  Aufmerksam- 
keit möchte  ich  auf  den  Ihnen  gleichfalls  zugehenden  Artikel  des 
*  Französischer  Botschafter  in  Konstantinopel. 
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„Gaulois"  vom  5.  März  richten,  wo  behauptet  wird,  England  habe  die 
Frage  eines  Umtausches  von  Gibraltar  gegen  Ceuta  ins  Auge  gefaßt. 
Bezeichnend  ist  gleichfalls  die  vom  Premier  Balfour  am  4.  d.  Mts.  im 
Unterhause  abgegebene  Erklärung,  die  Regierung  glaube  nicht,  daß 
die  großen  Kosten,  welche  die  von  Sachverständigen  befürworteten  Er- 
weiterungen und  Befestigungen  der  Hafenanlagen  von  Gibraltar  erfor- 
dern würden,  zu  entsprechenden  Ergebnissen,  vom  Gesichtspunkte  der 
Verteidigung  des  Reiches  aus  betrachtet,  führen  würde.  Das  klingt 
so,  als  ob  die  Bedeutung  von  Gibraltar  vermindert  wäre.  Ob  man 
danach  in  England  einen  Tausch  mit  Ceuta  oder  eine  Ergänzung 
der  britischen  Wehrkraft  durch  eine  Neuerwerbung  an  der  afrika- 
nischen Küste  ins  Auge  faßt,  läßt  sich  heute  hier  noch  nicht  beurteilen. 
Vielleicht  werden  Ew.  unter  Bezugnahme  auf  den  „Gaulois"-Artikel 
Ihren  spanischen  Kollegen  auf  die  Sache  anreden  können.  Eine 
Erwähnung  der  Sache  gegenüber  dem  englischen  Vertreter  würde  wohl 
nach  dessen  Persönlichkeit  zwecklos  sein.  Mit  Ihrem  russischen  Kol- 
legen werden  Ew.  —  nach  Ihrem  Ermessen  —  die  meisten  Punkte  des 
vorstehenden  Erlasses  unbefangen  besprechen  können,  da  Rußland  und 
wir  zurzeit  in  Marokko  das  Gleiche  aus  dem  gleichen  Grunde  wün- 
schen: die  Erhaltung  des  Status  quo  zur  Vermeidung  einer  Gefährdung 
des  europäischen  Friedens.  Auch  kann  es  nur  nützlich  sein,  wenn  Herr 
von  Bacheracht  sieht,  daß  Graf  Lamsdorff  sich  dem  deutschen  Vertreter 
gegenüber  gleichfalls  offen  über  die  Frage  ausgesprochen  hat. 

Richthofen 

Nr.  5197 

Der  Stellvertretende  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes 

von  Mählberg  an  den  Geschäftsträger  in  Madrid 

von  Humbracht 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats  von  Holstein 
Nr.  47  Berlin,  den  19.  Juli  1903 

Bitte  umgehend  telegraphisch  den  Wortlaut  der  auf  das  Bündnis 
mit   Frankreich   bezüglichen   Erklärung  des   Herrn  Silvela*   zu   berich- 


*  Ministerpräsident  Silvela  hatte  am  17.  Juli  in  der  spanischen  Deputierten- 
kammer eine  Rede  gehalten.  Nach  der  Meldung  der  ,,Agence  Havas"  wies  er 
in  ihr  darauf  hin,  daß  Frankreich  und  Spanien  gemeinsam  bestrebt  seien,  den 
Status  quo  in  Marokko  aufrechtzuerhalten.  Daran  knüpfte  er  den  Wunsch, 
ein  vollkommenes  Freundschaftsverhältnis  mit  dem  stammverwandten  Frankreich 
herzustellen.  Nach  anderen  Meldungen  hätte  Silvela  gesagt,  Spanien  habe  mit 
Frankreich  eine  Allianz  geschlossen  behufs  Wahrnehmung  seiner  historischen 
Interessen  in  Marokko.  Nach  Humbrachts  Antwort  vom  18.  Juli  (Nr.  79) 
hätte  Silvela  nur  das  intime  Einverständnis  (union  intima)  Spaniens  mit  Frank- 
reich   betont,    das    im    Hinblick    auf    die    gemeinschaftlichen    Interessen     und 
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ten;  desgleichen  inhaltlich  die  darauf  bezüglichen  Kommentare  der 
hauptsächlichen  ministeriellen  wie  oppositionellen  Zeitungen.  Wie 
wird  in  beiden  das  Bündnis  motiviert? 

Bitte  Abreise  nach  San  Sebastian  um  paar  Tage  aufschieben. 

Mühlb  erg 


Nr.  5198 

Der  Geschäftsträger  in  Paris  Graf  von  der  Groeben 
an   das   Auswärtige   Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  126  Paris,  den  17.  September  1903 

Geheim 

Delcasse  persönlich  beteuert  stets  dritten  gegenüber  sein  Fest- 
halten am  Status  quo  mit  Rücksicht  auf  die  panislamische  Gefahr.  Ob 
ihm  gegenwärtiger  Moment  opportun  erscheint,  die  gefährliche  Frage 
aufzurollen,  möchte  ich  persönlich  durchaus  bezweifeln. 

Keinenfalls  würde  er  es  jetzt  tun,  ohne  im  Einverständnis  mit 
Rußland  zu  handeln. 

Bompard*  kommt  heute  hier  an,  und  für  Sonnabend  ist  ein  Konseil 
anberaumt,  nach  dem  Combes  nach  Spanien  reist.  Von  der  Gräfin 
Jean  de  Montebello,  der  politischen  Agentin  des  Herrn  Delcasse,  nahe- 
stehender Seite  erfahre  ich  streng  vertraulich,  daß  allerdings 
englisch-französische  Annäherung  [wegen]  **  „spanischer  Ansprüche  in 
Marokko"  angefangen  haben  soll,  und  daß  geheime  Abmachungen  zwi- 
schen Frankreich  und  Spanien  beständen,  welche  das  Ministerium  Sil- 
vela  durch  Abarzuza***  geschlossen. 

Wünsche  hinsichtlich  der  Erhaltung  des  Status  quo  in  Marokko  solange  als 
möglich  aufrechterhalten  werden  müsse.  —  Angeblich  ist  es  schon  am  10.  No- 
vember 1902  zu  einem  spanisch-französischen  Abkommen  über  Marokko  ge- 
kommen. Der  von  der  „Libre  Parole"  im  Mai  1911  veröffentlichte  Wortlaut 
(vgl.  Schultheß'  Europäischer  Geschichtskalender,  Jahrg.  1911,  S.  591)  ist 
wohl  apokryph;  daß  in  diesem  spanisch-französischen  Geheimvertrag  Spanien 
sich  z.  B.  verpflichtet  haben  sollte,  Deutschland  mit  Rücksicht  auf  seine 
Handelsinteressen  einen  Hafen  an  der  atlantischen  Küste,  etwa  Casablanca  oder 
Rabat,  zu  verpachten,  ist  ausgeschlossen.  Nach  dem  „Figaro"  vom  10.  No- 
vember 1911  hätte  es  sich  bei  dem  angeblichen  Abkommen  von  1902  nur 
um  einen  Vertragsentwurf  gehandelt,  der  Abschluß  sei  auf  den  Widerspruch 
Englands  hin  unterblieben. 
*  Französischer  Botschafter  in  Petersburg. 
**  Ergänzung  fehlender  Zifferngruppe. 

***  Spanischer  Minister  des  Äußern.  Auch  König  Viktor  Emanuel  von  Italien 
hatte  Kaiser  Wilhelm  II.  auf  dessen  Romfahrt  im  Mai  1903  erzählt,  er  wisse 
bestimmt,  daß  Frankreich  nach  vorheriger  Einigung  mit  Spanien  vor  einiger 
Zeit  England  einen  Vorschlag  wegen  der  Teilung  von  Marokko  gemacht  habe, 
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Letzterer  weilt  jetzt  hier,  und  der  Botschafter  Cambon  reist  häufig 
hierher. 

Stelle  gehorsamst  anheim,  ob  ich  am  Quai  d'Orsay  das  Thema 
Marokko  berühren  darf? 

G  r o  eb  en 


Nr.  5199 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow,  z.  Z.  In  Wien, 
an   das   Auswärtige   Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  65  Wien,  den  18.  September  1903 

Die  Königin-Mutter  von  Spanien*,  welche  zurzeit  hier  weilt,  erzählte 
Seiner  Majestät  vertraulich,  daß  Spanien  im  Begriff  stehe,  sich  mit 
Frankreich  wegen  Marokko  zu  verständigen.  Ursprünglich  habe  Frank- 
reich ganz  Marokko  für  sich  beansprucht,  sodann  Spanien  einen  Teil 
unter  der  Bedingung  eines  Schutz-  und  Trutzbündnisses  angeboten. 
Beides  sei  von  Spanien  als  unannehmbar  bezeichnet  worden.  Jetzt  sei 
man  übereingekommen,  Marokko  in  der  Weise  zu  teilen,  daß  Frank- 
reich den  am  Atlantischen  Ozean  gelegenen  südlichen  Teil,  Spanien 
die  nördliche  Hälfte  am  Mittelmeer  erhalte.  Tanger  wolle  Spanien 
in  einen  neutralen  Freihafen  verwandeln.  Aus  den  Andeutungen  der 
Königin  schien  Seiner  Majestät  hervorzugehen,  daß  England  bei 
diesem  Teilungsplan  nicht  beteiligt  sei. 

Bülow 

Nr.  5200 

Der   Staatssekretär  des   Auswärtigen   Amtes   Freiherr 

von  Rlchthofen  an  den  Botschafter  In  Madrid 

von  Radowitz,  z.  Z.  in  San  Sebastian 

Telegramm.     Konzept    von    der    Hand    des    Vortragenden    Rats    von    Kries 

Nr.  57  Berlin,  den  24.  September  1903. 

Ganz  geheim 

Zur  marokkanischen  Frage  hat  die  Königin  Marie  Christine  dem 
Herrn  Reichskanzler  in  Wien  treng  vertrauliche  Mitteilungen  gemacht, 


der  aber  von   England  abgelehnt  sei.     Der  Teilungsplan  sei  von  den   Brüdern 
Cambon    ausgegangen,    welche    nacheinander   Gouverneure    von    Tunis    gewesen 
seien   und   die    Aufteilung   von    Marokko    als    ihre    Lebensaufgabe    betrachteten. 
Aufzeichnung  des   Reichskanzlers  Grafen   Bülow  vom   9.   Mai   1903. 
*  Königin    Maria   Christine. 
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die  sich  im  ganzen  mit  den  in  meinem  Telegramm  Nr.  55*  wieder- 
gegebenen Nachrichten  decken,  jedoch  mit  dem  wesentlichen  Unter- 
schied, daß  anzunehmen  sei,  Frankreich  habe  sich  der  Zustimmung 
Englands  zu  den  mit  Spanien  getroffenen  Abmachungen  versichert. 
Wie  die  Königin  erzählte,  sei  es  nach  zweijährigen,  von  Frankreich 
ausgegangenen  Verhandlungen  Herrn  Leon  y  Castillo  gelungen,  eine 
Einigung  über  die  Teilung  Marokkos  zwischen  Spanien  und  Frank- 
reich auf  folgender  Grundlage  zu  erreichen:  Spanien  solle  das 
vom  Mulujaflusse,  Fes  und  Tanger  gebildete  Dreieck,  Frankreich  den 
Rest  erhalten,  Tanger  in  einen  neutralen  Freihafen  verwandelt  werden. 
Die  Besitzergreifung  solle  nicht  überstürzt  werden  und  erst  erfolgen, 
wenn  die  Zustände  in  Marokko  dies  erforderten.  Dagegen  würde  das 
Abkommen  den   Mächten  wohl  bald  notifiziert  werden. 

Von  einem  Schutz-  und  Trutzbündnis  zwischen  Frankreich  und 
Spanien  sei  spanischerseits  trotz  der  bezüglichen  französischen  Wünsche 
nach  wie  vor  keine  Rede;  bereits  1898  gemachte  Vorschläge  Frank- 
reichs, ein  solches  einzugehen,  habe  Spanien  abgelehnt,  da  es  keine 
Allianzpolitik  treiben  könne  und  wolle. 

Euere  Exzellenz  bitte  ich,  über  die  Mitteilungen  der  Königin 
unter  Nennung  der  Quelle  mit  Herrn  Villaverde**  offen  und  in  einem 
dem  spanisch-französischen  Abkommen  an  sich  günstigen  Sinne  zu 
sprechen.  Suchen  Sie  ihn  dabei  zu  einer  Äußerung  zu  bringen,  wie 
er  sich  bei  der  geplanten  Teilung  des  Scherifischen  Reiches  unsere 
Rolle  und  das  Verhalten  Spaniens  uns  gegenüber  gedacht  hat.  Zu 
Ihrer  persönlichen  Direktive  bei  den  zu  führenden  Besprechungen 
folgendes,  indem  ich  Ihrer  Kenntnis  des  Terrains  Zeitpunkt  und  Aus- 
maß Ihres  Vorgehens  mit  vollem  Vertrauen  überlasse:  Auf  unserer 
politischen  Weltstellung  überhaupt  sowie  speziell  auf  der  Bedeutung 
unserer  großen  wirtschaftlichen  Interessen  in  Marokko  fußend,  werden 
wir  dahin  streben  müssen,  bei  der  Aufteilung  des  Landes,  sei  es  dort 
selbst,  etwa  im  Susgebiet,  mitberücksichtigt  zu  werden,  sei  es 
sonst  auf  kolonialem  Bereich,  etwa  auch  durch  die  Überlassung  von 
Fernando  Po,  territoriale  Ausgleichung  zu  erhalten.  Auf  welchem 
Wege  diesem  Ziel  am  ehesten  näherzukommen  ist,  ob  durch  direkte 
Verhandlung  mit  Spanien  oder  durch  Anbahnung  einer  Mitbeteiligung 
an  den  Verhandlungen  der  nächstbeteiligten  Staaten  oder  durch  Hinein- 
werfen des  Gedankens  einer  Mächtekonferenz,  wird  von  Euerer  Ex- 
zellenz besonders  eingehend  zu  erwägen  sein. 

Nach  einer  „Standards-Meldung  aus  Paris  vom  22.  d.  Mts.  sollen 
augenblicklich  über  Marokko  in  London  Verhandlungen  schweben,  bei 
denen   Frankreich   angeblich   England   Handelsgarantien  zu  geben  ge- 


*  Durch    Telegramm    Nr.  55   war  Radowitz   über   den    Inhalt   des    Bülowschen 

Telegramms    vom    18.    September  (siehe    Nr.    5199)    informiert   worden. 

•*  Seit    20.    Juli    1903    spanischer  Ministerpräsident. 
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neigt  ist.  Auch  wir  müßten  für  den  Fall  politischer  Veränderungen  in 
Marokko  auf  jeden  Fall  auf  bindende[n]  Abmachungen  bestehen,  die 
unserem  Handel  in  denjenigen  Gebieten,  die  uns  nicht  territorial  zu- 
fallen, auch  unter  den  neuen  Verhältnissen  eine  gedeihliche  Weiter- 
entwickelung gemäß  den  Prinzipien  der  offenen  Tür  und  der  Meist- 
begünstigung sichern. 

Einer  Drahtmitteilung  über  das  Ergebnis  Ihrer  Unterredung  mit 
dem  Ministerpräsidenten  sieht  der  Herr  Reichskanzler  mit  besonderem 
Interesse   entgegen. 

Richthofen 


Nr.  5201 

Der  Botschafter  in   Madrid   von   Radowitz, 
z.  Z.  in  San  Sebastian,  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.   99  San  Sebastian,  den   26.  September   1903 

Geheim 

Telegramm  Nr.  57*,  58  erhalten.  Ich  habe  heute  Unterredung 
mit  der  Königin  gehabt,  die  sich  höchst  dankbar  und  befriedigt  über 
die  Wiener  Besprechungen  äußerte  und  die  gemachten  Mitteilungen 
im  wesentlichen  wiederholte.  Sie  fügte  hinzu,  daß  sie  ausdrücklich  von 
dem  Könige  beauftragt  gewesen  sei,  die  Marokkoangelegenheit  bei 
Seiner  Majestät  dem  Kaiser  zur  Sprache  zu  bringen,  da  König  Alfonso 
entschlossen  sei,  nichts  darin  zu  unternehmen,  was  nicht  die  Billigung 
des  Kaisers  habe.  Die  weitere  hiesige  Besprechung  bat  mich  die 
Königin  nicht  mit  dem  Ministerpräsidenten  Villaverde  zu  führen, 
sondern  mit  dem  Staatsminister  Grafen  San  Bernardo,  der  ganz 
eingeweiht  sei,  und  der  das  volle  Vertrauen  der  Majestäten  genießt. 
Villaverde  sei  zu  ausschließlicher  Finanzmann  und  nicht  Politiker,  er 
könnte  leicht  etwas  verderben. 

Im  übrigen  bittet  Ihre  Majestät  um  striktestes  Geheimnis,  es  wäre 
hier  mit  keinem  anderen  Botschafter  darüber  geredet  worden.  Gegen 
Herrn  Cambon  herrscht  einiges  Mißtrauen,  es  soll  nur  in  Paris  mit 
Herrn  Delcasse  durch  Herrn  Leon  y  Castillo  verhandelt  werden. 

Ich  habe  dann  eine  Unterredung  mit  dem  Staatsminister  gehabt, 
der  sich  erst  noch  mehr  in  die  Sache  einarbeiten  muß.  Er  sagt,  daß 
ihm  jetzt  von  England  entgegenkommende  Mitteilung  zugegangen, 
wonach  von  dort  in  Paris  Verständigung  gesucht  werden  solle,  die 
gleichzeitig  spanischen  Wünschen  entspreche.  Es  würde  aber  auf  An- 
wesenheit von   Herrn   Delcasse   gewartet. 


*   Siehe    Nr.    5200. 
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Dem  Grafen  San  Bernardo  habe  ich  gesagt,  wir  ständen  der  beab- 
sichtigten Vereinbarung  mit  Frankreich  sympathisch  gegenüber,  selbst- 
verständlich könne  sich  eine  so  eingreifende  Kombination,  für  die  unsere 
wohlwollende  Unterstützung  stark  in  die  Wagschale  falle,  nicht  ohne 
Geltendmachung  unserer  eigenen  Interessen  vollziehen.  Darüber  würde 
ich  noch  besonders  mit  ihm  zu  reden  haben.  Der  Minister  gab  von 
vornherein  die  Berechtigung  dieses  Standpunktes  zu.  Handelsfreiheit 
räumt  er  gleich  selbst  ein.  Ich  glaube,  daß  es  zunächst  noch  darauf 
ankommen  dürfte,  hier  die  Notwendigkeit  und  den  Vorteil  unserer 
freundlichen  Haltung  recht  zum  Bewußtsein  kommen  zu  lassen  und 
dann  die  Kompensation  dafür  bestimmt  anzuregen. 

Mit  dem  Staatsminister  werde  ich  in  den  nächsten  Tagen  weiter- 
reden.   Herr  Villaverde  kommt  Montag  zu  kurzem   Besuch   an. 

Radowitz 


Nr.  5202 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 
von   Richthofen  an   den  Botschafter  in   Madrid 
von  Radowitz,  z.  Z.  in  San  Sebastian 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats   Klehmet 
Nr.  60  Berlin,  den  28.  September  1903 

Einverstanden  mit  der  von  Ew.  pp.  am  Schluß  von  Telegramm 
Nr.  99*  in  Aussicht  genommenen  Behandlung  der  Sache  sowie  damit, 
daß  Sie  gemäß  dem  Wunsch  der  Königin  die  weiteren  Besprechungen 
statt  mit  Villaverde  mit  Staatsminister  Graf  San  Bernardo  führen. 
Striktes  Geheimnis  wird  hier  bewahrt. 

Zu  Ew.  pp.  weiteren  Orientierung  folgt  nachstehend  das  Ergebnis 
der  von  mir  veranlaßten  vorsichtigen  Sondierungen  bei  andren  inter- 
essierten Kabinetten**: 

1.  Graf  Groeben  telegraphiert  aus  Paris: 

„Der  englische  ,Havas'-Korrespondent  wurde  heute  vom  Quai 
d'Orsay  ermächtigt,  die  Meldung  des  , Daily  Mail',  betreffend  das  an- 
gebliche  Protektorat   über   Marokko,    zu   dementieren. 

Von  der  hiesigen  spanischen  Botschaft  erfahre  ich  streng  ver- 
traulich, daß  im  Auftrage  des  Ministeriums  Silvela  hier  Verhand- 
lungen über  die  Lösung  der  marokkanischen  Frage  stattgefunden  haben, 


*  Siehe  Nr.  5201. 

**  Die  Botschaften  in  Paris,  Petersburg  und  London  waren  unter  Bezugnahme 
auf  die  vertraulichen  Äußerungen  der  Königin-Mutter  Maria  Christine  und 
die  sich  häufenden  Zeitungsmeldungen  über  englisch-französische  Verhandlungen 
hinsichtlich  Marokkos  am  24.  zur  Berichterstattung  über  ihre  einschlägigen 
Wahrnehmungen    aufgefordert   worden. 
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wobei  es  sich  um  die  Abgrenzung  der  beiderseitigen  Interessen- 
sphären gehandelt  habe. 

Silvela  sei  von  dem  Gesichtspunkt  ausgegangen,  Spanien  hiermit 
als  Faktor  wieder  in  die  aktive  europäische  Politik  hineinschieben 
zu  können,  da  die  französisch-spanischen  Abmachungen  ohne  die  Mit- 
wirkung von  England  nicht  zur  Lösung  gebracht  werden  könnten. 

Förmlich  ratifiziert  seien  die  Abmachungen  nicht,  oder  der 
Vertrag  sei  ,ganz  geheim'. 

Es  hinge  dies  mit  dem  Rücktritt  von  Silvela  zusammen,  da  Villa- 
verde  nur  an  Finanzreformen  denke  und  für  kostspielige  Expeditionen 
nicht  zu  haben  sei. 

Die  Frage  des  Schutzes  des  sud  oranais  sei  von  der  marokkani- 
schen  ganz   zu   trennen. 

Armeekreise  drängten  vielleicht  zu  baldigem  Vorgehen,  Delcasse 
werde  aber  sicher  alles  daran  setzen,  um  die  Frage  in  diesem  Moment 
nicht   aufzurollen. 

Die  Jauresschen   Artikel*  seien   zum  Teil  wohl  ballons   d'essai." 

2.  Nach  Meldung  Baron  Rombergs**  gibt  man  sich  im  Peters- 
burger Auswärtigen  Amt  den  Anschein,  kein  besondres  Interesse 
an  der  Frage  zu  nehmen.  Man  räumt  ein,  daß  die  Aufrollung  derselben 
wegen  ihrer  Einwirkung  auf  die  Balkanfrage  unerwünscht  sein  würde, 
will  aber  nicht  glauben,  daß  Frankreich  die  Frage  jetzt  aufrollen  werde, 
denn  ein  französisch-spanisches  Abkommen  bedürfe  der  Zustimmung 
Englands. 

3.  Dem  Grafen  Bernstorff  ***  hat  Unterstaatssekretär  Hardinge  die 
Zeitungsnachrichten  über  Marokko  als  erfunden  bezeichnet.  Graf  Bern- 
storff macht  dazu  darauf  aufmerksam,  daß  Lord  Lansdowne  und  Cambon 
in  den  letzten  acht  Wochen  niemals  gleichzeitig  in  London  gewesen 
seien.  Daß  in  dieser  Zeit  daselbst  wichtige  politische  Verhand- 
lungen geführt  worden  wären,  sei  also  schon  deshalb  zweifelhaft. 
Außerdem  sei  die  englische  Regierung  durch  die  innere  Krisis  zu 
sehr  geschwächt  und  in  Anspruch  genommen,  um  sich  auf  größere 
Aktionen  in  der  auswärtigen  Politik  einzulassen. 

Andrerseits  bespricht  ein  Leitartikel  der  „Morning  Post"  vom 
24.  d.  Mts.  die  Absicht  Frankreichs,  zu  dauernder  Okkupation  Marokkos 
demnächst  zu  schreiten,  als  feststehende  Tatsache  und  bemerkt  dazu 
für  den  vorauszusehenden  Fall,  daß  Frankreich  Englands  vorherige  Zu- 
stimmung suchen  werde:  Hierbei  seien  nicht  nur  die  englischen 
Wünsche  bezüglich  Marokkos,  sondern  die  gesamten  zwischen  Eng- 
land  und   Frankreich   schwebenden    Fragen   zu   berücksichtigen.    Man 


*  Am    16.    September    hatte    Jaures    in    der    „Petite    Republique"    Enthüllungen 
über  eine   geplante   militärische    Aktion   zwecks    Errichtung   eines   französischen 
Protektorats   in    Marokko   gemacht. 
**  Geschäftsträger  in  Petersburg. 
***  Geschäftsträger  in  London. 
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müsse  Frankreich  zu  verstehen  geben,  daß  seiner  Ausdehnung  westlich 
von  Algier  die  definitive  Regelung  der  ägyptischen  und  Neufund- 
landfrage vorhergehen  müsse,  und  zwar  ersterer  unter  Abschaffung 
der  internationalen  Finanzkontrolle  und  der  Kapitulationen.  Auch  alle 
künftigen  Okkupationspläne  (wie  z.  B.  in  Siam  und  auf  den  Neuen  Hebri- 
den),  welche  den  bestehenden  Abkommen  zuwider  liefen,  müsse  Frank- 
reich bei  diesem  Anlaß  definitiv  aufgeben. 

Dieser  Artikel  dürfte  von  einer  in  die  Anschauungen  der  eng- 
lischen   Regierung    eingeweihten   Seite   herrühren. 

Aus  den  obigen  Nachrichten,  die  Graf  Groeben  von  der  Pariser 
spanischen  Botschaft  bezogen  hat,  wie  aus  den  gewundenen  Peters- 
burger Erklärungen,  die  von  dem  Referenten  des  abwesenden  Grafen 
Lamsdorff,  Herrn  Hartwig,  stammen,  möchte  zu  entnehmen  sein,  daß 
die  Verständigung  auch  zwischen  Frankreich  und  England  mindestens 
schon  weit  vorgeschritten  ist.  Richthofen 

Nr.  5203 

Der  Botschafter  in  Madrid   von   Radowitz, 
z.Z.  in  San  Sebastian,  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  102  San  Sebastian^  den  29.  September  1903 

Geheim 

Telegramm  Nr.  60*  erhalten. 

Ich  habe  heute  in  Unterredung  mit  Staatsminister  das  Susgebiet 
als  einen  für  uns  eventuell  in  Betracht  kommenden  Punkt  bezeichnet. 
Der  Minister  entgegnete:  In  der  spanischen  Abmachung  mit  Frankreich 
werde  gerade  das  Gebiet  südlich  vom  Sus  ausdrücklich  als  zur  spanischen 
Interessenzone  gehörend  einbegriffen.  Spanien  lege  den  höchsten  Wert 
darauf,  daß  der  Küstenstrich  gegenüber  den  Kanarischen  Inseln  ihm  in 
seiner  Kontrolle  verbleibe,  und  habe  dagegen  bis  jetzt  keine  Ein- 
wendung bei  Frankreich  gefunden.  Deshalb  würde  es  die  Abmachung 
außerordentlich  erschweren,  wenn  die  Frage  einer  anderweiten  Zession 
gerade  innerhalb  dieses  Gebiets  entstände.  Ich  habe  dem  Staatsminister 
gesagt,  dann  müsse  eventuell  etwas  anderes  gefunden  werden,  denn  aus 
den  Gründen,  die  er  selbst  anerkannt  habe,  könnten  wir  unmöglich 
ohne  Kompensation  bleiben.  Er  wiederholt,  daß  er  das  völlig  gerecht- 
fertigt finde  und  zu  jeder  weiteren  Erörterung  darüber  bereit  sei.  Ich 
habe  beiläufig  auf  Fernando  Po  hingewiesen,  das  vielleicht  in  Frage 
kommen  könnte.  Er  erklärte,  von  dem  Werte  dieser  Insel  nicht  genü- 
gend unterrichtet  zu  sein,  um  darüber  urteilen  zu  können.  Graf  San 
Bernardo  will  die  Frage  der  Kompensation  seinerseits,  wie  er  sagt,  im 
Sinne  des  aufrichtigen  Entgegenkommens  Weiter  studieren.    Ich  habe 

*  Siehe  Nr.  5202. 
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ihm  bemerkt,  daß  es  nur  im  spanischen  Interesse  liegen  würde,  mit  uns 
darin  sich  zuerst  und  bald  zu  verständigen,  bevor  wir  zur  Wahrung 
unserer  Interessen  andere  Kombinationen  machen. 

Die  Nachricht,  daß  durch  Maclean  für  Sultan  wieder  Qeld  gefunden 
sei,  habe  sich  noch  nicht  bestätigt. 

Graf  San  Bernardo  meinte,  die  ganze  Lage  in  Marokko  werde  davon 
abhängen,  ob  dies  dem  Sultan  gelänge. 

Ich  werde  demnächst  mit  dem  Staatsminister  weiter  reden. 

R  a  d  o  w  i  t  z 

Nr.  5204 

Der  Geschäftsträger  in  London  Graf  Bernstorff 
an   das   Auswärtige   Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  316  London,  den  30.  September  1003 

Geheim 

Bei  Lord  Lansdowne  begegnete  ich  einer  entschiedenen  Abneigung, 
über  die  Marokkofrage  zu  sprechen.  Der  Minister  sagte,  alle  Preß- 
gerüchte über  ein  Abkommen  seien  ja  schon  von  Paris  aus  dementiert. 
Ich  habe  nicht  insistieren  wollen,  um  kein  zu  großes  Interesse  an  den 
Tag  zu  legen,  namentlich  da  ich  hier  schon  Andeutungen  begegnet  bin, 
daß  „andere  Mächte"  die  englisch-französische  Entente  mittelst 
der  Marokkofrage  zu  stören  hofften. 

Nach  allem,  was  ich  in  den  letzten  Tagen  aus  guten  Quellen  gehört 
habe,  glaube  ich  nicht,  daß  das  angebliche  französisch-spanische  Ab- 
kommen amtlich  zur  Kenntnis  der  englischen  Regierung  gebracht  wor- 
den ist.  Wenn  Frankreich  für  dieses  Abkommen  das  Einverständnis 
Englands  gewinnen  will,  wird  es  ihm,  glaube  ich,  bedeutendere  Kon- 
zessionen als  die  Neutralisierung  Tangers  und  die  sonstigen  bisher 
erwähnten  Äquivalente  gewähren  müssen. 

Bernstorff 

Nr.  5205 

Der  Botschafter  in  Madrid  von  Radowitz,  z.  Z.  in  San 
Sebastian,  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  104  San  Sebastian,  den  4.  Oktober  1903 

Geheim 

Der  Staatsminister  bemerkt,  daß  die  Mitteilungen  der  Königin  in 
Wien*  nur  die  allgemeinen  Grundzüge  der  möglichen  Abmachung  über 

*   Vgl.    Nr.    5199   und    5200. 
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Marokko  enthalten  und  die  Einzelfragen  wie  die  der  spanischen  Inter- 
essenzone an  Westküste  nicht  berührt  hätten.  Bezüglich  Susgebiet 
bäte  er  zunächst  um  genauere  Präzisierung  unserer  Wünsche.  Das 
französische  erdrückende  Übergewicht  erkenne  er  vollkommen,  er  glaube, 
daß  gerade  Deutschland  Interesse  daran  haben  müsse,  den  künftigen 
spanischen  Teil  in  Marokko  möglichst  groß  zu  schaffen.  Ich  habe  ihm 
dargelegt,  daß  uns  die  Betätigung  dieses  Interesses  nur  durch  eine  eigene 
dortige  Territorialstellung  möglich  sein  würde.  Graf  SanBernardo  sagt 
mir,  was  mit  ganz  vertraulicher  Mitteilung  meines  englischen  Kollegen 
übereinstimmt,  daß  nach  seinen  neuesten  Meldungen  das  Einvernehmen 
zwischen  Frankreich  und  England  über  Marokko  keine  schnellen  Fort- 
schritte mache.  Delcasse  dränge  zu  sehr,  die  Engländer  schienen  zurück- 
haltend geworden.  Der  spanische  Minister  hält  es  nicht  für  unmöglich, 
daß  von  Frankreich  bald  ein  Anlaß  zum  Eingreifen  von  der  algerischen 
Grenze  aus  gesucht  werde.  Jedenfalls  mache  es  starke  militärische 
Vorbereitungen. 

Radowi  tz 

Nr.  5206 

Der  Botschafter  in  Paris  Fürst  von  Radolin  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bälow 

Ausfertigung 

Nr.  369  Paris,  den  20.  Oktober  1903 

Vertraulich 

In  einem  Gespräch,  das  ich  kürzlich  mit  dem  spanischen  Botschafter 
hatte,  wobei  beiläufig  von  Marokko  und  der  Politik  Delcasses  die  Rede 
war,  sagte  mir  Leon  y  Casüllo,  daß  er  bestimmt  wisse,  Frankreich 
denke  trotz  der  Hetzereien  der  Kolonialpartei  und  namentlich  des  ehr- 
geizigen M.  Etienne*  nicht  daran,  diese  heikle  Frage  aufzurühren,  und 
wolle  M.  Delcasse  sich  darauf  beschränken,  Polizeimaßregeln  gegen  die 
sich  wiederholenden  Einfälle  im  Südosten  durch  verstärkte  Truppen 
anzuwenden.  Er  ließ  mir  durchblicken,  daß  er  im  vollsten  Vertrauen 
des  Ministers  sei  und  sich  mit  ihm  im  großen  ganzen  verständigt  habe. 

Als  ich  etwas  erstaunt  tat  und  ihm  sagte,  daß  ich  ihm  dazu  nur 
gratulieren  könnte,  da  wohl  die  spanischen  Interessen  gewahrt  werden 
würden,  fiel  er  mir  ins  Wort  und  sagte  mir  unter  dem  Siegel  der  Ver- 
schwiegenheit, indem  er  mich  bat,  darüber  nicht  zu  berichten:  „Nous 
sommes  en  bonne  voie  de  nous  entendre,  mais  den  n'est  signe  encore1, 
rien  n'est  arrete  definitivement."  Wer  anders  sage,  könne  vielleicht 
die  Sache  in  allgemeinen  Zügen  kennen,  nicht  aber  die  Einzelheiten. 
Von  französischem  Protektorate  sei  aber  keine  Rede2. 
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Wir  wurden  darauf  unterbrochen.  Ich  werde  in  unauffälliger  Weise 
suchen,  die  Unterhaltung  gelegentlich   wieder  aufzunehmen. 

Wenn  der  Botschafter  die  Möglichkeit  des  französischen  Protek- 
torats von  sich  weist,  so  dürfte  es  darauf  zurückzuführen  sein,  daß  Herr 
Delcasse  sich  der  ungeheuren  Schwierigkeiten  bewußt  sein  wird,  welche 
ein  solches  Unternehmen  nach  sich  zöge.  Von  wohlunterrichteter  Seite 
wird  mir  versichert,  daß  ein  Protektorat  ohne  harte  Kämpfe  und  große 
Opfer  nicht  zu  erzwingen  sei3. 

Eine  ernste  Expedition  nach  Marokko  wäre  von  Süden  her  wegen 
der  Gebirgskette  ausgeschlossen.  Sie  müßte  von  Nordwesten,  von  der 
Küste  aus  unternommen  werden,  und  dazu  wären  Truppenmassen 
erforderlich,  die  den  Süden  und  Westen  Frankreichs  degarnieren  wür- 
den4. Zu  einer  solchen  Expedition  wären  an  200  000  Mann  nötig,  zu- 
nächst also  sechs-  oder  siebenmal  soviel  wie  zur  chinesischen  Expe- 
dition. Dabei  wäre  noch  mit  dem  muselmännischen  Fanatismus  zu 
rechnen,  der  auch  Algier  ergreifen  könnte. 

Ich  möchte  zum  Schluß  nicht  unerwähnt  lassen,  daß  der  spanische 
Botschafter  mir  im  Laufe  des  Gespräches  die  Bemerkung  hinwarf:  „Je 
suppose  que  vous  n'aurez  rien  ä  objecter  ä  notre  entente5",  worauf  ich 
ihm  antwortete:  „Nous  n'avons  dans  ces  parages  que  des  interets  com- 
merciaux  qui  sont  cependant  d'une  tres  grosse  importance  et  que  nous 
devons  saufgarder." 

Weiteres  wollte  ich  ihm  nicht  sagen,  da  ich  keinen  Auftrag  dazu 
hatte. 

R  a  d  o  1  i  n 

Randbemerkungen    Kaiser  Wilhelms  II.: 

1  Entspricht  dem,  was  die   Königin  uns  in  Wien  mitgetheilt  * 

2  ? 

3  wäre  um  so  besser!    Dann  hätten  sie  vollauf   Beschäftigung 

4  da    sitzen    jetzt    lauter   Freunde 

5  si  on  nous  donne  ,,open  door"  alors  non 


Nr.  5207 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bälow 

Ausfertigung 

Nr.  825  London,  den  26.  November  1903 

Lord  Lansdowne  bemerkte  mir  gestern  hinsichtlich  Marokkos  ge- 
sprächsweise, daß  Frankreich  infolge  seiner  langen  algerischen  Grenze 
mit   Marokko    naturgemäß    der   vorwiegende    Einfluß    (preponderating 


*  Vgl.  Nr.  5199  und  5200. 
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influence)  in  diesem  Lande  mit  der  Zeit  zufallen  müsse.  Es  habe  sich 
immer  herausgestellt,  daß  da,  wo  eine  zivilisierte  Macht  mit  einem  halb- 
wilden Staate  zusammenstoße,  diese  auf  die  Dauer  den  vorwiegenden 
Einfluß  ausübe. 

Als  ich  ihn  frug,  ob  er  annehme,  daß  dieser  preponderating 
influence  sich  nur  auf  die  algerisch-marokkanischen  Grenzgebiete  oder 
auf  ganz  Marokko  ausdehne,  antwortete  der  Minister:  „Zunächst  wohl 
nur  auf  die  Grenzgebiete,  mit  der  Zeit  aber  auch  wohl  auf  das  Innere 
des  Landes." 

Diese  wichtigen  Äußerungen  des  Ministers  stehen  im  Gegensatz 
zu  seinen  mir  bisher  gemachten  Andeutungen,  welche  die  englische 
Überlassung  Marokkos  an  Frankreich  schroff  in  Abrede  stellten.  In- 
folge seiner  gestrigen  Äußerungen  ist  aber  anzunehmen,  daß  ein  wei- 
terer und  wichtiger  Schritt  auf  dem  Wege  der  englisch-französischen 
Verständigung  über  Marokko  gemacht  worden  ist. 

Der  Pariser  „Times"-Korrespondent  macht  heute  auf  einen  Artikel 
des  „Petit  Parisien"  aufmerksam,  worin  im  Anschluß  an  Herrn  Del- 
casses  Erklärungen  vor  der  Kammer  auf  das  aus  der  nachbarlichen 
Lage  für  Frankreich  erwachsende  Recht  hingewiesen  wird,  in  Siam  und 
Marokko  seinen  Einfluß  fühlbar  zu  machen. 

P.  Metternich 


Nr.  5208 

Kaiser  Wilhelm  IL,  z.  Z.  in  Vigo,  an  den  Reichskanzler 

Grafen  von  Bälow* 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  5  Vigo,  den  16.  März  1904 

Entrevue  sehr  gut  verlaufen  **.  König  einfach  bezaubernd.  Marokko 
wurde  besprochen.  Habe  König  gratuliert  zum  Arrangement  mit  Frank- 
reich, das  ich  billige  und  für  vernünftig  halte.  Wir  wollten  keinen 
Territorialerwerb  dort.  Offene  Häfen,  Eisenbahnbaukonzession 
und  Import  von  Fabrikaten.  Er  sehr  beruhigt  und  erfreut  darüber.  Ich 
halte  Idee  mit  der  Susmündung  für  unpraktisch.  Wir  müssen  stattdessen 
Fernando  Po  bekommen.   (Bezahlung.)   Alles  wohl,  schönster  Frühling. 

Wilhelm  I.  R. 


*  Die  drei  folgenden,  zeitlich  etwas  vorausgreifenden  Stücke  mögen  hier  ange- 
schlossen sein,  weil  sie  zeigen,  daß  Kaiser  Wilhelm  II.  in  der  Frage  von 
Kompensationen  für  Deutschland  in  Marokko  wesentlich  zurückhaltender  war 
als  die   Leitung  des   Auswärtigen   Amtes. 

**  Kaiser  Wilhelm  II.  hatte  auf  seiner  Mittelmeerreise  im  Frühjahr  1904 
in  Vigo  eine  Zusammenkunft  mit  König  Alfons  XIII.  von  Spanien. 
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Nr.  5209 

Der  Botschafter  in  Madrid   von  Radowitz  an  den 
Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes 
Freiherrn  von  Richthofen 

Eigenhändiger    Privatbrief 
Persönlich  Madrid,  den  23.  März  1904 

Zur  Ergänzung  der  Mitteilungen  über  Vigo  möchte  ich  mir  noch 
gestatten,  kurz  zu  erwähnen,  was  in  der  vertraulichen  Unterredung 
zwischen  Seiner  Majestät  und  König  Alfons  —  bei  der  ich  zum  Teil 
hinzugezogen  wurde  —  behandelt  worden  ist. 

Der  Kaiser  empfahl  dem  jungen  Könige  ein  gutes  Verhältnis  mit 
Frankreich,  auch,  daß  er  den  ersten  Auslandsbesuch  jedenfalls  in  Paris 
abstatten  müsse.  Mit  England  solle  er  vorsichtig  sein,  sich  auf  gutem 
persönlichen  Fuß  mit  dem  Könige  Albert*  erhalten,  keinen  Anlaß  zu 
Mißtrauen  geben.  Nach  Portugal  hin  sich  in  acht  nehmen,  die  Portu- 
giesen, der  Hof  an  der  Spitze,  seien  nur  noch  englische  Vasallen. 

Bezüglich  Marokko  sagte  Seine  Majestät,  daß  wir  gar  kein  eignes 
Interesse,  namentlich  keinerlei  territoriale  Wünsche  verfolgten,  aus- 
schließlich uns  auf  Wahrung  der  kommerziellen  Freiheit  und  auf  Förde- 
rung der  Kulturarbeit  beschränken  würden.  Darin  würde  uns  Spanien 
immer  auf  seiner  Seite  finden.  Spanien  müsse  auch  seinesteils  in  Ma- 
rokko hauptsächlich  eine  Kulturmissi'on  erblicken,  darauf  alle  seine 
Kräfte  richten  und  Verständigung  mit  den  anderen  in  Nordafrika  enga- 
gierten Nationen  suchen,  in  erster  Linie  mit  Frankreich. 

Davon,  daß  wir  eventuell  bei  einer  marokkanischen  Liquidation 
auch  für  unsere  Stellungnahme  eine  Kompensation  haben  müßten  (Sus- 
mündung,  Fernando  Po),  hat  Seine  Majestät  dem  Könige  gegenüber 
nichts  angedeutet.  Es  schien  das  vielmehr  durch  die  bestimmte  Be- 
tonung unserer  Enthaltsamkeit  von  eigenen  Wünschen  ausgeschlossen. 
Ich  hatte  mir  erlaubt,  bei  einem  vorausgegangenen  Gespräche  mit 
Seiner  Majestät  daran  zu  erinnern,  daß  wir  doch  schon  die  Möglichkeit 
von  Kompensationen  bei  der  marokkanischen  Auseinandersetzung  ins 
Auge  gefaßt  und  darüber  vertraulich  mit  den  Spaniern  gesprochen  hätten. 
Der  Kaiser  meinte  dazu,  es  sei  jetzt  kein  Grund  vorhanden,  darauf 
zurückzukommen,  er  suche  in  Marokko  nichts  anderes  als  wie  Vorteile 
für  unsern  Handel  und  für  Ausbreitung  der  Zivilisation. 

Der  Kaiser  war  in  allerbester  Stimmung  während  der  Tage  in  Vigo 
und  schien  aufrichtig  befriedigt  von  der  Begegnung  mit  unserem  jungen 
Rey. 

Radowitz 


*  Sic! 
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Nr.  5210 

Der  Botschafter  in  Paris  Fürst  von  Radolin  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Biilow 

Entzifferung 

Nr.  160  Paris,  den  30.  iVLärz  1904 

Der  spanische  Botschafter,  der  gestern  aus  Madrid  zurückgekehrt 
ist,  kam  heute  sofort  zu  mir,  um  mir  mitzuteilen,  daß  König  Alfons  ihm 
gegenüber  vor  wenigen  Tagen  in  begeisterten  Ausdrücken  sich  über 
Seine  Majestät  den  Kaiser,  allerhöchstwelchen  er  über  alles  bewundere, 
und  die  Begegnung  in  Vigo  ausgelassen  und  bemerkt  habe,  der  Kaiser 
hätte  ihm  den  freundschaftlichen  Rat  erteilt,  nach  Kräften  bemüht  zu 
sein,  gute  Beziehungen  mit  dem  Nachbarstaat  Frankreich  zu  unterhalten. 
Diese  Äußerung  unseres  allergnädigsten  Herrn  hat  Herr  de  Leon  y 
Castillo,  wie  er  vertraulich  hinzufügte,  sich  beeilt  Herrn  Delcasse, 
den  er  heute  gesehen,  mitzuteilen1,  und  habe  dieser  sich  sichtlich 
erfreut  gezeigt2.  Mein  spanischer  Kollege  bemerkte  weiter:  Wegen 
Marokko  hätte  der  Kaiser  dem  jungen  König  ebenfalls  geraten,  sich  mit 
Frankreich  zu  verständigen.  Er,  Seine  Majestät  der  Kaiser,  wolle  ihm 
gern,  wo  er  könne,  behilflich  sein;  Deutschland  habe  in  Marokko  keine 
anderen  Interessen,  als  seinen  Handel  gewährleistet  und  gesichert 
zu  sehen3. 

Radolin 

Randbemerkungen    Kaiser   Wilhelms  IL: 

1  Der  hat  es   nicht  geglaubt! 

2  ?  ? 

3  richtig 
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Kapitel  CXIV 

Die  Vorderasiatischen  Angelegenheiten 
Hinwendung  Englands  zu  Rußland? 


A.  Die  Bagdadbahn  1900—1903 


24    Die  Große   Politik.     17.  Bd. 


Nr.  5211 

Aufzeichnung  des  Staatssekretärs  des  Auswärtigen  Amtes 

Grafen  von  Bülow 

Eigenhändig 

Berlin,  den  16.  Januar  1900 

Der  türkische  Botschafter  machte  mich  streng  vertraulich 
und  im  Interesse  der  Sache  darauf  aufmerksam,  daß  es  sich  drin- 
gend empföhle,  die  Angelegenheit  der  Bagdadbahn  so  bald  und  so 
rasch  als  möglich  zu  finalisieren.  Erst  der  Abschluß  der  endgültigen 
Konvention*  werde  den  Intrigen  ein  Ende  setzen,  durch  welche  jetzt 
von  uns  feindlicher   (türkischer,   englischer  und  französischer)  **  Seite 


*  Die  Vorkonvention  über  den  Bau  der  Bagdadbahn,  die  der  von  der  Deutschen 
Bank  finanzierten  Anatolischen  Eisenbahngesellschaft  die  Konzession  zum  Bau 
einer  Linie  bis  Bagdad  und  Basra  gab,  war  am  23.  Dezember  1899  von  dem 
türkischen  Bautenminister  Zihni  Pascha  und  dem  Präsidenten  der  Deutschen 
Bank  Dr.  Georg  von  Siemens  unterzeichnet  worden.  Vgl.  Bd.  XIV,  Kap.  XCIV, 
Nr.  3992. 

**  Man  vermißt  bei  der  Aufzählung  der  gegnerischen  Seiten  Rußland.  Tat- 
sächlich war  es  gerade  Rußland,  das  die  mit  Deutschland  abgeschlossene  Vor- 
konvention zum  Anlaß  nahm,  um  bei  der  Pforte  mit  eigenen  Ansprüchen  hervor- 
zutreten. Wie  Freiherr  von  Marschall  am  7.  Januar  nach  Berlin  meldete,  hätte 
der  erste  Dragoman  der  russischen  Botschaft  Maximow  am  6.  dem  türkischen 
Minister  des  Äußern  Tewfik  Pascha  bemerklich  gemacht,  daß  der  Abschluß 
der  Vorkonvention  mit  Deutschland  in  Rußland  deswegen  einen  schlechten  Ein- 
druck gemacht  habe,  weil  die  russische  Industrie  mit  ähnlichen  Wünschen  bei 
der  Pforte  nur  schönen  Worten  zu  begegnen  pflege;  deshalb  möge  die  Pforte 
auch  der  russischen  Industrie  Konzessionen  gewähren  oder  doch,  da  diese  vor- 
läufig noch  nicht  leistungsfähig  sei,  für  die  Zukunft  garantieren.  Bald  darauf 
fixierte  der  russische  Botschafter  in  Konstantinopel  Sinowiew  die  russischen 
Wünsche  dahin,  es  möge  eine  russisch-türkische  Verständigung  in  dem  Sinne 
getroffen  werden,  daß  Rußland  für  den  Bau  von  Eisenbahnen,  die  vom  Küsten- 
gebiet des  Schwarzen  Meeres  aus  in  der  Richtung  der  russischen  Grenze  gebaut 
werden  würden,  ein  Vorzugsrecht  erhalte.  Am  10.  Februar  präsentierte  Bot- 
schafter Sinowiew  dem  türkischen  Außenminister  den  Entwurf  eines  Abkommens, 
das  an  die  Türkei  die  Zumutung  richtete,  innerhalb  einer  tief  in  kleinasiatisches 
Gebiet  eingreifenden  Zone  auf  jede  selbständige  Aktion  bezüglich  des  Eisen- 
bahnbaus zu  verzichten.    Erst  nach  zweimonatlichen  Verhandlungen,  bei  denen 
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versucht  werde,  das  Zustandekommen  der  deutschen  Bagdadbahn  zu 
verhindern. 

Es  würde  gefährlich  sein,  wenn  Mahmud  Pascha*,  der  noch  immer 
großen  Einfluß  auf  den  Sultan  habe,  vor  der  Unterzeichnung  der  defi- 
nitiven Konvention  nach  Konstantinopel  zurückkehrte. 

B  ü  1  o  w 

Randbemerkung   von   Mühlbergs: 

Die  Frage  ist  im  Sinne  der  Auslassungen  von  Tewfik  Pascha  mit  Herrn  von 
Siemens  erörtert  worden.  Ich  habe  beide  Herrn  zusammengebracht  und  einen 
Gedankenaustausch  zwischen  ihnen  veranlaßt.  Herr  von  Siemens  wird  sein 
möglichstes  tun,  um,  ohne  seinen  Ruf  als  vorsichtiger  Finanzmann  zu  gefähr- 
den,   die    definitive    Konzessionserteilung    herbeizuführen.      Mg.     22./I 


Nr.  5212 

Der  Erste  Sekretär  bei  der  Botschaft  in  London  Freiherr 

von  Eckardstein  an   den  Staatssekretär  des  Auswärtigen 

Amtes  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 
Privat  London,  den  22.  Januar  1900 

Bei  meiner  letzten  Unterredung  mit  Lord  Salisbury  brachte  ich  in 
unauffälliger  Weise  auch  das  Gespräch  auf  das  russische  Vorgehen  in 
Zentralasien.  Der  Minister,  welcher  über  alle  Details  der  russischen 
Truppenansammlungen  genau  unterrichtet  schien,  sagte  folgendes: 

„Aus  Petersburg  habe  ich  in  der  letzten  Zeit  wiederholte  Versiche- 
rungen erhalten,  daß  man  russischerseits  zurzeit  kein  Vorgehen  in 
Zentralasien  beabsichtige1  sowie  daß  die  Truppenverschiebungen  da- 
selbst nur  Mobilmachungsübungen  seien.  Ich  bin  natürlich  gezwungen, 
diese  Erklärungen  der  russischen  Regierung  anzunehmen.  Ich  sehe  die- 
selben jedoch  mit  sehr  skeptischen  Augen  an,  denn  ohne  tatsächlichen 
Zweck  macht  keine  Regierung  Mobilmachungsübungen  in  so  großem 
Stil2.  Daß  ein  Vorgehen  in  der  Heratfrage  sowie  der  afghanischen  Frage 
im  allgemeinen  beabsichtigt  ist,  glaube  ich  nicht.  Meiner  Ansicht  nach 
handelt  es  sich  tatsächlich  um  Persien**,  und  die  Gerüchte  bezüglich 

es  wiederholt  zutage  trat,  daß  das  russische  Vorgehen  dazu  bestimmt  war, 
die  deutschen  Pläne  bezüglich  der  Bagdadbahn  zu  paralysieren  und  womöglich 
diese  von  der  wirtschaftlich  allein  möglichen  Tigrislinie  abzudrängen  (vgl. 
Nr.  5214  und  5217),  kam  es  Anfang  April  zu  einem  russisch-türkischen  Ab- 
kommen. 

*  Schwager  des  Sultans,   Führer  der  Opposition  im   Jildis  gegen  das   Bagdad- 
unternehmen,   angeblich    von    einer    englischen    Finanzgruppe    für    die    Durch- 
querung  der   deutschen    Absichten   gewonnen,    seit   der   Entscheidung   über   die 
Vorkonvention   vom   23.   Dezember  flüchtig. 
**  Vgl.  dazu  Abschnitt  C. 
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Herats  sowie  des  gefährdeten  Gesundheitszustandes  des  Emirs  von 
Afghanistan  werden  nur  ausgestreut,  um  die  wirklichen  Absichten  zu 
verdecken." 

Auf  meine  Bemerkung,  daß  England  ein  russisches  Vorgehen  in 
Persien  doch  wohl  kaum  werde  zugeben  können,  erwiderte  Lord  Salis- 
bury:  „Wenn  es  sich  russischerseits  nur  um  Nordpersien  handelte,  so 
ließe  sich  unter  Umständen  ein  friedliches  Arrangement3,  beziehungs- 
weise eine  Abgrenzung  erzielen,  England  wird  jedoch  niemals  zugeben 
können,  daß  Südpersien  sowie  der  Persische  Golf  unter  ausschließlich 
russische  Kontrolle  kommen4." 

Ich  kann  mich  des  Eindrucks  nicht  erwehren,  daß  Lord  Salisbury 
sich  für  den  Fall  einer  russischen  Aktion  in  Persien  mit  dem  Gedanken 
eines  Teilungsvorschlags  beschäftigt,  daß  er  jedoch  zu  diesem  Mittel 
nur  greifen  wird,  wenn  eine  bezügliche  russische  Aktion  vo  r  Beendi- 
gung des  südafrikanischen  Krieges  stattfindet5,  was  eine  Truppenent- 
faltung  englischerseits  in   Persien  unmöglich  machen  würde. 

Im  weiteren  Verlaufe  des  Gesprächs  berührte  der  Minister  auch  die 
Frage  der  Bagdadeisenbahn  und  bemerkte,  daß  Deutschland  durch  seine 
Ziele  in  Kleinasien  ebenfalls  ein  Interesse  daran  haben  müsse,  wie  sich 
die  Frage  des  Persischen  Golfs  entwickele6.  Ich  erwiderte  dem  Minister, 
daß  meinen  persönlichen  Beobachtungen  zufolge  Deutschland  weder 
in  Kleinasien  noch  am  Persischen  Golf  irgendwelches  politisches  Inter- 
esse verfolge,  sondern  sich  darauf  beschränken  werde,  durch  seine 
Eisenbahnen  der  Frachtträger  zu  sein7. 

•  Sowohl  aus  früheren  Gesprächen  mit  Mr.  Chamberlain  und  Mr.  Bal- 
four  als  auch  ganz  besonders  aus  dieser  letzten  Unterredung  mit  Lord 
Salisbury  habe  ich  den  bestimmten  Eindruck,  daß  das  englische  Kabinett 
der  festen  Ansicht  ist,  Deutschland  verfolge  in  Kleinasien  nicht  nur  rein 
kommerzielle  sondern  auch  politische  Ziele,  und  daß  von  hier  aus  alles 
geschehen  wird,  um  ein  weiteres  Vorgehen  Deutschlands  in  dieser  Hin- 
sicht zu  ermutigen.  Man  hat  dabei  den  Hintergedanken,  daß  es  schließ- 
lich gelingen  wird,  die  deutsche  Politik  derartig  in  Kleinasien  zu  enga- 
gieren, daß  dieselbe  unwillkürlich  in  die  Frage  des  Persischen  Golfs  mit 
hineingezogen  wird8. 

Hierbei  beehre  ich  mich  zu  bemerken,  daß  der  österreichische  Bot- 
schafter mir  ganz  kürzlich  gesprächsweise  mitteilte,  man  habe  in  Wien 
befürchtet,  daß  die  Erteilung  der  so  weitgehenden  kleinasiatischen 
Eisenbahnkonzessionen  an  Deutschland  in  London  böses  Blut  machen 
werde9.  Er  habe  deshalb  vor  einiger  Zeit  Lord  Salisbury  gegenüber  das 
Gespräch  auf  diese  Angelegenheit  gebracht,  worauf  der  Minister  ihm 
folgendes  gesagt  habe:  „Wir  sind  durch  die  Erteilung  der  fraglichen 
Konzessionen  an  Deutschland  in  keiner  Weise  unangenehm  berührt 
worden,  im  Gegenteil,  dieselben  können  diesseits  nur  mit  Freuden  be- 
grüßt werden,  da  Deutschland  auf  diese  Weise  in  der  Frage  des  Per- 
sischen Golfs  sich  unseren  Interessen  nähert10." 
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Wie  ich  erfahre,  wird  der  Präsident  der  Deutschen  Bank,  Herr  von 
Siemens,  demnächst  hier  erwartet,  und  ich  bin  gebeten  worden,  den- 
selben sowohl  bei  den  Rothschilds  als  auch  bei  Lord  Hardwicke,  welcher 
an  der  Spitze  der  hiesigen  kleinasiatischen  Finanzgruppe  steht,  einzu- 
führen. 

Euerer  Exzellenz  darf  ich  gehorsamst  anheimstellen,  mich  mit  Wei- 
sungen hochgeneigtest  versehen  zu  wollen,  wie  ich  mich  in  dieser  Sache 
zu  verhalten  habe. 

H.  Eckardstein 


Randbemerkungen    Kaiser   Wilhelms    IL: 

1  Na!     Was  ich  mir  dafür  kaufe 

2  richtig 

3  aha! 

4  darauf  kommt  es   Russland  aber  an 

5  richtig 

6  ist   sekundär! 

7  richtig 

8  müssen    die    Kerls    uns    für    dumme    Esel    halten! 

9  Daher  wohl  die   Unterstützung   Rechnitzers,   „um  in   London   auf  unsre 
Kosten    zu   gefallen" 

10  Nein!  nicht  im  Geringsten 


Nr.  5213 

Der  Vortragende  Rat  im  Auswärtigen  Amt  von  Mühlberg 

an  den  Ersten  Sekretär  bei  der  Botschaft  in  London 

Freiherrn  von  Eckardstein 

Privatbrief.    Eigenhändiges  Konzept 

Ganz  geheim  Berlin,  den  31.  Januar  1900 

[abgegangen  am  2.    Februar] 

In  dem  an  Seine  Exzellenz  den  Herrn  Staatssekretär  gerichteten 
Privatschreiben  vom  22.  d.  Mts.*  haben  Sie  unter  anderem  auch  erwähnt, 
daß  man  dort  Herrn  von  Siemens  erwartete,  welcher  beabsichtigte,  mit 
Londoner  Bankhäusern  über  eine  englische  Beteiligung  an  der  Finanzie- 
rung der  Bagdadbahn  persönlich  Fühlung  zu  nehmen.  Wie  mir  Herr 
von  Siemens  mitteilt,  ist  diese  Nachricht  verfrüht.  Er  ist  allerdings 
willens,  sich  zu  dem  angegebenen  Zwecke  nach  London  zu  begeben, 
hält  aber  den  richtigen  Zeitpunkt  hierfür  noch  nicht  gekommen.  So- 
bald die  Reise  des  Herrn  von  Siemens  feststeht,  werden  wir  es  nicht 

*  Siehe  Nr.  5212. 
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übersehen,  Sie  davon  zu  verständigen  und  Ihnen  etwa  notwendige  In- 
struktionen zukommen  zu  lassen. 

Jetzt  schon  möchte  ich  aber  zu  Ihrer  Information  bemerken,  daß 
wir  die  Absicht  des  Herrn  von  Siemens,  auch  englisches  Kapital  für 
das  Bagdadunternehmen  zu  interessieren  und  flüssig  zu  machen,  durch- 
aus billigen.  Ihm  ist  dieselbe  sogar  von  uns  nahegelegt  worden.  Denn 
wir  glauben,  daß  mit  der  Beteiligung  des  englischen  Geldmarkts  einer- 
seits das  abgünstige  Gefühl,  die  Bahn  in  deutschen  Händen  zu  wissen, 
in  London  etwas  paralysiert  und  andererseits  das  finanzielle  Risiko 
auf  internationale  Schultern  verteilt  wird.  Freilich  ist  Herrn  von 
Siemens  große  Vorsicht  und  die  möglichste  Geheimhaltung  seiner  Be- 
mühungen angeraten  worden,  um  den  Sultan,  welcher  die  englische 
Heranziehung  nicht  gern  sehen  wird,  nicht  vor  der  Zeit  darauf  auf- 
merksam werden  zu  lassen  und  eine  Verstimmung  bei  ihm  hervor- 
zurufen, welche  in  weiteren  dem  definitiven  Zustandekommen  des 
Bahnbaus  bereiteten  Hindernissen  einen  uns  unfreundlichen  Ausdruck 
finden  würde. 

Auf  einen  zweiten  Punkt  möchte  ich  bei  dieser  Gelegenheit  noch 
Ihre  Aufmerksamkeit  lenken. 

Wenn  man  in  offiziellen  englischen  Kreisen  das  deutsche  Projekt 
der  Bagdadbahn  nicht  mehr  mit  so  scheelen  Augen  ansieht  wie  früher 
und  sich  vielmehr  den  Anschein  gibt,  als  wären  wir  willkommne  Pioniere 
in  Kleinasien,  so  hängt  dies  wohl  mit  dem  geheimen  Wunsche  zu- 
sammen, in  uns  einen  kräftigen  Bundesgenossen  gegen  die  russischen 
Begehrlichkeiten  auf  Persien  zu  gewinnen.  Der  Glaube  und  die  Hoff- 
nung machen  auch  im  politischen  Leben  manchmal  selig.  Wir  haben 
keinen  Grund,  diese  ersprießlichen  Kräfte  zu  zerstören,  solange  sie  sich 
auf  platonischem  Gebiet  bewegen  und  uns  nicht  in  reale  Verdrießlich- 
keiten mit  Rußland  stürzen,  dem  wir  in  Persien  freie  Hand  zu  lassen 
wünschen.  Es  gilt  also,  die  asiatische  Rivalität  Englands  und  Rußlands  so 
für  uns  auszunutzen,  daß  wir  bald  mit  einer  Verbeugung  vor  dem  britischen 
Löwen,  bald  mit  einem  Knix  vor  dem  russischen  Bären  unsere  Bahn  bis 
Kueit  am  Persischen  Golfe  hindurchschlängeln.  In  großen  Umrissen  ist 
Herr  von  Siemens  von  diesen  Gedanken  unterrichtet  worden,  welche 
unseren  Herrn  Staatssekretär  auf  diesem  Gebiete  leiten,  und  von  welchen 
ich  Sie  auf  sein  Geheiß  verständigen  darf.  Dabei  wurde  Herr  von  Sie- 
mens indes  besonders  gewarnt,  sich  mit  der  sogenannten  persischen 
Finanzgruppe  in  London  einzulassen,  weil  dies  in  St.  Petersburg  den 
Verdacht  erwecken  könnte,  als  wollten  wir  unsere  Eisenbahnpläne,  was 
tatsächlich  nicht  der  Fall  ist,  auch  auf  Persien  ausdehnen. 

Ich  hoffe,  Ihnen  ein  ausreichendes  Bild  gezeichnet  zu  haben,  um 
danach  mit  Herrn  von  Siemens,  wenn  derselbe  in  London  eintrifft,  ar- 
beiten zu  können. 

Mühlberg 
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Nr.  5214 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  32  Pera,  den  11.  Februar  1900 

Geheim 

Die  Bemerkung  Tewfik  Paschas,  daß  wir  angesichts  der  russischen 
Desiderien,  wie  sie  in  dem  Entwurf  des  Herrn  Sinowiew*  niedergelegt 
sind,  wohl  daran  täten,  uns  seinerzeit  für  die  Tigrislinie,  d.  h.  die  Trace 
Konia — Mosul  (eventuell  Konia — Diarbekr — Mosul)  und  von  da  auf 
dem  fruchtbaren  linken  Tigrisufer  bis  Bagdad,  zu  entscheiden,  ist  gewiß 
zutreffend.  Ich  möchte  jedoch  einen  Schritt  weiter  gehen  und  die  Ver- 
mutung aussprechen,  daß  Rußland,  indem  es  gegenwärtig  mit  solchem 
Eifer  eine  Verständigung  mit  der  Türkei  auf  dem  Boden  eines  höchst 
zweideutigen  Entwurfs  betreibt,  gerade  die  Absicht  verfolgt,  sich  der 
türkischen  Zusagen  seinerzeit  zu  bedienen,  um  uns  den  Weg  an  das 
linke  Ufer  des  Tigris  zu  verlegen  und  die  Bagdadbahn  auf  die  meines 
Erachtens  wirtschaftlich  unmögliche  Euphratlinie  —  von  Biredjik  in 
südöstlicher  Richtung  nach  Bagdad  —  abzudrängen.  Da  der  Sultan, 
wenn  eine  kräftige  russische  Pression  auf  ihn  ausgeübt  wird,  den  russi- 
schen Wünschen  kaum  Widerstand  leisten  dürfte,  so  wirft  sich  die  Frage 
auf,  ob  wir  uns  den  russisch-türkischen  Verhandlungen  gegenüber  passiv 
verhalten  sollen,  oder  ob  es  nicht  rätlich  wäre,  uns  sofort  mit  der  Türkei 
über  die  Trace  der  Bagdadbahn,  vorbehaltlich  späterer  Modifikation,  in 
ganz  vertraulicher  Weise  zu  verständigen  und  uns  auf  diese  Weise  die 
Tigrislinie  zu  sichern.  Dies  könnte  in  der  Weise  geschehen,  daß  wir 
sofort  mit  den  Türken  uns  dahin  verabreden,  daß  die  Trace  der 
Bagdadbahn  über  Mosul  (eventuell  Diarbekr)  und  von  da  aus  am  linken 
Ufer  des  Tigris  bis  Bagdad  geführt  werden  solle.  Ich  glaube,  daß  eine 
solche  Verabredung  erreichbar  sein  wird.  Tun  wir  nichts  und  lassen 
wir  den  russisch-türkischen  Verhandlungen  ihren  Lauf,  so  riskieren  wir, 
daß,  wenn  nach  Rückkehr  der  Studienkommission  **  wir  uns  für  die 
Tigrisbahn  entscheiden,  was  ich  für  sicher  halte,  die  Russen  auf  Grund 
der  inzwischen  erreichten  Verständigung  und  der  ihr  gegebenen  exten- 
siven Auslegung  Einspruch  erheben.    Das  wäre  politisch  unerwünscht, 


*  Vgl.   Nr.   5211,   Fußnote   *•. 

**  Schon  vor  Abschluß  der  Vorkonvention  vom  23.  Dezember  war  im  Herbst 
1899  im  Auftrage  der  Anatolischen  Eisenbahngesellschaft  eine  deutsche  Studien- 
kommission, bestehend  aus  Generalkonsul  Stemrich,  Direktor  Mackensen,  Bau- 
rat von  Kapp  und  Baumeister  Habich,  von  Konia  aus  nach  Mesopotamien  auf- 
gebrochen. Vgl.  darüber  K.  Mehrmann,  Der  diplomatische  Krieg  in  Vorder- 
asien, unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Geschichte  der  Bagdadbahn, 
S.  36  f. 
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und  es  könnte  unmöglich  vorhergesehen  werden,  wer  in  einer  solchen 
Differenz  bei  den  Türken  obsiegen  würde. 

Ich  bitte  um  Instruktion  und  gestatte  mir  schließlich  die  Bemerkung, 
daß  in  der  von  mir  angeregten  Verabredung  die  Frage,  ob  die  Bagdad- 
bahn via  Nigde — Mardin  oder  via  Adana — Biredjik  oder  auf  anderem 
Wege  nach  dem  Tigris  geführt  werden  soll,  bis  zum  Abschluß  der  tech- 
nischen Vorprüfungen  offengelassen  werden  kann. 

Marsch  all 

Nr.  5215 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Graf  von  Bülow 
an  den  Botschafter  in  Konstantinopel 
Freiherrn  von  Marschall 

Telegramm.     Konzept   von    der    Hand    des    Vortragenden    Rats    von    Mühlberg 

Nr.  12  Berlin,  den  12.  Februar  1900 

Geheim 

Die  südafrikanischen  Kämpfe,  welche  zurzeit  die  Kräfte  Englands 
in  Anspruch  nehmen,  veranlassen  Rußland,  ähnlich  wie  von  Persien  für 
Nordpersien,  so  für  Kleinasien  eine  Art  von  Vormachtstellung  von  der 
Türkei  zu  verlangen.  Diese  Versuche  dürfen  uns  nicht  beirren,  unent- 
wegt an  den  handeis-  und  eisenbahnpolitischen  Zielen  festzuhalten, 
welche  wir  in  der  asiatischen  Türkei  verfolgen.  Es  liegt  uns  fern,  Ruß- 
land auf  politischem  Gebiet  in  der  Türkei  entgegentreten  zu  wollen,  und 
wir  betrachten  den  Besitz  der  Dardanellen  nach  wie  vor  als  eine  offene 
Frage,  über  welche  sich  mit  uns  handeln  läßt*.  Bevor  diese  Frage  aber 
in  ein  akutes  Stadium  tritt,  müssen  wir  darauf  Bedacht  nehmen,  unseren 
wirtschaftlichen  Besitzstand  in  der  Türkei  nach  Kräften  auszudehnen 
und  festzulegen.  Von  diesem  Gesichtspunkt  ausgehend,  habe  ich  Herrn 
von  Siemens  bestimmt,  auf  die  von  Ew.  pp.  gemachten  Vorschläge 
hinsichtlich  der  Ausdehnung  der  Anatolischen  Bahn  bis  Heraklea  und 
hinsichtlich  der  vorläufigen  Festlegung  der  Tigristrace  einzugehen  **. 
Überzeugt  von  der  Wichtigkeit  des  Augenblicks  beabsichtigt  Herr  von 
Siemens  sogleich  entweder  selbst  nach  Konstantinopel  zu  kommen  oder 
Herrn  Zander***  mit  den  betreffenden  Vollmachten  dorthin  zu  ent- 
senden. Ew.  pp.  ermächtige  ich,  hiervon  Tewfik  Pascha,  beziehungs- 
weise den  Sultan  —  letzteren  wenigstens  insoweit  Heraklea  in  Frage 
kommt  —  streng  vertraulich  in  Kenntnis  zu  setzen  und  den  Austausch 
einer  geheimen  Erklärung  bezüglich  der  Tigrislinie  auf  der  von  Ihnen 


*  Vgl.  dazu   Bd.  XVIII,   Kap.  CXIX. 
**  Vgl.   Nr.   5214. 

**•  Geheimer  Regierungsrat  Dr.  Zander,  Generaldirektor  der  Anatolischen  Eisen- 
bahngesellschaft. 
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befürworteten  Basis  anzubahnen.  In  letzterer  Beziehung  ersuche  ich 
Ew.  pp.  ferner,  nach  Bagdad  an  Generalkonsul  Stemrich,  der  sich 
augenblicklich  in  Kerbela  aufhält,  zu  telegraphieren,  daß  er  in  seinen 
Berichten  nur  die  Tigrislinie  zu  berücksichtigen  habe.  pp. 

Ew.  pp.  wollen  es  sorgsam  vermeiden,  gegenüber  Herrn  Sino- 
wiew,  falls  derselbe  die  russischen  Eisenbahnwünsche  berühren  sollte, 
irgendwelchen  Gegensatz  hervortreten  zu  lassen.  Vielmehr  wollen 
Ew.  Ihren  russischen  Kollegen  eventuell  darauf  hinweisen,  daß  der 
Ausbau  des  kleinasiatischen  Bahnnetzes  dem  Bagdadunternehmen  nur 
zur  Förderung  gereichen  könne  und  die  einsichtige  Führung,  in  deren 
Händen  die  Leitung  dieses  mehr  internationalen  Projektes  ruhe,  es 
sicher  verstehen  würde,  mit  den  Erbauern  von  russischen  Zweig-  und 
Anschlußbahnen  zu  einem  gegenseitig  fruchtbringenden  Verständnis 
zu  gelangen1. 

Dabei  wollen  Ew.  pp.  gefälligst  nicht  übersehen,  die  Haltung 
Ihres  französischen  Kollegen  sorgsam  zu  beobachten*.  Ich  glaube 
zwar  nicht,  daß  die  französische  Gruppe  unter  Nichtachtung  des  mit 
der  Deutschen  Bank  getroffenen  Übereinkommens  von  uns  abschwenkt 
und  in  das  russische  Lager  übergehen  wird.  Die  russische  Freund- 
schaft hat  Frankreich  im  Orient  schon  zuviel  gekostet.  Immerhin  habe 
ich  Herrn  von  Siemens  auf  diesen  Punkt  aufmerksam  gemacht,  damit 
er  dafür  sorgt,  die  französischen  Banken  bei  uns  festzuhalten. 

Von  englischer  Seite  fürchte  ich  nicht,  daß  wir  Quertreibereien  in 
der  Eisenbahnfrage  im  Augenblick  zu  erwarten  haben.    Ist  Ihr  englischer 


*  Der  französische  Botschafter  Constans  machte  gegenüber  Freiherrn  von 
Marschall  aus  seiner  Mißbilligung  des  russischen  Vorgehens  in  den  türkischen 
Eisenbahnfragen  kein  Hehl.  Am  4.  März  berichtete  Marschall  darüber: 
„Das  russische  Vorgehen  bezeichnete  Herr  Constans  als  einen  Konflikt  zwischen 
Okzident  und  Orient.  Die  zivilisierten  Staaten  Europas  wünschten  das  türkische 
Asien  der  Kultur  zu  erschließen,  um  ihren  Produkten  dort  neue  Absatzgebiete 
zu  eröffnen,  Rußland  dagegen  gehe  darauf  aus,  jene  Landstriche  in  der  Un- 
kultur zu  belassen  und  gleichzeitig  durch  Umklammerung  derselben  ihre  all- 
mähliche Aufsaugung  vorzubereiten.  .  .  Rußland  habe  sich  zunächst  in  Palästina 
und  Syrien  festgesetzt  und  rücke  von  da  aus  nach  dem  asiatischen  Hochplateau 
vor.  In  Syrien  habe  der  Russe  dank  der  Verwendung  enormer  finanzieller 
Mittel  bereits  den  Libanon  nach  dem  Innern  des  Landes  überschritten;  unter 
der  Gunst  der  heutigen  Zeitumstände  suche  Rußland  jetzt  von  seiner  Grenze 
aus. den  Anschluß  zu  gewinnen.  ,11  n'y  a  que  la  France  qui  en  Syrie  et  en 
Palestine  defend  les  interets  europeens,  ou  plutöt  c'est  moi  seul  qui  lutte  lä- 
bas  contre  la  Russie,  je  n'ai  meme  pas  l'appui  de  mon  Gouvernement,  on  ne  me 
gene  pas  mais  on  ne  m'assiste  pas,  on  sait  ä  Paris  que  si  Ton  me  donnait 
des  instructions  contraires  je  les  executerais  bien  faiblement'."  Freilich  war 
Constans,  wie  Freiherr  von  Marschall  in  einem  anderen  Berichte  vom  25. 
Februar  ausführt,  in  Paris  als  ein  Gegner  der  russisch-französischen  Allianz 
bekannt  und  hatte  das  in  Konstantinopel  so  offen  zutage  treten  lassen,  daß 
er  „nicht  nur  seine  persönlichen  Beziehungen  zu  seinem  russischen  Kollegen 
gründlich  verdarb,  sondern  sich  auch  eine  Beschwerde  der  russischen  Regie- 
rung  gegen   seine   hiesige   Tätigkeit   zuzog". 
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Kollege*  von  seinem  Kabinett  richtig  informiert,  so  wird  er  wissen, 
daß  man  es  in  Downing  Street  gern  sieht,  wenn  wir  uns  möglichst  in 
kleinasiatische  Unternehmungen  einlassen.  Man  hofft,  in  uns  einen 
kräftigen  Bundesgenossen  gegen  russische  Ausdehnungsgelüste  zu  ge- 
winnen. Wir  haben  keinen  Grund,  bei  den  englischen  Staatsleitern  diese 
Hoffnung  zu  zerstören,  welche  uns  vielleicht  ohne  Verwickelungen  den 
Weg  bis  nach  Kueit  am  Persischen  Golfe  freigibt. 

Ich  zweifle  endlich  nicht  daran,  daß  das  Palais  und  die  Pforte  in 
unserer  Bereitwilligkeit,  ihren  Wünschen  entgegenzukommen,  ein  neues 
und  bedeutsames  Zeichen  unserer  Bereitwilligkeit  erblicken  werden,  der 
Türkei  die  Abwehr  zu  weitgehender  Forderungen  zu  erleichtern  und  ihr 
in  für  ihre  Sicherheit  und  Zukunft  vitalen  Fragen  loyal  zur  Seite  zu 
stehen. 

B  ü  1  o  w 

Bemerkung  Kaiser  Wilhelms   II.  am   Kopf  einer  Abschrift: 
Einverstanden        22/11.   1900       W. 
Randbemerkung  des   Kaisers   auf  der  Abschrift: 
1  Richtig 

Nr.  5216 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  39  Pera,  den  14.  Februar  1900 

Geheim 

Im  Anschluß  an  Telegramm  Nr.  32**. 

Nachdem  ich  mit  Tewfik  Pascha  gestern  die  Frage  der  Sicherung 
der  Tigrislinie  durch  eine  sofort  abzuschließende  Übereinkunft  bespro- 
chen und  dem  Minister  ganz  vertraulich  über  die  eventuelle  Redaktion 
dieser  Übereinkunft  Mitteilung  gemacht  hatte,  läßt  mir  der  Sultan  soeben 
sagen,  daß  er  mit  der  Sache  vollkommen  einverstanden  sei  und  die  Unter- 
zeichnung sofort  nach  Ankunft  des  Dr.  Zander  stattfinden  solle.  Ein- 
verständnis besteht  auch  darüber,  daß  im  Interesse  der  Geheimhaltung 
die  Pforte  mit  der  Angelegenheit  nicht  befaßt  werden,  die  Zeichnung 
vielmehr  im  Palais  erfolgen  wird.  Die  in  Telegramm  Nr.  13  vorgesehene 
Modifikation  ist  berücksichtigt. 

Der  Sultan  läßt  mir  ferner  sagen,  daß  er  auf  Grund  eines  Vor- 
schlags des  Ministerrats  befohlen  habe,  daß  die  Konvention  wegen 
Bau  der  Bahn  von  Adabasar  nach  Heraklea  ebenfalls  nach  Ankunft 
des  Dr.  Zander  gezeichnet  werde. 

Marschall 

*  Nicholas    O'Conor. 
**  Siehe  Nr.  5214. 
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Nr.  5217 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  53  Pera,  den  26.  Februar  1900 

Geheim 

Antwort  auf  Telegramm  Nr.  23*. 

Auftrag  ausgeführt.  Tewfik  Pascha  wird  sofort  dem  Sultan  persön- 
lich Meldung  erstatten. 

Herr  Sinowiew  hat  in  einer  Unterredung,  die  er  gestern  mit  dem 
Minister  gehabt,  die  Maske  vollständig  fallen  lassen  und  erklärt,  daß, 
wenn  die  Pforte  auf  die  Bagdadbahn  verzichte1,  Rußland  von 
seinen  Forderungen  Abstand  nehme  und  bereit  sei,  eine  schriftliche 
Erklärung  des  Inhalts  abzugeben,  daß  die  Kaiserliche  Regierung  auf  jede 
Eisenbahnkonzession  im  Türkischen  Reiche  verzichte,  wogegen  die 
Pforte  ihrerseits  zusagen  müsse,  Eisenbahnen  fernerhin  nur  „par  ses 
propres  moyens"  zu  bauen  und  zu  diesem  Zweck  weder  im  Auslande 
Anleihen  aufzunehmen  noch  irgend  Konzessionen  an  Private  zu  er- 
teilen. 

Tewfik  Pascha  hat  dem  Botschafter  erwidert,  daß  die  Bagdadbahn 
„une  chose  finie"  sei  und  die  Pforte  von  der  einmal  erteilten  Konzession 
nicht  zurücktreten  könne.  Herr  Sinowiew  bemerkte  darauf,  daß, 
wenn  dies  der  Fall  sei,  die  russischen  Forderungen  in  ihrem  ganzen 
Inhalte  aufrechterhalten  blieben.  Er  fügte  hinzu,  daß  die  Türkei  die 
gegenwärtige  Ruhe  auf  der  Balkanhalbinsel  ausschließlich2  Rußland 
verdanke,  und  wenn  die  russische  Regierung  „se  desinteressera  de  la 
tranquillite  sur  la  presqu'ile 3",  die  Türkei  die  Folgen  ihres  Wider- 
standes gegen  die  russischen  Forderungen  empfinden  werde. 

Tewfik  Pascha  vertritt  die  Ansicht,  daß  ein  Abkommen  mit  Rußland 
auf  der  obigen  Basis  noch  viel  schlimmer  sein  würde4  als  das,  was  Ruß- 
land in  seinem  letzten  Entwurf  angesonnen  habe. 

Da  die  Pforte  niemals  aus  eigenen  Mitteln  Eisenbahnen  bauen 
könne,  so  werde  damit  jeder  Eisenbahnbau  unmöglich  gemacht  und  das 
Türkische  Reich  zum  wirtschaftlichen  Verfall  verurteilt5,  den  Rußland 
wünsche,  um  seine  selbstsüchtigen  Zwecke  zu  fördern.  Damit  werde  die 
Souveränität  des   Sultans   nicht  nur  im    Küstengebiet   des   Schwarzen 


*  Durch  Telegramm  Nr.  23  vom  25.  Februar  war  Freiherr  von  Marschall 
angewiesen,  dem  Sultan  zu  suggerieren,  daß  eine  Verlautbarung  der  russischen 
Pläne  gegen  die  Südküste  des  Schwarzen  Meeres,  wie  sie  sich  in  den  Kon- 
ventionsprojekten des  Botschafters  Sinowiew  enthüllten,  in  der  französischen 
und  englischen  Presse  die  Ausführung  solcher  Pläne  mindestens  hinaus- 
schieben würde. 
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Meeres,  sondern  im  ganzen  Lande  bis  zum  Persischen  Qolf  und  dem 
Mittelmeer  aufs  schwerste  beeinträchtigt  werden6. 

Als  der  Minister  die  Ansicht  aussprach,  daß  die  russischen  Dro- 
hungen „des  menaces  absolument  vaines"  seien,  habe  ich  in  der  Er- 
kenntnis, daß  der  Sultan  für  derartige  Pressionsmittel  nur  allzu 
empfänglich  ist,  nochmals  stark  betont,  daß  die  Kaiserliche  Regierung 
Grund  zu  der  Annahme  habe,  daß  sowohl  Graf  Murawiew  wie  Herr 
Witte  und  der  Zar  selbst  jede  kriegerische  Komplikation  zu  vermeiden 
wünschen. 

Als  ich  die  eventuelle  Haltung  Frankreichs  berührte,  sagte  mir 
Tewfik  Pascha,  Herr  Constans  habe  ihm  vor  seiner  Abreise  mit  der  Bitte, 
dem  Sultan  Mitteilung  zu  machen,  über  die  russisch-französische  Allianz 
gesprochen  und  seine  Ansicht  dahin  präzisiert:  „La  France  ne  tire  aucun 
profit  de  cette  alliance;  au  contraire,  nous  devons  sacrifier  des  interets 
importants  et,  en  outre,  preter  des  sommes  enormes  ä  notre  allie." 

Marschall 

Randbemerkungen   des   Grafen   von    Bülow: 

1  i  i 

2  ?    Ist  sehr  fraglich,  auch  liegt  diese  Ruhe  grade  im  russischen  Interesse 

3  sie   wird   sich    hüten! 

4  sicherlich 

5  natürlich 

6  gewiß 

Nr.  5218 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  57  Pera,  den  28.  Februar  1900 

Aus  den  heutigen  Äußerungen  Tewfik  Paschas  entnehme  ich,  daß 
die  russischen  Drohungen,  wie  dies  vorauszusehen  war,  bereits  ihre 
Wirkung  geübt  haben.  Der  Ministerrat  hat  in  seiner  vorgestrigen  außer- 
ordentlichen Sitzung  sich  dahin  ausgesprochen,  daß  die  Pforte  ihr  Recht, 
in  dem  Küstengebiet  des  Schwarzen  Meeres  selbst  Eisenbahnen  zu 
bauen,  unbedingt  aufrechthalten  müsse,  und  daß  die  von  der  Anatoli- 
schen  Bahn  erworbenen  Rechte  nicht  angetastet  werden  dürfen.  Da- 
gegen befürwortet  der  Ministerrat,  daß  den  russischen  Kapitalisten  für 
den  Eisenbahnbau  in  jener  Gegend  ein  unbedingtes  Vorzugsrecht  vor 
denjenigen  anderer  Länder  eingeräumt  werde,  vorausgesetzt,  daß  diese 
sich  denselben  Konzessionsbedingungen  wie  die  Anatolische  Bahn  unter- 
werten. Dabei  wurde  der  Wunsich  ausgesprochen,  daß  dieses  Vorzugs- 
recht zeitlich  begrenzt  werde. 

Herr  Sinowiew  hat  gestern  Tewfik  Pascha  erklärt,  daß  seine  Regie- 
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rung  gegen  Wahrung  der  bereits  von  anderen  Gesellschaften  erworbenen 
Rechte  nichts  einzuwenden  habe,  aber  darauf  bestehen  müsse,  daß  die 
Türkei  in  dem  Küstengebiet  des  Schwarzen  Meeres  keine  Eisenbahn 
baue,  vielmehr  ausschlfeßlich  russische  Kapitalistendort 
zugelassen  würden.  Es  sei  dies  eine  „compensation  morale", 
welche  Rußland  gegenüber  den  in  Kleinasien  an  deutsche  Kapitalisten 
gegebenen  großen  Konzessionen  verlangen  müsse.  Eine  Fristbestim- 
mung in  das  Übereinkommen  aufzunehmen,  sei  unmöglich,  da  Rußland 
weder  jetzt  über  Kapitalien  zum  Eisenbahnbau  in  fremden  Ländern  ver- 
füge, noch  auch  vorhersehen  könne,  wann  diese  Voraussetzung  eintreten 
werde. 

Der  Sultan  hat  darauf  Tewfik  Pascha  den  Befehl  gegeben,  ihm  Vor- 
schläge zu  machen  „pour  reconcilier  les  deux  opinions". 

Der  Minister,  der  den  entscheidenden  Wert  darauf  legt,  daß  das 
Recht  der  Pforte,  selbst  Eisenbahnen  zu  bauen,  wenigstens  formell  auf- 
recht bleibt,  ist,  wie  er  mir  sagt,  dem  Gedanken  nähergetreten,  ob  nicht 
eine  Lösung  der  Schwierigkeiten  darin  gefunden  werden  könne,  daß  die 
Pforte  sich  dieses  Recht  zwar  vorbehält,  aber  die  Zusage  gibt,  von  dem- 
selben nur  nach  vorheriger  Verständigung  mit  der  russischen  Regierung 
Gebrauch  zu  machen. 

Ich  habe  auch  diesen  Mitteilungen  gegenüber  mich  einer  Meinungs- 
äußerung enthalten.  Sobald  die  Rechte  der  Anatolischen  Bahngesell- 
schaft sichergestellt  sind,  kann  es  uns  ziemlich  gleichgültig  sein,  wenn 
auf  obiger  Basis   ein   Übereinkommen  zustandekommt. 

Marschall 

Nr.  5219 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  72  Pera,  den  10.  März  1900 

Geheim 

Die  Konvention,  welche  der  Anatolischen  Bahngesellschaft  für  die 
Bagdadbahn  die  Tigrislinie  sichert,  ist  heute  nachmittag  auf  Grund 
eines  kaiserlichen  Iradees  von  dem  Bautenminister  und  Herrn  Zander 
gezeichnet  worden.  Ihr  Inhalt  entspricht  im  wesentlichen  meinem  Ent- 
wurf mit  der  von  Dr.  von  Siemens  gewünschten  Modifikation.  Auf  be- 
sonderen Wunsch  von  türkischer  Seite  wurde  ein  Zusatz  vereinbart, 
welcher  besagt,  daß  die  Gesellschaft,  falls  die  Linie  die  Städte  Diarbekr 
und  Mosul  nicht  berühre,  bestrebt  sein  werde,  „en  cas  de  necessite" 
Zweigbahnen  nach  jenen  Städten  herzustellen. 

Marschall 

382 


Nr.  5220 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  108  Pera,  den  4.  April  1900 

Da  die  Resultate  der  Studienkommission  insoweit  vorliegen,  daß 
sowohl  über  dieTrace  der  Bagdadbahn  wie  die  Höhe  der  erforderlichen 
Garantien  bestimmte  Vorschläge  gemacht  werden  können,  und  die  Mit- 
glieder der  Kommission  Ende  dieser  Woche  in  Berlin  versammelt  sein 
werden,  so  erachte  ich  nunmehr  einen  möglichst  baldigen  Beginn  der 
Verhandlungen  über  die  definitive  Konvention  für  dringend  wünschens- 
wert. Die  Stimmung  der  Türken  ist  in  diesem  Augenblick  dem  Unter- 
nehmen sehr  günstig.  Nicht  nur  bei  den  Militärs,  sondern  auch  in  den 
Kreisen  ernster  türkischer  Politiker  hat  der  Abschluß  der  Verhandlungen 
mit  Rußland  einen  tiefen  Eindruck  hervorgerufen.  Der  Gedanke:  „Ruß- 
land will  unser  Land  verfaulen  lassen,  unsere  einzige  Rettung  ist  die 
Bagdadbahn"  wird  offen  ausgesprochen.  Diese  Stimmung  wird  den 
Abschluß  der  Konvention  und  insbesondere  die  Verständigung  über  die 
Garantiefrage  wesentlich  erleichtern. 

Marschall 

Randbemerkung    des    Grafen    von    Bülow: 

Diese    Meldung    stimmt    ganz    mit   dem,    was    mir   gestern    der    türkische    Bot- 
schafter  sagte. 
Wir  müssen  jetzt  rasch  abschließen,  auch  weil  Seine   Majestät  drängt.    B.  4/4. 

Nr.  5221 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  den  Reichskanzler  Fürsten  von  Hohenlohe 

Ausfertigung 
Nr.  30  Pera,  den  4.  April  1900 

Nach  nahezu  zweimonatlichen  Verhandlungen  ist  zwischen  Rußland 
und  der  Türkei  eine  Verständigung  über  die  kleinasiatische  Eisenbahn- 
frage erzielt  worden.  Die  türkischen  Unterhändler  können  sich  rühmen, 
daß  sie  gegenüber  den  anfänglichen  russischen  Forderungen  eine  ge- 
wisse Milderung  durchgesetzt  haben,  auf  russischer  Seite  dagegen  ist 
das  befriedigende  Bewußtsein  berechtigt,  alles  erreicht  zu  haben,  was 
man  erstrebt  hat. 

Die  Pforte  hat  ihr  Recht  gewahrt,  innerhalb  der  „parages  de  laMer 
Noire"  selbst  Eisenbahnen  zu  bauen.  Die  ihr  ursprünglich  angesonnene 
demütigende  Verpflichtung  „de  ne  construire  aucun  chemin  de  fer  dans 
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cetteregion,  ni  recourir  ä  un  emprunt  dans  cebut",  ist  sie  nicht  eingegan- 
gen. An  der  Sache  wird  dadurch  nichts  Wesentliches  geändert.  Die  Pille  ist 
verzuckert.  Ihr  Inhalt  ist  derselbe  geblieben.  Die  Türkei  wird  niemals 
in  der  Lage  sein,  aus  eigenen  Mitteln  Bahnen  zu  bauen,  und  nach  mensch- 
licher Berechnung  wird  der  fremde  Kapitalist  niemals  existieren,  der 
ihr  zu  einem  Regiebau  das  nötige  Geld  vorstreckt.  Da  diese  Alter- 
native also  in  Wirklichkeit  nicht  besteht,  so  wird  die  Pforte,  wenn  sie 
in  jener  Gegend  einen  Bahnbau  wünscht,  gezwungen  sein,  „d'accorder 
la  concession  ä  des  capitalistes  russes".  Man  spricht  in  der  Presse 
noch  immer  von  einem  den  letzteren  gewährten  „Vorrechte".  Das  trifft 
nicht  den  Kern  der  Sache.  Der  Begriff  „Vorrecht"  setzt  die  Existenz 
mehrerer  Konkurrenten  voraus.  Aber  die  Vereinbarung  schließt  nach 
seinem  klaren  Wortlaute  jede  Konkurrenz  zwischen  russischen  und 
fremden  Kapitalisten  aus.  Den  ersteren  wird  nicht  ein  Vorrecht,  sondern 
das  ausschließliche  Recht  eingeräumt.  Auch  steht  der  Verpflich- 
tung der  Türken,  die  Konzessionen  an  russische  Kapitalisten  zu  erteilen, 
keinerlei  Verpflichtung  auf  russischer  Seite  gegenüber.  Falls  die  Pforte 
einen  Bahnbau  wünscht,  den  sie  nicht  selbst  ausführen  kann,  so  muß  sie 
den  Russen  die  Konzession  gewähren.  Fehlt  es  an  russischen  Kapi- 
talisten, welche  sich  um  die  Konzession  bewerben,  oder  werden  für  die 
Pforte  unannehmbare  Bedingungen  von  ihnen  gestellt,  so  kann  die  Bahn 
nicht  gebaut  werden.  Daß  das  Übereinkommen  so  zu  verstehen  ist, 
geht  nicht  nur  aus  seinem  Wortlaute  sondern  auch  aus  der  Tatsache 
hervor,  daß  die  Pforte  im  Laufe  der  Verhandlungen  den  Versuch  gemacht 
hat,  sich  in  diesem  Falle  freie  Hand  zu  wahren,  das  bezügliche  Ver- 
langen aber  von  russischer  Seite  bestimmt  abgelehnt  wurde. 

Hiernach  muß  ich  trotz  der  Milderungen  in  der  Form  die  Kritik, 
die  ich  in  früheren  Berichten  an  den  anfänglichen  russischen  Forderungen 
geübt  habe,  dem  geschlossenen  Übereinkommen  gegenüber  aufrecht- 
erhalten. Die  Frage,  ob  in  der  Zone  des  Schwarzen  Meeres  Bahnen 
gebaut  werden,  steht  lediglich  in  der  Hand  der  russischen  Kapitalisten, 
d.  h.  der  russischen  Regierung.  Die  Pforte  hat  in  dem  fraglichen  Ge- 
biete auf  ihr  Eisenbahnhoheitsrecht  zugunsten  Rußlands  verzichtet. 
Man  ist  hier  darüber  einig,  daß  die  nächste  Folge  davon  der  Nichtbau 
von  Eisenbahnen  sein  wird1.  Das  Wort  eines  hervorragenden  Türken: 
„Rußland  will  unser  Land  verfaulen  lassen  1U,  enthält  eine  zutreffende 
Beurteilung  des  jüngsten  Abkommens,  das  sich  mit  dieser  Tendenz 
würdig  an  ähnliche  russische  Vereinbarungen  mit  anderen  schwachen 
Staatswesen  anschließt. 

Meine  Hoffnung,  daß  die  Türken  sich  für  so  weitgehende  Kon- 
zessionen etwas  greifbarere  Vorteile  sichern  würden  als  die  Beibehal- 
tung der  nach  Rußland  geflüchteten  Armenier,  hat  sich  nicht  erfüllt. 
Tewfik  Pascha  hat  den  besten  Willen  gehabt,  auch  in  der  Zollfrage  bei 
dieser  Gelegenheit  etwas  zu  erreichen,  seine  Bemühungen  sind  aber, 
offenbar  infolge  mangelnder  Unterstützung  seitens  des  Palais,  geschei- 
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tert.  Die  Niederlassung  jener  Armenier  im  Russischen  Reiche  enthält 
für  die  Russen  nur  ein  geringes  Opfer,  während  ich  für  das  Türkische 
Reich  den  Verlust  so  zahlreicher  wirtschaftlich  wertvoller  Kräfte  ge- 
radezu für  nachteilig  erachte.  Ausschlaggebend  für  die  an  sich  schwer  ver- 
ständliche Haltung  der  Pforte  war  natürlich  die  Stimmung,  welche  den 
Sultan  in  allen  die  Armenier  betreffenden  Fragen  beherrscht.  Der  Sorge 
um  seine  persönliche  Sicherheit  hat  der  hohe  Herr  wiederum  einen  be- 
denklichen Einfluß  auf  die  Staatsgeschäfte  eingeräumt.  In  der  Türkei 
gibt  es  keine  öffentliche  Meinung  im  europäischen  Sinne,  und  doch  kann 
man  sagen,  daß  die  Art,  wie  diese  Frage  behandelt  wurde,  dem  Ansehen 
des  Sultans  bei  der  muselmanischen  Bevölkerung  gewiß  nicht  zugute 
gekommen  ist. 

Für  die  Interessen  der  Bagdadbahn  halte  ich  das  eben  geschlossene 
Übereinkommen  für  förderlich.  Nicht  nur  deshalb,  weil  es  Tewfik 
Pascha  gelungen  ist,  die  Interessensphäre  der  Anatolischen  Gesellschaft 
gegenüber  den  russischen  Ansprüchen  scharf  zu  begrenzen.  In  allen  ver- 
ständigen türkischen  Kreisen  drängt  sich  die  Überzeugung  auf,  daß, 
nachdem  der  Norden  des  kleinasiatischen  Kontinents  wirtschaftlich  brach- 
gelegt ist,  die  Bagdadbahn  sich  zu  einer  Lebensfrage  des  Türkischen 
Reiches  entwickelt  hat1.  Darum  ist  der  Moment  gekommen,  den  Ab- 
schluß der  definitiven  Konvention  ungesäumt  in  Angriff  zu  nehmen2. 

Marschall 

Randbemerkungen    Kaiser   Wilhelms    IL: 

1  Ja 

2  ja  sogleich 

Nr.  5222 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  160  Pera,  den  7.  Mai  1900 

Izzet  Bey*  teilt  mir  soeben  mit,  daß  der  Sultan  mittels  Iradee  den 
Bautenminister...**  hat,  die  Verhandlungen  über  die  definitive  Kon- 
vention bezüglich  der  Bagdadbahn  sofort  zu  beginnen.  Der  Sultan  ließ 
mir  dabei  sagen,  daß  noch  fortwährend  Intrigen  namentlich  von  eng- 
lischer Seite  gegen  dieses  Unternehmen  gesponnen  würden.  Er  bittet 
mich,  ein  wachsames  Auge  auf  dieselben  zu  haben,  ihn  fortlaufend  von 
meinen  bezüglichen  Wahrnehmungen  zu  informieren.  Er  selbst  werde 
mich  gleichfalls  in  der  Beziehung  auf  dem  Laufenden  erhalten. 

Marschall 


*  Zweiter  Sekretär  des  Sultans. 

**  Gruppe   fehlt,  dem   Sinn   nach   zu  ergänzen:   „angewiesen". 
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Nr.  5223 

Kaiser  Wilhelm  IL,  z.  Z.  in  Wilhelmshöhe,  an  das 
Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  140  Wilhelmshöhe,  den  IQ.  August  1900 

Für  Staatssekretär  Graf  von  Bülow. 

Gestern  hatte  ich  ein  eingehendes  Gespräch  mit  Freiherrn  von  Mar- 
schall über  die  Bagdadbahnfrage.  Wie  mir  derselbe  meldete,  ist  die- 
selbe soweit  in  Ordnung,  als  es  die  Vorverhandlungen  mit  der  Türkei 
und  dem  Sultan  betrifft. 

Die  auffällige  Stockung  in  der  ganzen  Angelegenheit  ist  auf  dilato- 
rische Behandlung  seitens  des  Finanzministers  von  Miquel*  zurück- 
zuführen. Derselbe  kann  sich  noch  immer  nicht  entschließen,  die  von 
Herrn  von  Siemens  gewünschte  Instruktion  an  die  Seehandlung  zu 
erteilen,  ohne  welche  Herr  von  Siemens  sich  absolut  weigert,  irgend- 
welchen Schritt  in  der  Angelegenheit  zu  tun**.  Sobald  diese  Maß- 
nahme der  Seehandlung  gegenüber  erfolgt,  ist  Herr  von  Siemens  um- 
gehend zum  Handeln  bereit,  und  macht  sich  Freiherr  von  Marschall 
anheischig,  bei  den  augenblicklichen  vortrefflichen  Dispositionen  des 
Sultans  für  dieses  Werk  schon  im  Winter  die  Bagdadbahnfrage  defi- 
nitiv zu  erledigen.  Euere  Exzellenz  wollen  daher  dem  Finanzminister 
in  meinem  Auftrag  eröffnen,  endlich  dem  von  mir  in  diesem  Frühjahr 
bereits  erteilten  Befehl  nachzukommen  und  sich  mit  Herrn  von  Siemens 
und  Euerer  Exzellenz  in  Verbindung  zu  setzen,  um  den  Abschluß 
herbeizuführen,  auf  Grund  dessen  dies  große  Werk  endlich  seinen 
Anfang  nehmen  kann.  Beim  Jubiläum  des  Sultans  am  1.  September 
würde  für  Freiherrn  von  Marschall  geeignete  Gelegenheit  sein,  dem 
Sultan  die  erfreuliche  Mitteilung  machen  zu  können. 

Wilhelml.R. 

Nr.  5224 

Der  preußische  Finanzminister  von  Miquel  an  den 

Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes 

Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 

S.  J.  Nr.  650  Berlin,  den  29.  August  1900 

Geheim 

Nachdem  ich  in  Igls,  wo  ich  mich  während  meines  Urlaubs  auf- 
hielt, das  Schreiben  des  Auswärtigen  Amts  vom  21.  d.  Mts.  —  A.  11472, 

*  Über  Miquels  Stellungnahme  zu  den  Fragen  der   Bagdadbahn  vgl.  nun   auch 
Karl  Helfferich,  Georg  von  Siemens  III,  87  f.,  116. 
**  Vgl.   Bd.  XIV,  Kap.  XCIV,  Nr.  3977. 
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J.-Nr.  7983  — ,  betreffend  die  Bagdadbahn,  erhalten  hatte,  habe  ich  sofort 
nach  meiner  Rückkehr  nach  Berlin  am  gestrigen  Tage  die  erforderlichen 
Ermittelungen  über  die  Lage  der  Sache  angestellt.  Aus  diesen  Ermitte- 
lungen geht  klar  hervor,  daß  die  Mitteilungen  des  Kaiserlichen  Bot- 
schafters Herrn  Freiherrn  von  Marschall  an  Seine  Majestät  den  Kaiser 
und  König  über  den  Stand  des  Baues  einer  Eisenbahn  nach  Bagdad  im 
wesentlichen  irrig  sind.  Schon  vor  längerer  Zeit  und  von  Anfang  an 
haben  Herr  von  Siemens  und  der  zweite  Direktor  der  Deutschen  Bank, 
Herr  Gwinner,  mir  erklärt,  daß  die  Deutsche  Bank  nicht  in  der  Lage  sei, 
ohne  besondere  Garantien  von  der  türkischen  Regierung  das  Bahnunter- 
nehmen durchzuführen,  daß  über  die  Gewährung  von  solchen  Garantien 
verhandelt  würde,  und  daß  erst  nach  Erreichung  derselben  der  Ausfüh- 
rung nähergetreten  werden  könnte.  Seit  mehreren  Monaten  bin  ich 
persönlich  von  der  Deutschen  Bank  über  den  Stand  der  Sache  über- 
haupt nicht  unterrichtet  worden,  während  der  Präsident  der  Seehand- 
lung* sowohl  mit  den  Direktoren  der  Deutschen  Bank  als  mit  dem  Aus- 
wärtigen Amt  mündliche  weitere  Besprechungen  gehabt  hat,  wie  aus 
dem  anliegenden  Berichte**  hervorgeht.  Schon  gestern,  bevor  der  auf 
Urlaub  befindliche  Präsident  der  Seehandlung  hierher  zurückkehrte,  habe 
ich  seinen  Vertreter  beauftragt,  von  dem  zweiten  Direktor  der  Deutschen 
Bank,  da  Herr  von  Siemens  nicht  anwesend  war,  nähere  Erkundigungen 
über  die  Lage  der  Sache  einziehen  zu  lassen.  Der  anliegende  Bericht 
ergibt  klar,  daß  die  Deutsche  Bank  es  noch  heute  nicht  für  möglich 
hält,  das  Unternehmen  in  Angriff  zu  nehmen  und  die  erforderlichen 
Geldmittel  zu  beschaffen,  ohne  daß  vorher  die  Finanzlage  der  Türkei, 
insbesondere  durch  Erhöhung  der  Zolleinnahmen,  verbessert  würde,  daß 
hierüber  die  Verhandlungen  mit  der  Türkei  und  den  Mächten  schweben, 
und  daß  dabei  große  Hindernisse  zu  überwinden  sind,  insbesondere 
gegenüber  der  Dette  publique,  der  ein  Recht  auf  die  Einbeziehung  der 
etwa  erhöhten  Zölle  an  sich  zusteht. 

Meinem  Auftrage  gemäß  hat  der  Präsident  der  Seehandlung  dem 
Auswärtigen  Amt  seine  eventuelle  Geneigtheit,  eine  Subskriptionsstelle 
für  die  etwaige  Emission  von  Obligationen  zu  übernehmen,  ausdrücklich 
zu  erkennen  gegeben.  Diese  Frage  kann  naturgemäß  erst  in  Betracht 
kommen,  wenn  die  bezeichneten  Hindernissse  der  Inangriffnahme  des 
Unternehmens  seitens  der  Deutschen  Bank  überwunden  sein  werden, 
und  hat  daher  gegenwärtig  überhaupt  noch  keinerlei  wesentliche  aktuelle 
Bedeutung.  Der  Präsident  der  Seehandlung  hat  dem  Unternehmen  so 
wenig  Hindernisse  bereitet,  daß  er  sogar,  um  dasselbe  zu  fördern,  mit 
dem  hiesigen  Vertreter  der  Dette  publique  in  Verhandlung  getreten  ist, 
um  ein  Arrangement  mit  derselben  zustande  zu  bringen.  Auch  diese 
Verhandlungen  sind  noch  in  der  Schwebe. 

*  Havenstein. 

**  Hier    nicht    abgedruckt. 
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Aus  dem  Vorstehenden  und  den  Anlagen  geht  klar  hervor,  daß  die 
Mitteilungen  des  Kaiserlichen  Botschafters  Herrn  Freiherrn  von  Mar- 
schall, nach  welchen  der  unterzeichnete  Finanzminister  durch  die  Zöge- 
rung der  Erteilung  der  erforderlichen  Instruktionen  an  die  Seehandlung 
das  einzige  Hindernis  der  Durchführung  des  großen  Planes  sei,  sowie 
daß  die  Deutsche  Bank  bereit  sei,  nach  Erteilung  solcher  Instruktionen 
das  Unternehmen  sofort  ins  Werk  zu  setzen,  wenn  dies  Hindernis  hin- 
weggeräumt sein  werde,  durchaus  irrig  sind  und  auf  Unkenntnis  der 
hiesigen  Vorgänge  beruhen  müssen.  Ich  werde  auch  in  Zukunft  nach 
meinen  Kräften  dem  allerhöchsten  Befehle  Seiner  Majestät  des  Kaisers 
entsprechend  der  Sache  jede  Förderung  gern  angedeihen  lassen. 

Euere  Exzellenz  muß  ich  ergebenst  ersuchen,  Seiner  Majestät  von 
diesem  Schreiben  alsbald  Kenntnis  geben  zu  wollen  und,  falls  dieses 
nicht  für  tunlich  erachtet  werden  möchte,  mir  womöglich  umgehend 
hiervon  gütigst  Mitteilung  zu  machen. 

M  i  q  u  e  1 


Nr.  5225 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  den  Reichskanzler  Fürsten  von  Hohenlohe 

Ausfertigung 

Nr.  125  Therapia,  den  5.  September  1900 

Geheim 

Unter  Rückreichung  des  Schreibens  des  Königlichen  Finanzministers 
vom  29.  August  d.  Js.  *  beehre  ich  mich,  nachstehendes  zu  berichten: 

Wie  ich  bereits  gemeldet,  habe  ich  Seiner  Majestät  dem  Kaiser, 
unserem  allergnädigsten  Herrn,  seinerzeit  in  Kassel  die  Sachlage  bezüg- 
lich der  Bagdadbahn  dahin  geschildert,  daß  der  Sultan  zurzeit  in  dieser 
Frage  nicht  im  Verzuge  sei,  die  Schwierigkeit  bezüglich  des  Abschlusses 
der  definitiven  Konvention  vielmehr  darin  liege,  daß  Herr  von  Siemens 
die  Übernahme  irgendeiner  bindenden  Verpachtung,  insbesondere  der 
Zeichnung  einer  definitiven  Konvention,  von  der  Bedingung  abhängig 
mache,  daß  der  Königliche  Finanzminister  die  Mitwirkung  der  Seehand- 
lung als  Emissionsstelle  schriftlich  zusage.  Solange  diese  Bedin- 
gung nicht  erfüllt,  sei  der  Abschluß  der  definitiven  Konvention  und  über- 
haupt jede  weitere  Förderung  der  Angelegenheit  meinerseits  unmöglich, 
während  ich  im  andern  Falle  die  Garantie  übernehmen  zu  können 
glaube,  daß  in  absehbarer  Zeit  die  Konvention  zustande  komme. 

Wenn  der  Herr  Finanzminister  diese  Seiner  Majestät  dem  Kaiser 
vorgetragenen  Mitteilungen  als  „im  wesentlichen  irrig"  bezeichnet  und 


*  Siehe   Nr.   5224. 
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an  einer  anderen  Stelle  seines  Schreibens  sagt,  daß  dieselben  „durchaus 
irrig"  seien  und  „auf  Unkenntnis  der  hiesigen  Vorgänge  beruhen",  so 
kann  ich  meinerseits  nur  die  pflichtmäßige  Versicherung  abgeben,  daß 
alles,  was  ich  Seiner  Majestät  vorgetragen,  sowohl  im  allge- 
meinen wie  in  Einzelheiten  den  Tatsachen  entspricht, 
daß  mir  sämtliche  auf  die  Bagdadbahn  bezüglichen  Vorgänge  genau 
bekannt  sind  und  keinerlei  Irrtum  bei  ihrer  Darlegung  unterlaufen  ist. 

Der  Herr  Finanzminister  vermengt  in  seinem  Schreiben  zwei  Dinge, 
die  bisher  streng  getrennt  behandelt  worden  sind,  nämlich  die  Aus- 
führung des  Bahnbaus  und  den  Abschluß  der  definitiven 
Konvention.  Daß  der  Bahn  bau  erst  dann  ausgeführt  werden 
kann,  wenn  die  Türken  imstande  sind,  effektive  Garantien  zu  geben,  daß 
dies  erst  möglich  sein  wird  nach  Schaffung  weiterer  Staatseinnahmen, 
und  daß  in  dieser  Beziehung  nicht  nur  zwischen  der  Türkei  und  den 
Mächten,  sondern  auch  mit  derDette  publique  Verhandlungen  zu  pflegen 
sind,  deren  Ende  vorerst  nicht  abgesehen  werden  kann,  all  das  ist  be- 
kannt und  so  wenig  bestritten,  daß  es  nicht  erst  des  Zeugnisses  eines 
Direktors  der  Deutschen  Bank  bedurfte,  um  in  dieser  Beziehung  Klar- 
heit zu  scharfen.  Von  keiner  Seite  ist  auch  jemals  behauptet  worden, 
daß  irgendeine  Erklärung  der  Seehandlung  diese  Schwierigkeiten  be- 
seitigen könnte.  Dagegen  habe  ich  mich  der  Zustimmung  des  Herrn  von 
Siemens  zu  der  Anschauung  versichert,  daß  wir  den  Abschluß  der 
definitiven  Konvention,  um  die  es  sich  jetzt  handelt,  nicht 
bis  zur  Lösung  aller  jener  Schwierigkeiten  hinausschieben  können,  ohne 
das  bisher  Erreichte  wieder  in  Frage  zu  stellen  und  das  ganze  Unter- 
nehmen aufs  äußerste  zu  gefährden.  Wollten  wir  die  Sache  weiterhin 
dilatorisch  behandeln,  so  steht  bei  dem  Drängen  des  Sultans  mit  Be- 
stimmtheit zu  erwarten,  daß  das  große  Unternehmen  den  deutschen  Hän- 
den entgleiten  wird.  Um  dieser  Gefahr  vorzubeugen,  besteht  die  Ab- 
sicht, die  definitive  Konvention  alsbald  mit  der  Maßgabe  abzuschließen, 
daß  darin  das  Trace,  die  Höhe  der  Garantie  und  die  technischen  Details 
festgestellt  werden,  die  Baupflicht  aber  erst  mit  Stellung  der  effektiven 
Garantien  eintritt.  Dann  sind  wir  bezüglich  der  Konzession  die  beati 
possidentes,  eine  Verpflichtung  unsererseits  tritt  aber  erst  dann  ein, 
wenn  die  erwähnten  finanziellen  Fragen  ihrer  Lösung  zugeführt  sind. 
Indem  der  Herr  Finanzminister  diese  Sachlage  ignoriert  und  seine  ganze 
Argumentation  auf  die  Ausführung  des  Unternehmens  stützt,  igno- 
riert er  den  entscheidenden  Punkt,  um  den  es  sich  handelt.  So  natürlich 
es  ist,  daß  Herr  von  Miquel  nicht  über  alle  Details  der  schwebenden  Ver- 
handlungen unterrichtet  ist,  um  so  entschiedener  kann  ich  meinerseits 
den  gegen  mich  erhobenen  Vorwurf  zurückweisen,  daß  ich  Seiner  Maje- 
stät dem  Kaiser  in  Unkenntnis  der  Sachlage  Vortrag  erstattet  hätte. 

Nun  hat  Herr  von  Siemens  wiederholt  erklärt,  daß  der  Abschluß  der 
definitiven  Konvention  für  ihn  davon  abhänge,  daß  der  Königliche  Fi- 
nanzminister die  erwähnte  Zusage  bezüglich  der  Mitwirkung  der  See- 
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handlung,  und  zwar  in  schriftlicher  Form,  abgebe.  Diese  Erklärung 
hat  er  mir  noch  am  18.  Juni  d.  Js.  bei  einer  Unterredung,  die  ich  mit 
ihm  in  Neuershausen  hatte,  in  Gegenwart  des  Geheimen  Regierungsrates 
Dr.  Zander  wiederholt.  Er  hat  dabei  die  ihm  von  dem  Herrn  Präsidenten 
der  Seehandlung  gegebene  mündliche  eventuelle  Zusage  erwähnt, 
dieselbe  aber  als  nicht  ausreichend  bezeichnet.  Wenn  nun  der  Herr 
Finanzminister  in  seinem  Schreiben  die  Ansicht  ausspricht,  daß  die 
Frage  bezüglich  der  Erklärung  der  Seehandlung,  solange  nicht  die 
finanziellen  Schwierigkeiten,  welche  sich  der  Inangriffnahme  des  Unter- 
nehmens entgegenstellen,  beseitigt  sind,  „noch  keinerlei  wesentliche 
aktuelle  Bedeutung"  habe,  Herr  von  Siemens  dagegen  andererseits  jener 
Erklärung  eine  so  entscheidende  aktuelle  Bedeutung  beimißt,  daß  er 
jedes  weitere  Vorgehen  seinerseits  von  der  Abgabe  jener  Erklärung 
abhängig  macht,  so  muß  notwendig  die  Bagdadbahnfrage  in  kürzester 
Frist  zu  einem  toten  Punkte  gelangen.  Schon  jetzt  bin  ich  außerstande, 
auch  nur  die  Verhandlungen  über  das  Trace  zum  Abschluß  zu  bringen, 
obgleich  von  türkischer  Seite  in  wesentlichen  Punkten  die  Vorschläge 
der  Studienkommission  angenommen  worden  sind.  Ich  kann  die  Sache 
gegenüber  dem  Drängen  der  Türken  noch  eine  gewisse  Zeit  hindurch 
dilatorisch  behandeln,  bin  aber  außerstande,  den  Abschluß  der  defini- 
tiven Konvention  weiter  zu  fördern. 

Ob  Herr  von  Siemens  von  seinem  Standpunkte  aus  berechtigt  ist, 
die  fragliche  Bedingung  zu  stellen,  ob  andererseits  begründete  Bedenken 
gegen  Erfüllung  derselben  vorliegen,  ist  nicht  an  mir  zu  entscheiden.  Ich 
kann  nur  konstatieren,  daß  jene  Bedingung  gestellt  und  bisher  nicht 
erfüllt  ist,  und  daß  bei  Fortdauer  dieses  Zustandes  das  Unternehmen 
der  Bagdadbahn  nicht  nur  nicht  weiter  gefördert  werden  kann,  sondern 
ernstlichen  Gefahren  entgegengeht.  Diese  Sachlage  habe  ich  pflicht- 
gemäß Seiner  Majestät  dem  Kaiser  dargelegt.  Von  dem,  was  ich  aller- 
höchstdemselben  gesagt  habe,  halte  ich  jedes  Wort  aufrecht  und  bin 
bereit,  es  nach  jeder  Seite  hin  und  in  jeder  gewünschten  Weise  zu  ver- 
treten und  zu  verantworten. 

Marschall 


Bemerkung   Kaiser  Wilhelms   II.   am    Kopf  des  Schriftstücks: 

15/IX   1900    Dem   Herrn   Finanzminister  zur  Kenntniß  und   schleunigsten 

Erledigung*.   Wilhelm  I.  R. 


*  Finanzminister  Miquel  sagte  in  einem  Schreiben  an  Graf  Bülow  vom  20.  Sep- 
tember zu,  der  Deutschen  Bank  die  von  ihr  gewünschte  Erklärung  der  See- 
handlung zuzustellen.  Von  dieser  Erklärung  des  Finanzministers,  der  bald 
darauf  eine  Vereinbarung  zwischen  der  Deutschen  Bank  und  der  Seehandlung 
folgte,  wurde  Marschall  am  24.  September  in  Kenntnis  gesetzt,  der  nunmehr 
sofort  die  Verhandlung  mit  der  türkischen  Regierung  wegen  der  Linien- 
führung der  Bagdadbahn  aufnahm.  Vgl.  das  folgende  Schriftstück  sowie 
Karl    Helfferich,    Georg    von    Siemens    III,    118  f. 
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Nr.  5226 

Der  Botschafter  in  /(onstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  322  Therapia,  den  8.  Oktober  1900 

Im  Anschluß  an  Telegramm  Nr.  316*. 

In  der  heute  stattgehabten  Besprechung,  welcher  auch  Dr.  Zander 
und  Huguenin**  beiwohnten,  erklärte  Zeki  Pascha***  und  Izzet  Bey, 
sie  seien  ermächtigt,  das  von  der  Anatolischen  Gesellschaft  vorgeschla- 
gene Trace,  nämlich  Konia— Karaman— Adana— Hamidie— Osmanije— 
Killis— Ras-el-Ain— Nesibin— Mosul— rechtes  Tigrisufer— Bagdad— Basra 
— Kueit  mit  Zweigbahnen  nach  Castabol,  nach  Aleppo  und  nach  Chanikin, 
anzunehmen,  erwarteten  aber,  daß  die Anatolische Gesellschaft  den 
militärischen  Interessen  die  Konzession  machen  werde,  eine  Zweigbahn 
von  der  Hauptlinie  nach  Urfa  (zirka  30  km)  ohne  Garantien  zu  bauen; 
desgleichen  wünsche  man,  daß  die  Gesellschaft  sich  verpflichte,  nach 
der  ganzen  Hauptlinie  die  Zweigbahn  Angora — Siwas,  Diarbekr — 
Charput  und  eine  solche  nach  dem  linken  Tigrisufer  gegen  Kerkuk  hin 
„d'un  commun  accord  avec  le  Gouvernement  Imperial"  zu  bauen.  Bei 
Erklärung  der  Annahme  des  obigen  Trace  seien  sie  beauftragt,  die  Vor- 
aussetzung auszusprechen,  daß  durch  den  Bau  dieser  Bahn  der  türkischen 
Regierung  keine  Lasten  auferlegt  würden  „qui  depassent  ses  forces 
financieres",  es  scheine  demnach  nunmehr  der  Moment  gekommen,  um 
die  finanzielle  Frage  in  Angriff  zu  nehmen. 

Ich  habe  den  Herren  gesagt,  daß  bezüglich  der  gewünschten  Zweig- 
bahnen die  Erklärung  der  Deutschen  Bank  eingeholt  werden  würde. 
Was  den  in  finanzieller  Beziehung  ausgesprochenen  Vorbehalt  beträfe,  so 
stehe  derselbe  durchaus  im  Einklang  mit  den  Intentionen  der  Gesell- 
schaft, die  selbstverständlich  das  große  Unternehmen  nur  ausführen 
werde,  wenn  die  Pforte  in  der  Lage  sei,  die  erforderlichen  Garantien  zu 
geben.  Ich  nähme  an,  daß  die  Gesellschaft  selbst  die  Bedingung  stellen 
werde,  daß  sie  nur  nach  Maßgabe  der  finanziellen  Leistungsfähigkeit 
der  Pforte  bezw.  nach  Schaffung  der  nötigen  staatlichen  Mehreinnahmen 
zum  Bau  verpflichtet  sei.  Alle  die  finanziellen  Fragen,  die  aus  dem 
gewählten  Trace  folgten,  würden  am  besten  an  der  Hand  eines  Kon- 
ventionalentwurfs    erörtert   werden,    und    würde   ich   der   Gesellschaft 


*  Nach    Telegramm    Nr.  316    vom    5.    Oktober    hatte    der    Sultan    Marschall 
gebeten,    mit    der    türkischerseits    zur    Prüfung    des    Trace    der    Bagdadbahn 
eingesetzten     Kommission    und    den    Vertretern     der    Anatolischen    Eisenbahn- 
gesellschaft  zwecks   einer   Verständigung   zusammenzutreten. 
**  Generaldirektor-Adjoint  der  Anatolischen   Eisenbahngesellschaft. 
***  Chef    des    türkischen    Artilleriewesens. 
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anheimstellen,  nunmehr  einen  solchen  in  allen  Einzelheiten  auszuar- 
beiten. In  diesem  Augenblick  Zahlen  anzugeben  sei  verfrüht;  nur  soviel 
könne  ich  sagen,  daß  das  Trace  der  Gesellschaft,  sowohl  was  die  Bau- 
kosten als  was  die  Garantien  beträfe,  weit  billiger  sein  werde  als  das- 
jenige, welches  anfangs  von  den  türkischen  Kommissarien  vorgeschlagen 
worden. 

Die  Herren  Dr.  Zander  und  Huguenin  schlössen  sich  meiner  Erklä- 
rung an.  —  Ein  von  den  beiden  türkischen  Kommissaren  ausgesproche- 
ner Wunsch,  daß  der  Staatsgarantie  nicht  das  bei  der  Angoraliniegewählte 
System,  sondern  ein  solches  zugrunde  gelegt  werde,  welches  für  die 
Gesellschaft  ein  größeres  Interesse  an  der  Entwickelung  des  Betriebs 
schaffe,  wurde  von  Dr.  Zander  mit  dem  Hinweis  darauf  ad  referendum 
genommen,  daß  eine  Änderung  des  Systems,  soviel  er  wisse,  auch  den 
Intentionen  der  Gesellschaft  entspreche. 

Marschall 


Nr.  5227 

Der  Erste  Sekretär  bei  der  Botschaft  in  London  Freiherr 
von  Eckardstein  an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 
Nr.  IQ  London,  den  9.  Januar  1901 

Euerer  Exzellenz  beehre  ich  mich  in  der  Anlage  eine  Aufzeichnung 
des  Herrn  Dr.  Georg  von  Siemens*  über  eine  Unterredung  gehorsamst 
zu  überreichen,  welche  derselbe  bei  seiner  kürzlichen  Anwesenheit  in 
London,  einer  Aufforderung  des  Unterstaatssekretärs  Sir  Thomas  San- 
derson  folgend,  mit  demselben  sowie  dem  zurzeit  hier  weilenden  Bot- 
schafter in  Konstantinopel  Sir  Nicholas  O'Conor  in  bezug  auf  die 
Bagdadbahn  gehabt  hat. 

Ich  beehre  mich,  hierbei  gehorsamst  zu  bemerken,  daß  ich  mir  noch 
nicht  ganz  klar  darüber  bin,  welchen  tatsächlichen  Zweck  die  englische 
Regierung  mit  der  seitens  Sir  Th.  Sandersons  Herrn  von  Siemens  über- 
mittelten Einladung  zu  einer  Besprechung  der  Frage  der  Bagdadbahn 
verfolgt  hat.  Ich  hoffe  aber,  demnächst  in  die  Lage  zu  kommen,  mir  ein 
Bild  über  die  Absichten  der  englischen  Regierung  in  dieser  Angelegen- 
heit zu  machen,  und  werde  nicht  verfehlen,  Euerer  Exzellenz  hierüber 
ausführlichen  Bericht  zu  erstatten. 

Für  den  Kaiserlichen  Botschafter 
H.  Eckardstein 


*  Siehe  die  Anlage.    Eine  kürzere  Aufzeichnung  Siemens'   findet  sich  bei  Karl 
Helfferich,  Georg  von  Siemens   III,   121  f. 

392 


Anlage 

Aufzeichnung  des  Direktors  der  Deutschen  Bank 
Dr.  Georg  von  Siemens 

Unsignierte  und  undatierte  Abschrift 

Registriert:  4.  Januar  1901,  mittags. 

Unterhaltung  auf  dem  Foreign  Oifice  am  4.  Januar  1901.  Zugegen: 

Sir  Thomas  Sanderson,  Under  Secretary  of  State, 

Sir  Nicholas  O'Conor,  englischer  Botschafter  in  Konstantinopel, 

Dr.  von  Siemens. 

Siemens  eröffnete  die  Unterhaltung,  bat  um  Entschuldigung  wegen 
der  anscheinenden  Indiskretion  seiner  Frage,  entwickelte  die  Geschichte 
der  Anatolischen  Bahn,  hob  dabei  nachdrücklich  hervor,  daß  von  Anbe- 
ginn an  die  englische  Teilnahme  deutscherseits  gesucht  worden  sei, 
indem 

1.  die  Bewerbung  um  die  Bahnkonzession  erfolgt  sei  mit  der 
Unterstützung  einer  englischen,  von  Sir  Vincent  Caillard  vertretenen 
Gruppe. 

2.  Nachdem  Barings  &  Gibbs  eine  Beteiligung  in  dem  Geschäfte 
abgelehnt,  habe  man  die  Vertretung  des  englischen  Interesses  der 
von  Sir  Ernest  Cassel  vorgeschlagenen  Trustees  &  Executors  Corpo- 
ration anvertraut,  welche  20  %  des  Geschäftes  übernommen  habe. 
Außerdem  seien  noch  verschiedene  weitere  Beteiligungen  an  Sir 
Ernest  Cassel  und  dessen  Freunde  gegeben  worden. 

3.  Die  englische  Gruppe  habe  drei  Direktoren,  Sir  Vincent  Cail- 
lard und  zwei  von  den  Trustees  vorgeschlagene  Herren  in  den  Board 
entsendet. 

4.  Die  Subskription  auf  die  Obligationen  habe  zugleich  in  Lon- 
don und  Berlin  stattgefunden. 

Wenn  somit  das  englische  Interesse  in  dieser  Angelegenheit  nicht 
genügend  gewahrt  worden  sei,  so  habe  die  Schuld  nicht  auf  deutscher 
Seite  gelegen,  sondern  sei  dadurch  zu  erklären,  daß  die  Bonds  in  England 
keinen  Markt  fanden,  und  daß  die  Aktien  fast  sämtlich  nach  Deutsch- 
land und  Konstantinopel  zurückverkauft  wurden. 

Als  das  Unternehmen  beendet  war  und  infolge  Anregung  des 
Sultans  und  des  Deutschen  Kaisers  die  Ausdehnung  der  Bahn  nach  dem 
Persischen  Golf  zu  erneut  in  Betracht  gezogen  wurde,  wandte  sich  die 
deutsche  Gruppe  mit  Wissen  des  englischen  Botschaftsrats  in  Kon- 
stantinopel, Herrn  von  Bunsen,  an  die  englische  Smyrna — Ai'din-Bahn 
und  schlug  derselben  eine  Fusion  auf  Grundlage  einer  Garantie  für  die 
Obligationsverzinsung  zu  4  %  und  eines  Aktienaustausches  von  Smyrna 
— Aidin  gegen  Anatolische  Aktien  vor.  Dabei  sollten  die  Aktionäre  der 
Smyrna — Aidin-Bahn  das  Recht  haben,  für  ihre  Aktien  zu  einem  ver- 
hältnismäßig  hohen    Kurse   nach   ihrer   Wahl  auch   Geld   zu  nehmen. 
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Dieser  unter  Zuziehung  von  Sir  Ernest  Cassel  formulierte  und  von 
verschiedenen  Direktoren  der  Smyrna — Aidin-Bahn  beifällig  aufgenom- 
mene Vorschlag  wurde  indessen  im  Frühjahr  1899  von  den  Bond- 
holders  der  Smyrna — Aidin-Bahn  abgelehnt. 

Unter  diesen  Umständen  sei  die  deutsche  Gruppe  gezwungen 
worden,  den  ihr  bereitwilligst  in  Aussicht  gestellten  französischen  Bei- 
stand in  Anspruch  zu  nehmen,  und  habe  mit  der  Banque  Ottomane  des 
auch  durch  die  Presse  veröffentlichte  Abkommen  vom  5./6.  Mai 
1899  getroffen,  wonach  die  beiden  Gruppen  sich  zur  gemeinschaftlichen 
Verfolgung  des  Projektes  vereinigen.  Hierbei  wurde  der  Vorbehalt 
getroffen,  daß  beide  Gruppen  verpflichtet  seien,  wenn  eine  dritte  Gruppe, 
als  welche  eine  englische  in  Aussicht  genommen  wurde,  sich  bilden 
sollte,  an  diese  Gruppe  einen  unbestimmt  gelassenen  Anteil  pro  rata 
ihrer  beiderseitigen  Partizipation  abzutreten. 

Inzwischen  habe  die  Anatolische  Bahn  mit  großen  Kosten  eine 
Kommission  zum  Studium  der  wirtschaftlichen  und  technisch-baulichen 
Verhältnisse  nach  dem  Persischen  Golfe  entsendet,  deren  Bericht  vor- 
liege. Aus  demselben  ergebe  sich,  daß  das  Projekt  der  Verlängerung  über 
Angora — Siwas — Diarbekr — Mosul  zu  teuer  und  auch  technisch  un- 
durchführbar sei.  Auch  bemerkte  man  starken  diplomatischen  Wider- 
stand gegen  diese  Linie  von  russischer  Seite.  Die  einzig  mögliche 
Linie  war  daher  die  Verlängerung  über  Konia  bis  in  die  Nähe  des 
Busens  von  Alexandrette,  von  dort  nach  Mosul  mit  einer  Zweigbahn 
nach  Aleppo,  und  auf  dem  rechten  Tigrisufer  über  Bagdad,  Bassorah 
nach  dem  Persischen  Golfe.  Die  Kosten  einer  solchen  2500  Kilometer 
langen  Linie  seien  auf  500  Millionen  Francs  und,  wenn  man  die  Zwi- 
schenzinsen während  der  Bauzeit  und  die  sonstigen  Nebenkosten  in 
Betracht  ziehe,  auf  ziemlich  600  Millionen  Francs  zu  schätzen.  Dafür 
aber  könne  man  eine  Bahn  haben,  welche  technisch  absolut  leistungs- 
fähig für  große  Geschwindigkeiten  sei,  und  welche  die  Verbindung  mit 
Indien  gegenüber  dem  Seewege  um  zirka  72  Stunden  abkürzen  würde. 
An  der  Herstellung  eines  solchen  zweiten  Weges  nach  Indien  und 
an  einer  Abkürzung  der  Zeitdauer  habe,  nach  Siemens  Ansicht,  auch 
die  englische   Regierung  ein   starkes   politisches   Interesse. 

Nun  müsse  man  aber  in  Betracht  ziehen,  daß  bei  der  Apathie  der 
türkischen  Bevölkerung  und  bei  der  Unerfahrenheit  der  türkischen 
Beamten  die  Rentabilität  einer  solchen  Bahn  nur  langsam  sich  ent- 
wickeln werde,  und  daß  eine  starke  Unterstützung  der  türkischen  Re- 
gierung durch  eine  Zinsgarantie  von  zirka  1,5  Millionen  türkischer  Lira 
erforderlich  sein  werde.  Hierfür  seien  die  Mittel  nur  zu  beschaffen, 
wenn  den  türkischen  Finanzen  durch  eine  weitere  Operation  aufge- 
holfen werde. 

Dies  sei  auch  möglich,  wenn  man  den  von  der  türkischen  Regie- 
rung im  Jahre  1891  eingeschlagenen  Weg  des  Abschlusses  neuer  Han- 
delsverträge,   wie    ein    solcher    mit    Deutschland    1891    bereits    abge- 
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schlössen  worden  ist,  weiter  verfolge.  Dieser  Weg  sei  zulässig,  weil 
alle  Verträge  abgelaufen  seien,  und  weil  gegenwärtig  die  rechtliche 
Grundlage  für  die  Beziehungen  der  Türkei  zu  den  europäischen  Mäch- 
ten lediglich  durch  die  Kapitulationen  gegeben  sei,  welche  eine  Wert- 
zollerhebung von  1  o/0  festsetzen  und  somit  den  finanziellen  Bedürf- 
nissen der  Neuzeit  in  keiner  Weise  entsprechen. 

Wenn  man  an  die  Stelle  der  gegenwärtig  bestehenden  Wertzölle 
spezifizierte  Zölle  setze  und  den  Tarif  zugrunde  lege,  welcher  in  den 
Verhandlungen  von  1891  bis  1900  im  großen  und  ganzen  von  den 
meisten  Mächten  gebilligt  worden  sei,  so  könne  man  annehmen,  daß 
die  Türkei  eine  Mehreinnahme  von  12 — 15  hunderttausend  Pfund 
Sterling  gewinne  und  die  Mittel  zur  Sicherstellung  der  mesopotamischen 
Bahn  besitzen  werde. 

Nach  den  ihm  gemachten  Mitteilungen  glaube  Siemens  annehmen 
zu  dürfen,  daß  die  meisten  Mächte  (mit  Ausnahme  von  England  und 
Rußland)  Einwendungen  gegen  den  Abschluß  solcher  Verträge  nicht 
erheben  würden,  und  er  erlaube  sich  hiermit  die  Anfrage,  wie  sich 
eventuell  England  zu  dem  Abschluß  eines  solchen  Vertrages  stellen 
würde.  Er  mache  darauf  aufmerksam,  daß  die  mesopotamische  Bahn 
nach  seiner  Ansicht  auch  in  dem  Falle  zustande  kommen  könne,  wenn 
Verträge  dieser  Art  nicht  geschlossen  würden;  aber  es  würde  in  diesem 
Falle  die  Durchführung  des  Unternehmens  eine  sehr  viel  längere  Zeit 
erfordern,  weil  man  zunächst  diejenigen  Netze  von  500—700  Kilometer 
Ausdehnung  bauen  würde,  welche  wegen  der  Dichtigkeit  der  Bevölke- 
rung und  der  Güte  des  Bodens  eine  Aussicht  auf  eine  schnellere  Ren- 
tabilität eröffneten,  und  weil  man  erst  allmählich  die  Verbindung  zwi- 
schen diesen  Netzen  durch  den  Bau  der  weniger  rentablen  Linien  her- 
stellen könne.  Die  Erfahrungen  der  Angoralinie  hätten  erwiesen,  daß 
auch  in  der  Türkei  Eisenbahnen  einen  vorteilhaften  Einfluß  auf  die 
Vermehrung  der  Wohlhabenheit  und  der  Dimes  ausüben.  Doch  gehe 
dies  sehr  langsam.  Die  lange  Zeitdauer  lasse  aber  die  Durchführung 
des  Unternehmens  in  dieser  Form  unerwünscht  erscheinen.  Außerdem 
würde  eine  auf  diese  Weise  zustande  gekommene  Bahn  in  ihrer  tech- 
nischen Leistungsfähigkeit  weit  hinter  dem  ersten  Projekt  zurückstehen. 

Sir  Nicholas  O'Conor  machte  darauf  aufmerksam,  daß  er  nur  seine 
persönliche  Ansicht  ausspreche,  da  die  Entscheidung  der  Frage  bei  dem 
englischen  Government  liege.  Er  mache  darauf  aufmerksam,  daß  die 
Kapitulationen  unbedingt  zu  Recht  beständen  und  hinsichtlich  der 
Fixierung  der  Zölle  nur  durch  einen  formalen  neuen  Vertrag  abgeändert 
werden  können.  Er  bestritt  nicht,  daß  ein  politisches  Interesse  der  eng- 
lischen Regierung  an  der  Schaffung  einer  zweiten  schnelleren  Verbin- 
dung zwischen  Europa  und  Indien  bestehen  könne,  und  knüpfte  daran 
die  Frage,  ob  Siemens  der  Ansicht  sei,  daß  der  Mehrertrag  der  Zölle 
zugunsten  des  neuen  Bahnunternehmens  hypotheziert  werden  müsse, 
damit  die   Durchführung  des   Unternehmens   und   die  Verzinsung  der 
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investierten  Kapitalien  sichergestellt  sei.  Auf  die  bejahende  Antwort 
entwickelte  Sir  Nicholas  seine  Ansicht  dahin,  daß  er  natürlich  nicht 
wisse,  ob  die  englische  Regierung  den  Abschluß  eines  solchen  Handels- 
vertrages für  nützlich  erachten  werde,  daß  aber  jedenfalls  vor  Eintreten 
in  Verhandlungen  über  eine  solche  Abänderung  auch  ein  materielles 
englisches  kommerzielles  Interesse  geschaffen  werden  müsse.  Er  habe 
bedauert,  daß  man  zu  dem  deutsch-französischen  Abkommen  vom 
Mai  1890  nicht  von  vornherein  eine  englische  Gruppe  hinzugezogen 
habe.  Es  würde  immerhin  einen  schlechten  Eindruck  machen,  wenn 
man  englische  Teilnehmer  nachträglich  zu  einem  bereits  fertigen  Ab- 
kommen hinzuziehe;  jedenfalls  aber  müsse  die  Regierung  in  der  Lage 
sein,  falls  sie  ihrer  Industrie  Zollerhöhungen  auferlege,  ihr  auch  zu 
gleicher  Zeit  Kompensationen  in  Aussicht  zu  stellen,  welche  in  der 
verhältnismäßigen  Beteiligung  der  englischen  Industrie  an  den  zu  be- 
schaffenden Bauten,  Schienen,  Maschinen  und  dergleichen  bestehe. 

Siemens  erwiderte,  daß  man  zu  den  Verhandlungen  im  Mai  1899 
Engländer  nur  deshalb  nicht  habe  zuziehen  können,  weil  14  Tage 
vorher,  im  April  1899,  die  für  diese  Bahn  zunächst  in  Betracht  kommende 
englische  Gruppe  eine  Verbindung  mit  der  Anatolischen  Bahn  abge- 
lehnt habe,  daß  aber  die  Bereitwilligkeit  zur  Zuziehung  einer  solchen 
nach  wie  vor  bestehe.  Siemens  fragte,  ob  man  ihm  vielleicht  eine  Andeu- 
tung geben  könne,  nach  welcher  Richtung  er  seine  Bemühungen  um 
Interessierung  englischer  Häuser  zu  lenken  habe.  Eine  solche  Andeu- 
tung wurde  ihm  nicht  gegeben.  Man  beschränkte  sich  vielmehr  auf  die 
Erklärung,  daß  die  Frage  nach  Etablierung  einer  englischen  Gruppe 
erledigt  sein  müsse,  ehe  man  an  die  Diskussion  der  Frage  gehen  könne, 
ob  der  Abschluß  eines  solchen  Handelsvertrages  zweckmäßig  erscheine. 
Siemens  resümierte  sodann  seine  Auffassung  der  Sachlage  dahin,  daß 
man  den  Abschluß  eines  solchen  Vertrages  nicht  für  unmöglich  zu 
halten  scheine,  wenn  zuvor  ein  englisches  finanzielles  Interesse  in  be- 
friedigender Form  durch  Bildung  einer  englischen,  an  allen  Vorteilen  des 
Geschäftes  gleichmäßig  teilnehmenden  Gruppe  erfolgt  sei.  Dieser  Auf- 
fassung wurde  nicht  direkt  widersprochen,  aber  es  wurde  auch  keine 
direkte  Zustimmung  erklärt;  nur  wurde  darauf  aufmerksam  gemacht, 
daß  an  den  Abschluß  eines  solchen  Vertrages  auch  Bedingungen  hin- 
sichtlich von  kommerziellen  Verkehrserleichterungen  geknüpft  werden 
könnten,  z.  B.  sei  das  Verhalten  der  türkischen  Regierung  in  Bergwerks- 
fragen zurzeit  fast  verkehrsfeindlich.  Auch  könne  man  möglicherweise 
das  Verlangen  stellen,  daß  an  die  Telegraphenpfähle  der  zukünftigen 
Linie  ein  Spezialdraht  für  den  direkten  indischen  Verkehr  aufgehängt 
werden  müsse;  endlich  könnten  hinsichtlich  der  Errichtung  des  Ter- 
minus am  Persischen  Golfe,  welcher  voraussichtlich  nach  El  Kueit  kom- 
men werde,  Bedingungen  wegen  des  Schutzes  der  dortigen  politischen 
englischen  Rechte  geknüpft  werden*. 
*  Vgl.  dazu  Abschnitt  B. 
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Über  alle  diese  Bemerkungen  hatte  Siemens  selbstverständlich 
keine  Meinung  zu  äußern  oder  ein  Urteil  abzugeben.  Mit  seinem  Danke 
für  das  ihm  bezeugte  freundliche,  offene  Entgegenkommen  der  Herren 
wurde  die  Konferenz  beendet. 

Registriert:  4.  Januar  1901,  abends 
Besprechung  zwischen  Sir  Nicholas  O'Conor  und  Dr.  von  Siemens. 

Siemens  teilte  mit,  daß  er  in  Verfolg  des  ihm  ausgedrückten  Wun- 
sches nach  Bildung  einer  englischen  Gruppe  die  Meinung  der  Herren 
Alfred  und  Leopold  von  Rothschild  eingeholt  habe.  Diese  Meinung  sei 
dahin  gegangen,  daß  das  Geschäft  bis  jetzt  nur  einen  politischen  Cha- 
rakter und  noch  keinen  finanziellen  trage  und  daher  für  Verhandlungen 
unter  Bankiers  noch  nicht  reif  sei.  Es  sei  für  einen  Bankier  schwierig, 
wenn  nicht  unmöglich,  sich  für  einen  Betrag  von  5 — 7  Millionen  Pfund 
Sterling  auf  Jahre  hinaus  zu  binden,  wenn  er  noch  gar  nicht  wisse,  ob 
und  wie  das  betreffende  Geschäft  Zustandekommen  werde.  Ein  solches 
Obligo  müsse  seine  Bewegungsfreiheit  schädigen,  und  er  könne  auf 
dieselbe  nicht  verzichten,  wenn  ihm  nicht  bestimmte  Vorteile  geboten 
würden.  Eine  ähnliche,  wenn  auch  weniger  speziell  motivierte  Ansicht 
habe  der  mit  der  Imperial  Bank  of  Persia  in  Beziehung  stehende  Baron 
Reuter  ausgesprochen,  indes  mit  dem  Zusätze,  daß  er  sich  über  diese 
Frage  mit  seinem  Bruder  beraten  wolle. 

Darauf  stellte  Siemens  die  Frage,  ob  es  dem  Sir  Nicholas 
O'Conor  genüge,  wenn  Sir  Nicholas  selbst  oder  die  englische  Regie- 
rung in  den  Besitz  einer  gemeinschaftlichen  Erklärung  der  Banque 
Ottomane  und  der  Anatolischen  Bahnengruppe  gesetzt  würde,  daß  man 
einer  leistungsfähigen  englischen  Gruppe  bis  zur  Herstellung  eines 
Definitivums  jederzeit  den  Eintritt  in  die  Kombination  zu  den  Original- 
bedingungen gestatten  werde.  Sir  Nicholas  bedauerte  diese  Sachlage, 
glaubte  aber,  daß  eine  solche  Erklärung  immerhin  von  einigem  Wert 
sein  könne.  Herr  von  Siemens  schlug  vor,  dieselbe  in  einem  Nachtrags- 
protokoll zu  dem  Abkommen  vom  IQ.  Mai  1899  zu  formulieren.  Gegen 
die  Zweckmäßigkeit  dieses  Vorschlages  erhob  Sir  Nicholas  O'Conor 
keine  Einwendung. 

Nr.  5228 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

Rosen 

Eigenhändig 

Berlin,   den    16.    April    1901 

Dr.  von  Siemens  teilt  mit,  daß  am  23.  April  in  Berlin  eine  Kon- 
ferenz   mit   der   Banque   Ottomane   und    dem   französischen    Syndikat 
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stattfinden  soll.  Zu  dieser  Konferenz  werden  unter  anderen  Auboy- 
neau  *,  Huguenin,  Vitali  **  erwartet.  Der  definitive  Text  des  Kon- 
zessionsentwurfs für  die  Bagdadbahn  soll  bei  dieser  Gelegenheit  fest- 
gestellt werden.  Der  erste  Entwurf  ist  der  Pforte  nicht  eingereicht 
worden. 

Ros  ein 


Nr.  5229 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.   125  Therapia,   den   14.   Mai   1901 

Dr.  Zander  und  Herr  Huguenin  haben  mir  soeben  Vortrag  über 
das  Ergebnis  der  mit  den  französischen  Finanziers  stattgehabten  Ver- 
handlungen bezüglich  der  Bagdadbahn  erstattet  und  mir  die  erfreu- 
liche Mitteilung  gemacht,  daß  eine  vollkommene  Einigung  erzielt 
wurde***  und  der  Entwurf  der  definitiven  Konzession  gemäß  Befehl 
des  Herrn  von  Siemens  in  den  nächsten  Tagen  hier  eingereicht  wird. 

An  dem  hier  redigierten  Entwurf  sind  keine  erheblichen  Ände- 
rungen vorgenommen  worden.  Dagegen  haben  die  Franzosen  den 
dringenden  Wunsch  ausgesprochen,  daß  die  für  den  Bau  erforder- 
lichen Summen  nicht  durch  Aktien  und  Obligationen,  sondern  durch 
Ausgabe  von  türkischen  Staatstitres  aufgebracht  würden,  da  der  fran- 
zösische Markt  dieselben  sehr  gern  aufnehmen  werde,  während  das 
Publikum  der  Aufnahme  von  Titres  einer  Privatgesellschaft  abgeneigt 
sei.  Die  Bahngesellschaft  würde  sich  in  diesem  Falle  als  Betriebs- 
gesellschaft konstituieren  und  den  Betrieb  für  99  Jahre  sich  konzedieren 
lassen.  Herr  von  Siemens  ist  damit  um  so  mehr  einverstanden,  als  die 
Garantie  f  dann  etwa  um  2500  Francs  herabgesetzt  werden  kann.  In 
dem  Entwurf  ist  jedoch  an  dem  ursprünglichen  System  festgehalten, 
um  durch  die  Konzession  der  von  den  Türken  dringend  gewünschten 
Ausgabe  von   Staatstitres    andere    Bestimmungen    durchzusetzen.     An 


*  Direktor  der  Banque  Ottomane. 

**  Graf  Vitali,  Bevollmächtigter  der  französisch-syrischen  Eisenbahngesell- 
schaften. 

***  Am  13./21.  Mai  war  zwischen  der  Anatolischen  Eisenbahngesellschaft  und 
der  die  französisch-syrischen  Gesellschaften  vertretenden  Banque  Ottomane  ein 
Vertrag  abgeschlossen  worden,  durch  den  die  zwischen  beiden  seit  den  90er 
Jahren  bestehende  nähere  Verbindung  vertieft  und  bezüglich  der  nunmehr 
nachzusuchenden  definitiven  Konzession  für  das  Bagdadbahnunternehmen  volles 
Einvernehmen  herbeigeführt  wurde. 

t  Gemeint  ist  die  sogenannte  „kilometrische  Garantie".  Näheres  darüber  siehe 
in  Nr.  5247. 
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dem  Gedanken  des  sektionsweisen  Baues  ist  festgehalten.  Herr  Hu- 
guenin  sagte  mir,  daß  die  französischen  Delegierten  bei  der  Konferenz 
Mitteilung  von  einer  Note  des  Herrn  Delcasse  an  die  russische  Re- 
gierung gemacht  haben.  Dieselbe  besage  folgendes:  Die  gegenwärtige 
französisohe  Marktlage  sei  für  die  Aufnahme  einer  größeren  russischen 
Anleihe  günstig.  Dagegen  beständen  in  Pariser  Finanzkreisen  Be- 
fürchtungen wegen  gewisser  Schwierigkeiten,  welche  Rußland  gegen- 
über den  türkischen  Fondsinhabern  und  speziell  in  der  Frage  der  Bag- 
dadbahn erhebe.  Die  russische  Regierung  wird  daher  gebeten,  ihren 
Botschafter  in  Konstantinopel  zu  instruieren,  daß  er  in  diesen  Fragen 
keine  Schwierigkeiten  mache. 

Marschall 

Nr.  5230 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  'Auswärtigen  Amt 

Rosen 

Eigenhändig 

Berlin,  den  4.  Juni  1901 

Dr.  von  Siemens  erklärte  heute  zu  der  von  ihm  eingesandten  Auf- 
zeichnung über  seine  Besprechungen  mit  der  französischen  Gruppe  Graf 
Vitali,  von  Biedermann  und  Bardac*,  die  Initiative  der  Demarche  Del- 
casses  in  Petersburg  sei  von  den  Franzosen  ausgegangen,  die  Veranlas- 
sung jedoch  von  ihm  (Siemens).  Die  Bedenken  wegen  der  russischen 
Beteiligung  könne  er  nicht  teilen.  Er  suchte  überhaupt  die  ganze  Her- 
einziehung der  Russen  möglichst  leicht  zu  nehmen  und  als  ganz  unver- 
fänglich darzustellen.  Dagegen  gab  er  aber  doch  im  Laufe  der  Unter- 
haltung zu,  daß  ihm  der  Schritt  nicht  leicht  geworden  sei.  Er  habe  aber 
geglaubt,  er  sei  notwendig,  um  die  Unterzeichnung  des  russisch-türki- 
schen Handelsvertrages  durch  Rußland  zu  erreichen.  Hierzu  sei  der 
Moment  der  Reise  des  Herrn  Delcasse  nach  Petersburg  ihm  als  beson- 
ders geeignet  erschienen. 

Die  finanzielle  Beteiligung  der  Russen  werde  eine  sehr  geringe  und 
dementsprechend  auch  ihre  politische  Einflußnahme  eine  unbedeutende 
sein.  Die  Befürchtung,  daß  Rußland  weit  über  seine  kapitalistische  Be- 
teiligung hinaus  durch  die  Bahn  Einfluß  in  der  Türkei  gewinnen  würde. 


*  Die  Besprechungen  hatten  am  22./23.  Mai  1901  in  Wiesbaden  stattgefunden. 
Laut  einer  Aufzeichnung  des  Direktors  Dr.  von  Siemens  hatte  Graf  Vitali  dabei 
auf  Grund  einer  Unterredung  mit  dem  französischen  Minister  des  Äußern 
Delcasse  über  dessen  Bemühungen  gelegentlich  seines  Petersburger  Aufent- 
haltes (20.— 26.  April  1901)  referiert,  auch  eine  russische  Beteiligung  am 
Bagdadbahnunternehmen  herbeizuführen  und  den  Abschluß  des  russisch-türki- 
schen Handelsvertrags,  der  auf  das  Unternehmen  von  Einfluß  sein  mußte,  zu 
fördern.    Vgl.  K.  Helfferich,  Georg  von  Siemens  III,  127. 
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wollte  er  durchaus  nicht  teilen.   Die  Leitung  der  Bahn  werde  trotz  der 
russischen  Beteiligung  ganz  in  seinen  Händen  bleiben. 

Eine  Einbuße  des  deutschen  Einflusses  werde  nur  bezüglich  des 
Baues  der  Bahn  eintreten,  da  hier  die  Franzosen  eine  stärkere  Beteili- 
gung beanspruchten.  Im  Laufe  des  Gespräches  ließ  Dr.  von  Siemens 
durchblicken,  daß  diese  etwa  zwei  Drittel  des  ganzen  Baues  betragen 
könne.  Eine  Strecke  von  2400  Kilometer  könne  Deutschland  nicht  bauen. 
Es  sei  genug,  wenn  es  hiervon  800  Kilometer  übernähme.  Mehr  könne 
Deutschland  gar  nicht  bauen. 

Ich  fragte  Dr.  von  Siemens,  ob  ihm  eventuell  als  einziger  mir  erkenn- 
barer Ausweg  aus  der  gegenwärtigen  Schwierigkeit  eine  rasche  und  ge- 
wissermaßen unbedingte  Konzessionserteilung  an  ihn  genehm  wäre. 
Eine  solche  ließe  sich  vielleicht  beim  Sultan  erreichen  und  würde  dann 
der  deutschen  Gruppe  den  fremden  Beteiligungen  gegenüber  eine  ganz 
neue  und  verstärkte  Position  geben.  Diesen  Vorschlag  wies  Dr.  von 
Siemens  unter  dem  Hinweis  darauf  zurück,  daß  für  die  definitive  Kon- 
zessionserteilung inklusive  Abschluß  der  Handelsverträge  eine  Bak- 
schischerteilung  von  10  Millionen  francs  an  das  Palais  notwendig 
und  in  Aussicht  genommen  sei.  Für  die  Konzession  ohne  Handelsver- 
träge resp.  vor  Abschluß  derselben  sei  aber  eine  Abschlagszahlung  von 
mindestens  2  Millionen  Francs  erforderlich  und  bereits  versprochen.  Er 
trage  um  so  mehr  Bedenken,  das  deutsche  Konto  allein  mit  dieser 
Summe  zu  belasten,  als  dieses  bereits  die  Kosten  der  Studienkommission 
in  Höhe  von  1  200000   Francs  zunächst  allein  getragen  habe. 

Rosen 


Nr.  5231 

Der  Botschafter  In  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  188  Therapia,  den   1.  Juli  1901 

Graf  Vitali,  der  sich  seit  kurzer  Zeit  hier  aufhält,  hat  mich  gestern 
besucht  und  dabei  auch  über  die  Bagdadbahn  gesprochen.  Bezüglich  der 
stattgehabten  russisch-französischen  Verhandlungen  teilte  er  mir  nach- 
stehende Details  mit:  Rußland  habe  sich  bereit  erklärt,  der  Bagdadbahn 
keine  Schwierigkeiten  in  den  Weg  zu  legen  und  auch  den  Handelsver- 
trag mit  der  Türkei  abzuschließen  unter  der  Bedingung,  daß 

1.  von  den  aus  den  Handelsverträgen  zu  erwartenden  Mehreinnah- 
men nichts  „dans  les  caisses  du  tresor  imperial  ottoman"  fließe, 

2.  daß  die  Bagdadbahngesellschaft  eine  internationale  werde  unter 
gemeinsamer  Einflußnahme  aller  Beteiligten, 
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3.  daß  Rußland  eine  Beteiligung  an  dem  Unternehmen  eingeräumt 
werde. 

Herr  Delcasse  habe  diese  Bedingungen  angenommen,  und  sei  das 
Einverständnis  durch  Notenaustausch  zwischen  dem  Grafen  Lamsdorff 
und  dem  französischen  Botschafter  konstatiert  worden. 

Graf  Vitali  erklärt  sich  die  russische  Forderung  unter  Nr.  1,  die  mir 
bisher  nicht  bekannt  war,  dahin,  daß  Rußland  zwar  die  Verwendung 
der  vermehrten  Zolleinnahmen  zugunsten  der  Bondholders  und  der 
Garantie  für  die  Bagdadbahn  zugeben,  aber  verhindern  wolle,  daß  die 
Türken  Ge]d  in  die  Hand  bekommen,  um  ihre  Rüstungen,  namentlich 
zur  See,  zu  vervollkommnen.  Mit  der  allgemeinen  russischen  Politik 
steht  diese  Erklärung  durchaus  im  Einklang. 

Wie  aus  meinem  Telegramm  Nr.  182  hervorgeht,  sucht  Tewfik 
Pascha,  dem  die  russisch-französischen  Verabredungen  unbekannt  sind, 
den  Abschluß  des  russischen  Handelsvertrags  dadurch  zu  fördern,  daß 
er  die  Russen  versichert,  die  Mehreinnahmen  würden  verwendet  „pour 
equilibrer  le  budget  de  1' Empire",  während  Rußland  gerade  dies  ver- 


hindern will. 


Marschall 


Nr.  5232 

Aufzeichnung  des  Staatssekretärs  des  Auswärtigen  Amtes 
Freiherrn  von  Richthofen 

Undatierte   Reinschrift 

[pr.  3.  Juli  1901] 

Die  von  Graf  Vitali  dem  Kaiserlichen  Botschafter  in  Konstantinopel 
mitgeteilten  (und  von  diesem  im  Telegramm  Nr.  188  vom  1.  d.  Mts.* 
hierher  gemeldeten)  Bedingungen,  unter  denen  Rußland  sich  bereit 
erklärt  haben  soll,  dem  Bagdadbahnunternehmen  keine  Schwierigkeiten 
in  den  Weg  legen  und  den  Handelsvertrag  mit  der  Türkei  abschließen 
zu  wollen,  sind  das  Resultat  von  Verhandlungen,  welche  Herr  Delcasse 
bei  seinem  diesjährigen  Aufenthalt  in  St.  Petersburg  mit  der  russischen 
Regierung  geführt  hat. 

Die  Veranlassung  zu  dieser  Demarche  hatte  Dr.  von  Siemens  selbst 
gegeben,  indem  er  die  von  ihm  im  Februar  d.  Js.  zur  Feststellung  des 
definitiven  Konzessionsentwurfs  hierher  eingeladenen  Vertreter  der  fran- 


*  Siehe  Nr.  5231. 
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zösischen  Gruppe  aufforderte,  bei  Herrn  Delcasse  dahin  zu  wirken,  daß 
dieser  bei  seinem  Besuch  in  St.  Petersburg  den  russischen  Widerstand 
gegen  das  für  die  Garantiefrage  des  Bagdadbahnunternehmens  unerläß- 
liche Zustandekommen  des  russisch-türkischen  Handelsvertrags  zu  be- 
seitigen suche.  Dabei  wurde  schon  damals  von  französischer  Seite  die 
Möglichkeit  der  Zuziehung  einer  russischen  Gruppe  oberflächlich  ge- 
streift, ohne  jedoch  in  eine  entscheidende  Erörterung  der  Frage  einzu- 
treten. 

Dies  geschah  erst  in  der  Mitte  Mai  d.  Js.  in  Wiesbaden  zwischen 
der  deutschen  und  französischen  Interessentengruppe  abgehaltenen  Kon- 
ferenz, als  Graf  Vitali  die  ihm  von  Herrn  Delcasse  überbrachten  Peters- 
burger Wünsche  wegen  einer  russischen  finanziellen  Beteiligung  am 
Unternehmen  den  deutschen  Vertretern  mitteilte. 

Herr  von  Siemens  akzeptierte  die  russischen  Vorschläge,  jedoch 
ohne  uns  vorher  von  der  dadurch  sich  notwendig  vollziehenden  Ände- 
rung der  Situation  in  Kenntnis  gesetzt  und  sich  unseres  Einverständ- 
nisses mit  der  russischen  Beteiligung  vergewissert  zu  haben. 

Die  augenblickliche  Situation  ist  daher  folgende: 

Die  Russen  werden  sich  in  der  Weise  finanziell  am  Unternehmen 
beteiligen,  daß  die  Beteiligungsquote  der  französischen  Gruppe  um 
10  o/o,  d.  h.  also  von  40  auf  50  %  erhöht  wird  und  dafür  die  Franzosen 
die  Verpflichtung  übernehmen,  diese  10%  zur  Befriedigung  der  etwaigen 
fremden  Gruppen,  wie  z.   B.  der  russischen,  zu  verwenden. 

Hierdurch  wird  das  ursprünglich  als  deutsch-französisch  gedachte 
Unternehmen  zu  einem  deutsch-französisch-russischen.  Herr  von  Sie- 
mens ist  zwar  der  Ansicht,  daß  die  politische  Einflußnahme,  welche 
Rußland  durch  die  Bahn  in  der  Türkei  gewinnen  könnte,  nicht  über 
seine  kapitalistische  Bedeutung  hinausgehen  werde,  da  er  dafür  zu 
sorgen  wissen  werde,  daß  die  Leitung  der  Bahn  trotz  der  russischen 
Beteiligung  ganz  in  deutschen  Händen  bleibe. 

Dabei  gibt  jedoch  Herr  von  Siemens  jetzt  schon  zu,  daß  bezüglich 
des  Bahnbaus  eine  Einbuße  des  deutschen  Einflusses  eintreten  werde, 
da  hier  die  Franzosen  eine  stärkere  Beteiligung  beanspruchten;  er  schätzt 
dieselbe  auf  etwa  zwei  Drittel  des  ganzen  Baues,  da  Deutschland  nicht 
imstande  sei,  von  der  2400  Kilometer  betragenden  Gesamtstrecke  der 
Bahn  mehr  als  800  Kilometer  zu  bauen;  selbst  für  diese  Strecke  werde 
er  genötigt  sein,  zum  Teil  auch  französische  Techniker  zu  engagieren. 

Die  Verhandlungen  mit  der  Pforte  über  die  Erteilung  der  definitiven 
Konzession  sind  nun  so  weit  gediehen,  daß  der  von  den  Bevollmächtigten 
der  Gesellschaft  der  türkischen  Regierung  eingereichte  Entwurf  der 
Konzession  zunächst  der  Militärkommission  zur  Prüfung  überwiesen 
worden  ist. 

Rieh  thof  en 
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Nr.  5233 

Aufzeichnung  des  Stellvertretenden  Staatssekretärs  des 
Auswärtigen  Amtes  von  Mühlberg* 

Reinschrift 

Berlin,  den  2.  August  1901 

Das  beifolgende  Telegramm  des  Geschäftsträgers  in  London  vom 
29.  v.  Mts.**  bestätigt  die  Ansicht,  an  welcher  diesseits  immer  festge- 
halten wurde,  daß  von  England  ein  Aufgeben  der  Isolierungspolitik  nicht 
zu  erwarten  ist,  solange  Lord  Salisbury  mitzureden  hat.  Der  schwerwie- 
gendste Punkt  in  der  ganzen  Mitteilung  ist  die  Äußerung  von  Sir  Frank 
Lascelles,  daß  England  sich  wohl  an  Deutschland,  nicht  aber  an  den 
Dreibund  würde  anschließen  können.  Aus  dieser  Bemerkung  ergibt  sich 
von  neuem,  daß  Lascelles  als  zur  Gefolgschaft  von  Salisbury  gehörig  die 
englisch-deutsche    Verständigung    zu    hintertreiben    bestrebt   ist. 

Bezeichnend  ist  ferner  für  die  englische  Politik  alles  das,  was  sich 
in  dem  Telegramm  auf  die  Bagdadbahn  bezieht.  Dieses  Unternehmen 
betrachten  augenscheinlich  Salisbury  und  Genossen  als  das  sichere 
Mittel  zur  Herbeiführung  eines  Konfliktes  zwischen  Deutschland  und 
Rußland.  So  erklärt  es  sich  auch,  daß  der  englische  Botschafter  dem 
Legationsrat  Rosen  gegenüber,  welchen  er  von  Teheran  her  kennt, 
sich  bitter  und  sarkastisch  über  die  Hineinziehung  russischer  Inter- 
essen in  die  Bagdadangelegenheit  äußerte.  Sir  Frank  fragte  nament- 
lich geradezu,  ob  denn  der  Kaiser  damit  zufrieden  sei. 

Aus  alledem,  was  wir  jetzt  wissen,  ergibt  sich,  daß  wir  mit  der 
Bagdadbahn  —  Umwandlung  eines  deutschen  Unternehmens  in  ein  inter- 
nationales, zunächst  deutsch-französisch-russisches  unter  Oifenhalrung 
des  Beitritts  Englands  —  auf  dem  richtigen  Wege  sind.  Ein  deutsch- 
russischer Konilikt,  wie  ihn  die  Engländer  und  vielleicht  auch  manche 
Leute  in  Deutschland  wünschen,  wird  dadurch  unmöglich  gemacht.  Aber 
die  Politik,  die  sich  darnach  für  uns  als  die  richtige  darstellt,  ist  eine  Po- 
litik des  Abwartens  mit  festen  Nerven  und  geschlossenem  Munde.  Ob  wir 
die  werden  durchführen  können,  läßt  sich  heute  hier  nicht  beurteilen,  pp. 

Für  die  Arbeit  des  Auswärtigen  Amtes  bilden  diese  Erörterungen 
die  unumgängliche  Unterlage.  Um  beurteilen  zu  können,  was  unter  den 
gegebenen  Verhältnissen  für  uns  möglich  und  erreichbar  ist,  wird  man, 
wenigstens  in  großen  Umrissen,  über  die  Homburger  Besprechungen 
orientiert  sein  müssen.  Da  man  in  der  Politik  auch  das  Unerwartete 
nicht  außer  Berechnung  lassen  darf,  so  haben  wir  die  Möglichkeit  in  Be- 


*  Bereits  abgedruckt  in   Kap.  CIX,  Nr.   5022,  hier  des  Zusammenhangs  wegen 
teilweise  wiederholt. 

**  Siehe   Kap.  CIX,   Nr.  5021.    Das  Telegramm  betraf  wesentlich  die  Frage  des 
englisch-deutschen  Bündnisses. 
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tracht  zu  ziehen,  daß  jene  Homburger  Besprechungen  indirekt  durch 
ihre  Rückwirkung  eine  zeitweilige  Milderung  der  englisch-russi- 
schen Kontraste  herbeiführen*.  Um  dieser  englisch-russischen  Annähe- 
rung entgegenzuarbeiten,  ist  für  den  Augenblick  nur  ein  Mittel  ersicht- 
lich: daß  die  vom  Direktor  Siemens  eingeleitete  Umwandlung  des  Bag- 
dadprojekts aus  einem  deutschen  in  ein  deutsch-französisch-russisches 
seitens  der  Kaiserlichen  Regierung  formell  gutgeheißen  und  in  dem 
Sinne  eine  amtliche  Kundgebung  in  Petersburg  von  uns  gemacht  wird. 
Damit  wäre  dann  die  zeitweilige  politische  Hauptreibungsfläche 
zwischen  uns  und  Rußland  beseitigt,  pp. 

Mühlberg 

Nr.  5234 

Der  Geschäftsträger  In  Konstantinopel  Freiherr 
von  Wangenhelm  an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bälow 

Ausfertigung 
Nr.  98  Therapia,  den  15.  August  1901 

Sir  Nicholas  O'Conor  sprach  mir  heute  seine  Befriedigung  darüber 
aus,  daß  die  in  London  geführten  Verhandlungen  von  Vertretern  der 
Deutschen  Bank  mit  englischen  Kapitalisten  wegen  der  englischen  Be- 
teiligung an  der  Bagdadbahrt  ein  günstiges  Ergebnis  gehabt  hätten.  Er 
sei  von  jeher  ein  Freund  der  Bagdadbahn  gewesen;  nur  habe  er  für 
England  stets  la  porte  grand'ouverte  und  nicht  die  porte  entrebaillee 
verlangt.  Er  hoffe  nun,  daß  sich  England  mit  derselben  Quote  bei  dem 
Unternehmen  beteiligen  werde  wie  Deutschland  und  Frankreich.  Was 
letzteres  betreffe,  so  habe  er  aus  vertraulichen  Äußerungen  des  Herrn 
Constans  entnommen,  daß  dieser  selbst  zu  bezweifeln  angefangen  habe, 
ob  die  mit  Bezug  auf  die  Bagdadbahn  geschlossene  französische  Allianz 
mit  Deutschland  dem  Streben  Rußlands,  dieselbe  zu  zerstören,  und  dem 
französischen  Chauvinismus  auf  die  Dauer  standhalten  werde.  England 
würde  eventuell  gern  bereit  sein,  an  die  Stelle  Frankreichs  zu  treten 
und  die  Sache  mit  uns  durchzuführen. 

Von  Rußland  befürchtet  Sir  Nicholas  keine  direkte  Störung  des  Un- 
ternehmens, doch  vermutet  er,  daß  dieses,  welches  schon  für  die  Vor- 
konzession an  Deutschland  eine  so  bedeutende  Ausgleichsforderung  an 
die  Türkei  gestellt  und  von  ihr  erfüllt  erhalten  habe**,  beim  Abschluß 
der  definitiven  Konvention  einen  noch  fetteren  Bissen  verlangen  werde. 

Der  Wunsch  des  englischen  Botschafters,  England  im  Orient  poli- 


*  Über    die    Homburger     Besprechungen     zwischen     Kaiser    Wilhelm     II.     und 
König  Eduard  VII.  von  England  vgl.   Kap.  CIX,  Nr.  5023.    Von  der  Bagdadbahn 
war  dabei  nicht  die  Rede. 
**  Vgl.  Nr.  5211  ff. 
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tisch  mit  uns  zu  assoziieren,  um  uns  dann  für  dessen  antirussische 
Ziele  zu  verwerten,  ist  verständlich.  Überrascht  hat  es  mich  nur,  daß  der 
Botschafter  nach  seinen  langjährigen  Erfahrungen  in  der  Türkei  noch 
nicht  zu  der  Einsicht  gelangt  ist,  daß  eine  wirtschaftliche  Ehe 
Deutschlands  mit  England  hier  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  ist.  Für  uns 
würde  dieselbe  einem  Begräbnis  nicht  nur  der  Bagdadbahn,  sondern 
auch  aller  unserer  sonstigen  wirtschaftlichen  Pläne  gleichkommen.  Dafür 
daß  Herrn  Constans'  Interesse  an  der  Bagdadbahn  erlahmt  wäre,  liegen 
bis  jetzt  keine  Anzeichen  vor.  Ermutigend  können  freilich  die  Schlag- 
lichter, die  in  der  jüngsten  Zeit  auf  die  türkischen  Finanzverhältnisse 
gefallen  sind,  auf  ihn  und  den  französischen  Markt  nicht  gewirkt  haben. 
Was  Rußland  betrifft,  so  lassen  allerdings  das  außerordentliche  Interesse, 
mit  dem  Herr  Sinowiew  die  Verhandlungen  wegen  Abschlusses  der 
definitiven  Konvention  verfolgt,  und  die  Zurückziehung  der  russischen 
Beteiligung  an  dem  Unternehmen  es  als  möglich  erscheinen,  daß  Ruß- 
land bei  der  endgültigen  Regelung  der  Sache  das  türkische  Schaf  für 
seine  eigene  Rechnung  noch  einmal  zu  scheeren  beabsichtigt. 

Wangenh  ei  m 


Nr.  5235 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bälow,  z.  Z.  in  K^in  Flott  bek, 
an  Kaiser  Wilhelm  II. 

Ausfertigung 

Klein  Flottbek,  den  28.  September  1901 

Über  den  gegenwärtigen  Stand  der  auf  den  Bau  der  Bagdadbahn 
bezüglichen  Verhandlungen  beehre  ich  mich  Euerer  Kaiserlichen  und 
Königlichen  Majestät  das  Nachstehende  alleruntertänigst  zu  berichten. 

Bei  mehreren  im  Laufe  dieses  Sommers  stattgehabten  Besprechun- 
gen zwischen  der  deutschen  und  der  französischen  Gruppe  der  Anatoli- 
schen  Eisenbahngesellschaft  ist  —  zuletzt  am  16.  v.  Mts.  in  Zürich  — 
die  gegenüber  der  Pforte  weiter  zu  befolgende  Taktik  sowie  auch  die 
Beteiligung  der  einzelnen  Kapitalistengruppen  nach  Nationen  erörtert 
worden. 

Was  den  ersteren  Punkt  betrifft,  so  war  man  sich  darüber  einig,  daß 
die  Konzession  nur  werde  erlangt  werden  können,  wenn  gleichzeitig  der 
Türkei  ein  größerer  Vorschuß  gewährt  und  auch  der  landesübliche 
Bakschisch  nicht  gespart  würde.  (Letzterer  wird  nach  einer  vertrau- 
lichen Mitteilung  des  Dr.  von  Siemens  auf  etwa  10  Millionen  Francs  ge- 
schätzt 1 !) 

Als  unerläßliche  Voraussetzung  für  den  Bau  der  Bahn  ist  bisher  stets 
angenommen  worden,  daß  durch  den  Abschluß  der  Handelsverträge 
der  Türkei  neue,  als  Garantieunterlage  zu  verwendende  Einnahmequellen 
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eröffnet  werden.  Mit  Rücksicht  darauf,  daß  der  Abschluß  der  Handels- 
verträge immerhin  noch  längere  Zeit  anstehen  dürfte,  sind  die  Vertreter 
der  deutschen  und  der  französischen  Gruppe  dahin  übereingekommen, 
daß  auch  schon  bei  Überweisung  genügender  Pfänder  für  einen  Teil  der 
zu  bauenden  Strecke  —  etwa  für  einige  hundert  Kilometer  —  für  die  Er- 
langung der  Konzession  gewisse  Opfer  gebracht  werden  könnten.  Da- 
gegen müßten  die  Verhandlungen  infolge  der  durch  die  Quaifrage*  her- 
vorgerufenen Spannung  zwischen  der  französischen  Regierung  und  der 
Türkei  einen  Aufschub  erleiden.  Übrigens  sind,  wie  ich  hierbei  ehr- 
erbietig mir  zu  bemerken  gestatte,  die  Interessen  der  französischen 
Gruppe  der  Anatolischen  Bahngesellschaft  mit  denen  der  Quaigesell- 
schaft keineswegs  verknüpft,  es  besteht  vielmehr  zwischen  den  beiden 
französischen  Gruppen  ein  gewisser  Gegensatz. 

Die  zweite  Frage,  die  Quotenbeteiligung  der  verschiedenen  Natio- 
nalitäten, wurde  bisher  noch  nicht  endgültig  geregelt.  Ursprünglich  war 
für  die  deutsche  und  die  französische  Finanzgruppe  eine  Beteiligung 
mit  je  40  o/0  vorgesehen.  Hierzu  sollte  dann  die  eng'ische  Gruppe  mit 
20  o/o  hinzutreten.  Da  jedoch  Herr  Dr.  von  Siemens  während  des  Som- 
mers auch  dem  russischen  Kapital  eine  Beteiligung  zugesichert  hatte, 
wurde  von  französischer  Seite  darauf  hingewiesen,  daß  die  russische 
Quote  nicht  wohl  kleiner  als  die  englische  sein  dünte.  Es  wurde  darauf- 
hin beschlossen,  daß,  wie  auch  die  letzteren  beiden  Quoten  seinerzeit 
bemessen  würden,  die  deutschen  und  die  französischen  Anteile  zur  Her- 
stellung derselben  pro  rata,  also  in  gleicher  Höhe  beizutragen  hätten. 

Über  das  jüngste  Stadium  der  Verhandlungen  über  die  Bagdadbahn- 
konzession berichtet  Euerer  Majestät  Geschäftsträger  in  Konstantinopel 
unter  dem  18.  d.  Mts.:  „Nachdem  vor  einigen  Monaten  der  Entwurf 
der  definitiven  Bagdadbahnkonzession  von  der  Direktion  der  Anatoli- 
schen Eisenbahngesellschaft  der  Pforte  übergeben  worden  war,  hatte  der 
Sultan  die  Prüfung  derselben  durch  eine  von  ihm  niedergesetzte  Kom- 
mission angeordnet.  Das  schon  vor  längerer  Zeit  abgegebene  Gutachten 
der  Kommission,  von  welchem  ich  keine  amtliche  Kenntnis  habe,  soll 
dahin  lauten,  daß  die  von  den  Anatoliern  geforderten  Garantien  viel  zu 
hoch  seien,  und  daß,  wenn  schon  einmal  dem  türkischen  Staateso  bedeu- 
tende Opfer  zugemutet  würden,  es  vorzuziehen  wäre,  auf  die  früher 
beabsichtigt  gewesene  Linie  Angora — Bagdad  zurückzukommen1.  Seit- 
dem ruht  der  Entwurf  nebst  dem  Gutachten  im  Kabinette  des  Sultans. 
In  den  letzten  Tagen  beginnt  indes  ein  leichter  Wind  die  Segel  des 
Unternehmens  wieder  zu  schwellen.  Der  Sultan  hat  den  Konstanti- 
nopeler  Direktor  der  Bagdadbahngesellschaft,  Herrn  Zander,  nach  dem 
Palais  kommen  und  ihm  durch  seinen  ersten  Sekretär  Tahsin  Bey  er- 
öffnen lassen,  daß  er  ein  lebhaftes  Interesse  an  der  baldigen  Verwirk- 

*  Näheres  bezüglich  des  französisch-türkischen  Konflikts  über  die  Quaifrage, 
der  schließlich  zu  einer  französischen  Landung  auf  der  Insel  Mytilene  führte, 
siehe  in   Bd.  XVIII,  Kap.  CXX. 
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lichung  des  Bagdadbahnprojekts  habe2.  Sein  Herzenswunsch  sei  es, 
daß  es  ihm  noch  vergönnt  sein  möge,  mittelst  der  Bahn  von  Konstanti- 
nopel nach  Mekka  zu  fahren,  und  dazu  müsse  die  Bagdadbahn  und  von 
dieser  aus  eine  Verbindungsstrecke  nach  der  Hedjasbahn  möglichst 
bald  gebaut  werden.  Er  sei  demgemäß  bereit,  jetzt  die  definitive  Kon- 
zession für  die  Bahn  den  Anatoliern  zu  erteilen,  knüpfe  jedoch  hieran 
folgende  Bedingungen:  1.  die  Höhe  der  geforderten  Kilometergarantie 
müsse  herabgesetzt  werden;  2.  die  Aufwendungen  für  dieselbe  müßten 
ausschließlich  durch  die  aus  der  Unifizierung  der  türkischen  Staats- 
schulden und  aus  den  Handelsverträgen  sich  ergebenden  Mehrein- 
nahmen und  aus  den  der  Türkei  zu  konzedierenden  Monopolen  ge- 
deckt werden;  und  3.  der  Türkei  müßten  durch  die  Anatolische  Eisen- 
bahngesellschaft die  Mittel  und  Wege  bezeichnet  werden3,  wie  sie 
sich  bis  zur  Annahme  der  Handelsverträge  und  bis  zur  Durchführung 
der  Finanzreform  über  Wasser  halten  könne.  —  Herr  Zander  glaubt, 
daß  es  dem  Sultan  zurzeit  weniger  auf  die  Bagdadbahn  als  auf  die 
Erfüllung  des  Punktes  3  ankommt4,  das  heißt,  auf  eine  durch  die 
Deutsche  Bank  zu  vermittelnde  größere  Anleihe5.  Die  Idee,  durch  die 
Inaussichtstellung  einer  baldigen  Gewährung  der  Bagdadkonzession  die 
Deutsche  Bank  für  ein  Vorschußgeschäft  gefügiger  zu  machen,  ist  nach 
Herrn  Zanders  Ansicht  dem  Sultan  von  einem  französischen  Finanz- 
manne lediglich  im  Interesse  der  Finanzlage  einer  französischen  Linie 
in  Syrien  suggeriert  worden.  Wie  mir  Herr  Zander  weiter  bemerkte, 
würde  die  Deutsche  Bank  kaum  geneigt  sein,  vor  der  finanziellen  Fun- 
dierung des  Bagdadunternehmens  ein  größeres  Vorschußgeschäft  mit 
der  Türkei  einzugehen  6." 

B  ü  1  o  w 

Randbemerkungen  Kaiser  Wilhelms  IL: 
i   i 

2  Das  sagte  er  anno  1898  auch  schon! 

3  das   dürfte   wohl   die   Hauptsache   sein   und  die   Bagdadbahn   in   den   Hinter4 
grund  drängen 

4  ja 

5  geht  nicht 

6  unter  keinen  Umständen 


Nr.  5236 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Biilow  an  den  Geschäftsträger 
in  Petersburg  Grafen  von  Pächter 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden   Rats  Rosen 

Nr.  146  Berlin,  den  19.  Oktober  1901 

Wenn  Ew.  die  Gelegenheit  finden,  im  Gespräch    mit  Graf  Lams- 
dorff  und  anderen  maßgebenden  Persönlichkeiten  die  Bagdadbahn  zu  be- 
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rühren,  so  wollen  Sie,  ohne  in  den  Ton  der  Entschuldigung  zu  fallen, 
klarmachen,  daß  das  Bagdadunternehmen  durch  die  Beteiligung  Frank- 
reichs und  die  Offenhaltung  für  Rußland  auch  jeden  Anschein  eines 
gegen  Rußland  gerichteten  Unternehmens  verloren  hat.  Es  wäre  sehr 
zu  wünschen,  daß  in  diesem  Sinne  russisch erseits  auf  die  dortige  Presse 
und  auch  auf  die  russische  Botschaft  in  Konstantinopel  eingewirkt 
werde*. 

B  ü  1  o  w 


Nr.  5237 

Der  Stellvertretende  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes 

von  Mühlberg  an  den  Botschafter  In  Konstantinopel 

Freiherrn  von  Marschall 

Konzept  von   der   Hand   des   Vortragenden    Rats    Rosen 

Nr.  709  Berlin,  den  2.  November  1901 

[abgegangen  am  3.  November] 

Ich  habe  Herrn  Geheimen  Regierungsrat  Zander  ermächtigt,  bei 
seiner  Rückkehr  nach  Konstantinopel  Herrn  Maximow  mitzuteilen:  „In 
Danzig  sei  dem  Zaren  und  dem  Grafen  Lamsdorff  eröffnet  worden,  daß 
Rußland  der  Eintritt  in  das  Bagdadunternehmen  gewährt  sei.  Diese  Er- 
klärung scheine   mit  Befriedigung   aufgenommen   worden   zu   sein**." 


*  Der  Anlaß  zu  dieser  Weisung  ist  offenbar  in  dem  Streben  der  deutschen 
Außenpolitik  zu  suchen,  die  günstigen  Ergebnisse  des  Zarenbesuchs  in  Deutsch- 
land (11. — 13.  September)  auch  hinsichtlich  der  Bagdadbahn  festzuhalten.  Vgl. 
die  dem  Reichskanzler  am  5.  September  als  Unterlage  für  die  bevorstehenden 
Danziger  Besprechungen  vorgelegten  Aufzeichnungen  —  Abschnitt  II:  Bagdad- 
bahn —  und  den  Runderlaß  an  die  Missionen  vom  14.  September  in  Bd.  XVIII, 
Kap.  CXVI,  Nr.  5392  und  5395.  In  dem  Runderlaß  hieß  es  u.a.:  „Gegenüber 
unserer  Orientpolitik  legte  der  Zar  keinerlei  Mißtrauen  an  den  Tag.  Daß  wir 
das  russische  Kapital  an  der  Bagdadbahn  beteiligen  wollen,  erfüllt  ihn  mit  großer 
Befriedigung.  Er  sieht  ein,  daß  die  Bahn  lediglich  ein  kommerzielles  Unternehmen 
ist."  Trotz  dieser  günstigen  Disposition  des  Zaren  dauerte  jedoch  der  Kampf  der 
russischen  Presse  und  der  russischen  Botschaft  in  Konstantinopel  gegen  das  Bag- 
dadbahnunternehmen fort.  Graf  Pückler  berichtete  unmittelbar  nach  der  Danzi- 
ger Entrevue,  am  16.  September,  noch  aus  Petersburg,  der  empfindlichste  Punkt 
für  Rußland  bleibe  immer  noch  Deutschlands  wirtschaftliche  Stellung  in 
Kleinasien.  Auch  in  England  hielt  man  lange  Zeit  hindurch  an  der  vorge- 
faßten Meinung  fest,  als  müsse  es  zwischen  Deutschland  und  Rußland  wegen 
Kleinasiens  zum  Bruche  kommen.  Vgl.  den  Privatbrief  Eckardsteins  an  Holstein 
vom  23.  Mai  1901  bei  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  351.  Nach  Eckardstein  hätte 
sogar  der  englische  Botschafter  in  Berlin  Sir  Fr.  Lascelles  Kaiser  Wilhelm  II. 
beständig  in  der  Auffassung  bestärkt,  daß  Kleinasien  eine  deutsche  Domäne 
werden  müsse,  „ohne  natürlich  daran  zu  denken,  daß  Rußland  und  Deutsch- 
land sich  über  diesen  Punkt  einigen  könnten". 
**  Fußnote*. 
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Ew.  wollen,  nachdem  Herr  Zander  diese  Mitteilung  gemacht  haben 
wird,  gelegentlich  im  Gespräche  mit  Ihrem  russischen  Kollegen  die 
Richtigkeit  der  von  Herrn  Zander  behaupteten  Tatsache  bestätigen. 

M  ü  h  1  b  e  r  g 

Nr.  5238 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bälow  an  den  Geschäftsträger 
in  Petersburg  Grafen   von  Pückler 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats  Rosen 
Nr.  1 56  Berlin,  den  1 2.  November  1 901 

Wie  Ew.  aus  meinem  telegraphischen  Erlaß  Nr.  146*  bekannt,  ist 
dem  russischen  Kapital  die  Beteiligung  an  dem  Bagdadunternehmen 
offengehalten  worden.  Dies  war  seinerzeit  durch  Vermittelung  der  fran- 
zösischen Finanzgruppe  in  Konstantinopel  geschehen.  Die  Beteiligung 
sollte  eine  prozentualische  sein.  Bei  der  gegenwärtigen  Sachlage  ist 
jedoch  für  uns  eine  Einschränkung  der  russischen  Beteiligung  ebenso- 
wenig erwünscht  wie  die  französische  Vermittelung.  In  diesem  Sinne  ist 
hier  auf  die  Deutsche  Bank  eingewirkt  worden,  welche  sich  auch  bereit 
erklärt  hat,  die  russischen  Kapitalisten  direkt  zum  Beitritt  einzuladen 
und  denselben  die  Höhe  ihrer  Beteiligung  freizustellen. 

Ew.  wollen  dieses  letztere  dem  Grafen  Lamsdorff  oder  Herr  Witte 
oder  auch  deren  Stellvertretern  in  freundlicher  Weise  und  mit  voller 
Loyalität,  aber  nicht  im  Tone  der  Entschuldigung  gelegentlich  mitteilen 
und  dabei  von  sich  aus  einfließen  lassen,  daß  das  Bagdadunternehmen 
nie  als  ein  politisches  geplant  gewesen  sei,  daß  aber  bei  der  nunmehrigen 
internationalen  Beteiligung  jeder  Zweifel  an  dem  rein  wirtschaftlichen 
Charakter  des  Unternehmens  ausgeschlossen  erscheinen  müsse.  Ew. 
Bericht  über  die  Aufnahme  Ihrer  Mitteilung  sehe  ich  mit  Interesse  ent- 
gegen. 

B  ü  1  o  w 

Nr.  5239 
Der  Reichskanzler  Graf  von  Bälow  an  Kaiser  Wilhelm  II. 

Ausfertigung 

Berlin,  den  2.  Januar  1902 

Euere  Kaiserliche  und  Königliche  Majestät  hatten  zu  einem  Berichte 
des  Freiherrn  von  Marschall  über  die  Mekkabahn  zu  vermerken  geruht: 
„Und  die  Bagdadbahn  ?"  Auf  die  hierauf  erfolgte  Anfrage  in  Konstanti- 

*  Siehe  Nr.  5236. 
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nopel  nach  dem  augenblicklichen  Stand  der  Bagdadbahnfrage  berichtet 
Euerer  Majestät  Botschafter  folgendes: 

„Sofort  nach  der  Rückkehr  des  hiesigen  Vertreters  der  Anatolischen 
Eisenbahngesellschaft  Dr.  Zander  sind  in  längerer,  eifrig  geführter  Ver- 
handlung zwischen  ihm  und  dem  Bautenministerium  die  Entwürfe  über 
die  Konvention  und  über  das  Lastenheft  bis  auf  drei  streitig  gebliebene 
Punkte  vereinbart  worden.  Diese  Differenzen  betreffen  die  nachstehen- 
den Fragen: 

1.  Die  Frage  der  für  die  Verstärkung  der  alten  Linie  zu  gewährenden 
Kompensation.  Im  Prinzip  ist  die  Verpflichtung  zu  dieser  Kompensation 
anerkannt,  nur  wünscht  man  türkischerseits,  daß  dieselbe  nicht  in  der 
Form  einer  baren  Zahlung,  sondern  in  mehr  versteckter  Weise  stipuliert 
werde.  Dr.  Zander  hat  eine  diesen  Wünschen  entsprechende  Redaktion 
bereits  vorbereitet. 

2.  Die  bekannte  Frage  der  „decheance".  Etwa  Mitte  November 
hat  der  Bautenminister  dem  Sultan  die  Entwürfe,  wie  sie  sich  in  den  Ver- 
handlungen gestaltet  haben,  vorgelegt  und  über  die  Streitpunkte  Be- 
richt erstattet.  Der  Sultan  hat  dieselben  dem  Großwesir*  zur  Begutach- 
tung überwiesen  und,  wie  ich  höre,  dessen  Bericht  bereits  erhalten. 
Etwas  Weiteres  ist  in  den  letzten  fünf  Wochen  nicht  geschehen1.  Ich 
weiß  nur,  daß  der  Sultan  seiner  Umgebung  wiederholt  den  Entschluß 
ausgesprochen  hat,  die  Sache  jetzt  zum  Abschluß  zu  bringen2.  Mit 
Bezug  auf  diesen  Streitpunkt  hat  sich  der  hohe  Herr  übrigens  dahin  ge- 
äußert, daß  er  bei  den  freundschaftlichen  Beziehungen  zwischen  Deutsch- 
land und  der  Türkei  überhaupt  nicht  wünsche,  daß  eine  „decheance" 
erklärt  werde. 

3.  Die  Höhe  der  Garantie.  Der  Bautenminister  hat  in  dieser  Bezie- 
hung die  Entscheidung  dem  Palais  vorbehalten.  Dr.  Zander  ist  auf  der 
Forderung  von  17  000  Francs  —  4500  für  Betrieb  und  12500  für  Ver- 
zinsung des  Kapitals  —  stehengeblieben,  wird  jedoch  dem  Sultan  noch 
eine  Ermäßigung  der  letzgenannten  Summe  um  zirka  500  Francs  kon- 
zedieren. 

Der  Sultan  hat  mir  vor  einigen  Tagen  durch  Izzet  Bey  sagen  lassen, 
er  werde  nach  dem  15.  Ramasan  meine  „bons  Offices3"  in  Anspruch 
nehmen,  um  einen  Ausgleich  über  die  noch  bestehenden  Differenzen 
herbeizuführen. 

In  den  bisherigen  Verhandlungen  istvon  einem  Zusammenhange  der 
Bahnfrage  mit  der  Kueitfrage**  nicht  gesprochen  worden.  In  der  Kon- 
vention ist  „Kueit"  nicht  genannt.  In  Artikel  I  wird  eine  Zweigbahn 
von  Sobeir  nach  Kosima  konzediert  und  in  Artikel  23  der  Gesellschaft 
außer  in  Bagdad  und  Basra  auch  in  Kosima  das  Recht  der  Errichtung 
eines  Hafens  unter  bestimmten  Modalitäten  eingeräumt.    Ich  habe  daher 


*  Said  Pascha. 

**  Siehe  über  die  Kueitfrage   Abschnitt  B. 
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keine  Bedenken,  den  Wunsch  des  Sultans  zu  erfüllen  und  den  Anatoliem 
noch  die  Konzessionen  „abzuringen",  die  ich  vorher  mit  Dr.  Zander 
vereinbart  habe.  Die  Verhandlungen  werden  hauptsächlich  die  Höhe  der 
Garantie  betreffen,  bezüglich  welcher  der  Sultan  seiner  Qewohnheit 
entsprechend  schließlich  noch  100  oder  50  Francs  abhandeln  wird,  nach- 
dem Dr.  Zander  die  500  Francs  zugestanden  haben  wird. 

Wir  dürfen  meines  Erachtens  den  Sultan  nicht  drängen.  Wenn 
aber  der  Sultan  in  dem  Wunsche,  die  Bagdadbahnfrage  jetzt  zu  erledigen, 
uns  drängt,  ihm  bei  Lösung  der  obigen  Streitpunkte  zu  helfen,  so  würde 
eine  Zurückhaltung  unsererseits4  ihn  mit  politischem  Mißtrauen  er- 
füllen." 

Wie  ich  mir  hierzu  noch  alleruntertänigst  zu  bemerken  erlaube, 
dürfte  es  in  der  Tat  nicht  in  unserem  Interesse  liegen,  im  gegenwärtigen 
Augenblicke  den  Sultan  zu  einem  beschleunigten  Abschluß  zu  drängen. 
Vielmehr  empfiehlt  es  sich,  ohne  daß  unsererseits  ein  dilatorisches  Ver- 
fahren erkennbar  wird,  womöglich  abzuwarten,  welche  Entwickelung 
die  durch  Entsendung  eines  russischen  Kreuzers  nach  dem  Persischen 
Golf  in  ein  neues  Stadium  eingetretene  Kueitangelegenheit  nunmehr 
nehmen  wird5. 

Bül  ow 

Randbemerkungen    Kaiser  Wilhelms    II: 

1  Das  merke  ich! 

2  Marschall   soll   ihm   dabei   helfen 

3  na  da  bitte  ich  aber,  daß  dann  das  Ende  erreicht  werde! 

4  die  verlangt  auch  niemand 

5  man    kann   aber,   wenn    Briten   und    Russen   sich    anbellen,   während   der   Zeit 
als  tertius  Gaudens,  die   Bagdad  Bahn  in  die  Tasche  stecken.       W. 


Nr.  5240 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  15  Pera,  den  17.  Januar  1902 

Der  Sultan  hat  bereits  gestern  abend  das  Iradee  gegeben,  welches  die 
Bagdadkonvention  samt  Lastenheft  nach  den  Beschlüssen  des  Minister- 
rats sanktioniert.    Ausführliches  Telegramm  folgt. 

Marschall 

Randbemerkung  Kaiser  Wilhelms  IL: 

Na  endlich! 

bravo! 

Gratulire.    Marschall  hat  seine  Sache  gut  gemacht!    W. 
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Nr.  5241 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  17  Pera,  den  17.  Januar  1902 

Einem  Wunsche  des  Sultans  entsprechend  habe  ich  heute  dem  Se- 
lamlik  beigewohnt.  Nach  demselben  empfing  mich  der  hohe  Herr 
mit  der  Mitteilung,  er  habe  das  Masbata  des  Ministerrats  bezüglich  der 
Bagdadbahn  genehmigt  und  das  Iradee  bereits  der  Pforte  zugesandt. 
Er  bat  mich,  dies  Seiner  Majestät  dem  Kaiser  zu  melden,  allerhöchst- 
weichem die  Nachricht  Freude  machen  werde.  Der  Sultan  bemerkte, 
er  habe  mit  eigener  Hand  auf  das  Iradee  das  gestrige  Datum  „6.  Sche- 
wal"  geschrieben. 

Ich  erwiderte,  daß  Seine  Majestät  der  Kaiser  sicherlich  über  diese 
Mitteilung  erfreut  sein  und  dafür  Dank  wissen  werde,  daß  der  Sultan 
einer  deutschen  Gesellschaft  das  Vertrauen  schenke,  ein  so  großes  und 
wichtiges  Werk  durchzuführen.  Die  Deutschen  werden  nach  besten 
Kräften  dahin  streben,  diesem  Vertrauen  Ehre  zu  machen  und  das  große 
Werk  in  einer  des  Sultans  würdigen  Weise  auszuführen.  Es  sei  die 
definitive  Erteilung  der  Bagdadkonvention  ein  neues  Denkmal,  welches 
der  Sultan  seiner  glorreichen  Regierung  setze,  und  die  werde  fortan 
den  6.  Schewal  1318  als  einen  hochwichtigen  Tag  verzeichnen. 

Der  Sultan  bemerkte  darauf,  er  habe  ein  ruhiges  Gewissen,  da  er  die 
Konzession  einer  deutschen  Gesellschaft  übertragen  habe,  die  ihm  Be- 
weise ihrer  Tüchtigkeit  und  Ehrlichkeit  gegeben.  Wenn  er  die  Kon- 
zession irgendeiner  anderen  Nation  erteilt  hätte,  so  würde  sein  Gewissen 
nicht  ruhig  sein. 

Der  hohe  Herr  sagte  mir  ferner,  der  Großwesir  habe  sich  um  das 
Zustandekommen  der  Konvention  große  Verdienste  erworben.  Alle 
anderen  Minister  hätten  ebenfalls  zugestimmt,  mit  Ausnahme  des  Justiz- 
ministers Abdurrahman,  der  behauptete,  er  kenne  die  Sache  nicht 
genug.  Daran  anknüpfend  sprach  sich  der  Sultan  sehr  abfällig  über 
diesen  Würdenträger  aus. 

Marsch  all 

Nr.  5242 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  16  Pera,  den  17.  Januar  1902 

Der  Sultan  hat  gestern  abend  in  der  Frage  der  Bagdadkonvention 
das  Masbata  des  Ministerrats  genehmigt  und  das  Iradeeder  Pforte  behufs 
Unterzeichnung  des  Vertrags  zugesandt. 
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Die  Anatolische  Bahngesellschaft  erhält  damit  definitiv  auf  99  Jahre 
die  Konzession  zum  Bau  und  Betrieb  einer  Hauptbahn,  die,  von  Konia 
ausgehend,  überKaraman,  Eregli,  Adana,  Hamidie,  Killis,  TellHabesch, 
Nesibin,  Mosul,  Tekrit,  Sadjie,  Bagdad,  Kerbela,  Nedjef,  Sobeir  bis 
Bassorah  läuft,  ferner  folgende  Zweiglinien:  von  der  Hauptlinie  nach 
Castabol  am  Golf  von  Alexandrette,  von  Teil  Habesch  nach  Aleppo;  von 
der  Hauptlinie  nach  Urfa,  von  Sadjie  nach  Chanikin  an  der  persischen 
Grenze  und  von  Bassorah  nach  einem  noch  zu  bestimmenden  Punkte  an 
der  Küste  des  Persischen  Golfs.  Die  Länge  der  definitiv  konzedierten 
Linie  beträgt  2467  Kilometer.  Die  Gesellschaft  erhält  ferner  Vorzugs- 
rechte für  eine  Reihe  anderer  Zvveiglinien,  u.  a.  nach  Diarbekr  und 
Charput,  nach  Marasch,  nach  Biredjik,  nach  Mardin  usw.  Ihr  wird  ferner 
die  Konzession,  in  Castabol,  Bagdad  und  an  dem  Terminus  des  Persi- 
schen Golfs  Hafenanlagen  mit  allem  Zubehör  zu  errichten.  Der  Gesell- 
schaft wird  ferner  unter  gewissen  Voraussetzungen  das  Recht  einge- 
räumt, die  wichtige  Dampferlinie  von  Sirkedji  —  dem  Ausgangspunkt 
der  orientalischen  Eisenbahn  in  Stambul  —  nach  Haidar  Pascha  mit 
eigenen  Schiffen  zu  betreiben. 

Als  kilometrische  Garantie  gewährt  die  Pforte  den  Betrag  von 
16  500  Franken.  Die  Bauzeit  ist  im  ganzen  auf  acht  Jahre  festgesetzt. 
Die  Baupflicht  beginnt,  sobald  die  erforderlichen  Garantien  ganz  oder 
teilweise  gestellt  werden.  Da  die  für  die  alte  Linie  verpfändeten  Staats- 
einnahmen bei  der  vortrefflichen  Entwickelung  der  alten  Linien  das 
effektive  Bedürfnis  weit  übersteigen  —  für  die  Angoralinie  sind  mehr  als 
8  Millionen  Franken  verpfändet,  während  von  der  Pforte  für  das  Jahr 
1901  nur  zirka  700000  Franken  zu  zahlen  sind  — ,  und  da  nach  der  Be- 
stimmung der  älteren  Konventionen  die  damals  gegebenen  Pfänder  ohne 
weiteres  auch  auf  die  neuen  Konzessionen  übergehen,  so  wird  es  möglich 
sein,  den  Bau  zu  beginnen  und  eine  Teilstrecke  fertigzustellen,  ohne 
den  Abschluß  der  türkischen  Finanzreform  abzuwarten. 

Es  ist  ein  großes  Verdienst  des  verstorbenen  Herrn  von  Siemens*, 
daß  er  allen  Bestrebungen,  die  dahin  zielten,  die  Bagdadkonzession  für 
ein  internationales  Syndikat  zu  erwerben,  erfolgreich,  Widerstand  ge- 
leistet und  insbesondere  gegenüber  dem  französischen  Syndikat  darauf 
bestanden  hat,  daß  die  Anatolische  Gesellschaft  für  sich  allein  die  Kon- 
zession erwerbe.  Die  Zusagen  wegen  Beteiligung  an  dem  Unternehmen 
werden  gewiß  loyal  erfüllt  werden,  bei  den  noch  ausstehenden  Verein- 
barungen über  die  Einzelheiten  wird  aber  nunmehr  die  Anatolische  Ge- 
sellschaft und  das  hinter  ihr  stehende  deutsche  Finanzinstitut  das  ent- 
scheidende Wort  zu  sprechen  haben.  Der  Sultan  weiß,  daß  auch  außer- 
deutsches Kapital  an  der  Bagdadbahn  beteiligt  sein  wird,  er  hat  mir 
aber  wiederholt  die  Erwartung  ausgesprochen,  daß  die  Leitung  des 
neuen  Unternehmens  in  deutschen  Händen  bleiben  werde.    Der  Allein- 


f  23.  Oktober  1901. 
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besitz  der  Konzession,  die  an  Umfang  und  Bedeutung  im  türkischen 
Reiche  ihresgleichen  nicht  hat,  setzt  die  Anatolische  Bahngesellschaft 
in  die  Lage,  diese  Erwartung  zu  erfüllen. 

Sehr  verdient  um  die  Erledigung  hat  sich  der  neue  Großwesir 
gemacht.  Er  hat,  wie  mir  Tewfik  Pascha  erzählt,  im  Ministerrat  sehr 
warm  und  energisch  für  Erteilung  der  Konzession  gesprochen.  Auch 
Dr.  Zander  und  Huguenin  sind  der  Anerkennung  voll  über  die  Art,  wie 
Said  Pascha  die  letzten  schwierigen  Verhandlungen  mit  ihnen  geleitet 
hat.  Daß  die  Stellung  des  Großwesirs  heute  eine  sehr  starke  ist,  ergibt 
sich  auch  aus  der  Tatsache,  daß  entgegen  der  bisherigen  Übung  keiner 
der  Palaisleute  in  Aktion  getreten  ist,  die  Angelegenheit  vielmehr  ledig- 
lich auf  der  Pforte  verhandelt  worden  ist. 

Marschall 


Nr.  5243 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bälow 

Ausfertigung 
Nr.  34  London,  den  24.  Januar  1902 

Der  parlamentarische  Unterstaatssekretär  des  Auswärtigen  Lord 
Cranborne  erklärte  gestern  im  Unterhause  auf  Anfrage,  die  englische 
Regierung  habe  der  deutschen  mitgeteilt,  daß  sie  in  keiner  Weise  gegen 
das  Unternehmen  sei,  an  welchem  britische  Kapitalisten  jedenfalls  einen 
erheblichen  Anteil  zu  nehmen  wünschen  würden.  Über  die  Frage  des 
Endpunktes  der  Bahn  am  Persischen  Golf  hätten  bereits  Besprechungen 
zwischen  beiden  Regierungen  stattgefunden,  und  eine  Entscheidung 
darüber  werde  erst  nach  weiterer  Vereinbarung  erfolgen. 

Der  Bericht  der  „Times"  über  die  Äußerung  ist  beigefügt. 

P.  Metternich 


Nr.  5244 
Der  Reichskanzler  Graf  von  Bälow  an  Kaiser  Wilhelm  IL 

Ausfertigung 

Berlin,  den  31.  Januar  1902 

Euerer  Kaiserlichen  und  Königlichen  Majestät  meMe  ich  allerunter- 
tänigst,  daß  es  nicht  ausgeschlossen  erscheint,  daß  die  Finanzierung  der 
Bagdadbahn  unter  den  amerikanischen  Großkapitalisten  Interesse  und 
Förderung  finden  wird.  Wie  mir  auf  meine  Anfrage  von  der  Deutschen 
Bank  vertraulich  mitgeteilt  wird,  weilte  Direktor  Gwinner  im  Juni 
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v.  Js.  in  London,  wo  er  mit  der  Firma  Morgan,  deren  Hauptteilhaber  der 
bekannte  J.  Pierpont  Morgan  in  New  York  ist,  wegen  Beteiligung  an 
dem  Bagdadunternehmen  Verhandlungen  anknüpfte.  Die  Unterhand- 
lungen wurden  mit  dem  früheren  indischen  Finanzsekretär,  jetzigen  Teil- 
haber der  Firma  Morgan,  Clinton  E.  Dawkins  und  mit  dem  Sohn  J.  P. 
Morgans  geführt.  Diese  beiden  schlugen  die  Zuziehung  des  in  solchen 
Finanzgeschäften  erfahrenen  Sir  Ernest  Cassel  vor,  der  auch  die  Zustim- 
mung der  britischen  Regierung  zur  Beteiligung  der  englischen  Finanz 
erlangen  sollte. 

Nach  einigen  Tagen  schrieb  dann  Dawkins  an  Gwinner,  die  eng- 
lische Regierung  stimme  unter  gewissen  Voraussetzungen  zu,  und  die 
Firma  Morgan  sei  mit  Cassel  gemeinschaftlich  zur  Kooperation  bereit. 
Über  die  Höhe  der  englischen  Quote  ist  gesprochen  worden,  aber  eine 
Einigung  noch  nicht  erzielt.  Die  Forderung,  daß  die  Engländer  betei- 
ligt sein  sollten  nicht  nur  am  Finanzgeschäft,  sondern  auch  am  Bauge- 
schäft und  an  den  Lieferungen  sowie  an  der  Verwaltung  des  Unterneh- 
mens wurde  diesseits  prinzipiell  zugestanden.  Seit  jener  Zeit  haben 
die  Verhandlungen  geruht,  sollen  aber,  nachdem  erst  das  unterzeichnete 
Vertragsinstrument  hier  eingetroffen  ist,  wieder  aufgenommen  werden. 
Als  der  Direktor  Gwinner  von  der  Deutschen  Bank  im  vorigen  Mai  die 
Bagdadfrage  mit  Pierpont  Morgan  senior  in  London  besprechen  wollte, 
wich  dieser  aus  und  verwies  Gwinner  an  seine  Teilhaber.  Der  von  Pier- 
pont Morgan  angegebene  Grund,  daß  er  den  Kopf  von  seinen  amerika- 
nischen Unternehmungen  zu  voll  habe,  um  sich  mit  türkischen  Ge- 
schäften befassen  zu  können,  dürfte  der  Wahrheit  entsprochen  haben 
und  wahrscheinlich  noch  heute  entsprechen.  Nach  Ansicht  der  Deut- 
schen Bank  würde  aber  der  Versuch,  mit  einem  anderen  amerikanischen 
Bankhause  oder  Institute  über  die  Bagdadbahn  zu  verhandeln,  trotzdem 
bei  Morgan  die  heftigste  Opposition  hervorrufen  müssen  und  dürfte  die 
Mitwirkung  des  Londoner  Hauses  und  damit  die  so  wichtige  englische 
Kooperation   aufs   ernstlichste   gefährden. 

Bül  ow 

Nr.  5245 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  32  Pera,  den  31.  Januar  1902 

Antwort  auf  Telegramm  Nr.  11  *. 

Der  Umstand,  daß  Herr  Sinowiew,  der  mir  früher  schon  in  einer 
Privatunterredung  die  Ansicht  ausgesprochen  hatte,  daß  der  Bau  der 

*  In  Telegramm  Nr.  11   vom   29.   Januar  hatte  Reichskanzler  Graf  Bülow  seine 
Befriedigung    über    Äußerungen    des    russischen    Botschafters    in    Konstantinopel 
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Bagdadbahn  russische  Interessen  nicht  tangiere  —  Telegramm  Nr.  11  — 
bei  einem  offiziellen  Besuch,  und  zwar  unmittelbar  anschließend  an  die 
Glückwünsche  zum  Geburtstag  Seiner  Majestät  des  Kaisers  und  Königs, 
mich  zum  Abschluß  jener  Angelegenheit  mit  dem  Bemerken  beglück- 
wünschte, daß  Rußland  gegen  den  Bau  der  Bagdadbahn,  vorausgesetzt, 
daß  die  Sicherheiten  für  die  regelmäßige  Zahlung  der  Kriegsentschädi- 
gung nicht  vermindert  würden,  kein  Bedenken  habe,  und  die  weitere 
Tatsache,  daß  er  —  wie  ich  inzwischen  erfahren  habe  —  dieselbe  Erklä- 
rung auch  dem  Sultan  persönlich  abgegeben  hat,  schließt  für  mich  jeden 
Zweifel  darüber  aus,  daß  er  bezüglich  dieser  Äußerungen  durch  In- 
struktionen seiner  Regierung  gedeckt  ist1.  Die  mir  bekannte  Korrektheit 
und  Vorsicht  meines  Kollegen  schließt  die  Annahme  aus,  daß  er  in 
dieser  Form  lediglich  seine  Privatmeinung  über  eine  so  wichtige  Sache 
kundgegeben  hätte,  ich  halte  es  außerdem  für  sicher,  daß  jene  In- 
struktionen Herrn  Sinowiew  im  Anschluß  und  in  Übereinstimmung  an 
die  von  ihm  nach  St.  Petersburg  erstatteten  Berichte  zugegangen  sind2. 
Daran,  daß  Rußland  der  Bau  der  Bagdadbahn  an  sich3  nicht 
erwünscht  ist,  wird  durch  die  Haltung  des  Herrn  Sinowiew  natürlich 
nichts  geändert.  Die  wirtschaftliche  und  militärische  Stärkung,  welche 
die  Ausführung  jenes  Unternehmens  der  Türkei  zuzuführen  geeignet  ist, 
wirkt  den  Endzwecken  der  russischen  Orientpolitik  entgegen4.  Diese 
Stimmung  wird  durch  die  Haltung  eines  großen  Teils  der  russischen 
Presse  und  in  gewisser  Hinsicht  auch  durch  die  bekannten  Publikationen 
des  Herrn  Witte*  wiedergegeben.   Auf  der  anderen  Seite  begreift  sich, 

Sinowiew  ausgedrückt,  die  dieser  zu  seinem  deutschen  Kollegen  getan  hatte: 
Er  sei  überzeugt,  daß  kein  russischer  Kapitalist  sich  an  der  Bagdadbahn  be- 
teiligen werde,  auch  sei  in  Rußland  die  Ansicht  verbreitet,  daß  die  Bagdadbahn 
den  russischen  Interessen  widerspreche:  eine  Auffassung,  die  er,  Sinowiew, 
jedoch  keineswegs  teile.  Zugleich  war  der  Wunsch  ausgesprochen  worden, 
Sinowiew  möge  im  Sinne  dieser  Äußerungen  nach  St.  Petersburg  berichten. 
*  Am  6.  Januar  1902  hatte  das  Organ  des  russischen  Finanzministeriums,  der 
„Wjestnik  Finanssow"  die  amtliche  Mitteilung  veröffentlicht,  daß  die  Anato- 
lische  Eisenbahngesellschaft  nach  Erhalt  der  Konzession  zum  Bau  der  Bagdadbahn 
40  o/o  der  Beteiligung  daran  an  französische  und  belgische  Kapitalisten  übergeben 
habe  und  40<>/o  an  Russen  und  andere  Nationalitäten  abzugeben  beabsichtige, 
die  in  Handelsbeziehungen  mit  der  Türkei  ständen.  An  diese  Mitteilung  schloß 
sich  eine  ausführliche  Darlegung  über  die  Stellung,  welche  das  russische 
Finanzministerium  zu  der  Frage  der  Bagdadbahn  einnehme.  Ausdrücklich 
wurde  gesagt:  Die  russische  Regierung  beurteile  die  Bagdadbahn  als  ein  Unter- 
nehmen, das  den  Interessen  Rußlands  direkt  zuwiderlaufe.  Diese  neue  Bahn 
werde  zunächst  den  russischen  nach  Indien  gerichteten  Bahnen  eine  sehr  fühl- 
bare Konkurrenz  bringen;  da  sie  wesentlich  mit  deutschem  Gelde  gebaut 
werde,  sei  sie  überdies  ein  unmittelbarer  Schlag  gegen  den  russischen  Ge- 
treideexport, indem  sich  Deutschland  in  Kleinasien  eine  neue  reiche  Bezugs- 
quelle für  Getreide  eröffne  und  dadurch  vom  russischen  Korn  entsprechend 
unabhängiger  werde.  Infolgedessen  habe  die  russische  Regierung  keine  Ver- 
anlassung, diesen  Bahnbau  irgendwie  zu  unterstützen.  Der  Schluß  des  Artikels 
lief  auf  eine  Abmahnung  an  das  russische  Kapital  gegen  die  Beteiligung  an 
dem   Bagdadbahnunternehmen  aus. 
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daß  das  offizielle  Rußland  Anstand  nimmt,  dieser  Stimmung  nach- 
zugeben. Nachdem  man  im  Anschluß  an  die  Vorkonvention  von  1899 
schon  anticipando  sich  eine  Kompensation  für  die  Bagdadbahn  hat  geben 
lassen,  indem  man  durch  die  Erzwingung  des  bekannten  geheimen  Ab- 
kommens der  Türkei  den  Bau  von  Bahnen  im  „bassin  de  la  Mer  Noire" 
unmöglich  machte,  würde  ein  späterer  Versuch,  nun  auch  die  Bagdad- 
bahn zu  hindern,  die  russische  Politik  doch  in  einer  allzu  kompromittie- 
renden Weise  demaskiert  haben. 

Daß  das  amtliche  Rußland  sich  in  den  Bahnbau  der  Bagdadbahn 
gefunden  hat,  ergibt  auch  die  Tatsache,  daß  von  russischer  Seite  kein 
Versuch  gemacht  worden  ist,  die  hiesigen  Verhandlungen  zu  stören. 
Wenn  man  Bedenken  trug,  dies  in  offizieller  Weise  zu  tun,  so  stehen 
doch  hier  der  kleinen,  aber  darum  nicht  minder  wirksamen  Intrige  eine 
Menge  von  Hintertüren  offen.  Niemals  aber  habe  ich  unter  den  ver- 
schiedenen Treibereien  gegen  die  Bagdadbahn  eine  russische  Spur  zu 
entdecken  vermocht. 

Die  Erklärungen  des  Herrn  Sinowiew  tragen  einen  so  formellen 
Charakter,  daß  meines  Erachtens  meiner  gelegentlichen  Verwertung  der- 
selben keine  Bedenken  entgegenstehen. 

Marsch  all 

Randbemerkungen  des  Grafen  von   Bülow: 
i  Gut 

2  sehr  gut 

3  in  diesem  Sinn  spricht  sich  Osten-Sacken  aus 

4  hie  haeret 

Nr.  5246 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 

Nr.  28  Pera,  den  2.  Februar  1902 

Herr  von  Koller*1  erzählt  mir,  er  habe  vorgestern  eine  längere  Unter- 
redung mit  Herrn  Maximow  über  die  Bagdadbahn  gehabt.  Maximow 
habe  gewaltig  gegen  dieses  Unternehmen  gewettert.  Die  öffentliche 
Meinung  in  Rußland  sei  über  den  Abschluß  der  Konvention  sehr  erregt. 
Die  russische  Presse  gebe  dieser  Stimmung  Ausdruck.  Die  Bagdadbahn 
sei  nicht  nur  den  politischen,  sondern  auch  den  wirtschaftlichen  Inter- 
essen Rußlands  nachteilig.  Die  Erschließung  Kleinasiens  und  Mesopo- 
tamiens werde  dem  russischen  Getreide  schwere  Konkurrenz  bringen. 
Das  Schlimmste  sei  aber  die  finanzielle  Frage.  Rußland  befinde  sich  in 
der  Lage  eines  Gläubigers,  der  seinem  Schuldner  mit  Rücksicht  auf 
dessen  finanzielle  Not  billige  Zahlungsbedingungen  eingeräumt  habe 

*  Deutscher  Journalist  in   Konstantinopel. 
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und  nun  sehe,  wie  dieser  Schuldner  daran  gehe,  sich  einen  luxuriösen 
Palast  zu  bauen.  Das  Geld,  welches  die  Türken  schuldeten,  sei  von 
russischen  Kriegern  mit  ihrem  Blute  erstritten  worden.  Die  Bagdadbahn 
werde  nie  mehr  als  4500  francs  per  Kilometer  bringen,  die  Türkei  also 
alljährlich  12  000  mal  2500,  d.  h.  1,5  Millionen  Ltqs  oder  30  Millionen 
Franken  an  die  Deutschen  zu  zahlen  haben,  während  Rußland  von  seiner 
Kriegsentschädigung  nur  350000  Ltqs  oder  8  Millionen  Franken  jährlich 
erhalte.  Niemals  habe  die  Pforte  einen  so  ungünstigen  Eisenbahnvertrag 
abgeschlossen  als  denjenigen  über  die  Bagdadbahn.  Auf  die  Frage 
Kollers,  warum  denn  Rußland,  wenn  die  Sache  sich  so  verhalte,  keine 
Schritte  gegen  den  Abschluß  der  Konvention  getan  habe,  erwiderte 
Maximow,  das  sei  deshalb  geschehen,  weil  die  ganze  Bagdadbahn  nur 
„un  reve"  sei.  Man  werde  bis  Adana  und  vielleicht  bis  Aleppo  bauen, 
dann  aber  nicht  weiter.  Was  Herr  Constans  jetzt  betreibe,  nämlich  die 
Unifikation  und  Konversion  der  türkischen  Staatsschuld,  sei  Unsinn.  Vor 
Fertigstellung  der  Bagdadbahn  werde  die  Türkei  aufgehört  haben  zu 
existieren.  Mazedonien  werde  schon  in  diesem  Jahre  vom  Türkischen 
Reiche  getrennt  werden  usw.  — 

Herr  Maximow  ist  bekanntlich  schon  wegen  seiner  Zuneigung  für 
geistige  Getränke  nicht  ernst  zu  nehmen.  Er  pflegt  sich  namentlich  dann 
in  derartigen  Expektorationen  zu  ergehen,  wenn  sein  Chef  amtlich  in 
irgendeiner  Frage  eine  versöhnliche  Haltung  einnimmt.  Immerhin  hat 
es  ein  gewisses  Interesse  zu  sehen,  wie  das  traditionelle  Rußland, 
dessen  Vertreter  Herr  Maximow  ist,  den  von  Herrn  Sinowiew  amtlich 
kundgegebenen  Wunsch,  „daß  bei  dem  Bau  der  Bagdadbahn  die  Sicher- 
heit für  regelmäßige  Zahlung  der  Kriegsentschädigung  nicht  notleide", 
in  seine  Sprache  übersetzt.  Man  wird  meines  Erachtens  wohl  daran  tun, 
bei  der  Finanzierung  der  Bagdadbahn  alles  zu  vermeiden,  was  den 
Russen  den  Vorwand  geben  könnte,  ihre  vor  drei  Jahren  durch  Überein- 
kunft mit  der  Türkei  bezüglich  der  ratenweisen  Zahlung  der  Kriegsent- 
schädigung festgesetzten   Ansprüche  zu  steigern.   — 

Marsch  all 

Nr.  5247 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 

Nr.  26  Pera,  den  2.  Februar  1902 

Nachdem  nunmehr  die  Konvention  unterzeichnet  ist*,  welche  der 
Anatclischen  Bahngesellschaft  definitiv  auf  99  Jahre  die  Konzession  zum 

*  Die  Unterzeichnung  der  durch  Iradee  vom  16.  Januar  genehmigten  defini- 
tiven Konvention  über  die  Konzession  der  Bagdadbahn  war  am  21.  Januar 
erfolgt. 
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Bau  der  großen  Bahnlinie  Konia— Mosul—  Bagdad— Basra  bis  zum  Per- 
sischen Golf  samt  einer  Reihe  von  Zweigbahnen  erteilt,  dürfte  ein  Rück- 
blick auf  den  Qang  der  bezüglichen  Verhandlungen  und  der  dabei  zu 
überwindenden  Schwierigkeiten  von  einigem  Interesse  sein.  Über  die 
Entstehung  der  sogenannten  Vorkonvention  vom  29.  Dezember*  1899 
habe  ich  seinerzeit  eingehenden  Bericht  erstattet.  Diese  Vorkonvention, 
welche  der  Anatolischen  Gesellschaft  die  Konzession  der  Bagdadbahn 
im  Prinzip  verlieh,  hat  insofern  sich  als  nützlich  erwiesen,  als  sie  die 
Konkurrenten  für  dieses  Unternehmen,  welche  vorher  in  stattlicher 
Anzahl  sich  gemeldet  hatten,  zur  Ruhe  verwies.  Auf  der  anderen  Seite 
hat,  wie  dies  stets  der  Fall  ist,  das  Einverständnis  „im  Prinzip"  doch 
nur  die  Tatsache  konstatiert,  daß  die  Grundlage  für  eine  Lösung  der 
Einzelfragen  noch  nicht  gewonnen  war.  Wenn  seit  jener  vorläufigen 
Konvention  bis  zum  definitiven  Abschluß  reichlich  zwei  Jahre  verflossen 
sind,  so  liegt  die  Schuld  weit  weniger  an  der  bekannten  Langsamkeit 
der  Türken  in  Erledigung  der  Geschäfte  als  an  der  großen  Schwierig- 
keit der  Sache  selbst.  Man  wird  innerhalb  des  erwähnten  Zeitraums 
zwei  Perioden  zu  unterscheiden  haben,  die  eine  von  der  Vorkonvention 
bis  zur  formellen  Einreichung  des  Konzessionsgesuches  samt  Lasten- 
heftes, und  die  andere  von  diesem  Zeitpunkte  an  bis  zum  endgültigen 
Abschluß.  Nur  in  erster  Periode  bin  ich  in  der  vorderen  Linie  gestanden, 
während  ich  in  der  zweiten  die  Vertreter  der  Gesellschaft  agieren  ließ 
und  in  die  Reserve  trat. 

Als  im  Frühjahr  die  zur  Prüfung  der  zu  wählenden  Trace  ausge- 
sandte Kommission  zurückgekehrt  war  und  daran  ging,  das  gewonnene 
wirtschaftliche  und  technische  Material  zu  bearbeiten,  waren  zunächst 
von  den  Anatoliern  recht  dornenvolle  Verhandlungen  mit  den  Franzosen 
zu  führen.  Aus  einer  Reihe  von  Gründen  war  dies  unumgänglich.  Das 
deutsche  Syndikat  bedarf  des  französischen  Kapitalmarktes  zur  Durch- 
führung eines  Werkes,  das  annähernd  600  Millionen  Franken  kosten  soll. 
Noch  bedeutsamer  war  ein  anderes  Moment.  Die  Franzosen  hatten 
durch  eine  anfangs  der  neunziger  Jahre  abgeschlossene  Konvention  von 
der  Pforte  die  Konzession  für  eine  Bahn  von  Rajak  —  an  der  Beirut- 
Damaskus-Bahn  —  bis  Biredjik  erhalten  und  zugleich  das  Vorrecht  für 
alle  in  jenen  Gegenden  zu  erbauenden  Zweigbahnen  nach  dem  Meere  zu. 
Mit  diesen  Vorrechten  kollidierte  das  für  die  Bagdadbahn  in  Aussicht  ge- 
nommene Trace.  Herrn  von  Siemens  gelang  es,  durch  Gewährung  einer 
vierzigprozentigen  Beteiligung  an  der  Bagdadbahn  die  Franzosen 
nicht  nur  zur  Zession  dieser  Rechte  an  die  Anatolier  zu  bewegen,  son- 
dern auch  durchzusetzen,  daß  die  Konzession  für  die  Bagdadbahn  von 
der  Anatolischen  Gesellschaft  allein  zu  erwirken  sei.  Herr  Constans 
hat  mir  wiederholt  gesagt,  daß  dieser  Punkt  für  die  französische 
„amour  propre"  recht  peinlich  sei,  daß  er  aber  trotzdem  in  Paris  die 

*  Richtig:   23.  Dezember. 
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Gewährung  unserer  Wünsche  befürwortet  habe,  weil  er  klar  sehe,  daß 
nur  die  Deutschen  die  Konzession  erhalten  würden  und  jeder  Versuch, 
dieselbe  für  ein  internationales  Syndikat  zu  erwerben,  einen  Miß- 
erfolg zu  gewärtigen  habe. 

In  jener  Vorbereitungszeit  habe  ich  sehr  häufig  mit  dem  Sultan  über 
die  Bagdadbahn  gesprochen.  Dabei  war  manche  interessante  psycho- 
logische Beobachtung  zu  machen.  Bei  allen  Sonderheiten  ist  Abdul 
Hamid  doch  in  seinen  Grundanschauungen  ein  Türke.  Seine  Ansichten 
decken  sich  in  den  meisten  grundsätzlichen  Fragen  mit  denen  seines 
angestammten  Volkes.  Er  kennt  den  Nutzen  der  Eisenbahnen  und  hat 
vieles  für  ihre  Entwickelung  getan.  Mit  dem  Schlagworte  freilich,  daß  die 
Lokomotive  ein  „Kulturträger"  sei,  würde  bei  dem  hohen  Herrn  nichts 
zu  erreichen  sein.  Die  sogenannte  „moderne  Kultur"  hat  für  den  Türken 
nichts  Verlockendes.  Was  sie  im  Gefolge  führt,  der  Überfluß  auf  der 
einen,  das  tiefe  Elend  auf  der  anderen  Seite,  der  Neid  der  unteren 
Klassen  gegen  die  oberen,  die  sozialen  Probleme,  die  Hast  und  Über- 
hastung des  Lebens,  der  unaufhörliche  Streit  in  Presse  und  Parla- 
menten —  alles  dies  ist  ihm  im  höchsten  Grade  unsympathisch  K  Er 
sieht  das  helle  Licht,  aber  auch  die  dunklen  Schatten.  Die  letzteren 
sind  ihm  um  so  mehr  erkennbar,  als  das  Menschenmaterial,  welches  die 
Kulturvölker  in  dieses  Land  senden,  zu  einem  großen  Teile  der 
Schattenseite  entstammt.  Im  Besitze  einer  eigenartigen  Kultur,  die, 
was  man  auch  sonst  dagegen  sagen  mag,  durch  das  starke  Band  der 
Religion  das  Aufkommen  sozialer  Spaltungen  hindert,  wird  der  Türke 
gegen  die  moderne  Kultur  stets  den  Einwand  erheben,  daß  sie  das 
Ziel  vollkommen  verfehle,  welches  ihm  als  das  höchste  erscheint,  näm- 
lich ruhige  und  zufriedene  Menschen  zu  machen.  Hier  steht  eine 
Weltanschauung  der  anderen  gegenüber.  Mit  Gemeinplätzen  von  Frei- 
heit und  Menschenwürde,  Barbarei  und  Fatalismus  läßt  sich  weder 
die  Verkehrtheit  der  einen  noch  die  Vortrefflichkeit  der  anderen  er- 
weisen. 

Auf  der  anderen  Seite  hat  der  Sultan  ein  klares  Verständnis  für  die 
Wahrheit,  daß  die  Eisenbahn  ein  Faktor  der  staatlichen  Ordnung  ist. 
In  seinem  starken  Autoritätsgefühl  erkennt  er,  daß  in  seinem  großen 
Reiche  mit  der  Entfernung  von  der  Hauptstadt  auch  seine  Macht  sich 
vermindert,  und  daß  es  dagegen  nur  eine  Remedur  gibt,  nämlich  durch 
Kommunikationsmittel  die  fernen  Landstriche  der  Hauptstadt  näherzu- 
bringen. Die  Gegenden,  welche  die  Bagdadbahn  einst  durchfahren  wird, 
bieten  in  dieser  Beziehung  frappante  Beispiele.  Das  unbotmäßige  Ver- 
halten des  Scheichs  von  Kueit,  das  recht  zweifelhafte  Benehmen  eines 
türkischen  Korpskommandanten  und  des  „Nakib"  von  Basra  sowie 
manche  andere  Symptome  in  der  ganzen  Zone  von  Mosul  bis  zum 
Schatt-el-Arab  und  zum  Persischen  Golf  haben  sicherlich  das  Interesse 
des  Sultans  an  der  Bagdadbahn  wesentlich  gefördert.  In  gleicher  Rich- 
tung haben  militärische  Erwägungen  gewirkt,  die  um  so  dringender  ge- 
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worden  waren,  nachdem  Rußland  bereits  die  Vorkonvention  zur  Erzwin- 
gung eines  Abkommens  benützt  hatte,  welches,  kurz  gesagt,  den  Türken 
die  Erbauung  von  Eisenbahnen  in  dem  „bassin  de  la  mer  noir"  un- 
möglich macht. 

Während  längerer  Zeit  schien  dem  Sultan  die  Frage  der  kilometri- 
schen Garantie  große  Sorgen  zu  machen.  Verschiedene  Bewerber  — 
Franzosen,  Belgier  und  auch  der  Deutsche  Pressel  und  der  bekannte 
Herr  Rechnitzer  —  hatten  sich  erboten,  die  Bahn  ohne  solche  Garantie 
zu  bauen.  Wiederholt  hat  der  hohe  Herr  auf  diese  Gesuche  hingewiesen 
und  die  Befürchtung  ausgesprochen,  daß  sein  Volk  es  nicht  verstehen 
werde,  wenn  er  diese  vorteilhaften  Anerbietungen  zurückweise  und  den 
Deutschen  eine  Konzession  erteile,  die  sein  Land  finanziell  so  schwer 
belaste.  Derselbe  Souverän,  der  keinerlei  öffentliche  Meinung  auf- 
kommen läßt  und  es  für  staatsgefährlich  ansieht,  „wenn  sich  mehr  als 
ein  Mensch  versammelt",  kann  einem  Botschafter  gegenüber,  wenn  es 
seinen  Zwecken  dienlich  ist,  die  Bedeutung  des  Volkswillens  für  die 
Staatsgeschäfte  mit  einer  solchen  Kraft  der  Überzeugung  vertreten,  als 
ob  er  der  Herrscher  eines  streng  parlamentarischen  Staates  wäre.  Als  er 
immer  wieder  auf  diese  Frage  zurückkam,  habe  ich  ihm  einmal  ziemlich 
kräftig  gesagt:  Wer  sich  erbietet,  die  Bagdadbahn  ohne  Staatsgarantie 
zu  bauen,  ist  entweder  ein  Betrüger,  weil  er  Versprechungen  gibt, 
die  er  nicht  halten  kann,  oder  er  hat  einen  mächtigen  Hintermann,  der 
sich  nicht  zeigen  will.  „Mefiez-vous,  Sire,  des  concessionnaires  qui  se 
caehent2."  Späterhin  ist  türkischerseits  gegen  das  Prinzip  der  Garantie 
kein  Widerspruch  mehr  erhoben  worden. 

Während  des  Sommers  1900  hat  der  Sultan  eine  militärische  Kom- 
mission in  Jildis  vereinigt  mit  dem  Auftrage,  eineTrace  der  Bagdadbahn 
nach  militärischen  Gesichtspunkten  auszuarbeiten.  Als  ich  damals  aus 
Urlaub  zurückkehrte,  erfuhr  ich,  daß  die  Arbeiten  dieser  Kommission 
beendet  seien,  der  Sultan  nunmehr  einen  Zusammentritt  derselben  mit 
den  Vertretern  der  Anatolischen  Gesellschaft  wünsche  und  mich  bitte, 
an  den  Verhandlungen  teilzunehmen.  Gleichzeitig  sagten  mir  Zeki 
Pascha  und  Izzet  Bey  vertraulich,  die  Frage  einer  Zweigbahn  nach  dem 
Mittelländischen  Meere  sei  bisher  nicht  berührt  worden.  Der  Golf  von 
Alexandrette  bilde  wegen  der  davor  liegenden,  von  den  Engländern 
okkupierten  Insel  Zypern  für  Seine  Majestät  den  Gegenstand  ständiger 
Beunruhigung.  Kein  Minister,  kein  Hofbeamter  könne  es  wagen,  die 
Frage  einer  Zweigbahn  dahin  auch  nur  anzuregen.  Wenn  auf  dieser 
Bahn  bestanden  werde,  so  könne  nur  ich  selbst  mit  dem  Sultan  darüber 
sprechen. 

In  der  Tat  glaubt  der  Sultan  an  einen  geheimen  Plan,  der  dahin  geht, 
daß  die  Armenier3  sich  auf  der  Insel  Zypern  versammeln  und  von  dort 
aus  unter  dem  Schutze  der  englischen  Flotte  eine  Invasion  des  Türkischen 
Reiches  unternehmen.  Mit  der  Frage  der  Zweigbahn  nach  dem  Meere 
waren  wir  also  an  einem  sehr  schwierigen  Punkte  angelangt.    Denn  der 
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zu  überwindende  Widerstand  entstammte  dem  Gebiete  derjenigen  psy- 
chischen Erscheinung,  die  wir,  wenn  es  sich  nicht  um  einen  Souverän 
handelt,  als  „fixe  Idee"  zu  bezeichnen  pflegen. 

Es  war  am  Abend  des  27.  August  1900,  als  ich  in  einer  mir  ge- 
währten Audienz  den  in  türkischen  Augen  so  verwegenen  Schritt  tat  und 
dem  Sultan  von  der  absoluten  Notwendigkeit  einer  Abzweigung  von  der 
Hauptbahn  nach  dem  am  Golf  von  Alexandrette  gelegenen  Castabol 
sprach.  Der  treffliche  Ibrahim  Bey,  der  als  „drogman  du  divan  im- 
perial" fungierte,  und  der  von  meiner  Absicht  vorher  in  Kenntnis  gesetzt 
war,  befand  sich  in  großer  Aufregung.  Als  er  meine  auf  die  Frage  be- 
züglichen Darlegungen  übersetzen  sollte,  zitterte  er  derart,  daß  mein 
Dragoman  wiederholt  eingreifen  mußte.  Ich  habe  dem  Sultan  einge- 
hend dargelegt,  daß  schweres  Baumaterial  höchstens  auf  600  Kilometer 
weit  befördert  werden  könne,  daß  der  Transport  von  Haidar  Pascha 
aus  bis  in  das  Herz  Mesopotamiens  unerschwingliche  Kosten  verur- 
sachen würde,  daß  die  Zweigbahn  nach  dem  Meere  —  den  Namen 
Alexandrette  vermied  ich  —  auch  für  die  wirtschaftliche  Lebensfähigkeit 
der  Bahn  unentbehrlich  sei,  und  schloß  mit  der  Erklärung,  daß  mit 
dieser  Zweigbahn  die  Hauptlinie  nach  Bagdad  stehe  und  falle.  Der 
Sultan,  der  während  meiner  Darlegung  sehr  ernst  geworden  war,  erwi- 
derte, es  handle  sich  hier  um  eine  sehr  wichtige  Frage  der  Landesver- 
teidigung, die  er  nur  nach  Rücksprache  mit  militärischen  Sachverstän- 
digen entscheiden  könne.  Mit  dieser  Antwort  begnügte  ich  mich  und 
suchte  nur  dem  Sultan  eine  Brücke  durch  die  Bemerkung  zu  bauen,  daß 
selbstverständlich  auf  der  Zweigbahn  alle  Vorrichtungen  zu  sofortiger 
Zerstörung  derselben  getroffen  werden  würden,  und  daß  den  militäri- 
schen Bedenken  vielleicht  durch  die  Bestimmung  Rechnung  getragen 
werden  könne,  daß  nach  Fertigstellung  aller  konzedierten  Linien  die 
Pforte  das  Recht  haben  solle,  die  Beseitigung  der  Zweigbahn  zu  ver- 
langen. 

Wenige  Tage  später  begannen  in  der  Kaiserlichen  Botschaft  die  vom 
Sultan  gewünschten  Verhandlungen  über  das  Trace.  Von  deutscher 
Seite  wohnten  außer  mir  die  Herren  Zander  und  Huguenin  bei,  von 
türkischer  Seite  Zeki  Pascha,  der  Kammerherr  Izzet  Bey,  endlich  ein 
wohlbeleibter  Marinepascha,  der  keine  fremde  Sprache  und,  wie  mir 
schien,  überhaupt  nichts  von  der  Sache  verstand.  Die  Militärs  hatten  ein 
Trace  entworfen,  welches  im  wesentlichen  in  geraden  Linien  bestand, 
welche  die  verschiedenen  Garnisonen  Kleinasiens  und  Mesopotamiens 
miteinander  verband  und  sich  bald  im  tiefen  Tal  bald  auf  den  Spitzen 
der  Berge  bewegte.  Die  Verhandlungen  dauerten  mehrere  Tage.  Das 
durch  die  Bagdadbahnkommission  gewonnene  Material  und  die  darauf 
gestützte  Kenntnis  des  Terrains,  der  Kosten  usw.  verlieh  den  Anatoliern 
eine  Überlegenheit,  gegen  welche  die  Türken  nicht  aufzukommen  ver- 
mochten. Schließlich  wurde  das  von  der  Gesellschaft  vorgeschlagene 
Trace  angenommen,  oder,  richtiger  gesagt,  die  Türken  nahmen  unsere 
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Erklärung,  daß  dieses  Trace  das  einzig  mögliche  und  vernünftige  sei, 
ad  referendum.  In  einer  letzten  Besprechung  erklärten  dann  Zeki 
Pascha  und  Izzet  Bey,  daß  sie  ermächtigt  seien,  das  von  uns  vorge- 
schlagene Trace  anzunehmen.  Von  Castabol  wurde  nicht  weiter  mehr 
gesprochen,  zu  einer  Paraphierung  hatten  die  Türken  keine  Ermächti- 
gung. Ich  erklärte  denselben  aber,  daß  nunmehr  das  Trace  definitiv  fest- 
gelegt sei,  der  Konventionsentwurf  danach  werde  ausgearbeitet  werden 
und  ich  spätere  Änderungen  nicht  mehr  akzeptieren  werde. 

Damit  war  endlich  das  Terrain  für  Ausarbeitung  des  Konventions- 
entwurfes und  des  Lastenheftes  geebnet.  Die  Arbeit,  der  sich  die  Herren 
Zander  und  Huguenin  unterzogen,  nahm  der  Natur  der  Sache  nach  eine 
längere  Zeit  in  Anspruch.  Über  den  Inhalt  der  Entwürfe  mußte  eine 
Verständigung  mit  den  Franzosen  eintreten.  Auch  war  mit  denselben 
noch  eine  Frage,  die  bezüglich  der  von  französischen  Kapitalisten  er- 
bauten Bahn  von  Mersina  nach  Adana  entstanden  war,  zu  regeln.  Ihre 
Übernahme  durch  die  Bagdadbahn  wurde  von  den  Franzosen  gewünscht 
und  erreicht,  weil  sie  von  der  letzteren  eine  übermächtige  Konkurrenz 
befürchteten.  Ende  Mai  v.  Js.  erfolgte  dann  die  Einreichung  der  Ent- 
würfe bei  der  Pforte  und  im  Palais.  Der  Sultan  hat  dieselben  alsbald 
der  Militärkommission  zur  Begutachtung  überwiesen. 

Auf  dringendes  Bitten  des  Sultans  ließ  ich  mich  bewegen,  am  S.Ok- 
tober v.  Js.  wieder  einer  Sitzung  auf  der  Kaiserlichen  Botschaft  beizu- 
wohnen. Außer  den  früheren  Mitgliedern  war  der  Chef  des  General- 
stabes, Omer  Pascha,  der  sehr  verständige  General  Abdullah  Pascha  und 
der  Bautenminister  mit  seinem  Stabe  erschienen.  Auch  der  dicke  Marine- 
pascha fehlte  nicht.  Die  Sitzung  dauerte  kaum  eine  Viertelstunde.  Das 
Ganze  lief  nämlich  auf  einen  Versuch  hinaus,  das  Trace  nochmals  zur 
Diskussion  zu  stellen.  Ich  erklärte  kategorisch,  daß,  nachdem  mir  im 
vergangenen  Jahre  auf  Befehl  Seiner  Majestät  des  Sultans  die  Annahme 
des  von  den  Anatoliern  vorgeschlagenen  Traces  eröffnet  worden  sei, 
ich  jede  weitere  Verhandlung  über  diesen  Punkt  ablehne.  Die  Herren 
Zander  und  Huguenin  schlössen  sich  dieser  Erklärung  an.  In  einer 
wenige  Tage  darauf  mir  gewährten  Audienz  sagte  mir  dann  der  Sultan, 
es  sei  ein  bedauerliches  Mißverständnis  vorgekommen.  Die  vorjährige 
Kommission  habe  ihm  nämlich  gar  kein  „Masbata"  über  die  mit  mir  ge- 
pflogenen Verhandlungen  gemacht,  so  daß  er  gar  nicht  gewußt  habe4, 
daß  das  Trace  bereits  festgestellt  sei.  Nur  diesem  Versehen  der  Mili- 
tärs sei  es  zuzuschreiben,  daß  er  nochmals  mich  zu  einer  Besprechung 
über  jene  Frage  eingeladen.  Ich  habe  bei  dieser  Mitteilung  ein  so  gläu- 
biges Gesicht  gemacht,  wie  ich  dies  überhaupt  vermag. 

Von  jenem  Augenblicke  an  habe  ich  es  für  richtig  gehalten,  die 
weiteren  Verhandlungen  den  Vertretern  der  Anatoüschen  Gesellschaft 
allein  zu  überlassen  und  den  Sultan  in  keiner  Weise  zu  drängen.  Es 
schien  dies  um  so  weniger  nötig,  als  der  hohe  Herr  begonnen  hatte, 
sich  für   die  Konversion,   beziehungsweise  Unifikation   der   türkischen 
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Staatsschuld  lebhaft  zu  interessieren,  und  ihm  von  mir  und  von  anderer 
Seite  zu  verstehen  gegeben  worden  war,  daß  die  Vermehrung  der 
Staatseinnahmen  durch  eine  größere  Finanzoperation  nur  dann  möglich 
sein  werde,  wenn  durch  die  Bagdadkonvention  der  europäischen  Finanz- 
welt ein  greifbares  Interesse  an  einer  solchen  Operation  geschaffen 
würde. 

Auf  Befehl  des  Sultans  kamen  denn  auch  Mitte  Oktober  v.  Js.  die 
SpezialVerhandlungen  über  die  Konvention  in  Fluß.  Sie  wurden  durch 
die  Reise,  die  Herr  Zander  zum  Begräbnis  des  Herrn  von  Siemens  unter- 
nahm, unterbrochen.  Der  Sultan  wurde  ungeduldig  und  drängte  mich 
wiederholt  darauf,  daß  Herr  Zander  zurückkehre.  Als  dieser  Wunsch 
erfüllt  war,  begann  die  türkische  Staatsmaschine,  die  sonst  sehr  langsam 
oder  gar  nicht  geht,  plötzlich  mit  einer  geradezu  ängstlichen  Schnellig- 
keit zu  arbeiten.  Während  14  Tagen  fanden  auf  dem  Bautenministerium 
täglich  6— 8 stündige  Sitzungen  statt.  Dr.  Zander  hat  mir  über  gewisse 
Äußerlichkeiten,  die  sich  bei  diesen  Sitzungen  bemerkbar  machten,  inter- 
essante Mitteilungen  gemacht.  Sie  beweisen,  daß  die  Türken  auch  heute 
noch  ein  Nomadenvolk  sind  und  die  Sitten  des  Zeltlagers  auch  in  der 
zivilisierten  Wohnung  nicht  völlig  abgelegt  haben.  Nach  unserer  An- 
schauung gehört  zu  einer  Beratung,  bei  der  es  sich  um  die  Amendierung 
und  Feststellung  eines  mehr  als  100  Paragraphen  enthaltenden  Entwurfs 
handelt,  als  ganz  unentbehrliches  Gerät  ein  Tisch.  Im  Bautenmini- 
sterium gab  es  aber  nur  Stühle.  Die  Türken  schrieben,  wie  sie  dies  mit 
Vorliebe  tun,  indem  sie  das  Papier  auf  die  linke  Hand  legten.  Dann 
warfen  sie  das  Geschriebene  auf  den  Boden,  wo  auch  die  Akten  sich 
befanden.  Von  Zeit  zu  Zeit  kamen  Diener  —  nicht  mit  Mappen,  sondern 
mit  Koffern,  in  welche  die  Papiere  gepackt  wurden.  Herr  Zander  hat 
dies  zwei  Tage  mitgemacht,  dann  aber,  die  europäische  Insuffizienz  offen 
bekennend,  einen  Tisch  erbeten  und  widerspruchslos  erhalten.  Auch 
die  Unfähigkeit  der  Türken,  bei  den  Beratungen  irgendeine  logische 
Reihenfolge  in  den  Materien  einzuhalten,  soll  die  Beratungen  außer- 
ordentlich erschwert  haben.  Charakteristisch  ist  endlich  das  Streben  der 
Türken,  Bestimmungen,  die  einen  Gedanken  klar  aussprechen,  so  zu 
amendieren,  daß  die  Sache  möglichst  unklar  wird.  In  recht  geschickter 
Weise  ist  man  schließlich  über  die  Bedenken  des  Sultans  bezüglich  der 
Zweigbahn  nach  Castabol  am  Golf  von  Alexandrette  hinweggekommen. 
Die  Pforte  soll  das  Recht  haben,  die  Entfernung  dieser  Bahn  zu  ver- 
langen nach  Ausführung  aller  Arbeiten  „qui  fönt  l'objet  de  la  presente 
Convention".  Zu  diesen  Arbeiten  gehören  aber  nicht  nur  die  fest  konze- 
dierten 2500  Kilometer  samt  Hafenanlagen  in  Castabol,  Bagdad  und  dem 
Persischen  Golf,  sondern  auch  eine  Reihe  von  Zweigbahnen,  welche  die 
Gesellschaft  später  zu  bauen  sich  verpflichtet.  Bis  alle  diese  Arbeiten 
vollendet  sind,  wird  wohl  auch  die  Furcht  vor  den  auf  Zypern  sich  ver- 
sammelnden Armeniern  ihr  Ende  gefunden  haben.  Die  erwähnte  Bestim- 
mung erscheint  aber  auch  aus  einem  anderen  Grunde  ganz  unbedenklich. 
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In  der  Türkei  ist  vieles  möglich,  ganz  ausgeschlossen  aber  ist  der  Ab- 
bruch einer  bereits  im  Betriebe  befindlichen  Eisenbahn. 

Schon  Mitte  November  war  über  alle  Punkte  mit  Ausnahme  von 
dreien,  unter  denen  die  Höhe  der  zu  gewährenden  Garantie  der  wich- 
tigste war,  ein  Einverständnis  zwischen  dem  Bautenministerium  und 
den  Vertretern  der  Anatolischen  Gesellschaft  erzielt.  Der  amendierte 
Entwurf  wurde  mit  einem  in  großer  Eile  abgefaßten  Bericht  an  das 
Palais  gesendet,  und  es  schien  damals  der  Abschluß  unmittelbar  bevor- 
zustehen. 

Ein  türkisches  Sprichwort  sagt:  „Die  Eile  kommt  vom  Teufel,  von 
Gott  aber  kommt  geduldiges  Warten5."  Das  Bautenministerium  hatte 
sich  schwer  gegen  den  Geist  dieses  Sprichwortes  versündigt.  Das  Palais 
brachte  es  wieder  zu  Ehren.  Fast  sechs  Wochen  ruhte  der  Entwurf 
nunmehr  in  Jildis,  ohne  daß  irgendetwas  geschah.  Der  Europäer 
fragt  in  einem  solchen  Falle:  Warum?  —  Diese  Frage  ist  in  diesem 
Lande  gänzlich  deplaciert.  Über  die  Gründe,  welche  bei  Handlungen 
oder  Unterlassungen  der  Türken  maßgebend  sind,  kann  man  Ver- 
mutungen anstellen.  Sie  sind  aber  meistens  falsch.  Es  ist  möglich, 
daß  die  in  jene  Zeit  fallende  Entsendung  des  heiligen  Kamels  und  die 
Notwendigkeit,  demselben  reiche  Geschenke  für  den  Scherif  von  Mekka 
mitzugeben,  zu  denen  das  Geld  erst  zu  beschaffen  war,  die  Bagdad- 
bahn in  den  Hintergrund  drängte.  Als  dann  gegen  Mitte  Dezember 
der  Ramasan  begann,  konnte  man  mit  Sicherheit  darauf  schließen,  daß 
der  Sultan  durch  seine  am  15.  dieses  Monats  stattfindende  Fahrt  nach 
Stambul,  wo  er  den  Mantel  des  Propheten  zu  küssen  hat,  zu  sehr 
präokkupiert  war,  um  an  die  Bagdadbahn  zu  denken.  Immerhin  war 
es  ein  gutes  Symptom,  daß  mir  der  Sultan  damals  sagen  ließ,  er  werde 
gleich  nach  dem  15.  meine  Ansicht  über  die  noch  streitigen  Punkte 
von  mir  erbitten. 

Der  Sultan  hielt  Wort.  Auf  wiederholtes  Drängen  ließ  ich  ihm  ein 
von  mir  verfaßtes,  nicht  unterschriebenes  Memorandum  zustellen,  in 
welchem  ich  Vorschläge  zur  Lösung  der  strittigen  Fragen  nach  Einver- 
ständnis mit  den  Anatoliern  machte.  Damit  kam  die  Sache  wieder  in 
Gang.  Der  Großwesir,  der  alsbald  beauftragt  wurde,  die  Sache  zu  erle- 
digen, zitierte  die  Herren  Zander  und  Huguenin,  und  dank  seiner  Sach- 
kenntnis und  Energie,  welche  die  beiden  Herren  aufs  höchste  rühmen, 
gelang  es  in  zwei  Tagen,  eine  Verständigung  über  die  noch  schwebenden 
Fragen,  im  wesentlichen  auf  Grund  meiner  Vorschläge,  herzustellen. 
Fast  unglaublich  erschien  die  Kunde,  daß  auch  der  Ministerrat  die  Sache 
sofort  erledigen  werde.  Eine  so  wichtige  Beratung  mitten  im  Fasten- 
monat war  etwas  Neues.  Aber  da  Tewfik  Pascha  mir  am  8.  d.  Mts. 
bestimmt  erklärte,  daß  der  Ministerrat  die  Sache  an  diesem  Tage  erle- 
digen werde,  war  kein  Zweifel  möglich.  Die  Enttäuschung  blieb  nicht 
aus.  Schon  abends  erfuhr  ich,  daß  der  Konseil  zwar  die  Entwürfe 
durchberaten  und  genehmigt  habe,  aber  zur  Abfassung  des  sogenannten 
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Masbatas,  das  heißt  des  Protokolls,  keine  Zeit  mehr  gewesen  sei.  Die 
Sitzung  hatte  bis  1/2 5  Uhr  gedauert.  Da  nun  im  Ramasan  bei  Sonnen- 
untergang, also  gegenwärtig  etwas  nach  5  Uhr,  der  Kanonenschuß 
ertönt,  welcher  die  Gläubigen  auffordert,  das  Fasten  nach  dem  Vor- 
bilde des  Propheten  durch  den  Genuß  einer  Olive  zu  brechen,  so  war 
das  hohe  Kollegium  nicht  mehr  zu  halten.  Die  Abfassung  des  Masbatas 
wurde  bis  nach  dem  Beiram  verschoben.  Ein  neuer  Beweis,  daß  die 
Türken  andere  Nerven  haben  als  wir.  Ich  kann  mir  nicht  vorstellen,  daß 
ein  europäisches  Kollegium  den  Abschluß  einer  so  wichtigen  Sache 
wegen  einer  etwa  15  Minuten  dauernden  Formalität  auf  mindestens 
acht  Tage  verschieben  würde. 

Die  Verschiebung  einer  Sache  „bis  nach  dem  Beiram"  hat  hier  einen 
Beigeschmack,  der  an  die  griechischen  Kaienden  erinnert.  Dieses  Fest 
dauert  offiziell  drei  Tage.  Während  dieser  Tage  tun  die  Türken  gar 
nichts.  Desgleichen  am  vierten  Tage,  an  dem  sie  sich  von  der  ge- 
pflogenen Festruhe  erholen.  Und  auch  der  fünfte  Tag  ist  noch  kein 
rechter  Arbeitstag.  Aber  der  neue  Großwesir  ist  ein  energischer  Herr. 
Er  ließ  an  diesem  Tage  den  Entwurf  nochmals  durchberaten,  das  Mas- 
bata  zeichnen  und  dasselbe  noch  an  demselben  Tage  nach  dem  Palais 
senden. 

Damit  war  in  der  Bagdadbahnfrage  der  kritische  Moment  einge- 
treten. Vom  Masbata  zum  kaiserlichen  Iradee  ist  oft  ein  weiter,  recht 
beschwerlicher  Weg.  In  der  Frage  des  Hafens  von  Haidar  Pascha  habe 
ich  einige  Monate  warten  müssen.  Als  der  Ministerrat  einst  die  türkisch- 
serbische Konsularkonvention  genehmigt  hatte,  ist  das  kaiserliche  Iradee, 
obgleich  niemals  irgendein  Bedenken  gegen  den  Inhalt  der  Konvention 
obwaltete,  erst  im  elften  Jahre  erschienen.  Das  war  allerdings  der 
höchste  „record",  welchen  der  gegenwärtige  Sultan  erzielt  hat.  Wenn 
ich  auch  etwas  derartiges  nicht  befürchtete,  so  war  ich  doch  darauf 
gefaßt,  nach  Umlauf  von  acht  bis  zehn  Tagen  noch  einen  gewissen 
Druck  ausüben  zu  müssen.  Als  ich  daher  bereits  am  folgenden  Abend 
nach  dem  Ministerrat  die  Nachricht  erhielt,  daß  das  Iradee  bereits 
ergangen  sei,  habe  ich  dieselbe  nicht  geglaubt,  obgleich  sie  mir 
direkt  aus  dem  Bautenministerium  zugegangen  war.  Erst  am  Freitag, 
als  mir  der  Sultan  in  sehr  gnädiger  Weise  selbst  Mitteilung  machte, 
habe  ich  telegraphische  Anzeige  erstattet. 

Obgleich  man  wußte,  daß  die  Verhandlungen  über  die  Bagdadbahn 
im  Fluß  waren,  hat  die  Nachricht  von  dem  kaiserlichen  Iradee  hier  allge- 
meine Überraschung  hervorgerufen.  Sie  war  bei  den  Deutschen  eine 
freudige,  bei  anderen  Nationen  mehr  oder  minder  durch  einen  gewissen 
Neid  über  unseren  Erfolg  getrübt.  Selbst  die  hiesigen  Franzosen  waren 
nicht  zufrieden  damit,  daß  man  in  einer  Frage,  an  der  doch  in  erheb- 
lichem Maße  französisches  Kapital  beteiligt  sein  wird,  den  Deutschen 
den  äußeren  Erfolg  gelassen  hat. 
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Was  die  Haltung  meiner  Kollegen  betrifft,  so  habe  ich  mich  nicht 
zu  beklagen.  Herr  Constans  hat  streng  die  Konsequenz  der  von  ihm 
von  Anfang  an  beobachteten  Haltung  gezogen  und  mir  wiederholt  ge- 
sagt, daß  er  mir  allein  die  Führung  der  Angelegenheit  überlasse  und  sich 
jeder  Intervention  enthalte,  die  nur  schädlich  und  verwirrend  wirken 
könne6.  Zum  Dank  für  diese  loyale  Haltung  habe  ich  ihn  fortdauernd 
über  den  Stand  der  Verhandlungen  informiert.  Mein  englischer  Kollege 
machte  oft  auf  mich  den  Eindruck,  daß  er  nicht  recht  wußte,  „sur  quel 
pied  danser".  Mit  mir  hat  er  im  allgemeinen  freundlich  über  die  Sache 
gesprochen,  zu  anderen  Kollegen  sich  aber  in  dem  Sinne  geäußert,  daß 
der  Abschluß  im  gegenwärtigen  Augenblicke  ihm  nicht  erwünscht  sei, 
da  England  sich  wegen  des  südafrikanischen  Krieges  nicht  beteiligen 
könne 7.  Bald  sprach  er  davon,  daß  England  überhaupt  nicht  teilnehmen 
werde,  bald,  daß  dies  nur  unter  der  Bedingung  geschehen  könne,  daß 
diese  Beteiligung  in  gleicher  Höhe  wie  diejenige  Deutschlands  und 
Frankreichs  konzediert  werde.  Herr  Sinowiew  hat  niemals  irgendeinen 
Versuch  gemacht,  die  Verhandlungen  zu  stören  oder  gar  zu  hindern. 
Ich  bin  überzeugt,  daß  im  Grunde  genommen  Rußland  den  Bau  der 
Bagdadbahn  nicht  gerne  sieht8,  weil  die  wirtschaftliche  Entwickelung 
und  Stärkung  der  Türkei  seinen  politischen  Zwecken  entgegenwirkt. 
Nachdem  aber  bereits  gelegentlich  der  Vorkonvention  das  Zarenreich 
eine  gewichtige  Kompensation  für  die  Bagdadbahn  von  der  Pforte  ver- 
langt und  erhalten  hatte,  waren  ihm  in  gewisser  Hinsicht  die  Hände 
gebunden.  Daß  das  offizielle  Rußland  sich  mit  dem  Bau  der  Bag- 
dadbahn abgefunden,  wird  für  mich  durch  die  Tatsache  zur  Gewißheit, 
daß  seine  hiesige  Vertretung  niemals  das  geringste  gegen  das  Unter- 
nehmen getan  hat.  Die  russische  Politik  pflegt  sich  in  solchen  Dingen 
nicht  zu  genieren.  Und  wenn  man  Anstand  nahm,  amtlich  etwas  zu  tun, 
so  stehen  doch  hier  für  kleine,  aber  darum  nicht  minder  wirksame  Treibe- 
reien und  Intrigen  alle  möglichen  Hintertüren  auf.  Ich  glaube,  stets 
genau  gewußt  zu  haben,  was  in  der  Bahnfrage  im  Palais  vorging,  habe 
aber  niemals  eine  russische  Spur  von  derartigen  Dingen  entdecken 
können.  Ich  bin  daher  geneigt,  die  Behauptung,  welche  Herr  Sinowiew 
dem  Sultan  und  mir  gegenüber  aufgestellt  hat,  daß  seine  Regierung 
gegen  den  Bau  der  Bagdadbahn  „keine  Bedenken  habe"  und  nur  voraus- 
setze, daß  die  Sicherheiten  für  die  regelmäßige  Zahlung  der  Kriegsent- 
schädigung nicht  tangiert  werden,  für  richtig  zu  halten,  zumal  mein 
Kollege  ein  zu  korrekter  Mann  ist,  als  daß  er  eine  solche  Meinung  ohne 
Kenntnis  der  Intentionen  seiner  Regierung  kundgäbe. 

Die  nunmehr  unterzeichnete  Konvention  erteilt  der  Anatolischen 
Gesellschaft  in  unwiderruflicher  Weise  auf  99  Jahre  die  Konzession  zu 
einem  Bahnnetze,  welches  die  wirtschaftliche  Entwickelung  eines  großen 
Teiles  von  Kleinasien  und  von  Mesopotamien  beherrschen  wird9.  Für 
die  Gesellschaft  beginnt  die  Baupflicht  jedoch  erst  nach  Stellung 
genügender  Pfänder  für  die  zugesagte  Garantie.    Soweit  ich  die  Ten- 
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denzen  der  beteiligten  europäischen  Finanzsyndikate  kenne,  werden  sie 
diese  wertvolle  Konzession  nicht  zu  den  Akten  legen,  sondern  dahin 
streben,  die  Pforte  zur  Stellung  jener  Pfänder  in  den  Stand  zu  setzen 10. 
Die  Aufgabe  wird  nicht  allzu  schwer  sein.  Ich  halte  es  sogar  für  wohl 
möglich,  dem  Wunsche  des  Sultans  gemäß  bald  mit  dem  Bau  zu  be- 
ginnen und  zunächst  die  keine  Schwierigkeiten  bietende  Strecke  von 
Konia  bis  zum  Taurus  (zirka  200  Kilometer)  fertigzustellen.  An  unseren 
Finanzleuten  wird  es  sein,  in  den  bevorstehenden  Verhandlungen  mit 
den  übrigen  Syndikaten  die  deutsche  Präponderanz  zu  wahren,  auf 
welche  der  Alleinbesitz  der  Konzession  einen  gerechten  Anspruch  gibt. 
In  den  letzten  entscheidenden  Tagen  hat  sich  an  die  Bagdadbahn- 
frage noch  ein  kleines  Satyrspiel  geknüpft.  Am  zweiten  Beiramstage  hat 
nämlich  ein  französischer  Bauunternehmer  M.  Bartisol  bei  der  Pforte 
ein  Konzessionsgesuch  für  die  Bagdadbahn  ohne  Verlangen  einer  Ga- 
rantie eingereicht.  Als  Vertreter  dieses  Herrn  fungierte  ein  Herr 
Crespi,  der  das  hier  einträgliche  Geschäft  betreibt,  Konzessionen  zu 
verlangen,  die  er  niemals  erhält.  In  der  Türkei  muß  man  alle  Dinge 
ernst  nehmen.  Als  ich  daher  von  diesem  „coup  de  la  derniere  heure" 
erfuhr,  habe  ich  dem  Sultan  sofort  sagen  lassen,  „es  handle  sich  bei 
diesem  Gesuche  offenbar  um  , chantage'.  Ich  glaubte  im  Sinne  Seiner 
Majestät  gehandelt  zu  haben,  indem  ich  der  Anatolischen  Gesellschaft 
die  bestimmte  Weisung  erteilt  hätte,  diesen  Leuten  unter  keinen  Um- 
ständen etwas  zu  geben11".  Damit  war  die  Sache  tot.  Ich  habe  dann 
nur  noch  von  den  Türken  gehört,  daß  Herr  Crespi  an  seinen  Auftrag- 
geber Bartisol  ein  Telegramm  folgenden  Wortlautes  richtete:  „On  dit 
que  vous  etes  un  escroc.    Faites  ce  que  vous  pouvez  faire12."  — 

Marsch  all 


Randbemerkungen   Kaiser  Wilhelms  II.: 

1  Mit  Recht! 

2  gut 

3  die   sind  viel   zu   feige! 
*  ahem!!!? 

6  Ich  habe  ganz  allein  in  meinem  Zimmer  lesend  so  gelacht,  daß  die  Scheiben 
klirrten! 

6  bravo!    Soll  man   sich   bei   Constans  durch  ein   Band  bedanken? 

7  ?! 

8  richtig!    Seit  der  Geschicklichkeit  der  Briten  in  Koweit  aber  denkt  es  anders! 

9  bravo 

10  ob  man  auch  Amerikanisches  Geld  mit  hineinnimmt? 

11  gut 

12  gut 
Schlußbemerkung  des  Kaisers: 

Ganz   hervorragend  geschrieben    Eine   Musterleistung  eines   Berichts.    Marschall 
danken  und  von  mir  gratuliren,  zum   Erfolg  und  zur  geschickten   Behandlung. 
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Nr.  5248 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  73  Pera,  den  1.  März  1902 

Herr  Huguenin  sagt  mir,  er  sei  gestern  vor  dem  Selamlik  ins  Palais 
gerufen  worden.  Tahsin  Bey  habe  dort  ihm  mitgeteilt,  der  Sultan 
wünsche,  daß  der  Bau  der  Bagdadbahn  sofort  begonnen  werde.  Der 
Sultan  wisse  wohl,  daß  das  große  Werk  nicht  auf  einmal  geschaffen 
werden  könne,  der  Beginn  des  Baus  sei  aber  nötig,  um  ein  für  allemal 
den  Intrigen  und  Kritiken,  die  sich  noch  immer  an  den  Abschluß  der 
Konvention  knüpften,  ein  Ende  zu  machen.  Herr  Huguenin  wird 
hierüber  an  die  Deutsche  Bank  telegraphieren. 

In  meiner  gestrigen  Audienz  sprach  mir  der  Sultan  in  ähnlichem 
Sinne  über  die  Notwendigkeit,  den  Bau  der  Bagdadbahn  zu  beginnen. 
Als  eine  der  gegen  dieses  Unternehmen  geschmiedeten  Intrigen  be- 
zeichnete er  mir  das  neuerdings  gestellte  Verlangen  der  Engländer, 
die  Aidinlinie  von  Diner  bis  Isparta  zu  verlängern.  Er  habe  eine  aus- 
weichende Antwort  gegeben,  da  er  diese  Verlängerung,  welche  die 
Anatolische  Bahn  durchschneide  und  deren  Verkehr  nach  Smyrna  abzu- 
lenken bestimmt  sei,  nicht  genehmigen  wolle.  Wenn  erst  der  Bau  der 
Bagdadbahn  begonnen  sei,  werde  seine  Stellung  zu  derartigen  Kon- 
zessionsgesuchen wesentlich  gekräftigt,  und  er  bitte  mich  daher,  in  Berlin 
für  seine  Wünsche  einzutreten. 

Der  Sultan  unterschätzt  auch  in  diesem  Falle  die  Schwierigkeiten, 
die  der  Erfüllung  seines  Wunsches  entgegenstehen,  immerhin  scheint 
mir  der  hohe  Herr  von  einem  richtigen  Gedanken  auszugehen.  Der  Be- 
ginn des  Baues,  selbst  wenn  man  denselben  auch  nur  bis  Karaman  oder 
Eregli  in  Aussicht  nimmt,  würde  definitiv  die  noch  immer  da  und  dort 
bestehenden  Hoffnungen  vernichten,  daß  die  Konvention  schließlich 
nur  ein  Stück  Papier  bleiben  werde.  Erst  mit  dem  Beginn  des  Baues 
hört  die  Bagdadbahn  endgültig  auf,  eine  „Frage"  zu  sein,  und  die  Her- 
beiführung dieses  Zustandes  scheint  mir  auch  aus  politischen  Gründen 
erwünscht  zu  sein. 

Marschall 

Nr.  5249 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 

an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  75  Pera,  den  3.  März  1902 

Herr  Constans,  dem  ich  heute  einen  Gegenbesuch  machte,  war  sehr 
gesprächig  und  erzählte  mir  verschiedenes  über  die  Stellung  der  Russen 
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zur  Bagdadbahn.  Ganz  vertraulich  sprach  er  mir  seine  Genugtuung 
darüber  aus,  daß  „M.  Delcasse  a  tenu  bon  malgre  toutes  les  preuves 
qu'il  a  du  subir  dans  le  temps".  Als  die  Vorkonvention  abgeschlossen 
worden,  habe  man  sich  von  St.  Petersburg  aus  darüber  in  Paris  be- 
schwert, daß  er  —  Constans  —  den  Stand  der  Verhandlungen  seinem 
russischen  Kollegen  gegenüber  verheimlicht  habe.  Er  habe  sich  unter 
Hinweis  darauf  gerechtfertigt,  daß  die  Mitteilungen,  die  ich  ihm  damals 
über  die  zwischen  einer  deutschen  Gesellschaft  und  der  Pforte  geführten 
Verhandlungen  gemacht,  ein  fremdes  Geheimnis  gewesen,  das  er  nie- 
mand anders  als  seiner  Regierung  habe  mitteilen  können. 

Im  vergangenen  Jahr  habe  man  von  russischer  Seite  noch  das  eine 
und  andere  Mal  in  Paris  Pressionen  gegen  die  Bagdadbahn  versucht. 
Als  vor  sechs  Wochen  die  definitive  Konvention  abgeschlossen  und  sank- 
tioniert worden,  habe  er  einen  eingehenden  Bericht  über  dieselbe  an 
Delcasse  erstattet,  ihren  Inhalt  des  Näheren  ...  *  und  namentlich  hervor- 
gehoben, daß  er  über  den  Gang  der  Verhandlungen  von  mir  wie  von 
den  Herren  Dr.  Zander  und  Huguenin  „avec  une  loyaute  qui  ne  peut 
etre  depassee"  informiert  worden  sei.  Delcasse  habe  ihm  nunmehr  sein 
volles  Einverständnis  mit  der  Konvention  ausgesprochen.  Russen  seien 
durch  den  Abschluß  derselben  in  eine  etwas  üble  Laune  versetzt.  Sie 
fürchteten  eine  „regeneration  de  PEmpire  Ottoman",  und  diese  wider- 
streite ihren  politischen  Zielen.  Zu  der  Politik,  ein  fremdes  Land  zu 
ruinieren,  könne  man  sich  aber  öffentlich  nicht  bekennen.  Aus  den 
Äußerungen  des  Herrn  Sinowiew  entnehme  er,  daß  man  sich  in  Peters- 
burg in  den  Bau  der  Bagdadbahn  als  in  eine  unabänderliche  Tatsache 
gefunden  habe,  und  daß  man  dort  nur  noch  die  Frage  ventiliere,  ob  und 
welche  weitere  Kompensation  man  dafür  von  den  Türken  verlangen 
solle.  Nach  den  Andeutungen  unseres  Kollegen  werde  dieses  Verlangen 
voraussichtlich  vor  Unterzeichnung  des  Handelsvertrags  gestellt  wer- 
den. Herr  Sinowiew  habe  ihm  gesagt,  er  werde  einen  Handelsvertrag, 
der  Zölle  für  russische  Waren  von  8  auf  zirka  14  o/o  erhöhe,  nur 
zeichnen,  wenn  die  Pforte  für  diesen  Nachteil  auch  Äquivalente  gewähre. 
Er  —  Constans  —  dagegen  habe  den  Standpunkt  vertreten,  daß  der 
Handel  nach  einem  fremden  Lande  wesentlich  von  einer  günstigen  öko- 
nomischen Lage  des  letzteren  und  von  der  Kaufkraft  seiner  Bevölkerung 
abhänge,  und  daß  er  deshalb  vor  dem  Abschluß  des  Handelsvertrags 
und  der  Sanierung  der  türkischen  Finanzen  keine  Nachteile,  sondern 
Vorteile  für  den  französischen  Handel  nach  der  Türkei  erwarte. 

Der  Umstand,  daß  Delcasse  in  der  Frage  der  Bagdadbahn  fest  ist, 
und  die  heute  gemeldete  Tatsache,  daß  die  Russen  bereits  zu  dem  ...** 
Mittel  greifen,  die  türkische  Finanzreform  durch  pessimistische  Artikel 
deutscher  Zeitungen  stören  zu  wollen,  ist  auch  für  mich  ein  Beweis, 


Zifferngruppe  fehlt. 
'  Zifferngruppe  fehlt. 
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daß  die  Russen  nichts  Ernstes  gegen  die  Bagdabahn  tun  können.  Auch 
scheint  mir,  daß  „die  üble  Laune"  sich  vornehmlich  gegen  den  fran- 
zösischen Alliierten  richtet. 

Sir  N.  O'Conor  hat  mir  vor  zwei  Tagen  auseinandergesetzt,  daß 
die  Russen  den  Bau  der  Bagdadbahn  nicht  dulden  würden.  Ich  habe 
ihn  ruhig  angehört,  ohne  einen  Versuch  zu  machen,  seine  wohl- 
wollenden Besorgnisse  zu  zerstreuen. 

Marsch  all 


Nr.  5250 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Entzifferung 
Nr.  146  London,  den  18.  März  1902 

Lord  Lansdowne  bemerkte  mir  gegenüber  heute  aus  eigenem  An- 
triebe im  Gespräch,  daß  er  Anfragen  von  dritter  Seite  über  die  Stellung 
der  englischen  Regierung  zum  anatolischen  Eisenbahnprojekt  in  folgen- 
dem Sinne  beantworte: 

Die  englische  Regierung  stehe  dem  Projekt  unvoreingenommen 
gegenüber,  setze  dabei  aber  voraus,  daß  englisches  Kapital  sich  in  glei- 
chem Maße  wie  anderes  Kapital  an  der  Eisenbahn  beteiligen  könne,  und 
daß  ferner  die  englische  Regierung  sich  bei  etwaiger  Neuregelung  des 
türkischen  Zolltarifs,  welche  durch  Zollerhöhung  zur  Herbeischaffung 
der  Mittel  für  Zahlung  der  kilometrischen  Garantie  etwa  erforderlich 
würde,  ihre  Rechte  vorbehalte. 

Ich  erwiderte,  daß  es  dem  englischen  Kapital  ebenso  wie  anderem 
Kapital  freistehe,  sich  am  Bahnbau  zu  beteiligen. 

Metternich1 

Nr.  5251 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  Im  Auswärtigen  Amt 

Rosen 

Eigenhändig 

Berlin,  den  14.  September  1902 

Der  Direktor  der  Deutschen  Bank,  Herr  Gwinner,  teilte  mir  mit, 
daß  englischerseits  die  Beteiligung  an  der  Bagdadbahn  in  gleicher  Höhe 
mit  Deutschland  und  Frankreich  verlangt  wird.  Ohne  englische  Beteili- 
gung und  gegen  Englands  Willen  sei  der  Bau  der  Bahn  nicht  auszu- 
führen. Herr  Gwinner  will  auf  dieser  Grundlage  aufs  neue  mit  der  fran- 
zösischen Kapitalistengruppe  in  Verhandlungen  treten. 

Rosen 
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Nr.  5252 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

Rosen 

Eigenhändig 

Berlin,  den  31.  Januar  1903 

Der  Direktor  der  Deutschen  Bank,  Herr  Gwinner,  hat  neulich  in 
England  die  Gelegenheit  gefunden,  sich  zwei  Stunden  lang  allein  mit 
Lord  Lansdowne  über  die  Bagdadbahn  zu  unterhalten.  Herr  Gwinner 
fand  den  Minister  stark  gegen  das  Projekt  eingenommen,  welches  er  als 
den  britischen  Interessen  schädlich  betrachtete.  Lord  Lansdowne  habe 
u.  a.  die  Bemerkung  fallen  lassen,  „bis  jetzt  habe  England  den  kürzesten 
Weg  nach  Indien  allein  in  der  Hand.  Mit  dem  Bau  der  Bagdadbahn 
werde  dies  nicht  mehr  der  Fall  sein.  Er  glaube  aber,  der  vereinte  Ein- 
fluß Englands  und  Rußlands  werde  eventuell  genügen,  um  den  Bau  der 
Bagdadbahn  zu  hintertreiben".  Auf  den  Einwurf  Herrn  Gwinners,  daß 
die  Bahn  doch  sicher  einmal  gebaut  werden  würde,  habe  Lord  Lans- 
downe geantwortet,  in  diesem  Falle  sei  es  vielleicht  besser,  wenn  Eng- 
land daran  beteiligt  sei.  Er  werde  dem  Bahnbau  keine  aktive  Oppo- 
sition entgegensetzen.  Herr  Gwinner  hat  sich,  wie  er  glaubt,  mit  Erfolg 
bemüht,  Lord  Lansdowne  die  Vorteile  eines  Zusammengehens  mit  uns 
in  der  Bagdadbahnfrage  klarzumachen,  und  namentlich  auch  auf  die 
Möglichkeit  hingewiesen,  die  indische  Post  auf  dem  kürzesten  und 
schnellsten  Wege  über  Bagdad  zu  befördern,  wenn  die  Bahn  gebaut  sei.  — 

Etwa  gleichzeitig  mit  der  erwähnten  Begegnung  sagte  mir  Sir  Frank 
Lascelles,  es  bestehe  unter  den  englischen  Kapitalisten  wenig  Neigung, 
sich  an  der  Bagdadbahn  zu  beteiligen. 

Ros  e  n 


Nr.  5253 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  93  Pera,  den  12.  Februar  1903 

Nach  langwierigen  und  sehr  schwierigen  Verhandlungen  ist  gestern 
früh  unter  persönlicher  Intervention  des  Großwesirs,  mit  welchem  ich 
vorher  die  einzelnen  Streitpunkte  eingehend  besprochen  hatte,  eine 
volle  Verständigung  zwischen  den  Türken  und  den  Anatoliern  über  den 
Bahnbau  Konia — Eregli  und  zugleich  über  das  für  die  weitere  Strecke 
der  Bagdadbahn  maßgebende  finanzielle  und  administrative  System 
erzielt  worden.    Die  Schlußredaktion  sowohl  der  Konvention  wie  der 
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Statuten  der  neuen  Gesellschaft*  ist  erfolgt,  und  der  Ministerrat  hat 
beide  in  seiner  gestrigen  Sitzung  genehmigt.  Das  Masbata  wird  Sonn- 
tag unterschrieben  und  dem  Sultan  vorgelegt  werden. 

Das  System  der  Staatsbahn  unter  gleichzeitiger  Übertragung  des 
Eigentums  der  Bahn  auf  die  Gesellschaft  ist  von  türkischer  Seite  für 
die  ganze  Bagdadbahn  nach  den  Wünschen  der  Deutschen  Bank  akzep- 
tiert worden.  Neben  diesem  Punkte  hat  die  Frage  der  „administration 
speciale"  die  größte  Schwierigkeit  bereitet.  Die  Türken  wollten,  daß 
die  Anatolische  Gesellschaft  dauernd  im  Kapital  und  in  der  Verwaltung 
der  neuen  Gesellschaft  hervorragend  beteiligt  werde,  und  forderten  zu- 
erst, daß  die  Anatolier  die  Verantwortlichkeit  dafür  übernehmen,  daß 
mit  den  Geldern  der  Staatstitres  auch  wirklich  die  Bahn  hergestellt 
werde.  Nur  mit  großer  Mühe  gelang  es,  diese  Forderung  darauf  zu 
beschränken,  daß  diese  Verantwortlichkeit  sich  nur  auf  Konia— Eregli 
erstreckt  und  die  Anatolier  sich  dauernd  mit  10  %  Kapital  und  mit 
drei  Aufsich ts raten  an  der  Verwaltung  beteiligen.  Diese  Bestimmungen 
sind  in  die   Konvention  bezw.  die  Statuten  aufgenommen. 

Herr  Gwinner  telegraphiert  heute,  daß  die  französische  Regierung 
die  zwischen  der  Deutschen  Bank  und  der  Ottomanbank  getroffene  Ab- 
machung** nicht  genehmige  und  den  Anatoliern  weder  an  Kapital  noch 
an  der  Verwaltung  eine  Sonderstellung  einräumen  wolle.  Mit  Herrn 
Geheimrat  Dr.  Zander  bin  ich  der  Ansicht,  daß  jeder  Versuch,  jene 
bereits  definitiv  vereinbarten  Bestimmungen,  welche  den  Charakter 
eines  Kompromisses  mit  den  Türken  tragen,  abzuändern,  in  letzter 
Stunde  die  ganze  Sache  zum  Scheitern  bringen  wird. 

Marschall 

Nr.  5254 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  97  Pera,  den  13.  Februar  1903 

Herr  Auboyneau  sprach  mir  heute  über  die  durch  den  Widerspruch 
des  Herrn  Delcasse  gegen  die  Berliner  Vereinbarung  geschaffene  Lage. 
Er  glaubt  nicht,  daß  es  die  Absicht  des  Ministers  sei,  gegen  die  Be- 


*  Gemeint  ist  die  neuzugründende  Kaiserlich  Ottomanische  Bagdadbahngesell- 
schaft. Vgl.  Nr.  5260.  Siehe  die  Statuten  der  Gesellschaft  und  den  Text  der 
abschließenden  Konvention  vom  20.  Februar/5.  März  1903  bei  G.  Young,  Corps 
de  droit  ottoman  Vol.  IV,  p.  163  ss. 

**  Sie  regelte  gemäß  den  Bestimmungen  der  Konvention  vom  20.  Februar  die 
Beteiligung  der  Anatolischen  Eisenbahngesellschaft  einerseits,  der  Ottoman- 
bank andererseits  an  der  Bagdadbahngesellschaft  in  finanzieller  und  administra- 
tiver Beziehung. 
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teiligung  der  Anatolischen  Gesellschaft  mit  10  o/o  und  die  Entsendung 
von  Mitgliedern  in  den  Aufsichtsrat  der  neuen  Gesellschaft  einen  Ein- 
wand zu  erheben,  die  Differenz  liege  vielmehr  darin,  daß  nach  dem 
Berliner  Abkommen  die  restierenden  90  o/0  zwischen  dem  deutschen 
und  dem  französischen  Syndikat  zu  gleichen  Teilen  geteilt  werden 
sollten  unter  proportionellem  Abzug  der  für  andere  Syndikate,  England, 
Schweiz,  Österreich-Ungarn  usw.,  entfallenden  Quoten.  Bei  diesem 
Teilungsmodus  werde  das  deutsche  Syndikat  unter  Zurechnung  der 
auf  die  Anatolier  entfallenden  10  o/0  stets  um  diesen  Betrag  stärker  als 
Frankreich  beteiligt  sein,  was  dem  Grundsatz  der  gleichen  Beteiligung 
widerspräche. 

Ich  habe  Herrn  Auboyneau  erwidert,  daß  es  unberechtigt  sei,  die 
auf  die  Anatolier  entfallenden  10  o/0  dem  deutschen  Syndikat  aufzurech- 
nen. Die  Anatolisdhe  Gesellschaft  sei  eine  ottomanische  Einrichtung, 
in  deren  Verwaltung  Franzosen,  Türken  usw.  säßen.  Herr  Auboyneau 
gab  dies  als  richtig  zu,  meinte  aber,  es  handele  sich  um  „les  apparences". 
Die  Anatolische  Gesellschaft  führe  in  den  Augen  der  Außenstehenden 
die  deutsche  Flagge  ebenso,  wie  die  Kassaba-Eisenbahn  als  französische 
Unternehmung  gelte.  Ich  habe  repliziert,  die  Beteiligung  der  Anatolier 
mit  10  o/o  und  mit  drei  Aufsichtsratsmitgliedern  sei  für  uns  bei  dem 
Stande  der  Verhandlungen  mit  den  Türken  nicht  mehr  diskutabel,  was 
die  Verteilung  der  restierenden  90  o/0  unter  Syndikate  betreffe,  so  müsse 
ich  die  Entscheidung  der  Deutschen  Bank  und  meiner  Regierung 
vorbehalten. 

Herr  Auboyneau,  der  sich  sehr  versöhnlich  zeigte  und  wiederholt 
äußerte,  daß  er  die  Beteiligung  der  Anatolier  für  durchaus  berechtigt 
halte,  bat  mich,  für  einen  Ausgleich  der  schwebenden  Frage  einzutreten. 

Marschall 


Nr.  5255 
Der  Reichskanzler  Graf  von  Bälow  an  Kaiser  Wilhelm  II. 

Ausfertigung 

Berlin,  den  22.  Februar  1903 

Die  Verhandlungen  zwischen  der  Anatolischen  Eisenbahngesellschaft 
und  der  türkischen  Regierung  wegen  Verwirklichung  des  Bagdadbahn- 
projekts scheinen  nach  den  Berichten  Euerer  Majestät  Botschafters  in 
Konstantinopel  einen  günstigen  Verlauf  zu  nehmen.  Freiherr  von  Mar- 
schall meldet  hierüber  nachstehendes: 

„Am  Mittwoch  abend  hat  der  Ministerrat  über  nachstehende  mit  den 
Anatoliern  getroffene  Vereinbarungen  definitiv  Beschluß  gefaßt: 

1.  Die  Bagdadbahnkonvention  unter  Aufbringung  der  Baumittel 
durch  Staatstitres  für  die  ganze  Linie. 
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2.  Eine  Konvention  über  die  Emission  von  54  Millionen  francs 
gegen  Verpfändung  der  Zehnten  von  Konia,  Aleppo  und  Urfa  für  den 
sofortigen  Bau  der  Strecke  Konia — Eregli. 

3.  Eine  Konvention  über  die  Konversion  der  „Pecheries"-Anleihe. 
Das  Masbata  ist  sofort  dem  Sultan  vorgelegt  worden,  und  wird  die 

Sanktionierung  nunmehr  erwartet1/' 

BüloW 

Randbemerkung  Kaiser  Wilhelms  IL: 

1  Heute    ist    es    Montag    also    5    Tage    sind    schon    verflossen!    Wir    werden 
noch  zu  warten  haben 


Nr.  5256 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

Rosen 

Eigenhändig 

Berlin,  den  16.  März  1903 

Direktor  Gwinner  hatte  bei  seiner  letzten  Anwesenheit  in  Paris 
(Februar  1903)  auch  mit  der  englischen  Finanzgruppe,  vertreten  durch 
Sir  Ernest  Cassel  und  Clinton  E.  Dawkins  (früherem  Financial  Secretary 
of  India  und  jetzigem  englischen  Associe  von  Pierpont  Morgan),  ver- 
handelt1. Das  vorläufige  Ergebnis  dieser  Verhandlungen  ist  aus  dem 
abschriftlich  beiliegenden  Briefe  des  Mr.  Dawkins  ersichtlich*.  Herr 
Gwinner  beabsichtigt,  in  den  nächsten  Tagen  nach  Paris  zu  gehen,  um 
weiter  mit  der  genannten  englischen  Gruppe  zu  verhandeln.  Hierbei 
wird  er  die  Herren  Dawkins  und  Cassel  auffordern,  die  englische  Re- 
gierung zu  veranlassen  „to  use  its  best  endeavours", 

1.  die  Handelsverträge  mit  der  Türkei  abzuschließen, 

2.  die  „Indian  Mail  or  as  great  a  part  of  it  as  possible"  der  Bag- 
dadbahn zuzuweisen,  falls  sie  die  Post  schneller  befördert,  als  dies  zur 
See  möglich  ist,  und 

3.  „to  arrange  all  necessary  terminal  facilities  at  Kueit". 

Ich  habe  Herrn  Gwinner  gebeten,  festzubleiben  in  dem  Verlangen, 
daß  ein  türkisches  Zollhaus  nach  Kueit  kommt. 

Rosen 


*  In  dem  vom  13.  März  datierten  Briefe  Clinton  E.  Dawkins'  an  Gwinner 
hieß  es  über  die  Stellungnahme  der  englischen  Regierung  zu  dem  Bagdadbahn- 
unternehmen: „H.  M.  Government  will  regard  the  project  with  favour,  subject 
to  certain  conditions  being  satisfied  and  provided  always  that  the  basis  of  the 
whole  business  is  an  international  railway  from  sea  to  sea."  Nach  dieser  Hal- 
tung der  englischen  Regierung  erklärte  sich  Dawkins  namens  der  von  ihm 
vertretenen  Finanzgruppe  zum  Eintritt  in  das  Unternehmen  bereit,  falls  deut- 
scherseits „the  control  and  working  of  the  Anatolian  Railway  as  part  of  an 
international  line  from  sea  to  sea"  zugesichert  werde. 


28* 
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Randbemerkung  von  Mühlbergs: 

i  Das  wurde  mir  heute  vom  englischen  Botschafter  gleichfalls  mitgeteilt. 
Derselbe  zeigte  sich  über  den  Eintritt  der  englischen  Finanz  in  das  Unter- 
nehmen sehr  erfreut!      Mg.      18. 


Nr.  5257 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 
Nr.  232  London,  den  4.  April  1903 

Die  Nachricht  der  „National  Review",  daß  die  englische  Regierung 
bemüht  sei,  englisches  Kapital  für  das  Bagdadbahnunternehmen  zu  ge- 
winnen, gibt  heute  einigen  Blättern  Anlaß,  sich  in  deutschfeindlichem 
Sinne  zu  dieser  Frage  zu  äußern. 

Der  „Spectator"  kommt  dabei  auf  seine  frühere  Behauptung  zurück, 
daß  es  eines  der  politischen  Ziele  des  letzten  Besuchs  Seiner  Majestät 
des  Kaisers  und  Königs*  gewesen  sei,  die  britische  Regierung  für  die 
Bagdadbahn  zu  interessieren.  Die  Auslassungen  der  „National  Review" 
werden  darauf  eingehend  besprochen  und  zum  Teil  wiedergegeben. 
Wenn  man  auch,  meint  der  „Spectator"  dazu,  nicht  alle  Behauptungen 
und  Folgerungen  der  „National  Review"  ohne  weiteres  unterschreiben 
könne,  so  sei  doch  so  viel  sicher,  daß  die  große  Majorität  des  britischen 
Volkes  sich  nicht  nochmals  mit  Deutschland  einzulassen  wünsche.  Es 
wäre  zu  hoffen,  daß  die  Regierung  möglichst  bald  die  Nachricht  demen- 
tieren werde. 

Die  „Morningpost"  glaubt  ebenfalls  das  britische  Volk  vor  der  Ge- 
fahr warnen  zu  müssen,  welche  in  dem  Bagdadbahnprojekt  liege.  Das 
gegenwärtige  britische  Ministerium  sei  offenbar  geneigt,  trotz  aller 
schlimmen  Erfahrungen  der  letzten  Zeit  sich  wieder  Deutschland  ge- 
fällig zu  zeigen.  Das  gehe  schon  aus  der  Rede  des  Generals  von  der 
Goltz  in  Königsberg  hervor,  derzufolge  die  deutsche  Gesellschaft 
Kueit  als  Endpunkt  der  Bahn  und  ferner  die  Aussicht  erlangt  habe, 
daß  der  englisch-indische  Postverkehr  auf  diesen  Weg  geleitet  werden 
würde. 

Der  „Daily  Chronicle"  drückt  die  Hoffnung  aus,  daß  die  Nach- 
richten über  die  entgegenkommende  Haltung  der  britischen  Regierung 
nicht  auf  Wahrheit  beruhten.  Es  sei  jedenfalls  Zeit,  daß  die  letztere 
einmal  „nein"  sagen  lerne. 

Am  weitesten  geht  die  „Daily  Mail",  die  von  einem  neuen  „German 
Agreement"  spricht.  Das  Ziel  Deutschlands  sei  ja  nur,  England  mit 
Rußland   zu   verfeinden.     Jedenfalls   wünsche   die   Nation,    welche   die 


*  Vom  November   1902.    Vgl.   darüber   Bd.   XVII,   Kap.   CIX,   Nr.   5031 
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Venezuelaaffäre*  in  frischer  Erinnerung  habe,  keine  neuen  Abkommen 
mit  Deutschland. 

Die  betreffenden  Artikel  sind  im  Ausschnitt  gehorsamst  beigefügt. 

P.  Metternich 


Nr.  5258 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Biilow 

Ausfertigung 
Nr.  246  London,  den  9.  April  1903 

In  der  gestrigen  Sitzung  des  Unterhauses  beantwortete  der  Pre- 
mierminister eine  Interpellation  Mr.  Gibson  Bovvles,  betreffend  die  Bag- 
dadbahn, außer  durch  die  bekannte  schriftliche  Aufzeichnung,  welche 
unter  die  Mitglieder  des  Hauses  zur  Verteilung  gelangte,  auch  noch 
mündlich  während  der  Sitzung. 

Mr.  Balfour  wies  vor  allem  die  Unterstellung  zurück,  als  habe  sich 
die  Regierung  von  einer  Gruppe  deutscher  Finanziers  ins  Schlepptau 
nehmen  lassen,  und  betonte,  daß  die  Beteiligung  Englands  an  dem 
großen  Unternehmen  nur  unter  ausdrücklicher  Wahrung  der  Gleichbe- 
rechtigung englischen  Kapitals  und  englischer  Interessen  erfolgen  könne. 

Die  heutige  Presse  nimmt  die  Ausführungen  des  Premierministers 
im  allgemeinen  zustimmend  auf,  mahnt  jedoch  zu  äußerster  Wachsam- 
keit, um  eben  die  von  Mr.  Balfour  erwähnte  Gleichberechtigung  Eng- 
lands allen  anderen  Kontrahenten  gegenüber  unter  allen  Umständen  zu 
wahren. 

Die  „Times"  weist  darauf  hin,  daß  das  Zusammengehen  Frank- 
reichs mit  Deutschland  ein  beruhigendes  Symptom  für  die  rein  wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkte  des  Bahnbaues  darstelle,  und  holft,  daß  mit 
der  Zeit  die  Beteiligung  Rußlands  zu  erwarten  sei. 

Der  „Daily  Mail"  fällt  es  sichtlich  schwer,  einem  gemeinsamen  Vor- 
gehen mit  Deutschland  das  Wort  reden  zu  müssen.  Schließlich  scheint 
aber  doch  auch  bei  diesem  Blatt  die  Erwägung  den  Ausschlag  zu 
geben,  daß  es  noch  unangenehmer  wäre,  wenn  England,  nur  um  einen 
Gewinn  nicht  mit  Deutschland  teilen  zu  müssen,  auf  ein  eventuell  ein- 
trägliches Geschäft  gänzlich  verzichtete. 

Der  betreffende  Parlamentsbericht,  eine  Sammlung  diesbezüglicher 
Preßäußerungen  sowie  eine  den  gleichen  Gegenstand  behandelnde 
Privatkorrespondenz  der  „Times"  sind  im  Ausschnitt  gehorsamst  bei- 
gefügt. 

P.  Metternich 

*  Vgl.  Kap.  CXII. 
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Nr.  5259 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Biilow 

Ausfertigung 
Nr.  256  London,  den  12.  April  1903 

Die  Opposition,  welche  sich  gegen  die  Mitbeteiligung  englischen 
Kapitals  an  der  Bagdadeisenbahn  erhoben  hatte,  hat  sich  seit  den  Erklä- 
rungen  Mr.    Balfours   im    Parlament*   zum   Teil   wieder   gelegt. 

Aus  Citykreisen  wird  mir  mitgeteilt,  die  Deutsche  Bank  habe  unter 
anderem  die  Bedingung  aufgestellt,  daß  in  Kueit**  eine  ottomanische 
Zollstelle  eingerichtet  werde.  Dies  werde  die  englische  Regierung  in- 
dessen unter  keinen  Umständen  zugeben.  Hätte  die  Deutsche  Bank 
dem  englischen  Syndikat  ihre  Bedingungen  zeitiger  mitgeteilt,  sodaß 
dasselbe  Muße  gehabt  hätte,  sie  zu  prüfen,  noch  ehe  die  Zeitungen  und 
das  Parlament  sich  der  Sache  bemächtigt  hätten,  so  wäre  es  vielleicht 
schon  zu  einem  Abschluß  mit  der  englischen  Regierung  gekommen.  Jetzt 
wären  die  beteiligten  englischen  Kreise  notwendigerweise  vorsichtiger 
und  zaghafter  geworden. 

Von  anderer  Seite  erfahre  ich,  daß  Mr.  Balfour  unbedingt  an  der 
Mitbeteiligung  Englands  an  dem  Bahnunternehmen  festhalten  will.  Er 
soll  sich  geäußert  haben,  er  werde  eher  zurücktreten  als  diesen  Plan  auf- 
geben. 

Ich  habe  es  absichtlich  vermieden,  mit  Mitgliedern  der  Regierung 
über  die  Bagdadbahn  zu  sprechen.  Außer  den  vom  englischen  Stand- 
punkte sehr  treffenden  Argumenten,  welche  der  Ministerpräsident  vor 
dem  Parlamente  zugunsten  der  Mitbeteiligung  englischen  Kapitals  an- 
wandte, hat  er  nach  meinem  Dafürhalten  die  Beschwichtigung  der  Oppo- 
sition hauptsächlich  durch  die  Erklärung  bewirkt,  daß  keine  Verhand- 
lungen mit  der  deutschen  Regierung  stattfänden,  sondern  nur  solche 
unter  den  an  dem  internationalen,  nicht  deutschen  Unternehmen  betei- 
ligten Finanzgruppen.  Die  Stimmung  in-  und  außerhalb  des  Parlaments 
ist  so,  daß  man  unter  keinen  Umständen  neue  Verträge  oder  Ab- 
machungen mit  der  deutschen  Regierung  haben  will.  Es  ist  eine  krank- 
hafte Neigung  vorhanden,  die  englische  Regierung  als  von  Deutschland 
beeinflußt  hinzustellen  und  als  geneigt,  alle  deutschen  Wünsche  blind- 
lings zu  erfüllen.  Selbst  gegen  Seine  Majestät  den  Kaiser,  trotzdem 
allerhöchstderselbe  in  England  der  volkstümlichste  fremde  Souverän  ist, 
richtet  sich  der  Argwohn,  daß  er  durch  seine  persönlichen  Gaben  so 
faszinierend  auf  die  englischen  Minister  und  auch  auf  den  englischen  Hof 
wirke,  daß  sie  ihm  in  allem  willig  folgen.  Gegen  diese  Krankheit  ist  das 
wirksamste  Mittel  die   Politik  der  Abstention.     Auch   in   Deutschland 

*  Vgl.  Nr.  5258. 
*•  Vgl.  Abschnitt  B. 
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gab  es  eine  Periode,  wo  man  in  allem  den  englischen  Einfluß  witterte 
und  ihn  nicht  mochte.  Bekümmere  man  sich  nicht  um  die  Engländer 
und  lasse  sie  laufen.  Das  wird  sie  am  raschesten  wieder  zur  Besinnung 
bringen. 

Auch  für  die  Bagdadbahn  brauchen  wir  sie  vielleicht  nicht  so  not- 
wendig, wie  unsere  Finanzkreise  es  glauben.  Für  den  Bau  der  nächsten 
Strecke  scheint  ja  gesorgt  zu  sein.  Darüber  vergeht  Zeit,  und  je  weiter 
die  Bahn  vordringt,  um  so  mehr  wird  bei  den  Engländern  der  Wunsch 
rege  werden,  bei  dem  zukünftigen  kürzesten  Wege  nach  Indien  auch 
ein  Wort  mitzureden.  Wenn  sich  aber  erst  das  Bedürfnis  der  Mitbe- 
teiligung einstellt,  dann  läßt  sich  auch  besser  über  die  Bedingungen 
verhandeln,  unter  denen  sie  zugestanden  wird.  Kueit  liegt  noch  in 
weiter  Ferne.  Die  Engländer  werden  den  Türken  dort  weder  jetzt  noch 
später  hereinlassen,  wenn  sich  die  Weltlage  nicht  bedeutend  zu  Un- 
gunsten  Englands  verschiebt. 

Die  englische  Mitbeteiligung  hat  wie  die  meisten  Dinge  ihre  zwei 
Seiten.  Der  Nutzen  liegt  darin,  daß  das  Werk  rascher  gefördert  wird, 
und  daß  wir  uns  durch  die  stärkere  Betonung  der  Internationalisierung 
Rußland  gegenüber,  dem  das  Werk  ein  Dorn  im  Auge  ist,  freier  fühlen. 
Auf  der  anderen  Seite  bietet  der  Suezkanal  ein  beunruhigendes  Beispiel 
dafür,  daß  das  kapitalkräftigere  England  sich  unter  Umständen  im  ge- 
gebenen Moment  den  Fleiß  anderer  zunutze  macht  und  sich  an  ihre 
Stelle  setzt.   Dann  hätten  wir  Jahre  lang  die  Russen  umsonst  geärgert. 

P.  Metternich 

Nachsch  rif  t 

London,  den  14.  April  1903 

Die  „Times"  nimmt  heute  unter  Verwertung  eines  Schreibens  des 
konservativen,  der  Regierung  aber  überall  Schwierigkeiten  bereitenden 
Abgeordneten  Gibson  Bowles  in  einem  Leitartikel  den  Kampf  gegen  die 
Bagdadbahn  wieder  auf.  Über  diesen  Artikel  sowie  einen  des 
„Standard",  der  sich  für  die  Beteiligung  Englands  an  dem  Unternehmen, 
und  einen  der  „Daily  News",  welcher  sich  dagegen  ausspricht,  berichte 
ich  an  anderer  Stelle. 

P.  Metternich 

Nr.  5260 

Der  Geschäftsträger  in  Konstantinopel  Freiherr 
von  Wangenheim  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  211  Pera,  den  13.  April  1903 

Die  Societe  Imperiale  Ottomane  du  chemin  de  fer  de  Bagdad  ist 
soeben   durch   die   Anatolische   Bahngesellschaft  und   die   Herren   Au- 
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boyneau,  Berger*,  Huguenin,  Testa,  Dr.  Zander  konstituiert  worden. 
Zum   Vorsitzenden  wurde  Gwinner  gewählt,   zum   Vizepräsidenten  in 


Paris  Vernes. 


Wangenheim 


Nr.  5261 


Der  Geschäftsträger  in  London  Graf  von  Bernstorff 
an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 
Nr.  279  London^  den  24.  April  1903 

Mit  ungeteilter  Befriedigung  und  in  dem  nicht  ungerechtfertigten 
Gefühl  des  Stolzes,  durch  planmäßige  und  energische  Bearbeitung  der 
öffentlichen  Meinimg  die  endgültige  Entscheidung  der  Regierung  in  dem 
beabsichtigten  Sinne  herbeigeführt  zu  haben,  begrüßt  die  hiesige  Presse 
das  gestern  von  Mr.  Balfour  selbst  abgegebene  ablehnende  Votum  in  der 
Frage  der  eventuellen  Beteiligung  Englands  an  der  Bagdadbahn  **. 

Die  Blätter  hoffen,  daß  es  sich  nicht  nur  um  einen  Aufschub,  son- 
dern um  endgültigen  Abbruch  der  Verhandlungen  handele.  Sie  befleißi- 
gen sich  in  ihren  heutigen  Ausführungen  im  allgemeinen  größerer  Sach- 
lichkeit als  während  der  vorbereitenden  Stadien  der  Kampagne,  und 
nur  die  Siegesfreude  der  „Pall  Mall  Gazette"  und  etwa  des  „Globe" 
nimmt  eine  für  Deutschland  verletzendere  Form  an. 

Liberale  Blätter  wissen  sich  mit  den  konservativen  in  ihrer  Zustim- 
mung zu  dem  erzielten  Resultat  eins;  nur  können  sie  es  aus  parteipoliti- 
schen Gründen  natürlich  auch  bei  dieser  Gelegenheit  nicht  unterlassen, 
die  von  dem  Kabinett  in  der  Angelegenheit  gezeigte  Unsicherheit  fest- 
zustellen. 

Den  bezüglichen  Parlamentsbericht  und  eine  Auswahl  heutiger  Leit- 
artikel beehre  ich  mich  Euerer  Exzellenz  gehorsamst  vorzulegen. 

Be  rns  to  rf  f 


*  Commandant  Berger,  Präsident  der  türk.  Dette  publique. 

**  Am  23.  April  hatte  Balfour  im  Unterhaus  die  bisher  bezeugte  Bereitwillig- 
keit der  englischen  Regierung  zur  Beteiligung  an  der  Bagdadbahn  ausdrücklich 
zurückgenommen.  Als  Grund  wurde  angegeben,  daß  die  neugegründete  Bagdad- 
bahngesellschaft nach  der  Konvention  vom  5.  März  sich  wesentlich  als  ein 
deutsches,  nicht,  wie  man  vorausgesetzt  habe,  als  ein  internationales  Unter- 
nehmen darstelle:  „To  such  a  Convention  we  have  never  been  asked  to  assent, 
and  we  could  not  in  any  case  be  a  party  to  it.  The  alternative  arrangements 
which  have  lately  been  under  our  oonsideration  were,  on  the  contrary,  designed 
to  place  the  railway,  including  the  existing  Anatolian  railway,  throughout 
its  whole  length  from  sea  to  sea,  under  international  control,  and  to  prevent 
the  possibility  of  preferential  treatment  for  the  goods  or  subjects  of  any  one 
country." 

440 


Nr.  5262 
Der  Reichskanzler  Graf  von  Bälow  an  Kaiser  Wilhelm  II. 

Ausfertigung 

Berlin,  den  26.  April  1903 

Die  Verhandlungen  zwischen  der  Deutschen  Bank  und  der  engli- 
schen Finanzgruppe  wegen  einer  englischen  Beteiligung  an  der  Bag- 
dadbahn sind  vorläufig  zu  einem  negativen  Ende  gekommen.  Es  ist  dies 
um  so  befremdender,  als  nicht  nur  die  betreffenden  namhaften  englischen 
Finanzmänner,  sondern  auch  die  britische  Regierung  von  den  Vorteilen 
einer  englischen  Beteiligung  an  dem  Unternehmen  überzeugt1  und 
durchaus  geneigt  waren,  die  Verhandlungen  mit  der  deutschen  Finanz- 
gruppe zu  einem  günstigen  Abschluß  kommen  zu  lassen.  Lediglich  der 
deutschfeindlichen  Agitation  in  der  englischen  Presse  2  und  dem  dadurch 
hervorgerufenen  Drucke  der  öffentlichen  Meinung3  ist  die  englische  Be- 
teiligung zum  Opfer  gefallen.  Als  ein  Beispiel  der  Art,  wie  diese  Hetze 
seitens  der  meisten  englischen  Zeitungen  betrieben  wurde,  beehre  ich 
mich,  Euerer  Kaiserlichen  und  Königlichen  Majestät  einen  Ausschnitt  aus 
der  „Daily  Mail"  vom  21.  d.  Mts.*  mit  dem  alleruntertänigsten  Bemerken 
einzureichen,  daß  die  in  diesem  und  vielen  ähnlichen  Artikeln  verwandten 
Argumente  zum  großen  Teil  der  russischen  Presse,  namentlich  der 
„Nowoje  Wremja"  entstammen4. 

Daß  das  Londoner  Kabinett  gegen  seine  bessere  Überzeugung  dem 
Drucke  der  herrschenden  antideutschen  Strömung  hat  nachgeben  müs- 
sen, geht  auch  aus  einem  Briefe  des  Londoner  Associes  von  Pierpont 
Morgan,  Sir  Clinton  E.  Dawkins,  an  den  Direktor  der  Deutschen  Bank 
Gwinner  hervor,  den  dieser  streng  vertraulich  hier  mitgeteilt  hat.  Da 
der  Schreiber  dieses  Briefes,  der  als  früherer  Financial  Secretary  of  India 
enge  Fühlung  mit  der  Regierung  hat,  sich  in  klarer  und  offener  Weise 
über  die  „histoire  intime"  des  Scheiterns  der  englischen  Beteiligung  aus- 
spricht, wage  ich  es,  Euerer  Majestät  eine  Abschrift  des  betreffenden 
Schreibens   hierbei   ehrerbietigst  in   Vorlage  zu  bringen**. 

Auch  Sir  Frank  Lascelles  hat  sein  lebhaftes  Bedauern  über  das 
Scheitern  des  Zusammengehens  mit  uns  in  der  Bagdadbahnfrage  ausge- 
sprochen5 und  wird  in  diesem  Sinne  seiner  Regierung  ausführlichen 
Bericht  erstatten6. 

Es  wird  sich  für  uns  nun  zunächst  darum  handeln,  die  Strecke 
Konia— Eregli  auch  ohne  die  englische  Beteiligung  zu  bauen,  was  keine 


*  Der  Artikel  der  „Daily  Mail"  vom  21.  April  „Lord  Lansdowne's  German 
Negotiations"  stellte  sich  auf  den  Standpunkt,  daß  jede  englische  Teilnahme 
an  einem  Unternehmen,  das  der  deutschen  Gesellschaft  ein  „preponderating 
dement",  sei  es  in  administrativer  oder  in  finanzieller  Beziehung,  einräume, 
als  ridiculous  abzuweisen  sei. 
**  Siehe  Anlage. 
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Schwierigkeiten  bereiten  dürfte,  da  die  Garantien  für  diese  Strecke  be- 
reits seitens  der  Türkei  gestellt  sind. 

Bülow 

Randbemerkungen  Kaiser  Wilhelms  IL: 

1  So  hat  es  mir  Lascelles  immer  geschildert  und  noch  neulich  bestätigt. 

2  von    Russen   inspirirten    (Weselitzki-Poklewski) 

3  von   Rußland  beeinflußt 

4  richtig 

5  sehr   freundlich!    aber  er   hat  eben   absolut  kein   Gewicht  bei   seiner   Regie- 
rung  und   dem    Publikum 

6  das  wird   ihr  verteufelt  gleichgültig   sein 
Schlußbemerkung  des  Kaisers: 

Vor   allem    aber   muß    scharf   und    unzweideutig    Alvensleben    umgehend    Lams- 

dorff   klar   von    mir   bestellen,   daß    wejin   er   nicht   wünscht,   mich   im    Balkan 

wo  anders  als  an  seiner  Seite  zu  sehen,  er  sofort  dem  Treiben  seiner  Agenten 

in  London  halt  gebieten  soll!  sonst  hat  er  es  bei  mir  verspielt.    W. 

ad  notam! 

Es  ist  höchste  Zeit  daß  Eckhardstein  wieder  hinkommt! 


Anlage 

Sir  Clinton  E.  Dawkins  an  den  Direktor  der  Deutschen 
Bank  Arthur  Gwinner* 

Privatbrief.    Abschrift 
Private  London,  April  23,  1903 

As  you  originally  introduced  the  Baghdad  business  to  us  I  feel 
that  I  cannot,  upon  its  unfortunate  termination,  omit  to  express  to  you 
personally  my  great  regret  at  what  has  occurred.  After  all  you  have  done 
to  meet  the  various  points  raised  you  will  naturally  feel  very  disappointed 
and  legitimately  aggrieved.  But  I  am  glad  to  think,  and  I  feel  you  will 
be  convinced,  that  your  grievance  lies  not  against  the  British  group  but 
against  the  British  Foreign  Office1.  The  fact  is  that  the  business  has 
become  involved  in  politics  here,  and  has  been  sacrificed  to  the  very 
violent  and  bitter  feeling  against  Germany  exhibited  by  the  majority  of 
our  newspapers  2  and  shared  in  by  a  large  number  of  people. 

This  is  a  feeling,  which  as  the  history  of  recent  events  will  show 
you,  is  not  shared  by  the  Government  or  reflected  in  official  circles. 
But  of  its  intensity  outside  those  circles,  for  the  moment,  there  can  be 
no  doubt;  and  at  the  present  moment  Cooperation  in  any  enterprize  which 
could  be  represented,  or  1  might  more  justly  say,  m  i  s  represented  as 
German  will  meet  with  a  violent  hostility,  which  our  Government  has 
to  consider. 

The  history  of  the  recent  occurences  is  this.  When  my  colleagues 
returned  from  Paris  —  you  will  remember  that  I  proceeded  to  Spain  — 

*  Vgl.    A.    v.    Gwinner,    The    Bagdad    Railway    and    the    Question    of    British 
Cooperation.    „Nineteenth  Century  and  öfter",  Juniheft   1904. 
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and  reported  the  result  of  our  discussion  with  yourself  to  Lord  Lans- 
downe he  was  perfectly  satisfied  and  pleased  to  think  that  all  the  diffi- 
culties  in  the  way  of  his  giving  the  desired  assurances  were  well  on 
the  way  to  be  removed. 

Indeed  had  you  at  once  sent  us  from  Berlin  the  draft  of  the  engage- 
ment  on  your  part,  which  we  handed  you  at  Paris,  with  your  signature 
affixed,  there  is  no  doubt  at  all  that  Lord  Lansdowne  would  have 
accepted  it,  and  would  at  once  have  given  the  assurances  desired 
from  our  Government*. 

Unfortunately  there  was  a  delay,  which  was  undoubtedly  and  natu- 
rally  due  to  your  having  to  consult  your  friends  in  Berlin.  In  the  mean- 
while  there  suddenly  appeared  a  violent  attack  upon  the  Suggestion  that 
the  British  Government  should  pledge  itself  to  any  official  countenance 
of  the  Baghdad  scheme.  The  attack  proceeded  from  a  Magazine  and  a 
newspaper  which  had  made  themselves  conspicuous  by  their  criticism9 
on  the  attitude  of  the  British  Foreign  Office  in  the  Venezuela  question3. 
Who  instigated  these  papers,  from  whence  they  derived  their  infor- 
mation  is  a  matter  upon  which  I  cannot  speak  with  certainty.  My  own 
impression  is  that  the  instigation  proceeded  from  the  Russian  Embassy 
in  Paris4. 

The  clamour  raised  by  these  two  organs  was  immediately  taken 
up  by  practically  the  whole  of  the  English  press,  and  a  divergence  of 
views  in  the  Government  at  once  became  manifest;  the  Government  not 
having  been  as  a  whole,  informed  by  the  Foreign  Office  of  the 
successive  steps  it  was  taking  in  the  matter. 

Lord  Lansdowne,  who  was  not  without  support,  endeavoured  sin- 
cerely  and  earnestly  to  make  his  views  prevail.  But  he  was  unsuccessful. 
The  anti-German  feeling  prevailed  with  the  majority;  London  having 
really  gone  into  a  frenzy6  on  the  matter  owing  to  the  newspaper  cam- 
paign  which  it  would  have  been  quite  impossible  to  counteract  or 
influence. 

It  is  I  think  due  to  you  that  you  should  know  the  histoire  intime 
of  what  has  passed,  though  you  will  of  course  understand  that  what  I 
teil  you  is  confidential  and  meant  for  your  own  exclusive  information. 

I  feel  much  mortified  at  the  position  in  which  you  have  been  placed. 
I  can  only  hope  that  at  no  distant  date  we  may  be  able  to  find  ourselves 
again  cooperating  in  some  undertaking  which  will  not  be  liable  to  be 
wrecked  just  as  it  is  nearing  port  by  a  sudden  tempest  of  hostile 
populär  feeling. 

(sig.)  C.  E.  D  a  w  k  i  n  s 

Randbemerkungen  Kaiser  Wilhelms  II.  auf  einer  anderen  Abschrift: 

1  D.  h.  der  schlappe  Lansdowne! 

2  infiltrated   by   Russian   agents  of   the   Embassy 

*  Dieser  Absatz  ist  in  der  für  den   Kaiser  angefertigten   Abschrift  des   Briefes 
nicht  enthalten. 
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3  Wesselitzki  Blennerhasset  Poklewski 
*  yes  and  London 

5  j 

6  der  Pöbel! 


Nr.  5263 

Der  Geschäftsträger  in  Konstantinopel  Freiherr 
von  Wangenheim  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  248  Pera,  den  25.  April  1903 

Nach  hier  eingegangenen  Nachrichten  ist  die  englische  Gruppe 
wegen  unerfüllbarer  Forderungen  der  englischen  Regierung  aus  dem 
Bagdadunternehmen  ausgetreten.  Die  Folge  davon  ist,  daß  Auboyneau 
schon  jetzt  erklärt,  die  französische  Regierung  werde  nunmehr  ver- 
langen, daß  die  französische  Beteiligung  bei  der  Verwaltung  des  neuen 
Unternehmens  noch  mehr  zum  Ausdruck  komme.  Diese  Haltung  macht 
uns  die  größte  Wachsamkeit  zur  Pflicht  . . .  *.  Das  entschlossene  Auf- 
treten der  Herren  Berger  und  Auboyneau  für  die  Forderung  der  völligen 
Gleichberechtigung  der  Franzosen  bei  der  Besetzung  der  Verwaltungs- 
stellen läßt  kaum  einen  Zweifel  darüber  bestehen,  daß  hinter  beiden 
Herren  die  französische  Regierung  steht. 

Wir  brauchen  uns  durch  die  französischen  Forderungen  nicht  ein- 
schüchtern zu  lassen.  Die  Anatolier  sind  im  Besitz  des  Firmans  für  die 
Bagdadbahn  und  können  schlimmstenfalls  denselben  auch  ohne  Frank- 
reich verwerten.  Außerdem  ist  das  bezüglich  Konia— Eregli  abge- 
schlossene Geschäft  ein  so  glänzendes,  daß  sich  die  Franzosen  die  Be- 
teiligung an  dem  zu  erwartenden  Gewinn  nicht  entgehen  lassen  werden. 
Es  kommt  darauf  an,  Herrn  Gwinner,  der  mir  zur  Nachgiebigkeit  geneigt 
scheint,  den  Rücken  zu  stärken.  Jedenfalls  müßte  der  Gwinnersche  Ge- 
danke bekämpft  werden,  daß  neben  dem  deutschen  adjoint  delegue  ein 
französischer  Delegierter  ernannt  wird,  der  in  Abwesenheit  des  Deut- 
schen in  Funktion  tritt.  Ein  solcher  Stellvertreter  müßte  fortdauernd 
in  die  Geschäftsführung  eingeweiht  bleiben,  und  würde  schon  das  sehr 
unbequem  werden.  Im  Falle  der  Abwesenheit  des  deutschen  Delegierten 
aber  würde,  da  auch  der  Generalsekretär  ein  Franzose  sein  soll,  die 
Leitung  eine  ausschließlich  französische  werden.  Eine  so  ostensible 
Verkürzung  deutscher  Einflußnahme  würde  mit  der  dem  Sultan  seiner- 
zeit gegebenen  Zusicherung,  daß  der  deutsche  Einfluß  beim  Unterneh- 
men vorwiegend  sein  würde,  in  Widerspruch  stehen  und  niemals  die 
Billigung  Seiner  Majestät  finden. 

Jede  Konzession,  die  wir  den  Franzosen  über  die  Grenzen  hinaus 


*  Zifferngruppe  unverständlich. 
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machen,  die  sich  aus  der  bisherigen  Entwicklung  der  Bagdadbahn  hin- 
sichtlich der  beiderseitigen  Beteiligung  ergeben,  würde  uns  als  Schwäche 
gegen  Frankreich  ausgelegt  werden  und  unseren  hiesigen  Einfluß  zu- 
gunsten Frankreichs  vermindern. 

Wangenheim 

Randbemerkung    Rosens: 

Der  Herr  Staatssekretär  hat  gestern  mit  Herrn  Gwinner  im  gleichen  Sinne 
gesprochen  und  ihm  gesagt,  wir  wollten  zwar  keineswegs  die  Franzosen  aus 
der  Beteiligung  an  der  Bagdadbahn  hinausdrängen,  andererseits  möge  er  aber 
den  Franzosen  keine  über  die  bisherigen  Abmachungen  hinausgehende  Kon- 
zessionen machen,  ohne  dieselben  hier  erst  mitzuteilen.  Von  diesem  Telegramm 
wird  Herrn  Gwinner  Kenntnis  gegeben. 


Nr.  5264 

Der  Geschäftsträger  In  Konstantinopel  Freiherr 
von  Wangenhelm  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  252  Pera,  den  28.  April  1903 

Herr  Constans  sagte  mir  hinsichtlich  der  Bagdadbahn  folgendes: 
„Die  Delcassesche  Verkündigung  der  französischen  Gleichberechti- 
gung bei  dem  Unternehmen  in  der  Kammer  habe  das  französische  Publi- 
kum aufmerksam  gemacht.  Dasselbe  vermute  die  Gründe  des  osten- 
tativen Rücktritts  Englands  von  der  Bagdadbahn  in  einer  Verweige- 
rung der  Parität  seitens  Deutschlands  und  befürchte  nun  auch  für 
Frankreich  eine  ähnliche  Benachteiligung.  Aller  Augen  seien  daher  in 
Paris  darauf  gerichtet,  wie  Delcasse  und  er  die  französischen  Ansprüche 
auf  Gleichberechtigung  wahrnehmen  würden.  Dem  französischen  Selbst- 
gefühl müsse  in  irgendeiner  Form  Rechnung  getragen  werden.  Als 
Sitz  der  neuen  Gesellschaft  sei  ja  bereits  Berlin  von  den  Franzosen 
konzediert  worden.  Deutschland  habe  die  Präsidentschaft  für  sich 
reserviert  und  verlange  nun  auch  das  Vizepräsidium  hier.  Dies  müsse 
in  Frankreich  stutzig  machen.  Er  habe,  wie  er  mir  vertraulich  sagen 
könne,  gar  nichts  dagegen,  daß  Deutschland  die  tatsächliche  Leitung 
erhalte,  und  finde  es  auch  selbstverständlich,  daß  Konia — Eregli  von 
der  alten  Gesellschaft  verwaltet  werde.  Dagegen  müsse  in  der  Orga- 
nisation der  neuen  Gesellschaft  äußerlich  die  französische  Parität  mehr 
zum  Ausdruck  kommen.  Warum  könne  HerrVernes  nicht  ebensogut  die 
Qualität  als  Präsident  wie  diejenige  als  Vizepräsident  in  Paris  erhalten, 
und  warum  gestatte  man  nicht  neben  der  Stelle  eines  deutschen  Vize- 
präsidenten hier  die  eines  französischen ?" 

Die  Wünsche  des  Botschafters  betreffen  Fragen  des  äußeren  De- 
kors, in  denen  wir  nachgeben  können.  Die  Fassade  der  Bagdadbahn 
kann  einen  gemäßigt  französischen  Anstrich  erhalten,  falls  nur  die  innere 
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Einrichtung  deutsch  wird.  So  sehr  es  wünschenswert  erscheint,  daß 
die  Franzosen  von  der  Oberleitung  möglichst  ferngehalten  werden,  so 
unbedenklich  dürfte  es  sein,  in  nebensächlichen  Dingen  der  französischen 
Eitelkeit  Zugeständnisse  zu  machen. 

Einen  hiesigen  französischen  Vizepräsidentenposten  würde  jeden- 
falls   Herr    Berger   ambitionieren.    Auboyneau   wäre   uns   bequemer*. 

Wangenh  e  i  m 

Nr.  5265 

Der  Stellvertretende  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes 

von  Mühlberg  an  den  Geschäftsträger  in  London 

Grafen  Bernstorff 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden   Rats  Rosen 
Nr.  145  Berlin,  den  4.  Mai  1903 

Unter  Bezugnahme  auf  immer  wiederkehrende  Ausstreuungen  der 
russischen  Presse  in  Petersburg  und  in  London  bemerke  ich  zu  Ew. 
Orientierung,  daß  eine  Reise  des  Direktors  Gwinner  nach  England  so- 
wie überhaupt  eine  Wiederanknüpfung  von  Verhandlungen  mit  eng- 
lischen Finanzleuten  seitens  der  Deutschen  Bank  für  jetzt  nicht  be- 
absichtigt ist. 

Mühlberg 

Nr.  5266 

Der  Geschäftsträger  in  Konstantinopel  Freiherr 
von  Wangenheim  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  322  Pera,  den  19.  Mai  1903 

Der  vor  einigen  Tagen  von  Urlaub  hierher  zurückgekehrte  franzö- 
sische Botschaftsrat  Bapst  hat  Herrn  Weitz**  heute  folgendes  erzählt: 

„Er,  Bapst,  sei  vor  seiner  Abreise  von  Paris  durch  Herrn  Delcasse 
empfangen   worden.     Der   Minister   habe   bei    dieser   Gelegenheit   ge- 


*  Nach  einem  Telegramm  des  Unterstaatssekretärs  von  Mühlberg  an  Freiherrn 
von  Marschall  vom  29.  April  wurde  das  von  diesem  empfohlene  Entgegen- 
kommen gegen  die  französischen  Ansprüche  im  Auswärtigen  Amt  als  „doch 
nicht  ganz  unbedenklich"  betrachtet;  Marschall  erhielt  daher  Anweisung,  zu 
melden,  ob  auch  der  Direktor  der  Anatolischen  Eisenbahngesellschaft  Dr.  Zander 
derselben  Ansicht  wie  er,  der  Botschafter,  sei.  Nach  einem  Telegramm  Mar- 
schalls vom  30.  April  wäre  das  im  wesentlichen  der  Fall  gewesen,  doch  wollte 
Zander  den  Franzosen  unbeschadet  des  Entgegenkommens  in  allen  Titel-  und 
dergleichen  Fragen  keinen  Anteil  an  der  Oberleitung  einräumen. 
•*  Korrespondent  der   „Frankfurter  Zeitung"  in   Konstantinopel. 
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äußert,  es  sei  zu  bedauern,  daß  die  Verhandlungen  über  die  Bagdadbahn 
nicht  zwischen  den  interessierten  Regierungen,  sondern  von  den  Banken 
geführt  worden  seien.  Wenn  die  französische  Regierung  sich  direkt 
mit  der  deutschen  verständigt  hätte,  so  würde  Rußland  nicht  gewagt 
haben,  in  Paris  Einspruch  zu  erheben.  Jetzt  überhäufe  Rußland  Frank- 
reich mit  Vorwürfen  wegen  der  Beteiligung  französischen  Kapitals  an 
der  Bahn,  die  nach  wie  vor  Rußland  unsympathisch  sei.  Letzteres 
dränge  fortgesetzt  auf  Ausscheidung  des  französischen  Syndikats  aus 
dem  Unternehmen.  Er,  Bapst,  habe  Herrn  Delcasse  proponiert,  man 
solle  200  km  Deutschland  allein  bauen  lassen  und  diese  Strecke  nicht 
als  zur  Bagdadbahn  gehörig  betrachten,  da  für  diese  vorläufig  doch 
keine  Einigung  auf  der  Basis  einer  völligen  Parität  erzielt  werden  könne. 
Als  Herr  Delcasse  zum  erstenmal  der  russischen  Regierung  nahe- 
gelegt habe,  sich  gleichfalls  bei  dem  Unternehmen  zu  beteiligen,  habe 
er  den  Eindruck  gehabt,  daß  Rußland  nicht  abgeneigt  sei,  sich  an- 
zuschließen. Auf  eine  erneute  präzisierte  Sondierung  nach  Abschluß 
der  Bagdadkonvention  aber  habe  Graf  Lamsdorff  entschieden  jede  rus- 
sische Beteiligung  abgelehnt." 

Wenn  Delcasses  Organ  Bapst  jetzt  uns  gegenüber  den  französischen 
Rückzug  mit  angeblichen  russischen  Einwirkungen  entschuldigen  will, 
so  ist  darin  ein  französischer  Versuch  zu  erblicken,  das  derzeitige  ver- 
trauensvolle Zusammenwirken  Rußlands  und  Deutschlands  in  der  Türkei 
durch  Verdächtigungen  zu  stören  und  gleichzeitig  unsere  Aufmerksam- 
keit von  dem  eigentlichen  Störenfried  England  abzulenken,  welches  in 
erster  Linie  bei  dem  Umschwung  der  französischen  Stimmung  die 
Hände  im  Spiel  haben  dürfte. 

Bapst  hat  Weitz  mitgeteilt,  daß  er  während  seines  Aufenthalts  in 
Paris  zweimal  nach  London  entsandt  worden  sei. 

Wangenheim 

Nr.  5267 

Der  Geschäftsträger  in  Konstantinopel  Freiherr 
von  Wangenheim  an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Biilow 

Entzifferung 

Nr.  82  Pera,  den  21.  Mai  1903 

Im  Laufe  eines  Gespräches,  welches  ich  vor  einigen  Tagen  mit 
dem  russischen  Botschafter  hatte,  lenkte  dieser  die  Unterhaltung  auch 
auf  die  Bagdadbahn  und  bemerkte  dabei,  daß  die  für  die  Strecke  Konia — 
Eregli  angewiesenen  Zehnten  bereits  für  die  russische  Kriegsentschädi- 
gung verpfändet  seien.  Ich  habe  dem  Botschafter  sofort  erwidert,  daß 
in  dem  am  20.  Februar  d.  Js.  hier  gezeichneten  Kontrakt  die  russischen 
Rechte  vollständig  gewahrt  worden  seien.  Tags  darauf  habe  ich  Herrn 
Sinowiew  eine  Abschrift  des  Artikels  9  des  erwähnten  Kontrakts  zu- 

447 


geschickt,  in  welchem  ausdrücklich  hervorgehoben  ist,  daß  die  für  die 
Bagdadbahn  auf  den  Wilajets  von  Konia,  Aleppo  und  Urfa  ruhenden 
Lasten  „passeront  apres  des  sommes  reservees  pour  d'autres  destinations 
par  des  contrats  anterieurs". 

Herr  Sinowiew  hat  mir  nunmehr  für  meine  Mitteilung  gedankt, 
jedoch  hinzugefügt,  daß  er  die  Angelegenheit  trotzdem  des  Prinzips 
wegen  bei  der  Pforte  zur  Sprache  bringen  müsse1. 

Im  übrigen  äußerte  sich  Herr  Sinowiew  sehr  verständig  über  die 
Bagdadbahn.  Er  sagte  mir,  daß,  als  seinerzeit  Graf  Lamsdorff  ihn  über 
die  Opportunität  einer  russischen  Beteiligung  bei  dem  Unternehmen 
befragt  habe,  er  vorurteilsfrei  gewissenhaft  die  Vorteile  und  Nachteile 
eines  russischen  Anschlusses  geprüft  habe.  Dabei  sei  ihm  klar  ge- 
worden, daß  Rußland  nur  dann  imstande  sein  würde,  von  der  Bagdad- 
bahn zu  profitieren,  wenn  es  mittelst  derselben  über  Tabris  und  Chanikin 
eine  direkte  Verbindung  nach  dem  Persischen  Meerbusen  erhielte. 
Rußland  sei  indes  weder  kapitalkräftig  genug,  um  auf  eigne  Kosten 
eine  Bahn  durch  Persien  zu  bauen,  noch  könne  das  gänzlich  ruinierte 
Persien  irgendeine  Garantie  für  einen  derartig  kostspieligen  Bahnbau 
leisten.  Da  also  der  direkte  Anschluß  einer  unter  ausschließlich  russi- 
schem Einflüsse  stehenden  Linie  an  das  Netz  der  Bagdadbahn  nicht  in 
Betracht  komme,  so  könne  Rußland  dem  Unternehmen  nur  skeptisch 
gegenüberstehen,  da  sich  nicht  voraussehen  lasse,  welche  wirtschaft- 
lichen und  politischen  Verschiebungen  die  Bahn  in  der  asiatischen  Türkei 
hervorrufen  werde2.  Im  übrigen  erkenne  er  aber  an,  daß  kein  Land  ein 
anderes  hindern  dürfe,  zur  Verbesserung  seiner  inneren  Verhältnisse 
Eisenbahnen  anzulegen. 

Wangenheim 

Randbemerkungen  des  Grafen  von   Bülow: 

1  i 

2  Das  ist  das  alte  russische  System,  jeden  wirtschaftlichen  Fortschritt  zu  be- 
kämpfen und  wenn  möglich  auszuschließen,  den  es  nicht  völlig  und  ausschließ- 
lich beherrschen  kann.  Bei  der  ökonomischen  Rückständigkeit  und  Schwer- 
fälligkeit der  Russen  führt  das  in  allen  ürenzländern  zu  bewußter  Stag- 
nation. So  ist  es  auch  an  der  untern  Donau.  Die  Politik  der  Russen  ist 
von  ihrem  Standpunkt  und  bei  ihrer  inneren  Struktur  verständlich,  diejenige 
Englands  gegenüber  der  Bagdadbahn  aber  auch  vom  englischen  Gesichts- 
punkt töricht 

Nr.  5268 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Entzifferung 

Nr.  391  London,  den  12.  Juni  1903 

Vor  einigen  Tagen  kam  ich  bei  Lord  Lansdowne  u.  a.  auf  die  letzten 
Verhandlungen  im  englischen  Parlament  über  die  Bagdadbahn  zu  spre- 
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chen.  Der  Minister  bedauerte  die  oppositionelle  Haltung  in  England 
gegen  dieses  Unternehmen  und  bemerkte,  es  sei  leider  auch  hieraus 
wieder  zu  ersehen,  daß  die  Verstimmung  gegen  Deutschland  immer  noch 
nicht  nachgelassen  habe.  Er  für  seine  Person  bedauere  diese  Richtung 
der  öffentlichen  Meinung,  die  er  als  Vorurteil  bezeichnete. 

Metternich 


Nr.  5269 

Der  Geschäftsträger  in  Konstantinopel  Freiherr 
von  Wangenheim  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  40S  Therapia,  den  16.  Juli  1903 

Der  Großwesir*  äußerte  mir  heute  die  Meinung,  daß  eine  Ver- 
ständigung zwischen  Deutschland  und  Frankreich  bezüglich  der  Bag- 
dadbahn nicht  zustande  kommen  werde.  Deutschland  und  die  Türkei 
müßten  sich  daher  darauf  einrichten,  das  Unternehmen  vorläufig  allein 
durchzuführen.  Es  dürfe  nicht  der  Glaube  erweckt  werden,  als  ob  der 
Rücktritt  Frankreichs  die  deutsche  und  türkische  Unternehmungslust 
gelähmt  habe.  Aus  diesem  Grunde  müsse  der  Bau  der  Strecke  bis  Eregli 
sobald  als  nur  irgend  möglich  von  den  Anatoliern  in  Angriff  genommen 
werden.  Ferner  müsse  binnen  kürzester  Frist  mit  den  Verhandlungen 
wegen  des  Baues  der  zweiten  Sektion  begonnen  werden,  damit  offen- 
kundig werde,  daß  Deutschland  sich  stark  genug  fühlt,  auch  die  weitere 
Strecke  der  Bahn  ohne  fremde  Hülfe  zu  bauen.  Die  Garantien  für  die 
Taurussektion,  die  ja  allerdings  wesentlich  teurer  sein  werde  als  der 
erste  Abschnitt,  würde  die  Türkei  zu  stellen  in  der  Lage  sein.  Auch  sei 
zu  berücksichtigen,  daß  bei  dem  Bau  der  ersten  Strecke  beträchtliche 
Summen  zu  ersparen  seien,  welche  der  Taurussektion  zugute  kommen 
würden.  Seine  Hoffnungen  für  die  finanzielle  Fundierung  der  Taurus- 
strecke  gründeten  sich  aber  hauptsächlich  auf  die  Zehnten  von  Konia, 
welche  einst  um  100  000  bis  200  000  Pfund  erhöht  werden  könnten, 
wenn  die  von  ihm  geplante  Bewässerungsanlage  in  Konia  durchgeführt 
sei.  Er  habe  bereits  ein  Iradee  erwirkt,  nach  welchem  die  Herstellung 
der  erwähnten  Anlage  den  Anatoliern  übertragen  werden  solle.  Es 
handele  sich  um  die  Ableitung  der  Seen  von  Karawisan  und  Bey  Schehir 
in  die  Niederungen  um  Konia,  was  etwa  vier  Millionen  francs  kosten 
werde.  Die  Arbeiten  könnten  alsbald  in  Angriff  genommen  werden, 
und  er  halte  bereits  mehrere  tausend  muhamedanische  Auswanderer  aus 
Rußland  in  Bereitschaft,  welche  in  den  bewässerten  Gebieten  sich  an- 
siedeln würden. 


*  Ferid  Pascha,  Said  Paschas  Nachfolger. 
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Wie  mir  Dr.  Zander  sagt,  haben  die  Anatolier  den  Ingenieur  Wal- 
dorp  an  Ort  und  Stelle  entsendet,  um  daselbst  Ferid  Paschas  Projekt 
zu  prüfen. 

Wangenheim 

Nr.  5270 

Der  Geschäftsträger  in  Konstantinopel  Freiherr 
von  Wangenheim  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  415  Therapia,  den  24.  Juli  1903 

Tewfik  Pascha  äußerte  sich  heute  ausführlich  über  das  russische 
Verlangen  nach  einer  Konzession  für  die  Linie  Wan — Bagdad.  Zu- 
nächst bestätigte  er  mir,  daß  Sinowiew  die  linke  Tigrisseite  ins  Auge 
gefaßt  hat.  Eine  Schädigung  der  Bagdadbahn  durch  die  Parallellinie 
habe  der  Botschafter  als  völlig  ausgeschlossen  bezeichnet,  weil  die  bei- 
den Bahngebiete  durch  den  Fluß  voneinander  geschieden  seien.  Sino- 
wiew  habe  hinzugefügt,  daß  er  nicht  im  Auftrage  seiner  Regierung 
spreche,  sondern  sich  nur  persönlich  informieren  wolle,  wie  ein  etwaiger 
späterer  russischer  Antrag  auf  Erteilung  der  in  Rede  stehenden  Kon- 
zession türkischerseits  aufgenommen  werden  würde.  Den  Schluß  der 
Unterhaltung  habe  die  Mitteilung  des  Botschafters  gebildet,  daß  er 
demnächst  auf  14  Tage  sich  nach  St.  Petersburg  begeben  werde. 

Über  den  Anlaß  und  die  Bedeutung  der  Sinowiewschen  Demarche 
sprach  sich  der  Minister  folgendermaßen  aus: 

„Rußland  hat  seit  langem  durch  Persien  den  Weg  nach  dem  Per- 
sischen Golf  gesucht.  Nach  und  nach  hat  es  sich  jedoch  davon  überzeugt, 
daß  der  Verwirklichung  eines  solchen  Strebens  unüberwindliche  Schwie- 
rigkeiten entgegenstehen,  nämlich  die  Gebirge  Südpersiens,  die  Armut 
des  Landes  und  der  offen  kundgegebene  Wille  Englands,  die  Russen 
nicht  an  der  persischen  Südküste  debouchieren  zu  lassen.  Rußland 
wandte  daher  mehr  und  mehr  seine  Aufmerksamkeit  dem  Wege  zu,  der 
über  die  Türkei  nach  dem  Persischen  Golf  führt.  Es  versuchte,  Anteil 
an  der  Schiffahrt  des  unteren  Tigris  zu  gewinnen,  und  erwog  gleichzeitig 
den  Plan  einer  Eisenbahn,  die  Rußland  über  Wan  mit  Bagdad  ver- 
binden sollte.  Als  Sinowiew  vor  einigen  Monaten  mit  ungewohntem  Nach- 
druck die  Reiseerlaubnis  für  eine *  Expedition  nach  Kurdistan 

forderte,  waren  wir  auf  den  jetzt  erfolgten  russischen  Schritt  vorbe- 
reitet. Derselbe  wäre  aber  vielleicht  unterblieben,  wenn  nicht  die  Diffe- 
renzen Deutschlands  und  Frankreichs  wegen  der  Bagdadbahn  dazuge- 
kommen wären.  Bisher  hat  Rußland  auf  das  Interesse  seines  Verbün- 
deten an  der  Bagdadbahn  Rücksicht  nehmen  müssen  und  konnte  daher 
nicht  mit  Plänen  hervortreten,  die  erstere  Unternehmung  ernstlich 
*  Gruppe  unverständlich. 
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zu  gefährden  drohen.  Jetzt  aber  vollzieht  Frankreich,  nachdem  es 
gesehen,  daß  es  die  Parität  bei  der  Bagdadbahn  nicht  erhalten  wird, 
eine  Schwenkung,  indem  es  nicht  nur,  dem  Drängen  Rußlands  nach- 
gebend, sich  von  der  Bagdadbahn  zurückzieht,  sondern  sich  auch  mit 
Rußland  über  dessen  Spezialpläne  verständigt.  Vielleicht  hofft  Frankreich 
zunächst  noch,  Deutschland  hierdurch  zu  größerer  Nachgiebigkeit  be- 
züglich Bagdad  zu  veranlassen.  Rußland  aber  hat  jedenfalls  positive 
Ziele.  Es  rechnet  darauf,  entweder  eine  Konzession  zu  erhalten,  die  es 
dem  Persischen  Golf  mittels  der  Kapitalien  seines  Bundesgenossen  näher- 
zubringen geeignet  ist  oder  aber  mindestens  darauf,  die  Türkei  in  die 
Unmöglichkeit  zu  versetzen,  Deutschland  die  nötigen  Garantien  für 
die  Weiterführung  der  Bagdadbahn  von  Eregli  aus  zur  Verfügung  zu 
stellen.  Ich  habe  auf  die  Sondierung  des  russischen  Botschafters  ge- 
antwortet, daß  wir  niemals  unsere  Zustimmung  zu  der  von  Rußland  ge- 
wünschten Linie  geben  könnten,  welche  politisch  für  uns  völlig  wert- 
los, wirtschaftlich  aber  im  höchsten  Grade  schädlich  wäre,  da  der  Ver- 
kehr längs  des  Tigris  kaum  ausreichen  würde,  um  eine  Linie  zu  speisen, 
geschweige  denn  deren  zwei.  Ich  fürchte  aber,  daß  Sinowiew  sich  mit 
meiner  Erklärung  nicht  zufrieden  geben  wird.  Er  ist  ein  ernster  Mann 
und  hätte  eine  so  bedeutungsvolle  Angelegenheit  niemals  angeregt 
ohne  den  festen  Entschluß,  dieselbe  auch  im  Falle  eines  Refus  weiter- 
zubetreiben.  Rußland  wird  ähnlich  handeln  wie  bei  der  Erlangung  der 
Exklusivkonzession  für  das  Seh warze-Meer-B ecken  und  demgemäß  in 
einiger  Zeit  seine  Forderung  präziser  formulieren.  Ich  besorge,  daß 
dann  der  Sultan  wie  im  Frühjahr  1900  sich  russischen  Drohungen  beugen 
wird.  Erhält  Rußland  die  Konzession  für  die  Strecke  Wan— Bagdad, 
so  wird  es  für  jede  an  die  Bagdadbahn  geleistete  Garantie  eine  solche 
in  gleicher  Höhe  für  seine  Linie  verlangen,  die  Türkei  aber  nicht  in  der 
Lage  sein,  die  Ansprüche  beider  Bahnen  gleichzeitig  befriedigen  zu 
können.  Infolgedessen  wird  weder  die  Linie  Wan — Bagdad  noch  die 
Bagdadbahn  gebaut  werden  können.  Jedenfalls  sehe  ich  die  durch  das 
Sinowiewsche  Ansinnen  geschaffene  Situation  als  ernst  an  und  habe  sie 
auch  dem  Sultan  und  dem  Großwesir  als  solche  geschildert." 

Ferid  Pascha,  welchen  ich  kurz  darauf  sah,  äußerte  sich  weniger 
pessimistisch.  Die  Türkei  sei  außerstande,  auf  das  russische  Ansinnen 
eingehen  zu  können,  und  er  fest  entschlossen,  eine  Konzessionsforde- 
rung unter  Hinweis  auf  die  Deutschland  gegenüber  bestehenden  Ver- 
pflichtungen abzulehnen.  Auch  wenn  Rußland  drohe,  werde  er  nicht 
nachgeben.  Übrigens  glaube  er,  daß  in  der  nächsten  Zeit  Sinowiew 
nicht  auf  die  Sache  zurückkommen  werde,  da  Rußland  noch  nicht  in 
die  Lage  gekommen  sei,  die  zu  erbauende  Strecke  gründlich  studieren 
zu  lassen.  Auch  werde  die  französische  Finanz  es  sich  wohl  noch  reif- 
lich überlegen,  bevor  sie  sich  für  einen  Bahnbau  engagiere,  der  so 
wenig  Gewinn  verspreche.  Für  die  Türkei  und  Deutschland  sei  es  das 
beste,  sofort  mit  dem  Bau  nach  Eregli  zu  beginnen.    Er  werde  dafür 
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sorgen,  daß  die  Pläne  für  die  ersten  100  Kilometer,  welche  zurzeit  dem 
Bautenminister  vorlägen,  umgehend  genehmigt  würden.  Alsdann,  d.  h. 
binnen  etwa  einer  Woche,  müsse  in  aller  Stille  mit  den  Arbeiten  be- 
gonnen werden.  Eine  feierliche  Inaugurierung  der  neuen  Strecke,  wie 
sie  der  Sultan  beabsichtigt,  werde  er  als  nicht  zeitgemäß  zu  verhindern 
wissen. 

Dr.  Zander  und  Herr  Huguenin  sind  entschlossen,  den  Bau  in  An-* 
griff  zu  nehmen,  sobald  die  ministerielle  Erlaubnis  vorliegt. 

Wangen  heim 

Nr.  5271 

Der  Geschäftsträger  in  Konstantinopel  Freiherr 
von  Wangenheim  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  427  Therapia,  den  30.  Juli  1903 

Der  Großwesir  erzählte  mir  heute,  daß  am  27.  d.  Mts.  der  englische 
und  französische  Botschafter  zusammen  auf  die  Pforte  gekommen  seien. 
Constans,  den  er  zuerst  empfangen,  habe  sofort  angefangen, 
von  der  durch  den  Besuch  des  Präsidenten  Loubet  in 
England*  eingetretenen  Verschiebung  der  internationalen  Lage  zu  spre- 
chen und  habe  dabei  ausgeführt,  wie  die  neue  Entente  einesteils  für 
Frankreich  eine  größere  Rücksichtnahme  auf  die  englischen  Interessen 
nötig  mache,  andernteils  aber  bewirke,  daß  das  Schwergewicht  Englands 
überall  zugunsten  Frankreichs  in  die  Wagschale  fallen  werde.  Die 
Türkei  werde  gut  daran  tun,  in  ihrer  Politik  auf  die  durch  das  neue  Ein- 
vernehmen gestärkte  Stellung  der  beiden  Mächte  in  den  orientalischen 
Dingen  Rücksicht  zu  nehmen.  Der  Großwesir  hat  von  dieser  Erklärung 
stillschweigend  Akt  genommen. 

Im  weiteren  Verlauf  der  Unterhaltung  lenkte  Constans  das  Gespräch 
auf  die  Bagdadbahn  und  frug,  ob  die  Nachricht  von  dem  Beginne  des 
Baus  der  Strecke  bis  Eregli  auf  Wahrheit  beruhe.  Seiner  bejahenden 
Antwort  hat  Ferid  Pascha  angeblich  hinzugesetzt,  daß  nicht  nur  ein 
Teil  der  neuen  Strecke  bereits  im  nächsten  Jahre  dem  Verkehr  über- 
geben sondern  binnen  kurzem  auch  das  Studium  der  Taurussektion  be- 
gonnen werden  würde.  Für  letztere  Strecke  werde  die  Türkei  die 
Zehnten  von  Adana  verpfänden,  die  durch  Entwässerung  der  in  jenem 
Gebiet  befindlichen  Sümpfe  und  durch  Ausbeutung  der  Bergwerke  im 
Bulgar-Dagh  leicht  zu  erhöhen  wären.  Die  Türkei  sei  fest  entschlossen, 
die  Bagdadbahn  allein  mit  Deutschland  zu  bauen,  falls  Frankreich  sich 
dem  Wunsche  des  Sultans,  daß  Deutschland  die  Führung  behalte,  nicht 
fügen  wolle.    Er  habe  gehört,  daß  Frankreich  jetzt  mit  Rußland  ver- 
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handele  wegen  Bahnbauten  im  Osten  Kleinasiens.  Er  könne  die  aller- 
bestimmteste  Versicherung  abgeben,  daß  die  Türkei  für  eine  solche 
ganz  unnötige  Bahn  Garantien  nicht  .  .  .**  leisten  werde. 

Constans  hat  angeblich  auf  diese  Ausführungen  erwidert,  daß  die 
russisch-französischen  Eisenbahnpläne  noch  keine  feste  Gestalt  ange- 
nommen hätten,  und  daß  er  noch  immer  auf  eine  Verständigung  mit 
Deutschland  rechne. 

Wangenheim 


Nr.  5272 

Der  Geschäftsträger  in  Konstantinopel  Freiherr 
von  Wangenheim  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  439  Therapia,  den  3.  August  1903 

Herr  Auboyneau,  welcher  gestern  hierher  zurückgekehrt  ist,  suchte 
mich  heute  auf  und  machte  mir  nachstehende  Mitteilungen: 

Die  französische  Regierung  sei  ebenso  wie  die  französische  Gruppe 
der  Bagdadbahn  von  dem  lebhaften  Wunsche  beseelt,  mit  Deutschland 
zu  einer  Verständigung  zu  gelangen.  Nach  seiner  Ankunft  in  Paris  habe 
er  sofort  Herrn  Delcasse  über  das  Ergebnis  der  Berliner  Besprechungen 
Vortrag  gehalten.  Das  französische  Ministerium  habe  sich  aber  wegen 
der  damals  bevorstehenden  Reise  des  Präsidenten  der  Republik  nach 
England  nicht  mit  der  Bagdadfrage  beschäftigen  können.  Die  Ange- 
legenheit sei  indes  inzwischen  an  Herrn  Rouvier  als  den  für  Finanz- 
sachen zuständigen  Minister  von  Herrn  Delcasse  abgegeben  und  von 
ersterem  einer  eingehenden  Prüfung  unterzogen  worden.  Am  28.  v.  Mts. 
habe  Rouvier  seine  Ansicht  dem  unter  dem  Präsidium  Loubets  ver- 
sammelten Ministerrat  vorgetragen.  Letzterer  habe  sich  dahin  ausge- 
sprochen, daß  die  Bagdadbahn  ein  für  Frankreich  nützliches  Unterneh- 
men sei,  und  daß  deshalb  eine  Verständigung  Deutschlands  anzustreben 
sei.  Ferner  sei  im  Ministerrat  ein  Accord  erzielt  worden  bezüglich  der 
Bedingungen,  unter  denen  dem  französischen  Kapital  eine  Beteiligung 
an  dem  Unternehmen  angeraten  werden  könne.  Diese  Bedingungen 
seien:  deutsches  Präsidium,  deutscher  administrateur  delegue,  welchem 
ein  französischer  Generalsekretär  mit  näher  zu  definierenden  Befug- 
nissen zur  Seite  steht,  Kapitalbeteiligung  Frankreichs  mit  45  o/o,  Deutsch- 
lands mit  45o/o  unter  der  Anrechnung  der  10  0/0  der  Anatolier,  der 
Outsider  mit  10o/0.  Er  würde  nunmehr  versuchen,  sich  hier  mit  den 
Anatoliern  auf  obiger  Basis  auseinanderzusetzen,  und  werde  zu  diesem 
Zwecke  Herrn  Constans  bitten,  daß  er  mit  ihm  und  Herrn  Huguenin  die 
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Verhandlungen  führe.  Die  Mitwirkung  des  französischen  Botschafters 
sei  geboten,  damit  dieser  nicht  gegen  eine  etwa  getroffene  Vereinba- 
rung später  Stellung  nehmen  könne.  Mich  bat  er,  der  Angelegenheit 
eine  wohlwollende  Förderung  zuteil  werden  zu  lassen. 

Ich  habe  Auboyneau  erwidert,  daß  meines  Wissens  die  deutsche 
Gruppe  der  Bagdadbahn  nach  wie  vor  den  aufrichtigen  Wunsch  hegt, 
sich  mit  Frankreich  zu  verständigen.  Doch  schiene  es  mir  nicht  wahr- 
scheinlich, daß  die  französischen  Bedingungen  seitens  der  deutschen 
Gruppe  überhaupt  in  Diskussion  gezogen  werden  würden,  solange  die 
französische  Forderung  einer  Anrechnung  der  anatolischen  Prozente 
auf  die  deutsche  Beteiligung  aufrechterhalten  bliebe.  Die  Anatolier 
seien  eine  türkische  Gesellschaft,  in  deren  Verwaltungsrat  auch  Grie- 
chen und  Franzosen  Sitz  und  Stimme  hätten. 

Ich  weiß  nicht,  ob  Constans  sich  auf  eine  aktive  Beteiligung  bei 
Besprechungen  zwischen  Huguenin  und  Auboyneau  einlassen  wird. 
Ich  werde  strengste  Zurückhaltung  beobachten  und  die  Anatolier  han- 
deln lassen.  Etwaige  Instruktion  an  Huguenin  über  die  Grenzen  un- 
seres Entgegenkommens  stelle  ich  anheim,  durch  Deutsche  Bank  an 
ersteren  gelangen  zu  lassen. 

Wangenheim 


Nr.  5273 

Der  Stellvertretende  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes 

von   Mühlberg  an   den  Botschafter  in   Petersburg 

Grafen  von  Alvensleben 

Privatbrief.     Konzept 
Nr.  617  Berlin,  den  8.  August  1903 

In  Anknüpfung  an  Ihre  neuliche  private  Rückfrage  bezüglich  des 
Kaiserlichen  Randvermerks  wegen  Bagdadbahn  pp.  *  möchte  ich  Ihnen 
folgendes  streng  vertraulich  mitteilen: 

Es  ist  eine  der  Anomalien,  wie  sie  manchmal  in  der  Politik  vor- 
kommen, daß,  während  die  Russen  an  uns  weitgehende  Anforderungen 


*  In  einem  Berichte  des  Grafen  Alvensleben  vom  8.  Juli  1903  (Nr.  444),  der 
die  Lage  auf  der  Balkanhalbinsel  betraf,  war  erwähnt  worden,  daß  der  russische 
Minister  des  Äußern  keine  Gelegenheit  vorübergehen  lasse,  um  seine  Befriedi- 
gung über  die  tatkräftige  Unterstützung  auszusprechen,  die  Deutschland  Ruß- 
land und  Österreich  in  der  mazedonischen  Frage  gewähre.  Dazu  hatte  Kaiser 
Wilhelm  II.  am  Rande  vermerkt:  „Dann  soll  er  seine  Politik  mir  gegenüber 
in  London  und  in  der  Bagdadbahn-Angelegenheit  ändern."  Auf  die  Mitteilung 
dieser  Bemerkung  an  Graf  Alvensleben  (28.  Juli)  fragte  der  letztere  mittels 
Privatbrief  vom  1.  August  an,  ob  bei  der  russischen  Politik  in  London  auch 
an  die  Bagdadbahn  oder  an  eine  andere  unerwünschte  Aktion  der  russischen 
Politik  gedacht  sei. 
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für  Unterstützung  ihrer  Balkanpolitik  stellen,  sie  gleichzeitig  alles  tun, 
um  das  Lieblingsprojekt  unseres  all  ergnädigsten  Herrn,  die  Bagdad- 
bahn, zu  Fall  zu  bringen.  Die  Aufgabe  der  deutschen  Diplomatie  sehe 
ich  darin,  daß  wir  unter  Festhaltung  des  von  Seiner  Majestät  bezeich- 
neten Standpunktes  tunlichst  alles  vermeiden,  was  die  vorhandene  Rei- 
zung vermehren  könnte.  Die  praktische  Durchführung  dieses  theore- 
tisch unanfechtbaren  Programms  wird  allerdings  durch  die  Art  des 
russischen  Vorgehens  erschwert.  Nach  Meldung  von  Wangenheim 
betreiben  nämlich  die  Russen  die  Erlangung  einer  Gegenkonzession' 
gegen  unsere  Bagdadkonzession.  Sinowiew  hat  deswegen  am  20.  v.  Mts. 
Tewfik  Pascha  sondiert.  Es  handelt  sich  um  eine  Linie  Wan — Mosul — 
Bagdad.  Dieselbe  würde  auf  der  Strecke  Chanikin— Bagdad  direkt  mit 
unserer  Konzession  kollidieren,  da  diese  Linie  uns  ausschließlich  kon- 
zediert ist.  Der  obere  Teil  der  von  Rußland  projektierten  Strecke  bietet 
solche  Terrainschwierigkeiten,  daß  der  Bau  fürs  erste  wohl  wegen 
Kostspieligkeit  unterbleiben  würde.  Zweck  der  Russen  dürfte  auch  nicht 
sein,  den  Bau  von  zwei  Bagdadbahnen  zu  erreichen,  sondern  zu  ver- 
hindern, daß  auch  nur  eine  Bahn  gebaut  wird.  Denn  die  Tatsache,  daß 
Rußland  im  Besitz  einer  Gegenkonzession  sich  befindet,  würde  selbst- 
redend die  Geldbeschaffung  für  unsere  Konzession  sehr  bedeutend  er- 
schweren. Auch  würde  es  sich  fragen,  welcher  der  beiden  Konkurrenten 
die  kilometrische  Garantie  erhält,  denn  diese  können  die  Türken  kaum 
für  eine  Linie  beschaffen,  geschweige  denn  für  zwei. 

Die  Türken  haben  den  ersten  russischen  Anlauf  zurückgewiesen, 
erwarten  jedoch  in  einiger  Zeit  einen  zweiten,  bei  welchem  es  dann 
auf  die  Festigkeit  des  Sultans  ankommen  würde.  In  jenem  psychologi- 
schen Moment  würden  wir  —  dies  hat  bereits  der  Reichskanzler  an- 
geregt—  den  Türken  den  Rücken  zu  stärken  bezw.  uns  mit  den  Russen 
auseinanderzusetzen  haben.  Es  ist  anzunehmen,  daß  jener  Augenblick 
noch  nicht  gleich  eintritt,  weil  die  Russen,  Konstantinopler  Nachrichten 
zufolge,  mit  dem  Studium  der  ganzen  Strecke  noch  nicht  vollständig 
fertig  sind  und  weil  die  französische  Finanz  bei  den  ungünstigen  Geld- 
verhältnissen des  Weltmarktes  jetzt  keine  besondere  Neigung  zu  dem 
Unternehmen  haben  dürfte. 

Unser  allergnädigster  Herr  ist  vorläufig  über  diese  Frage  noch  nicht 
informiert,  dazu  ist  immer  noch  Zeit,  wenn  die  Sache  feste  Form  ge- 
winnt und  deutsches  Eingreifen  nötig  macht.  Inzwischen  haben  wir 
aber  jetzt  schon  zu  beachten,  daß  der  neuliche  Ausbruch  von  Sinowiews 
Pessimismus  und  dessen  Drohung  mit  einer  Commission  consulaire, 
d.  h.  mit  der  tatsächlichen  Mediatisierung  des  Sultans,  zeitlich  zusammen- 
fällt mit  der  türkischen  Zurückweisung  des  russischen  Antrags.  Unter 
diesen  Umständen  ist  auch  der  Verdacht  nicht  ohne  weiteres  von  der 
Hand  zu  weisen,  daß  die  Russen,  indem  sie  uns  veranlassen  möchten, 
dem  Sultan  verdächtige  Vorschläge  wegen  Beschränkung  seiner  mili- 
tärischen Maßnahmen  zu  machen,  diesen  gegen  uns  mißtrauisch  machen 
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wollen,  um  dann  seine  Verstimmung  für  die  Bagdadbahnfrage  aus- 
zunutzen. Ganz  besonders  geärgert  soll  es  die  Russen  haben,  daß  mit 
dem  Bau  der  Strecke  Konia— Eregli  bereits  begonnen  worden  ist. 
Auf  türkische  Anregung  wurde  die  Feier  des  „ersten  Spatenstichs" 
beschleunigt,  weil  man  in  Konstantinopel  hoffte,  durch  diese  vollendete 
Tatsache  auf  die  Russen  zu  wirken. 

Angenehm  denke  ich  mir  die  direkte  Auseinandersetzung  zwischen 
uns  und  den  Russen  über  die  Bagdadfrage  gerade  nicht,  es  scheint  da- 
her die  Hinausschiebung  dieses  Moments  im  sachlichen  Interesse  zu 
liegen,  da  vielleicht  interea  fit  aliquid.  Deshalb  stelle  ich  Ew.  anheim, 
in  Ihrer  amtlichen  Berichterstattung  die  russische  Bagdadbahn- 
konzession vorläufig  unerwähnt  zu  lassen.  Unter  allen  Umständen  aber 
wollen  Ew.  in  Ihrem  dortigen  Verkehre  jede  Andeutung,  daß  wir 
über  den  russischen  Konzessionsantrag  unterrichtet  sind,  absolut  ver- 
meiden, da  anderenfalls  die  Gefahr  vorliegt,  daß  die  Russen  den 
Türken  gegenüber  mit  schärferen  Druckmitteln  vorgehen  und  dadurch 
die  Krisis  beschleunigen. 

Mühlb  erg 


Nr.  5274 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

Rosen 

Eigenhändig 

Berlin,  den  29.  Oktober  1903 

Der  gegenwärtige  Stand  der 
Bagdadbahnangelegenheit 

Der  französische  Ministerrat  vom  23.  d.  Mts.  hat  die  französische 
offizielle  Beteiligung  an  der  Bagdadbahn  abgelehnt.  Da  Rouvier  mit 
den  zuletzt  in  Brüssel  formulierten  Vereinbarungen  zwischen  den  Fi- 
nanzgruppen beider  Länder  anscheinend  einverstanden  war,  dürfte  die 
ablehnende  Wendung  auf  Delcasse  zurückzuführen  sein.  Daß  Delcasse 
in  dieser  Sache  durch  Rußland  beeinflußt  ist,  wird  wohl  kaum  zu  be- 
zweifeln sein*.    Auch   die   Absage  der   Engländer  war  seinerzeit   auf 


*  Schon  am  14.  Juli  1903  hatte  Unterstaatssekretär  von  Mühlberg  dem  russi- 
schen Botschafter  Grafen  Osten-Sacken  gegenüber  ausgeführt:  Wir  wüßten  aus 
sicherer  Quelle,  daß  der  russische  Vertreter  in  Paris  sich  die  größte  Mühe 
gegeben  habe,  auf  Delcasse  einzuwirken,  damit  dieser  das  deutsche,  doch  rein 
wirtschaftliche  Bagdadunternehmen  zum  Scheitern  bringe,  obwohl  doch  bei 
der  Zusammenkunft  des  russischen  Kaisers  mit  dem  deutschen  in  Reval  (6./8. 
August    1902)    von   der   höchsten   russischen   Stelle   anerkannt   worden   sei,   daß 
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russische  Beeinflussung  zurückzuführen,  indem  damals  von  russischer 
Seite  ein  Sturm  in  der  englischen  Presse  gegen  die  Bagdadbahn  in- 
szeniert worden   war. 

Die  russische  Gegnerschaft  gegen  das  Projekt  äußert  sich  noch 
an  anderen  Punkten.  Gleichzeitig  mit  der  französischen  Absage  er- 
folgte in  Konstantinopel  ein  Protest  des  Botschafters  Sinowiew  gegen 
die  Verpfändung  der  Zehnten  von  Konia  für  den  Dienst  der  türkischen 
Staatsanleihe  zum  Bau  der  Strecke  Konia — Eregli  unter  der  Motivie- 
rung, daß  die  betreffenden  Zehnten  bereits  für  die  Garantie  der  Kriegs- 
schuld an  Rußland  verpfändet  seien.  Da  jedoch  der  Anatolischen  Bahn- 
gesellschaft ausdrücklich  die  Konia-Zehnten  nur  insoweit  verpfändet 
waren,  als  sie  nicht  durch  frühere  Abmachungen  gebunden  waren, 
und  da  zur  Deckung  der  jährlich  an  Rußland  zu  leistenden  Kriegs- 
entschädigung von  350000  Ltq.  überhaupt  noch  niemals  die  Konia- 
Zehnten  herangezogen  worden  sind,  erweist  sich  der  russische  Protest 
als  eine  Maßregel,  die  nur  den  Zweck  haben  kann,  der  Verwirklichung 
des  Bagdadbahnprojekts  Schwierigkeiten  in  den  Weg  zu  legen.  Nach 
dem  Urteil  des  Kaiserlichen  Botschafters  in  Konstantinopel  ist  denn 
auch  die  Emission  einer  Anleihe  für  Konia — Eregli  nicht  möglich, 
solange  für  die  Zehnten  des  Wilajets  Konia  nicht  andere  Pfänder  ge- 
funden sind.  Die  Deutsche  Bank  ist  zurzeit  damit  beschäftigt,  nach 
solchen  Pfändern  zu  suchen. 

Über  den  Versuch,  welchen  im  Juli  dieses  Jahres  Herr  Sinowiew 
machte,  von  der  Türkei  eine  Gegenkonzession  zur  Bagdadbahn  zu  er- 
langen, —  d.  h.  die  Strecke  Wan — Mosul — Bagdad  —  hat  seitdem  nichts 
weiter  verlautet.  Bei  der  jetzigen  Stellungnahme  der  Franzosen,  die 
den  Russen  nicht  mehr  die  Verpflichtung  irgendwelcher  Rücksicht- 
nahme auf  unser  Bagdadbahnprojekt  auferlegt,  dürfte  jedoch  nach 
dieser  Seite  hin   besondere  Aufmerksamkeit  geboten  sein. 

Ob  es  irgendwelchen  Zweck  haben  würde,  den  Russen  gegenüber 
durch  freundliche  Vorstellungen  darauf  hinzuweisen,  wie  wenig  ihre 
feindliche  Haltung  in  der  Bagdadbahnfrage  zu  unsrer  bisherigen  Unter- 
stützung  der    russischen    Balkanpolitik   stimmt,    erscheint   zweifelhaft. 

Rosen 


das  deutsche  Bahnprojekt  ausschließlich  ökonomischen  Charakter  trage  und 
seine  Trace  die  russische  Interessensphäre  nirgends  berühre.  Der  russische  Bot- 
schafter gab  demgegenüber  zu  verstehen,  daß  die  Bagdadbahn  der  einzige  Punkt 
sei,  der  sich  eventuell  zu  einem  großen  Streitfall  zwischen  den  beiden  Staaten 
auswachsen  könne.  Graf  Lamsdorff  dagegen  erklärte  dem  Reichskanzler 
Grafen  Bülow  gelegentlich  der  Zusammenkunft  beider  Kaiser  in  Darmstadt- 
Wolfsgarten  (4./5.  November  1903),  daß  er  persönlich  die  Auffassung  Bülows 
von  dem  rein  wirtschaftlichen  Charakter  der  Bagdadbahn,  die  den  russischen 
Interessen  in  keiner  Weise  zu  nahe  trete,  teile,  daß  er  aber  doch  mit  allerlei 
Widerständen  zu  kämpfen  habe,  die  namentlich  auf  den  Finanzminister  Witte 
zurückzuführen   seien.    Vgl.   Bd.   XVIII,   Kap.  CXVI,   Nr.   5422. 
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Nr.  5275 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  696  Pera,  den  17.  November  1903 

Während  der  vorgestrigen  Theatervorstellung  sprach  mich  der 
Sultan  auf  die  Frage  der  Bagdadbahn  an  und  bemerkte,  daß,  wie  er  höre, 
der  französische  Ministerrat  das  Abkommen,  welches  die  Anatolische 
Bahn  mit  dem  Pariser  Syndikat  getroffen,  abgelehnt  habe.  Ich  bestätigte 
diese  Tatsache  mit  dem  Beifügen,  daß  die  Anatolische  Bahngesellschaft 
entsprechend  den  ihr  bekannten  Intentionen  Seiner  Majestät  in  jenem 
Abkommen  nachträglich  die  französische  Kapitalbeteiligung  zugelassen, 
aber  nur  unter  der  Bedingung,  daß  die  Leitung  des  ganzen  Unterneh- 
mens in  deutschen  Händen  bleibe.  Inzwischen  seien  die  Franzosen  mit 
dem  Ansinnen  hervorgetreten,  sich  in  nichtoffizieller  Weise  zu  beteiligen, 
und  schwebten  darüber  noch  Verhandlungen.  Seine  Majestät  dürfe 
überzeugt  sein,  daß  die  Anatolier  nicht  nur  durch  Sicherung  der  Mehr- 
heit der  Aktien  in  ihren  Händen,  sondern  auch  in  der  Organisation  von 
dem  Grundsatz  der  deutschen  Präponderanz  nicht  abgehen  würden. 
Der  Sultan  sprach  sich  darüber  sehr  befriedigt  aus  und  fragte  mich,  ob 
bald  mit  der  Fortsetzung  der  Bahn  über  Eregli  hinaus  begonnen 
werde.  Ich  erwiderte,  daß  dies  lediglich  von  der  Stellung  der  erforder- 
lichen Garantien  abhänge. 

Von  meinem  Standpunkt  aus  habe  ich  gegen  die  neuesten  Abma- 
chungen keine  Bedenken.  Die  Beteiligung  der  Franzosen  an  der  Bag- 
dadbahn ist  aus  den  mehrfach  angeführten  ...  *  an  sich  erwünscht,  und 
die  deutsche  Präponderanz  erscheint  auch  vollkommen  gesichert.  Die 
einzige  Frage  ist,  ob  Anlaß  vorliegt,  die  Strecke  Hamah— Aleppo  den 
Franzosen  zu  retrozedieren.  Für  die  Franzosen  ist  diese  Retrozession 
vornehmlich  eine  „question  d'amour  propre".  Einen  erheblichen  wirt- 
schaftlichen Wert  wird  die  Linie  nicht  besitzen,  da  sie  parallel  dem 
Meer  läuft  und  in  Rajak  —  dem  Knotenpunkt  der  Beirut— Damaskus- 
Bahn —  wegen  der  Verschiedenheit  der  Spur  eine  Umladung  der  Güter 
notwendig  ist.  Die  Bagdadbahn  bleibt  im  Besitz  aller  direkten  Zweig- 
bahnen nach  dem  Golf  von  Alexandrette,  wird  also  die  Konkurrenz  der 
Linie  Hamah— Aleppo  nicht  zu  fürchten  haben.  Auch  ist  zu  beachten, 
daß  die  Retrozession  der  Linie  für  die  Bagdadbahn  eine  finanzielle 
Entlastung  bedeutet,  weil  die  seinerzeit  von  ihr  übernommene  Verpflich- 
tung, für  die  Differenz  zwischen  der  in  der  französischen  Konzession 
vorgesehenen  Garantie  von  12  500  francs  und  der  für  notwendig  er- 
achteten  Garantie  von   15  000   francs   aufzukommen,   wegfällt. 


*  Zifferngruppe   fehlt. 
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Ich  kann  daher  die  Annahme  des  neuesten  Abkommens  befürworten. 
Bei  den  Türken  wird  dasselbe  jedenfalls  einen  sehr  günstigen  Eindruck 
machen. 

Marsch  all 


Nr.  5276 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Biilow 

Ausfertigung 
Nr.  179  Pera,   den   4.    Dezember   1903 

Der  erste  Direktor  der  Ottomanbank,  Herr  Auboyneau,  hat  mich 
vor  einigen  Tagen  besucht  und  mir  seine  lebhafte  Befriedigung  über 
das  zwischen  dem  deutschen  und  dem  französischen  Syndikat  bezüg- 
lich der  Bagdadbahn  erreichte  Einverständnis  ausgesprochen.  Die 
Haltung  der  französischen  Regierung,  insbesondere  des  Herrn  Del- 
casse, habe  das  französische  Syndikat  nicht  hindern  können,  sich  an 
der  Bahn  zu  beteiligen.  Für  die  Ottomanbank  sei  dies  geradezu  eine 
Lebensfrage  gewesen.  Die  Bagdadbahn  bilde  das  einzige  wirklich 
große  Unternehmen,  welches  in  der  Türkei  noch  zur  Ausführung  ge- 
langen werde.  Wenn  die  Ottomanbank  von  diesem  Unternehmen  aus- 
geschlossen worden  wäre,  so  hätte  sie  ihre  ganze  Stellung  im  Lande 
verloren  und  ihre  Bureaus  schließen  müssen  *. 

In  ähnlichem  Sinne  sprach  sich  Herr  Constans  mir  gegenüber  aus. 
Seine    Äußerungen    unterschieden    sich    nur    dadurch   von    denjenigen 


*  In  ähnlichem  Sinne  äußerte  sich  der  zu  dem  Aufsichtsrat  der  Bagdadbahn- 
gesellschaft gehörende  Berliner  Bankier  Generalkonsul  Schwabach,  der  Mitte 
Dezember  nach  Konstantinopel  fuhr,  um  der  konstituierenden  Aufsichtsrats- 
sitzung beizuwohnen,  in  einer  Aufzeichnung  vom  23.  Dezember  1903:  „Die 
französische  Gruppe  ist  ohne  Zweifel  froh,  daß  sie  Mittel  und  Wege  gefunden 
hat,  sich  an  dem  Unternehmen  zu  beteiligen,  wenn  auch  die  französische  Re- 
gierung sich  ablehnend  verhält.  Innerhalb  der  Banque  Ottomane  machen  sich 
zwar  einige  Gegenströmungen  bemerkbar,  aber  im  großen  und  ganzen  muß 
man  sie  doch  als  ein  französisches  Institut  ansprechen,  und  für  ihr  und  ihrer 
Freunde  Prestige  im  Türkischen  Reiche  wäre  es  ein  starker  Schlag  gewesen, 
wenn  sie  auf  eine  Mitwirkung  bei  diesem  Unternehmen  hätte  verzichten  müssen. 
Der  Commandant  Berger,  mit  dem  ich  die  Reise  von  Wien  aus  gemeinschaft- 
lich zurücklegte  —  der  Präsident  der  Dette  Publique  — ,  hat  mir  das  offen  zu- 
gegeben und  mir  erzählt,  daß  er  in  Paris  den  Minister  Delcasse  direkt  gefragt 
habe,  ob  er  denn  der  russischen  Regierung  gegenüber  Verpflichtungen  ein- 
gegangen sei.  M.  Delcasse  habe  dann  im  Laufe  des  Gespräches  so  häufig 
wiederholt,  „wir  besitzen  über  die  Bagdadbahn  keinerlei  feste  Abmachungen 
mit  Rußland",  daß  er,  Berger,  die  Überzeugung  gewonnen  habe,  es  läge 
vielleicht  nichts  Schriftliches  vor,  wohl  aber  habe  M.  Delcasse  in  mündlicher 
Form  die  Zusicherung  gegeben,  daß  er  dem  Bagdadbahnunternehmen  keinen 
Vorschub   leisten   würde." 
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des  Herrn  Auboyneau,  daß  er  die  Haltung  seines  Ministers  einer  nichts 
weniger  als  freundlichen  Kritik  unterzog.  Er  meinte,  wegen  der  cote 
der  Bagdadpapiere  an  der  Pariser  Börse  könnten  die  Deutschen  ganz 
ruhig  sein.  Sie  werde  mit  Rücksicht  auf  das  starke  französische  Inter- 
esse an   den   türkischen   Papieren   nicht  ausbleiben.   — 

Marschall 


Nr.  5277 

Aufzeichnung  des  U nter Staatssekretärs  im  Auswärtigen  Amt 

von  Mühlberg 

Reinschrift  von  der  Hand  des  Ersten  Sekretärs  bei  der  Botschaft  in 
Konstantinopel  Freiherrn  von  und  zu  Bodman 

Berlin,   den    14.   März   1904 

Nach  den  im  März  v.  Js.  zwischen  der  Pforte  und  der  Anatolischen 
Bahngesellschaft  getroffenen  definitiven  Vereinbarungen  kann  der  Bau 
der  Bagdadbahn  als  gesichert  angesehen  werden.  Derselbe  hat  mit 
der  im  Juli  v.  Js.  in  Angriff  genommenen  ersten,  200  Kilometer  langen 
Teilstrecke  Konia — Eregli  begonnen,  deren  Ausführung  von  der  Bag- 
dadbahngesellschaft einer  in  Frankfurt  a.  M.  gebildeten  besonderen 
Baugesellschaft  im  Akkord  übertragen  worden  ist.  Mit  der  Vollendung 
dieser  Strecke  wird  die  Bahn  den  Fuß  des  Taurusgebirges  erreicht 
haben.  Die  Arbeiten  sind  heute  schon  so  weit  gefördert,  daß  die  Ge- 
sellschaft die  neue  Linie  im  Laufe  dieses  Sommers  dem  Verkehr  über- 
geben zu  können  hofft,  falls  nicht  unvorhergesehene  Zwischenfälle 
eintreten. 

Das  zum  Bau  der  Strecke  Konia — Eregli  notwendige  Geld  wird 
durch  eine  vierprozentige  türkische  Staatsanleihe  in  Höhe  von  54  Mil- 
lionen francs  aufgebracht  werden,  welche  der  Kapitalisierung  der 
von  der  Pforte  vertragsmäßig  übernommenen  jährlichen  Garantie  von 
11000  francs  pro  Kilometer  entspricht.  Die  Emission  der  Anleihe  auf 
dem  europäischen  Markt  erfolgt  durch  ein  Syndikat  deutscher,  fran- 
zösischer und  anderer  Banken.  Die  Wahl  des  Zeitpunkts  der  Emission 
hängt  natürlich  von  der  Lage  des  Geldmarktes  ab  und  muß  den 
Banken  überlassen  bleiben. 

Zur  Sicherung  des  Dienstes  dieser  Anleihe  hatte  die  türkische 
Regierung  der  Bagdadbahngesellschaft  ursprünglich  die  Zehnten  des 
Wilajets  Konia  (in  Höhe  von  36  000  Pfd.  Türkisch)  und  des  Sandschaks 
Aleppo  (in  Höhe  von  70  000  Pfd.  Türkisch)  in  Gesamthöhe  von 
106  000  Pfd.  Türkisch  überwiesen  und  verpfändet.  Neuerdings  sind 
an  Stelle  der  Konia-Zehnten  diejenigen  von  Bagdad  (12  000  Pfd.  Tür- 
kisch), A'fdin  (12  000  Pfd.  Türkisch),  Diarbekr  (6000  Pfd.  Türkisch)  und 
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Mosul  (6000  Pfd.  Türkisch)  getreten*.  Die  Einziehung  der  an  erster 
Stelle  verpfändeten  Zehnten  erfolgt  durch  die  Verwaltung  der  Derte 
publique  Ottomane. 

Die  Entscheidung  der  Frage,  wann  der  Weiterbau  der  Bahn  über 
Eregli  hinaus  stattfinden  kann,  wird  sich  darnach  richten,  wann  die 
Türkei,  die  von  allen  Staaten  das  meiste  Interesse  an  der  Vollendung 
des  Unternehmens  hat,  die  hierzu  nötigen  Sicherheiten  stellt. 

Was  endlich  die  Beteiligung  fremden  Kapitals  an  dem  Bagdad- 
bahnunternehmen betrifft,  so  ist  vorläufig  nur  französisches  Kapital 
und  zwar  mit  30  °/o  dabei  engagiert.  Verhandlungen  der  Kaiserlichen 
Regierung  mit  fremden  Regierungen  über  Beteiligung  an  der  Bahn 
haben  zu  keiner  Zeit  stattgefunden. 

Mühlberg 

Randvermerk  von  und  zu  Bodmanns: 

Seiner  Exzellenz  dem  Herrn  Reichskanzler  zur  eventuellen  geneigten  Verwertung 

im  Reichstage  gehorsamst  vorgelegt. 


*  Das  war  geschehen  infolge  "des  von  Rußland  eingelegten  Protestes  gegen  die 
Verpfändung  der  Konia-Zehnten.    Vgl.  Nr.  5267. 
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B.  Die  Kueitfrage  1900-1904 


Nr.  5278 

Der  Botschafter  In  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  384  Pera,  den  23.  Dezember  1899 

Geheim 

Tewfik  Pascha  fragte  mich  heute  *,  ob  es  richtig  sei,  daß  die 
Studienkommission  **  auch  die  Linie  bis  Kueit  in  den  Bereich  ihrer 
Prüfung  zu  ziehen  beabsichtigt?  Er  glaube  dies  aus  einem  ihm  vor- 
gelegten Telegramm  der  Kommission  schließen  zu  soller..  Ich  er- 
widerte, daß  ich  dies  für  richtig  erachte,  da  mir  Herr  von  Kapp  vor 
seiner  Abreise  davon  gesprochen  habe,  daß  die  Wahl  von  Bassorah 
als  Endpunkt  der  Bahn  gewisse  technische 1  Schwierigkeiten  biete, 
die  vermieden  werden  könnten,  wenn  man  die  Bahn  bis  Kueit  führe 
und  von  der  Hauptlinie  eine  Nebenlinie  nach  Bassorah  abzweige.  Da- 
rauf sagte  mir  der  Minister  vertraulich  folgendes: 

„Er  glaube,  daß  es  für  die  Anatolische  Gesellschaft  weit  nütz- 
licher sein  werde,  wenn  sie  direkt  bis  Kueit  baue  und  Bassorah  durch 
eine  Zweiglinie  mit  der  Hauptbahn  verbinde.  Von  Bagdad  nach 
Bassorah  werde  die  Bahn  mit  der  Wasserstraße  des  Tigris  zu  kon- 
kurrieren haben,  Bassorah  selbst  bilde  aber  keinen  geeigneten  End- 
punkt der  Bahn,  da  die  großen  Schiffe  wegen  einer  an  der  Mündung 
des  Schatt-el-Arab  befindlichen  Barre  nicht  bis  dahin  gelangen  könn- 
ten 2.  Werde  dagegen  Kueit  als  Endpunkt  der  Bahn  gewählt,  welches 
einen  für  alle  Schiffe  zugänglichen  Hafen  besitze,  so  werde  die  direkte 
Verladung  der  vom  Meer  kommenden  und  dahin  gehenden  Güter 
gesichert.  Dazu  komme  noch  ein  politisches  Moment.  Das  Ge- 
biet  von    Kueit    sei    unbestritten    ein    integrierender    Bestandteil    des 


*  An  demselben  23.  Dezember  war  die  Vorkonvention  bezüglich  des  Bagdad- 
bahnunternehmens unterzeichnet  worden.  Vgl.  Abschnitt  A,  Nr.  5211,  Fußnote  *. 
**  Vgl.  Abschnitt  A,  Nr.  5214,  Fußnote  **. 
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Türkischen  Reiches.  Der  dortige  Scheich  sei  aber  namentlich  den 
Engländern  gegenüber  nicht  zuverlässig.  Schon  seit  längerer  Zeit 
gehe  England  mit  dem  Plane  um,  eine  Bahn  vom  Roten  Meere  nach 
Kueit  zu  bauen 3,  um  dadurch  Hand  auf  diese  Hafenstadt  zu  legen. 
Werde  die  Bagdadbahn  mit  dem  Endpunkt  Bassorah  gebaut,  so  werde 
der  Hafen  von  Kueit  den  Engländern  noch  viel  wertvoller  erscheinen, 
und  würden  dieselben  alles  aufbieten,  in  den  Besitz  desselben  zu  ge- 
langen und  durch  Erbauung  einer  Bahn  von  da  nach  Bassorah  die 
Verbindung  der  Bagdadbahn  mit  dem  Persischen  Golf  sich  zu  sichern. 
,Le  Gouvernement  Imperial  rendrait  un  veritable  service  ä  Sa  Majeste 
le  Sultan  */  wenn  die  Anatolische  Gesellschaft  dazu  bewogen  würde, 
die  Bahn  von  Bagdad  nach  Kueit  zu  bauen  und  nach  Bassorah  eine 
Zweiglinie  zu  führen.  Daß  England  auf  Kueit  Absichten  habe,  sei 
auch  dadurch  bestätigt,  daß  vor  einigen  Monaten  Sir  Nicholas  O'Conor 
bei  ihm  eine  Demarche  gemacht  habe,  um  der  türkischen  Regierung 
unter  Hinweis  auf  die  am  Persischen  Golf  bestehende  Eifersucht 
verschiedener  Mächte  abzuraten,  daß  sie  Truppen  in  das  Gebiet  von 
Kueit  sende.  Er  —  Tewfik  Pascha  —  habe  damals  dem  Botschafter 
erklärt,  daß  die  Absicht  der  Entsendung  von  Truppen  nach  jener 
Gegend  nicht  bestehe,  da  kein  Anlaß  dazu  vorliege;  er  habe  aber  in 
der  Demarche  eine  Bekräftigung  der  Annahme  gefunden,  daß  Eng- 
land selbst  Absichten  auf  jenes  Gebiet  habe.  Die  Zeit,  um  sich  über 
diese  Frage  mit  der  Kaiserlichen  Regierung  zu  verständigen,  sei  günstig5. 
Im  Interesse  der  Geheimhaltung  werde  es  gut  sein,  mit  der  Ana- 
tolischen  Bahngesellschaft  zunächst  keine  Verhandlungen  zu  führen, 
sondern  vorläufig  in  einen  vertraulichen  Meinungsaustausch  mit  der 
Kaiserlichen   Regierung  über  die   Frage   einzutreten. " 

Ich  habe  dem  Minister  erwidert,  daß  ich  das  Gewicht  der  von  ihm 
vorgebrachten  Argumente  vollauf  anerkenne  und  nicht  verfehlen  würde, 
meiner  Regierung  über  unsere  Unterredung  sofort  Bericht  zu  erstatten. 

Marschall 


Randbemerkungen  des  Grafen  von   Bülow: 

1  Gut 

2  das  würde  auch  den  englischen  Transit  und  Handel  schädigen  und  jeden- 
falls von  vornherein  die  Bagdadbahn  und  die  in  ihr  investierten  deutschen 
Kapitalien  auf  einen  toten  Strang  bringen 

3  das    würde    schwerlich    den    Russen    konvenieren 

4  es  ist  also  eine  Konzession,  die  wir  dem  Sultan  machen.  Ließe  sich 
diese  nicht  für  die  Erreichung  unserer  Wünsche  wegen  einer  Kohlenstation 
am  Roten  Meer  verwerten?!!  Der  Augenblick  wäre  sehr  günstig,  und  eine 
solche   Station   zu   erlangen   ist   für   uns   von   höchster   Wichtigkeit. 

3  ja 
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Nr.  5279 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Graf  vonBülow 

an  den  Botschafter  in  Konstantinopel 

Freiherrn  von  Marschall 

Telegramm.     Konzept   von    der    Hand    des    Vortragenden    Rats    von    Mühlberg 

Nr.  176  Berlin,  den  26.  Dezember  1899 

Geheim 

Ew.  Telegramm  Nr.  384*  habe  ich  mit  Befriedigung  erhalten. 
Die  Erklärungen  Tewfik  Paschas  hinsichtlich  der  Bedeutung  von 
Kueit  als  Ausgangspunkt  für  die  Bagdadbahn  schaffen  uns  in  dieser 
Frage  eine  sehr  günstige  Position.  Wir  werden  den  uns  von  dem 
türkischen  Minister  dargebotenen  Faden  nicht  mehr  aus  der  Hand 
lassen  dürfen  und  uns  von  jetzt  an  auf  den  Standpunkt  zu  stellen 
haben,  daß  wir  mit  der  Führung  der  Bahn  nach  Kueit  dem  Sultan 
einen  besonderen  Gefallen  erweisen.  Dies  ist  auch  in  der  Tat  der  Fall. 
Denn  bei  der  unzuverlässigen  Haltung,  die  der  Scheich  von  Kueit  der 
Pforte  gegenüber  einzunehmen  scheint,  bedeutet  die  Erteilung  der 
Konzession  durch  die  türkische  Regierung  und  ihre  Ausführung  durch 
uns  eine  Anerkennung  und  Stärkung  der  türkischen  Hoheitsrechte 
auf  dieses  Gebiet.  Nach  dem,  was  hier  bekannt  ist,  erkennt  übrigens 
England  die  Herrschaft  der  Pforte  an  der  Westküste  des  Persischen 
Golfes  von  der  Mündung  des  Schatt-el-Arab  bis  zur  Landschaft  El-Katif 
einschließlich  an.  Ich  möchte  auch  von  dieser  Seite  ernstliche  Schwie- 
rigkeiten nicht  erwarten  und  trage  deshalb  kein  Bedenken,  Ew.  pp. 
zu  ermächtigen,  auf  den  Ideengang  Tewfik  Paschas  einzugehen  und 
die  Verhandlungen  über  Kueit  in  der  Weise  weiterzuspinnen,  daß 
wir  dabei  nicht  als  der  fordernde^  sondern  als  der  gebende  Teil  er- 
scheinen. 

Wenn  es,  wie  dies  Seine  Majestät  der  Kaiser  erwartet,  Ew.  be- 
währtem Einfluß  und  Geschick  gelingt,  diesen  Standpunkt  zu  wahren, 
so  wäre  diese  Gelegenheit  sehr  willkommen,  um  die  Frage  wegen 
Erwerbs  einer  Kohlenstation  am  Roten  Meere  endlich  in  Fluß  zu 
bringen.  Aus  meinen  früheren  Instruktionen  ist  Ew.  pp.  bekannt, 
welchen  großen  Wert  unser  allergnädigster  Herr  darauf  legt,  einen 
maritimen  Stützpunkt  am  Roten  Meer  zu  gewinnen  **,  und  ich  habe 
deshalb  Herrn  von  Siemens  vor  seiner  Abreise  ausdrücklich  beauf- 
tragt, die  Hodeida — Sana-Bahnangelegenheit  mit  Ihnen  vertraulich 
zu  besprechen,  weil  das  Eingehen  auf  diesen  Plan  des  Sultans  unseren 
Wunsch  wegen  Erlangung  einer  Kohlenstation  auf  eine  feste  Basis 
stellen  würde.   Ich  halte  den  gegenwärtigen  Zeitpunkt  für  günstig,  die 


*  Siehe  Nr.  5278. 

**  Vgl.  darüber   Bd.   XIV,    Kap.   XCIV,   Anhang. 
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Frage  wieder  aufzunehmen,  und  bitte  Ew.  pp.  in  Verbindung  mit 
unserem  Entgegenkommen  in  der  Kueitangelegenheit  in  der  Ihnen 
geeignet  scheinenden  Weise  das  Terrain  für  unsere  Absichten  zu  son- 
dieren und  mir  über  die  empfangenen  Eindrücke  und  etwaige  weitere 
Vorschläge  telegraphisch  zu  berichten. 

B  ü  1  o  w 


Nr.  5280 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  395  Pera,  den  27.  Dezember  1809 

Geheim 

Unter  Bezugnahme  auf  Telegramm  Nr.  176*. 

Ich  habe  Tewfik  Pascha  vorläufig  nur  gesagt,  da  die  Studien- 
kommission auch  die  Linie  nach  Kueit  in  den  Bereich  ihrer  tech- 
nischen Untersuchungen  einziehen  werde,  müsse  zunächst  das  Ergebnis 
der  letzteren  abgewartet  werden.  Je  nach  diesem  Ergebnis  werde 
die  Kaiserliche  Regierung  gern  bereit  sein,  die  Frage  zu  prüfen,  ob 
und  inwieweit  sie  bei  der  Anatolischen  Bahngesellschaft  zugunsten 
des  türkischen  Wunsches  intervenieren  könne. 

Bei  dieser  Gelegenheit  erzählte  mir  der  Minister,  daß  auf  Befehl 
des  Sultans  der  Ministerrat  vergangenen  Sonntag  die  Angelegenheit 
besprochen  und  einstimmig  ein  Masbata  in  dem  Sinne  gemacht  habe, 
die  Anatolische  Gesellschaft  solle  seinerzeit  darum  angegangen  wer- 
den, die  Fortführung  der  Bagdadbahn  bis  Kueit  in  die  definitive 
Konvention  aufzunehmen. 

Marschall 


Nr.  5281 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  12  Pera,  den  18.  Januar  1900 

Von  Tewfik  Pascha  erfahre,  daß  die  Studienkommission  von 
Bassorah  nach  Kueit  abgegangen  ist.  Der  Wali  von  Bassorah  hatte  vor 
einigen  Tagen  nochmals  an  das   Palais  telegraphiert,   daß   er  für  die 

*  Siehe  Nr.  5279. 

468 


Sicherheit  der  Kommission  nicht  bürgen  könne,  wenn  dieselbe  sich 
nach  Kueit  begebe.  Auf  eine  telegraphische  Rückfrage  an  den  Kom- 
mandanten von  Bassorah  Mohsin  Pascha  ist  dagegen  die  Antwort  er- 
folgt,   daß    diese    Bedenken   vollständig   grundlos   seien. 

Auf  einen  von  Tewfik  Pascha  erstatteten  Bericht,  in  welchem 
die  Haltung  des  Wali  als  eine  mit  dem  englischen  Konsul  in  Kueit 
verabredete  Intrige  bezeichnet  wird,  hat  der  Sultan  die  Absetzung 
Hamdi  Paschas  verfügt  und  an  seiner  Stelle  Mohsin  Pascha  zum 
Wali  ernannt. 

Marschall 


Nr.  5282 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Entzifferung 

Nr.  8  Pera,   den   1.   Februar   1900 

Der  Kaiserliche  Konsul  in  Bagdad*  meldet  vom  31.  v.  Mts.: 
„Nach  mir  soeben  zugekommenem  ausführlichen  Privatbrief 
Generalkonsul  Stemrichs  **  aus  Sobeir  bei  Basra  hat  der  Scheich 
von  Kueit  der  Studienkommission  einen  sehr  freundlichen  und  aus- 
zeichnenden Empfang  zuteil  werden  lassen.  Stemrich  hat  den  Ein- 
druck empfangen,  daß  der  Scheich  einstweilen  dem  Bahnprojekt 
günstig  gestimmt  ist.  Das  Projekt  der  Terrainmietung  ist  in  An- 
betracht der  Verhältnisse  nicht  zur  Sprache  gebracht  worden.  Stem- 
rich hat  dem  Scheich  einen  durch  Vermittelung  dieses  Kaiserlichen 
Konsulats  erwirkten  wichtigen  Brief  des  hiesigen  Oberkommandanten 
des  6.  Armeekorps  (Muschir)  überreicht.  Der  Scheich  sprach  wäh- 
rend der  Unterhaltung  vom  Sultan  wiederholt  als  seinem  Herrn. 
Er  meinte  aber,  daß  seine  (des  Scheichs)  Verdienste  türkischerseits 
nicht  genügend  belohnt  würden.  Stemrich  glaubt  nicht,  daß  der 
Scheich  bereits  von  den   Engländern  gewonnen  sei. 

Die  unmittelbar  nach  Stemrichs  Abreise  von  Basra  erfolgte  Er- 
setzung des  dem  Scheich  feindlichen  Walis  von  Basra  Hamdi  Pascha 
durch  den  mit  dem  Scheich  in  guten  Beziehungen  stehenden  Militär- 
kommandanten Mohsin  Pascha  als  Wali***  bedeutet  eine  weitere 
erhebliche  Annäherung  zwischen  dem  Scheich  von  Kueit  und  der 
türkischen   Regierung." 

Marschall 


*  Richarz. 

**  Leiter  der  Studienkommission. 

***  Vgl.  Nr.  5281. 
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Nr.  5283 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  120.  Pera,   den   9.   April   1900 

Geheim 

Mein  englischer  Kollege  sagte  mir  heute  folgendes:  Wie  er  aus 
den  Zeitungen  entnommen,  sei  die  Studienkommission  der  Bagdad- 
bahn auch  in  Kueit  gewesen  und  habe  dort  Untersuchungen  vor- 
genommen. Er  wolle  mich  deshalb  vertraulich  darauf  aufmerksam 
machen,  daß  zwischen  England  und  dem  Scheich  von  Kueit  gewisse 
Arrangements  beständen,  die  zwar  an  dem  bestehenden  Rechtszustande 
nichts  änderten,  aber  den  Scheich  verhinderten,  Landkonzessionen  an 
die  Angehörigen  dritter  Staaten  zu  geben.  Er  —  der  Botschafter  — 
wisse  nicht,  welche  Absichten  die  Anatolische  Gesellschaft  habe,  er 
halte  sich  jedoch  für  verpflichtet,  mich  darauf  aufmerksam  zu  machen, 
daß  mit  Rücksicht  auf  diese  Vereinbarungen  unter  Umständen  eine 
Verständigung  zwischen  Deutschland  und  England  nötig  fallen  werde. 
Die  englische  Regierung  sei  dem  Bagdadunternehmen  durchaus 
freundlich  gesinnt,  und  es  stehe  zu  erwarten,  daß  der  englische  Fi- 
nanzmarkt sich  an  demselben  beteiligen  werde,  aber  grade  deshalb 
müsse  jede,  auch  die  kleinste  Differenz  vermieden  werden,  da  eine 
solche  die  englischen  Kapitalisten  von  der  Beteiligung  abhalten  könne. 

Ich  habe  Sir  Nicholas  erwidert,  daß  meines  Wissens  die  Studien- 
kommission in  Kueit  wie  anderwärts  das  Material  gesammelt  habe, 
um  Vorschläge  wegen  des  Trace  der  Bahn  zu  machen,  daß  ich  aber 
selbstverständlich  seine  Mitteilungen  meiner  Regierung  melden  werde, 
pp.  Marschall 

Nr.  5284 

Der  Unterstaatssekretär  im  Auswärtigen  Amt  Freiherr 

von  Richthof en  an  den  Botschafter  in  Konstantinopel 

Freiherrn  von  Marschall 

Telegramm.    Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden  Rats  von  Mühlberg 
Nr.  51  Berlin,   den    11.    April   1900 

Mit  Bezug  auf  Telegramm  Nr.   120*. 

Wenn  Ew.  pp.  englischer  Kollege  in  seiner  Unterhaltung  über 
Kueit  bemerkt,  daß  die  gewissen  Arrangements  „an  den  bestehenden 


*  Siehe  Nr.  5283. 
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Rechtszuständen  nichts  änderten",  so  möchte  ich  daraus  entnehmen, 
daß  diese  Arrangements  lediglich  privatrechtlicher  Natur  sind.  Dar- 
auf deutet  auch  die  Anspielung  auf  den  englischen  Finanzmarkt  und 
die  englischen  Kapitalisten  hin.  Ich  halte  es  deshalb  für  richtig,  vor- 
läufig nicht  auf  die  freundlichen  Eröffnungen  Sir  Nicholas  einzugehen, 
sondern  es  zuvörderst,  sobald  der  Zeitpunkt  dazu  gekommen  ist, 
Herrn  von  Siemens  zu  überlassen,  wie  er  sich  mit  etwaigen  wohl- 
erworbenen englischen  Interessen  in  Kueit  auseinandersetzt.  Diese 
Behandlung  der  Frage,  mit  welcher  übrigens  Herr  von  Siemens  über- 
einstimmt, scheint  sich  um  so  mehr  für  uns  zu  empfehlen,  als  ich 
einerseits  daran  zweifeln  möchte,  ob  die  Mitteilungen  des  britischen 
Botschafters  Ausfluß  eines  Regierungsauftrags  sind,  und  anderer- 
seits aus  denselben  die  Absicht  zu  klar  hervorleuchtet,  daß  wir  uns 
dazu  herleihen  möchten,  für  englische  Ziele  und  Vorteile  in  der  Tür- 
kei zu  arbeiten. 

Zu  Ew.  pp.  Information  bemerke  ich  noch,  daß  Herr  von  Siemens 
die  Fühlung  mit  englischen  Finanzgruppen  nicht  außer  acht  läßt  und 
beabsichtigt,  sich  nach  erlangter  definitiver  Konzession  zu  direkten 
Verhandlungen  mit  denselben  nach  London  zu  begeben*. 

Rieht  ho fen 


Nr.  5285 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  123  Pera,  den   12.  April  1900 

Geheim 

Tewfik  Pascha  erzählte  mir  heute  vertraulich  folgendes:  „Der 
englische  Botschafter  sei  vor  einigen  Tagen  bei  ihm  gewesen  und 
habe  ihn  unter  Hinweis  auf  die  Reise  der  Studienkommission  nach 
Kueit  gefragt,  ob  die  Konzession  für  die  Linie  Bagdad — Kueit  der 
Anatolischen  Gesellschaft  bereits  erteilt  sei?  Der  Minister  erwiderte, 
daß  die  Vorkonzession  für  die  ganze  Linie  gegeben  sei  und  der  Ab- 
schluß der  definitiven  Konvention  bevorstehe.  Darauf  sprach  O'Conor 
die  Befürchtung  aus,  daß  die  Fortsetzung  bis  Kueit  zu  „difficultes 
Iocales"  und  selbst  zu  einer  „ingerence  de  l'etranger"  führen  könne. 
Tewfik  Pascha  entgegnete,  daß  nach  seinen  Informationen  irgend- 
welche lokalen  Schwierigkeiten  schon  deshalb  ausgeschlossen  seien, 
weil  der  „Kaimakam"  von  Kueit,  selbst  wenn  er  dem  Unternehmen 
feindlich   gegenüberstehen   sollte,   zu   einer   feindlichen   Aktion   gegen 


*  Vgl.    Abschnitt   A,   Nr.   5227. 
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dasselbe  gar  nicht  die  Macht  habe.  Was  aber  die  Gefahr  einer  Ein- 
mischung des  Auslands  betreffe,  so  müsse  er  fragen,  auf  welche 
Rechtstitel  sich  eine  solche  stützen  könne?  Das  Gebiet  von  Kueit 
unterstehe  unbeschränkt  und  unbestritten  der  Territorialhoheit  des 
Sultans,  weicher  dort  ebenso  Konzessionen  erteilen  könne  wie  im 
Wilajet  Mosul  oder  Bagdad.  Die  Pforte  befindet  sich  zudem  im  Be- 
sitz einer  ausdrücklichen  Anerkennung  dieses  Rechtszustandes  von 
seiten  Lord  Salisburys.  Der  Botschafter  bemerkte  darauf,  daß  seine 
Regierung  an  dieser  Anerkennung  durchaus  festhalte.  Wenn  aber 
die  Pforte  den  Angehörigen  dritter  Staaten  in  jenem  Gebiet  Konzes- 
sionen erteile,  so  berühre  dies  englische  Interessen,  und  er  müsse 
deshalb  den  Wunsch  aussprechen,  daß  die  Fortsetzung  der  Linie  bis 
nach  Kueit  aufgegeben  oder  doch  auf  einen  späteren  Termin  verlegt 
werde.  Tewfik  Pascha  entgegnete,  daß  er,  da  es  sich  hier  um  die 
Souveränitätsrechte  des  Sultans  handele,  eine  Diskussion  in  dieser  Be- 
ziehung ablehnen   müsse. 

Im  Einverständnis  mit  dem  Großwesir  hat  Tewfik  Pascha  über 
diese  Unterredung  dem  Sultan  keinen  Bericht  erstattet,  da  dadurch 
die  Angelegenheit  zu  einer  „politischen  Frage"  aufgebauscht  werden 
würde,  während  beide  Minister  der  Ansicht  sind,  daß  die  Anregung 
des  Botschafters  entweder  nur  ein  „Fühler"  sei  oder  vielleicht  die 
Tendenz  verfolge,  für  Nachgiebigkeit  in  diesem  Punkte  sich  irgend- 
eine Konzession  an  anderer  Stelle  zu  erwirken.  Tewfik  Pascha  glaubt, 
daß  die  definitive  Konvention  *  nunmehr  möglichst  rasch  abgeschlossen 
werden  und  England  überlassen  werden  solle,  ob  und  auf  welchen 
Rechtstitel  hin  es  gegen  die  getroffene  Vereinbarung  Bedenken  er- 
heben wolle. 

Ich  habe  mich  auf  die  Bemerkung  beschränkt,  daß  von  unserer 
Seite  auf  Beschleunigung  des  Abschlusses  der  definitiven  Konvention 
nach  Kräften  hingewirkt  werde  und  die  bezüglichen  Verhandlungen 
in  Berlin  bereits  ihren  Anfang  genommen  hätten. 

Ich  teile  die  Ansicht  Tewfik  Paschas,  daß  England  einen  ernst- 
lichen Widerspruch  gegen  den  Bahnbau  nach  Kueit  nicht  beabsichtigt. 
Der  Umstand,  daß  der  englische  Botschafter  die  Kueitfrage  gleichzeitig 
uns  und  der  Pforte  gegenüber  aufwirft,  indem  er  uns  eine  Verstän- 
digung anbietet,  den  Türken  mit  einem  Einspruch  droht,  erweckt 
in  mir  den  Eindruck,  daß  England  von  beiden  Seiten  Konzessionen 
anstrebt,  von  Deutschland  die  finanzielle  Beteiligung  an  dem  Unter- 
nehmen, vielleicht  auch  die  Berücksichtigung  gewisser  Sonderinter- 
essen im  Persischen  Golf,  von  der  Pforte  eine  anderweitige  Kon- 
zession, möglicherweise  die  erstrebte  telegraphische  Landverbindung 
nach  Fao. 

Marschall 


*  Vgl.  Abschnitt  A,  Nr.  5247. 
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Nr.  5286 

Der  Konsul  in  Bagdad  Richarz  an  den  Reichskanzler 
Fürsten  von  Hohenlohe 

Ausfertigung 
Nr.  A8  Bagdad,  den   19.  April  1900 

Eurer  Durchlaucht  habe  ich  über  die  Abreise  des  gesamten  Per- 
sonals des  hiesigen  russischen  Konsulates  nach  Basra  zur  Begrüßung 
des  im  Persischen  Golfe  kürzlich  kreuzenden  russischen  Kanonenbootes 
„Ghiliak"  bereits  in  den  Monaten  Februar  und  März  d.  Js.  mehrfache 
gehorsamste  Berichte  einzureichen  mich  beehrt. 

Die  folgenden  weiteren  Einzelheiten  über  den  Aufenthalt  des 
„Ghiliak"  (an  dessen  Bord  der  hiesige  russische  Konsul  Alexis  Krug- 
low  mit  seinem  Kanzler-Dragoman  Ovzienko  sogleich  nach  Ankunft 
des  Schiffes  in  Basra  gestiegen  war)  an  der  Mündung  des  Schatt-el- 
Arab  kann  ich  jetzt  Eurer  Durchlaucht  ehrerbietigst  unterbreiten. 

Die  Tage  der  Anwesenheit  des  „Ghiliak"  im  Hafen  von  Basra 
nach  Beendigung  der  fünftägigen  *,  von  Herrn  Kruglow  an  Bord  des 
Schiffes  mitgemachten  Quarantäne  verliefen  in  freundschaftlichem  Ver- 
kehr des  Kommandanten  und  des  Bagdader  russischen  Konsuls  mit 
den  türkischen  Regierungsbehörden,  namentlich  dem  Wali  Mohsin 
Pascha  und  den  einheimischen  Notabilitäten.  Zwischen  dem  „Ghiliak" 
und  dem  im  Basraer  Hafen  liegenden  englischen  kleinen  Kreuzer 
„Sphinx"  (von  der  „Royal  Indian  Marine")  fand  ein  ziemlich  reger 
Verkehr  statt.  Der  Kommandant  der  „Sphinx"  machte  demjenigen  des 
„Ghiliak"  den  ersten  Besuch.  Letzterer  erwiderte  diesen  Besuch  aber 
nicht  persönlich,  sondern  sandte  den  ersten  Offizier  an  Bord  der 
„Sphinx",  der  beauftragt  war,  den  russischen  Kommandanten  wegen 
Unwohlseins  zu  entschuldigen.  Zwischen  dem  Bagdader  russischen  Kon- 
sul und  dem  britischen  Konsul  in  Basra  fand  dagegen  überhaupt  kein 
gesellschaftlicher  Verkehr  statt.  Die  englischen  und  die  russischen 
Offiziere  der  „Sphinx"  und  des  „Ghiliak"  verkehrten  in  freundschaft- 
licher Weise  nicht  nur  untereinander  sondern  auch  mit  den  in  Basra 
ansässigen  englischen  Kaufleuten. 

Am  Vorabend  der  Abfahrt  des  „Ghiliak"  nach  dem  nahen  Kueit 
nahmen  die  russischen  Offiziere  von  den  englischen  der  „Sphinx" 
definitiven  Abschied,  fanden  aber  am  nächsten  Morgen  bei  ihrer  An- 
kunft in  Kueit  die  „Sphinx"  wieder  auf  der  dortigen  Reede  vor.  Der 


*  Für  gewöhnlich  bestand  eine  zehntägige  Quarantäne;  die  dem  russischen 
Kriegsdampfer  von  den  türkischen  Sanitätsbehörden  ausnahmsweise  gewährte 
Konzession  einer  nur  fünftägigen  Quarantäne  fand  in  der  angloindischen  Presse 
herbe   Kritik. 
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hiesige  russische  Konsul  traf  in  Kueit  an  Bord  des  „Ghiliak"  ein. 
Während  der  mit  dem  Scheich  von  Kueit  Mubarek-es-Sabah  ausge- 
tauschten Besuche  erwies  dieser  dem  russischen  Kommandanten,  den 
Offizieren  des  „Ghiliak",  dem  Bagdader  russischen  Konsul  Kruglow 
und  dessen  Kanzler-Dragoman  viele  Aufmerksamkeiten  und  bereitete 
denselben  überhaupt  einen  in  jeder  Beziehung  freundlichen,  in  man- 
cher Hinsicht  glänzenden  Empfang.  So  ließ  Mubarek-es-Sabah,  als 
der  „Ghiliak"  von  Kueit  aus  seine  Rückreise  nach  Südosten  hin  an- 
trat und  der  russische  Konsul  mit  seinem  Personale  über  Land  nach 
Basra  zurückkehrte,  dem  Konsul  durch  eine  berittene  Arabereskorte 
von  fünfzig  Mann  bis  halbwegs  das  Geleit  geben. 

Es  ist  nun  offenbar,  daß  eine  durch  einen  solchen  feierlichen 
Besuch  dem  Scheich  von  Kueit  erwiesene  außerordentliche  Ehren- 
bezeugung, deren  bestimmter  Zweck  nicht,  wie  es  bei  dem  Besuche 
der  deutschen  Kommission  der  Fall  war,  klar  ersichtlich  ist,  den 
Scheich  in  seinen  Unabhängigkeitsgelüsten  gegenüber  der  türkischen 
Regierung  notwendigerweise  bestärken,  ja  zeitweilig  zu  einem  ge- 
linden Größenwahne  treiben,  und  daß  aus  diesem  Grunde  dieser  ganze, 
ohne  jede  Notwendigkeit  erfolgte  russische  Besuch  in  Kueit  für  die 
dortigen  sehr  großen  türkischen  Interessen  absolut  gesprochen  als 
an  und  für  sich  hervorragend  nachteilig  bezeichnet  werden  muß. 
Diese  Ansicht  sprach  auch  mir  gegenüber  der  hiesige  Wali  Namyk 
Pascha  bei  einer  kürzlichen  Unterredung  über  diesen  Gegenstand 
offen  und  nachdrücklich  aus. 

Dabei  ist  allerdings  mit  Gewißheit  anzunehmen,  daß  der  russische 
Konsul  während  seiner  Unterredungen  mit  dem  Scheich  vor  diesem 
sicherlich  nichts  vorbrachte,  was  denselben  irgendwie  geradezu  zu 
un  loyalen  Stimmungen  dem  Sultan  Abdul  Hamid  gegenüber  zu 
veranlassen  imstande  wäre. 

Im  übrigen  dürfte  es  aber  allen  Anzeichen  nach  keinem  Zweifel 
unterliegen,  daß  der  Hauptzweck  des  Besuches  des  „Ghiliak" 
mit  dem  hiesigen  russischen  Konsul  und  dessen  Personal  an  Bord  bei 
dem  Scheich  von  Kueit  derjenige  war,  den  durch  den  kurz  vorher- 
gehenden, unter  weit  einfacherem  äußerem  Auftreten  stattgehabten 
Besuch  der  deutschen  Studienkommission  der  Bagdadbahn  unter  den 
Herren  Generalkonsul  Stemrich  und  Baurat  von  Kapp  auf  den  Scheich 
hervorgebrachten  Eindruck  abzuschwächen  oder  besser  gesagt:  zu 
paralysieren  —  kurz  die  deutsche,  so  freundlich  empfangene  Mission 
durch  diese  mit  einem  gewissen  Aufgebote  von  Glanz  und  Wichtig- 
keit an  Bord  eines  Kriegsschiffes,  anstatt  bescheiden  zu  Lande,  an- 
kommende russische  Expedition  in  den  Augen  des  Scheichs  auszu- 
stechen. 

Wenn  schon  im  Hinblicke  auf  diese  offenbare  Absicht  der  für  die 
russischen    Interessen    an    sich    ganz    und    gar    unnötige    und    durch 
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nichts  Tatsächliches  veranlaßte  Besuch  des  „Ghiliak"  in  Kueit  un- 
mittelbar nach  der  dortigen  Anwesenheit  der  deutschen  Studien- 
kommission  der  Bagdadbahn  (die  durch  Herrn  von  Kapp  ja  auch 
die  Interessen  der  französischen  Kapitalisten  zu  vertreten  hatte) 
einen  für  die  deutsch-französischen,  die  Bagdadbahn  betreffenden  Pläne 
wenig  freundschaftlichen  Charakter  an  sich  trug,  so  wurde  dieser  Ein- 
druck durch  das  höchst  eigenartige  Benehmen  des  hiesigen  russischen 
Konsuls  Kruglow  vor,  während  und  nach  seiner  Reise  nach  Basra 
und   Kueit  sehr  erheblich  verstärkt. 

Während  die  deutsche  Studienkommission  im  Dezember  v.  Js. 
mit  Herrn  Alexis  Kruglow  freundschaftliche  Besuche  austauschte  und 
während  derselben  die  nicht  vertraulich  zu  behandelnden  und  ohne- 
hin nicht  geheimzuhaltenden,  mit  dem  Projekte  der  Bagdadbahn 
zusammenhängenden  Angelegenheiten  in  offener  und  loyaler  Weise 
während  der  mehrfachen  Unterhaltungen  mit  ihm  berührte,  suchte 
derselbe  Herr  kurze  Zeit  nachher  die  Tatsache  selbst  der  bevorstehen- 
den Ankunft  des  russischen  Kanonenbootes  in  Basra  und  seiner 
eigenen  Abreise  dorthin  nicht  nur  vor  dem  hiesigen  englischen  Ge- 
neralkonsul sondern  auch  vor  dem  französischen  Vizekonsul  und  mir 
auf  das  sorgfältigste  zu  verbergen,  was  einen  um  so  groteskeren  Ein- 
druck hervorbringen  mußte,  als  wir  alle  längst  (seit  zirka  drei  Monaten) 
auf  anderem  Wege  von  all  diesen  Dingen  im  voraus  vollkommen  unter- 
richtet waren. 

Sogar  die  Kabine  auf  dem  englischen  Flußdampfer  wurde  für 
den  russischen  Konsul  vor  dessen  Abreise  von  Bagdad  nach  Basra 
unter  einem  falschen  Namen  gemietet,  auf  alle,  auch  die  allergleich- 
gültigsten  auf  seine  Reise  bezüglichen  Fragen  während  ganz  ge- 
wöhnlicher Unterhaltungen  geheimnisvoll  ausweichende  Antworten  er- 
teilt,  und  dergleichen  an  Kinderei  streifende  Dinge  mehr. 

Der  hiesige  französische  Vizekonsul  Monsieur  G.  Rouet  fühlte  sich 
denn  auch  in  seiner  Stellung  als  Allianzkonsul  durch  diese  auf  andere 
Personen  lediglich  komisch  wirkende  Wichtig-  und  Geheimtuerei  in 
seinen  franko-russischen  Gefühlen  erheblich  und  tief  verletzt  und 
ließ  dies  dem  russischen  Konsul  nach  dessen  neulicher  Rückkehr 
hierher  fühlen,  indem  er  vor  ihm  in  die  bewegten  Worte  ausbrach: 
„Ah!  si  vous  aviez  voulu  m'avertir  de  la  prochaine  arrivee  ä  Bassorah 
d'un  bateau  de  guerre  russe,  je  n'aurais  certainement  pas  manque 
d'exprimer  ma  joie  en  envoyant  un  telegramme  cordial  de  bienvenue 
en  hommage  aux  representants  de  la  nation  amie  et  alliee!"  —  worauf 
der  russische  Konsul  etwas  verlegen  antwortete:  „Mais  je  ne  le  savais 
pas   moi-meme.  (!)" 

Auch  nach  seiner  Rückkehr  hierher  spielt  Herr  Alexis  Krug- 
low die  Rolle  der  Pythia,  indem  er  sich  in  tiefes  und  geheimnisvolles 
Schweigen  über  die  mit  seiner  Reise  zusammenhängenden,  im  übrigen 
ganz  offenkundigen   und   unmöglich   zu   verbergenden   Vorkommnisse 
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in  Basra  und  Kueit  hüllt.  Nur  auf  die  neulich  an  ihn  seitens  des  fran- 
zösischen Vizekonsuls  gestellte  Frage,  welchen  Eindruck  ihm  der 
Scheich  von  Kueit  Mubarek-es-Sabah  gemacht  habe,  antwortete  er 
ausnahmsweise  durch  die  sinnreichen  und  vielsagenden  Worte:  „C'est 
un  homme  ordinaire."  Diese  fünf  Worte  erscheinen  nun  in  der  Tat 
als  vielsagend,  da  daraus  zu  schließen  ist,  daß  der  Scheich  von  Kueit 
trotz  aller  Freundlichkeit  und  trotz  des  der  russischen  Expedition  be- 
reiteten ehrenvollen  Empfanges  doch  in  seinen  Äußerungen  sehr  vor- 
sichtig gewesen  sein  muß  und  die  diesbezüglichen  Erwartungen  des 
Herrn  Kruglow,  die  wohl  hauptsächlich  in  der  Hoffnung  bestanden, 
dem  Scheich  über  seine  Stellungnahme  zu  den  deutsch-französischen 
Plänen  der  Bagdadbahn  und  des  Hafenbaues  in  Kueit  etwas  „heraus- 
zuziehen",  nicht  in  der  von  dem  Konsul  gewünschten  und  durch 
dessen  Besuch  beabsichtigten  Weise  erfüllt  hat;  denn  sonst  würde 
(gemäß  seinen  sonstigen  Anschauungen  und  Redegewohnheiten)  der 
russische  Konsul  ganz  gewiß  den  Scheich  einen  „homme  extra- 
ordinaire"  genannt  haben. 

Ri  ch  a  r z 


Nr.  5287 

Der  /(onsul  in  Bagdad  Rlcharz  an  den  Reichskanzler 
Fürsten  von  Hohenlohe 

Entzifferung 
Nr.  A9  Bagdad,  den  27.  April  1900 

Der  hiesige  französische  Vizekonsul  M.  Rouet  hat  mir  vertrau- 
liche Mitteilungen  über  die  von  ihm  an  seine  vorgesetzten  Behörden 
eingereichte  Berichterstattung  über  den  kürzlichen  Besuch  des  Bag- 
dader russischen  Konsuls  Kruglow  an  Bord  des  Kanonenbootes  „Ghi- 
liak"   bei  dem  Scheich  von   Kueit  gemacht*. 

Aus  diesen  Mitteilungen  geht  hervor,  daß  die  Berichterstattung 
des  französischen  Vizekonsuls  über  diese  Vorgänge  mit  der  meinigen 
an  Euere  Durchlaucht  durchaus  übereinstimmend  gehalten  war,  und 
daß  der  genannte  französische  Beamte  ebenfalls  das  Auftreten  und 
Verhalten  des  russischen  Konsuls  in  Kueit  als  eine  den  Bestrebungen 
des  deutsch-französischen  Syndikats  der  projektierten  Bagdadbahn 
unfreundliche  Aktion  der  französischen  Regierung  gegenüber 
dargestellt  hat. 

Richarz 

*  Vgl.  Nr.  5286. 
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Nr.  5288 

Aufzeichnung  des  Staatssekretärs  des  Auswärtigen  Amtes 

Grafen  von  Bälow 

Eigenhändig 

Berlin,  den   14.  Juni   1900 

Der  englische  Botschafter  bat  mich,  die  englische  Regierung  recht- 
zeitig zu  verständigen,  wenn  unsere  Bagdadbahn  nach  Kueit  geführt 
werden  sollte,  da  England  mit  dem  dortigen  Sultan  Spezialabmachun- 
gen  habe. 

Sir  Frank  Lascelles  betonte,  daß  er  ohne  amtlichen  Auftrag 
spreche  und  nur  von  dem  Wunsche  geleitet  sei,  hinsichtlich  der  Ana- 
tohschen  Bahn  jedem  Mißverständnis  zwischen  uns  und  England  vor- 
zubeugen. Die  Anatolische  Bahn  begegne  in  England  keinerlei  Geg- 
nerschaft, sondern  Interesse  und  Sympathie  *. 

B  ü  1  o  w 


Nr.  5289 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 

von  Richthof en  an  den  Botschafter  in  Konstantinopel 

Freiherrn  von  Marschall 

Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden   Rats   Rosen 

Nr.  182  Berlin,  den  6.  März  1901 

[abgegangen  am  9.  März] 

Für  den  Fall,  daß  der  Zeitpunkt  des  Abschlusses  einer  definitiven 
Konvention  über  den  Bau  der  Bagdadbahn  zurzeit  noch  nicht  ab- 
zusehen ist,  erscheint  es  wünschenswert,  Maßnahmen  zu  treffen,  um 
die  für  den  späteren  Bau  und  Betrieb  der  Bahn  erforderlichen  Rechte 
an  dem  ferneren  Endpunkt  der  Bahn,  in  Kueit,  schon  jetzt  sicher- 
zustellen. Derartige  Maßnahmen  scheinen  um  so  mehr  geboten,  als 
die  staatsrechtliche  Stellung  des  Scheichs  von  Kueit  —  trotz  seiner 
türkischen   Titel   und   Ämter   —   immerhin   an   Klarheit   zu   wünschen 


*  Vgl.  dazu  die  Aufzeichnung  Graf  Metternichs  für  d,en  Reichskanzler  vom  24. 
Juni  1900  (Kap.  CIX,  Nr.  4978).  Graf  Metternich  stellte  sich  auf  den  Stand- 
punkt, daß  England  tatsächlich  seit  Jahren  im  Persischen  Golf  und  so  auch  in 
Kueit  den  überwiegenden  Einfluß  habe,  wenngleich  de  jure  nur  der  Sultan 
der  Türkei  dort  herrschen  möge.  Er  fand  daher  das  Verlangen  Sir  Frank 
Lascelles'  nicht  unberechtigt  und  riet  zu  Verhandlungen  mit  England  bezüglich 
Kueits. 
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übrig-  läßt,  und  als  seit  dem  Besuche  der  Studienkommission  Kueit 
mehr  als  wünschenswert  die  Aufmerksamkeit  und  vielleicht  auch  die 
Begehrlichkeit  Englands  und  Rußlands  auf  sich  gezogen  hat.  Die 
Besuche  des  französischen  Kriegsschiffes  „Dröme"  und  des  russi- 
schen Kriegsschiffes  „Ghiliak"  sowie  die  damit  zusammenhängenden 
Aufenthalte  der  Bagdader  Konsuln  dieser  beiden  Mächte  in  Kueit  sind, 
wie  Eurer  Exzellenz  bekannt,  seinerzeit  viel  besprochen  *.  Seitdem 
hat  die  russische  und  die  englische  —  besonders  die  britisch-indische 
—  Presse  nicht  aufgehört,  das  eventuelle  Auftreten  deutscher  Unter- 
nehmungen in  Kueit  in  einem  mißgünstigen  Tone  zu  besprechen. 
Wenn  ich  auch  den  in  britisch-indischen  Zeitungen  immer  wieder- 
kehrenden Verdächtigungen  gegen  die  befürchtete  Geltendmachung 
deutscher  Interessen  im  Persischen  Golf  keinen  Wert  beimesse,  so 
scheinen  mir  doch  die  zahlreichen  zu  einem  Vorgehen  Rußlands  in 
jenem  Meere  drängenden  Artikel  der  angeseheneren  russischen  Blätter 
der  Ausdruck  einer  starken  Strömung  der  öffentlichen  Meinung  ihres 
Landes  zu  sein.  Diese  Auffassung  findet  in  der  Tatsache  ihre  Be- 
stätigung, daß  mit  der  von  denselben  Preßorganen  wiederholt  ver- 
langten Eröffnung  einer  direkten  Dampfschiffverbindung  zwischen 
Odessa  und  den  Häfen  des  Persischen  Golfes,  einschließlich  Basra, 
nunmehr  tatsächlich  der  Anfang  gemacht  ist.  Einen  hierauf  bezüg- 
lichen aus  Suez  vom  8.  v.  Mts.  datierten  Bericht  des  auf  der  Fahrt 
nach  Buschir  befindlichen  Kaiserlichen  Konsuls  Reinhardt  sowie  einen 
Artikel  des  „Standard"  vom  18.  v.  Mts.  füge  ich  zu  Eurer  pp.  Infor- 
mation bei. 

Da,  sowohl  nach  der  anerkanntermaßen  geringen  Konkurrenz- 
fähigkeit der  russischen  Exportindustrie  als  auch  nach  den  mit  einigen 
deutschen  Versuchen  der  Herstellung  einer  direkten  Schiffsverbindung 
mit  dem  Persischen  Golf  gemachten  Erfahrungen  zu  urteilen,  die 
Rentabilität  der  neuen  russischen  Dampferlinie  sehr  fraglich  ist,  er- 
scheint es  nicht  ausgeschlossen,  daß  die  Insassen  des  „Kornilow" 
oder  eines  seiner  Nachfolger  neben  den  kommerziellen  auch  politische 
Ziele  verfolgen  werden,  und  daß  sie  versuchen  könnten,  sich  in  Kueit, 
als  dem  weitaus  besten  und  am  wenigsten  eng  an  eine  der  die  Küsten 
des  Golfes  beherrschenden  Mächte  angegliederten  Hafenorte,  in 
irgendeiner  Form  dauernd  festzusetzen.  Für  eine  solche  Möglichkeit 
spricht  die  gegenwärtige  Weltlage,  welche  es  England  erschweren 
würde,  gegen  eine  Festsetzung  der  Russen  in  Kueit  ernstlich  Front 
zu  machen. 

Andererseits  aber  .könnte  gerade  die  Befürchtung,  daß  Rußland 
Absichten  auf  einen  Hafen  am  Persischen  Golf  hege,  die  Folge 
haben,    daß    England,    um    einer    russischen    Besitzergreifung    zuvor- 


*  Vgl.  Nr.  5286    und    5287. 
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zukommen,  zur  Besetzung  von  Häfen  schreiten  könnte,  deren  Hoheits- 
verhältnisse in  letzter  Zeit  Gegenstand  des  Zweifels  gewesen  sind. 
Speziell  bei  Kueit  könnte  es  sich  hierbei  auf  die  Abmachungen 
stützen,  die  es  —  wie  Eure  pp.  wissen  —  mit  dem  Scheich  dieses 
Ortes  abgeschlossen  zu  haben  behauptet.  Zur  Charakterisierung  der 
über  Kueit  in  der  öffentlichen  Meinung  Englands  verbreiteten  An- 
schauung füge  ich  die  Abschrift  eines  Artikels  des  „Globe"  vom 
12.  v.  Mts.  bei.  Welcher  Art  diese  Abmachungen  sind,  ist  mir  nicht 
bekannt.  Ich  behalte  mir  vor,  zur  Klarstellung  dieses  Punktes  seiner- 
zeit die  geeigneten  Schritte  zu  veranlassen.  Der  inzwischen  durch 
Vermittlung  Eurer  pp.  eingegangene  Bericht  des  Kaiserlichen  Kon- 
suls in  Bagdad  vom  3.  Januar  d.  Js.  klärt  die  Sachlage  noch  nicht 
genügend   auf. 

In  jedem  Falle  könnte  die  Festsetzung  einer  fremden  Macht  — 
sei  es  Rußland  oder  England  —  in  Kueit  uns  nur  unerwünscht  sein. 
Sie  würde  unsern  ganzen  Plan  der  Weiterführung  der  Anatolischen 
Eisenbahn  nach  dem  Persischen  Golfe  in  Frage  stellen.  Für  diesen  Bau 
bleibt  vielmehr  die  erste  Voraussetzung,  daß  auf  der  ganzen  Strecke 
von  Haidar  Pascha  bis  einschließlich  Kueit  die  Hoheitsrechte  der 
Türkei  nirgends  bestritten  oder  auch  nur  eingeschränkt  sind.  Ferner 
ist  es  dringend  wünschenswert,  daß  auch  Konzessionen  wirtschaft- 
licher Natur  oder  Landverkäufe  an  Angehörige  fremder  Staaten  in 
Kueit  nicht  gewährt  werden,  bevor  das  den  Bahnbau  betreffende  Ab- 
kommen in  allen  seinen  Teilen  abgeschlossen  ist. 

Ob  eine  stärkere  und  nach  außen  erkennbarere  Betätigung  ihrer 
Hoheitsrechte  in  Kueit  der  Türkei  anzuraten  wäre,  erscheint  mir 
fraglich.  Eine  solche  könnte  vielmehr  leicht  den  Scheich  Mubarek 
und  seine  Anhänger  zum  Widerstand  reizen  und  einer  fremden  Nation 
in  die  Arme  treiben.  Dagegen  würde  es  möglicherweise  die  ge- 
wünschte Wirkung  haben,  wenn  die  türkische  Regierung  —  eventuell 
durch  den  Wali  von  Basra  —  den  Scheich  zu  einer  Erklärung  ver- 
anlaßte,  daß  er  an  Angehörige  fremder  Nationen,  ohne  ausdrück- 
liche Erlaubnis  des  Sultans,  keinerlei  territoriale  oder  wirtschaftliche 
Konzessionen  machen  werde,  bevor  das  Bedürfnis  der  Bagdadbahn 
an  Land,  Ankerplätzen  und  dergleichen  festgesetzt  und  befriedigt  ist. 

Eure  Exzellenz  wollen  diese  Erwägungen  bei  den  bevorstehen- 
den Verhandlungen  über  die  Bagdadbahnkonvention  im  Auge  be- 
halten und  nach  Gutdünken  eventuell  auch  der  türkischen  Regierung 
gegenüber  verwerten.  Ihrer  gefälligen  Berichterstattung  über  die  Art, 
wie  dies  geschehen,  werde  ich  mit  Interesse  entgegensehen. 

Rieh  tho  f  en 
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Nr.  5290 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

Rosen 

Eigenhändig 
Geheim  Berlin,  den  30.  Juli  1901 

Im  Auftrage  des  Herrn  Stellvertretenden  Staatssekretärs  begab 
ich  mich  heute  zum  englischen  Botschafter  und  machte  ihn,  anknüp- 
fend an  die  früheren  Eröffnungen  Sir  Frank  Lascelles  an  Seine  Ex- 
zellenz den  Grafen  Bülow  vom  14.  Juni  1900,  darauf  aufmerksam, 
daß  die  indische  und  gelegentlich  auch  die  englische  Presse  immer 
wieder  zur  Besitzergreifung  Kueits  durch  England  dränge.  Konsular- 
berichte schienen  eine  tatsächlich  dahingehende  Absicht  Englands  zu 
bestätigen.  Es  sei  ihm  indessen  bekannt,  daß  das  Bagdadbahnprojekt 
eine  Lieblingsidee  Seiner  Majestät  des  Kaisers  sei,  und  daß  Kueit  als 
voraussichtlicher  Endpunkt  der  Bahn  ins  Auge  gefaßt  sei.  Aus  diesem 
Grunde  könne  uns  eine  Veränderung  in  der  völkerrechtlichen  Stellung 
Kueits  nicht  erwünscht  sein. 

Sir  Frank  Lascelles  zeigte  für  unsern  Standpunkt  Verständnis 
und  stellte  die  Absicht  Englands,  Kueit  zu  besetzen,  in  Abrede.  Er 
ließ  sich  hierauf  das  Neuste  über  Kueit  aus  den  Akten  geben  und 
las  mir  im  strengsten  Vertrauen  eine  geheime  Depesche 
seiner  Regierung  an  die  indische  Regierung  vom  15.  d.  Mts.  etwa 
folgenden    Inhalts  vor: 

„Seiner  Majestät  Regierung  ist  nicht  in  der  Lage,  der  von  der 
indischen  Regierung  vorgeschlagenen  (suggested)  Protektoratserklä- 
rung über  Kueit  Folge  zu  geben,  da  eine  Verstärkung  unseres  Ein- 
flusses (of  our  hold  on)  auf  den  Scheich  Mubarek  zu  internationalen 
Komplikationen  führen  würde.  Colonel  Kemball  ist  beauftragt,  sich 
nach  Kueit  zu  begeben  und  den  Scheich  zur  Ruhe  zu  ermahnen.  Den- 
selben Rat  soll  Colonel  Kemball  auch  dem  Ibn  Reschid*  erteilen,  doch 
kann  er  diese  Mission  zurzeit  nicht  ausführen."   — 

Ich  sagte  dem  Botschafter,  ich  schlösse  aus  dem  Zusammenhange, 
daß  die  Abmachungen  Englands  mit  Kueit  staatsrechtlicher  Natur 
seien.  Aus  der  etwas  ausweichenden  Antwort  des  Botschafters  ging 
mit  Klarheit  soviel  hervor,  daß  der  Scheich  sich  England  gegenüber 
verpflichtet  hat,  kein  fremdes  Protektorat  über  sich  anzunehmen,  und 
daß  hierfür  England  ihn  gegen  fremde  Übergriffe,  auch  gegen  Ver- 
gewaltigungen seitens  der  Türkei,  schützen  will,  ohne  aber  ein  eigent- 
liches Protektorat  übernommen  zu  haben  oder  übernehmen  zu  wollen. 
England  betrachtet  den  Scheich  von  Kueit  als  einen  „semi  independent 
chief".  Ich  sagte,  wir  betrachteten  ihn  als  einen  türkischen  Lokal- 
gouverneur (Kaimakam). 

*  Scheich    der    innerarabischen    Schammay-Beduinen,    Widersacher    des    Scheichs 
Mubarek. 
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Auf  die  Frage,  wie  sich  England  voraussichtlich  verhalten  würde, 
wenn  die  Türkei  ihre  Herrschaft  in  Kueit  zur  vollen  Geltung  brächte, 
antwortete  der  Botschafter:   „I  should  say  we  would  be  delighted". 

Rosen 


Nr.  5291 

Der  Stellvertretende  Botschafter  in  London  Gesandter 
Graf   von   Mette  mich   an   das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  580,  London,  den  16.  August  1901 

pp  *.  Als  Kueit  zur  Sprache  kam,  sagte  ich,  wir  hätten  nicht  die 
geringste  Absicht,  uns  dort  politisch  festzusetzen  oder  die  Engländer 
aus  ihrer  Stellung  bei  dem  dortigen  Scheich  zu  verdrängen.  Auf  der 
anderen  Seite  hätten  wir  aber  auch  keine  Veranlassung,  die  Suzeräni- 
täts-  oder  sonstigen  politischen  Ansprüche  Englands  auf  jenes  Gebiet, 
deren  Begründung  uns  unbekannt  sei,  formell  anzuerkennen,  auf  die 
Gefahr  hin,  den  Sultan  zu  verstimmen,  der  als  Herr  jenes  Landes  gelte. 
Wir  wünschten  nur,  daß  die  Bahnbauten,  falls  sie  in  Kueit  mündeten, 
friedlich  und  unbehelligt  ausgeführt  würden.  Falls  es  so  weit  käme, 
könnten  sich  ja  auch  die  Leiter  des  Bahnbaus  wegen  Kueit  mit  der 
englischen  Regierung  ins  Einvernehmen  setzen.  (Der  Herr  Unter- 
staatssekretär hatte  mich  zu  einer  solchen  Bemerkung  ermächtigt.) 
Lord  Lansdowne  war  hierüber  sehr  befriedigt  und  bemerkte,  die 
englische  Regierung  wünsche  dem  Bahnbau  in  Kueit  keineswegs 
Schwierigkeiten  zu  bereiten. 

Andere  Fragen  habe  ich  mit  dem  Minister  nicht  besprochen. 

Auch  Sir  Th.  Sanderson  berührte  Kueit.  Er  bemerkte,  englisch- 
amerikanisches  Kapital  scheine  sich  jetzt   an   der   Bagdadbahn   betei- 


*  Der  Anfang  des  Telegramms,  in  dem  der  zunächst  als  Stellvertretender 
Botschafter  nach  London  gesandte  Graf  Metternich  sich  über  seine  erste 
Unterredung  mit  Lord  Lansdowne  ausläßt,  bezieht  sich  auf  Angelegenheiten,  die 
mit  Kueit  nichts  zu  tun  haben  (chinesische  Konferenz  zur  Regelung  kommer- 
zieller Fragen,  Entschädigung  für  die  Aktionäre  südafrikanischer  Eisenbahnen, 
sowie  für  die  aus  Südafrika  Ausgewiesenen).  Inzwischen  war  die  Kueitfrage 
auch  in  dem  von  Lord  Lansdowne  am  10.  August  dem  Könige  Eduard  VII. 
eingehändigten  „Memorandum  on  questions  which  may  be  mentioned  by  the 
German  Emperor  to  the  King"  und  in  dem  deutschen  Gegenmemorandum 
vom  13.  August  erörtert  worden.  Vgl.  Kap.  CIX,  Anhang.  Der  deutsche 
Standpunkt  war  in  den  diesbezüglichen  Schriftstücken  dahin  präzisiert  worden, 
daß  Kueit  für  Deutschland  lediglich  eine  wirtschaftliche  Rolle  spiele  als  End- 
punkt für  die  in  Aussicht  genommene  Bagdadbahn,  und  daß  Deutschland 
Hoheitsrechte  irgendwelcher  Art  in  Kueit  nicht  anstrebe,  was  auch  dadurch 
bewiesen  werde,  daß  man  dem  Sultan  stets  den  Rat  gegeben  habe,  seine 
Autorität  in   unzweideutiger  Weise   in    Kueit  zur   Geltung   zu   bringen. 
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ligen  zu  wollen.  Ich  erwiderte,  je  mehr  Kapital,  um  so  besser.  Auch 
russische  Firmen  wollten  sich,  nach  meinen  Nachrichten,  an  der  Bahn 
mit  Geld  beteiligen.  Sir  Thomas  meinte,  ob  ehrlich,  lasse  ich  dahin- 
gestellt, das  sei  ja  recht  schön,  da  Rußland  dann  vermutlich  mit  dem 
Bahnbau  einverstanden  sein  und  ihm  keine  Schwierigkeiten  in  den 
Weg  legen  würde.  Ich  erwiderte,  dies  sei  auch  meine  Überzeugung,  pp. 

Metternich 


Nr.  5292 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bälow  an  den  Geschäftsträger 
in  London  Freiherrn  von  Eckardstein 

Telegramm.     Konzept    von    der    Hand    des    Vortragenden    Rats    Rosen 
Nr.  348  Berlin,  den  29.  August  1901 

Der   Kaiserliche   Geschäftsträger   in   Konstantinopel   telegraphiert: 

„Nach  amtlicher  in  Konstantinopel  eingelaufener  Meldung  des 
Kommandanten  der  türkischen  Korvette  „Zohat"  hat  dieser  bei  seiner 
Ankunft  im  dortigen  Hafen  ein  englisches  Kriegsschiff  daselbst  vorge- 
funden, dessen  Kommandant  ihm  erklärte,  er  sei  von  seiner  Regierung 
beauftragt,  die  englische  Schutzherrschaft  über  das  Gebiet  von  Kueit 
zu  proklamieren.  Er  werde  daher  für  den  Fall,  daß  der  türkische 
Kommandant  versuchen  sollte,  Truppen  und  Munition  auszuschiffen, 
dies  mit  Waffengewalt  verhindern." 

Ew.  wollen  sofort  auf  dem  Foreign  Office,  womöglich  bei 
Lord  Lansdowne,  feststellen,  ob  die  Nachricht  von  der  beabsichtigten 
englischen  Protektoratserklärung  über  Kueit  sich  bewahrheitet,  und 
dabei  darauf  hinweisen,  daß  ein  solches  Vorgehen  einen  Bruch  des 
Berliner  Vertrages  bedeuten  würde  und  unsererseits  —  angesichts 
unseres  England  bekannten  Interesses  an  Kueit  als  dem  Terminus  der 
Bagdadbahn  —  als  ein  „unfriendly  act  towards  Germany"  aufgefaßt 
werden  müßte.  Das  Vorgehen  Englands  würde  um  so  befremdender 
wirken,  als  zurzeit  noch  eine  freundschaftliche  Aussprache  über  Kueit 
zwischen  Deutschland  und  England  im  Gange  ist  und  als  das  letzte 
englische  Memorandum  *  „the  Sultan's  authority  in  those  parts"  aus- 
drücklich anerkennt. 

Ich  kann  mir  nicht  denken,  daß  die  englische  Regierung,  welche 
von  Anfang  des  Burenkrieges  bis  zu  diesem  Tage  bei 
uns    tatsächlich    eine    wertvolle    Rückendeckung   gefunden    hat,    einen 


•Siehe  Kap.  CIX,  Anhang,  Nr.  5033.  Am  31.  August  wurde  dieses  Memorandum 
abschriftlich  Eckardstein  mit  der  Feststellung  übersandt,  daß  die  englische 
Regierung  darin  die  Autorität  des  Sultans  über  Kueit  ausdrücklich  anerkannt 
habe. 
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für  Deutschland  direkt  kränkenden  Schritt,  wie  es  die  Protektorats- 
erklärung über  Kueit  sein  würde,  ohne  vorherige  Verständigung  mit 
uns  unternommen  hätte.  Zunächst  hoffe  ich  daher  noch,  daß  der 
Kommandant  des  englischen  Kriegsschiffes  ohne  Order  gehandelt 
hat,  oder  daß  die  Bedeutung  seiner  Erklärung  türkischerseits  miß- 
verstanden worden  ist. 

Drahtbericht  über  Ergebnis  der  Unterredung. 

Bülo  w 


Nr.  5293 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 

von  Richthof en  an  den  Geschäftsträger  in  Konstantinopel 

Freiherrn  von  Wangenheim 

Telegramm.     Konzept    von    der    Hand    des    Vortragenden    Rats    Rosen 
Nr.  125  Berlin,  den  30.  August  1901 

Der  Kaiserliche  Geschäftsträger  in  London,  den  ich  zunächst 
mit  Feststellung  des  Tatbestandes  beauftragt  hatte,  telegraphiert*: 

„In  Abwesenheit  Lord  Lansdownes,  welcher  in  Irland  ist,  habe 
ich  Angelegenheit  mit  Sir  Th.  Sanderson  besprochen. 

Derselbe  erklärte  ausdrücklich,  daß  die  Nachricht  einer  englischen 
Protektoratserklärung  über  Kueit  unrichtig  sei.  Es  bestehe  hier  keiner- 
lei Absicht,  eine  solche  Schutzherrschaft  zu  übernehmen,  wenn  auch 
der  dortige  Scheich  verschiedentlich  um  eine  solche  ersucht  habe. 
Der  Unterstaatssekretär  bezweifelte,  daß  die  Meldung  des  türkischen 
Schiffskommandanten  dem  Kaiserlichen  Geschäftsträger  in  Konstanti- 
nopel richtig  wiedergegeben  worden  sei.  Dagegen  gab  Sir  Th. 
Sanderson  zu,  daß  die  Ausschiffung  türkischer  Truppen  in  Kueit 
verhindert  worden  sei.  Diesbezüglich  sowie  betreffs  der  allgemeinen 
Frage  des  Status  von  Kueit  sagte  er  mir,  daß  diese  Fragen  gegen- 
wärtig zwischen  dem  türkischen  Auswärtigen  Minister  und  Herrn 
O'Conor  erörtert  würden.  Es  seien  dem  ersteren  die  englischen 
Anschauungen  auseinandergesetzt  worden." 

Ew.  wollen  dies  so  schnell  wie  möglich  zur  Kenntnis  des  Sultans 
bringen,  desgleichen  bei  Tewfik  Pascha,  letzterem  mit  dem  Zusätze, 
daß  Sir  Th.  Sanderson  dem  Freiherrn  von  Eckardstein  noch  hinzu- 
gefügt hat,  Tewfik  Pascha  habe  sich  von  den  englischen  Mitteilungen 
vollständig  befriedigt  erklärt.  Euere  pp.  wollen  telegraphisch  über 
die  Rückäußerungen  des  Sultans  wie  auch  des  Ministers  berichten. 

Richthofen 


•  Telegramm    Nr.  602   vom    30.    August    1901. 
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Nr.  5294 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  den  Stellvertretenden 
Botschafter  in  London  Gesandten  Grafen  von  Metternich 

Telegramm.    Konzept 
N|T.  352  Berlin,  den  31.  August  1901 

Antwort  auf  Telegramm  Nr.  602  *. 

Die  Antwort,  welche  Ihnen  Sir  Thomas  Sanderson  gegeben  hat, 
ist  zu  meinem  Bedauern  nicht  geeignet,  die  Lage  zu  klären.  Wenn 
England  durch  Androhung  von  Gewalt  den  Sultan  an  Ausschiffung 
von  Truppen  oder  Munition  in  einem  Hafen  seines  Gebiets  hindert, 
so  erkennt  es  hierdurch  dem  Sultan  dessen  Hoheitsrechte  ab  und 
eignet  sich  dieselben  selbst  an.  Ein  solches  Vorgehen  steht  in  di- 
rektem Widerspruch  mit  der  Zusicherung,  welche  in  dem  von  Seiner 
Majestät  dem  König  Eduard  in  Homburg  unserm  allergnädigsten 
Herrn  übergebenen  Promemoria**  enthalten  war  und  dahin  ging, 
daß  England  die  Autorität  des  Sultans  über  Kueit  nicht  in  Frage 
stellen   werde   (We  do  not  question  the  Sultan's  authority). 

Es  wird  mir  schwer  anzunehmen,  daß  England  in  einer  unsere 
Interessen  wie  unsere  Würde  so  nahe  berührenden  Frage  eine  uns  auf 
solchem  Wege  und  in  dieser  Form  gegebene  Zusage  nicht  einhalten 
sollte.  Ich  gebe  mich  der  Hoffnung  hin,  daß  es  Euer  pp.  gelingen 
wird,  ohne  Verzug  eine  befriedigende  Erledigung  dieser  Angelegen- 
heit herbeizuführen,  welche  nicht  nur  der  Ausgangspunkt  auch  heute 
noch  leicht  vermeidbarer  Mißverständnisse  zwischen  England  und 
Deutschland  werden  könnte,  sondern  die  auch  den  Keim  für  die  Not- 
wendigkeit einer  Änderung  unserer  gegenüber  England  bisher  so 
freundlichen  und  loyalen  Gesamtpolitik  in  sich  trägt. 

Bülow 

Nr.  5295 

Der  Stellvertretende  Botschafter  in  London  Gesandter 
Graf  von  Metternich  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  613  London,  den  4.  September  1901 

Unter  Bezugnahme  auf  Telegramm  Nr.  602***. 
Nachdem   Seine   Kaiserliche   Hoheit  der  Kronprinz   England  vor- 
gestern   abend   verlassen    hat    und     ich    infolgedessen    nach    London 


*  Vgl.  Nr.  5293  nebst  Fußnote. 

**  Vgl.  Kap.  CIX,  Anhang,  Nr.  5033. 

***  Vgl.  Nr.  5293  nebst  Fußnote. 
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zurückgekehrt  bin,  habe  ich  gestern  bei  Sir  Th.  Sanderson  den  Auf- 
trag betreffend  Kueit  ausgeführt  und  ihm  den  vollen  Inhalt  des  ersten 
Absatzes  des  Telegramms  mitgeteilt.  Der  Unterstaatssekretär  wird 
meine  Mitteilung  sofort  an  Lord  Lansdowne,  welcher  in  Irland  weilt, 
weitergeben,  da  er  sich  selbst  nicht  für  autorisiert  hält,  in  dieser 
schwerwiegenden  Frage  eine  maßgebende  Ansicht  zu  äußern.  Die 
Antwort  kann  nicht  vor  nächstem  Freitag  aus  Irland  eintreffen.  Bei 
der  Diskussion  führte  Sir  Th.  Sanderson  etwa  folgendes  aus.  Die 
Nachricht  des  türkischen  Schiffskommandanten  von  der  angeblichen 
Protektoratserklärung  Englands  über  Kueit  sei  falsch.  Die  englische 
Regierung  beabsichtige  nicht,  ein  Protektorat  dort  zu  übernehmen. 
Es  sei  auch  noch  nicht  festzustellen,  ob  das  englische  Kriegsschiff  die 
Landung  türkischer  Truppen  verhindert  habe.  Es  seien  englisch-türki- 
sche Verhandlungen  in  Konstantinopel  über  die  Grenzen  der  Rechte 
des  Sultans  und  des  Scheichs  im  Gange,  die  eine  freundschaftliche  Ver- 
ständigung mit  der  Türkei  erwarten  ließen.  Er  verstehe  nicht,  wes- 
halb eine  englisch-türkische  Verständigung  über  Kueit  nicht  auch  in 
unserem  Interesse  liege,  und  weshalb  wir  türkischer  als  der  Sultan 
sein  wollten.  Lord  Salisbury  habe  sich  bestimmt  dahin  ausgesprochen, 
dem  deutschen  Eisenbahnbau  nach  Kueit  keinerlei  Schwierigkeiten 
zu  bereiten.  Die  englische  Regierung  betrachte  das  Projekt  im  Gegen- 
teil mit  Wohlwollen.  Es  liege  ihr  ebenso  fern,  dadurch,  daß  sie  ihren 
Einfluß  auf  den  Scheich  zu  behaupten  wünsche,  der  Eisenbahn  später 
einmal  Zollschranken  oder  sonstige  Bedingungen  aufzuerlegen.  Wo 
aber  des  Türken  Fuß  hintrete,  da  wachse  kein  Gras  mehr.  Der 
Scheich  von  Kueit  sei  seit  langer  Zeit  von  England  beschützt  worden. 
Er  scheine  jetzt  von  Nachbarstämmen  hart  bedrängt  worden  zu  sein, 
und  diesen  Zeitpunkt  scheine  der  Sultan  benutzen  zu  wollen,  um  den 
Scheich  zu  unterdrücken,  eine  Garnison  nach  Kueit  zu  verlegen  und 
Hafenbeamte  anzustellen,  die  jeden  freien  Verkehr  verhindern  würden. 

Ich  erwiderte,  daß  der  Sultan  in  seinem  Gebiet  schalten  könne, 
wie  er  wolle,  und  verweise  wiederholt  auf  die  in  dem  englischen  Me- 
morandum abgegebene  Erklärung  not  to  interfere  with  the  Sultan's 
authority  in  those  parts.  Unsere  Haltung  in  der  Kueitfrage  beruhe  auf 
unserem  Interesse  an  Kueit  als  dem  Terminus  der  Eisenbahn,  und 
wir  verlangten  deshalb  die  Aufrechterhaltung  des  Status  quo. 

Der  Unterstaatssekretär  bemerkte,  daß  England  den  Status  quo 
in  Kueit  auch  aufrechtzuerhalten  wünsche,  den  die  Türken  aber  jetzt 
angriffen,  und  daß  England  die  Autorität  des  Sultans  nur  in  soweit 
anerkenne,  als  sie  bestände.  Eine  wirkliche  Souveränität  sei  von  der 
Türkei  über  Kueit  niemals  ausgeübt  und  türkische  Truppen  dort  nie- 
mals gesehen  worden.  Der  Scheich  sei  semi  independent  und  habe  die 
volle  Souveränität  des  Sultans  nie  anerkannt. 

Ich  entgegnete,  daß  in  dem  weiten  Gebiete  der  Türkei,  sei  es 
im  Jemen,  in  manchen  Teilen  Kleinasiens  und  speziell  in  Arabien,  die 
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Autorität  des  Sultans  nicht  stets  ausgeübt  werde,  seine  Hoheitsrechte 
aber  trotzdem  anerkannt  würden.  Es  sei  ein  international  bedenk- 
licher Vorgang,  wenn  England  den  Sultan  an  der  Ausübung  seiner 
Autorität  in  Kueit  hindern  würde.  Andere  könnten  Kompensationen 
verlangen  und  sie  auf  den  griechischen  Inseln  oder  in  Tripolis  suchen. 
Im  Interesse  des  europäischen  Friedens  sei  ein  Anschneiden  der  Türkei 
zu  vermeiden. 

Der  Unterstaatssekretär  kam  darauf  zurück,  daß  nach  englischer 
Auffassung  Kueit  nicht  unter  der  Souveränität  des  Sultans  stünde; 
da  die  Kaiserliche  Regierung  diese  Souveränität  aber  annehme,  so 
könne  zwischen  ihm  und  mir  über  diesen  Punkt  für  den  Augenblick 
keine  Verständigung  erfolgen.  Er  bäte  mich  daher,  seine  Ausführun- 
gen als  rein  persönliche  und  unverbindliche  zu  betrachten  und  die  Ant- 
wort Lord  Lansdownes  abzuwarten. 

Metternich 


Nr.  5296 

Der  Stellvertretende  Botschafter  in  London  Gesandter 
Graf  von  Metternich  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Privat  für  Baron  von  Holstein  London,  den  4.  September  1901 

Nachdem  England  die  Protektoratserklärung  verneint  und  die 
Versicherung  abgibt,  weder  jetzt  noch  in  Zukunft,  auch  nicht  auf 
dem  Umwege  durch  den  Scheich,  dem  Bahnunternehmen  Schwierig- 
keiten zu  bereiten,  so  läuft,  abgesehen  von  der  Auslegung  des  Wortes 
Autorität  oder  Souveränität,  die  Sache  jetzt  praktisch  darauf  hinaus, 
die  Engländer  aus  der  auch  für  sie  wichtigen  und  langjährigen  Stel- 
lung in  Kueit  am  Persischen  Golf  zu  verdrängen  und  den  Sultan  hin- 
einzubringen. Hoffentlich  wird  der  Sultan  nach  Jahr  und  Tag,  wenn 
die  Eisenbahn  sich  ihrem  Terminus  nähert,  stark  genug  sein,  etwaigen 
russischen  Hinderungsgelüsten  zu  widerstehen. 

Ich  vertrete  bei  der  englischen  Regierung  mit  Ernst  und  Nach- 
druck unseren  Standpunkt  und  stimme  ganz  mit  Ihnen  überein,  daß, 
wenn  sich  Fragen  wie  Kueit  zwischen  zwei  Regierungen  zuspitzen 
können,  von  Bündnis  keine  Rede  mehr  ist,  sondern  höchstens  mit  den 
beiderseitigen  Gegnern. 

Metternich 
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Nr.  5297 

Der  Stellvertretende  Botschafter  in  London  Gesandter 
Graf  von  Metternich  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  618  London,  den  5.  September  1901 

Bei  anderem  Anlaß  sagte  ich  heute  Sir  Th.  Sanderson  als  Privat- 
ansicht und  nach  Überlegung  unserer  gestrigen  Auseinandersetzungen, 
daß  es  zu  bedauern  sei,  daß  gerade  zwischen  Deutschland  und  Eng- 
land ein  Mißverhältnis  über  Kueit  entstehe,  welches  leicht  hätte  um- 
gangen werden  können,  und  noch  dazu  zu  einer  Zeit,  wo  der  Bahn- 
bau durch  Beteiligung  fremden  Kapitals  zu  einem  internationalen 
Unternehmen  zu  werden  sich  anschicke  und  dadurch  auch  jede  Spitze 
gegen  Rußland  wegfalle.  England  solle  sich  lieber  mit  Kapital  am 
Bahnbau  beteiligen,  anstatt  Kanonenboote  in  feindlicher  Absicht  gegen 
den  Sultan  nach  Kueit  zu  schicken.  Was  die  deutsche  Regierung 
mit  Recht  verstimme,  sei,  daß  kurz  nach  der  feierlichen  Versicherung 
der  englischen  Regierung,  die  Autorität  des  Sultans  achten  zu  wollen, 
sie  dieselbe  angreife.  Es  liege  darin  eine  Mißachtung,  welche  die 
deutsche  Regierung  als  eine  Beleidigung  habe  empfinden  müssen. 
Um  diese  Empfindung  zu  beseitigen,  dürfe  England  die  Autorität  des 
Sultans  nicht  weiter  antasten.  Sir  Th.  Sanderson  sei  aber  im  Irrtum, 
wenn  er  annnehme,  daß  wir  türkischer  als  der  Sultan  sein  wollten. 
Die  englische  Regierung  möge  sich  doch  nur  mit  dem  Sultan  gütlich 
über  Kueit  verständigen,  ohne  jedoch  seine  Autorität  anzugreifen. 
Dies  sei  nach  meiner  ganz  privaten  Auffassung  für  England  der 
beste  Weg,  um  aus  der  geschaffenen  schwierigen  Lage  herauszu- 
kommen. 

Der  Unterstaatssekretär  dankte  mir  für  meine  versöhnliche  Ab- 
sicht, betonte  wiederum,  daß  nach  seiner  Auffassung  die  Interessen 
Deutschlands  und  Englands  in  Kueit  die  gleichen  seien,  daß  aber 
der  für  England  wichtige  Hafen  zugrunde  gerichtet  werden  würde, 
wenn  die  Türken  ihr  abgäbe-  und  handelsfeindliches  System  dort 
einführten,  und  daß  England  den  Scheich,  der  immer  zu  ihm  ge- 
halten habe,  nicht  fallen  lassen  könne.  Er  gab  im  übrigen  zu,  was 
er  gestern  bestritten  hat,  daß  Kueit  zu  den  Dominions  des  Sultans 
gehöre. 

Metternich 
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Nr.  5298 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 
von  Richthof en  an  Kaiser  Wilhelm  IL,  z.  Z.  in  Königsberg 

Ausfertigung 

Berlin,  den  6.  September  1901 

Euerer  Kaiserlichen  und  Königlichen  Majestät  beehre  ich  mich 
über  den  Stand  des  englisch-türkischen  Konflikts  wegen  der  Hoheits- 
rechte  über   Kueit   das    Nachstehende   alleruntertänigst   zu   berichten: 

Nachdem  der  Sultan  Euerer  Majestät  Geschäftsträger  in  Kon- 
stantinopel mitgeteilt  hatte,  daß  ein  englisches  Kriegsschiff  die  Lan- 
dung türkischer  Truppen  und  Munition  im  Hafen  von  Kueit  ver- 
hindert habe  und  in  dieser  Lage  zunächst  den  freundschaftlichen 
Rat  Euerer  Majestät  Regierung  erbeten  hatte,  wurde  Euerer  Maje- 
stät Geschäftsträger  in  London  instruiert,  auf  dem  Foreign  Office 
zu  erklären,  daß  hierin  ein  unfreundlicher  Akt  gegen  Deutschland 
erblickt  werden  müsse.  Ein  solches  Vorgehen  Englands  würde  um 
so  befremdlicher  wirken,  als  zurzeit  noch  eine  freundliche  Aussprache 
über  Kueit  zwischen  Deutschland  und  England  im  Gange  sei,  und 
als  das  von  Seiner  Majestät  dem  Könige  von  England  Euerer  Kaiser- 
lichen und  Königlichen  Majestät  überreichte  Memorandum  „the  Sul- 
tan's  authority  in  those  parts"  ausdrücklich  anerkenne. 

Die  Erklärung,  welche  hierauf  —  in  Abwesenheit  Lord  Lans- 
downes  —  der  Unterstaatssekretär  Sir  Thomas  Sanderson  dem  Frei- 
herrn von  Eckardstein  abgegeben  hat,  war  nicht  befriedigend.  Der 
Unterstaatssekretär  leugnete  zwar  die  Absicht  Englands,  ein  förm- 
liches Protektorat  über  Kueit  zu  erklären,  ließ  aber  gleichzeitig  die 
Absicht  seiner  Regierung  durchblicken,  an  ihrer  Politik  gegenüber 
der  Türkei  und  dem  Scheich  von  Kueit  nichts  zu  ändern  l. 

Die  hierauf  erlassene  Instruktion  des  Herrn  Reichskanzlers  an 
Euerer  Majestät  Botschaft  in  London  vom  31.  v.  Mts.  *  sowie  die 
darauf  erfolgte  Antwort  des  Grafen  Metternich  vom  4.  d.  Mts.**  ge- 
statte ich  mir  hiermit  ehrfurchtsvollst  Euerer  Kaiserlichen  und  König- 
lichen Majestät  in  Vorlage  zu  bringen. 

Neben  dem  Interesse,  welches  Euerer  Majestät  Politik  an  Kueit 
als  dem  projektierten  Endpunkte  der  Bagdadbahn  nimmt,  hat  die  An- 
gelegenheit auch  noch  eine  weitergehende  allgemeine  politische  Be- 
deutung, indem  das  Vorgehen  der  Engländer  noch  andere  Mächte 
zur    Nachahmung    reizen 2    und    zur    Besitzergreifung    anderer    noch 


*  Siehe  Nr.  5294. 
**  Siehe  Nr.  5295. 
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weit  wertvollerer  Bestandteile  der  Türkei  treiben  könnte3.  Für  die 
Türkei  selbst  kommt  noch  hinzu,  daß  sie  durch  einen  eventuellen 
Verlust  von  Kueit  auch  von  ihren  weiteren  Herrschaftsgebieten  am 
Persischen  Golf,  der  Provinz  El  Hasa  und  der  Halbinsel  El  Katr,  ab- 
geschnitten würde4.  Angesichts  dieser  Umstände  und  eines  in  der 
Presse  verbreiteten  Gerüchts,  wonach  Frankreich  durch  Besetzung  tür- 
kischer Inseln  im  Mittelmeer  die  Konsequenzen  des  Abbruchs  seiner 
diplomatischen  Beziehungen  zur  Türkei*  zu  ziehen  beabsichtigt,  ist 
dem  Sultan  von  hier  aus  der  Rat  erteilt  worden,  wenigstens  dem  einen 
der  beiden  schwebenden  Konflikte  durch  eine  möglichst  beschleunigte 
Verständigung  ein  Ende  zu  bereiten  und  dann  den  anderen  Streit- 
punkt5 dem  internationalen  Schiedsgericht  im  Haag  zu  unterbreiten**. 

Frhr.  v.  Richthofen 


Bemerkung   Kaiser   Wilhelms   II.   am   Kopf   des   Schriftstücks: 
Einverstanden    7/IX   1901    W. 
Randbemerkungen    des    Kaisers: 

1  Hohn! 

2  Rußland    die    Dardanellen 
*  ja 

4  das   ist  auch   wohl   die   Absicht. 

5  bravo!    Der  muß  Koweit  sein!    Denn  da  muß  der  Russe  über  den  Persischen 
Golf  sich  aussprechen,  und  zwischen  England  und  uns  (indirekt)  wählen. 


Nr.  5299 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

Rosen 

Eigenhändig 

Berlin,  den  6.  September  1901 

Auftraggemäß  habe  ich  heute  dem  türkischen  Botschafter  er- 
klärt, daß  der  Kaiserliche  Geschäftsträger  in  Konstantinopel  beauf- 
tragt sei,  dem  Sultan  die  Erwartung  auszusprechen,  er  werde  von 
dem  Versuche  absehen,  zwei  so  schwere  Konflikte  wie  den  französi- 
schen ***  und  den  englischen  zugleich  durchzukämpfen.  Es  dürfe  sich 
vielmehr  empfehlen,  wenigstens  dem  einen  durch  Verständigung  ein 
rasches  Ende  zu  bereiten  und  sich  so  aus  seiner  gegenwärtigen  Lage, 
in  der  er  von  zwei  Seiten  bedroht  wird,  zu  befreien. 

Rosen 


Vgl.  dazu  Bd.  XVIII,  Kap.  CXX. 
'  Siehe  das  folgende  Schriftstück. 
"  Vgl.  Bd.  XVIII,  Kap.  CXX. 
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Nr.  5300 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 

von  Richthofen   an   den  Stellvertretenden  Botschafter  in 

London  Gesandten  Grafen   von  Metternich 

Telegramm.    Konzept  von   der   Hand   des   Vortragenden    Rats    Rosen 
Nr.  356  Berlin,  den  6.  September  1901 

Der  Kaiserliche  Geschäftsträger  in  Konstantinopel  telegraphiert 
heute: 

„Auf  meine  Anfrage  nach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  eng- 
lisch-türkischen Verhandlungen  bezüglich  Kueit  hat  mir  der  Minister 
des  Äußern  gesagt,  daß  er  am  1.  d.  Mts.  ein  Telegramm  an  den  türki- 
schen Botschafter  in  London*  gerichtet  habe,  in  welchem  er  nach  Dar- 
legung des  bekannten  Vorfalls  zwischen  dem  englischen  und  dem  tür- 
kischen Schiffskommandanten  in  Kueit  seine  Unterredung  mit  dem 
englischen  Botschafter  wiedergibt,  worin  letzterer  erklärt  hatte,  daß 
England  vor  einiger  Zeit  eine  Konvention  mit  dem  Gouverneur  von 
Kueit  zum  Zweck  der  Wahrung  der  dortigen  englischen  Interessen 
abgeschlossen  habe  und  deshalb  die  Aufrechterhaltung  des  Status  quo 
verlangt. 

Das  Telegramm  fährt  dann  wörtlich  fort:  „D'ailleurs  Tintegrite 
du  territoire  de  l'Empire  etant  garantie  par  les  traites  dont  la  Grande 
Bretagne  elle-meme  est  signataire  nous  ne  pouvons  nous  expliquer  le 
langage  de  1' Ambassadeur  ni  l'attitude  du  Cabinet  Anglais,  qui  sont 
en  Opposition  absolue  avec  les  bonnes  relations  qui  existent  entre  les 
deux  Etats"  und  weist  am  Schluß  den  Botschafter  an,  die  englische 
Regierung  um  Aufklärungen  zu  bitten. 

Dies  deckt  sich  nicht  mit  der  unter  dem  4.  d.  Mts.  Nr.  613  **  berich- 
teten Annahme  Sir  Th.  Sandersons,  daß  die  englisch-türkischen  Ver- 
handlungen über  Kueit  eine  freundschaftliche  Verständigung  demnächst 
erwarten  ließen. 

Richthofen 

Nr.  5301 

Der  Geschäftsträger  in  Konstantinopel  Freiherr 
von  Wangenheim  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  258  Therapia,  den  6.  September  1901 

Ich  habe  die  befohlene  Mitteilung  durch  Tewfik  Pascha  an  Sultan 
gelangen   lassen.    Bei  diesem   Anlaß  sagte  der  Minister  des   Äußern, 

*  Costaki  Pascha. 
**  Siehe  Nr.  5295. 
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er  habe  den  Besuch  des  englischen  Botschafters  erhalten,  welcher  ihm 
auf  ausdrückliche  Anweisung  seiner  Regierung  die  förmliche  Er- 
klärung abgegeben  habe,  daß  England  weder  beabsichtige,  Kueit  zu 
besetzen  noch  auch  die  Schutzherrschaft  über  dieses  Gebiet  in  An- 
spruch zu  nehmen,  und  nur  verlange,  daß  von  seiten  der  Türkei  der 
gegenwärtige  Status  quo  aufrechterhalten  werde  und  keine  Truppen 
dahingeschickt  würden. 

Auf  Befehl  des  Sultans  habe  er  hierauf  dem  englischen  Botschaf- 
ter mündlich  erklärt,  die  türkische  Regierung  verzichte  auf  die  Ab- 
sicht, Truppen  nach  Kueit  zu  schicken,  und  verspreche,  den  Status 
quo  daselbst  aufrechtzuerhalten. 

Wangenheim 

Nr.  5302 

Der  Stellvertretende  Botschafter  in  London  Gesandter 
Graf  von  Mette  mich  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Privat  London,  den  7.  September  1901 

Für  Baron  von  Holstein 

Ich  hatte  schon  kurz  vor  Eingang  des  Telegramms  Nr.  356  *  ver- 
traulich erfahren,  daß  hiesiger  türkischer  Botschafter  vor  drei  Tagen 
Demarche  wegen  Kueit  bei  englischer  Regierung  gemacht  und  dann 
schleunigst  wieder  aufs  Land  zurückgereist  sei.  Der  Botschafter 
scheint  den  Schritt  also  mehr  pour  acquittement  de  conscience  als  in 
der  Erwartung  baldiger  Redressierung  unternommen  zu  haben. 

Die  begreifliche  Auflehnung  des  Sultans  gegen  das  englische  Vor- 
gehen erschwert  die  gütliche  Verständigung  zwischen  England  und 
uns. 

Ich  hatte  gestern  abend  nochmals  längere,  unverbindliche  Be- 
sprechung mit  Sir  Thomas  Sanderson,  welcher  ausführte: 

1.  Kueit  gehöre  zum  Türkischen  Reich,  der  Sultan  sei  aber  dort 
nicht  unbeschränkt.  Als  Suzerän  brauche  er  nicht  das  Recht  zu  haben, 
Truppen  zu  landen,  ebensowenig  wie  er  dies  z.  B.  in  Varna  dürfte. 
Die  Versicherung  im  englischen  Promemoria  „not  to  interfere  witto 
the  Sultan's  authority"  sei  lediglich  die  Wiedergabe  einer  dem  tür- 
kischen Minister  abgegebenen  Erklärung  und  habe  sich  auf  den 
Status  quo  bezogen,  der  durch  die  Landung  türkischer  Truppen  verletzt 
werden  würde.  Im  deutschen  Promemoria  dagegen  stehe  „that  Ger- 
many  has  had  no  motive  for  enquiring  into  thequestions  of  sovereignty 
or  suzerainty  **,  während  wir  jetzt  diese  Frage  für  abgeschlossen 
zu  halten  schienen. 


Siehe    Nr.    5300. 

Vgl.   Kap.   CIX,   Anhang,   Nr.   5035,   Anlage. 
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Die  telegraphische  Meldung  meiner  Antwort  auf  diese  Ausflüchte 
würde  zu  weit  führen.  Die  unumwundene  amtliche  Erklärung,  Eng- 
land werde  sich  der  Landung  türkischer  Truppen  nicht  mehr  wider- 
setzen, wird,  fürchte  ich,  nach  der  Haltung  des  Unterstaatssekretärs 
zu   urteilen,   nicht    erfolgen. 

2.  Kein  Protektorat,  keine  Schwierigkeit  für  uns.  Wir  hätten  im 
Gegenteil  das  gleiche  Interesse,  den  Hafen  von  Kueit  offenzuhalten, 
was  aber  ausgeschlossen  sei,  wenn  die  Türken  sich  dort  festsetzten. 

3.  Der  englische  Schiffskapitän  möge  über  seine  Instruktionen 
hinausgegangen  sein  oder  der  türkische  falsch  berichtet  haben. 

4.  Im  engsten  Vertrauen  müsse  er  mir  sagen,  daß  das  englische 
Promemoria  niemals  zur  Übergabe  an  den  Kaiser  bestimmt  gewesen 
sei.  Lord  Lansdowne  sei  entsetzt  gewesen,  als  er  von  der  Überlassung 
des  Promemorias  an  den  Kaiser  gehört  habe.  Es  sei  lediglich  zur 
persönlichen  Orientierung  des  Königs  bestimmt  gewesen  und  von 
Lord  Lansdowne  in  großer  Eile  unmittelbar  vor  Abreise  des  Königs 
aufgesetzt  worden. 

Dies  stimmt,  denn  Privatsekretär  Mr.  Barrington  hat  dasselbe 
schon  vor  einer  Woche,  also  vor  Akutwerden  der  Kueitfrage,  an  Frei- 
herrn von  Eckardstein  gesagt. 

5.  Rückfragen  Lord  Lansdownes  an  Sir  Thomas  Sanderson  hätten 
die  Sache  verzögert. 

Am  nächsten  Montag  erhalte  ich  die  amtliche  Antwort  auf  meine 
in  Telegramm  Nr.  613*  gemeldete  Demarche. 

Metternich 


Nr.  5303 

Der  Vortragende  Rat  im  Auswärtigen  Amt  von  Holstein 

an  den  Stellvertretenden  Botschafter  in   London 

Gesandten  Grafen  von  Metternich 

Telegramm.     Eigenhändiges     Konzept 

Privat  Berlin,  den  7.  September  1901 

Antwort  auf  Privattelegramm  **. 

Für  uns  ist  die  Hauptsache,  daß  der  Sultan  sich   überhaupt  mit 
den  Engländern  verständigt. 

Holstein 


*  Siehe  Nr.  5295. 
**  Siehe  Nr.  5302. 
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Nr.  5304 

Der  Geschäftsträger  in  Konstantinopel  Freiherr 
von  Wangenheim  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  261  Therapia,  den  8.  September  1901 

Wie  mir  Tewfik  Pascha  soeben  sagte,  betrachtet  er  die  am 
6.  d.  Mts.  zwischen  ihm  und  dem  englischen  Botschafter  getroffene 
mündliche  Verabredung*  nicht  für  eine  definitive  und  für  beide  Teile 
verbindliche  Regelung  der  Kueitfrage.  Er  sei  gegenüber  der  Erklärung 
Sir  Nich.  O'Conors,  daß  England  zurzeit  keine  Absichten  habe,  Kueit 
zu  besetzen,  nur  die  Verpflichtung  eingegangen,  die  in  Samane  kon- 
zentrierten Truppen,  „en  ce  moment"  nicht  in  das  Gebiet  von  Kueit 
einrücken  zu  lassen.  Das  Verlangen  des  englischen  Botschafters, 
dieses  Versprechen  ihm  schriftlich  zu  notifizieren,  sei  er  nicht  einge- 
gangen, da  Sir  N.  O'Conor  auf  seine  Forderung,  England  möge  auch 
den  Verzicht  auf  die  Protektoratserklärung  aussprechen,  ausweichend 
geantwortet  und  gesagt  habe,  er  müsse  zunächst  die  Erlaubnis  hierzu 
von  seiner  Regierung  einholen.  Tewfik  Pascha  hat  noch  am  gleichen 
Tage  den  türkischen  Botschafter  in  London  telegraphisch  beauftragt, 
von  der  englischen  Regierung  eine  Bestätigung  der  Mitteilungen 
Sir  Nich.  O'Conors  und  eine  amtliche  Erklärung,  daß  England  keine 
Protektoratsrechte  über  Kueit  in  Anspruch  nehme,  zu  verlangen.  Bis 
heute  ist  keine  Antwort  hierauf  aus  London  eingegangen,  und  der 
Minister  glaubt,  daß,  wenn  eine  solche  eintreffen  sollte,  sie  nicht  be- 
friedigend sein  werde,  da  England  die  mit  Mubarek  getroffenen, 
jedenfalls  auf  die  Herstellung  des  Protektionsverhältnisses  gerichteten 
Abmachungen  nicht  werde  amtlich  verleugnen  können.  Aber  selbst 
wenn  England  den  Verzicht  auf  die  Schutzherrschaft  über  Kueit 
ausspreche,  sei  die  Türkei  nur  für  die  allernächste  Zeit  gehalten,  sich 
der  Einmischung  in  die  Angelegenheiten  von  Kueit  zu  enthalten  und 
für  die  weitere  Zukunft  im  Vollbesitz  ihrer  Aktionsfreiheit. 

Tewfik  Pascha  verkennt  nicht,  daß  der  definitive  Verzicht  der 
Türkei  auf  das  Recht,  Truppen  in  Kueit  zu  halten,  einer  Anerkennung 
der  Unabhängigkeit  Kueits  gleichkommen  würde,  und  daß  mit  einer 
solchen  das  Zustandekommen  der  Bagdadbahn  auf  das  ernsteste 
gefährdet  sein  würde,  da  der  Sultan  lieber  auf  das  Unternehmen  ver- 
zichten als  zugeben  werde,  daß  mit  Mubarek  oder  England  über  die 
Durchführung  der  Bahn  durch  das  Gebiet  von  Kueit  verhandelt  wird; 
der  Minister  wisse  sehr  wohl,  daß  das  Vorgehen  Englands  nicht 
gegen  die  Türkei  als  solche,  sondern  gegen  die  Bagdadbahn  gerichtet 
ist,  und  daß  England  die  Durchführung  derselben  nur  gestatten  will, 

*  Vgl.  Nr.   5301. 
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wenn  es  selbst  den  Ausgangspunkt  der  Bahn  am  Persischen  Golf  in 
seinen  Besitz  oder  unter  seinen  Einfluß  bekommt.  Deshalb  glaubt 
der  Minister  auch  nicht,  daß  der  Versuch,  die  Bahn  an  einer  anderen 
Stelle  des  türkischen  ...  *  münden  zu  lassen,  irgendeinen  Erfolg 
haben  würde,  da  sich  England  auch  dort  der  Befestigung  der  für  den 
Dienst  der  Bahn  nötigen  militärischen  und  administrativen  Autorität 
der  Türkei   widersetzen   werde. 

Über  den  Seiner  Majestät  von  uns  am  7.  d.  Mts.  gegebenen  Rat- 
schlag** hat  sich  der  Sultan  noch  nicht  geäußert.  Er  hat  indes  Tewfik 
Pascha  gefragt,  mit  welcher  Macht  er  sich  zuerst  nach  unserem  Vor- 
schlag einigen  solle.  Der  Minister  hat  darauf  geantwortet,  er  glaube, 
daß  Frankreich  gemeint  sei. 

Wangenheim 

Nr.  5305 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 

von  Richthofen  an  den  Reichskanzler 

Grafen  von  Bülow,  z.  Z.  In  Heia 

Telegramm.  Reinkonzept 
Nr.  130  Berlin,  den  12.  September  1901 

Der  Kaiserliche  Geschäftsträger  in  Konstantinopel  telegraphiert 
von  heute: 

„Aus  Unterredung  mit  Tewfik  Pascha  entnehme  ich,  daß  England 
Wunsch  hegt,  von  der  Türkei  schriftliche  Fixierung  der  Verpflich- 
tung zu  erhalten,  daß  Pforte  Status  quo  Kueit  aufrechterhalten  und 
keine  Truppen  dorthin  entsenden  wird.  Unter  dieser  Voraussetzung 
sei  England  bereit,  auch  seinerseits  sich  schriftlich  verbindlich  zu 
machen,  weder  Kueit  zu  okkupieren  noch  Protektorat  über  dasselbe 
zu  erklären. 

Tewfik  Pascha  bezweifelt  nach  wie  vor,  daß  der  englischen  Er- 
klärung eine  die  Türkei  befriedigende  Fassung  gegeben  werden  kann, 
und  schöpft  hieraus  die  Hoffnung,  daß  die  Türkei  der  Abgabe  einer 
schriftlichen  Erklärung  sich  werde  entziehen  können,  welche  später 
England  den  bisher  mangelnden  Rechtstitel  zu  aktiverem  Vorgehen 
in  Kueit  zu  liefern  geeignet  wäre. 

Der  Minister  sagte  mir  ferner  vertraulich,  der  russische  Botschafter 
habe  ihm  vor  einigen  Tagen  sein  Bedauern  ausgesprochen,  daß 
die  Pforte  den  ihr  vor  1 1/2  Jahren  gegebenen  russischen  Rat,  Kueit 
militärisch  zu  besetzen,  nicht  befolgt  habe." 

Durch    das    Drängen    Sir    Nicholas    O'Conors    nach    schriftlichen 


Zifferngruppe  fehlt. 
'  Vgl.  Nr.  5299. 
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Abmachungen,  durch  welche  die  Türkei  auf  die  faktische  Ausübung 
von  Hoheitsrechten  in  Kueit  verzichten  soll,  ist  die  Lage,  wie  sie  sich 
nach  einem  Telegramm  des  Kaiserlichen  Geschäftsträgers  in  Konstan- 
tinopel vom  6.  d.  Mts.  dargestellt  hatte,  und  auf  der  das  von  Ew. 
gestern  im  Entwurf  gezeichnete  Telegramm  nach  London  beruhte, 
wesentlich  verändert.  (In  diesem  Telegramm  sollte  Graf  Metternich 
instruiert  werden,  zu  erklären,  daß,  da  der  Sultan  sich  mit  den  eng- 
lischen Erklärungen  zufrieden  gegeben  habe,  für  uns  keine  Veran- 
lassung mehr  vorliege,  auf  die  Angelegenheit  zurückzukommen.) 

Da  der  Sultan  nach  dem  neuesten  Telegramm  offenkundig  sucht, 
einer  bindenden  Erklärung  auf  der  von  England  vorgezeichneten 
Grundlage  sich  zu  entziehen,  so  dürfte  es  angezeigt  sein,  von  der 
Absendung  des  von  Ew.  gebilligten  Telegramms  abzusehen  *  und 
zunächst  eine  Äußerung  unsererseits  überhaupt  nicht  nach  London 
gelangen  zu  lassen.  Genehmigen  Ew.  dieses  und  sind  Ew.  an- 
gesichts der  gegebenen  Sachlage  damit  einverstanden,  daß  dem 
Sultan  nunmehr  ganz  vertraulich,  das  heißt  durch  den  hiesigen 
türkischen  Botschafter,  der  Rat  erteilt  wird,  den  Kueiter  Streitfall  dem 
internationalen  Schiedsgericht  im  Haag  zu  unterbreiten?  Dies  würde 
den  allerhöchsten  Intentionen  entsprechen,  da  Seine  Majestät  zu  der 
Stelle  des  Immediatberichts  vom  6.  d.  Mts.**,  an  welcher  gesagt  ist, 
daß  wir  der  Türkei  geraten  hätten,  mit  einer  der  beiden  Mächte  Eng- 
land oder  Frankreich  sich  zu  arrangieren,  um  den  mit  der  anderen 
schwebenden  Streitpunkt  dem  Haager  Schiedsgericht  zu  unterbreiten, 
bemerkt  hat:  „Bravo,  der  muß  Koweit  sein!  denn  da  muß  der  Russe 
über  den  Persischen  Golf  sich  aussprechen  und  zwischen  England 
und  uns  (indirekt)  wählen."  — 

Ich  bemerke  noch,  daß,  wie  aus  Kreisen  der  hiesigen  russischen 
Botschaft  verlautet,  russischerseits  eine  stärkere  Inanspruchnahme  des 
Haager  Schiedgerichts  sehr  gewünscht  wird. 

Richthofen 


Nr.  5306 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

Rosen 

Eigenhändig 

Berlin,  den  14.  September  1901 

Auftraggemäß     begab    ich     mich    heute    zum    türkischen     Bot- 
schafter  und  bat  ihn,  dem  Sultan  in  diskretester  Form  den  Rat  der 


*  Das   Telegramm    ist   nicht   abgegangen. 
**  Siehe  Nr.   5298. 
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Kaiserlichen  Regierung  zu  übermitteln,  zur  Schlichtung  des  englisch- 
türkischen Streites  um  die  Hoheitsrechte  über  Kueit  das  internationale 
Schiedsgericht  im  Haag  anzurufen.  Tewfik  Pascha  sagte  dies  mit  dem 
Bemerken  zu,  daß  er  es  so  einrichten  werde,  daß  seine  betreffende 
Depesche  in  Gegenwart  des  Sultans  entziffert  werde.  Er  hoffe,  das 
Mißtrauen  des  Sultans  gegen  Schiedsgerichte  in  diesem  Falle  durch 
Hinweis  darauf,  daß  Deutschland  sich  seinerzeit  in  der  Karolinen- 
angelegenheit dem  Schiedssprüche  des  Papstes  unterworfen  hat,  zu 
überwinden. 

Ros  en 


Nr.  5307 

Der  Geschäftsträger  in  Konstantinopel  Freiherr 
von  Wangenheim  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  282  Therapia,  den  27.  September  1901 

Der  Sultan  hat  mich  heute  in  Audienz  empfangen,  um  mir  bezüg- 
lich der  Kueitfrage  nachstehendes  zu  sagen: 

Seine  Minister  hätten  ihm  vorgeschlagen,  sich  darauf  zu  be- 
schränken, den  gegenwärtigen  Status  quo  in  Kueit  aufrechtzuerhalten 
und  zu  diesem  Zweck  Mubarek  zu  raten,  sich  dem  ottomanischen 
Thron  treu  und  Untertan  zu  zeigen.  Er  könne  .  .  .*  Politik  nicht 
billigen,  weil  sie  für  die  Zukunft  keinerlei  Gewähr  biete.  Mubarek 
sei  ein  ganz  unzuverlässiger  Mensch,  der  schon  jetzt  die  zu  ihm 
haltenden  arabischen  Stämme  gegen  Ibn  Reschid  aufreize,  hoffend, 
daß  dieser  die  Geduld  verlieren  und  über  ihn  herfallen  werde,  was 
ein  willkommener  Vorwand  für  ihn  wäre,  England  zu  seinem  Schutz 
herbeizurufen.  Nach  seiner  persönlichen  Meinung  müsse  die  Kueit- 
frage dem  Haager  Schiedsgericht  zur  Entscheidung  unterbreitet 
werden**.  Bevor  er  jedoch  mit  dieser  Idee  hervortrete,  müsse  er  sich 
vergewissern,  ob  er  gegebenenfalls  auf  die  Unterstützung  Seiner  Ma- 
jestät des  Kaisers  rechnen  könne.  Denn  wenn  er  die  Pforte  veran- 
laßte,  das  Haager  Schiedsgericht  anzurufen  und  die  diesbezüglichen 
Schritte  blieben  ohne  Erfolg,  so  würde  er  eine  große  Verantwortung 
auf  sich  laden  und  seinen  Ministern  wie  seinem  Volke  gegenüber  in 
eine  schwierige  Lage  kommen.  Alsbald  nach  der  morgigen  Rückkehr 
des  Kaiserlichen  Botschafters  werde  er  die  Frage  mit  ihm  beraten  und 


*   Zifferngruppe   fehlt. 

*  Tatsächlich    war    dies    nicht    die    persönliche    Auffassung    des    Sultans;    sie 
war   ihm    im   Gegenteil    von    deutscher   Seite    suggeriert.     Vgl.    Nr.    5306. 
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seine  Handlungsweise  nach  dem  Ergebnis  der  Besprechungen  regeln. 
Da  ihm  aber  bekannt  sei,  daß  ich  morgen  zu  einer  militärischen  Übung 
nach  Darmstadt  abreise,  bitte  er  mich,  Seine  Majestät  dem  Kaiser  die 
Lage,  in  der  er  sich  befinde,  darzustellen  und  in  seinem  Namen  die 
Hoffnung  auszusprechen,  daß  Seine  Majestät  auch  in  dieser  Frage  ihm 
seine   wohlwollende   Unterstützung  nicht  versagen  werde. 

Wangenheim 


Nr.  5308 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 

von  Richthof en  an  den  Botschafter  in  Konstantinopel 

Freiherrn  von  Marschall 

Telegramm.     Konzept    von    der    Hand    des    Vortragenden    Rats    Rosen 
Nr.137  Berlin,  den  28.  September  1901 

Unter  Bezugnahme  auf  Telegramme  282  *,  283  und  285  **. 

Zur  Verwertung  bei  der  morgigen  Audienz  als  Eurer  Exzellenz 
persönliche   Meinung. 

Nach  der  Haager  Schiedgerichtskonvention  würde  die  türkische 
Regierung  zunächst  der  englischen  Regierung  den  Vorschlag  zu 
machen  haben,  die  Rechtsfrage  wegen  der  Souveränitätsrechte  über 
Kueit  dem  Schiedsgerichte  zu  unterbreiten.  Nimmt  die  englische  Re- 
gierung den  Vorschlag  an,  so  wird  die  Kaiserliche  Regierung  in  der 
Lage  sein,  den  türkischen  Standpunkt  zu  unterstützen,  was  dann  selbst- 
verständlich geschehen  wird.  Sollte  aber  wider  Erwarten  England 
es  riskieren,  das  Schiedsgericht  abzulehnen,  so  würde  dadurch  der 
Stand  der  Kueitangelegenheit  noch  nicht  verschlechtert.  England  aber 
würde  sich  dadurch  vor  der  öffentlichen  Meinung  in  flagranten  Wider- 
spruch mit  seiner  eigenen  Haltung  bei  der  seinerzeitigen  Begründung 
des  Haager  Tribunals  setzen. 

Eine  Verquickung  der  Kueitfrage  mit  der  mazedonischen  Frage  — 
falls  zur  Regelung  derselben  gleichzeitig  das  Haager  Schiedsgericht 
bulgarischerseits  angerufen  werden  sollte  —  braucht  der  Sultan  nicht 
zu  befürchten,  da  ihm  das  unbestreitbare  Recht  zusteht,  der  Vor- 
bringung dieser  Frage  vor  das  Schiedsgericht  seinerseits  zu  wider- 
sprechen.   Er   kann   dies   mit  um   so   größerem    Rechte   tun,   als   die 


*  Siehe  Nr.  5307. 

**  Nach  Telegramm  Nr.  283  und  285  befürchtete  der  Sultan,  da  eben  damals 
die  bulgarische  Regierung  darauf  aus  war,  die  mazedonische  Frage  dem 
Haager  Schiedsgericht  zu  unterwerfen,  daß  bei  einer  Anhängigmachung  der 
Kueitfrage    im    Haag    beide    Fragen    miteinander    verquickt    werden    könnten. 
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mazedonische  Frage  nicht,  wie  die  Kueitfrage,  eine  Rechtsfrage  ist, 
wie  solche  in  erster  Linie  zur  Kompetenz  des  Haager  Schiedsgerichts 
gehören. 

Rieh tho  f en 

Nr.  5309 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow,  z.Z.  in  Klein-Flottbek, 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  105  Klein-Flottbek,  den  1.  Oktober  1901 

Mit  Euerer  Exzellenz  glaube  ich  mich  in  der  Auffassung  einig, 
daß  wir  es  vermeiden  müssen,  den  durch  den  Gang  des  südafrikani- 
schen Krieges  nervös  gewordenen  und  momentan  aus  verschiedenen 
Gründen  gegen  uns  verstimmten  Engländern  die  Möglichkeit  zu  bieten, 
eine  eventuelle  Aktion  in  Kueit  als  eine  Kraftprobe  gegen  uns  zu  fri- 
sieren. Nicht  als  ob  ich  glaubte,  daß  die  englische  Regierung  es  mit 
Bewußtsein  zu  einem  ernstlichen  Zerwürfnis  mit  uns  treiben  will. 
Wir  dürfen  es  aber  bei  der  Unabhängigkeit  der  indischen  Regierung, 
der  Ungeschicklichkeit  mancher  englischer  Minister  und  der  Verbitte- 
rung der  englischen  öffentlichen  Meinung  auch  nicht  zu  einer  Situation 
kommen  lassen,  aus  der  entweder  für  uns  ein  diplomatischer  Echec 
entstehen,  oder  welche  die  deutsch-englischen  Beziehungen  von  Re- 
gierung zu  Regierung  und  namentlich  von  Volk  zu  Volk  wieder  für 
lange  hinaus  trüben  könnte. 

Meines  Wissens  haben  wir  nie  Ansprüche  auf  Kueit  erhoben. 
Auch  für  die  türkischen  Ansprüche  auf  Kueit  haben  wir  uns,  soweit 
ich  mich  erinnere,  anderen  gegenüber  nicht  mehr  engagiert  als  für  die 
Rechte  der  Pforte  auf  sonstige  türkische  Gebietsteile,  wegen  deren 
wir  uns  nicht  mit  dieser  oder  jener  anderen  europäischen  Macht  ver- 
uneinigt haben.  Die  Anatolische  Bahn  ist  nicht  ein  spezifisch  deut- 
sches, sondern  ein  internationales  Unternehmen.  Das  schließt  nicht 
aus,  daß  ich  mit  in  Telegramm  Nr.  137*  nach  Konstantinopel  erteilten 
Instruktion  einverstanden  bin. 

Ich  setze  voraus,  daß  Graf  Metternich  mit  den  nötigen  Weisungen 
versehen  ist,  um  einer  für  die  englische  Regierung  nicht  weniger  wie 
für  uns  unerwünschten  Zuspitzung  der  Kueitfrage  zu  einem  deutsch- 
englischen Streitfall  vorzubeugen.  Ich  stelle  auch  Verständigung  unse- 
res Konsuls  in  Bombay**  wie  die  nötigen  Direktiven  für  unsere  Presse 
anheim. 

Bülow 


Siehe   Nr.   5308. 
Graf  Pfeil. 
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Nr.  5310 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  291  Therapia,   den   2.   Oktober   1901 

Tewfik  Pascha,  dem  ich  heute  meinen  Antrittsbesuch  machte,  er- 
zählte mir  eingehend  über  die  jüngsten  Vorgänge  bezüglich  Kueit. 
Neu  war  mir  die  Mitteilung,  daß  die  englische  Regierung  auf  die 
mündliche  Demarche  des  türkischen  Botschafters  an  diesen  eine  Note 
gerichtet  hat,  in  welcher  sie  in  Bestätigung  der  hier  von  Sir  N.  O'Conor 
gemachten  Eröffnungen  erklärt,  daß  England  unter  der  Voraussetzung 
der  Erhaltung  des  Status  quo  auf  türkischer  Seite  Kueit  nicht  okku- 
pieren und  ein  Protektorat  dort  nicht  erklären  werde. 

Mit  dieser  Note  hat  der  hiesige  Ministerrat  sich  auf  Befehl  des 
Sultans  beschäftigt  und  ein  Masbata  dahin  beschlossen,  die  Angelegen- 
heit nunmehr  ruhenzulassen.  Die  Note  erheischt,  wie  mir  der  Mini- 
ster sagt,  keine  Antwort,  da  sie  nur  den  Charakter  ejner  einseitigen 
Erklärung  trägt. 

Unter  diesen  Umständen  werde  ich  in  der  Überzeugung  bestärkt, 
daß  der  Sultan  trotz  der  Bedenken,  die  er  mir  gegen  den  vom  Minister- 
rat vorgeschlagenen  Modus  geltend  gemacht,  sich  schließlich  de  facto 
dem  Vorschlage  des  letzteren  insofern  anschließen  wird,  als  er  irgend- 
einen positiven  Beschluß  überhaupt  nicht  faßt.  Der  Vorschlag,  nichts 
zu  tun,  sondern  die  Dinge  laufenzulassen,  ist  jedem  Türken  und 
insbesondere  dem  Sultan  stets  der  sympathischste.  Ich  werde  daher, 
wenn  ich  nicht  andere  Instruktion  erhalte,  auch  fernerhin  abwarten, 
bis  von  türkischer  Seite  die  Angelegenheit  in  irgendeiner  Form  bei 
mir  zur  Sprache  gebracht  wird,  von  dem  Gedanken  des  Schiedsge- 
richts habe  ich  dem  Minister  keine  Erwähnung  getan,  da  derselbe 
bisher  Sekretum  des  Palais  ist. 

Für  die  Verhandlungen  über  die  Bagdadbahn  befürchte  ich  aus 
der  Fortdauer  der  gegenwärtigen  Lage  bezüglich  der  Kueitfrage  keine 
Schwierigkeiten.  Man  braucht  in  der  Konvention  Kueit  gar  nicht  zu 
nennen,  sondern  nur  von  der  Fortsetzung  der  Bahn  „au  golfe 
persique"  zu  sprechen. 

Bedenklich  könnte  die  Sache  für  die  Pforte  dann  werden,  wenn 
Ibn  Reschid  und  Mubarek  wieder  aneinander  geraten  und  damit  Eng- 
land der  Vorwand  gegeben  würde,  eine  Aktion  zum  Schutze  des  letz- 
teren zu  unternehmen.  Tewfik  Pascha  sagte  mir,  Sir  N.  O'Conor  habe 
ihn  dringend  gebeten,  es  möge  die  Pforte  Ibn  Reschid  von  weiteren 
Unternehmungen  abhalten.  Der  Minister  hat  ihm  erwidert,  sowohl 
Ibn    Reschid    wie   Mubarek    hätten    vom    Sultan    den   strikten    Befehl 
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erhalten,  Frieden  zu  wahren.  Ersterer  habe  dies  auch  unter  der  Vor- 
aussetzung zugesagt,  daß  Mubarek  nicht,  wie  er  schon  einmal  getan, 
sein  Gebiet  angreife.  Sir  N.  O'Conor  hat  diese  Eventualität  als  sehr 
unwahrscheinlich  bezeichnet,  da  Mubarek  sich  viel  zu  schwach  fühle, 
um  seinen  Gegner  anzugreifen. 

Marschall 


Nr.  5311 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Biilow,  z.  Z.  in  Lehmkuhlen, 

an  den  Botschafter  in  Konstantinopel 

Freiherrn  von  Marschall 

Telegramm.    Konzept   von   der   Hand   des   Vortragenden    Rats    Rosen 

Lehmkuhlen,  den  4.  Oktober  1901 

Nur  für  Ew.  persönliche  Orientierung  bestimmt  und  streng  vertraulich 

Antwort  auf  Telegramm  Nr.  291  *. 

Die  neuerdings  entgegenkommende  Haltung  Englands  in  der 
Kueitfrage  scheint  bereits  eine  Folge  unserer  Stellungnahme  in  dieser 
Angelegenheit  in  London  zu  sein.  Nachdem  nunmehr  die  schriftliche 
Erklärung  Englands  vorliegt,  daß  dieses  unter  der  Voraussetzung  der 
Erhaltung  des  Status  quo  auf  türkischer  Seite  Kueit  nicht  okkupieren 
und  ein  Protektorat  dort  nicht  erklären  werde,  bin  ich  damit  einver- 
standen, daß  Ew.  den  Sultan  zur  Anrufung  des  Haager  Schieds- 
gerichts nicht  weiter  drängen,  sondern  die  weiteren  Schritte  seiner 
Initiative  überlassen.  Ew.  wollen  jedoch  den  Wortlaut  der  be- 
treffenden englischen  Note  zu  erfahren  suchen  und,  wenn  nötig,  der 
türkischen  Regierung  den  Rat  erteilen,  eine  nähere  Präzisierung  dessen, 
was  England  unter  dem  Status  quo  versteht,  herbeizuführen.  Hier- 
durch kann  späteren  Eingriffen  Englands  in  die  territorialen  Verhält- 
nisse an  der  Westküste  des  Persischen  Golfes  vorgebeugt  werden. 

Was  die  Bagdadbahn  betrifft,  so  dürfte  unser  Interesse  an  diesem 
Projekt  unter  den  gegenwärtigen  Umständen  nicht  ausreichen,  um  ein 
stärkeres  Eintreten  für  die  Rechte  des  Sultans  auf  Kueit  zu  rechtfer- 
tigen. Bei  dem  heutigen  Stande  des  deutschen  Geldmarktes  ist  an 
eine  baldige  VerwirkÜchung  eines  so  weitgehenden  Unternehmens 
im  Auslande  nicht  zu  denken.  Der  chronische,  von  Jahr  zu  Jahr  sich 
verschlimmernde  Tiefstand  der  türkischen  Finanzen  wie  die  schwere 
Erkrankung  des  Dr.  von  Siemens  lassen  es  fraglich  erscheinen,  ob 
auch  in  absehbarer  Zukunft  das  Projekt  verwirklicht  werden  kann. 
Ew.    wollen    daher     in     den     weiteren     Verhandlungen     wegen     der 


*  Siehe  Nr.  5310. 
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Bagdadbahnkonzession  die  Initiative  den  Türken  überlassen,  die  ein 
stärkeres  Interesse  an  dem  Bau  der  Bahn  haben  als  das  nur  prozen- 
rualisch  mitbeteiligte  deutsche  Kapital.  Jedenfalls  ist  in  der  Kueitfrage 
zunächst  die  Wahrung  unseres  Ansehens,  dann  die  Integrität  der 
Türkei  im  allgemeinen  und  erst  in  dritter  Linie  unser  Interesse  an  der 
Zukunftsbahn  für  uns  maßgebend. 

Bülo  w 


Nr.  5312 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  294  Therapia,   den   5.   Oktober   1901 

Antwort  auf  das  Telegramm  des  Herrn  Reichskanzlers  vom 
4.  d.  Mts.* 

Tewfik  Pascha  hat  mir  auf  meine  Bitte  nachstehende  Aktenstücke 
vertraulich   mitgeteilt: 

1.  Telegramm  Tewfik  Paschas  an  Costaki  Pascha**  vom  6.  Sep- 
tember: 

„Sir  Nicholas  O'Conor  m'a  declare  dans  notre  entretien 
d'aujourd'hui  que  le  Gouvernement  Britannique  n'avait  pas  l'intention 
d'occuper  Koweit  ni  d'y  etablir  son  protectorat  ä  la  condition  que  le 
Gouvernement  Imperial,  de  son  cote,  n'y  envoie  pas  de  troupes  et 
qu'il  respecte  le  statu  quo  de  cette  localite.  Je  lui  ai  repondu  que  le 
Gouvernement  Imperial  aussi  etait  decide  ä  ne  pas  y  envoyer  des 
troupes  en  ce  moment  et  ä  y  maintenir  le  statu  quo  ä  la  condition  que 
le  Gouvernement  Anglais,  de  son  cote,  ne  veuille  l'occuper  ni  y  etablir 
son  protectorat. 

Cette  declaration  de  1' Ambassadeur  d'Angleterre  etant  de  nature 
ä  terminer  la  controverse  actuelle  concernant  Koweit,  je  prie  Votre 
Excellence  d'en  obtenir  la  confirmation  du  Foreign  Office/' 

2.  Note  des  Foreign  Office  an  Costaki  Pascha  vom  11.  September: 
„J'ai  pris  .  .  .  note  avec  satisfaction  du  telegramme  du  Ministre 

Türe  pour  les  Affaires  Etrangeres  qui  a  ete  communique  par  vous  le 
9  courant  et  dans  lequel  Son  Excellence  declare  que  le  Gouvernement 
Türe  n'enverra  pas  de  troupes  ä  Koweit  et  y  maintiendra  le  statu 
quo  ä  la  condition  que  le  Gouvernement  de  Sa  Majeste  (le  roi) 
s'abstiendra  d'occuper  cette  place  ou  d'y  etablir  un  protectorat  bri- 
tannique.   J'ai  plaisir  ä  confirmer  l'assurance  qui  a  ete  donnee  ä  Son 


*  Siehe  Nr.  5311. 

**  Türkischer   Botschafter  in   London. 
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Excellence  par  l'Ambassadeur  de  Sa  Majeste  (le  roi)  ä  Constantinople 
ä  savoir  que  pourvu  que  le  Gouvernement  Türe  s'abstienne  d'envoyer 
des  troupes  ä  Koweit  et  y  respecte  le  statu  quo  le  Gouvernement 
de  Sa  Majeste  (le  roi)  n'oecupera  pas  cette  place  ni  y  etablira  un 
protectorat   britannique." 

Marschall 

Nr.  5313 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Biilow  an  den  Stellvertretenden 
Botschafter  in  London  Gesandten  Grafen  von  Metternich 

Telegramm.    Konzept  von   der   Hand   des   Vortragenden    Rats    Rosen 
Nr.  373  Berlin,  den  10.  Oktober  1901 

Ew.  wollen  sich  bei  Gelegenheit  nochmals  Lord  Lansdowne 
gegenüber  dahin  aussprechen,  daß  bei  uns  niemals  irgendwelche 
eigene  Absichten  auf  Kueit  bestanden  haben.  Alles,  was  Zeitungen 
über  solche  deutsche  Absichten  gebracht  haben,  sei  absurd.  Wir 
haben  lediglich  mit  Rücksicht  auf  unser  Interesse  an  der  Bagdadbahn 
den  Wunsch,  daß  an  deren  voraussichtlich  einstmaligem  Endpunkt 
geordnete  Zustände  bestehen,  welche  die  Möglichkeit  eines  späteren 
Konflikts  ausschließen.  Ein  ferneres  Interesse  an  Kueit  hätten  wir  nur 
insofern,  als  uns  im  Hinblick  auf  die  wahrscheinlichen  politischen 
Folgen  jede  Abbröckelung  türkischer  Gebietsteile  unerwünscht  sein 
muß. 

Zu  eventueller  Verwertung:  daß  Kueit  als  unbestreitbares  türki- 
sches Gebiet  zu  betrachten  ist,  ist  u.  a.  auch  durch  Lord  Curzon  selbst 
bestätigt.  Dieser  sagt  in  seinem  als  „Standard  work"  anerkannten 
Buche  ,Persia  and  the  Persian  Question'  Band  II,  Seite  462,  daß  an 
der  ganzen  Küste  von  der  Halbinsel  Katif  bis  Fao  (also  einschließlich 
Kueit)  „the  Ottoman  dominion  is  established  without  dispoute." 

B  ü  lo  w 

Nr.  5314 

Der  Stellvertretende  Botschafter  in  London  Gesandter  Graf 
von  Metternich  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  685  London,  den  15.  Oktober  1901 

Antwort  auf  Telegramm  Nr.  376*. 

Nach  meiner  Auffassung  unbedenklich.  Lord  Salisbury  sowohl 
wie  Lord  Lansdowne  haben  mir  erklärt,  daß  sie  dem  Bahnbau  nach 

*  Durch  Telegramm  Nr.  376  vom  14.  Oktober  war  bei  Graf  Metternich  an- 
gefragt worden,  ob  es  nach  seiner  Auffassung  unbedenklich  sein  würde,  wenn 
jetzt  seitens  des  Sultans  die  Konzession  zum  Bau  der  Bagdadbahn  erteilt 
werde. 
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Kueit  keine  Schwierigkeiten  bereiten  würden  und  das  Projekt  mit 
Wohlwollen  beobachteten.  Wenn  also  hier  der  Bau  selbst  günstig 
beurteilt  wird,  so  sollte  man  sagen,  daß  auch  die  Konzession  dazu 
nicht  beanstandet  werden  wird. 

Ich  werde  aber,  falls  ich  nicht  gegenteilige  telegraphiche  Weisung 
erhalte,  bei  nächster  Besprechung  mit  Lord  Lansdowne,  die  morgen 
oder  übermorgen  erfolgt,  ohne  eine  bestimmte  Anfrage  an  ihn  zu 
richten,  in  der  Konversation  festzustellen  suchen,  wie  er  sich  zur 
Konzessionsfrage  bis  Kueit  verhält. 

Metternich 

Nr.  5315 

Der  Stellvertretende  Botschafter  in  London  Gesandter 
Graf  von  Metternich  an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  689  London,  den  16.  Oktober  1901 

Unter  Bezugnahme  auf  Telegramm  Nr.  373  *,  im  Anschluß  an 
Telegramm   Nr.  685  **. 

Ich  habe  mich  heute  bei  Lord  Lansdowne  im  Sinne  der  Aus- 
führungen des  Reichskanzlers  ausgesprochen  und  auch  unzweideutig 
festgestellt,  daß  die  englische  Regierung  die  Konzessionserteilung  der 
Bagdadbahn  bis  Kueit  durch  den  Sultan  durchaus  günstig  betrachten 
würde.  Mit  Bezug  auf  die  Abbröckelung  türkischen  Gebiets  sagt 
Lord  Lansdowne,  daß  auch  die  von  ihm  dem  Sultan  gegenüber  be- 
folgte Politik  darin  gipfle,  quieta  non  movere.  Der  Passus  des 
„Standard  Work"  Lord  Curzons  interessierte  ihn  sehr,  und  da  ich  die 
Seite  nicht  im  Kopfe  hatte,  so  ersuchte  er  mich  um  Mitteilung  der- 
selben. 

Metternich 

Nr.  5316 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  622  Therapia,  den  16.  Oktober  1903 

Konsulat  Bagdad  telegraphiert  unterm   15.  d.  Mts.: 
„In  hiesigen  höheren  türkischen,  namentlich  militärischen  Kreisen 
wird    der    , Bombayer    Nachrichten*    zufolge    bevorstehenden    ,Inspek- 

*  Siehe  Nr.  5313. 
**   Siehe   Nr.   5314. 
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tionsreise'  des  Vizekönigs  Lord  Curzon  nach  dem  Persischen  Golf  mit 
Besorgnis  und  Mißtrauen  entgegengesehen  und  lebhafter  Wunsch  Ver- 
zichtleistung Curzons  auf  etwaigen  Besuch  in  ottomanischen  Golf- 
provinzen ausgedrückt.  Insbesondere  werden  im  Falle  Anwesenheit 
Curzons  in  Kueit  neue,  gegen  die  Oberhoheit  des  Sultans  über 
Scheich  Mubarek  gerichtete  Schritte  sowie  eventuell  natürlich  in  An- 
betracht türkischer  Staatsangehörigkeit  Mubareks  ungültige  Vertrags- 
abschlüsse' und  damit  Wiederaufrollen  in  antitürkischem  Sinne  der 
von   Curzon   selbst  geschaffenen   Kueitfrage  befürchtet." 

Marschall 


Nr.  5317 

Der  Stellvertretende  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes 

von  Mühlberg  an  den  Botschafter  in  Konstantinopel 

Freiherrn  von  Marschall 

Telegramm.     Konzept    von    der    Hand    des    Vortragenden    Rats    Rosen 
Nr.  171  Berlin,  den  15.  November  1901 

Zu  Ihrer  vertraulichen  Information. 

Der  hiesige  russische  Botschafter  hat  nachstehendes  Telegramm 
des  Grafen  Lamsdorff  hier  mitgeteilt: 

„Je  suis  informe  que,  malgre  l'entente  qui  a  eu  lieu  entre  la 
Turquie  et  l'Angleterre  concernant  Pobservation  du  statu  quo  ä  Ku- 
weit, un  detachement  de  troupes  turques  s'avance  vers  certe  ville  et 
que  l'Angleterre  vient  d'expedier  deux  croiseurs  dans  le  golfe  Per- 
sique. 

Vous  etes  prie  d'attirer  lä-dessus  l'attention  du  Gouvernement 
Allemand  qui  s'etait,  il  semble,  interesse  ä  la  Solution  pacifique  de 
l'incident  de  Koweit. 

De  mon  cöte,  j'ai  charge  M.  Zinowieff  d'insister  aupres  de  la 
Porte  sur  la  necessite  de  se  conformer  strictement  ä  l'arrangement 
qui  a  ete  conclu  dernierement  entre  la  Turquie  et  rAngleterre." 

Der  russische  Botschafter  knüpfte  hieran  die  Anregung,  daß  ähn- 
liche Instruktionen  auch  dem  Kaiserlichen  Botschafter  in  Konstanti- 
nopel erteilt  werden  möchten. 

Ich  habe  dem  Grafen  Osten-Sacken  für  die  Mitteilung  gedankt  und 
ihm  gleichzeitig  erwidert,  wir  hätten  schon  im  Anfangsstadium  des 
Streites  um  Kueit  sowie  des  französisch-türkischen  Konfliktes,  d.  h. 
Anfang  September  der  Türkei  den  wohlgemeinten  Rat  erteilt,  wenig- 
stens eine  dieser  beiden  Streitfragen  dem  Haager  Schiedsgericht  zu 
unterbreiten.  Wir  wären  auch  heute  noch  der  Ansicht,  daß  selbst, 
wenn  der  andere  Teil  die  Arbitrage  abgelehnt  hätte,  die  Stellung  des 
Sultans  schon  durch  den   einfachen   Antrag  verbessert  worden  wäre. 
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Nachdem  jedoch  die  Türkei  auf  diesen  mit  Bezug  auf  Kueit  später 
nochmals  wiederholten  Rat  nicht  eingegangen  sei,  sähen  wir  uns  nicht 
in  der  Lage,  in  derselben  Sache  nunmehr  mit  einem  neuen  Ratschlag 
an  die  Pforte  heranzutreten. 

Ew.  stelle  ich  anheim,  dies  Vorstehende  Ihrem  russischen 
Kollegen  gelegentlich  mitzuteilen,  um  zu  sehen,  was  er  dazu  sagt. 
Es  ist  an  sich  ungewöhnlich,  daß  Rußland  unsere  Unterstützung 
in  einer  orientalischen  Angelegenheit  wünscht. 

Mühlberg 

Nr.  5318 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  364  Pera,  den   16.  November  1901 

Antwort  auf  Telegramm  Nr.  171  *. 

Ich  werde  Herrn  Sinowiew,  den  ich  in  den  nächsten  Tagen  sehen 
werde,  in  dem  befohlenen  Sinne  sprechen. 

Hier  hat  sich  in  den  letzten  Wochen  bezüglich  der  Kueitfrage 
nichts  geändert,  und  liegen  absolut  keine  Anzeichen  dafür  vor,  daß 
der  Sultan  geneigt  sein  könnte,  seine  passive  Haltung  aufzugeben. 
Die  Quelle  der  die  russische  Diplomatie  beunruhigenden  Meldungen 
ist  offenbar  Bagdad.  Von  dort  aus  drängen,  wie  zahlreiche  Tele- 
gramme des  Kaiserlichen  Konsuls  bekunden,  die  türkischen  Generale 
den  Sultan  fortwährend  auf  ein  schneidiges  Vorgehen  gegen  Mubarek, 
insbesondere  die  Besetzung  Kueits.  Diese  aktionslustige  Stimmung 
der  hohen  Militärs  sowie  die  vielfachen  Unterredungen  des  Kaiser- 
lichen Konsuls  mit  denselben  l  sind  natürlich  dem  russischen  Konsul 
bekannt  geworden  und  haben  vermutlich  bei  ihm  den  Eindruck  er- 
weckt, als  ob  jene  Stimmung  insgeheim  durch  deutschen  Einfluß 
gefördert  werde  2. 

Soeben  geht  mir  ein  Bericht  des  Herrn  Richarz  vom  17.  Oktober 
zu,  welcher  meldet,  daß  Ibn  Reschid,  der  sich  bereits  bis  auf  drei 
Stunden  Kueit  genähert  hatte,  dem  Befehle  des  Sultans  folgend  sich 
wieder  in  das  Innere  des  Landes  zurückgezogen  hat  und  die  türkischen 
Truppen  noch  immer  in  Samane  —  zirka  300  Kilometer  von  Kueit 
—  stehen.  Daß  der  Sultan  den  Befehl  zum  Vorrücken  derselben  geben 
könnte,  ist  meiner  Überzeugung  nach  vollkommen  ausgeschlossen,  da 
er  genau  weiß,  daß  eine  solche  Maßregel  die  Besetzung  Kueits  und 
die  Erklärung  des  Protektorats  von  englischer  Seite  nach  sich  ziehen 
würde. 

Marschall 


•  Siehe  Nr.  5317. 

505 


Randbemerkungen   des   Grafen   von    Bülow: 

1  Sind  die   absolut  notwendig?* 

2  wollen  wir  dem  nicht  in  St.  Petersburg  entgegentreten? 
Schlußbemerkung  des  Grafen  von  Bülow: 

Wollen  wir  den  Inhalt  dieses  Telegramms,  soweit  sich  dasselbe  auf  die  Hal- 
tung der  Pforte  bezieht,  in  St.  Petersburg  oder  hier  gegenüber  Österreich 
zur  Kenntnis  bringen  und  hieran  eine  Aufklärung  hinsichtlich  unserer  eigenen 
Stellung  knüpfen?    B. 


Nr.  5319 

Der  Stellvertretende  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes 

von  Mühlberg  an  den  Botschafter  in  Konstantinopel 

Freiherrn  von  Marschall 

Telegramm.     Konzept    von    der    Hand    des    Vortragenden    Rats    Rosen 
Nr.  178  Berlin,  den  23.  November  1901 

Antwort  auf  Telegramm  Nr.  374**. 

Mit  dem  von  Ew.  entwickelten  Gesichtspunkte  stimme  ich 
völlig  überein  und  ersuche  Ew.,  in  demselben  Sinne  dem  Sultan 
zu  antworten,  falls  dieser  erneut  die  Kueitangelegenheit  Ew. 
gegenüber  zur  Sprache  bringen  sollte.  Nötigenfalls  können  Ew. 
hierbei  auf  ähnliche  Fälle  hinweisen,  in  denen  der  Sultan  die  Befol- 
gung von  uns  erteilter  Ratschläge  so  lange  hinausgeschoben  hat,  bis 
es  zu  spät  war  (Chinamission,  militärische  Besetzung  von  Kueit). 
Streng  vertraulich:  Es  fällt  auf,  daß  diese  neuerliche  Anre- 
gung der  Kueitfrage  zeitlich  auf  die  Ew.  im  Telegramm  Nr.  171  *** 
mitgeteilte  russische  Demarche  folgt.  —  Sollte  vielleicht  Rußland,  um 
uns  auf  alle  Fälle  in  Kueitfrage  gegen  England  zu  engagieren,  den 
Sultan  zu  Wiederaufnahme  der  Angelegenheit  angeregt  haben? 

Mühl  b  erg 


*  Durch  Telegramm  Nr.  177  vom  22.  November  wurde  Freiherr  von  Mar- 
schall angewiesen,  den  Konsul  Richarz  in  freundlicher  Form  dahin  zu  verstän- 
digen, daß  die  Häufigkeit  seiner  Unterredungen  mit  den  hohen  türkischen 
Militärs,  welche  sicher  auch  russischerseits  bemerkt  worden  sei,  neuerdings  in 
Konstantinopel  als  Anzeichen  dafür  verwertet  werde,  daß  Deutschland  die 
Rolle  des  Beobachters  mit  der  des  Beraters  vertauscht  habe. 
**  Laut  Telegramm  Freiherrn  von  Marschalls  Nr.  374  vom  21.  November  hatte 
der  Sultan  erneut  um  Ratschläge  in  der  Besitzfrage  von  Kueit  sowie  um  even- 
tuelle Verweisung  dieser  Frage  vor  das  Haager  Schiedsgericht  gebeten,  was 
Marschall  ausweichend  beantwortet  hatte. 
***  Siehe  Nr.  5317. 
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Nr.  5320 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  104  Pera,  den   15.  Dezember  1901 

Der  Marineminister*  hat  gestern  abend  ein  Telegramm  des  tür- 
kischen Komodore  vor  Kueit  erhalten,  welches  meldet:  Er  habe  den 
Nakib  von  Basra  und  den  Bruder  des  dortigen  Wali  Nedjib  Bey 
auf  der  Korvette  „Zohat"  nach  Kueit  gebracht.  Während  er  mit  den 
beiden  türkischen  Beamten  bei  Mubarek  gewesen,  sei  der  englische 
Dragoman  und  der  erste  Offizier  des  englischen  Kriegsschiffs  in  Be- 
gleitung einiger  englischer  Matrosen  im  Haus  Mubareks  erschienen 
und  hätten  den  Nakib  barsch  gefragt,  was  er  in  Kueit  wolle.  Kueit  sei 
unabhängig  und  stehe  unter  englischem  Protektorat.  Auf  die  Erwide- 
rung des  Nakib,  daß  er  in  Privatangelegenheiten  gekommen  sei,  habe 
der  englische  Offizier,  auf  die  im  Hof  wehende  türkische  Flagge  zei- 
gend, erklärt,  daß  diese  Flagge  zu  Unrecht  sich  dort  befinde.  Auf 
Befehl  des  Offiziers  sei  dann  die  türkische  Flagge  von  englischen 
Matrosen  heruntergeholt  und  an  deren  Stelle  eine  schwarz  und  weiß 
gestreifte  Flagge,  die  der  englische  Offizier  mitgebracht,  gehißt  wor- 
den, wobei  letzterer  bemerkte,  daß  dies  die  Flagge  von  Kueit  sei. 
Der  englische  Offizier  habe  darauf  die  türkische  Flagge  mit  eigener 
Hand  zerrissen. 

Tewfik  Pascha  hat  sich  sofort  nach  London  mit  der  Bitte  um 
Aufklärung  über  diese  Vorgänge  gewandt,  welche  er  als  eine  direkte 
Verletzung  des  bestehenden  Abkommens  ansieht.  Der  Minister  ist 
der  Ansicht,  daß,  wenn  nicht  sofort  Remedur  eintritt,  die  Türkei  an 
das  Abkommen  nicht  mehr  gebunden  sei  und  vollkommen  freie  Hand 
habe  **. 

Entsprechend  der  mir  erteilten  Instruktion  habe  ich  diese  Mitten 
lung  lediglich  zur  Kenntnis  genommen,  ohne  mich  darüber  zu  äußern. 

Herr  Maximow  hat  den  Minister  heute  vormittag  über  die  Vor- 
gänge befragt  und  als  „ganz  persönliche  Ansicht"  ausgesprochen, 
die  Pforte  müsse  zwei  bis  drei  Schiffe  nach  Kueit  schicken.  „II  suffit 
d'ouvrir  les  hublots  et  de  dire  aux  Anglais  ,tirez  les  premiers  et 
nous  tirerons  ensuite',  pour  les  faire  partir  immediatement.  Nous 
en  avons  fait  l'experience  plus  d'une  fois  dans  les  eaux  de  la  Chine." 

Marschall 


*  Hassan  Pascha. 

**  Englischerseits  wurde  versucht,  dem  Vorfall  eine  harmlose  Deutung  zu  geben. 
Auf  türkischer  Seite  beruhigte  man  sich,  als  die  englische  Regierung  zusagte, 
an  dem  Status  quo  in  Kueit  nichts  ändern  zu  wollen.  Telegramm  Freiherrn 
von    Marschalls    vom    21.    Dezember    1901    (Nr.  410). 
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Nr.  5321 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 
Nr.  407  Pera,  den  18.  Dezember  1901 

Izzet  Bey  war  soeben  bei  mir,  um  mir  die  jüngsten  Vorgänge 
in  Kueit  mitzuteilen  und  im  Auftrage  des  Sultans  meinen  Rat  darüber 
zu  erbitten,  was  gegenüber  der  offenbaren  Verletzung  des  mit  Eng- 
land getroffenen  Übereinkommens  von  türkischer  Seite  geschehen 
solle. 

Ich  habe  Izzet  Bey  erwidert,  daß  wir  in  früherer  Zeit  in  der 
Kueitfrage  Ratschläge  erteilt  hätten.  Seine  Majestät  der  Sultan  sei, 
wie  ich  nicht  zweifle,  aus  gewichtigen  Gründen  andere  Wege  ge- 
gangen. Ich  sei  daher  nicht  in  der  Lage,  in  dieser  Sache  nochmals 
Ratschläge  zu  erteilen.  Darüber,  ob  das  Abkommen  vom  September 
von  englischer  Seite  verletzt  worden  sei,  vermöge  ich  eine  Ansicht 
nicht  zu  äußern,  da  ich  zu  einer  Interpretation  jenes  Abkommens 
nicht  berufen   sei. 

Von  London  ist  bis  jetzt  eine  Antwort  auf  die  dem  Botschafter 
befohlene   Demarche  nicht  eingetroffen. 

Marschall 

Bemerkung   Kaiser  Wilhelms  II.  am  Kopf  des  Schriftstücks: 

Einverstanden! 

wir  mischen   uns   nicht   hinein.    Das   muß   zwischen    Russen    und    Briten   ausge- 

fochten   werden        W. 

Nr.  5322 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.   Entzifferung 

Nr.  416  Pera,    den    31.    Dezember    1901 

Gestern  abend  nach  einem  Diner  auf  der  russischen  Botschaft 
sprach  mir  Herr  Sinowiew  wiederum  über  die  Kueitfrage  und  bestä- 
tigte die  bereits  gemeldeten  neueren  Ereignisse.  Auf  meine  Bemer- 
kung, daß  hiernach  England  den  Status  quo  wiederhergestellt  habe, 
bemerkte  der  Botschafter,  die  Londoner  Regierung  habe  wohl  daran 
getan,  denn  wenn  das  nicht  geschehen  wäre,  „la  question  serait 
devenue  grave".  Rußland  habe  in  der  Türkei  und  in  Persien  so  große 
Interessen,  daß  es  eine  Veränderung  des  Status  quo  im  Persischen 
Golf    nicht   hinnehmen    könne.     „Nous    avons    des    Conventions    avec 
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l'Angleterre  sur  P  Afghanistan.  Nous  les  respectons  loyalement.  Nous 
n'avons  pas  meme  un  consul  ä  Kaboul.  Mais  si  l'Angleterre  touche 
au  statu  quo  dans  le  Golfe  Persique,  nous  ne  serons  plus  tenus  a 
respecter  ces  Conventions."  Es  sei  das  seine  persönliche  Ansicht,  die 
er  vor  längerer  Zeit  mit  eingehender  Motivierung  seiner  Regierung 
dargelegt  habe.  Da  er  entgegengesetzte  Instruktion  nicht  empfangen, 
so  nehme  er  an,  daß  diese  Ansicht  in  St.  Petersburg  gebilligt  werde. 
Herr  Sinowievv  sagt  weiter:  „Vous  me  connaissez  depuis  quatre  ans, 
vous  savez  que  j'ai  fait  tout  mon  possible  pour  le  maintien  du  statu 
quo  en  Europe  comme  en  Asie.  Si  Ton  touche  au  statu  quo,  on  ne 
sait  plus  oü  Pon  s'arretera." 

Vertraulich  sagte  mir  Herr  Sinowiew,  er  habe  den  russischen 
Konsul  in  Buschir,  der  sich  an  Bord  des  „Varjag"  nach  Kueit  be- 
geben, beauftragt,  Mubarek  darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  für  ihn 
England  gefährlicher  sei  als  die  Türkei,  und  daß  es  für  ihn  nützlich 
sei,  sich  gut  mit  dem  Sultan  zu  stellen.  Eine  Mitteilung  über  die 
Aufnahme  dieser  Demarche  habe  er  —  der  Botschafter  —  noch  nicht 
erhalten. 

Bei  Gelegenheit  dieser  Unterredung  machte  ich  meinen  Kollegen 
auf  die  bekannte  Stelle  im  Buch  Lord  Curzons  aufmerksam  *.  Mittei- 
lung erregte  das  Interesse  des  Botschafters  um  so  mehr,  als  er  Lord 
Curzon  als  das  treibende  Element  in  der  Kueitfrage  bezeichnet. 

Sehr  bitter  sprach  sich  Herr  Sinowiew  darüber  aus,  daß  der 
Sultan  seinen  wohlgemeinten  Ratschlägen  [nicht]  folge.  Er  habe  ihm 
vor  zwei  Jahren  zur  militärischen  Besetzung  Kueits  geraten,  und 
jüngst,  als  er  von  der  Mission  des  Nakib  gehört,  dringend  gebeten, 
von  derselben  Abstand  zu  nehmen.  Es  sei  geradezu  entmutigend  zu 
sehen,  daß  der  Sultan  solche  Ratschläge  regelmäßig  ignoriere. 

Marschall 


Nr.  5323 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.   Entzifferung 

Nr.  30  Pera,  den  28.  Januar  1902 

Geheim 

Tewfik  Pascha  erzählt  mir  heute,  Sir  Nicholas  O'Conor  habe  ihm 
gestern  mitgeteilt,  daß  die  in  Kueit  gelandeten  Kanonen  wieder  an 
Bord  genommen  seien  und  das  Kriegsschiff,  welches  sie  gelandet, 
Kueit  wieder  verlassen  habe;  jene  Maßregel  stimme  allerdings  mit  dem 

*  Vgl.  Nr.   5313. 
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Status   quo   nicht  überein 1,   sei   aber  wegen   der   durch   Ibn   Reschid 
drohenden  imminenten  Gefahr  notwendig  gewesen.    Der  Botschafter 
habe  ihm  weiter  gesagt:  England  beabsichtige  weder  eine  Besetzung 
von   Kueit  noch   ein   Protektorat  daselbst2.    Seine   Haltung  in   diesef 
Angelegenheit  sei  lediglich   eine  Abwehr  gegenüber  russischen   Um- 
trieben 3.     Es    sei    dem    Londoner    Kabinett   bekannt   geworden,    daß 
Rußland  wiederholt  den  Versuch  gemacht  habe,  Ibn  Reschid  zur  Be- 
setzung von  Kueit  zu  bewegen,  um  dann  selbst  Hand  auf  diesen  Platz 
zu  legen.    Erst  neuerdings  habe  der  „Varjag"  russische  Agenten  ge- 
landet, die  sich  zu  Ibn  Reschid  begeben  hätten,  um  denselben  zu  einem 
Vorstoß   gegen    Mubarek   unter   Zusage    des   russischen    Schutzes   zu 
bewegen.    Ibn   Reschid  habe   aber   erklärt,   daß   er  nur  die   Autorität 
des  Sultans  anerkenne  und  sich  auf  nichts   einlasse.    Schließlich  veri 
sicherte  der   Botschafter,   seine   Regierung  werde  die  jüngste  Verab- 
redung mit  der  Pforte  streng  beobachten  4. 

Wie  mir  der  Minister  sagte,  hat  man  im  Foreign  Office  dem 
türkischen  Vertreter  in  London  eine  analoge  Erklärung  abgegeben. 

Sir  Nicholas  O'Conor  hat  Tewfik  Pascha  ferner  davon  gesprochen, 
daß  nach  einem  Berichte  eines  englischen  Konsuls  türkische  Truppen 
bis  auf  vierzig  Meilen  von  Kueit  wahrgenommen  worden  seien.  Man 
erkläre  dies  in  London  mit  der  Absicht  der  Pforte,  Ibn  Reschid  zurück- 
zuhalten, erwarte  aber  bestimmt,  daß  diese  Truppen  das  Gebiet  von 
Kueit  nicht  berühren  würden  5. 

Tewfik  Pascha  sprach  sich  über  vorstehende  Erklärungen  sehr 
befriedigt  aus. 

Marschall 


Randbemerkungen  Kaiser  Wilhelms  IL: 

1  Allerdings    nicht. 

2  das  wollen  wir   festhalten 

3  ? 

4  ? 

5  da  das  der  Türkei  gehört  können   sie  hin 


Nr.  5324 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  das  Auswärtige  Amt 

Telegramm.    Entzifferung 

Nr.  50  Pera,   den   10.   Februar   1902 

Tewfik  Pascha  sagt  mir  heute  vertraulich,  Sir  Nich.  O'Conor  habe 
ihn  gestern  gefragt,  was  die  Belegung  einzelner  südlich  von  Fao  ge- 
legener Orte  mit  türkischen  Garnisonen  zu  bedeuten  habe.   Man  sei  in 
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London  geneigt,  diese  Maßregel  als  eine  Bedrohung  des  Scheich 
Mubarek  anzusehen.  Der  Minister  hat  dem  Botschafter  erwidert,  daß 
von  einer  solchen  Bedrohung  nicht  die  Rede  sei.  England  habe  sich 
bisher  stets  über  das  feindliche  Vorgehen  Ibn  Reschids  gegen  Mubarek 
beschwert.  Wenn  die  Pforte  nunmehr  in  jenen  Gegenden,  die  unbe- 
stritten dem  Gebiet  Mubareks  nicht  angehörten,  kleine  Garnisonen 
anlege,  so  sei  dies  für  Mubarek  weit  mehr  ein  Schutz  als  eine  Be- 
drohung. Auf  die  Frage  Tewfik  Paschas,  ob  die  Anfrage  in  dem 
Sinne  zu  verstehen  sei,  daß  England  seine  jüngsten  Erklärungen,  daß 
es  keinerlei  Absichten  auf  jene  Gegenden  habe,  nunmehr  modifiziere, 
antwortete  Sir  N.  O'Conor,  dies  sei  keineswegs  der  Fall.  Was  neu- 
lich gesagt,  bleibe  bestehen.  „Mais  ouvrez  les  yeux,  les  Anglais 
sont  sinceres,  mais  les  Russes  ne  le  sont  pas." 

Überall  in  jenen  Gegenden  seien  in  der  letzten  Zeit  russische 
Umtriebe  im  Gange,  über  deren  Bedeutung  und  Zweck  man  sich  hier 
nicht  täuschen  dürfe.  Tewfik  Pascha  bemerkte  mir  bei  dieser  Mit- 
teilung lächelnd,  Herr  Sinowiew  habe  ihm  vor  einigen  Tagen  ziemlich 
genau  dasselbe,  nur  umgekehrt  gesagt. 

Sir  Nicholas  frug  alsdann,  welcher  Ort  als  Terminus  für  die 
Bagdadbahn  in  Aussicht  genommen  sei,  ob  derselbe  nördlich  von 
Kueit  oder  südlich  bei  Katif  sein  werde?  England  freue  sich  über 
die  Bagdadbahn  als  ein  Werk  zur  wirtschaftlichen  Erschließung  der 
Türkei,  und  sei  auch  vollkommen  damit  einverstanden,  daß  die  Bahn 
nach  Kueit  gebaut  werde.  Auf  die  Entgegnung  des  Ministers,  daß 
eine  Bestimmung  in  dieser  Richtung  noch  nicht  getroffen  sei,  insistierte 
der  Botschafter.  Als  er  eine  andere  Antwort  nicht  erhielt,  erwähnte 
er,  daß  zwischen  England  und  Deutschland  eine  „entente"  bezüglich 
des  Persischen  Golfs  bestehe. 

Tewfik  Pascha  hat,  wie  er  mir  sagt,  den  Eindruck,  daß  die  De- 
marche des  Botschafters  vornehmlich  den  Zweck  verfolgte,  zu  er- 
fahren, ob  nicht  eine  geheime  Verständigung  zwischen  Deutschland 
und  der  Türkei  wegen  des  Terminus  der  Bagdadbahn  bestehe,  und 
daß  er  aus  diesem  Grunde  mit  einer  deutsch-englischen  „entente'* 
operiere,  an  die  Tewfik  Pascha  nicht  glaubt.  Letzterer  hat  aus  den 
Erklärungen  Sir  N.  O'Conors  auch  den  Schluß  gezogen,  daß  England 
dringend  wünscht,  es  möge  der  Terminus  der  Bagdadbahn  auf  das 
Gebiet  des  Scheich  von   Kueit  gelegt  werden. 

Ich  habe  dem  Minister  gesagt,  daß  mir  von  einer  entente  zwischen 
Deutschland  und  England  über  den  Persischen  Golf  absolut  nichts 
bekannt  sei  und  meines  Wissens  Herr  Balfour  im  englischen  Parla- 
ment bestimmt  erklärt  habe,  daß   eine  solche  nicht  bestehe. 

Marschall 
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Nr.  5325 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

Rosen 

Eigenhändig 

[Berlin,  den  29.  März  1902] 

Ich  habe  heute  Sir  Frank  Lascelles  unauffällig  auf  Kueit  zu 
sprechen  gebracht  und  ihn  gefragt,  ob  er  etwas  Näheres  über  die 
dortigen  Verhältnisse  gehört  hätte.  Sir  Frank,  der  sich  genau  infor- 
miert zeigte,  sagte,  die  türkische  Oberhoheit  über  die  Insel  Bubian 
werde  von  gewisser  englischer  Seite  jetzt  ebenfalls  bestritten.  Da- 
gegen sei  irrig  anzunehmen,  daß  die  Engländer  Absichten  auf  Mo- 
hammere  hätten.  Sir  Arthur  Hardinges*  Aufgabe  bei  seiner  Reise 
nach  dem  Süden  werde  es  vielmehr  sein,  den  Scheich  Khazal  in  seiner 
Untertanentreue  gegen  den  Schah  zu  bestärken. 

Ich  sagte  hierauf  dem  Botschafter,  nachdem  ich  ihn  gebeten  hatte, 
das  Gespräch  als  ein  rein  privates  zu  betrachten,  England  scheine 
darauf  auszugehen,  die  Bagdadbahn  vom  Meere  abzuschneiden.  Die 
Versicherung,  daß  England  diesem  Unternehmen  günstig  gegenüber- 
stände —  die  auch  Sir  Frank  wiederholte  — ,  habe  keinen  praktischen 
Nutzen.  Es  komme  darauf  an,  daß  der  Türkei  die  Möglichkeit  ge- 
währt werde,  an  einem  Hafen  am  Persischen  Golf  ein  Zollamt  zu 
errichten.  Dieses  bescheidene  Verlangen  sei  aber  für  die  Bagdadbahn 
eine  Lebensfrage.  Es  sei  mir  unverständlich,  welches  Interesse  Eng- 
land daran  haben  könnte,  uns  an  der  Ausführung  dieses  Industrie- 
unternehmens, an  dem  auch  englisches  Kapital  etc.  beteiligt  sein 
werde,  zu  hindern.  England  stehe  jetzt  vor  der  Wahl,  ob  es  die 
Türkei  und  die  Bagdadbahn  oder  ob  es  ein  Vorgehen  Rußlands  im 
Golf  vorziehe.  Deutschland  dagegen  sei  vor  die  Wahl  zwischen 
England  und  Rußland  gestellt.  Sir  Frank  schien  mir  in  allen  Punkten 
beizupflichten  und  versprach,  im  Sinne  meines  Vorschlages  privatim 
informatorisch  nach  London  zu  schreiben. 

Rosen 

Nr.  5326 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

Klehmet 

Eigenhändig 

Berlin,  den  2.  Juni  1902 

pp.  Graf  Osten-Sacken  fragte  mich  mit  sichtlichem  Interesse,  ob 
mit  dem  Schah**  hier  die  Bagdadbahn  besprochen  worden  sei1.    Auf 

*  Englischer  Gesandter  in  Teheran. 

**  Am    29.   Mai   hatte   der  Schah   von    Persien   auf   seiner   zweiten   Europareise 

dem  Deutschen  Kaiser  in  Potsdam  einen  Besuch  abgestattet. 
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meine  Erwiderung,  daß  ich  nichts  davon  wüßte,  allerdings  aber  auch 
nicht  Referent  für  Bagdadbahn  oder  Persien  sei,  erging  er  sich  in 
langen  und  lebhaften  Ausführungen  dahin,  daß  wir  uns  vorsehen 
sollten,  denn  die  Engländer,  die  schon  in  Konstantinopel  eifrigst 
gegen  das  Zustandekommen  der  Bahn  intrigiert  hätten,  arbeiteten 
jetzt  mit  allen  Mitteln  in  Südpersien,  um  den  Ausfluß  des  Persischen 
Golfs  in  ihre  Hände  zu  bekommen,  sodaß  sie  alsdann  durch  Sper- 
rung des  Golfs  die  Bahn  lahmlegen  bezw.  in  ihre  Gewalt  bringen 
könnten,    pp. 

Klehmet 

Randbemerkung    Freiherrn    von    Richthofens: 

1  Auch  mir  gegenüber  bezeigte  Graf  Osten-Sacken  großes  Interesse  an  der 
Frage,  ob  unsererseits  die  Kueitfrage  mit  dem  Schah  besprochen  worden 
sei.  Als  ich  ihm  sagte,  daß  in  meinen  Gesprächen  mit  dem  Großwesir* 
diese  Frage  nicht  berührt  worden  sei,  bedauerte  er  dies  lebhaft.  Ich 
erwiderte  ihm,  die  russische  Regierung  habe  ja  viele  Wege,  die  Frage  mit 
der  persischen  Regierung  zu  erörtern;  für  uns  liege  dieselbe  noch  in 
der  Ferne.        Richthofen 


Nr.  5327 

Aufzeichnung  des  Stellvertretenden  Staatssekretärs  des 
Auswärtigen  Amtes  von  Mühlberg 

Reinschrift 

Berlin,    den    17.    Juli    1902 

Bei  der  heutigen  Besprechung  des  Kaiserlichen  Botschafters 
Freiherrn  von  Marschall  mit  dem  Stellvertretenden  Staatssekretär,  dem 
Wirklichen  Geheimen  Rat  von  Holstein  und  dem  Orientreferenten  ** 
wurde  zunächst  die  Frage 

1.  des  Weiterbaues  der  Bagdadbahn  mit  Rücksicht  auf  die  eng- 
lischen Ansprüche  auf  Kueit  erörtert.  Es  wurde  die  Frage  auf- 
geworfen, ob  es  unbedenklich  sei,  den  eventuellen  Weiterbau  der 
Bahn  —  nachdem  einmal  der  Meerbusen  von  Alexandrette  oder  der 
Abzweigungspunkt  nach  Aleppo  und  Syrien  in  Teil  Habesch  erreicht 
wäre  —  in  der  Richtung  nach  dem  Persischen  Golf  fortzusetzen, 
wenn  der  vielleicht  einzig  mögliche  Endhafen  (Kueit — Kasima)  in 
englischen  Händen  sei.  Der  Kaiserliche  Botschafter  wies  darauf  hin, 
daß  die  Namen  Kueit  und  Kasima  in  der  Bahnkonvention  nicht  vor- 
kommen, sondern  nur  „un  point  ä  determiner  du  Golfe  persique". 
Sir  N.   O'Conor    habe    ihm    nahegelegt,    doch    Kasima    in    der    Kon- 


*  Mirza  Ali   Asghar  Chan. 
**  Rosen. 
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Zession  zu  nennen,  woraus  sich  der  englische  Wunsch  ergebe,  die 
Bahn  dorthin  zu  bekommen.  Eine  Prohibitivpolitik,  wie  sie  beispiels- 
weise Rußland  betreibe  und  betreiben  könne,  liege  dem  englischen 
Geschäftsgebrauch  und  der  englischen  Tradition  durchaus  fern.  Es 
sei  vielmehr  anzunehmen,  daß  England  dem  natürlichen  Vordringen 
der  Bahn  bis  an  das  Meer  ernstliche  Hindernisse  nicht  in  den  Weg 
legen,  vielmehr  aus  eigner  Initiative  eine  Verständigung  mit  uns 
suchen  werde,  sobald  die  Durchführung  des  Baus  gesichert  und 
ein  Teil  der  Strecke  fertiggestellt  sei. 

Es  wurde  hierauf  als  richtig  angenommen,  daß  zurzeit  jedenfalls 
irgendwelche  Verhandlungen  mit  England  wegen  Kueit  zu  vermeiden 
seien  und  die  weitere  Entwickelung  der  Frage  —  unbeschadet  des  Wei- 
terbaues der  Bagdadbahn  —  der  Zukunft  überlassen  werden  könne,  pp. 

Mühlberg 

Bemerkung  des  Grafen  von   Bülow  am   Kopf  des   Schriftstücks: 
Mit  Interesse  gelesen  und  ganz  einverstanden.        B.   24/VII. 


Nr.  5328 

Der  Geschäftsträger  in  Petersburg  Freiherr  von  Romberg 
an  den  Reichskanzler  Grafen   von  Bülow 

Ausfertigung 
Nr.  791  St.   Petersburg,  den  26.   November   1903 

Der  Unterstaatssekretär  im  englischen  Ministerium  des  Äußern, 
Herr  Hardinge,  hat,  wie  ich  höre,  dem  österreichisch-ungarischen 
Geschäftsträger  Grafen  Mensdorff  über  die  Reise  des  Lord  Curzon 
nach  dem  Persischen  Golf*  gesagt,  dieselbe  würde  in  Persien  keine 
Beunruhigung  hervorrufen,  wohl  aber  in  Rußland.  Auf  die  Frage  des 
Grafen  Mensdorff,  wie  sich  denn  die  Hoheitsverhältnisse  von  Kueit 
entwickelten,  von  denen  anläßlich  der  Besprechung  der  Bagdadbahn- 
frage so  viel  die  Rede  gewesen  sei,  habe  Herr  Hardinge  geantwortet, 
es  habe  sich  hierin  nichts  geändert.  Das  Abhängigkeitsverhältnis 
Kueits  von  der  Türkei  lockere  sich  allmählich  mehr  und  mehr,  und 
diese   Entwickelung  könne  ja   England  nur  angenehm  sein. 

Es  ist  richtig,  daß  man  hier  die  Reise  des  Vizekönigs  mit  Aufi 
merksamkeit  und  nicht  ohne  Mißtrauen  verfolgt.  Daß  man  sich  durch 
dieselbe   sehr   beunruhigen    ließe,    glaube    ich   kaum.    pp. 

Romberg 


*  Im  November  1903  unternahm  der  Vizekönig  von  Britisch-Indien  Lord  Curzon 
eine  neue  Inspektionsreise  nach  dem  Persischen  Golf,  die  ihn  auch  nach 
Kueit    führte. 

514 


Nr.  5329 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Entzifferung 

Nr.  1  Pera,  den   2.   Januar   1904 

Konsul  Richarz  telegraphiert  aus  Bagdad  vom  30.  Dezember: 
„Mubarek  gab  bei  Besuch  Vizekönigs  Erlaubnis  zu  Einrichtung 
englischen  Postamts  Kueit,  worüber  Türken  erregt,  da  derartige  Er- 
laubnis nur  von  Konstantinopel  zu  erteilen.  Verstimmung  bei  Türken, 
namentlich  Militärs,  über  Besuch  Vizekönigs  in  Kueit  stetig  wachsend, 
zumal  da  früher  geglaubt,  Vizekönig  sei  Kueit  an  Bord  geblieben, 
während  jetzt  sicher  bekannt,  daß  er  an  Land  ginge  und  drei  volle 
Tage  lang  mit  Mubarek  Unterhandlungen  gepflogen  hat." 

Marschall 


Nr.  5330 

Der  Botschafter  in  Konstantinopel  Freiherr  von  Marschall 
an  den  Reichskanzler  Grafen   von  Bülow 

Entzifferung 

Nr.  176  Pera,  den  9.  November  1904 

Wie  mir  Tewfik  Pascha  heute  erzählte,  ist  die  Kueitfrage  wieder 
aktuell  geworden.  Auf  die  Nachricht,  daß  ein  englischer  Agent  in 
Kueit  eingetroffen,  [in]  dem  Hause  Mubareks  Wohnung  genommen 
und  die  englische  Flagge  auf  demselben  gehißt  habe,  hat  die  Pforte 
Musurus  Pascha  *  beauftragt,  bei  dem  Londoner  Kabinett  Vorstellun- 
gen zu  machen  und  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Ernennung  eines 
Agenten  im  Widerspruch  stehe  mit  der  im  Jahre  1901  getroffenen 
Vereinbarung  über  Erhaltung  des  Status  quo.  Nach  einem  Telegramm 
des  Botschafters  hat  Lord  Lansdowne  diesem  geantwortet,  die  Nach- 
richt von  der  Ernennung  eines  englischen  Agenten  in  Kueit  sei  falsch. 
Es  sei  lediglich  ein  Beamter  provisorisch  dahin  geschickt  worden,  um 
einige  Sachen  zu  erledigen.  Tewfik  Pascha  hat  darauf  Musurus  Pascha 
beauftragt,  Lord  Lansdowne  zu  sagen,  daß  die  gedachte  Vereinbarung 
eine  Unterscheidung  zwischen  provisorischen  und  definitiven  Maß- 
regeln nicht  mache,  sondern  ganz  allgemein  und  ohne  jede  Beschrän- 
kung die  Erhaltung  des  damaligen  Zustandes  vorsehe.  Es  stehe  also 
im   Widerspruch   mit  der  Vereinbarung,   wenn   sich   gegenwärtig   ein 


*  Türkischer  Botschafter  in   London   seit   1903. 
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englischer   Beamter   in    Kueit   aufhalte   und   dort   seine   Flagge   hisse. 
Eine  Antwort  auf  Demarche  ist  aus  London  noch  nicht  eingetroffen. 
Der  Minister  sagte  mir  ferner,  der  Sultan  habe  den  Wunsch  kund- 
gegeben, die  Kueitfrage  durch  Schiedsspruch  austragen  zu  lassen. 

Marschall 


Nr.  5331 

Der  Vortragende  Rat  im  Auswärtigen  Amt  von  Holstein 

an  den  Botschafter  in  Konstantinopel 

Freiherrn  von  Marschall 

Telegramm.     Konzept    von    der    Hand    des    Vortragenden    Rats    Rosen 

Nr.  174  Berlin,  den  23.  November  1904 

Mit  Bezug  auf  den  Schlußsatz  Ihres  gefälligen  Berichtes  Nr.  176* 
werden  Ew.  den  Minister  Tewfik  Pascha  darauf  aufmerksam  machen 
können,  daß  die  Kaiserliche  Regierung  bereits  im  September  1901 
der  Pforte  geraten  hat,  die  Kueitfrage  dem  Haager  Schiedsgericht 
zu   unterbreiten. 

Holstein 


*  Siehe  Nr.  5330. 
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C.  Die  Persische  Frage  1899—1904 


Nr.  5332 

Der  Gesandte  in  Teheran  Graf  von  Rex,  z.  Z.  in  Tadjrisch, 
an  den  Verweser  des  Vizekonsulats  in  Buschir  Reinhardt, 

z.  Z.  in  Schiras 

Abschrift 

Tadjrisch,  den  5.  Juli  1899 

Euer  Wohlgeboren  gebe  ich  nachstehend  folgende  allgemeine 
Richtschnur  für  die  Berichterstattung  an  mich: 

Im  Persischen  Reiche  sind  zwei  Interessensphären  zu  unterschei- 
den. Die  russische  erstreckt  sich  über  den  Norden  bis  nach  Seistan — 
Kirmanschahan,  die  englische  über  den  Süden.  Es  wird  darauf  an- 
kommen, einerseits  die  Tätigkeit  der  genannten  Mächte  innerhalb 
dieser  Sphären,  andererseits  aber  auch  etwaiges  Vordringen  auf  das 
gegnerische  Interessengebiet  genau  zu  überwachen.  Ferner  ersuche 
ich  Sie,  Ihr  Augenmerk  auf  das  neuerliche  Vorgehen  Frankreichs 
zu  richten,  welches  bestrebt  ist,  im  Persischen  Golfe  Fuß  zu  fassen.. 
Hierdurch  scheint  sich  England  veranlaßt  zu  sehen,  seine  Macht- 
stellung in  Südpersien  zu  befestigen,  indem  es  seine  Flotte  im  Per- 
sischen Golfe  verstärkt  und  verschiedene  neue  Konsularämter  ein- 
richtet. In  letzter  Zeit  macht  sich  zudem  ein  Vorstoß  Englands  in 
Südpersien  in  kommerzieller  Beziehung  von  Indien  aus  bemerkbar 
und  erheischt  sorgfältige  Beobachtung. 

Ich  lege  ferner  Wert  darauf,  von  allen  deutschkaufmännischen 
Unternehmungen,  insbesondere  vom  deutschen  Export  nach  Persien, 
fortlaufend  unterrichtet  zu  werden. 

Meldungen  über  einzelne  Erscheinungen  auf  den  genannten  Ge- 
bieten, auch  wenn  sich  über  dieselben  noch  kein  abschließendes  Ur- 
teil fällen  läßt,  werde  ich  mit  Interesse  entgegensehen.  Euer  Wohl- 
geboren wollen  sich  mit  Rücksicht  auf  die  langsame  Postbeförderung 
des  Telegraphen  bedienen,  wenn  sich  das  zu  Berichtende  in  kurzen 
Worten  zusammenfassen  läßt. 

Für  alle  Berichte  wichtigeren  Inhalts  ist  die  Form  des  Postchiffres 
zu  wählen. 

Der  Kaiserliche  Gesandte 
(gez.)  Rex 
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Nr.  5333 

Der  Gesandte  in  Teheran  Graf  von  Rex  an  das 
Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  14  Teheran,   den   24.   August  1899 

Sir  Mortimer  Durand*  teilte  mir  heute  folgendes  mit:  Der  Groß- 
wesir** machte  mir  gestern  Vorwürfe,  daß  das  reiche  England  Per- 
sien in  finanzieller  Beziehung  im  Stich  ließ.  Die  Folge  sei,  daß  Persien 
nach  vergeblichen  Anleiheversuchen  in  Belgien  und  Holland  jetzt  im 
Begriff  stehe,  mit  der  Banque  de  France  auf  50  Millionen  francs 
abzuschließen. 

Der  Großwesir  hat,  wie  mir  Sir  Mortimer  ganz  vertraulich  sagte, 
hinzugefügt,  er  habe  den  Gedanken  an  eine  deutsche  Anleihe  auf- 
geben müssen,  weil  Rußland  dies  unter  keinen  Umständen  gestattet 
hätte. 

Diese,  Furcht  vor  deutschem  Einfluß  verratende  Haltung  Ruß- 
lands habe  auch  ich  insofern  konstatieren  können,  als  Nelidow  *** 
kürzlich  äußerte,  „augenblicklich  sehen  wir  in  ihnen,  den  Deutschen, 
die  Hauptgefahr  für  uns  in  Persien  —  sie  haben  weitgehende  Pläne 
auf   kommerziellem   Gebiet." 

Rex 


Nr.  5334 

Der  Botschafter  in  Petersburg  Fürst  von  Radolin  an  den 
Reichskanzler  Fürsten  von  Hohenlohe 

Ausfertigung 

Nr.  52  St.  Petersburg,  den  30.  Januar  1900 

Vertraulich 

Ein  Besuch  des  mit  mir  befreundeten  Kriegsministers  t  am  Ge- 
burtstage Seiner  Majestät  des  Kaisers  und  Königs  gab  mir  Gelegen- 
heit, eine  längere  Unterhaltung  mit  General  Kuropatkin  zu  haben. 

Nachdem  der  Minister  seine  Glückwünsche  dargebracht,  sprach 
er  sich  in  wahrhaft  begeisterten  Worten  der  Bewunderung  über 
unsern  allergnädigsten  Herrn  aus. 


*  Englischer   Gesandter   in    Teheran. 

**  Mirza   Ali   Asghar   Chan. 

***  Erster   Legationssekretär   bei   der   russischen   Gesandtschaft   in   Teheran. 

f  General  Kuropatkin. 

520 


Er  brachte  alsdann  das  Gespräch  auf  die  allgemeine  Politik  und 
deduzierte  seine  militärischen  Pläne  in  Transkaspien,  indem  er  seine 
Mitteilungen  als  streng  vertraulich  bezeichnete.  Ich  habe  hierbei 
konstatieren  können,  wie  genau  und  richtig  die  Informationen  des 
Militärattaches  Majors  Lauenstein  sind,  und  daß  seine  Nachrichten 
mit  den  Äußerungen  des  Kriegsministers  übereinstimmen.  Die  Worte 
des  letzteren  sind  mir  ein  Beweis,  wie  unbegründet  alle  die  Sen- 
sationsnachrichten sind,  die  hier  und  im  Auslande  in  Umlauf  gesetzt 
werden.  General  Kuropatkin  bestätigte  mir  die  absolute  Friedensliebe 
des  Kaisers  und  seiner  Regierung.  Die  in  einem  großen  Teil  der 
Militärpartei  sowie  in  der  Armee  und  auch  in  der  Bevölkerung  tat- 
sächlich herrschende  Ansicht,  man  müsse  die  jetzige  gute  Gelegen- 
heit benutzen,  um  gegen  England  vorzugehen,  werde  von  den  maß- 
gebenden Personen  nicht  geteilt1.  Der  Minister  versicherte  mich, 
daß  die  „ungeheure"  Truppenbewegung  nach  Transkaspien  9ich  auf 
die  minimale  Zahl  von  2 — 3000  Mann  beschränke,  und  fixierte  die 
Zahl  bei  Aufzählung  der  einzelnen  Bataillone  und  ihrer  Stärke  auf 
2300  Mann.  Natürlich  müsse  man  namentlich  den  Engländern  den 
Glauben  lassen,  als  handle  es  sich  um  30  000  Mann  und  mehr.  Er 
habe  keinen  Grund,  diese  Annahme  zu  widerlegen.  Mir  aber,  als 
Freund,  könne  er  die  Versicherung  geben,  daß  seine  obige  Angabe 
richtig  sei 2.  Diese  geringe  Truppenzahl  genüge,  um  an  der  afgha- 
nischen Grenze  die  Ordnung  aufrechtzuerhalten,  etwaige  gegen  den 
sonst  unzuverlässigen  Abdur  Rhaman  *  gerichtete  revolutionäre  Um- 
triebe niederzudrücken,  die  von  dem  Prätendenten  Jakub  Chan  in 
Szene  gesetzt  werden  könnten  (demselben  sei  man  bereits  auf  der 
Spur,  und  man  wisse,  daß  er,  mit  fremdem  Gelde  versehen,  eine 
Revolution  zu  inszenieren  versuchen  wolle),  und  schließlich  den  Eng- 
ländern zu  zeigen,  daß  Rußland,  wenn  es  auch  nichts  unternehmen 
wolle,  auf  alle  Eventualitäten  gefaßt  sei.  Wenn  auch  für  absehbare 
Zeit,  meinte  der  Minister,  nur  so  wenig  Truppen  dort  stationiert  sein 
sollen,  so  seien  doch  Vorkehrungen  getroffen,  daß  mit  den  vor- 
handenen Bahnen  auf  einen  Wink  des  Kaisers 3  ein  ganzes  Armee- 
korps in  14  Tagen  nach  Kuschk  geworfen  werden  könnte. 

Etwa  nach  Herat  vorzudringen  oder  Eroberungsgelüste  auf  Af- 
ghanistan seien  ganz  außerhalb  der  russischen  Pläne 4.  Dies  wäre 
eine  Schwächung  Rußlands,  und  er,  der  Minister,  würde  seine  Hand 
nicht  dazu  bieten.  Die  jetzige  Delimination  mit  den  hohen  Gebirgs- 
zügen (Hindukusch)  zwischen  Rußland  und  Afghanistan  wäre  die 
denkbar  günstigste  Grenze. 

Rußland  wolle  überhaupt  nirgends  eine  Ausdehnung  seiner  Ge- 
biete.   Überall  von   Memel  bis  Wladiwostok  sei   die   Grenze   bis   auf 


Seit  1880  Emir  von  Afghanistan. 
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einen  Punkt  zweckentsprechend.  Dieser  Punkt  sei  der  Bosporus5*. 
„Den  Bosporus  müssen  wir  haben",  sagte  der  Minister.  „Das  ist 
augenblicklich  noch  ein  tiefes  Geheimnis.  Auch  sage  ich  es  Ihnen  im 
strengsten  Vertrauen,  als  Freund.  Wir  müssen  das  Schwarze  Meer 
für  uns  haben  und  können  nicht  dulden,  daß  fremde  Flotten  uns  dort 
bedrohen.  Wir  wollen  nur  die  beiden  Forts  am  Eingang  ins  Schwarze 
Meer  besetzen.  Der  Sultan  kann  und  muß  ruhig  in  Konstantinopel 
bleiben  und  ist  unseres  Schutzes  sicher.  Er  ist  für  uns  sogar  eine 
Notwendigkeit;  auch  soll  er  Herr  seiner  bisherigen  Küste  des  Schwar- 
zen Meeres  bleiben,  nur  müssen  wir  eine  Bahn  längs  der  Küste  hinter 
den  hohen  Bergen,  die  bis  ins  Meer  gehen,  haben,  welche  die  Forts 
am  Bosporus  mit  Rußland  verbindet.  Dann  erst  sind  wir  Herren  in 
unserem  Hause.  Hoffentlich  wird  es  möglich  sein,  durch  Vertrag 
diesen  strategischen  Punkt  vom  Sultan  zu  erlangen.  Ob  dies  nun  in 
fünf  oder  zehn  Jahren,  oder  früher6  oder  später  geschieht,  bleibt  mo- 
mentan dahingestellt.  Aber  kommen  muß  der  Moment.  Das  uns  be- 
freundete Deutschland  würde  in  seinen  kommerziellen  Unternehmun- 
gen und  mit  seinen  Eisenbahnbauten  durch  Rußland  in  keiner  Weise 
tangiert7.  Im  Gegenteil,  beide  Reiche  könnten  Hand  in  Hand  gehen; 
denn  ihre  Interessensphären  sind  verschiedener  Art  und  würden  nie 
Kollidieren. " 

Dann  ging  General  Kuropatkin  auf  Persien  über  und  sagte  mir, 
Rußland  sei  zurzeit  durch  den  Bahnbau  Orenburg — Taschkent  in 
Anspruch  genommen  und  habe  dazu  10  Millionen  Rubel  verfügbar. 
Er  könne  sich  mit  dem  Bahnbau  in  Persien  bis  zur  Vollendung  jener 
Bahn  nicht  befassen,  und  so  müsse  Persien  für  die  nächste  Zeit  sich 
ohne   Eisenbahn   behelfen. 

Schließlich  kam  der  Minister  auf  die  Mandschurei  zu  sprechen. 
Rußland,  meinte  er,  habe  im  Jahre  1700  —  12  Millionen  Einwohner 
gehabt;  1800  sei  die  Bevölkerung  auf  27  Millionen,  1900  auf  132  Mil- 
lionen gewachsen.  In  derselben  Progression  würde  die  Bevölkerung 
im  Jahre  2000  auf  300  Millionen  wachsen.  Diese  Menschenmasse 
müsse  in  dem  Amurgebiete  nach  der  mandschurischen  Grenze  hin 
sich   ausdehnen  können. 

Wenn  Rußland  den  Fehler  beginge,  die  Mandschurei  mit  Rußland 
zu  vereinigen  und  die  Grenze  zu  öffnen,  würden  bei  dem  starken  Zu- 
wachs der  Mandschuren  dieselben  sich  nach  Sibirien  ausdehnen  und 
das  russische  Territorium  überfluten,  welches  für  die  Russen  notwen- 
dig und  für  ihre  Kolonisation  bestimmt  sei.  Rußland  wolle  sich  daher 
mit  der  Bahn  quer  durch  die  Mandschurei  begnügen,  und  noch  in 
diesem  Jahre  würde  die  Bahnlinie  von  Port  Arthur  bis  Chabarowsk 
(der  nordöstlichen  Spitze  der  Mandschurei)  fertig  sein. 

Radolin 


*  Vgl.  dazu  Bd.  XVIII,   Kap.  CXIX. 
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Randbemerkungen    Kaiser   Wilhelms    IL: 

i  Das  ist  ihre  Sache!    aber  eine  Phänomenale  Dummheit 

2  dann   hat  er   als   echter   Freund   „russisch"   geschnurrt! 

3  vielleicht  auch   schon   vorher 

4  wiederum  geschnurrt! 

5  aha! 

6  wahrscheinlich 

7  ? 


Nr.  5335 

Der  Stellvertretende  Botschafter  in  London  Gesandter  Graf 

von  Metternich  an  den  Reichskanzler 

Fürsten  von  Hohenlohe 

Ausfertigung 
Nr.  83  London,  den  13.  Februar  1900 

In  meiner  gestrigen  Unterhaltung  mit  Lord  Salisbury  warf  der- 
selbe, nachdem  vom  Transvaal  die  Rede  gewesen  war,  die  Bemerkung 
hin,  daß  sonst  alles  ruhig  in  der  Welt  sei.  Ich  erwiderte:  „Außer 
etwa  in  Persien."  Der  Premierminister  führte  darauf  aus,  daß,  wenn 
der  russische  Einfluß  sich  auf  die  nördliche  Hälfte  Persiens  be- 
schränke, man  hier  keine  Einwendungen  zu  erheben  hätte  K  Anders 
stände  es  allerdings,  wenn  Rußland  nach  dem  Süden  oder  nach  dem 
Osten  vordringen  wolle.  „That  would  be  a  very  serious  matter 
indeed."    Was  er  dagegen  tun  würde 2,  erwähnte  er  nicht. 

Auf  die  russisch-persische  Anleihe  *  übergehend,  sagte  Lord  Saljs- 
bury  etwa  folgendes:  Niemand  könne  es  einem  andern  verwehren, 
wenn  er  einem  Dritten  Geld  leihen  wolle.  Hier  in  England  sei  man 
nicht  geneigt,  derartige  Anleihen  abzuschließen.  Er  selbst  teile  diese 
Abneigung.  Auch  hätte  Rußland  als  Landnachbar  eine  größere  Sicher- 
heit für  sein  Geld  als  England.  Als  ich  bemerkte,  daß  meines  Wis- 
sens England  dieselbe  Anleihe  hätte  abschließen  können  wie  jetzt 
Rußland,  erwiderte  Lord  Salisbury:  „Nicht  dieselbe;  den  Russen  sind 
günstigere  Bedingungen  geboten  worden  als  uns." 

P.  Metternich 

Randbemerkungen    Kaiser   Wilhelms    IL: 

1  Also  Russland  wird  stets  überall  nachgegeben 

2  Nichts! 


*  Ende  Januar  war  der  Abschluß  eines  russisch-persischen  Anleihevertrags 
erfolgt  (vgl.  darüber  Schultheß'  Europäischer  Geschichtskalender  Jg.  1900, 
S.  268).  In  Verfolg  dieses  Vertrags  überführte  die  russische  Regierung  im 
Februar  1900  größere  Qoldvorräte  nach  London  zur  Deckung  der  1892  von 
Persien  gemachten  Anleihe,  wodurch  die  damals  von  Persien  an  die  englische 
Bank   verpfändeten    Zölle   frei   wurden. 
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Nr.  5336 

Aufzeichnung  des  Ersten  Sekretärs  bei  der  Botschaft  in 
Petersburg  von  Tschirschky,  z.  Z.  in  Berlin 

Ausfertigung 

Berlin,  den  27.  Februar  1900 

Es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  Rußland,  falls  nicht  an  seinen 
Grenzen  Unruhen  ausbrechen  oder  andere  zwingende  Anlässe  von 
außen  auftreten  sollten,  in  nächster  Zeit  aus  seiner  friedlichen  Politik 
heraustreten  sollte.  Seine  Majestät  der  Kaiser  Nikolaus  fühlt  sich 
persönlich  zu  sehr  mit  den  Bestrebungen  der  Haager  Friedenskon- 
ferenz engagiert,  als  daß  er  ohne  zwingenden,  in  der  Sicherheit  der 
Grenzen  des  Reiches  liegenden  Grund  kriegerische  Aktionen  unter- 
nehmen würde.  Der  Russische  Kaiser  hat  —  in  dieser  Gedanken- 
richtung —  England,  wie  ich  guten  Grund  habe  anzunehmen,  allge- 
meine Zusicherungen  gegeben,  daß  Rußland  die  Schwierigkeiten  in 
Afrika  nicht  zu  feindlichen  Akten  gegen  England  benutzen  werde  1. 

Ein  Vormarsch  auf  Herat  insbesondere  dürfte  schwerlich  für  die 
nächste  Zeit  das  Ziel  der  russischen  Politik  bilden.  Herat  als  soge- 
nannter „Schlüssel  von  Indien"  würde  erst  dann  für  Rußland  von 
Wert  sein,  wenn  es  Indien  selbst  ernstlich  anzugreifen  gedächte.  Dies 
ist  zurzeit  nicht  der  Fall.  Die  Besetzung  von  Herat  allein,  ohne  weiter 
vorgehen  zu  wollen,  wird  für  Rußland  kaum  von  erheblichem  Vor- 
teil sein,  würde  auch  eine  Verständigung  mit  dem  Emir  zur  Voraus- 
setzung haben  müssen.  Denn  Rußlands  Politik  ist  viel  zu  vorsichtig, 
um  sich  die  Afghanen  zu  Feinden  zu  machen.  Herat  in  Feindesland 
dauernd  zu  halten,  würde  unverhältnismäßig  teuer  zu  stehen  kommen. 
Rußland  wird  wahrscheinlich  abwarten,  bis  es  später  einmal  von  den 
Afghanen  selbst  gerufen  wird. 

Rußland  strebt  langsam  und  bedächtig  den  Zugang  zum  Indi- 
schen Ozean  an,  scheint  dabei  aber  mehr  den  Weg  durch  Ostpersien 
als  durch  Afghanistan  und  Belutschistan  im  Auge  zu  haben. 

Die  Gewährung  der  Anleihe  an  Persien  ist  einer  der  Schritte  auf 
diesem  Wege.  Sie  ist  keine  Folge  der  englischen  Verwickelungen  in 
Afrika,  denn  sie  war  schon  im  vergangenen  Herbst  im  Prinzip  ent- 
schieden, wohl  aber  ist  der  Abschluß  dadurch  beschleunigt  worden. 
Es  ist  nicht  wahrscheinlich,  daß  Rußland  in  nächster  Zeit  England 
direkt  in  Südpersien  entgegengetreten  wird.  Es  wird  vielmehr  sich 
zunächst  an  diesem  einen  Erfolg  genügen  lassen  und  trachten,  durch 
stille  Arbeit  seinen  Einfluß  über  ganz  Persien  zu  stärken  und  zu 
entwickeln.  Daher  mußte  der  russische  Minister  es  vor  allem  ver- 
meiden, wie  England  vorgeschlagen,  mit  letzterem  gemeinschaftlich 
und  auf  Grund  einer  Interessenabgrenzung  im  Süden  und  Norden 
Persiens  die  Anleihe  an  Persien  zu  geben. 
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Unser  Bahnbau  in  Kleinasien  *  ist  für  das  russische  Selbstgefühl 
empfindlich2;  Rußland  sieht  wohl  ein,  daß  es  denselben  zu  hinter- 
treiben nicht  imstande  ist,  und  sucht  nun  dabei  möglichst  viel  für 
sich  herauszuschlagen.  Zunächst  versuchte  es  von  uns  —  durch  seine 
Drohung  einer  russisch-englischen  Verständigung  im  letzten  Sommer 
—  eine  schriftliche  Erklärung  bezüglich  der  Dardanellen  herauszu- 
locken**3. Jetzt  versucht  es  von  der  Türkei  Gegenkonzessionen  zu 
erlangen.  Mit  uns  wird  Rußland  wegen  der  Bagdadbahn,  soviel  ich 
glaube,  ernstlich  sich  nicht  verfeinden  wollen.  Wie  weit  es  in  seinem 
Drängen  dem  Sultan  gegenüber  gehen  wird,  ist  schwer  vorauszu- 
sagen, weil  persönliche  Momente  (Stellung  von  Sinowiew)  da  mit- 
spielen. Ich  sollte  aber  meinen,  daß  man  in  St.  Petersburg  kaum 
Lust  hat,  jetzt  eine  schwere  Krisis  mit  Konstantinopel  heraufzube- 
schwören. Für  uns  wäre  vielleicht  das  Günstigste,  wenn  die  Türken 
den  Russen  —  wenigstens  auf  dem  Papier  —  irgendein  Versprechen 
machen  würden. 

Wenn  man  aus  den  für  die  Politik  Rußlands  maßgebenden  Per- 
sönlichkeiten auf  den  vermutlichen  Gang  der  Politik  selbst  Schlüsse 
ziehen  kann,  so  erscheint  eine  friedliche  Richtung  für  die  Folge  noch 
wahrscheinlich.  Seine  Majestät  der  Kaiser  ist  nach  Natur  und  Anlage 
Gegner  jedes  aktiven  Vorgehens;  seine  persönliche  Stellungnahme 
für  die  Friedensliebe  wurde  schon  oben  berührt.  Graf  Murawiew 
kennt  diese  Dispositionen  seines  Gebieters  zu  gut,  um  ohne  dringende 
Not  dagegen  zu  wirken;  er  weiß  auch,  daß  er  dabei  leicht  seine 
Stellung  verwirken  würde.  Zudem  ist  er,  wenn  auch  kein  großer 
Staatsmann,  doch  klug  und  sehr  findig,  und  er  hat  genug  Selbst- 
erkenntnis, um  zu  fühlen,  daß  er  selbst  nicht  der  Mann  ist,  um  eine 
Politik  der  großen  Aktionen  beherrschend  durchzuführen.  Herr  Witte 
kann  sein  Sorgenkind  —  die  Goldwährung  —  nur  bei  dauerndem  Frie- 
den am  Leben  erhalten.  Die  allgemeine  ökonomische  Lage  des 
Landes  ist  nicht  günstig,  die  industrielle  Krisis  sogar  akut.  Rußland 
ist  im  Begriff,  eine  Neubewaffnung  der  Artillerie  vorzunehmen.  Wie 
es  heißt,  sollen  gerade  jetzt  die  ersten  tausend  neuen  Geschütze  bei 
der   russischen   Fabrik   Putilow   in   Bestellung  gegeben   werden. 

Der  schwierigste  Punkt  für  die  russische  Politik  ist  die  Behand- 
lung der  japanischen  Frage.  Rußland  muß  trachten,  den  Zeitpunkt 
eines  Zusammenstoßes  mit  Japan  —  der  an  sich  in  Petersburg  für 
unabwendbar  gilt  —  möglichst  hinauszuschieben,  bis  die  sibirische 
Bahn  fertig  und  die  russische  Flotte  der  japanischen  mindestens 
gleichwertig  sein  wird.  Daher  der  seinerzeit  erfolgte  Rückzug  aus 
Korea  und  das  Bestreben,  alle  Reibungen  —  wie  z.  B.  die  Frage 
in    Masan-po***   —    möglichst   zu    vertuschen.    Das    Hauptaugenmerk 

*  Vgl.  Abschnitt  A. 

**  Vgl.   Bd.  XVIII,   Kap.  CXIX. 

***  Vgl.  Bd.  XVI,  Kap.  CVI. 
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wird  Rußland  darauf  richten,  den  Japanern  jede  Möglichkeit  zu 
nehmen,  gegen  Rußland  so  vorzugehen,  daß  die  Ehre  des  Reichs  in 
Mitleidenschaft  gezogen  erscheint.  Inzwischen  schickt  Rußland  jedes 
nur  vom  Stapel  gelassene  Schiff  unverzüglich  nach  Ostasien.  Ich 
höre,  daß  die  russische  Flotte  in  der  Ostsee  zurzeit  jede  Bedeutung 
verloren  hat1. 

von  Ts  chi  rs  ch  ky 

Randbemerkungen    Kaiser    Wilhelms    II.: 

1  Ja 

2  unglaublich!  was  geht  Rußland   Kl[ein]    Asien  an! 

3  richtig 

Nr.  5337 

Der  Stellvertretende  Botschafter  in  London  Gesandter 

Graf  von  Metternich  an  den  Reichskanzler 

Fürsten  von  Hohenlohe 

Ausfertigung 
Nr.  119  London,  den  28.  Februar  1900 

Ich  nahm  heute  Gelegenheit,  bei  Lord  Salisbury  die  Unterredung 
zu  verwerten,  welche  Seine  Majestät  der  Kaiser  mit  Herrn  von 
Szögyeny  kürzlich*  gehabt  hat,  und  worin  allerhöchstderselbe  sich 
dahin  aussprach,  daß  die  deutsche  Politik  weder  England  noch  Ruß- 
land geschwächt  zu  sehen  noch  zwischen  beiden  Mächten  Zwietracht 
zu  säen  wünsche,  und  daß  nicht  ein  Weltkrieg  sondern  der  Welt- 
friede Zweck  seiner  Politik  wäre. 

Lord  Salisbury  knüpfte  hieran  die  Bemerkung,  daß  es  auch  im 
Interesse  Rußlands  liege,  diese  weise  Auffassung  Seiner  Majestät 
des  Kaisers  zur  Richtschnur  zu  nehmen;  denn  wenn  es  auch  imstande 
wäre,  mit  Hülfe  einer  andern  Macht  Verwicklungen  herbeizuführen 
und  das  Gleichgewicht  Europas  zu  stören,  so  wisse  es  doch  nicht, 
was  es  an  Stelle  des  Niedergerissenen  wieder  aufbauen  könne.  Auch 
für  Rußland  sei  der  vorhandene  Zustand  des  Gleichgewichts  in  Europa 
am  vorteilhaftesten. 

In  derselben  Lage  befände  sich  England.  Er  sei  zwar  überzeugt, 
daß  ein  starkes,  mächtiges  Deutschland  eine  Notwendigkeit  für  Europa 
und  auch  für  England  bilde,  er  halte  es  aber  für  verfehlt  und  bedauer- 
lich, wenn  Redner  öffentlich  von  Allianzen  sprächen.  Die  alte  eng- 
lische Politik,  sich  nicht  in  die  kleinen  Händel  des  Festlandes  zu 
mischen,  bestehe  noch  fort.  Diese  Haltung  sei  ganz  gut  damit  zu  ver- 
einbaren, daß  England  sich  im  Notfalle  auf  die  Seite  derjenigen  Macht 
stelle,  deren   Interessen   mit  den   englischen   übereinstimmten. 

P.  Metternich 


*  Am   30.   Januar   1900. 
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Nr.  5338 

Der  Generalkonsul  in  Kalkutta  von  Waldthausen,  z.  Z.  in 
Simla,  an  den  Reichskanzler  Fürsten  von  Hohenlohe 

Ausfertigung 
Nr.  476  Simla,  den  28.  September  1900 

Der  Chef  des  hiesigen  Auswärtigen  Amts  *  hat  sich  zu  mir  dahin 
ausgesprochen,  daß  sich  der  russische  Einfluß  in  Nordpersien  seit 
dem  Zustandekommen  der  russisch-persischen  Anleihe  sehr  gesteigert 
habe;  auch  sei  der  Süden  Persiens  in  diesem  Jahre  von  Russen  viel 
bereist  worden,  vermutlich  um  das  Land  zu  erforschen.  Sir  William 
Cuningham  hält  es  für  wahrscheinlich,  daß  bei  dem  Abschluß  der 
Anleihe  geheime  Vereinbarungen  getroffen  seien;  er  wußte  jedoch 
nichts  Näheres  über  den  Inhalt  dieser  Vereinbarungen  anzugeben. 

In  betreff  des  russischen  Kriegsschiffes,  welches  seinerzeit  im 
Persischen  Golf  erschien,  wiederholte  der  Chef  des  Auswärtigen 
Amts  seine  bei  einer  früheren  Unterredung  getane  Äußerung,  daß 
dasselbe  dort  wohl  nur  die  russische  Flagge  habe  zeigen  wollen.  Er 
fügte  hinzu,  es  wäre  indes  auch  möglich,  daß  die  Russen  beabsich- 
tigt hätten,  bei  dieser  Gelegenheit  eine  Kohlenstation  im  Golfe  zu 
erlangen;  das  Kriegsschiff  habe  tatsächlich  in  Buschir  Kohlen  unter 
dem  Vorgeben  gelandet,  daß  es  zu  viel  Kohlen  an  Bord  habe. 

Sir  William  Cuningham  äußerte  sodann,  daß  kürzlich  auch  seitens 
der  Franzosen  Kohlen  in  dem  Depot  gelandet  worden  seien,  welches 
dieselben  im  vorigen  Jahre  bei  der  Maskataffäre  in  der  Bucht,  in  der 
die  Stadt  Maskat  liegt,  erhalten  hätten,  und  daß  sich  gegenwärtig 
ein  französisches  Kriegsschiff  im  Golfe  befände.  Er  bemerkte  dabei, 
daß  die  Franzosen  im  vergangenen  Jahre  ein  Kohlendepot  nicht  in 
der  gedachten  Bucht,  sondern  außerhalb  derselben  an  einem  anderen 
Platze  an  der  Küste  des  Sultanats  hätten  haben  wollen,  um  dort  von 
England  unabhängig  und  unbeobachtet  zu  sein.  Da  dieselben  jedoch 
seinerzeit  erklärt  hätten,  daß  es  ihnen  nur  darum  zu  tun  wäre,  ein 
Depot  unter  denselben  Bedingungen  wie  England  zu  erhalten,  so 
hätten  sie  das  ihnen  angebotene  Depot  in  der  gleichen  Bucht,  in  der 
England  seine  Kohlenvorräte  habe,  nicht  ablehnen  können,  und  Eng- 
land sei  nun  in  der  Lage,  die  Franzosen  in  der  Bucht  zu  beobachten. 

Als  das  Gespräch  auf  Afghanistan  kam,  äußerte  Sir  William 
Cuningham,  daß  die  indische  Regierung  keinerlei  Nachrichten  über 
eine  angeblich  bevorstehende  Mobilisierung  der  Truppen  des  Emirs 
und  Entsendung  derselben  an  die  russische  Grenze,  wovon  in  den 
hiesigen  Zeitungen  vor  einiger  Zeit  die  Rede  war,  erhalten  habe.  Er 
erkläre   indes,   daß   die   im   vergangenen   Winter   erfolgten   russischen 


*  Sir  William   Cuningham. 
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Truppenbewegungen  an  der  afghanisch-persischen  Grenze  den  Emir 
seinerzeit  sehr  beunruhigt  hätten.  Der  Chef  des  Auswärtigen  Amts 
wies  sodann  darauf  hin,  daß  Rußland  Herat  jederzeit  besetzen  und 
durch  England  hieran  nicht  gehindert  werden  könne.  Rußland  werde 
dies  aber  natürlich  nicht  in  ganz  ruhigen  Zeiten  tun,  sondern  einen 
Zeitpunkt  abwarten,  in  dem  Englands  Hände  anderweitig  gebunden 
seien.  Der  südafrikanische  Krieg  sei  eine  Gelegenheit  gewesen,  bei 
der  Rußland  gegen  Herat  hätte  vorgehen  können.  Dasselbe  habe 
jedoch  diese  Gelegenheit  nicht  benutzt,  vielleicht  weil  es  schon  da- 
mals Nachrichten  über  die  Verhältnisse  in  China  gehabt  habe,  welche 
es  ihm  wünschenswert  erscheinen  ließen,  nichts  Neues  zu  unter- 
nehmen. 

Der  Chef  des  Auswärtigen  Amts  äußerte  noch,  daß  die  Russen 
nicht  bloß  Herat,  sondern  ganz  Nordafghanistan  nehmen  könnten. 
Sir  William  Cuningham  glaubt,  daß  nach  einer  etwaigen  Einnahme 
Nordafghanistans  eine  Grenze  in  Afghanistan  gezogen  werden  würde; 
er  nimmt  augenscheinlich  nicht  etwa  an,  daß  jenes  Vorrücken  Rußland 
ein  weiteres  Vordringen  nach  Indien  zu  ermöglichen  würde,  sprach 
sich  jedoch  dahin  aus,  daß  der  Besitz  von  Herat  und  von  Meschhed, 
der  Hauptstadt  Chorasans,  den  Russen  bei  ihren  auf  ein  Vordringen 
nach  dem  Persischen  Golf  zu  gericheteten  Plänen  eine  große  Hülfe 
sein   würde. 

v.  Waldthausen 


Nr.  5339 

Der  Erste  Sekretär  bei  der  Botschaft  in  London  Freiherr 
von  Eckardstein  an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 

Nr.  2  London,  den  2.  Januar  1901 

Geheim 

Als  im  Januar  vorigen  Jahres  Rußland  der  persischen  Regierung 
der  mit  England  getroffenen  Vereinbarung  entgegen  eine  Anleihe  ver- 
schaffte und  dadurch  bestimmte  Konzessionen  seitens  des  Schahs  in 
Nordpersien  erhielt,  wurde  Sir  Charles  Scott  beauftragt,  in  St.  Peters- 
burg anzufragen,  ob  der  zwischen  Persien  und  Rußland  aus  Anlaß 
der  Anleihe  abgeschlossene  Vertrag  etwa  geheime  Klauseln  in  bezug 
auf  Südpersien  und  den  Persischen  Golf  enthielte,  sowie  gegebenen- 
falls darauf  aufmerksam  zu  machen,  daß  die  englische  Regierung 
sich  jedem  Eingriff  in  die  Zollverwaltung  am  Persischen  Golf  sowie 
dem  Versuch  russischerseits,  in  Südpersien  festen  Fuß  zu  fassen, 
widersetzen  werde  *.  Der  Botschafter  erhielt  darauf  vom  Grafen 
Murawiew   die  Zusicherung2,   daß   der   eben   abgeschlossene   Vertrag 
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mit  Persien  keinerlei  geheime  Klauseln  enthielte,  sowie  daß  Rußland 
nicht  die  geringsten  Absichten  habe,  sich  in  Südpersien  und  am  Per- 
sischen Golf  festzusetzen.  Das  englische  Kabinett  begnügte  sich  da- 
mals 3  mit  den  vom  Grafen  Murawiew  abgegebenen  Erklärungen  und 
ließ  die  Angelegenheit  ruhen. 

Wie  es  sich  jedoch  nunmehr  herausgestellt  hat,  befindet  sich  in 
dem  im  vergangenen  Jahre  abgeschlossenen  russisch-persischen  Ver- 
trage unter  anderem  auch  ein  geheimer  Passus,  welcher  besagt,  daß 
der  Schah  im  Jahre  1901  die  Küstenplätze  Buschir  und  Bender- 
Abbas  mit  den  6000  Köpfe  zählenden  sogenannten  persischen  Ko- 
saken, welche  von  russischen  Offizieren  kommandiert  werden,  zu 
besetzen  habe4. 

Von  authentischer  Seite  erfahre  ich  im  strengsten  Ver- 
trauen, daß  das  englische  Kabinett,  welches  erst  kürzlich  von  dem 
genannten  geheimen  Passus  Kenntnis  erhalten  hat  und  über  die  russi- 
sche Perfidie  im  höchsten  Grade  entrüstet  ist,  beschlossen  hat,  den 
Moment,  wo  das  persische  Kosakenkorps  nach  dem  Süden  aufbricht, 
mittelst  seiner  Flotte  im  Persischen  Golf,  welche  im  Begriff  steht, 
noch  bedeutend  verstärkt  zu  werden,  die  Plätze  Buschir  und  Bender- 
Abbas  in  Besitz  zu  nehmen 5. 

In  den  nächsten  Tagen  hoffe  ich  noch  weitere  Einzelheiten  zu 
erfahren. 

Für  den  Kaiserlichen  Botschafter 
H.    Eckardstein 

Randbemerkungen  Kaiser  Wilhelms  II.: 

1  Das   wird   Scott   so   gewiß   nicht  gesagt  haben!   sehr   fraglich?! 

2  also  war  es  gelogen 
8  naiv! 

4  Prosit!    Das   war  vorherzusehen 

5  Na!    Das  kann  ja  recht  nett  werden 

wenn    nur    unsere    dämliche    Presse    dann    leidlich    vernünftig    ist    und    den 
Schnabel  hält 

Nr.  5340 

Der  Erste  Sekretär  bei  der  Botschaft  in  London  Freiherr 
von  Eckardstein  an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 

Nr.  9  London,  den  5.  Januar  1901 

Geheim 

Wie  ich  ferner  erfahre,  befindet  sich  in  der  geheimen  Klausel 
des  russisch-persischen  Anleihevertrages  auch  der  Passus,  daß  der 
Schah  das  unter  russischen  Offizieren  stehende  Kosakenkorps  von 
6000  zunächst  auf  16  000  und  später  sogar  auf  30  000  Mann  zu 
erhöhen  habe1. 
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Auf  dem  hiesigen  India  Office  wirft  man  Lord  Salisbury  vor, 
daß  er  einerseits  sich  von  Rußland  habe  düpieren  lassen  2  und  anderer- 
seits die  Unfähigkeit  Sir  Mortimer  Durands,  welcher  daran  schuld 
sei,  daß  der  englische  Einfluß  in  Teheran  durch  den  russischen  voll- 
ständig verdrängt  worden  sei,  nicht  habe  erkennen  wollen.  Man  gibt 
sich  jedoch  der  Hoffnung  hin,  daß  der  neue  englische  Vertreter  Sir 
Arthur  H.  Hardinge,  welcher  aufgefordert  worden  ist,  sich  baldmög- 
lichst auf  seinen  neuen  Posten  zu  begeben,  den  englischen  Einfluß  in 
Persien  wieder  herstellen  werde3.  Man  rechnet  dabei  auf  die  Mithülfe 
des  Hofministers  Hakim  el  Mülk  sowie  des  Kriegsministers  Chan  Sar- 
dar,  welche  nach  Aussage  des  hiesigen  antirussisch  gesinnten  persi- 
schen Gesandten  Mohamed  Ali  Chan  dem  Schah  letzthin  erklärt  haben 
sollen,  daß  sie  im  Falle  der  Besetzung  von  Buschir  und  Bender-Abbas 
durch  das  russisch-persische  Kosakenkorps  sofort  ihre  Demission  geben 
würden  4. 

Je  mehr  ein  Zusammenstoß  Rußlands  und  Englands  am  Persischen 
Golf  in  den  Bereich  der  Wahrscheinlichkeit  tritt,  um  so  mehr  ver- 
sucht man  sich  hier  mit  dem  Gedanken  vertraut  zu  machen,  daß  es 
gelingen  dürfte,  die  deutsche  Politik  in  die  Frage  des  Persischen 
Golfs  mit  zu  verwickeln  5. 

Der  Direktor  der  politischen  Abteilung  der  India  Office  Sir  Wil- 
liam Lee  Warner,  welcher  zugleich  die  gesamte  Orientpolitik  Eng- 
lands beeinflußt,  kam  mir  gegenüber  gestern  auf  die  Bagdadeisen- 
bahn zu  sprechen  und  bemerkte,  daß  Deutschland  in  seinem  Bestre- 
ben, sich  in  Kleinasien  festzusetzen  *,  die  volle  Sympathie  Englands 
habe  und  auch  gegebenenfalls  auf  dessen  Unterstützung  zur  Errei- 
chung seiner  Ziele  rechnen  könne  6.  Selbst  mit  Bezug  auf  die  Euphrat- 
mündung  würde  sich  vielleicht  eine  Vereinbarung  zwischen  England 
und  Deutschland  treffen  lassen.  Ich  erwiderte  Sir  William,  daß  die 
Kaiserliche  Regierung  meines  Wissens  in  Kleinasien  gar  keine  poli- 
tischen Ziele  verfolge 7,  sondern  ebenso  wie  andere  Nationen  nur 
bestrebt  sei,  ihre  Handelsinteressen  wahrzunehmen 8. 

Für  den  Kaiserlichen  Botschafter 
H.  Eckardstein 

Randbemerkungen  Kaiser  Wilhelms  IL: 

1  Sehr  praktisch!    Er  bezahlts  und  die   Russen  kommandiren   es! 

2  ja 

3  i  ; 

4  Das  wird  ihm   und  Rußland  egal  sein.    Wenn  es  von   Letzterem  den  nötigen 
Bakschisch  kriegt,  haut  er  den   Demonstranten  noch  die  Schädel  ab! 

6  Nein!     3mal    nein! 

6  weil  sie  uns  nicht  daran  hindern  können. 

7  richtig 

8  gut 

*  Vgl.  Abschnitt  A. 
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Nr.  5341 
Der  Reichskanzler  Graf  von  BüLow  an  Kaiser  Wilhelm  II. 

Ausfertigung 

Ganz  geheim  Berlin,  den  10.  Januar  1901 

Euerer  Kaiserlichen  und  Königlichen  Majestät  darf  ich  allerunter- 
tänigst  zwei  geheime  Meldungen  des  Freiherrn  von  Eckardstein  vom 
2.  bzw.  5.  d.  Mts.,  betreffend  England  und  Persien,  in  der  Anlage* 
unterbreiten.  Aus  diesen  Meldungen  geht  von  neuem  hervor,  daß 
trotz  der  intimen  Beziehungen  zwischen  den  Höfen  von  St.  Peters- 
burg und  London  die  Wege  der  englischen  und  der  russischen  Poli- 
tik sich  nicht  nur  in  China,  sondern  auch  in  anderen  Teilen  der  Welt 
immer  wieder  durchkreuzen.  Die  neutrale,  abwartende  und  reser- 
vierte Haltung,  welche  Euere  Majestät  zwischen  beiden  Mächten 
einnehmen,  erweist  sich  hierdurch  wieder  als  die  unseren  Interessen 
allein  entsprechende,  da  wir  in  Persien  ebensowenig  wie  in  China 
irgendwelches  Interesse  daran  haben,  für  England  die  Kastanien  aus 
dem  Feuer  zu  holen 1.  Indem  Eure  Majestät  unsere  Selbständigkeit 
gegenüber  England  wie  gegenüber  Rußland  mit  derselben  Festigkeit 
wahren,  gleichzeitig  aber  unser  Verhältnis  zu  England  und  zu  Ruß- 
land in  gleicher  Weise  pflegen 2,  steigt  unser  Prestige  gegenüber 
beiden   Mächten. 

Bülo  w 

Bemerkung   Kaiser  Wilhelms   II.   am   Kopf   des   Schriftstücks: 

Eckh[ardstein]    hat   brillant   aufgepaßt    und    soll    zu    Dekoration   vorgeschlagen 

werden 

Randbemerkungen  des   Kaisers: 

1  Stimmt 

2  es  braucht  eine  verflucht  lange  Zeit! 

Nr.  5342 

Der  Botschafter  in  Petersburg  Fürst  von  Radolin  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 

Nr.  32  St.  Petersburg,  den  27.  Januar  1901 

Geheim 

Aus  zuverlässiger  Quelle  erfahre  ich  in  strengstem  Vertrauen, 
daß  während  bisher,  wie  bekannt,  bereits  die  Beziehungen  zwischen 
dem  russischen  und  dem   englischen  Hof  sehr  intim  gewesen,  nun- 


*  Siehe   Nr.   5339  und   5340. 
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mehr  auch  das  Verhältnis  beider  Regierungen  zueinander  ein 
engeres  werden  würde.  Mein  Gewährsmann  sprach  von  bevorste- 
hendem „rapprochement",  sowie  daß  schon  vorbereitende  Bespre- 
chungen und  Verständigung  in  dieser  Richtung  innerhalb  der  hiesigen 
maßgebenden  Kreise  stattgefunden  haben  sollen. 

Ra  dolin 

Nr.  5343 

Der  Stellvertretende  Botschafter  in  London  Gesandter 

Graf  von  Metternich  an  den  Reichskanzler 

Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 

Nr.  457  London,  den   1.   November   1901 

Die  Novembernummer  der  „National  Review"  veröffentlicht  einen 
Artikel  über  die  auswärtige  Politik  Englands,  in  dem  Deutschland 
als  der  wahre  Feind  und  unmögliche  Bundesgenosse  Englands,  die 
Einigung  mit  Rußland  aber  als  das  wahre  Ziel  der  großbritannischen 
Politik  hingestellt  wird.  Zuerst  wies  die  „Times"  in  ihrem  Leitartikel 
vom  2.  d.  Mts.  *  auf  den  Artikel  hin  und  machte  sich  seine  Ausfüh- 
rungen zu  eigen;  auch  heute  wieder  gibt  sie  in  besonderen  Korre- 
spondenzen die  Stimmen  des  Auslandes  darüber  wieder  und  begleitet 
sie,  soweit  sie  aus  Deutschland  kommen,  mit  scharfen  polemischen 
Bemerkungen.  Vor  allem  aber  wird  von  Seiten  des  Herausgebers  der 
„National  Review"  selbst,  in  der  redaktionellen  Monatsübersicht,  die 
das  Heft  einleitet,  mit  großem  Nachdruck  auf  den  Artikel  und  seine 
Entstehung  hingewiesen.  Es  wird  darin  mitgeteilt,  er  habe  eine 
Mehrheit  von  Engländern  zu  Verfassern,  die  Interesse  und  Einsicht 
für  Politik  besäßen  und  auf  Grund  ihrer  Studien,  Reisen  und  Beob- 
achtungen urteilten;  er  enthalte  ferner  wertvolle  Anregungen  aus  ver- 
schiedenen Lagern  und  stelle  mehr  die  Ansichten  einer  Gesamtheit, 
eine  öffentliche  Meinung  dar  als  die  Äußerung  einzelner  Personen. 
Zwar  wird  jede  Inspiration  seitens  der  Regierung  auf  das  Entschie- 
denste in  Abrede  gestellt:  aber  es  wird  umgekehrt  unumwunden  zu- 
gestanden, daß  man  beabsichtige,  die  britische  Regierung  von  der 
Richtigkeit  der  ausgesprochenen  Ansichten  zu  überzeugen  und  sie 
zu  einer  entsprechenden  Änderung  ihres  Kurses  zu  bewegen.  Die 
britische  auswärtige  Politik  müsse  sich  in  letzter  Linie  nach  der  großen 
öffentlichen  Meinung  richten;  und  wenn  von  einer  Seite  versucht 
werde,  die  Nation  zu  täuschen  und  irrezuführen,  so  sei  es  Pflicht 
der  anderen,  dem  entgegenzuarbeiten  und  einen  Gegenstrom  in  der 
öffentlichen  Meinung  zu  erzeugen.  Die  bestinformierten  Staatsmänner 
beider  englischer  Parteien  seien  im  klaren  darüber,  daß   Deutschland 

*  Verschrieben    für    „29.    v.    Mts." 
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in  Zukunft  der  gefährlichste  politische  Rivale,  während  die  Vereinigten 
Staaten  der  gefährlichste  Handelsrivale  Englands  sein  würden.  Daß 
Deutschland  ein  freundlicher  Faktor  sei  und  auf  seine  Unterstützung 
gerechnet  werden  könne,  sei  allerdings  eine  durch  Zufälligkeiten 
geförderte  Ansicht  einer  Anzahl  von  Staatsmännern  von  großem  Ein- 
fluß und  von  großer  Bedeutung.  Zwar  müsse  jeder  Engländer  für 
Seine  Majestät  den  Kaiser  und  höchstdessen  glänzende  Eigenschaften 
die  tiefste  Bewunderung  hegen,  aber  politische  Konzessionen  dem  Ge- 
fühl zu  machen,  läge  ihm  fern,  und  er  werbe  ebenso  um  die  Neigung 
Frankreichs  und  Rußlands  wie  um  die  Englands;  auch  könne  ernst- 
lich nicht  mehr  geleugnet  werden,  daß  er  wenigstens  einmal  in  den 
letzten  fünf  Jahren  sich  persönlich  bemüht  habe,  eine  antibritische 
Koalition  zustande  zu  bringen.  Der  Bismarcksche  Grundsatz,  Rußland 
und  England  miteinander  zu  entzweien,  sei  heute  noch  maßgebend. 
Aus  den  „Propos  de  Felix  Faure",  die  der  „Figaro"  kürzlich 
veröffentlichte,  wird  endlich  geschlossen,  daß  auch  in  Frankreich 
das  Gefühl  vorherrsche,  eine  Verständigung  mit  England  sei  vorteil- 
hafter als  ein  Zusammengehen  mit  Deutschland  gegen   England. 

Der  Artikel  selbst  stellt  folgende  Grundlagen  der  Verständigung 
auf:  England  erhält  freie  Hand  in  Ägypten  und  im  Jangtsegebiet; 
dafür  läßt  es  Rußland  völlig  freie  Hand  im  Balkan,  gibt  ihm  einen 
Handelszugang  zum  Persischen  Golf,  hilft  ihm  die  persischen  Eisen- 
bahnen bauen,  überläßt  ihm  die  Mandschurei  und  verspricht,  Deutsch- 
land in  Kleinasien  nicht  mehr  zu  unterstützen.  Die  Wirkung  der  Ver- 
einbarung, die  durch  Erklärungen  der  Souveräne  und  Flottenbesuche 
der  Welt  kundzutun  wäre,  soll  sein,  daß  in  einem  deutsch-russischen 
Kriege  England,  in  einem  deutsch-englischen  Kriege  Rußland  neutral 
bliebe. 

Nebenbei  wird  noch  als  notwendig  bezeichnet,  daß  England  sich 
wieder  zum  Beschützer  jeder  unterdrückten  Freiheit  auf  dem  Kontinent 
mache  und  zunächst  sich  der  Tschechen  annehme,  auch  verhindere, 
daß  je  die  italienische  Stadt  Triest  deutsch  werde. 

Außer  der  „Times"  hat  bisher  nur  die  als  russenfreundlich  be- 
kannte Wochenschrift  „Spectator"  ihr  volles  Einverständnis  mit  den 
Grundzügen  der  von  „A.  B.  C.  etc."  befürworteten  Politik  ausge- 
sprochen, wenn  sie  auch  herausfühlt,  daß  man  von  Rußland  denn  doch 
zu  wenig  verlange.  Dafür  ist  in  dem  gestrigen  Leitartikel  der  „Mor- 
ning  Post"  eine  verständige  Besprechung  des  Artikels  erfolgt,  die 
dessen  Logik  als  schwach  bezeichnet. 

Der  Artikel  und  die  Einleitung  dazu  aus  der  „National  Review", 
der  gestrige  Leitartikel  der  „Morning  Post",  die  Besprechung  im 
„Spectator"  und  die  heutige  „Times-Korrespondenz"  sind  beigefügt.* 

P.  Mettern  ich 


Die   Artikel   sind  hier  nicht  wiedergegeben. 
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Nr.  5344 

Der  Gesandte  in  Teheran  Graf  von  Rex  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 

Nr.   A  45  Teheran,   den   2.   November  1901 

Der  englische  Gesandte  Sir  Arthur  Hardinge  sagte  mir  in  einer 
Unterredung,  betreffend  die  russisch-englischen  Interessengegensätze 
in  Asien:  er  gebe  die  Hoffnung  nicht  auf,  daß  die  beiden  Mächte  ein- 
mal auf  Grund  der  Zulassung  russischer  Anleihen  an  der  Londoner 
Börse  zu  einer  Verständigung  in  den  asiatischen  Fragen  kommen 
würden.  Graf  Rex 

Nr.  5345 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 
Nr.  474  London,  den  14.  November  1901 

Wie  mir  Graf  Deym  ganz  vertraulich  erzählt,  hat  er  in  den 
letzten  Tagen  sowohl  dem  russischen  Botschafter  als  auch  Lord 
Lansdowne  gegenüber  das  Gespräch  auf  den  kürzlich  in  der 
„National  Review"  erschienenen  russenfreundlichen  Artikel*  sowie  die 
sich  daran  anschließende  antideutsche  Preßkampagne  der  „Times" 
sowie  einiger  anderer  Blätter  gebracht.  Herr  von  St  aal  habe  ihm 
gesagt,  daß  der  betreffende  Artikel  der  „National  Review"  ihm  vor 
der  Veröffentlichung  von  dem  Editor  Herrn  M  a  x  s  e  mit  der  Bitte  um 
Begutachtung  zugeschickt  worden  sei.  Er  habe  jedoch  darauf  nicht 
reagiert,  sondern  sich  darauf  beschränkt,  den  Artikel  seiner  Regierung 
einzureichen.  Eine  Rückäußerung  habe  er  aus  St.  Petersburg  bisher 
nicht  erhalten.  Im  übrigen  habe  er  sich  folgendermaßen  über  russisch- 
englische Beziehungen  geäußert:  „Dans  mon  opinion  la  Russie  n'a 
pas  besoin  de  PAngleterre,  nous  atteindrons  notre  but  sans  arrange- 
ment  avec  les  Anglais.  Le  prix  que  nous  demanderions  pour  une 
alliance  serait  trop  grand  pour  que  l'Angleterre  puisse  nous 
l'accorder." 

Was  Lord  Lansdowne  betrifft,  so  habe  derselbe  ihm,  dem 
Grafen  Deym,  positiv  erklärt,  daß  das  englische  Kabinett  augenblicklich 
nicht  daran  denke,  sich  mit  Rußland  auf  irgendwelche  Verhandlungen 
einzulassen.  Wie  wenig  das  Kabinett  bis  jetzt  der  antideutschen  und 
prorussischen  Kampagne  einer  Anzahl  hiesiger  Blätter  Beachtung  ge- 
schenkt  habe,    beweise   unter   anderem    der   Umstand,    daß    während 

*  Vgl.   Nr.   5343. 
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der  letzten  Kabinettssitzungen  kein  einziger  Minister  der  betreffenden 
Artikel  auch  nur  Erwähnung  getan  habe.  Dagegen  könne  er  nicht 
leugnen,  daß  die  permanenten  Verhetzungen  Englands  in  der  deut- 
schen Presse  nach  und  nach  in  der  hiesigen  öffentlichen  Meinung 
ein    großes  Gefühl   der   Bitterkeit  hervorriefen 1. 

Was  den  bekannten  Artikel  der  „National  Review"  betrifft,  so 
habe  ich  bereits  anderweit  die  Ehre  gehabt  zu  berichten,  daß  nach 
zuverlässigen  Mitteilungen  die  Hauptverfasser  desselben  der  Editor 
Herr  Maxse,  Sir  Rowland  Blennerhasset  sowie  der  russische 
Finanzagent  Herr  Tatitschew  gewesen  sind.  Hierzu  erfahre  ich 
nachträglich  ebenfalls  aus  durchaus  zuverlässiger  Quelle,  daß  der  be- 
wußte Artikel  vor  seiner  Veröffentlichung  nicht  nur  sämtlichen  hiesigen 
Kabinettsmitgliedern,  sondern  auch,  außer  dem  russischen  Botschafter, 
Herrn  Witte  sowie  dem  Grafen  Lamsdorff  vorgelegen  habe.  Die 
einzigste  Persönlichkeit,  welche  darauf  direkt  reagiert  habe,  sei  Herr 
Witte  gewesen,  indem  er  dem  Editor  der  „National  Review",  Herrn 
Maxse,  ein  Telegramm  gesandt  habe,  des  Inhalts,  daß  er  mit  den 
Ausführungen  der  „Review"  im  allgemeinen  übereinstimme  und  eine 
russisch-englische  Annäherung  mit  Freuden  begrüßen  werde. 

Bezüglich  der  Person  des  Herrn  Tatich  ew  darf  ich  gehorsamst 
bemerken,  daß  derselbe  zwar  beim  hiesigen  russischen  Botschafter 
durchaus  persona  ingrata  ist,  im  übrigen  aber  mit  den  hiesigen  russi- 
schen Agenten  zusammen,  was  die  Beeinflussung  der  Presse  betrifft, 
eine  rege  und  erfolgreiche  Tätigkeit  entwickelt.  In  finanzieller  Be- 
ziehung scheint  Herr  Tatichew  sich  nicht  so  gewandt  gezeigt  zu 
haben,  und  Herr  Witte,  welchen  derselbe  vor  mehreren  Wochen  zu 
einer  Reise  nach  England  zu  bewegen  suchte,  soll,  nachdem  er  von 
anderer  Seite  erfahren,  daß  vorderhand  irgendwelche  russischen  An- 
leiheversuche in  England  aussichtslos  sein  würden,  seinen  Agenten 
als   einen  unverbesserlichen   Optimisten  bezeichnet  haben. 

P.  Metternich 

Randbemerkung   des   Grafen   von    Bülow: 

1  Durch    die    überaus    taktlose    und    ungeschickte    Rede    von    Chamberlain    ist 
die   antienglische   Stimmung   in   Deutschland  sehr  verstärkt  worden. 

Nr.  5346 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 

Nr.  515  London,  den  3.  Dezember  1901 

Das  Dezemberheft  der  „National  Review"  bringt  einen  „Some 
Consequences  of  an  Anglo-Russian  Understanding"  überschriebenen 
Artikel  von  derselben  russophilen  Firma  „A.  B.  C.  etc.",  von  welcher 
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im  Novemberheft  der  Artikel  „British  Foreign  Policy"  herrührte.  Die 
Schreiber  trösten  sich  zunächst  über  die  wenig  günstige  Aufnahme 
bei  der  russischen  Presse  mit  der  Bemerkung,  diese  letztere  stände 
in  keinen  Beziehungen  zu  maßgebenden  Kreisen,  dann  mit  dem  Bei- 
fall, den  der  erste  Artikel  bei  einigen  Pariser  Blättern  gefunden  habe, 
und  mit  dem  Aufsehen,  das  er  in  Deutschland  erweckt  habe;  der 
neue  Ausbruch  des  Engländerhasses  dort  sei  von  der  Regierung  als 
Bluff  gemeint  gewesen,  um  England  von  der  Russenfreundschaft 
abzuschrecken. 

Die  Folgen  eines  englisch-russischen  Einverständnisses,  die  man 
für  die  Weltpolitik  erwartet,  lassen  sich  kurz  dahin  zusammenfassen: 
Zusammenbruch  des  Dreibundes,  Lahmlegung  Deutschlands,  Befreiung 
Italiens  und  Österreichs  von  dem  deutschen  Drucke;  das  letztere 
namentlich  soll  dadurch  in  die  Lage  kommen,  nicht  nur  seine  Natio- 
nalitätenfragen glücklich,  d.  h.  im  slawischen  Sinne,  zu  lösen,  sondern 
auch  die  unvermeidliche  Teilung  der  Europäischen  Türkei  durch 
Übernahme  von  Albanien  und  Mazedonien  zu  ermöglichen. 

Das  Angebot  eines  Hafens  am  Persischen  Golf  an  Rußland  wird 
am  Schluß  erneuert  und  namentlich  im  Hinweis  auf  die  deutsche 
Bagdadbahn  und  Kueit  warm  befürwortet. 

Bisher  hat  der  Artikel  in  der  Presse  und  sonst  im  Publikum  nur 
wenig  Beachtung  gefunden,  trotzdem  er,  wie  der  beigefügte  Abdruck 
zeigt,  wieder  in  einer  Sonderausgabe  den  Blättern  vor  Erscheinen 
der  „Review"  zugestellt  worden  war. 

Wie  ich  nunmehr  aus  bester  Quelle  erfahre,  stammt  der  Artikel 
von  dem  Herausgeber  der  „National  Review",  Herrn  Maxse,  ferner 
von  einem  hiesigen  jüdischen  einflußlosen  Journalisten  deutscher  Her- 
kunft, namens  Bau  mann,  und  schließlich  und  hauptsächlich  von 
dem  Right  Honourable  Evelyn  A  s  h  1  e  y,  gewesenen  Unterstaatssekretär 
für  die  Kolonien  im  Ministerium  Gladstone.  Mr.  A  s  h  1  e  y  ist  ein 
eifriger  Anhänger  Lord  Palmerstons  und  infolgedessen  für  die 
Western  Alliance  eingenommen.  Im  übrigen  hat  er  gar  keinen  Einfluß. 

P.  Metternich 


Nr.  5347 

Der  Rat  im  Kaiserlichen  Gefolge  Gesandter 
von  Tschirschky,  z.  Z.  in  Neudeck,  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bidow 

Ausfertigung 

Nr.  7  Neudeck,  den  8.  Dezember  1901 

Zu  der  Aufzeichnung  des  Grafen  Rex  vom  26.  v.  Mts.,  betreffend 
die  Frage  des  Empfangs  des  Schahs  von  Persien  durch  Seine  Majestät 
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den  Kaiser  und  König  im  Jahre  1902*,  haben  Seine  Majestät  auf 
Vortrag  zu  bemerken  geruht:  „Persien  ist  mir  Hekuba.  Mit  Persien 
haben  wir  absolut  nichts  zu  schaffen,  und  wenn  England  und  Ruß- 
land sich  wegen  der  künftigen  Europareise  des  Schahs  dort  in  den 
Haaren  liegen,  so  liegt  für  mich  um  so  weniger  Grund  vor,  mich  da 
einzumischen." 

Auf  meinen  alleruntertänigsten  Hinweis  auf  die  künftige  Ent- 
wickelung  des  Handels  entgegneten  Seine  Majestät,  die  Freundschaft 
mit  dem  Sultan  genüge  ihm  durchaus,  und  der  deutsche  Handel  solle 
erst  in  Konstantinopel,  in  Hongkong  und  am  Jangtse  noch  festeren 
Fuß  fassen. 

von  Tschirsch  ky 

Nr.  5348 

Der  Geschäftsträger  in  Teheran  von  Kühlmann  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Billow 

Ausfertigung 
Nr.  A  51  Teheran,  den  9.  Dezember  1901 

Sir  Arthur  Hardinge  sprach  in  einer  längeren  vertraulichen  Unter- 
haltung über  die  augenblickliche  Lage  der  englischen  Politik  in  Asien. 

„Englands  asiatische  Politik"  —  so  ungefähr  führte  er  aus  — 
„darf  man  nur  im  Zusammenhang  mit  seiner  Gesamtpolitik  betrach- 
ten. Seit  Menschenaltern  hat  England  Preußen-Deutschland  als  eine 
sichere  Stütze  auf  dem  Kontinent  betrachtet,  stillschweigend  hat  es 
sich  als  Mitglied  des  Dreibundes  gefühlt.  In  dieser  Periode  ist  der 
englisch-russische  Interessengegensatz  manchmal  recht  scharf  zutage 
getreten;  auf  Deutschlands  internationale  Stellung  hat  dies,  um  nicht 
mehr  zu  sagen,  nicht  ungünstig  eingewirkt.  Durch  den  südafrikani- 
schen Krieg  jedoch  hat  sich  manches  geändert.  Gewisse  Vorgänge 
beim  Beginn  der  Unruhen  im  Kapland  haben  in  England  wie  Alarm- 
schüsse gewirkt,  als  man  sah,  daß  die  öffentliche  Meinung  in  Deutsch- 
land leidenschaftlich  gegen  uns  Partei  ergriff.  Die  lange  Dauer  des 
Krieges  hat  diese  feindlichen  Gefühle  nur  gesteigert;  trotz  der  Weis- 
heit und  Mäßigung  der  deutschen  Regierung  ist  doch  die  Befürch- 
tung nicht  von  der  Hand  zu  weisen,  besonders  jetzt,  wo  Deutsch- 
land seemächtig  zu  werden  beginnt,  daß  diese  starke  Bewegung  der 
deutschen   öffentlichen   Meinung   eine   Gefahr  für  uns   bildet.    Solche 


*  Bereits  im  Sommer  1900  hatte  der  Schah  Muzaffer  ed  Din  von  Persien  eine 
Europareise  angetreten,  bei  der  es  aber  zu  dem  beabsichtigten  Besuch  der  Höfe 
in  London  und  Berlin  nicht  gekommen  war.  Seit  dem  Herbst  1901  wurde 
die  Frage  einer  zweiten  Europareise  des  Schahs  ventiliert;  sie  fand  tatsächlich 
im  Frühjahr  1902  statt  und  führte  den  Schah  diesmal  auch  nach  Berlin- 
Potsdam,  wo  er  am  29.  Mai  vom  Kaiser  empfangen  wurde,  und  nach  London. 
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Erwägungen  haben  viele  einsichtige  Männer  in  England  bewogen, 
die  Frage  ernsthaft  ins  Auge  zu  fassen,  was  trennt  uns  eigentlich 
von  Rußland,  was  müssen  wir  Rußland  bieten,  um  zu  einer  Verstän- 
digung zu  gelangen? 

Drei  Fragen  wären  zu  lösen:  China,  Persien,  Konstantinopel. 

Die  Schwierigkeiten  in  China  halte  ich  nicht  für  allzu  groß..  Mit 
der  Okkupation  der  Mandschurei  haben  wir  uns  praktisch  fast  abge- 
funden; wenn  Rußland  sich  bereit  fände,  uns  in  diesem  Gebiete  Han- 
delsvorteile einzuräumen,  würde  die  englische  Regierung  zu  einer 
Anerkennung  der  russischen  Ansprüche  wohl  die  Hand  bieten. 

In  Persien  liegt  die  Sache  schwieriger.  Neuerdings  haben  sich 
in  England  Stimmen  für  die  Zulassung  Rußlands  zum  Persischen 
Golf  erhoben,  ich  erinnere  nur  an  den  Artikel  in  der  „National  Re- 
view*'; in  der  „Times"  hat  mein  Vorgänger  Sir  Henry  Drummond 
Wolff  als  „W"  neuerdings  diesen  Standpunkt  vertreten.  In  England 
haben  diese  Äußerungen  wenig  Widerspruch  erfahren,  auch  ein  Zei- 
chen der  Zeit!  Ich  für  meine  Person  halte  dies  für  ein  Experiment, 
welches  man  wohltun  wird,  sich  zweimal  zu  überlegen.  Sollte  aber 
der  Versuch  gemacht  werden,  so  denke  ich  mir  die  Ausführung  unge- 
fähr folgendermaßen:  Wir  haben  bisher  immer  von  einer  englischen 
Sphäre  im  Süden,  von  einer  russischen  im  Norden  gesprochen;  dies 
wäre  aufzugeben  und  Persien  durch  eine  Linie  von  Nord  nach  Süd  — 
etwa  Buschir  Isfahan  Teheran  —  in  eine  östliche  und  westliche 
Hälfte  zu  zerlegen.  Das  östliche  Stück  müßte,  möglichst  unter  Ga- 
rantie der  Mächte,  neutralisiert  werden,  und  ich  glaube,  Indien  wäre 
durch  dieses  verkleinerte  Persien  nicht  schlechter  geschützt  als  bisher. 
In  dem  wesentlichen  Teile  könnte  man  Rußland  freie  Hand  lassen;  die 
unbändigen  und  wohlbewaffneten  Nomadenstämme  würden  ihm  einen 
neuen  Kaukasus  bereiten,  und  seine  Kräfte  wären  auf  acht  bis  zehn 
Jahre  hinaus  festgelegt.  Das  würde  genügen;  auf  länger  hinaus  kann 
man   nicht   Politik   machen. 

Was  endlich  Konstantinopel  anbetrifft,  so  hat  man  wohl  dessen 
Bedeutung  für  England  teilweise  überschätzt.  Eine  Stellung  in  oder 
vor  dem  Ägäischen  Meere,  etwa  in  Kreta,  in  Verbindung  mit  Ägypten 
würde  hinreichen,  den  Weg  nach  Indien  in  den  Flanken  zu  decken. 
Ich  zweifle,  ob  die  englische  Regierung  weise  gehandelt  hat,  als  sie 
vor  Ausbruch  des  Krimkrieges  die  Eröffnungen  des  Russischen  Kaisers 
ohne  weiteres  von  der  Hand  wies.  Übrigens  kann  England  jetzt  ruhi- 
ger als  früher  seine  Hand  von  Konstantinopel  abziehen.  Deutschland, 
dessen  kleinasiatische  Interessen  so  ungeheuer  gewachsen  sind,  und 
Österreich  erscheinen  mir  näher  beteiligt;  ihnen  können  wir  wohl  die 
Verteidigung  Konstantinopels  in  erster  Linie  überlassen. 

Ich  halte  ein  schiedlich-friedliches  Abkommen  mit  Rußland  über 
unsere  Streitpunkte  in  Asien  durchaus  nicht  für  unmöglich;  ob  es  ein- 
mal praktisch  wird,  ist  eine  andere  Frage.    Lord  Salisbury  war  immer 
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ein  vorsichtiger  Herr,  und  eine  so  schwere  Maschine  wie  der  britische 
Staatswagen  kann  nicht  so  schnell  einschwenken  wie  die  beweglichen 
Preßbataillone/' 

Wenn  auch  Sir  Arthur,  wie  er  es  am  Schlüsse  andeutete,  die 
baldige  Ausführung  so  weitschauender  Pläne  nicht  für  wahrschein- 
lich hält,  so  sind  doch  vielleicht  solche  Ausführungen  im  Munde  eines 
in  England  hochgeschätzten  Diplomaten  nicht  ohne  symptomatischen 
Wert. 

R.  v.  Kühlmann 


Nr.  5349 

Der  Geschäftsträger  in  Teheran  von  Kühlmann  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bälow 

Ausfertigung 
Nr.  A2  Teheran,  den  6.  Januar  1902 

Von  gut  unterrichteter  russischer  Seite  wurde  mir  angedeutet, 
England  habe  in  Petersburg  in  bezug  auf  eine  Annäherung  im  Sinne 
der  bekannten  Preßkampagne  sondiert,  sei  aber  auf  eine  ablehnende 
Haltung  gestoßen. 

Vielleicht  hängt  es  damit  zusammen,  daß  der  hiesige  englische 
Gesandte  die  bisher  so  warm  befürwortete  Verständigung  mit  Rußland 
neuerdings  als  ziemlich  phantastischen  und  utopischen  Plan  behandelt. 

Wegen  der  unmotivierten  plötzlichen  Entlassung  des  englischen 
Münzdirektors  Maclean,  welche  auf  russisches  Verlangen  erfolgt  war, 
sind  auf  Betreiben  Sir  Arthur  Hardinges  dem  Grafen  Lamsdorff  durch 
die  englische  Botschaft  in  Petersburg  Vorstellungen  gemacht  worden, 
anscheinend  ohne  jeden  Erfolg.  Dies  mag  auch  zu  der  augenblick- 
lichen Abkühlung  der  russenfreundlichen  Stimmung  bei  Sir  Arthur 
beigetragen  haben. 

R.  v.  Kühlmann 

Nr.  5350 

Aufzeichnung  des  Vortragenden  Rats  im  Auswärtigen  Amt 

Rosen 

Eigenhändig.    Unsigniert  und  undatiert* 

Russian    Forward    Policy    in    Central    Asia 

Die  offiziöse  Kundgebung  des  russischen  Finanzministers  v.  Witte 
im  „Westnik  Finanssow",  die  sich  im  allgemeinen  auf  das  von  einer 

*  Die  Aufzeichnung  ist  entstanden  zwischen  dem  9.  Januar  1902,  wo  die 
offiziöse  Kundgebung  Wittes  im  Auswärtigen  Amt  einging,  und  dem  26.  Januar, 
wo    die    Aufzeichnung    Rosens    der    Botschaft    in    London    mitgeteilt    wurde. 
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deutschen  Finanzgruppe  geleitete  Bagdadunternehmen  bezieht*,  ent- 
hält auch  einen  Abschnitt,  welcher  sich  an  die  englische  Politik 
wendet  und  für  diese  von  hoher  Bedeutung  ist: 

„Gegen  den  Bau  einer  russischen  Bahn  nach  Indien  existiert  ein 
Einwand.  Man  sagt,  daß  dieser  Weg  uns  England  von  Angesicht  zu 
Angesicht  gegenüberstellt  und  dies  große  Nöte  und  Komplikationen 
androht.  Aber  dieser  Einwand  ist  mehr  alt  als  gerecht  und  gründet  sich 
eher  auf  unser  traditionelles  gegenseitiges  Mißtrauen  bezüglich  Eng- 
lands denn  auf  die  nüchterne  Wirklichkeit.  Auf  dem  Weltmarkte 
sind  wir  mit  England  einstweilen  kaum  schon  Konkurrenten  und  in 
Wirklichkeit  gibt  es  fast  nirgends  solche  Interessen,  die  sich  zwischen 
Rußland  und  England  nicht  abgrenzen  lassen.  Auf  dem  Gebiet  der 
handelsindustriellen  Weltkonkurrenz  ist  England  weit  eher  Deutsch- 
land schrecklich.  Wir  sind  einander  bei  unserer  geringen  gegenseitigen 
Bekanntschaft  weit  eher  aus  der  Ferne  gefährlich.  Wenn  sich  aber 
unsere  Grenzen  durch  eine  über  Herat  gehende  Bahn  verknüpfen 
werden,  wenn  auf  dieser  Linie  sich  Grenzbeziehungen  einstellen,  auf 
deren  Boden  sich  gegenseitige  wirtschaftliche  Interessen  bilden,  dann 
wird  sich  rasch  der  Nebel  der  früheren  Mißverständnisse  und  Be- 
fürchtungen lichten  und  der  auf  dem  Pamir  liegende  gordische  Knoten 
des  gegenseitigen  Mißtrauens  wird  gelöst  werden." 

Herr  von  Witte  rechnet  mit  dieser  plötzlichen  Liebeserklärung 
augenscheinlich  auf  einen  Grad  von  Naivität  beim  englischen 
Publikum,  der  doch  wohl  etwas  zu  hoch  taxiert  ist.  Alle  diejenigen 
wenigstens,  die  als  Zivilbeamte  (civilians)  oder  als  Soldaten  in  Indien 
waren  und  einen  näheren  Einblick  in  die  zentralasiatische  Politik  ge- 
wonnen haben,  werden  sofort  an  die  Fabel  vom  Fuchs  und  vom  Raben 
erinnert  werden.  Unter  den  „easy  chair  politicians"  zu  Hause  mag 
es  ja  wohl  einige  geben,  die  für  solche  Lockungen  empfänglich  sind, 
aber  alle  Angloindier  und  die  große  Mehrzahl  der  Militärs  werden 
darum  noch  nicht  wie  der  Rabe  in  der  Fabel  den  sicheren  Besitz 
Afghanistans  fallen  lassen,  damit  ihn  der  Fuchs  des  russischen  Finanz- 
ministeriums wegschnappt.  Denn  es  handelt  sich  um  nicht  mehr 
oder  weniger  als  um  die  Frage,  ob  Afghanistan  unter  britischem  Ein- 
fluß verbleiben  oder  die  russische  Einflußsphäre  noch  vermehren  soll. 
Die  etwas  stürmische,  nach  vorwärts  drängende  Politik  (the  somewhat 
impetuous  forward  policy)  einzelner  Vizekönige  von  Indien  hat  das 
englische  Eisenbahnnetz  nicht  nur  an  die  afghanische  Grenze  heran, 
sondern  auf  dem  Wege  von  Quetta  nach  Kandahar  an  einem  Punkte 
sogar  über  die  afghanische  Grenze  hinaus  bis  New  Chaman  vorge- 
schoben. Jede  dieser  Bewegungen  ist  bisher  durch  einen  Gegenzug 
des  russischen  strategischen  Eisenbahnsystems  beantwortet  worden. 
Der   letzte  und   vielleicht   bedeutendste   dieser   russischen   Schachzüge 

*  Vgl.   Abschnitt  A,  Nr.  5245,  S.  416,  Fußnote  *. 
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ist  der  bereits  begonnene  Bau  einer  Eisenbahn  von  Orenburg  nach 
Taschkent  und  in  Verbindung  damit  die  Verlängerung  der  südlichen 
Abzweigung  der  transkaspischen  Bahn  von  Kuschk  nach  Chahil  Dukh- 
haran.  Letzterer  Ort  liegt  schon  auf  afghanischem  Gebiete  auf  dem 
Wege  nach  Herat  und  bedeutet  daher  für  Rußland  dasselbe,  was 
New  Chaman  für  England  auf  seinem  Wege  nach  Kandahar  ist.  Ein 
weiteres  Vorrücken  in  das  Innere  Afghanistans  hinein  verbietet  das 
Abkommen  zwischen  England  und  Rußland,  welche  bekanntlich  in 
den  Jahren  1885  und  1886  die  afghanische  Grenze  nach  Westen  und 
Norden  durch  eine  gemeinsame  Grenzkommission  regelten.  Durch  die 
Verbindung  mit  der  Taschkent — Orenburger  Bahn  wird  es  aber  auch 
jetzt  schon  möglich  sein,  Truppen  von  dem  Inneren  Rußlands  direkt 
ohne  die  bisher  notwendige  Ein-  und  Ausschiffung  auf  dem  Kaspischen 
Meere  —  in  Baku  und  Usun-Ada  —  in  kürzester  Zeit  vor  die  Tore 
Herats  zu  bringen. 

Dies  ist  der  strategische  Gesichtspunkt,  wenden  wir  uns  nun  zu 
dem  allgemein  politischen.  Der  rote  Faden  (key  note),  der  sich  durch 
die  zwei  Bände  der  Biographie  des  verstorbenen  Emir  von  Afghani- 
stan* hindurchzieht,  ist  die  Warnung  vor  der  Zulassung  von  Eisen- 
bahnbauten in  dem  Königreich  von  Kabul.  Der  weise  und  erfahrene 
Emir  Abdurrahman  wußte  nur  zu  gut,  daß  mit  dem  Augenblick,  wo 
fremde  Hände  Schienenwege  durch  sein  Land  eröffnen,  die  letzte 
Stunde  der  Unabhängigkeit  Afghanistans  geschlagen  hat.  Er  rät  daher 
seinen  Nachfolgern,  einer  Vorwärtspolitik  im  Eisenbahnbau  —  mag  diese 
nun  von  Britisch-Indien  oder  von  Rußland  ausgehen  —  den  äußersten 
Widerstand  entgegenzusetzen.  Es  ist  aber  allen  denen,  die  in  der  zen- 
tralasiatischen Politik  zu  Hause  sind,  ganz  klar,  daß  bei  einem  gemein- 
samen Vorgehen  Englands  und  Rußlands  im  Eisenbahnbau  der  russische 
Einfluß  den  britischen  überall  sofort  verdrängen  würde.  Wir  wollen  nicht 
die  Ursachen  dieser  Erscheinung  suchen.  Wir  wollen  uns  damit  begnügen 
festzustellen,  daß  dieselbe  Erscheinung  überall  da  zutage  tritt,  wo  der  eng- 
lische und  der  russische  Einfluß  in  direkte  Berührung  kommen,  in  Ostasien, 
in  den  Pamirs,  in  Persien,  in  der  Türkei.  Selbst  in  Afghanistan,  das  doch 
nominell  und  offiziell  der  britischen  Einflußsphäre  unterliegt,  und  das 
durch  Vertrag  gebunden  ist,  außer  durch  England  keine  fremden  Be- 
ziehungen zu  unterhalten,  macht  sich  schon  jetzt  der  russische  Ein- 
fluß fühlbar.  Wenn  erst  infolge  von  Bahnbauten  der  Zutritt  zu 
Afghanistan  fremden  Nationen  gestattet  ist,  dann  wird  es  Afghanistan 
genau  so  gehen  wie  allen  anderen  zentralasiatischen  Ländern,  China, 
Buchara,  Turkestan,  Persien,  es  wird  langsam  aber  sicher  durch  die 
bewährte  aus  Schmeichelei  und  Drohungen  zusammengesetzte  russi- 
sche  Methode   absorbiert  werden.    Sollte  dieser  Fall   eintreten,   dann 


*  Emir    Abdurrahmann    f    3.    Oktober    1901;     sein    Nachfolger    war   sein    Sohn 
Habib  Ullah. 
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würde  England  zu  spät  an  alle  die  bedeutenden  Opfer  erinnert  wer- 
den, die  es  während  eines  Jahrhunderts  an  zehntausenden  von  Men- 
schenleben und  an  Millionen  von  Geld  für  die  Aufrechterhaltung  des 
Pufferstaates  Afghanistan  gebracht  hat.  Es  würde  plötzlich  zu  der 
Erkenntnis  erwachen,  daß  in  dem  großen  Kampfe  um  die  Vorherrschaft 
im  mittleren  Asien  sein  kluger  und  zäher  Gegner  ohne  einen  Schlag 
zu  führen  die  russisch-englische  Einflußgrenze  vom  Oxus  nach  dem 
Indus  verlegt  und  das  Land,  das  bisher  als  der  Schutzwall  für  Indien 
galt,  über  Nacht  zu  der  Hauptausfallspforte  für  einen  Angriff  auf  Indien 
geworden   ist. 

Randbemerkung  des  Grafen  von  Bülow: 

Ich  spreche  Herrn  Wirklichen  Legationsrat  Rosen  meine  Anerkennung  für  diese 

vorzügliche   Aufzeichnung   aus.  B      10/2 

Nr.  5351 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternich  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 
Nr.  145  London,    den    14.    März    1902 

Die  unverantwortlichen  Politiker  und  Publizisten,  welche  sich 
die  Aufgabe  gestellt  haben,  einem  gegen  Deutschland  gerichteten  Ein- 
vernehmen Englands  mit  Rußland  den  Boden  zu  bereiten,  sehen  sich 
durch  den  Abschluß  des  englisch-japanischen  Vertrages  *  zur  Stel- 
lungnahme gegenüber  dieser  unerwarteten  Wendung  in  der  britischen 
Politik  gezwungen.  Wie  schon  kürzlich  berichtet  wurde,  betrachtet 
diejenige  russophile  Schule,  die  im  „Spectator"  ihren  Ausdruck  zu 
finden  pflegt,  das  neue  Bündnis  als  einen  schweren  Fehler,  weil  es 
unmittelbar  gegen  Rußland  gerichtet  sei  und  England  zwinge,  auf 
einen   Krieg  mit  Rußland  mehr  wie  je  vorbereitet  zu  sein. 

In  ganz  anderem  Sinne  aber  äußert  sich  zur  Sache  die  sogenannte 
„A.  B.  C.-Schule",  d.  h.  diejenige  Clique  von  Publizisten  und  Poli- 
tikern, welche  in  der  „National-Review"  in  mehreren  mit  „A.  B.  C. 
etc."  gezeichneten  Artikeln  die  antideutsche  und  russophile  Kam- 
pagne energisch  geführt  hat  und  nun  wieder  im  Märzheft  der  ge- 
nannten Zeitschrift  das  Wort  ergreift. 

Es  wird  ausgeführt,  daß  die  Idee,  das  neue  Bündnis  richte  sich 
gegen  Rußland,  nur  aus  begreiflichen  Gründen  von  der  deutschen 
Presse  suggeriert  worden  sei.  Das  Bündnis  leiste  vielmehr  Rußland 
den  unschätzbaren  Dienst,  Deutschland  zu  verhindern,  die  Aufteilung 
Chinas   zu   seinem    Nutzen    durchzuführen   und   dort    auf   Grund   des 

•  Vgl.  dazu   Kap.  CX. 
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Jangtseabkommens  *,  zu  dem  die  englische  Regierung  sich  habe 
verlocken  lassen,  ein  „Deutsches  Indien"  zu  gründen.  Das  englisch- 
japanische Abkommen  müsse  sich  naturgemäß  zu  einer  Entente  auch 
mit  Rußland  erweitern,  und  wenn  man  dann  betreffs  Ostasiens  mit 
diesem  einig  geworden  sei,  könne  man  leicht  auch  auf  der  übrigen 
Welt  alle  Differenzen  mit  ihm  lösen.  Wieder  bieten  die  A.  B.  C. -Leute 
Rußland  als  Preis  den  Ausweg  nach  dem  Persischen  Golf  an ;  aber 
sie  gehen  diesmal  noch  weiter  und  wollen  ihm  auch  gern  die 
Dardanellen  überlassen.  Deutschland,  das  selbst  auf  Konstantinopel 
Appetit  habe,  werde  dies  natürlich  nicht  zugeben  wollen  und  Öster- 
reich zum  Kriege  gegen  Rußland  beordern;  aber  England  könne 
durch  die  russische  Herrschaft  über  die  Dardanellen  und  die  Stär- 
kung Rußlands  am  Balkan  keinerlei  Nachteil  haben  *. 

Der  Artikel  schließt  mit  dem  erstaunlichen  Versuch,  die  Autori- 
tät Lord  Palmerstons  für  die  dargelegten  Tendenzen  in  Anspruch  zu 
nehmen,  der  stets,  besonders  in  Persien,  dem  russischen  Vorgehen 
gegenüber  entgegenkommend  gewesen  sei  und  auch  heute  nichts 
gegen  die  Zulassung  Rußlands  zum  Persischen  Golf  haben  würde2. 

Eine  deutliche  Absage  an  die  russophilen  Bemühungen  gibt  in 
einem  Artikel  der  letzten  „Fortnightly  Review"  Diplomaticus,  der  eine 
pessimistische  Betrachtung  über  die  veränderten  Grundlagen  der  euro- 
päischen Politik  mit  der  Bemerkung  schließt,  die  Idee  eines  Ein- 
vernehmens mit  Rußlands  sei  hoffnungslos;  die  Gefahr,  die  aus 
Deutschlands  angeblich  gegen  England  gerichteter  Expansivkraft  her- 
geleitet worden  sei,  werde  weit  überschätzt,  und  es  würde  ein  Fehler 
sein,  seine  wenn  auch  beschränkte  Unterstützung  aufzugeben,  um 
die  Allianz  mit  einer  Macht  zu  suchen,  die  England  nicht  braucht, 
und  die  ihm  nichts  nützen  kann3. 

In  derselben  Zeitschrift  untersucht  ein  anderer  Anonymus,  der 
sich  Zeta  nennt,  in  scharfer  aber  mehr  sachlicher  Weise  den  Wert 
des  englisch-japanischen  Vertrages  und  namentlich  seine  Wirkung 
auf  das  Verhältnis  Englands  zu  Rußland.  Der  Verfasser  ist  durch- 
aus Opportunist:  er  scheint  weder  von  einer  vorgefaßten  Russen- 
freundschaft  noch  Deutschenfeindschaft  beeinflußt  und  nur  von  der 
Absicht  geleitet  zu  werden,  die  praktischen  Chancen  der  britischen 
Politik  zu  erwägen.  Er  sieht  in  Deutschlands  Macht  eine  Gefahr  für 
England,  die  gerade  diejenigen  am  klarsten  erkennten,  die  die  höchste 
Meinung  und  die  beste  Kenntnis  von  Deutschland  hätten;  das  Ziel 
der  deutschen  Politik  sei  ein  Einverständnis  der  Kontinentalmächte, 
das  einen  kontinentalen  Krieg  unmöglich  machen  würde.  Darum  sei 
es  schon  ein  Fehler  der  englischen  Politik  gewesen,  sich  vor  sieben 
Jahren  nicht  an  Deutschland  angeschlossen  zu  haben,  wie  es  der 
Wunsch  Seiner  Majestät  des  Kaisers  gewesen  sei;  im  gegenwärtigen 


•  Vgl.  Bd.  XVI,  Kap.  CV. 
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Zeitpunkt  aber  wäre  eine  Einigung  mit  Rußland  von  größtem  Wert 
gewesen.  Statt  dessen  bedeute  der  Vertrag  mit  Japan  nur  größtmög- 
liche Verwickelungsgefahr  mit  denkbar  geringstem  Vorteil4. 

Im  einzelnen  deduziert  Zeta  folgendermaßen:  Im  Krimkrieg  und 
auf  dem  Berliner  Kongreß  habe  England  —  in  eingestandenermaßen 
verkehrter  Politik  —  Rußland  den  Weg  zum  Nahen  Osten  verlegt 
und  dadurch  dessen  Druck  auf  Süd-  und  Ostasien  erhöht.  Der  japa- 
nische Vertrag  dränge  Rußland  jetzt  auch  im  Fernen  Osten  zurück, 
sodaß  der  ganze  Druck  des  russischen  Kolosses  nunmehr  auf  Afgha- 
nistan und  Indien  lasten  müsse5.  Und  was  sei  dadurch  gewonnen? 
An  dem  Schicksal  der  Mandschurei  habe  England  gar  kein  Interesse. 
Es  solle  Rußland  dort  unbelästigt  lassen,  wie  es  seinerseits  in  Ägypten 
unbehelligt  zu  bleiben  verlange.  Vollends  verkehrt  aber  sei  es,  Ruß- 
land am  Endpunkt  seiner  sibirischen  Bahn  Schwierigkeiten  zu  machen, 
während  man  andererseits  Deutschland  die  Bagdadbahn  ruhig  bauen 
lasse,  die  dessen  Militärmacht  in  Reichweite  zum  Persischen  Golf 
bringe.  Um  endlich  die  Integrität  Chinas  zu  sichern,  sei  der  Vertrag 
ganz  unnötig  gewesen;  denn  keine  Macht  habe  mehr  Interesse  daran, 
die  Zerstückelung  Chinas  zu  verhindern  als  Rußland,  weil  Deutsch- 
land kraft  seiner  unendlich  überlegenen  Organisation  durch  eine 
solche  Zerstückelung  große  Teile  von  China  ganz  in  seine  Hand 
bekommen  würde  und  dadurch  das  asiatische  und  das  ganze  übrige 
Rußland  auf  Generationen  hinaus  in  die  Abhängigkeit  vom  Deutschen 
Kaiser   geriete. 

Rußland,  schließt  der  Verfasser,  sieht  sich  gegenwärtig  von  Kon- 
stantinopel weiter  entfernt  als  je:  Die  wirtschaftliche  Eroberung  der 
Türkei  durch  Deutschland  und  die  nahe  bevorstehende  Übermacht  der 
deutschen  Flotte  in  der  Ostsee  blockieren  ihm  den  Weg  dahin.  Vordem 
Persischen  Golfe  liegt  die  britische  Flotte;  wenn  nun  auch  der  Ausweg 
nach  Ostasien  ihm  durch1  das  englisch-japanische  Bündnis  verlegt 
wird,  muß  es  notgedrungen 6,  wenn  auch  widerwillig,  Deutschlands 
Freundschaft  suchen,  und  eine  russisch-französisch-deutsche  Koalition 
wird  die  letzte  Folge  der  Lansdowneschen  Politik  sein.  Eine  solche 
Koalition  wird,  dank  ihrer  Ungeheuern  Militärmacht  und  durch  den 
Vorteil,  in  zwei  Weltteilen  auf  der  innern  Linie  operieren  zu  kön- 
nen, unbesiegbar  sein,  und  auch  Erfolge  der  englischen  Flotte  werden 
den   Ruin   des   englischen   Handels   abzuwenden  nicht  imstande  sein. 

P.  Metternich 

Randbemerkungen    Kaiser   Wilhelms    IL: 

1  England  cutting  off  its  nose  to  spite  its  neighbour! 

2  Die  Russen  werden  am  meisten  über  diesen  Unsinn  lachen  da  sie  die  Früchte 
einheimsen    werden. 

3  aber  sehr  viel   schaden 

4  richtig. 

5  gut 

6  wegen  der  Flotte 
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Nr.  5352 

Der  Botschafter  in  Petersburg  Graf  vonAlvenslebeti  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 
Nr.  319  St.  Petersburg,   den   12.  April   1902 

Wie  mir  bekannt,  wurde  von  englischer  Seite  vor  einiger  Zeit 
die  Behauptung  lanciert,  von  den  drei  einzigen  Fragen,  in  denen  die 
Interessen  Rußlands  und  Englands  kollidierten,  d.  h.  von  der  ost- 
asiatischen, der  zentralasiatischen  und  der  orientalischen  Frage,  sei 
es  nur  die  zentralasiatische,  der  heutzutage  noch  eine  gewisse  Be- 
deutung zukomme,  und  auch  über  diese  würden  sich  die  beiden 
Mächte  voraussichtlich  verständigen  *. 

Was  Ostasien  betrifft,  so  haben  die  Ereignisse  diese  Behauptung 
bereits  Lügen  gestraft.  Das  englisch-japanische  Abkommen  hat  ein 
grelles  Licht  auf  die  Gegensätzlichkeit  der  russischen  und  englischen 
Politik  in  Ostasien  geworfen,  und  die  Abkommen,  die  der  englisch- 
japanischen  Entente  gefolgt  sind,  haben  jedenfalls  dazu  beigetragen, 
die  bestehenden  Gegensätze  noch  mehr  zu  verschärfen,  indem  sie 
England  als  den  offenkundigsten  Gegner  der  russischen  Politik  in 
Ostasien  haben  hervortreten  lassen. 

Es  sprechen  ferner  alle  Anzeichen  dafür,  daß  obiges,  wohl  nicht 
ohne  bestimmte  Absicht  in  die  Welt  gesetztes  Theorem  auch  bezüg- 
lich Zentralasiens  demnächst  ad  absurdum  geführt  werden  wird.  Es 
gewinnt  nämlich  den  Anschein,  als  ob  Rußland  die  durch  die  jüngsten 
Verträge  geschaffene  Sachlage,  die  es  ihm  ermöglicht,  der  weiteren 
Entwickelung  der  Dinge  in  Ostasien  in  der  nächsten  Zeit  wieder  ge- 
lassener entgegenzusehen,  zu  einer  energischeren  Wiederaufnahme 
seiner  Pläne  in  Zentralasien  benutzen  wollte.  Für  diese  Annahme 
spricht  einerseits  die  große  Aufmerksamkeit,  die  die  russische  Presse 
seit  einiger  Zeit  den  persischen  und  afghanischen  Angelegenheiten 
widmet,  andererseits  die  außerordentliche  Geringschätzung,  die  man 
hier  an  maßgebenden  Stellen  zurzeit  bezüglich  Englands  und  insbe- 
sondere bezüglich  der  englischen  Armee  empfindet  und  offen  zur 
Schau  trägt.  Ich  hatte  bereits  Gelegenheit,  über  entsprechende  Äuße- 
rungen des  Kriegsministers  zu  berichten,  der  bekanntlich  Zentralasien 
sein  ganz  besonderes  Interesse  zuwendet.  Einen  Rückschluß  auf  die 
Beurteilung,  die  England  zurzeit  hier  findet,  gestattet  ferner  die  Auf- 
fassung meines  französischen  Kollegen,  der  wohl  die  hiesigen  An- 
schauungen wiederspiegeln  dürfte,  und  der  sich  kürzlich  in  Ausdrücken 
der  größten  Mißachtung  über  die  englische  Armee,  wie  man  sie 
in   Transvaal   kennengelernt   habe,    ausließ.    Marquis   Montebello   gab 


*  Vgl.  Nr.  5348. 
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sogar  der  Überzeugung  Ausdruck,  daß  die  englische  Marine  keines- 
wegs das  Prestige  verdiene,  dessen  sie  sich  noch  immer  erfreue.  Die 
kombinierten  Streitkräfte  Rußlands  mit  Deutschland  oder  Frankreich 
zur  See  würden  schon  heute  jedenfalls  leicht  mit  ihr  fertig  werden. 
Überhaupt  aber  befinde  sich  England  zurzeit  in  einem  Zustande  der 
Hülflosigkeit  und  Schwäche  wie  vielleicht  nie  zuvor. 

Ich  möchte  dahingestellt  sein  lassen,  ob  Rußland  den  Augenblick 
schon  für  gekommen  erachtet,  im  Vertrauen  auf  die  englische  Ohn- 
macht und  unter  Ausnutzung  der  durch  den  Thronwechsel  in  Afgha- 
nistan geschaffenen  Lage  zu  einer  aktiveren  Politik  daselbst  zu  schrei- 
ten. Die  Wahrscheinlichkeit  spricht  dafür,  daß  es  zunächst  Persien 
seine  besondere  Aufmerksamkeit  zuwenden  wird.  Das  jüngste  per- 
sisch-englische Telegraphenabkommen*  bietet  ihm  hierzu  einen  ver- 
mutlich nicht  unwillkommenen  Anlaß.  Im  Ministerium  der  Auswär- 
tigen Angelegenheiten  ist  man  zwar  bestrebt,  demselben  jede  Bedeu- 
tung abzusprechen  und  die  Sache  so  darzustellen,  als  ob  dasselbe 
einen  englischen  Gegenzug  gegen  die  russisch-persische  Anleihe  bilde. 
Die  Unrichtigkeit  dieser  Darstellung  liegt  auf  der  Hand.  Die  Sache 
dürfte  sich  vielmehr  so  verhalten,  wie  es  sich  aus  der  bereits  gemel- 
deten Auffassung  des  Kriegsministers  ergibt,  nämlich  daß  der  eng- 
lische Erfolg  hier  sehr  unangenehm  berührt  hat  und  einen  Ansporn 
bildet,  das  durch  denselben  zu  Ungunsten  Rußlands  gestörte  Gleich- 
gewicht zum  mindesten  wiederherzustellen.  Als  geeignetstes  Mittel 
zur  Erreichung  dieses  Zieles  scheint  zunächst  die  weitere  Durch- 
führung des  Eisenbahn-  und  Straßenprojektes  geplant  zu  sein,  das 
dazu  bestimmt  ist,  dem  russischen  Handel  und  zugleich  dem  russi- 
schen Einfluß  die  Vorherrschaft  in  Persien  zu  sichern.  Einer  offiziösen 
Kundgebung  zufolge  ist  gleichzeitig  mit  dem  Abschluß  der  Anleihe 
der  persischen  Diskonto-  und  Leihbank  von  der  Regierung  des  Schahs 
die  Konzession  zum  Bau  und  zur  Exploitation  einer  Fahrstraße  von 
der  kaukasischen  Grenze  (Djulfa)  nach  Tabris  und  weiter  bis  nach 
Kaswin  gewährt  worden.  Diese  Straße  liegt  in  der  Fortsetzung 
der  Eisenbahn  Tiflis — Alexandropol — Eriwan,  an  deren  Fertigstellung 
eifrig  gearbeitet  wird,  und  wird  ein  weiteres  Glied  in  der  Herstellung 
einer  engeren  Verbindung  zwischen  der  kaukasischen  und  der  trans- 
kaspischen Bahn  bilden.  Es  heißt  ferner,  daß  auch  die  Weiterführung 
der  Bahnlinie  über  Eriwan  bis  Djulfa  bereits  in  Aussicht  genommen  ist. 

Es  ist  noch  nicht  bekannt,  welches  die  weiteren  Pläne  der  russi- 
schen Regierung  sind,  und  ob  sie  dem  Projekt  einer  Bahn  durch  Per- 
sien nach  dem  Persischen  Golf,  einer  Anschlußbahn  an  die  transkau- 
kasische Bahn  von  Aschabad  nach  Meschhed  oder  der  Linie  Djulfa — 

*  Im  Januar  1902  war  zwischen  Persien  und  England  eine  Konvention  abge- 
schlossen, die  der  englischen  Regierung  das  Recht  einräumte,  eine  neue  Tele- 
graphenlinie über  Jesd,  Kerman  und  Bampur  nach  der  Grenze  von  Belut-- 
schistan   zu   bauen. 
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Tabris — Teheran — Meschhed — Kuschk,  schon  bald  näherzutreten  be- 
absichtigt. Die  Presse  läßt  es  an  Aufmunterungen  hierzu  nicht  fehlen 
und  betont  besonders  die  Notwendigkeit,  mit  diesen  Bahnbauten  der 
Fertigstellung  der  Bagdadbahn  zuvorzukommen. 

Wenn  bisher  finanzielle  Rücksichten  der  Durchführung  dieser 
Pläne  hindernd  im  Wege  gestanden  haben,  so  dürfte  die  durch  den 
glänzenden  Erfolg  der  russisch-deutschen  Anleihe*  hervorgerufene 
Steigerung  des  russischen  Staatskredits  dem  Finanzminister  die  be- 
ruhigende Gewißheit  verschafft  haben,  daß  es  ihm  in  der  nächsten 
Zeit  nicht  schwer  fallen  wird,  stets  die  Mittel  zur  Verfügung  zu 
erhalten,  deren  er  für  seine  großartigen  Projekte  bedarf.  Daß  von 
seiner  Seite  eine  aktivere  Politik  Rußlands  in  Zentralasien  Schwierig- 
keiten begegnen  sollte,  ist  somit  kaum  anzunehmen. 

Alvensleben 


Nr.  5353 

Der  Botschafter  in  London  Qraf  von  Metternlch  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bälow 

Entzifferung 

Nr.  313  London,   den    11.   Juli    1902 

Geheim 

Aus  sicherer  Quelle  ist  mir  mitgeteilt  worden,  daß  im  Laufe  dieses 
Frühjahrs  zwischen  London  und  St.  Petersburg  scharfe  Noten  wegen 
Afghanistan  ausgetauscht  worden  seien.  Die  englische  Regierung  habe 
sich  über  das  Ansammeln  russischer  Truppen  an  der  afghanischen 
Grenze,  über  das  russische  Vorgehen  in  Belutschistan  und  über  eine 
Rede  des  russischen  Kriegsministers  in  Merw  oder  einer  anderen 
Stadt  Transkaukasiens  beschwert,  wobei  der  Minister  auf  den  näch- 
sten Krieg  als  gegen  England  in  Indien  gerichtet  hingewiesen  habe. 

Die  russische  Regierung  habe  mit  anderen  Beschwerden  geant- 
wortet und  die  Rede  des  Generals  glatt  abgeleugnet1,  bis  englischer- 
seits  der  dem  lokalen  Russischen  entnommene  Wortlaut  der  Rede 
der  russischen  Regierung  übergeben  worden  sei. 

Weder  Lord  Lansdowne  noch  von  Staal  lassen  das  geringste 
über  diese  stattgehabten  Differenzen  durchblicken.  In  allen  Regie- 
rungskreisen wird  das  größte  Geheimnis  hierüber  bewahrt. 

Es  ist  nicht  das  erste  Mal,  daß  Noten  wegen  Afghanistans  zwischen 
England  und  Rußland  gewechselt  worden  sind,  und  es  wird  auch 
nicht    das   letzte    Mal    sein,    daß   keine   Verwickelungen    hieraus    ent- 


*  Die   im    März    1902   in    Rußland,    Deutschland   und    Holland    aufgelegte    An- 
leihe  war   mehr   als   hundertfach   überzeichnet   worden. 
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stehen,  sondern  daß  alles  beim  alten  bleibt.     Nur  erscheint  eine  amt- 
liche Verständigung  allgemeiner  Natur  noch  im  weiten  Felde  zu  liegen  2. 

Metternich 

Bemerkung  des  Grafen  von  Bülow  am  Kopf  des  Schriftstücks: 
Respondendum,  ich  hätte  von  dieser  geheimen  sehr  beachtenswerten  Meldung 
mit  großem  Interesse  Kenntnis  genommen  und  dankte  Graf  Metternich  für 
dieselbe.  Daß  es  zwischen  Japan  und  England  zu  keiner  ausdrücklichen 
Verständigung  über  Asien  komme,  sei  für  uns  mehr  wie  je  von  der  aller- 
größten Bedeutung.  Schon  um  eine  solche  zu  erschweren,  sei  es  wünschens- 
wert, daß  der  alte  und  indolente  Staal  noch  einige  Zeit  auf  seinem  Posten 
bleibe.  B     15/7 

Randbemerkungen   des   Grafen   von    Bülow: 

1  Sehr    russisch 

2  Utinami 

Nr.  5354 

Der  Stellvertretende  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes 
von  Mühlberg  an  den  Botschafter  In  London  Grafen 

von  Metternich 

Konzept 
Nr.  655  Berlin,   den   17.   Juli   1902 

Geheim 

Der  Herr  Reichskanzler  hat  von  der  geheimen  und  sehr  beach- 
tenswerten Meldung  in  Ew.  Bericht  Nr.  313  vom  11.  d.  Mts.  * 
mit  großem  Interesse  Kenntnis  genommen  und  läßt  Ew.  für  die- 
selbe bestens  danken.  Daß  es  zwischen  Rußland  und  England  zu 
keiner  ausdrücklichen  Verständigung  über  Asien  komme,  ist  nach 
Ansicht  des  Herrn  Reichskanzlers  für  uns  mehr  wie  je  von  der  aller- 
größten Bedeutung.  Schon  um  eine  solche  zu  erschweren,  ist  es 
nach  Ansicht  des  Grafen  Bülow  wünschenswert,  daß  der  gegenwärtige 
russische  Botschafter  in  London  nicht  gerade  jetzt  durch  eine  jün- 
gere und  aktivere  Persönlichkeit  ersetzt  werde,  sondern  wenigstens 
noch  einige  Zeit  auf  seinem   Posten  bleibe. 

Mühlberg 


Nr.  5355 

Der  Geschäftsträger  In  Petersburg  Freiherr  von  Romberg 
an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 
Nr.  766  St.    Petersburg,   den    30.    Oktober    1902 

Anknüpfend  an  die  im  englischen  Parlament  gestellte  Anfrage, 
betreffend  den  Wunsch  Rußlands,  in  direkten  Verkehr  mit  Afghanistan 
*   Siehe    Nr.    5353. 
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zu  treten,  erzählte  mir  der  englische  Geschäftsträger,  Herr  Hardinge, 
zusammenhängend  den  ganzen  Verlauf  der  diesbezüglichen  russisch- 
englischen Verhandlungen.  Auf  die  Gefahr  hin,  teilweise  Bekanntes 
zu  wiederholen,  glaube  ich  doch  die  Äußerungen  des  Herrn  Hardinge 
vollinhaltlich    wiedergeben    zu   sollen. 

Vor  etwa  zwei  Jahren,  so  führte  er  aus,  habe  Graf  Murawiew A, 
und  zwar  im  Augenblick,  wo  es  den  Engländern  in  Transvaal  beson- 
ders schlecht  ging,  der  britischen  Regierung  mitgeteilt,  er  erachte 
jetzt  den  Augenblick  für  gekommen,  wo  Rußland  zu  Afghanistan  in 
andere  Beziehungen  wie  bisher  treten  müsse;  es  wünsche  über  ge- 
wisse kommerzielle  und  Grenzfragen  mit  dem  Emir  direkt  zu  ver- 
handeln. Das  Londoner  Kabinett  habe  darauf  zu  verstehen  gegeben, 
daß  es  an  seinen  Abmachungen  mit  dem  Emir  vom  Jahre  1879  fest- 
halten werde.  Als  dann  ein  Jahr  später  Herr  von  Staal  auf  die  An- 
gelegenheit zurückgekommen  sei,  habe  man  ihm  die  durch  Lord 
Cranborne  dem  Parlament  mitgeteilte  Antwort  gegeben.  Hierauf 
habe  Rußland  nicht  wieder  reagiert. 

Rußland,  fügte  Herr  Hardinge  hinzu,  habe  zwar  stets  versichert, 
daß  es  nur  für  gewisse  kommerzielle  und  Grenzfragen  mit  Afghanistan 
zu  verhandeln  wünsche;  aber  die  englische  Regierung  wisse,  daß  es 
sich  um  ganz  andere  Dinge,  um  politische  Fragen  gehandelt  habe. 
Während  die  russische  Regierung  mit  England  über  diese  Fragen 
unterhandelte,  habe  sie  an  den  Emir  einen  Brief  gelangen  lassen, 
in  welchem  sie  ihm  ihre  Wünsche  auseinandersetzte,  die  wesentlich 
anderer  Natur  gewesen  seien,  wie  die  harmlosen  der  englischen 
Regierung  angegebenen  Wünsche.  Diesen  Brief  habe  der  Emir  loyaler- 
weise der  englischen  Regierung  mitgeteilt,  die  somit  den  Beweis  für 
das  illoyale  Verhalten  Rußlands  in  dieser  Frage  in  Händen  habe,  was 
sie  auch  nicht  unterlassen  hätte,  in  Petersburg  wissen  zu  lassen. 

Auf  meine  Frage,  wie  die  Dinge  sich  wohl  weiter  entwickeln 
würden,  meinte  Herr  Hardinge,  nach  seiner  persönlichen  Ansicht 
würde  Rußland  auf  die  Angelegenheit  nicht  mehr  zurückkommen, 
sondern  würde  versuchen,  sich  direkt  mit  dem  Emir  in  Verbindung 
zu  setzen,  um  dann  England  vor  ein  fait  accompli  zu  stellen.  Der 
Hauptwunsch  Rußlands  sei  natürlich  der,  einen  ständigen  Vertreter 
in  Kabul  zu  haben. 

Es  sei  nun  die  Frage,  wie  sich  auf  die  Dauer  der  junge  Emir 
zu  den  russischen  Anträgen  verhalten  werde.  Derselbe  habe  zwar 
bei  seinem  Regierungsantritt  der  englischen  Regierung  erklärt,  er 
halte  sich  durch  den  Vertrag  vom  Jahre  1879  für  gebunden.  In- 
dessen, meinte  Herr  Hardinge,  sei  einem  Orientalen  nie  zu  trauen, 
und  die  einzige  wirkliche  Sicherheit,  die  England  besitze,  sei  die 
hohe  Jahresrente,  die  es  dem  Emir  zahle,  und  die  ihm  Rußland  wohl 
nicht  so  leicht  würde  garantieren  können.  Als  warnendes  Beispiel 
könnte  in  dieser  Beziehung  das  elende  Dasein  dienen,  das  der  afgha- 
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nische  Prätendent  Ischak  Chan  als  russischer  Pensionist  in  Taschkent 
führe.  Im  Gegensatz  zu  dieser  pessimistischen  Auffassung  des  eng- 
lischen Geschäftsträgers  sagt  mir  der  persische  Geschäftsträger*,  der 
lange  in  Meschhed  gelebt  hat  und  von  dort  her  die  afghanischen  Ver- 
hältnisse genau  beobachtet  zu  haben  angibt,  Rußland  würde  mit 
seinen  Versuchen,  in  Afghanistan  Fuß  zu  fassen,  keinen  Erfolg  haben. 
Der  jetzige  Emir  stehe  ganz  auf  demselben  Standpunkte  wie  sein 
Vorgänger,  daß  er  keinen  Fremden  in  sein  Land  hineinlasse.  Er  habe 
oft  genug  selbst  gesehen,  wie  russische  Offiziere,  die  in  Verkleidung 
versucht  hätten  in  Afghanistan  einzudringen,  abgefaßt  worden  seien 
und  mit  verbundenen  Augen  wieder  zur  Grenze  gebracht  worden 
seien.  Selbst  persischen  und  türkischen  Beamten  werde  der  Eintritt 
in  Afghanistan  nie  gestattet,  und  nur  Kaufleute  könnten  in  ganz  ge- 
ringer Zahl  dort  Handel  treiben. 

Die  obigen  Ausführungen  des  Herrn  Hardinge  schienen  mir  be- 
merkenswert, weil  er  das  sonst  von  englischer  Seite  zur  Schau  ge- 
tragene Vertrauen  in  die  absolute  Sicherheit  der  englischen  Position 
in  Afghanistan,  die  der  Stellung  Rußlands  in  Buchara  entspreche, 
nicht  zu  teilen  scheint. 

Die  Frage  ist  nun  die,  was  geschehen  würde,  wenn  der  von 
Herrn  Hardinge  supponierte  Fall  einträte,  daß  Rußland  die  Eng- 
länder vor  ein  mit  den  79er  Abmachungen  im  Widerspruch  stehendes 
fait  accompli  stellen  würde,  oder  wenn  General  Kuropatkin  einmal 
seine  Drohung  wahr  machen  würde,  Unruhen  in  Afghanistan  hervor- 
zurufen. Darauf  lautet  die  übliche  englische  Antwort:  Das  wäre  ein 
casus  belli.  Es  fragt  sich  nur,  ob  das  die  Russen  auch  glauben 
und  sich  dadurch  schrecken  lassen,  und  andererseits,  ob  auch  die 
Engländer  wirklich  entschlossen  sind,  den  ersten  russischen  Einbruch 
in  ihre  afghanische  Interessensphäre  mit  der  Kriegserklärung  zu  be- 
antworten. 

Daß  Lord  Curzon  auf  letzterem  Standpunkte  steht,  daran  scheint 
man  auf  der  hiesigen  englischen  Botschaft  nicht  zu  zweifeln.  „Lord 
Curzon",  sagte  mir  einer  meiner  englischen  Kollegen,  „wird  es  nie- 
mals zulassen,  daß  wir  in  Afghanistan  den  Russen  nachgeben,  und 
er  ist  in  England3  eine  so  mächtige  und  gefürchtete  Persönlichkeit, 
daß  er  stets  imstande  sein  würde,  in  weitestem  Umfange  die  öffent- 
liche Meinung  in  England  für  Afghanistan  mobil  zu  machen." 

Ro  m  b  e  r g 

Randbemerkungen    Kaiser   Wilhelms  II.: 

1  Das  hat  er  uns  nicht  damals  mitgetheilt 

2  ich  glaube   nicht! 

3  d.   h.   im   Cabinet 

*  Ali  Guli  Chan. 
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Nr.  5356 

Der  Gesandte  in  Teheran  Graf  von  Rex  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 

Nr..  A49  Teheran,  den  5.  November  1902 

Der  Schah  ist  am  24.  vorigen  Monats  in  Teheran  wieder  ein- 
getroffen *  und  von  der  Bevölkerung  zwar  mit  den  üblichen  Ehren- 
bezeugungen, aber  ohne  Enthusiasmus  empfangen  worden.  Im  Volke 
herrscht  allgemein  nur  die  eine.  Stimme,  der  Schah  vergeude  die  An- 
leihegelder im  Auslande,  statt  dieselben  dem  Lande  zugute  kommen 
zu  lassen.  Dem  Schah  scheint  die  Stimmung  im  Lande  nicht  un- 
bekannt zu  sein,  denn  er  versicherte  beim  Empfang  sowohl  den 
hiesigen  Diplomaten  als  auch  den  persischen  Würdenträgern,  er  habe 
die  Reise  im  Interesse  des  Landes  unternommen,  er  hoffe,  daß  die- 
selbe viel  zur  Entwickelung  der  Beziehungen  Persiens  zum  Auslande 
beitragen   werde. 

Diese  verheißungsreichen  Worte  Seiner  Majestät  dürften  in  Wirk- 
lichkeit ihre  Berechtigung  nur  hinsichtlich  des  Verhältnisses  Persiens 
zu  Rußland  haben.  Die  Beziehungen  der  beiden  Länder  haben  sich 
zweifellos  inniger  gestaltet,  naturgemäß  jedoch  im  Verhältnis  eines 
Gebieters  zum  Untergebenen.  Der  Zar  hat  den  Schah  mit  der  größten 
Liebenswürdigkeit  behandelt,  er  wird  wohl  seiner  Zufriedenheit  mit 
der  gegenwärtigen  Politik  Persiens  Ausdruck  verliehen  haben.  Die 
Begleiter  des  Schah  sind  des  Lobes  voll  über  ihren  Aufenthalt  in 
Kursk.  Man  erzählte  mir,  der  Schah  sei  eine  halbe  Stunde  mit  dem 
Zaren  ganz  allein  im  Zelte  gewesen,  dann  erst  sei  Graf  Lamsdorff 
und  der  Großwesir  hereingerufen  worden,  um  an  der  Besprechung 
über  die  einzelnen  politischen  und  wirtschaftlichen  Fragen  teilzu- 
nehmen. Mein  Gewährsmann  behauptete  zu  wissen,  daß  die  Frage 
des  Eisenbahnbaues  in  Persien  eingehend  besprochen  worden  sei, 
und  daß  der  Zar  auf  den  Wunsch  des  Schah  hin,  bald  Eisenbahnen 
in  seinem  Lande  zu  haben,  die  Zusicherung  gegeben  habe,  inner- 
halb vier  Jahren  den  Bau  einer  solchen  von  der  russischen  Grenze 
nach  Teheran  in  Angriff  nehmen  zu  lassen.  Der  Zar  soll  dem  Groß- 
wesir gesagt  haben:  „Seien  Sie  versichert,  ich  werde  alles  tun,  was 
der  Schah  wünscht."  Die  Perser  scheinen  von  den  gnädigen  Worten 
des  Zaren  hochbeglückt  zu  sein  und  wollen  sich  darüber  hinweg- 
täuschen, daß  unbedingte  Unterwerfung  unter  Rußlands  Willen  und 
die  Absage  an  England  die  Voraussetzung  obiger  Worte  ist. 

Nach   Lage  der  Sache   wird   es  dem   Schah  nicht  schwer  fallen, 
seine  Beziehungen  zu  England  noch  mehr  erkalten  zu  lassen.   Als  vor 


*  Nämlich   von  seiner   Europareise.    Vgl.  Nr.   5347,   S.   537,   Fußnote  *. 
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vier  Jahren  die  persische  Regierung  in  großer  Geldnot  war  und  sich 
mit  der  Bitte  um  Hülfe  an  England  wandte,  verhielt  sich  das  englische 
Kabinett  so  ablehnend,  daß  der  Schah  unmöglich  in  Dankbarkeit  der 
Engländer  gedenken  kann;  und  jetzt,  nachdem  der  englische  Gesandte 
Sir  A.  Hardinge  den  Schah  im  Namen  seines  Königs  in  überschwäng- 
lich  liebenswürdiger  Weise  eingeladen,  kehrt  hochderselbe  von  London 
in  bitterer  Enttäuschung  über  den  ihm  bereiteten  Empfang  zurück. 
Die  Abreise  des  Prinzen  von  Wales  zur  Jagd  während  der  offiziellen 
Besuchszeit  des  Schahs  hat  die  Perser  tief  verletzt.  Der  Schah  gab 
seiner  Mißstimmung  durch  Ablehnung  der  Einladung  zur  Jagd  im 
Park  von  Windsor  Ausdruck  und  soll  wiederholt  seiner  Umgebung 
gegenüber  den  Wunsch  ausgesprochen  haben,  baldigst  abzureisen. 
Die  englische  Bevölkerung  hat  sich  gegenüber  dem  Schah  kühl  und 
unfreundlich  benommen.  Die  Nichtverleihung  des  Hosenbandordens 
soll  in  London  zu  unerquicklichen  Auseinandersetzungen  geführt 
haben.  Auf  den  Hinweis  der  Engländer,  daß  der  Sultan  den  Orden 
auch  nicht  besitze,  soll  der  Großwesir  angeblich  geantwortet  haben, 
der  Schah  sei  doch  an  den  armenischen  Massakers  nicht  beteiligt  ge- 
wesen, sondern  habe  im  Gegenteil  die  flüchtigen  Armenier  wohl- 
wollend  aufgenommen. 

Angesichts  dieser  Spannung  zwischen  den  englischen  und  per- 
sischen Staatsmännern  ist  es  nicht  zu  verwundern,  daß  die  geschäft- 
lichen Besprechungen  resultatlos  verlaufen  sind.  Man  erzählte  mir, 
absolut  keine  der  vielen  kleinen  und  großen  englisch-persischen 
Fragen  sei  erledigt  worden,  Lord  Lansdowne  habe  persönlich  den 
Großwesir  um  eine  Eisenbahnkonzession  vom  Golf  nach  Teheran  er- 
sucht, sei  jedoch  von  diesem  unter  Hinweis  auf  das  russisch-persische 
Eisenbahnabkommen  abschlägig  beschieden  worden.  Sir  A.  Hardinge, 
welcher  der  Unterhaltung  beiwohnte,  habe  bei  dieser  Absage  die  Be- 
merkung gemacht,  er,  der  Großwesir,  hebe  wohl  auch  diese  Konzes- 
sion für  seine  Freunde,  die  Russen,  auf,  worauf  dieser,  zu  Lord  Lans- 
downe gewendet,  gesagt  haben  soll:  „Solche  Spaße  sei  er  vom  Ge- 
sandten  Englands   gewöhnt." 

Ganz  unnötigerweise  waren  die  Russen  über  die  Reise  des 
Schahs  nach  England  beunruhigt.  Herr  Witte  beauftragte  in  Über- 
einstimmung mit  dem  Grafen  Lamsdorff  den  Gouverneur  der  hiesigen 
russischen  Bank,  Herrn  Grube,  den  Schah  in  Ostende,  Paris  und 
London  zu  überwachen.  Der  Genannte  hat  sich  demgemäß  auf  der 
ganzen  Reise  in  der  unmittelbaren  Umgebung  des  Schah  befunden 
und  hat  wohl  des  öfteren  dem  Großwesir  das  Rückgrat  gesteift, 
damit  er  sich  gegenüber  den  zahllosen  Konzessionsgesuchen  ab- 
lehnend verhalte.  In  England  besonders  sollen  dem  Großwesir  man- 
cherlei verlockende  Anerbietungen  gemacht  worden  sein. 

Herr  Grube  traf  vor  kurzem  aus  St.  Petersburg  hier  wieder  ein 
und  erklärte  mir  triumphierend,  die   Engländer  seien  auf  der  ganzen 
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Linie  geschlagen.  Zu  seiner  größten  Verwunderung  habe  er  in  London 
konstatiert,  daß  man  Sir  A.  Hardinge  für  einen  äußerst  geschickten 
Diplomaten  halte.  Nach  allem,  was  ich  hier  höre,  besitzt  Sir  A.  Har- 
dinge bei  den  Persern  nicht  das  geringste  Vertrauen,  der  Großwesir 
fürchtet  seine  Aufdringlichkeit  und  seinen  Redeschwall.  Man  kann 
wohl  sagen,  der  Genannte  Tiat  hier  schon  abgewirtschaftet,  seine 
Rückkehr  erfreut  niemanden,  ausgenommen  die  Diplomaten,  die  in 
ihm  den  angenehmen  Causeur  sehr  zu  schätzen  wissen. 

Sir  A.  Hardinge  trifft  erst  nächste  Woche  hier  ein,  ich  kenne 
daher  seine  Ansicht  über  den  Schahbesuch  noch  nicht,  ein  Engländer 
jedoch,  der  demselben  beigewohnt,  sagte  mir:  „Ich  muß  leider  sagen, 
die  Inszenierung  des  Schahbesuchs  war  „miserable"  und  hat  unseren 
Interessen  in  Persien  unendlich  geschadet,  wir  haben  nichts  weiter 
getan,  als  der  russenfreundlichen  Politik  des  Großwesirs  Vorschub 
zu  leisten." 

Allgemein  wird  mir  hier  versichert,  d"aß  der  Glanzpunkt  der 
diesjährigen  Schahreise  der  Besuch  in  Berlin  war.  Die  Liebenswürdig- 
keit Seiner  Majestät  des  Kaisers  und  Königs,  die  Pracht  der  Feste, 
das  in  der  Welt  unerreicht  dastehende  Schauspiel  einer  Parade  der 
preußischen  Garden  hat  den  tiefsten  Eindruck  gemacht.  Als  der 
Schah  gestern  ein  Manöver  hier  vor  der  Stadt  abhielt,  zu  welchem  das 
diplomatische  Korps  geladen  war,  rief  er  mich  nach  Beendigung  des- 
selben zu  sich,  um  mein  Urteil  zu  hören.  Dem  Gebot  der  Höflichkeit 
gehorchend,  beglückwünschte  ich  Seine  Majestät  im  allgemeinen  zu 
seiner  Armee,  eine  eingehende  Besprechung  vermied  ich,  denn  selbst 
das  militärisch  ungeübte  Auge  eines  alten  deutschen  Reserveoffiziers 
mußte  über  die  planlose  Anlage  und  die  mangelhafte  Ausführung  des 
Manövers  entsetzt  sein.  Man  kann  sagen,  Persien  besitzt  keine  Armee, 
das  Vorhandene  ist  nach  modernen  Begriffen  eine  Karrikatur. 

Rex 

Schlußbemerkung    Kaiser    Wilhelms  II.: 

Sehr  gut  geschrieben!  Er  soll  weiter  sorgfältig  die  Entwicklung  Russischen] 
Einflußes  auf  Persien  beobachten  und  berichten.  Und  bei  solcher  Lage  der 
Dinge  giebt  es  immer  noch  in  England  Leute,  die  von  einem  Rapprochement 
mit    Rußland    reden! 

Nr.  5357 

Der  Staatssekretär  des  Auswärtigen  Amtes  Freiherr 

von  Richthof en  an  den  Botschafter  in  Petersburg 

Grafen   von  Alvensleben 

Konzept  von  der  Hand  des  Vortragenden   Rats   Rosen 

Nr.  209  Berlin,    den    26.    März    1903 

Ew.    übersende   ich    in    der    Anlage    ergebenst    einen    telegraphi- 
schen   Bericht    des    Kaiserlichen    Botschafters    in    Konstantinopel   vom 
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21.  d.  Mts.,  betreffend  englische  Treibereien  in  der  Türkei*,  zu  Ihrer 
ganz  vertraulichen  Orientierung.  Es  liegt  in  unserm  Interesse,  uns 
diesen  Reibungen  zwischen  England  und  Rußland  fernzuhalten,  um 
so  mehr,  als  unser  auch  nur  vermutetes  Erscheinen  auf  dem  Kampf- 
platze leicht  die  Folge  haben  kann,  daß  sich  die  beiden  Gegner 
zeitweise  vereinigen.  Die  Ew.  bekannten  Preßagenten  in  London 
arbeiten  beständig  auf  eine  solche  Kombination  hin,  und  ein  erheb- 
licher Teil  des  englischen  Publikums  ist  urteilslos  genug,  um  an  die 
Möglichkeit  eines  dauernden  Einvernehmens  mit  Rußland  ohne  die 
Notwendigkeit  stets  erneuter  Konzessionen  zu  glauben. 

Was  unser  Interesse  am  Persischen  Golf  betrifft,  so  beschränkt 
sich  dies  einzig  und  allein  auf  die  Sicherung  einer  Endstation  für 
die  Bagdadbahn.  Als  solche  ist  —  wie  Ew.  bekannt  —  Kueit  in 
Aussicht  genommen  **.  Wir  werden  aber  nicht,  um  dieses  rein  wirt- 
schaftliche Ziel  zu  erreichen,  die  Last  einer  großen  politischen  Aktion 
auf  uns  nehmen,  die  uns9  als  Mitbewerber  um  die  politische  Herrschaft 
in  jenen  Gegenden  erscheinen  ließe.  Es  wird  sich  daher  empfehlen, 
daß  Ew.  kein  besonderes  Interesse  für  den  russisch- englischen 
Gegensatz  an  den  Tag  legen  und  jede  Äußerung  vermeiden,  welche 
dazu  benutzt  werden  könnte,  unsre  Absichten  zu  entstellen.  Daß 
man  in  Petersburg  über  die  englischen  Treibereien  wohl  unterrichtet 
ist,  geht  aus  Ew.  Berichterstattung  hervor. 

Richthofen 


Nr.  5358 

Der  Vortragende  Rat  im  Auswärtigen  Amt  von  Holstein 
an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bälow,  z.  Z.  in  Sorrent 

Telegramm.    Konzept 

Berlin,    den    3.    April    1903 

pp.  Durch  die  chauvinistische  Politik  von  Lord  Curzon,  welcher 
den  Grundsatz  vertritt,  daß  England  allein  die  Küsten  von  Persien 
und  Arabien  zu  beherrschen  genötigt  und  berechtigt  sei,  ist  eine 
englisch-russische  Annäherung  für  absehbare  Zeit  unmöglich  gemacht. 
Die  großen  russischen  Blätter  sprechen  offen  aus,  Rußland  strebe 
nicht  nach  Indien,  wolle  und  müsse  aber  ans  Warme  Meer  (die  per- 
sische  Küste).    In   China   würde,   darüber  sind   wir  ja   einig,  sich   ein 


*  Nach  Äußerungen  des  türkischen  Außenministers  Tewfik  Pascha  zu  Freiherrn 
von  Marschall,  über  die  dieser  ausführlich  in  seinem  Telegramm  vom  21.  März 
(Nr.  15)  berichtete,  hätte  der  englische  Botschafter  Sir  N.  O'Conor  ihn  fort- 
gesetzt mit  Mißtrauen  gegen  das  russische  Vorgehen  sowohl  in  Mazedonien 
wie  am  Persischen  Golf  zu  erfüllen  gesucht. 
**  Vgl.  Abschnitt  B. 
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Ausgleichungsgebiet  für  Rußland,  England  und  Frankreich  finden, 
wenn  Amerika  die  Verwirklichung  des  Prinzips  der  Interessen- 
sphären zuließe,  wozu  indessen  keine  Aussicht  ist,  solange  Deutsch- 
land der  Mittelpunkt  der  Neutralität  bleibt,  pp. 

Holstein 


Nr.  5359 

Der  Gesandte  In  Teheran  Graf  von  Rex  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 
Nr.  A  11  Teheran,  den  5.  April  1903 

In  der  Sitzung  des  Unterhauses  am  9.  März  d.  Js.  äußerte  sich 
Viscount  Cranborne  über  Persien  folgerdermaßen: 

It  would,  in  the  opinion  of  His  Majesty's  Government,  be  most 
desirable  that  there  should  be  an  amicable  understanding  between 
Oreat  Britain  and  Russia  in  regard  to  their  respective  interests  in 
Persia  and  elsewhere_.  Questions  involving  those  interests  have  lately 
been  under  discussion  between  the  two  Governments.  There  are  no 
papers  which   can  be  laid  before  the   House." 

Ich  habe  bisher  nicht  feststellen  können,  welchen  Charakter  dieser 
angebliche  Ideenaustausch  der  beiden  Regierungen  hat,  doch  möchte 
ich  annehmen,  daß  er  große  praktische  Resultate  nicht  zeitigen  wird, 
auf  alle  Fälle  nicht  diejenigen,  welche  England  erstrebt.  Die  Aus- 
lassungen der  „Nowoje  Wremja"  in  dieser  Frage  dürften  meine 
Auffassung  bestärken.  Die  Triebfeder  dieser  englischen  Bemühungen^ 
mit  Rußland  über  Persien  zu  einer  Aussprache  zu  gelangen,  ist  un- 
zweifelhaft Sir  Arthur  Hardinge,  eine  Verständigung  mit  Rußland  in 
den  asiatischen  Fragen  ist  sein  Traum,  und  trotz  der  ablehnenden 
Haltung  der  Russen  verfolgt  er  dieses  Ziel  unentwegt. 

Die  Stellung  Sir  Arthur  Hardinges  war  nach  der  Rückkehr  des 
Schahs  aus  Europa  hier  sehr  kompromittiert,  und  man  konnte  anneh- 
men, daß  er  Wesentliches  angesichts  des  starken  russischen  Ein- 
flusses nicht  leisten  werde.  Ganz  unerwartet  kam  ihm  Hülfe  in  Ge- 
stalt seines  russischen  Kollegen,  Herrn  Wlassow,  dessen  Unfähigkeit 
mehr  und  mehr  zutage  tritt;  er  ist  ein  kranker,  nervöser  Herr,  der  den 
Verhältnissen   nicht  gewachsen  ist. 

Sollte  nun  die  Aussprache  zwischen  Rußland  und  England  nicht 
zu  einem  befriedigenden  Resultat  führen,  so  wird  meines  Erachtens 
mein  englischer  Kollege  alles  aufbieten,  um  in  Persien  eine  Lage  zu 
schaffen,  die  Rußland  zwingt,  in  persischen  Fragen  Farbe  zu  be- 
kennen. Sir  Arthur  Hardinge  plant  augenscheinlich  folgendes:  Be- 
seitigung   des    jetzigen    Großwesirs,    dann    Eintritt    großer    Mißwirt- 
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schaft  unter  dem  Nachfolger,  was  Rußland  zum  Einschreiten  nötigen 
wird,  worauf  eine  Gegenaktion  Englands  unvermeidlich  ist.  Not- 
wendigerweise muß  es  dann  zu  Verhandlungen  kommen,  deren  Re- 
sultat bei  Rußlands  Friedensliebe  eine  Verständigung  über  die  per- 
sische Frage  sein  würde. 

Der  Sturz  des  Großwesirs,  den  der  Gesandte  anstrebt,  liegt  nach 
Lage  der  gegenwärtigen  inneren  persischen  Verhältnisse  nicht  aus 
dem  Bereiche  der  Möglichkeit.  Die  Kassen  sind  leer  und  die  Ge- 
hälter der  Beamten  seit  Monaten  rückständig;  dabei  scheinen  die 
Anleiheverhandlungen  mit  Rußland  in  den  letzten  Tagen  ganz  ins 
Stocken  geraten  zu  sein.  In  dieser  bedrängten  finanziellen  Lage  naht 
sich  Sir  Arthur  Hardinge  den  Persern  als  Mephisto,  er  bietet  ihnen 
Geld  an  und  redet  ihnen  ein,  daß  Rußland  mit  seinen  harten  Bedin- 
gungen bei  neuen  Anleihen  illoyal  handle,  und  daß  sie,  die  Perser, 
das  Recht  hätten,  nunmehr  auch  illoyal  zu  handeln  und  von  England  in 
irgendeiner  Form  Geld  zu  nehmen,  wenngleich  dies  dem  Geiste  der 
russisch-persischen  Anleiheverträge  widerspreche.  Der  Gesandte  gibt 
an,  das  Geld  zur  Verfügung  zu  haben. 

Man  kann  sich  vorstellen,  daß  der  Großwesir  einen  schweren 
Kampf  kämpft,  doch  glaube  ich  kaum,  daß  er  dem  Engländer  Gehör 
schenken  wird,  es  sei  denn,  daß  ihn  die  Russen  durch  hartnäckige 
Geldverweigerung  zwingen,  in  dem  englischen  Golde  die  Rettung 
seiner  Stellung,  d.  h.  nach  hiesigen  Verhältnissen,  seines  Lebens,  zu 
suchen. 

Der  Schah  übersieht  die  Sachlage  natürlich  nicht,  er  will  Geld 
haben  und  glaubt  dem,  der  ihm  solches  bringt.  Vor  eingreifenden 
Reformen  schreckt  er  zurück,  da  er  fürchtet,  das  Volk  zu  erregen. 
Er  hat  nur  den  einen  Wunsch,  in  seinen  kostspieligen  Passionen, 
im  Ankäufe  machen  und  Reisen,  nicht  behindert  zu  sein. 

Rex 


Nr.  5360 

Der  Gesandte  in  Teheran  Graf  von  Rex  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bälow 

Ausfertigung 

Nr.  A  13  Teheran,  den  H.April  1903 

Wie  ich  von  zuverlässiger  Seite  höre,  äußerte  der  englische  Ge- 
sandte, er  sei  von  dem  Resultat  des  anglo-russischen  Gedankenaus- 
tausches über  Abgrenzung  der  beiderseitigen  Interessensphären  in 
Persien  wenig  befriedigt;  die  englischen  Vorschläge  hätten  in  St.  Pe- 
tersburg laue  Aufnahme  gefunden,  und  die  russische  Antwort  sei 
ausweichend  und  nichtssagend. 
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Dieser  Mißerfolg  der  englischen  Schritte  war  nach  dem  ganzen 
bisherigen  Verhalten  Rußlands  vorauszusehen,  er  muß  für  Sir  Arthur 
Haidinge  doppelt  schmerzlich  sein,  da  die  Anregung  zu  dem  Vorgehen 
des  englischen  Kabinetts  sehr  wahrscheinlich  von  ihm  ausging. 

Rex 


Nr.  5361 

Der  Geschäftsträger  in  London  Graf  von  Bernstorf f  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Biilow 

Entzifferung 
Nr.  282  London,    den    25.    April    1903 

Lord  Cranborne  hat  bekanntlich  am  9.  März  d.  Js.  im  Unterhause 
erklärt,  daß  zwischen  England  und  Rußland  Verhandlungen  darüber 
geschwebt  hätten,  wie  die  beiden  Mächte  zu  einer  freundschaftlichen 
Verständigung  über  ihre  Interessen  in  Persien  und  anderen  Ländern 
gelangen   könnten. 

Ich  habe  mich  seitdem  angelegentlichst,  aber  bisher  vergeblich 
bemüht,  etwas  über  den  Inhalt  dieser  Verhandlungen  in  Erfahrung 
zu  bringen.  Heute  hörte  ich  jedoch  von  einer  vertrauenswürdigen 
Persönlichkeit,  die  ihre  Informationen  auf  Mr.  Balfour  zurückführte, 
darüber  das  Folgende: 

Der  Premierminister  habe  die  Idee,  daß  es  möglich  wäre  \  eine 
reinliche  Scheidung  zwischen  den  englischen  und  russischen  Interessen 
in  Asien  herbeizuführen,  indem  eine  von  Westen  nach  Osten  laufende 
Linie  festgesetzt  würde,  über  welche  hinaus  Rußland  nicht  nach  Süden 
vordringen  dürfe 2.  Beide  Mächte  sollten  sich  dann  gegenseitig  im 
Norden  bezw.  Süden  dieser  Linie  völlig  freie  Hand  lassen.  Mr.  Balfour 
wolle  diese  Grenze  in  ziemlich  grader  Linie  vom  Golf  von  Alexandrette 
nach  dem  Hindukusch  und  von  dort  nach  der  Mündung  des  Jangtse- 
kiang  gezogen  wissen3,  der  Premierminister  habe  die  russische  Re- 
gierung sondieren  lassen,  ob  sie  geneigt  wäre,  ein  ähnliches  Ab- 
kommen mit  England  zu  schließen,  die  Antwort  aus  St.  Petersburg 
hätte  jedoch  ablehnend  gelautet. 

Nach  meinen  sonstigen  hiesigen  Beobachtungen  dürfte  die  obige 
Mitteilung  meines  Gewährsmannes  der  Wahrheit  wenigstens  sehr 
nahe  kommen.  Der  „Daily  Telegraph",  dessen  Redakteur  für  die 
auswärtigen  Angelegenheiten  ein  Vertrauensmann  Herrn  Balfours  ist, 
plädiert  immer  für  einen  solchen  englisch-russischen  Dualismus  in 
Asien4.  Ferner  habe  ich  von  meinem  russischen  Kollegen,  wenn 
auch  nichts  über  den  Inhalt  der  englischen  Vorschläge,  doch  so  viel 
herausbekommen,  daß  dieselben  in  Rußland  keine  Gegenliebe  ge- 
funden  hätten.    Es  ist  auch  nicht  recht  einzusehen,   warum  Rußland 
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bei  der  großen   Stärke  seiner  asiatischen  Stellung  sich  von   England 
hinter  irgendeiner  Grenzlinie  sollte  festlegen  lassen 5. 

Berns  torff 

Randbemerkungen    Kaiser   Wilhelms  II.: 

1  Naiver  junger  Mann 

2  i  i 

3  aha!    uns  die   Bagdadbahn  fortnehmen   und  den  Yang-Tze  behalten 

4  an   solche   Abmachungen   hält   sich   Russland   nie!    Siehe   Mandschurei 
■>  ganz  richtig 


Nr.  5362 

Der  Geschäftsträger  in  London  Graf  von  Bernstorf f  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 
Nr.  307  London,   den   6.   Mai   1903 

In  Beantwortung  einer  Interpellation  Lord  Lamingtons  nahm 
Lord  Lansdowne  in  der  gestrigen  Sitzung  des  Oberhauses  Veranlas- 
sung, sich  über  die  Bagdadbahn  und  Englands  Politik  am  Persischen 
Golf  ausführlich  zu  äußern. 

Bezüglich  der  Bagdadbahn  *  betonte  der  Minister,  daß  ein  Mei- 
nungsaustausch ausschließlich  zwischen  der  hiesigen  Regierung  und 
englischen  Finanzgruppen  stattgefunden  habe,  welche  in  Erfahrung 
zu  bringen  wünschten,  unter  welchen  Bedingungen  die  Regierung 
eine  Teilnahme  englischen  Kapitals  fördern  würde.  Diese  Verhand- 
lungen seien  jetzt  abgebrochen,  und  er  bedauere,  darüber  keine  ge- 
druckten Mitteilungen  an  das  Haus  gelangen  lassen  zu  können. 

Hinsichtlich  der  am  Persischen  Golf  im  allgemeinen  zu  befolgen- 
den Politik  hob  Lord  Lansdowne  hervor,  daß  dort  in  erster  Linie 
die  Förderung  und  der  Schutz  des  britischen  Handels  in  Betracht 
kämen,  worin  aber  nicht  etwa  eine  Ausschließung  fremder  Handels- 
bestrebungen liege.  Sollte  es  jedoch  in  der  Absicht  einer  anderen 
Macht  liegen,  im  Persischen  Golf  eine  Flottenstation  oder  einen  be- 
festigten Hafen  zu  errichten,  so  würde  dies  als  ernstliche  Bedrohung 
englischer  Interessen  angesehen  werden  und  England  sich  mit  allen 
ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  widersetzen. 

Mit  Ausnahme  einiger  Blätter,  welche  Zweifel  darüber  äußern, 
ob  der  entschiedenen  Sprache  gegebenenfalls  auch  die  entsprechenden 
Taten  folgen  würden,  spendet  heute  die  gesamte  Presse  dem  Minister 
beifällige   Anerkennung. 

„Daily  Telegraph"  überschüttet  die  hiesigen  maßlosen  Germano- 
phoben  mit  scharfem  Spott.    Ihr  Treiben  habe  die  anscheinend  ängst- 


*  Vgl.  Abschnitt  A. 
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liehen  Finanziers  in  einem  panikartigen  Zustand  versetzt.  In  ihrer 
Bestürzung  hätten  diese  alsdann  jeden  weiteren  Versuch,  günstigere 
Bedingungen  zu  erlangen,  aufgegeben  und  damit  ein  Projekt  zu 
Falle  gebracht,  auf  welches  England  sich  eine  hinreichende  Einfluß- 
nahme hätte  sichern  können,  und  welches  nach  übereinstimmender 
Ansicht  aller  englischen  Staatsmänner  des  letzten  halben  Jahrhunderts 
eines  Tages  jedenfalls  doch  zur  Ausführung  gebracht  werden  würde. 

„Daily  Graphic"  sagt,  es  sei  höchste  Zeit  gewesen,  daß  Lord 
Lansdowne  sich  habe  warnend  vernehmen  lassen.  Gewisse  fremde 
Mächte,  durch  das  Gebahren  der  englischen  Deutschenfeinde  ermutigt, 
hätten  sich  in  ihrer  kühnen  Phantasie  bereits  mit  dem  Gedanken 
vertraut  gemacht,  daß  England  etwa  bereit  sein  könnte,  Rußland 
gegenüber  am  Persischen  Golf  eine  Politik  der  Trinkgelder  zu  be- 
folgen. 

Der  Artikel  der  vorgenannten  beiden  Blätter  und  der  Parlaments- 
bericht der  heutigen  „Times"  sind  gehorsamst  beigefügt. 

Bernstorff 


Nr.  5363 

Der  Geschäftsträger  in  London  Graf  von  Bernstorff 
an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 

Nr.  310  London,  den  9.  Mai  1903 

Wie  Mehltau  ist  die  jüngste  Rede  Lord  Lansdownes  *  auf  die 
Hoffnungen  der  hiesigen  Russophilen  sans  phrase  gefallen.  Der 
heutige  „Spectator",  in  welchem  die  letzteren  seitdem  zum  ersten 
Mal  zum  Worte  gelangen,  beschäftigt  sich  fast  ausschließlich  mit 
den  englisch-russischen  Beziehungen  in  Asien.  Diese  Wochenschrift 
hat  im  Verein  mit  der  „National  Review"  ihren  Lesern  immer  ge- 
predigt, daß  Deutschland  der  einzige  wirkliche  Feind  Englands  sei, 
und  daß  letzteres  den  russischen  Bestrebungen  nach  einem  eisfreien 
Hafen  im  Persischen  Golf  nicht  entgegentreten  dürfe.  Wenn  England 
diesen  legitimen  Aspirationen  Rußlands  keine  Hindernisse  in  den 
Weg  lege,  würde  es  leicht  sein,  mit  der  letzteren  Macht  zu  einer 
allgemeinen,  freundschaftlichen  Verständigung  zu  gelangen.  Da  ist 
es  dem  „Spectator"  naturgemäß  eine  herbe  Enttäuschung,  daß  Lord 
Lansdowne  gerade  diese  Bestrebungen  als  eine  ernste  Bedrohung 
britischer  Interessen  bezeichnet  und  erklärt  hat,  allen  derartigen  Aspi- 
rationen mit  jedem  verfügbaren  Mittel  entgegentreten  zu  wollen. 

*  Vgl.  Nr.  5362. 
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Wie  der  Lohgerber  die  Felle  fortschwimmen  sieht,  so  blicken 
die  hiesigen  Russophilen  auf  ihre  zerstörten  Hoffnungen.  Soviel  ist 
auch  dem  „Spectator"  klar,  daß  Rußland  sich  in  seinem  Vordringen 
an  das  „Warme  Meer"  nicht  durch  Proteste  wird  aufhalten  lassen. 
Das  Blatt  sieht  daher  einen  Krieg  am  Horizont  aufsteigen.  Wenn 
Rußland  sich  nicht  bis  zum  Persischen  Golf  ausbreiten  dürfe,  werde 
es  Indien  anzugreifen  suchen.  Befände  es  sich  dagegen  im  Besitze 
von  Bender-Abbas,  so  wäre  Rußland  ein  friedlicher  und  freundlicher 
Nachbar.  Lord  Lansdowne  habe  nur  erreicht,  daß  die  Aspirationen 
Rußlands  künftig  nicht  mehr  lediglich  auf  einen  eisfreien  Hafen, 
sondern  auf  die  Vernichtung  der  englischen  Macht  in  Asien  zielen 
würden. 

Bernstorff 


Nr.  5364 

Der  Vizekonsul  in  Buschlr  von  Mutius  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 

Nr.  A  5  Buschir,  den  20.  Mai  1903 

[eingetroffen  am   14.  Juni] 

In  den  Erörterungen  der  Presse  über  die  ablehnende  Haltung, 
welche  die  englische  Regierung  in  der  Frage  der  Beteiligung  eng- 
lischen Kapitals  an  dem  Bagdadbahnunternehmen  eingenommen  hat, 
ist  mehrfach  der  „Monopolstellung"  Englands  im  Persischen  Oolf 
Erwähnung  geschehen.  Ich  möchte  diese  Stellung  mit  einigen  Wor- 
ten   charakterisieren. 

Die  Geschichte  der  englischen  Politik  im  Persischen  Golf  zeigt, 
daß  England  seine  Beziehungen  zu  Persien  und  seine  Tätigkeit  im 
Persischen  Golf  stets  nur  von  der  Sorge  um  seine  indischen  Be- 
sitzungen abhängig  gemacht  hat. 

Während  des  Zeitraums  von  nahezu  dreihundert  Jahren,  der 
seit  der  Etablierung  der  Faktoreien  der  ostindischen  Kompagnie 
im  Persischen  Golf  verflossen  ist,  hat  England  niemals  versucht,  einen 
zivilisatorischen  Einfluß  auf  die  Küstenländer  des  Golfs  auszuüben. 
Im  Gegenteil,  die  ungeordneten  Verhältnisse  in  den  Uferstaaten  des 
Persischen  Golfs,  welche  die  politische  Schwäche  dieser  Staaten, 
insbesondere  in  maritimer  Hinsicht  in  Permanenz  erhielten,  waren, 
soweit  sie  nicht  wie  die  Seeräuberei  des  englischen  Handels  wegen  zu 
bekämpfen  waren,  Englands  Interessen  förderlich  und  bildeten  ge- 
radezu die  Vorbedingung  seiner  Herrschaft  im  Golf. 

Die  Verhältnisse  sind  heute  noch  dieselben,  insofern  als  die  Ufer- 
staaten  zur  See  ohnmächtig  sind.    So  ist  es   möglich  geworden,   daß 
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England  heute  mit  einigen  wenigen  Schiffen  und  dem  Rückhalt,  den 
die  in  Indien  stationierten  Truppen  ihm  verleihen,  tatsächlich  eine 
„Monopolstellung"  im  Persischen  Golf  zu  behaupten  vermag,  eine 
Stellung,  mit  der  voraussichtlich  noch  lange  zu  rechnen  sein  wird. 

Diese  Stellung  macht  England  auch  heute  noch  zur  Gegnerin 
jedes  nichtenglischen  kulturellen  Unternehmens  in  jenen  Gegenden. 
Mit  den  Zielen  der  englischen  Politik  im  Golf,  nämlich: 

1.  der  Sicherung  Indiens   gegen   den   Nordwesten, 

2.  der  Aufrechterhaltung  des  englischen  Handelsmonopols  mit 
den   Küstenländern  des  Persischen  Golfs, 

ist  auch  das  Unternehmen  der  Bagdadbahn  in  der  bisher  geplanten 
Form  nicht  vereinbar,  weil  es  eine  Stärkung  der  Türkei  bezweckt, 
einen  neuen,  von  England  nicht  allein  kontrollierten  Zugang  nach 
Indien  schafft  und  eventuell  auch  das  englische  Handelsmonopol  im 
Golf   beeinträchtigen   könnte. 

Mu  tius 

Nr.  5365 

Der  Gesandte  in  Teheran  Graf  von  Rex  an  das 

Auswärtige  Amt 

Telegramm.     Entzifferung 
Nr.  16  Teheran,   den   21.   September   1903 

Russischer  Gesandter  sagte  mir: 

„Das  einzige  Mittel,  Persien  vor  großen  inneren  Unruhen  zu  be- 
wahren, ist  eine  Verständigung  mit  England,  ich  halte  eine  solche 
für  möglich.  Englischer  Gesandter  hat  mir  wiederholt  angetragen, 
gemeinschaftliches  Projekt  dazu  zu  machen,  aber  ohne  Weisung  von 
Petersburg  kann  ich  das  nicht,  ich  glaube  aber,  daß  Witte  einer 
Verständigung  geneigt  sein   würde." 

Ich  habe  den  Eindruck,  daß  der  russische  Gesandte  Weisung 
zwecks  Verständigung  erhofft. 

Rex 

Nr.  5366 

Der  Geschäftsträger  in  Petersburg  Freiherr  von  Romberg 
an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 
Nr.  751  St.  Petersburg,  den  7.  November  1903 

Streng   vertraulich 

Von  dem  Thema  einer  englisch-russischen  Verständigung  war 
es   seit  längerer  Zeit   in   der  russischen   Presse   still  geworden.    An- 
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läßlich  der  französisch-englischen  Annäherung  findet  diese  Frage  in 
den  Blättern  wieder  gelegentliche  Erwähnung,  und  die  „Nowosti" 
widmen  derselben  einen  längeren  Leitartikel,  den  ich  mich  in  der 
Anlage  auszüglich  zu  überreichen  beehre. 

Es  sind  mir  einige  Symptome  zu  Ohren  gekommen,  die  darauf 
schließen  lassen,  daß  in  der  genannten  Richtung  wieder  eine  er- 
höhte Tätigkeit  entfaltet  wird.  Besonders  bemerkenswert  erscheint 
mir  in  dieser  Hinsicht  eine  streng  vertraulich  zu  meiner  Kenntnis 
gebrachte  Mitteilung,  wonach  die  Agentur  „Reuter"  vor  wenigen 
Tagen,  also  nach  dem  Pariser  Besuche  des  Grafen  Lamsdorff*,  die 
russische  Telegraphenagentur  schriftlich  und  telegraphisch  ersucht 
hat,  ihr  von  jetzt  ab  keinerlei  für  England  unfreundliche  Äußerungen 
der  russischen  Presse  mehr  zu  drahten,  während  die  genannte  Agen- 
tur sich  bisher  ganz  objektiv  alle  auf  England  bezüglichen  Kund- 
gebungen der  russischen   Blätter  berichten  ließ. 

Ferner  höre  ich  von  meinem  österreichisch-ungarischen  Kollegen  **, 
daß  Graf  Mensdorff  aus  London  berichtet,  König  Eduard  interessiere 
sich  für  die  Frage  der  russisch-englischen  Verständigung,  und  man 
trage  sich  in  England  mit  dem  Gedanken,  zwischen  Rußland  und 
Japan   eine  Vermittlerrolle  zu  übernehmen. 

Schließlich  darf  ich  erwähnen,  daß  auch  mein  französischer 
Kollege  von  der  erfolgten  französisch-englischen  Annäherung  einen 
günstigen  Einfluß  auf  die  russisch-englischen  Beziehungen  zu  er- 
warten scheint.  Herr  Boutiron  schien  mir  sichtlich  gehoben  durch 
die  Rolle,  die  Frankreich  in  letzter  Zeit  im  Rate  der  Völker  spielt, 
und  sprach  in  etwas  gönnerhaftem  Tone  vom  König  von  Italien, 
der  Herrn  Loubet  sein  Leid  geklagt  habe  wegen  des  abgesagten 
Zarenbesuchs,  und  von  England,  dessen  Armee  in  desolatem  Zustand 
sei,  und  mit  dessen  Flotte  auch  nicht  alles  stimme.  Als  die  Unter- 
haltung auf  den  russisch-japanischen  Konflikt  kam,  bemerkte  Herr 
Boutiron,  die  Gefahr  eines  Krieges  sei  infolge  der  englisch-franzö- 
sischen Annäherung  vermindert,  denn  Frankreich  würde  es  als  einen 
unfreundlichen  Akt  ansehen,  wenn  England  die  Japaner  auch  nur  mit 
Geld  gegen   Frankreichs   Alliierten,   Rußland,   unterstützte. 

Man  darf  gespannt  sein,  ob  diese  freundlichen  russisch-englischen 
Stimmungen  den  Veröffentlichungen  des,  wenn  ich  richtig  unter- 
richtet bin,  demnächst  erscheinenden  Blaubuches,  die  auch  die  zentral- 
asiatischen Fragen  betreffen  sollen,  standhalten  werden. 

Ro  m  b  e  r g 


*  Vgl.    Bd.   XVIII,   Kap.   CXXVII,   Nr.   5917. 
**  Graf    Kinsky. 
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Nr.  5367 

Der  Geschäftsträger  in  Petersburg  Freiherr  von  Romberg 
an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bälow 

Ausfertigung 

Nr.  792  St.    Petersburg,    den    26.    November    1903 

Vertraulich 

Es  sind  mir  einige  weitere  Symptome  dafür  zu  Ohren  gekom- 
men, die  darauf  schließen  lassen,  daß  die  französisch-englische  An- 
näherung nicht  ganz  ohne  Wirkung  auf  die  russisch-englischen  Be- 
ziehungen geblieben  ist.  Ein  Mitglied  der  hiesigen  großbritannischen 
Botschaft  erzählte  mir  streng  vertraulich,  die  Botschaft  hätte  den  Be- 
fehl bekommen,  vorläufig  die  afghanischen  Streitfragen  hier  nicht 
mehr  zu  berühren.  Mein  Gewährsmann  führte  diesen  Befehl  darauf 
zurück,  daß  man  in  London  mit  einem  Umschlag  der  Stimmung  in 
Rußland  zugunsten  Englands  zu  rechnen  scheine.  Er  nimmt  auch  an, 
daß  fürs  erste  ein  Blaubuch  über  Afghanistan  nicht  erscheinen  werde. 

Ferner  hat,  wie  mir  mein  österreichisch-ungarischer  Kollege  er- 
zählt, der  englische  Unterstaatssekretär  Herr  Hardinge  dem  Grafen 
Mensdorff  gesagt,  seit  dem  Besuche  des  Grafen  Lamsdorff  in  Paris 
schienen  sich  die  russisch-japanischen  Beziehungen  gebessert  zu  haben. 
Die  Erklärung  hierfür  gibt  eine  Äußerung  des  hiesigen  französischen 
Geschäftsträgers,  wonach  Herr  Delcasse  dem  Grafen  Lamsdorff  er- 
klärt habe,  er  würde  eine  antienglische  Politik  Rußlands  nicht  mit- 
machen. Im  gleichen  Sinne  schreibt  auch  Graf  Mensdorff,  er  habe 
den  Eindruck,  daß  Frankreich  eine  Vermittlerrolle  zwischen  Rußland 
und  England  zu  spielen  versuche;  er  bemerke  seit  einiger  Zeit,  wie 
häufig  Nachrichten  über  Rußland  aus  Paris  nach  London  gelangten. 

Ein  neuer  Anwalt  für  die  russisch-englische  Verständigungs- 
idee ist  auch  in  der  dem  Admiral  Alexejew  nahestehenden  Zeitung 
„Nowy  Kraj"  erstanden,  die  einem  gestern  veröffentlichten  Telegramm 
der  „Nowosti"  zufolge  für  die  Bildung  eines  neuen  ostasiatischen 
Dreibundes  zwischen  Rußland,  Frankreich  und  England  eintritt  und 
vor  einem  Zusammengehen  Rußlands  mit  Deutschland  warnt,  das 
Rußlands  und  Englands  gemeinsamer  Gegner  sei.  Das  erwähnte  Tele- 
gramm der  „Nowosti"  beehre  ich  mich  in  der  von  der  deutschen  „St. 
Petersburger  Zeitung"  veröffentlichten  Übersetzung  beifolgend  vorzu- 
legen. 

Ro  m  b  e  r g 
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Nr.  5368 

Der  Botschafter  in  Rom  Graf  Monts  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 

Nr.  105  Rom,   den    26.   April   1904 

Minister  Luzzati*,  der  seit  zwanzig  Jahren  mit  Herrn  Delcasse 
befreundet  ist,  teilte  mir  heut  vertraulich  mit,  er  habe  denselben 
über  ein  angeblich  im  Werke  befindliches  englisch-russisches  Ab- 
kommen befragt.  Delcasse  hätte  erwidert,  Frankreich  arbeite  tat- 
sächlich mit  an  der  Sache.  Der  Ausgleich  sei  sehr  schwierig,  dej- 
Interessengegensatz  schier  unüberwindlich  **.  Dennoch  dürfe  man 
hoffen,  die  Sache  zu  einem  guten  Ende  zu  bringen.  Jedenfalls  würde 
er,  Delcasse,  all  sein  Können  daransetzen,  um  die  für  den  Frieden 
und  Frankreich  so  wichtige  Verständigung  herbeizuführen. 

Mon  t's 


*  Minister  des  Schatzes   im    Kabinett  Giolitti. 

**  Der    inzwischen    begonnene    russisch-japanische    Krieg    rückte    den    englisch- 
russischen   Ausgleich    fürs    erste    noch    auf    Jahre    hinaus. 
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Kapitel  CXV 

Akademische  Erörterungen  über  eine  drohende 
Englisch-Französisch-Russische  Tripelentente  1903 


Nr.  5369 

Legationsrat  z.  D.  Freiherr  von  Eckardstein  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow* 

Ausfertigung 

Berlin,  den  10.  Mai  1903 

Aus  Gesprächen,  welche  ich  in  den  letzten  Wochen  sowohl  mit 
englischen  Ministern  als  auch  in  Paris  mit  der  dortigen  Regierung 
nahestehenden  Persönlichkeiten  gehabt,  bin  ich  zu  dem  bestimmten 
Eindruck  gelangt,  daß  zwischen  der  englischen  und  französischen 
Regierung  erneute  Verhandlungen  im  Gange  sind  behufs  eines  end- 
gültigen Ausgleichs  sämtlicher  zwischen  beiden  Ländern  schwebenden 
Fragen.  Wie  ich  früher  verschiedentlich  Euerer  Exzellenz  zu  berichten 
die  Ehre  hatte,  ist  innerhalb  der  letzten  zwei  Jahre  zwischen  Mr. 
Chamberlain  und  Herrn  Cambon  der  Gedanke  eines  Ausgleichs  in 
kolonialen  Fragen  sowie  einer  allgemein  politischen  Annäherung 
beider  Länder**  wiederholt  erörtert  worden. 

Es  handelte  sich  dabei  zunächst  um  eine  Regelung  der  sogenann- 
ten kleinen  französisch-englischen  Kolonialfragen,  nämlich:  Neufund- 
land, die  neuen  Hebriden,  die  Frage  der  Handelsverträge  in  Madaj 
gaskar,  die  Exterritorialitätsfrage  in  Sansibar,  Grenzregulierungen  in 
Westafrika  usw.  Außerdem  versuchte  man  auch  zu  einer  provisori- 
schen Einigung  über  Marokko  zu  gelangen. 

Wenn  die  genannten  Verhandlungen  sich  wiederholt  zerschlugen, 
so  dürfte  vielleicht  die  durch  Faschoda  sowie  den  Burenkrieg  so 
akut  gewordene   Verstimmung   der  öffentlichen   Meinung  auf  beiden 


*  Bereits  veröffentlicht,  mit  einigen  charakteristischen  Auslassungen  in  den 
„Lebenserinnerungen  und  politischen  Denkwürdigkeiten"  Freiherrn  von  Eckard- 
steins a.  a.  O.  II,  422  ff .  Zur  Zeit  der  Niederschrift  seiner  Denkschrift  war 
Freiherr  von  Eckardstein  aus  seiner  Stellung  als  erster  Sekretär  bei  der  Bot- 
schaft in  London  ausgeschieden  —  seit  15.  Oktober  1902  — ;  seine  Wieder- 
verwendung nach  Ablauf  eines  zunächst  auf  ein  Jahr  erteilten  Urlaubs  blieb 
vorbehalten,  ist  jedoch  nicht  erfolgt.  Vgl.  Eckardstein  a.  a.  O.  II,  413. 
**  Vgl.   Kap.   CXIII,   Nr.   5186,   und   Eckardstein   a.   a.  O.   II,  359,  376 f.,   398. 
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Seiten  des  Kanals  hauptsächlich  dazu  beigetragen  haben.  Beide  Re- 
gierungen fürchteten  sich  vor  den  leidenschaftlichen  Angriffen,  denen 
sie  durch  den  Abschluß  von  Verträgen,  gleichviel  welcher  Art,  zweifel- 
los ausgesetzt  worden  wären. 

Heute  liegt  die  Sache  anders.  Das  Faktum,  daß  es  für  König 
Eduard  überhaupt  möglich  war,  offiziell  nach  Paris  zu  gehen*,  sowie 
die,  wenn  auch  nicht  enthusiastische,  so  doch  freundliche  Aufnahme 
des  Besuches  seitens  der  Pariser  Bevölkerung  haben  den  Beweis  ge- 
liefert, daß  die  frühere  leidenschaftliche  Erbitterung  einer  freund- 
licheren Stimmung  Platz  gemacht  hat.  Mr.  Chamberlain  machte  mir 
gegenüber  kurz  vor  Abreise  des  Königs  folgende  gesprächsweise 
Bemerkung:  „Here  in  England  the  King's  visit  to  Paris  is  very  po- 
pulär, and  if  Paris  gives  him  a  good  reception  then  everything  will 
go  well  between  us  in  the  Future!" 

Nach  allem,  was  ich,  wie  gesagt,  in  der  letzten  Zeit  von  gut 
unterrichteten,  zum  Teil  maßgebenden  Persönlichkeiten  in  London 
wie  in  Paris  gehört  habe,  ist  es  mir  durchaus  nicht  zweifelhaft,  daß 
die  früheren  englisch-französischen  Verhandlungen  behufs  Ausgleichs 
schwebender  Differenzen  wieder  aufgenommen  worden  sind  und 
dieses  Mal  große  Aussicht  auf  Erfolg  haben.  Auf  beiden  Seiten  be- 
steht jetzt  der  feste  Wille  einer  allgemeinen  politischen  Annäherung. 
Nachdem  die  ägyptische  Frage  nunmehr  auch  in  den  Augen  Frank- 
reichs so  gut  wie  von  der  Bildfläche  verschwunden  ist,  glaubt  man 
dieses  Ziel  durch  eine  definitive  Regelung  der  sogenannten  kleinen 
Kolonialfragen  sowie  der  Herstellung  eines  modus  vivendi  in  Marokko 
zu  erreichen. 

Eine  nicht  zu  unterschätzende  Rolle  spielt  bei  den  gegenwärtig 
schwebenden  Verhandlungen  die  Pariser  haute  finance,  welche  durch 
ihre  Londoner  Verbindungen  auch  dort  ihren  Einfluß  auszuüben 
sucht.  Frankreich  besitzt  zurzeit  zirka  zehn  Milliarden  francs  russi- 
scher Werte.  Man  weiß  genau,  daß  Rußland  gezwungen  ist,  im 
Laufe  der  nächsten  Jahre  noch  weitere  große  Anleihen  aufzunehmen. 
Einerseits  möchte  man  sich  in  Paris  nicht  noch  mehr  mit  russischen 
Werten  festlegen,  andererseits  fürchtet  man  aber,  daß  es  in  Rußland, 
falls  es  neue  große  Anleihen  nicht  unterbringen  kann,  zu  einer  sehr 
akuten  und  gefährlichen  finanziellen  Krisis  kommen  könnte.  Die  fran- 
zösische haute  finance  ist  daher  bestrebt,  bei  der  Finanzierung  Ruß- 
lands  einen   Partner  zu  finden.    Für  Unterbringung  so   enormer  Be- 


*  König  Eduard  VII.  hatte  vom  1. — 4.  Mai  1903  offiziell  zu  Besuch  in  Paris, 
geweilt.  Bei  einem  Festmahl  im  Elysee  (3.  Mai)  wurden  zwischen  ihm  und 
dem  Präsidenten  Loubet  Trinksprüche  ausgetauscht,  die  von  beiden  Seiten 
bekräftigten,  daß  durch  den  Besuch  die  Freundschaftsbande  zwischen  beiden 
Ländern  noch  enger  geknüpft  werden  sollten.  Der  Besuch  König  Eduards 
wurde  im  Juli  vom  Präsidenten  Loubet  durch  einen  dreitägigen  Aufenthalt  in 
London  erwidert. 
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träge,  wie  Rußland  sie  noch  im  Laufe  der  nächsten  Jahre  brauchen 
dürfte,  könnten  nur  zwei  Länder  in  Betracht  kommen,  nämlich 
Amerika  und  England.  Ersteres  hat  infolge  des  vielleicht  zu  un- 
gewöhnlich schnellen  Aufschwungs  der  letzten  Jahre  in  finanzieller 
Beziehung  mit  sich  selbst  genug  zu  tun  und  würde  sich  außerdem 
kaum  in  irgendeinem  europäischen  Lande  dauernd  finanziell  festlegen. 
Infolgedessen  bleibt  nur  noch  England  übrig.  Dort  fängt  sich  die 
durch  den  Burenkrieg  hervorgebrachte  finanzielle  Depression  allmäh- 
lich zu  bessern  an,  und  es  wird  angenommen,  daß  in  London  die 
frühere  so  kräftige  Finanzposition  bald  wieder  hergestellt  sein  wird. 
Dadurch  würde  England  in  der  Lage  sein,  sich  in  der  Finanzierung 
Rußlands  mit  Frankreich  zu  verbinden. 

Obengenannte  Erwägungen  haben,  wie  ich  bestimmt  weiß,  die 
französische  haute  finance  dazu  veranlaßt,  Herrn  Delcasse  im  Sinne 
einer  nicht  nur  französisch-englischen,  sondern  auch  russisch-eng- 
lischen Annäherung  zu  bearbeiten,  und  ihre  Bemühungen  sind  bei 
dem  Minister  auf  sehr  fruchtbaren  Boden  gefallen. 

Die  in  der  letzten  Zeit  vielfach  in  der  deutschen  Presse  aus- 
gesprochene Anschauung,  als  werde  eine  englisch-französische  An- 
näherung einen  Keil  in  das  russisch-französische  Bündnis  werfen, 
dürfte  daher,  ganz  abgesehen  davon,  daß  die  öffentliche  Meinung 
Frankreichs  nach  wie  vor  in  dem  Bündnisse  mit  Rußland  den  Kern- 
punkt ihrer  auswärtigen  Politik  sieht,  schon  aus  dem  eben  erwähnten 
Grunde  falsch  sein.  Es  zieht  sich  im  Gegenteil  jetzt  ein  neuer  Drei- 
bund zusammen,  welcher,  wenn  er  auch  keine  geschriebene  Form 
annehmen  und  vielleicht  auch  nur  eine  Anzahl  von  Jahren  anhalten 
dürfte*,  dazu  angetan  wäre,  um  uns  für  längere  Zeit**  auf  der  ganzen 
Welt  zum  mindesten  politische  und  wirtschaftliche  Schwierigkeiten 
zu  bereiten. 

Frankreich  würde  der  neue  Dreibund  passen,  weil  es  sich  auf 
diese  Weise  finanziell  erleichtern  könnte,  Rußland,  weil  es  auf  leichte 
Art  neue  Anleihen  aufnehmen  könnte,  und  England,  weil  es  sich 
jetzt  nach  dem  Burenkriege  vielleicht  noch  mehr  wie  seinerzeit  nach 
dem  Krimkriege  nach  absoluter  Ruhe  sehnt.  Um  diesen  Preis  zu 
erreichen,  wird  man  sich  in  England  durch  allerhand  provisorische 
Arrangements  selbst  in  der  Frage  des  Persischen  Golfs  über  die 
wahre   Sachlage  hinwegtäuschen. 

Auch  wird  die  Londoner  haute  finance  sich  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  auf  russische  Anleihen  einlassen.  Selbst  die  Londoner  Roth- 
schilds, welche  früher  durchaus  antirussisch  waren,  haben  sich  voll- 
ständig gedreht,  und  die  intensive  Tätigkeit,  welche  der  neue  russi- 


*  Die    Worte    „und    vielleicht    auch    nur    eine    Anzahl    von    Jahren    anhalten 

dürfte"   fehlen   in  dem   Eckardsteinschen   Abdruck. 

**  Die  Worte   „für  längere  Zeit"  fehlen  in  dem  Eckardsteinschen   Abdruck. 
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sehe  Botschafter*,  unterstützt  von  Herrn  Proclewski**,  in  letzter 
Zeit  außer  in  Regierungskreisen  auch  bei  der  haute  finance  und  der 
maßgebenden  Presse  persönlich  entwickelt  hat,  dürfte  ihren  Einfluß 
auf  die  weitere  Entwickelung  der  Dinge  nicht  verfehlen. 

H.  Eckardstein 


Nr.  5370 

Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  den  Botschafter  in 
Petersburg   Grafen    von   Alvensleben 

Konzept 
Nr.  341  Berlin,  den  13.  Mai   1903 

Ew.  beehre  ich  mich  anbei  Abschrift  einer  Aufzeichnung  zu 
übersenden,  in  welcher  der  frühere  Botschaftsrat  Freiherr  von  Eckard- 
stein, gestützt  auf  die  von  ihm  angegebenen  Gründe,  die  Ansicht  ent- 
wickelt, daß  wir  mit  einer  durch  Herrn  Delcasse  vermittelten  eng- 
lisch-französisch-russischen Verständigung  als  mit  einer  naheliegenden 
Möglichkeit  zu  rechnen  haben.  Herr  von  Eckardstein  nimmt  an,  daß, 
nachdem  der  Aufenthalt  des  Königs  Eduard  in  Paris  ohne  unange- 
nehme Zwischenfälle  verlaufen  ist,  sich  eine  Verständigung  über  die 
zwischen  Frankreich  und  England  schwebenden  Fragen,  auch  über 
Marokko,  wird  erzielen  lassen.  Diese  Verständigung  werde  man 
alsdann  bemüht  sein,  auf  Rußland  als  dritten  Teilnehmer  auszudehnen. 
Die  darauf  zielenden  Anstrengungen  des  Herrn  Delcasse  dürften, 
wie  Herr  von  Eckardstein  meint,  auf  die  energische  Unterstützung 
der  französischen  haute  finance  rechnen  können.  Für  letztere  sei 
der  Gedanke,  daß  Frankreich  zehn  Milliarden  Franken  an  russischen 
Werten  besitze,  eine  dauernde  Beunruhigung  angesichts  der  Mög- 
lichkeit, daß  durch  einen  russisch-englischen  Krieg  eine  Finanz- 
katastrophe in  Rußland  herbeigeführt  werde. 

Herr  von  Eckardstein  steht  bisher  allein  mit  seinem  Urteil  über 
die  Eventualität  einer  französisch-englisch-russischen  Neugruppierung. 
Schon  über  eine  generelle  französisch-englische  Verständigung,  welche 
nach  Herrn  von  Eckardsteins  Ansicht  den  neuen  Dreibund  einleiten 
soll,  lauten  die  hier  eingelaufenen  Nachrichten  keineswegs  opti- 
mistisch. So  ist  z.  B.  die  marokkanische  Frage  bereits  im  vorigen 
Herbst  zwischen  Frankreich  und  England  erfolglos  erörtert  worden***. 
Bei  diesen  Erörterungen  hat  der  Besitz  von  Tanger  eine  Hauptrolle 
gespielt,    wir    wissen    indessen    nicht,    ob    wirklich,    wie    vor    einigen 


*  Graf  Benckendorff   (seit  Anfang  1903). 

'*  Gemeint    ist    wohl    der    erste  Sekretär    bei    der    russischen     Botschaft    in 

London   Kozello-Poklewski. 

**•  Vgl.   darüber   Kap.   CXIII,   Nr.  5188  ff. 
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Tagen  ein  großes  französisches  Blatt  behauptete,  der  französische 
Botschafter  Cambon  im  Auftrage  des  Herrn  Delcasse  den  Engländern 
Tanger  angeboten,  der  französische  Ministerrat  jedoch  seinerseits 
die  Hingabe  von  Tanger  als  eine  für  Frankreich  unmögüche  Kon- 
zession bezeichnet  hat.  Mit  Rücksicht  auf  die  heutige  Weltlage  und 
die  französische  Volksstimmung  wird  die  Frage  des  Besitzes  von 
Tanger  ohne  Gewaltmittel  in  absehbarer  Zeit  schwer  zu  lösen  sein. 

Noch  schwerer  aber  als  zwischen  Frankreich  und  England  dürfte 
sich  eine  Verständigung  zwischen  England  und  Rußland  erreichen 
lassen.  Daß  der  Wunsch,  eine  solche  Verständigung  herbeizuführen,  auf 
englischer  Seite  besteht,  war  auch  in  einer  Eurer  Exzellenz  unter 
Nr.  317*  übersandten  Londoner  Mitteilung  ausgeführt,  in  welcher  jedoch 
gleichzeitig  gesagt  war,  daß  die  betreffende  englische  Sondierung  auf 
russischer  Seite  kein  Entgegenkommen  gefunden  habe.  In  der  Tat  er- 
scheint jener  englische  Vorschlag,  wonach  vom  Golf  von  Alexandrette 
bis  zur  Mündung  des  Jangtse  eine  Linie  quer  durch  Asien  gezogen 
und  Rußland  nördlich,  England  südlich  von  dieser  Linie  frei  und  unge- 
stört schalten  sollte,  wenig  geeignet,  die  Russen  anzulocken,  für 
welche  der  Zugang  zum  „Warmen  Meer"  heute  eine  ähnliche  Bedeu- 
tung erlangt  hat,  wie  der  Besitz  der  Hagia  Sophia.  Auch  sieht  man 
nicht  recht  ein,  inwiefern  jener  Dreibund,  Rußland-Frankreich-Eng- 
land, die  Lage  des  Russischen  Reiches  gegen  heute  verbessern  würde. 
Im  heutigen  Zweibund  darf  Frankreich  sich  —  wenigstens  offen  — 
keinen  Einspruch  gegen  Rußlands  Pläne  erlauben,  während  mit  Be- 
stimmtheit auf  Grund  der  Erfahrungen  der  letzten  hundert  Jahre 
vorhergesagt  werden  kann,  daß  in  dem  neuen  Dreibunde  Frankreich 
und  England  sich  über  Fragen  der  Orientpolitik  leichter  untereinander 
als  mit  Rußland  verständigen  würden. 

Überdies  aber  liegt  auch  auf  englischer  Seite  bisher  kein  An- 
zeichen dafür  vor,  daß  man  eine  Annäherung  an  Rußland  um  den 
Preis  einer  Zulassung  desselben  zum  „Warmen  Meer"  erkaufen 
möchte.  Die  neuliche  Rede  von  Lord  Lansdowne,  mit  welcher  sich 
der  abschriftlich  beigefügte  Bericht  Nr.  310  des  Kaiserlichen  Ge- 
schäftsträgers in  London  beschäftigt**,  lehnt  sogar  jedes   Kompromiß 


*  In  dem  mit  Erlaß  Nr.  317  vom  5.  Mai  nach  Petersburg  mitgeteiltem 
Bericht  des  Grafen  Bernstorff  vom  25.  April  wäre  es  der  Wunsch  des  eng- 
lischen Premierministers,  eine  reinliche  Scheidung  zwischen  den  englischen 
und  russischen  Interessen  in  Asien  herbeizuführen,  diese  Vorschläge  hätten 
jedoch  bei  Rußland  keine  Gegenliebe  gefunden.  Siebe  den  Bericht  in  Kap.  CXIV, 
C,  Nr.  5361. 

**  Gemeint  ist  Lord  Lansdownes  Oberhausrede  vom  5.  Mai  1903  über  Eng- 
lands Politik  am  Persischen  Golf,  worin  er  mit  voller  Deutlichkeit  sagte:  „Sollte 
es  in  der  Absicht  einer  anderen  Macht  liegen,  im  Persischen  Golf  eine  Flotten- 
station oder  einen  befestigten  Hafen  zu  errichten,  so  würde  dies  als  ernstliche 
Bedrohung  englischer  Interessen  angesehen  werden  und  England  sich  mit  allen 
ihm  zu  Gebote  stehenden  Mitteln  widersetzen."    Vgl.  Kap.  CXIV,  C,  Nr.  5362. 
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hinsichtlich    der    Hoheitsverhältnisse    im    Persischen    Meerbusen    und 
den  benachbarten  Gewässern  ausdrücklich  ab. 

Für  Deutschland  hat  die  Frage  einer  englisch-russischen  Verstän- 
digung zunächst  nur  finanziell  eine  aktuelle  Bedeutung.  Wie  Eurer 
Exzellenz  bekannt  ist,  übt  die  Kaiserliche  Regierung  auf  den  Geldmarkt 
eine  gewisse  Einwirkung  in  dem  Sinne  aus,  daß  diesem,  solange  die 
Handelsverträge  nicht  erledigt  sind,  zu  einer  gewissen  Zurückhaltung 
gegenüber  russischen  Geldansprüchen  geraten  wird.  So  hat  ganz  neuer- 
dings der  preußische  Herr  Handelsminister  die  Absicht  erkennen 
lassen,  zu  verhindern,  daß  die  72  Millionen  Rubel  Pfandbriefe  der 
Reich-Adels-Agrar-Bank  ganz  oder  teilweise  in  Deutschland  unterge- 
bracht werden.  Wenn  jedoch  die  Eventualität  eines  russisch-eng- 
lischen Zusammenschlusses  wirklich  so  nahe  läge,  wie  sie  Herrn  von 
Eckardstein  erscheint,  so  würden  wir  uns  fragen  müssen,  ob  es  im 
deutschen  Interesse  liegt,  die  Saiten  so  straff  anzuspannen,  und  ob 
nicht  ein  größeres  Maß  von  Entgegenkommen  unsererseits  den  der- 
maligen Verhältnissen  besser  entsprechen  würde.  Wie  ich  bereits 
am  Eingange  erwähnte,  fehlen  mir  bisher  noch  die  Gründe,  welche 
mich  veranlassen  könnten,  der  Ansicht  des  Herrn  von  Eckardstein 
beizutreten.  Ich  möchte  indessen  mir  ungern  ein  endgültiges  Urteil 
bilden,  bevor  ich  dasjenige  Eurer  Exzellenz  kenne.  Eure  Exzellenz 
ersuche  ich  daher  ergebenst,  mir  nach  reiflicher  Erwägung  der  An- 
gelegenheit Ihre  Ansicht  schriftlich  oder  telegraphisch  mitzuteilen  *. 

B  ü  lo  w 


In  seinem  Bericht  Nr.  310  vom  9.  Mai  äußerte  sich  Graf  Bernstorf f  über  den 
Effekt  der  Rede,  sie  sei  wie  Mehltau  auf  die  Hoffnungen  der  englischen 
Russophilen   gefallen. 

*  Neben  dem  Botschafter  in  Petersburg  erhielten  auch  der  Botschafter  in 
Paris  Fürst  Radolin  (Erlaß  Nr.  283)  und  der  Geschäftsträger  in  London  Graf 
Bernstorf f  die  Denkschrift  Eckardsteins  vom  10.  Mai  mit  der  Bitte  um 
Meinungsäußerung  zugefertigt.  Graf  Bernstorff  sollte  sich  nach  Erlaß  Nr.  341 
vom  13.  Mai  vor  allem  darüber  äußern,  ob  ihm  irgendetwas  über  die  Tätig- 
keit Graf  Benckendorffs  bekannt  geworden  sei,  „wodurch  der  Schluß  berechtigt 
wäre,  daß  der  Botschafter  eine  russisch-englische  Verständigung  über  asiatische, 
speziell  über  persische  Angelegenheiten  mit  französischer  Unterstützung  zu 
erreichen  strebe."  Nachträglich  hat  sich  dann  noch  der  Botschafter  Graf 
Metternich  zu  der  Eckardsteinschen  Denkschrift,  die  auch  dem  Kaiser  vor- 
gelegt wurde,  eingehend  geäußert.  Siehe  die  folgenden  Schriftstücke.  Eckard- 
steins Klage,  daß  das  Auswärtige  Amt  seine  Denkschrift  auf  die  leichte  Achsel 
genommen  habe  (a.  a.  O.  IL,  425  f),  trifft  also  doch  nicht  zu.  Auch  Eckard- 
steins Angabe,  daß  der  Reichskanzler  Graf  Bülow  zunächst  die  von  ihm,  Eckard- 
stein, entwickelten  Auffassungen  durchaus  geteilt  habe,  dann  aber  dem  gegen- 
teiligen Einfluß  Holsteins  erlegen  sei,  ist  skeptisch  aufzunehmen.  In  dieser 
Beziehung  scheinen  Bülow  und  Holstein  vielmehr  a  priori  der  gleichen  Auf- 
fassung gehuldigt  zu  haben.  Wie  beide  die  Sachlage  vor  dem  Eingang  der 
Eckardsteinschen  Denkschrift  auffaßten,  ergibt  sich  aus  einem  telegraphischen 
Meinungsaustausch  zwischen  beiden  anläßlich  eines  kaiserlichen  Telegramms 
vom    29.    März    1903,   nach   dem   der   russische    Botschafter   Graf   Osten-Sacken 
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Nr.  5371 

Der  Geschäftsträger  in  London  Graf  von  Bernstorf f  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 

Nr.  327  London,  den   17.  Mai   1903 

Geheim 

Die  Ansicht,  daß  wir  ernstlich  mit  der  Möglichkeit  eines  russisch- 
französischen-englischen  Dreibundes  zu  rechnen  hätten,  beruht  meines 
gehorsamen  Erachtens  auf  einer  zu  weitgehenden  Kombination  aus 
der  gegenwärtigen  politischen  Lage,  Bei  dieser  Auffassung  dürften 
nur  diejenigen  Momente  in  Betracht  gezogen  worden  sein,  welche 
sich  einem  Beobachter  aufdrängen,  der  ausschließlich  die  politischen 
Verhältnisse  in  Westeuropa  betrachtet  und  diejenigen  des  Ostens  außer 
acht  läßt. 


dem  deutschen  Herrscher  gegenüber  ernstliche  Besorgnisse  vor  einem  Um- 
schwenken Delcasses  zu  England  auf  russische  und  deutsche  Kosten  geäußert 
hatte  (vgl.  Bd.  XIX,  Kap.  CXX1X,  Nr.  5962,  Fußnote**).  Dazu  äußerte  sich 
Holstein  an  den  in  Sorrent  weilenden  Grafen  von  Bülow  in  einem  Telegramm 
vom  30.  März:  „Die  Besorgnis  vor  Osten-Sacken  wegen  Abschwenkens 
von  Delcasse  ist  derart  übertrieben,  daß  ich  sie  für  gemacht  halte.  Delcasse 
hat  englische  Sympathien  und  hat  wahrscheinlich  den  Russen  wiederholt 
gezeigt,  daß  er  nicht  geneigt  ist,  sich  von  ihnen  gegen  England  brauchen 
zu  lassen.  Aber  das  französisch-englische  Bündnis  ist  Zukunftsmusik.  Dieser 
Gedanke  wird  erst  lebensfähig,  wenn  der  Revanchegedanke  aufgehört  hat  zu 
existieren.  Letzterer  ist  aber  im  Gegenteil  neuerdings  wieder  aufgefrischt  wor- 
den, da  sowohl  die  Mitglieder  der  Regierung  wie  auch  die  Parlamentarier  aller 
Parteien  sich  zu  ihrer  Selbsterhaltung  genötigt  sahen,  gegen  die  versöhnlichen 
Äußerungen  von  Jaures  Stellung  zu  nehmen.  Solange  der  Revanchegedanke 
spukt,  kann  Frankreich  den  russischen  Rückhalt  nicht  entbehren;  denn  nur 
Rußland,  nicht  England  würde  es  unternehmen  können,  einer  deutschen  In- 
vasionsarmee Halt  zu  gebieten.  Das  weiß  jeder  russische  Attache,  geschweige 
denn  ein   Botschafter." 

Graf  Bülow  antwortete  am  3.  April  1903:  „Das  Delcassesche  Kokettieren 
mit  England  würde  für  uns  nur  bedenklich  werden,  wenn  es  dem  französischen 
Minister  des  Äußern  gelänge,  auch  zwischen  England  und  Rußland  eine  Annähe- 
rung und  damit  die  in  den  70er  Jahren  von  Gambetta  erstrebte  französisch-eng- 
lisch-russische Entente  herbeizuführen.  Andernfalls  wird  sein  Werben  um  England 
unsere  in  allen  für  Rußland  wichtigen  Fragen  für  Rußland  freundliche,  ruhige 
und  sichere  Politik  in  St.  Petersburg  in  noch  hellerem  Lichte  erscheinen  lassen 
und  Graf  Lamsdorff  in  dem  Gedanken  bestärken,  daß  das  alte  Drei-Kaiser- 
Bündnis  für  die  russische  Autokratie  alles  in  allem  die  beste  Kombination  sei. 
Von  heute  auf  morgen  werden  sich  die  bestehenden  Gruppierungen  aber 
nicht  ändern,  und  wir  können  meo  voto  die  Dinge  gar  nicht  pomadig  genug 
nehmen."  Siehe  den  vollen  Wortlaut  des  Telegramms,  das  gegenüber  der 
pessimistischen  Grundauffassung  Freiherrn  von  Eckardsteins  den  gewohnten 
Optimismus  des  Reichskanzlers  zeigt,  in  Bd.  XVIII,  Kap.  CXXVII,  Nr.  5911. 
Im  gleichen  Sinne  äußerte  sich  Graf  Bülow  in  einem  Telegramm  an  den  Kaiser 
vom  31.  März. 
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Es  ist  eine  tief  bedauerliche,  aber  nicht  wegzuleugnende  Tat- 
sache, daß  die  hiesige  öffentliche  Meinung  augenblicklich  vollkommen 
durch  Abneigung  und  Mißtrauen  gegen  uns  hypnotisiert  ist*.  Ver- 
schlimmert wird  die  Sachlage  noch  dadurch,  daß  auf  seiten  der 
gegenwärtigen  schwachen  Regierung  nur  der  eine  Wunsch  vorhanden 
ist,  jeder  leisesten  Regung  der  Volksseele  nachzugeben.  Der  ein- 
zigste Minister,  der  stark  und  populär  genug  wäre,  um  die  öffent- 
liche Meinung  wieder  auf  eine  vernünftigere  Bahn  zu  führen,  ver- 
spürt hierzu  keine  Neigung.  Mr.  Chamberlain  ist  selbst  uns  ebenso 
wenig  gut  gesinnt  wie  die  aura  popularis. 

Es  ist  nur  begreiflich,  daß  die  hiesigen  Vertreter  der  anderen 
Mächte  die  herrschende  deutschfeindliche  Stimmung  für  ihre  Zwecke 
zu  fruktifizieren  suchen.  Nach  dieser  Richtung  entfalten  beide  Bot- 
schafter des  Zweibundes  eine  sehr  lebhafte  Tätigkeit.  In  den  durch 
die  deutsch-englischen  Preßkämpfe  gerissenen  Furchen  blüht  ihnen 
ein  üppiger  Weizen. 

Am  meisten  positiven  Erfolg  hat  bisher  M.  Cambon  gehabt. 
Durch  geschicktes  Fernhalten  aller  politischen  Fragen,  deren  Anre- 
gung die  hiesige  Regierung  und  Presse  hätte  verstimmen  können, 
sowie  durch  taktvolles  öffentliches  Auftreten,  bei  welchem  er  in  ge- 
wandter Weise  um  die  Gunst  der  Engländer  warb,  trug  er  unendlich 
viel  dazu  bei,  die  gegenwärtige  Annäherung  der  Westmächte  herbei- 
zuführen. Ich  teile  die  Ansicht,  daß  jetzt,  nachdem  das  gegenseitige 
Wohlwollen  hergestellt  ist,  auch  darauf  hingearbeitet  wird,  die  zwi- 
schen beiden  Ländern  schwebenden  Fragen  zu  regeln.  Vertraulich 
ist  mir  von  befreundeten  Mitgliedern  des  Foreign  Office  direkt  gesagt 
worden,  daß  hierüber  Verhandlungen  schweben.  Dagegen  glaube 
ich  nach  meinen  Beobachtungen  nicht,  daß  M.  Cambon  darauf  aus- 
geht, Rußland  mit  in  seine  Kombinationen  zu  ziehen.  Ich  halte  sein 
Ziel  für  nüchterner  und  bescheidener.  Er  möchte  die  englisch-fran- 
zösischen Differenzen  beseitigen  und  so  gute  Beziehungen  zwischen 
beiden  Ländern  herstellen,  wie  er,  ohne  den  Zweibund  zu  gefährden, 
erreichen  kann.  Frankreich  hätte  dann  zwei  Sehnen  an  seinem  Bogen 
und  wäre  aus  seiner  bisherigen  unbedingten  Abhängigkeit  von  Ruß- 
land befreit.  M.  Cambon  ist  von  seiner  Konstantinopeler  Tätigkeit 
her  sich  völlig  darüber  klar,  daß  die  französischen  Interessen  im 
Orient  oft  den  russischen  entgegengesetzt  sind.  Bisher  war  es  un- 
möglich, dort  energisch  für  die  ersteren  einzutreten,  weil  der  einzige 
Freund  Frankreichs  nicht  verletzt  werden  durfte.  Wieviel  mehr  Be- 
rücksichtigung wird  Rußland  jetzt  den  französischen  Wünschen  ent- 
gegenbringen müssen,  seitdem  ein  Zusammenwirken  der  Westmächte 
in  den  Bereich  der  möglichen  Kombinationen  gerückt  ist.  Sollte 
M.  Cambon  wirklich  —  was  ich  von  einem  so  nüchternen  Politiker, 


*  Vgl.  darüber  Kap.  CXIV,  C. 
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wie  er  ist,  nicht  annehme  —  zeitweilig  den  Gedanken  gefaßt  haben, 
eine  generelle  russisch-englische  Verständigung  in  Asien  zu  ver- 
mitteln, so  dürfte  ihn  davon  der  fast  allgemeine  Beifall  bekehrt  haben, 
den  Lord  Lansdownes  letzte  Rede  in  der  hiesigen  Presse  gefunden 
hat*.  Der  französische  Botschafter  wird,  glaube  ich,  klug  und  um- 
sichtig wie  bisher,  auf  die  Befestigung  der  neu  geschaffenen  guten 
französisch-englischen  Beziehungen  hinarbeiten,  aber  sich  nicht  noch 
mit  russisch-englischen  Sorgen  belasten  wollen, 

Die  neuesten  Erörterungen  über  asiatische  Fragen  haben  zur 
Evidenz  bewiesen,  daß  trotz  der  emsigen  Tätigkeit  der  hiesigen  russi- 
schen Botschaft  es  doch  nur  zwei  englische  Zeitschriften  gibt  — 
„Spectator"  und  „National  Review"  — ,  die  für  eine  Verständigung 
mit  Rußland  auf  der  Basis  britischer  Konzessionen  plädieren  **.  An- 
ders läge  die  Sache  natürlich,  wenn  der  Status  quo  zu  erreichen  wäre. 
Dies  scheint  jedoch  nach  meinen  Beobachtungen  nicht  der  Fall  zu 
sein.  Ebenso  wie  der  Kaiserliche  Gesandte  in  Teheran***  bin  ich  zur 
Überzeugung  gelangt,  daß  die  englische  Regierung  in  irgendeiner 
Form  in  Petersburg  derartige  Vorschläge  gemacht  und  kein  Entgegen- 
kommen gefunden  hat.  Daraufhin  hielt  dann  Lord  Lansdowne  seine 
bekannte  Rede.  Ich  glaube  daher  nicht,  daß  Graf  Benckendorff 
in  der  Lage  ist,  auf  eine  generelle  russisch-englische  Verständigung  in 
Persien  hinzuarbeiten,  denn  Rußland  will  sich  in  seinem  Siegeszuge 
durch  Asien  nur  in  dem  Falle  aufhalten  lassen,  daß  ihm  so  große  Kon- 
zessionen gemacht  werden,  wie  sie  selbst  das  jetzige  ruhebedürftige 
und  friedliebende  England  nicht  gewähren  kann. 

Die  Ziele,  welche  die  russische  Botschaft  hier  verfolgt,  sind 
meines  gehorsamen  Erachtens  nicht  so  weitgehende.  Ich  möchte  als 
solche  bezeichnen:  zunächst  die  Erweiterung  der  zwischen  Deutsch- 
land und  England  liegenden  Kluft  und  ferner  die  Unterbringung  einer 
russischen  Anleihe  auf  dem  englischen  Markt.  Das  erstere  Ziel  ist 
jetzt  leider  nur  zu  leicht  zu  erreichen.  Jede  Bosheit  gegen  Deutsch- 
land, welche  von  russischen  Agenten  in  die  Presse  lanciert  wird, 
findet  gläubige  Leser.  Für  die  St.  Petersburger  Regierung  ist  es  selbst- 
verständlich höchst  wünschenswert,  diesen  angenehmen  Zustand  auf- 
rechtzuerhalten. Ein  Zusammenwirken  Deutschlands  und  Englands 
ist  für  die  nächste  Zeit  unmöglich  geworden.  Rußland  braucht 
daher  nicht  mehr  mit  der  einzigen  politischen  Kombination  zu  rech- 
nen, die  es  eindämmen  könnte  und  ihm  wirklich  Furcht  einflößen 
würde. 

Das   zweite  Ziel   der   hiesigen   russischen   Tätigkeit   ist   sehr  viel 


*  Vgl.  Nr.  5370,  S.  571,  Fußnote  •*. 

**  Vgl.  Kap.  CXIV,  C,  Nr.  5343. 

•**  Graf  Rex.   Vgl.  Kap.  CXIV,  C,  Nr.  5359. 
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schwerer  zu  erreichen.    Ich  glaube  recht  gern,  daß  das  internationale 
Judentum   in   Paris   und   London   bereit   wäre,   die   Sorgen   des   russi- 
schen  Finanzministers   zu   erleichtern.    Diesen   Herren  kommt   es   nur 
darauf  an,  das  eigene  Schäfchen  ins  Trockene  zu  bringen.    Der  fran- 
zösische  Rentner   hat   aber  genug  von   russischen   Papieren,   die  ihm 
weder  die  „Revanche"  noch  eine  dem  Risiko  entsprechende  Verzinsung 
bringen.    Die  Pariser  haute  finance  fürchtet  „daher,   bei  der  nächsten 
russischen    Anleihe    die    Obligationen     im    Portefeuille     behalten     zu 
müssen.     Da    ist   ihr   der    rettende    Gedanke   gekommen,    die    schöne 
Provision   lieber  mit  den  Londoner  Genossen  zu  teilen,   als  sie  ganz 
zu   verlieren.     Die    letzteren    möchten    den    Gewinn    schon    gern    ein- 
heimsen, nur  müßte  die  Sicherheit  vorhanden  sein,  daß  der  englische 
Rentner  ihnen   die   russischen   Papiere   abnimmt.    Diese   letztere   Vor- 
aussetzung  ist   meines   gehorsamen    Erachtens   heute   noch   nicht   ge- 
geben.   Dazu   müßte   entweder  der  Haß  gegen   Deutschland  so  sehr 
an  Intensität  zunehmen,  daß  man  hier  direkt  auf  einen  Krieg  mit  uns 
hinarbeitete,  oder  England  müßte  derartig  verfallen,  daß  es,  wie  einst 
das  alternde  Rom  von  den   Parthern,  mit  seinem  Gelde  den  Frieden 
von    den    Russen    erkaufen    wollte.     Heute    läßt    sich    der    praktische 
Brite  noch  nicht  zu   einer  schlechten   Kapitalsanlage   bewegen,   wenn 
er   obenein   weiß,    daß    jeder   Schilling,   den    er   hergibt,   dazu   dienen 
würde,  den  englischen  Einfluß  in  Asien  zurückzudrängen.    Indem  Graf 
Benckendorff  auf  die  beiden  erwähnten  Ziele  hinarbeitet,  mag  er  wohl 
den    Engländern,    um    sie    einzuschläfern,    die    Möglichkeit    einzelner 
russischer   Konzessionen   vorspiegeln.    Ich  glaube   aber  nicht,   daß   er 
auf  eine  generelle  Verständigung  oder  gar  eine  Allianz  ausgeht. 

Wenn  man  überhaupt  von  einem  hier  entstehenden  Dreibund 
sprechen  wollte,  so  glaube  ich,  daß  in  dem  hiesigen  Volke  die  Kom- 
bination England-Frankreich-Amerika  viel  mehr  Anhänger  hat.  Über 
dieser  Allianz  würde  so  ein  angeblicher  Freiheitshauch  schweben, 
der  dem  englischen  Philister  außerordentlich  angenehm  wäre.  Mr. 
Choate  nimmt  auch  hier  als  angelsächsischer  Vetter  entschieden  in 
der  öffentlichen  Meinung  die  erste  Stelle  unter  den  Botschaftern  ein. 

Wenn  man  sich  fragt,  wie  wir  hier  die  Machinationen  unserer 
Gegner  vereiteln  und  wieder  leidliche  Beziehungen  mit  England  her- 
stellen könnten,  so  würde  es  sich  meines  unmaßgeblichen  Erachtens 
empfehlen,  die  britische  Regierung  vollkommen  in  Ruhe  zu  lassen 
und  jede  strittige  Frage  auf  gelegenere  Zeit  zu  verschieben.  Dagegen 
möchte  ich  eine  eifrige  Bearbeitung  der  hiesigen  öffentlichen  Meinung 
dringend  befürworten.  Es  kommt  dabei  nur  auf  einen  Punkt  an.  Wir 
werden  hier  in  allen  Kreisen  für  maßlos  ehrgeizig  und  expansions- 
lustig gehalten.  Gelingt  es  uns,  den  Briten  allmählich  und  vorsichtig 
beizubringen,  daß  wir  das  nicht  sind,  so  ist  alles  gewonnen.  Dann 
wird  man  hier  wieder  anfangen,  an  die  wirklichen  Gegner  Englands 
zu  denken.    Ich  bin   in  dieser  Ansicht  dadurch   bestärkt  worden,  daß 
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seit  der  Aufrollung  der  mandschurischen  Frage*  unsere  Freunde 
in  der  Presse  wieder  mutiger  ihr  Haupt  erheben.  Ein  Artikel  wie  der 
in  der  gestrigen  „Saturday  Review"  wäre  vor  einigen  Wochen  un- 
möglich gewesen.  Es  würde  die  hiesige  Tätigkeit  allerdings  bedeutend 
erleichtern,  wenn  die  deutschen  Zeitungen  davon  absehen  wollten, 
die  Verstärkung  unserer  Flotte  in  dem  Sinne  zu  besprechen,  als 
wäre  sie  gegen  England  gerichtet. 

B  erns  torf f 

Nachschrift 

London,  den   18,  Mai  1903 

Die  heutigen  Zeitungen  greifen  Rußland  wegen  der  „Judenver- 
folgung" in  Kischinew**  heftig  an.  Bekanntlich  sind  die  hiesigen 
Rothschilds  sehr  orthodoxe  Israeliten  und  waren  früher  aus  diesem 
Grunde  Rußland  wenig  freundlich  gesinnt.  Es  dürfte  diese  neueste 
Phase  der  Judenfrage  daher  vielleicht  geeignet  sein,  bei  ihnen  die 
frühere  Stimmung  neu  zu  erwecken. 

B  ernstorff 

Nr.  5372 

Der  Botschafter  in  Petersburg  Graf   von  Alvensleben 
an  den  Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 
Nr.  294  St.  Petersburg,  den  18.  Mai  1903 

Den  in  dem  hohen  Erlaß  vom  13.  d.  Mts.,  Nr.  341***,  niedergelegten 
Anschauungen  über  die  Möglichkeit  einer  unmittelbar  bevorstehenden 
englisch-französisch-russischen  Verständigung  glaube  ich  auf  Grund 
meiner  hiesigen  Beobachtungen  in  allen  Punkten  beitreten  zu  können. 

Es  darf  allerdings  nicht  übersehen  werden,  daß  auch  hier  die 
Anhänger  einer  Verständigung  mit  England  zurzeit  eine  rege 
propagandistische   Tätigkeit   entfalten.     Im   Sinne   einer  solchen   Ver- 

*  Die  mandschurische  Frage  war  Anfang  April  1903  dadurch  in  ein  neues, 
Stadium  getreten,  daß  Rußland  am  5.  April  der  chinesischen  Regierung  für  die 
Räumung  der  Provinzen  Mukden  und  Kirin  nebst  dem  Hafen  Niutschwang 
exorbitante  Forderungen  stellte.  Diese  Forderungen,  die  durch  Enthüllungen 
des  „Reuter"-Bureaus  und  der  „Times"  in  der  zweiten  Hälfte  April  1903 
an  das  Licht  gezogen  wurden,  fanden  in  Japan,  England  und  Amerika  so  leb- 
haften Widerstand,  daß  die  russische  Regierung  sich  zu  der  Erklärung  be- 
quemte, daß  sie  nichts  gegen  die  Integrität  der  Mandschurei  plane,  und  daß 
diese    dem   Handel   offen   stehe. 

**  Am    19.    und    20.    April    hatten    in    Kischinew    große    Judenprogrome    statt- 
gefunden. 
***  Siehe  Nr.  5370. 
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ständigung  äußerte  sich  kürzlich  ein  Artikel  der  „Nowoje  Wremja", 
ferner  ein  am  16.  d.  Mts.  erschienener  Artikel  der  „Petersburgski 
Wjedomosti",  und  gestern  veröffentlicht  die  „Nowoje  Wremja"  eine 
Londoner  „Argus"-Korrespondenz,  in  der  ein  völliger  Umschwung  der 
englischen  öffentlichen  Meinung  zugunsten  Rußlands  verkündigt  wird. 
Die  Engländer  hätten  endlich  begriffen,  daß  zwischen  ihnen  und  den 
Russen  keinerlei  Gegensätze  bestehen,  und  daß  nur  die  bösen 
Deutschen  solche  Gegensätze  erfunden  hätten,  um  Rußland  und  Eng- 
land miteinander  zu  verhetzen.  Ich  lege  diese  Korrespondenz  heute 
mit  besonderm  Bericht  Nr.  2Q2  vor. 

Auch  ist  die  Haltung  Englands  in  der  Frage  der  Bagdadbahn*, 
sowie  die  Zurückhaltung,  die  die  großbritannische  Regierung  in  der 
durch  die  bekannten  Reutertelegramme  wieder  aufgerührten  Man- 
dschureifrage** beobachtet  hat,  hier  dankbar  anerkannt  worden,  so 
daß  man  wohl  von  einer  gewissen  momentanen  detente  in  der  rus- 
sisch-englischen  Polemik   sprechen   kann. 

Es  muß  aber  hervorgehoben  werden,  daß  die  vorgenannten  eng- 
landfreundlichen Kundgebungen  sich  immer  nur  in  allgemeinen 
Redensarten  bewegen;  keine  von  ihnen  enthält  irgendeinen  prak- 
tischen Verständigungsvorschlag  oder  das  Angebot  irgendeiner  Kon- 
zession an  England,  so  daß  diese  Kundgebungen  nur  allzu  deutlich 
den  Stempel  der  Augenblicksmache  tragen.  Wer  dagegen  die  Mittei- 
lungen der  russischen  Presse  über  praktische  Einzelfragen  der  asia- 
tischen Politik  aufmerksam  verfolgt,  wird  nach  wie  vor  überall,  ob 
es  sich  um  China,  um  Afghanistan,  um  Persien  handelt,  von  neuen 
Unternehmungen,  Straßen-  und  Bahnbauten,  Forschungsexpeditionen 
und  ähnlichen  Dingen  lesen,  also  überall  nur  Vorwärtsbewegung,  die 
sich  doch  im  wesentlichen  auf  Kosten  Englands  vollzieht, 

Außer  den  anfangs  gekennzeichneten  Zeitungsstimmen  sind  andere 
greifbare  Symptome  dafür,  daß  Rußland  bereit  wäre,  zu  einer  Ver- 
ständigung die  Hand  zu  reichen,  nicht  zu  meiner  Kenntnis  gelangt. 
Erst  ganz  vor  kurzem  hat  vielmehr  ein  Mitglied  der  hiesigen  eng- 
lischen Botschaft  einem  meiner  Sekretäre  ausdrücklich  bestätigt,  daß 
alle  englischen  Versuche,  sich  mit  Rußland  über  die  asiatische  Frage 
freundschaftlich  auseinanderzusetzen,  bisher  erfolglos  gewesen  seien. 
„Die  Russen",  sagte  der  Engländer,  „würden  ja  auch  töricht  sein, 
wenn  sie  sich  auf  eine  solche  Verständigung  einließen.  Sie  haben  es 
ja  gar  nicht  nötig.  Langsam  und  sicher  breiten  sie  sich  Schritt  vor 
Schritt  in  Asien  aus,  und  es  wird  höchste  Zeit,  daß  wir  uns  darüber 
klar  werden,  an  welchen  Punkten  wir  versuchen  müssen,  ernstlich 
Widerstand   zu   leisten." 

Es  ist  ja  leicht  möglich,  daß  Rußland  und  England  sich  über  diese 


*  Vgl.  dazu  Kap.  CXIV,    A. 

**  Vgl.  Nr.  5371,  S.  577,  Fußnote*. 
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oder  jene  asiatische  Einzelfrage  verständigen,  eine  allgemeine  Ver- 
ständigung über  die  beiderseitigen  Interessensphären  in  Asien  müßte 
aber,  auch  nach  meinem  Gefühl,  an  den  russischen  Aspirationen 
nach  einem  Zugang  zum  „Warmen  Meere"  scheitern. 

Die  Frage  nun,  ob  es  sich  für  uns  angesichts  der  Möglichkeit 
einer  englisch-französisch-russischen  Verständigung  empfehlen  würde, 
Rußland  im  gegenwärtigen  Augenblick  auf  finanziellem  Gebiete  ein 
größeres  Maß  von  Entgegenkommen  zu  zeigen,  glaube  ich  hiernach 
unbedingt  verneinen  zu  sollen.  Ich  würde  sie  aber  selbst  dann  ver- 
neinen, wenn  ich  an  die  nahe  Eventualität  des  neuen  Dreibundes 
glaubte. 

Weun  Freiherr  von  Eckardstein  berichtet,  daß  die  Pariser  Finanz- 
leute, um  das  mit  russischen  Werten  übersättigte  Frankreich  zu  ent- 
lasten, nach  einem  „Partner  für  die  Finanzierung  Rußlands"  suchen, 
so  halte  ich  das  für  durchaus  zutreffend.  Er  bestätigt  nur,  was  ich 
schon  gelegentlich  unserer  vorjährigen  russischen  Anleihe  und  seitdem 
in  meiner  Berichterstattung  wiederholt  betont  habe.  Auffallend  er- 
scheint nur,  daß  die  Pariser  dem  Freiherrn  von  Eckardstein  gegen- 
über als  die  einzigen  für  die  Unterbringung  russischer  Anleihen  in 
Betracht  kommenden  Länder  England  und  Amerika  bezeichnet  haben 
und  Deutschland  geflissentlich  unerwähnt  gelassen  haben.  Ich  war 
dagegen  in  der  Lage,  Äußerungen  französischer  Finanzleute  wieder- 
zugeben, die  nicht  für  mich  bestimmt  waren,  sondern  in  der  Intimität 
in  Börsenkreisen  gefallen  waren,  aus  denen  hervorging,  daß  man  in 
Paris  den  allergrößten  Wert  darauf  legt,  daß  gerade  Deutschland  de/i 
„Partner"  abgebe  und  sich  möglichst  in  russischen  Werten  engagiere. 

Damals,  als  wir  die  Anleihe  machen  sollten,  wurde  uns  von 
allen  interessierten  Kreisen  zugetragen,  Rußland  könne  jeden  Augen- 
blick in  Frankreich  neues  Geld  bekommen,  für  uns  sei  es  daher  ein 
großer  Erfolg,  wenn  wir  die  Anleihe  erhielten. 

Der  Gedanke  liegt  nun  nicht  allzufern,  daß  man  jetzt,  wo  die 
Übersättigung  Frankreichs  mit  russischen  Werten  nicht  mehr  gut 
wegzuleugnen  ist,  dadurch  einen  Druck  auf  uns  auszuüben  sucht, 
daß  man  uns  das  Gespenst  einer  französisch-englisch-russischen  En- 
tente an  die  Wand  malt,  die  Rußland  in  die  angenehme  Lage  ver- 
setzen würde,  seinen  Geldbedarf  unter  Umgehung  Berlins  in  London 
zu  decken.  In  diesem  Falle  würden  wir  also,  wenn  wir  jetzt  Ruß- 
land helfen  wollten,  nur  die  Geschäfte  der  Pariser  Bankiers  besorgen. 

Vielleicht  ließe  sich  durch  ebenso  naheliegende  Motive  politischer 
Natur  der  Einschüchterungsversuch  erklären,  den  Herr  Chamberlain 
durch  die  Ankündigung  einer  französisch-englischen  Annäherung  bei 
Herrn  von  Eckardstein  gemacht  hat. 

Auf  der  anderen  Seite  muß  natürlich  auch  die  Möglichkeit  ins 
Auge  gefaßt  werden,  daß  Herr  Witte  tatsächlich  Aussicht  hat,  in 
England   Geld   zu   bekommen,   wiewohl   die   letzten    Erfahrungen   mit 
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der  verunglückten  Rybinsker  Anleihe  nicht  gerade  ermutigend  sind, 
und  auch  nicht  recht  einzusehen  ist,  welches  Interesse  England  daran 
haben  sollte,  um  den  Preis  von  „allerhand  provisorischen  Arrange- 
ments" seinem  Gegner  auch  noch  die  Mittel  vorzustrecken,  die  ihm 
eine  weitere  Stärkung  seiner  Position  in  Asien  ermöglichen  würden. 

Sollte  also  tatsächlich  bei  den  Londoner  Finanziers  die  Neigung 
bestehen,  Rußland  Geld  zu  geben,  so  würden  wir,  indem  wir  jetzt 
eine  russische  Anleihe  aufnehmen,  wieder  nur  die  Geschäfte  eben- 
dieser  Londoner  Bankiers  besorgen.  Denn  nichts  wäre  geeigneter, 
den  bei  dem  englischen  Publikum  wohl  kaum  sehr  hoch  bewerteten 
russischen  Kredit  zu  heben,  und  Herr  Witte  hätte  es  dann  um  so 
leichter,  seine  nächste  Anleihe  in   England  unterzubringen. 

Schließlich  könnte  noch  der  schlimmste  Fall  eintreten,  daß  näm- 
lich Herr  Witte  eine  Anleihe  in  England  placiert,  noch  bevor  wir 
unsern  Handelsvertrag  mit  Rußland*  abschließen.  Dieser  Fall  er- 
scheint mir  zwar  nicht  sehr  wahrscheinlich,  um  so  mehr  als  Herr 
Timirjasew**  entschieden  Neigung  zeigt,  möglichst  bald  in  die  Ver- 
handlungen mit  uns  einzutreten;  ein  so  großer  Umschwung  in  der 
Stimmung  des  englischen  Publikums,  wie  er  für  die  Unterbringung 
einer  russischen  Anleihe  nach  so  langer  Entwöhnung  nötig  wäre, 
dürfte  sich  wohl  nicht  ganz  plötzlich  bewerkstelligen  lassen.  Aber 
selbst  wenn  dieser  Fall  einträte  und  Herr  Witte  dadurch  in  die  Lage 
käme,  sich  bei  den  Verhandlungen  mit  uns  auf  das  hohe  Pferd  zu 
setzen,  so  wäre  der  Schaden  meines  Erachtens  für  uns  immer  noch 
nicht  so  groß,  als  wenn  wir  jetzt  unmittelbar  vor  Beginn  der  Handels- 
vertragsverhandlungen umfallen  und  unsere  Hauptwaffe  aus  der  Hand 
geben  würden.  Das  würde  uns  nur  als  Schwäche  ausgelegt  werden, 
und  Witte  würde  um  so  untraitabler  werden.  Daß  wir  bei  ihm  auf 
keinen  Dank  für  vorausgeleistete  Dienste  rechnen  können,  das  haben 
wir  schon  bei  der  letzten  Anleihe  gelernt.  Falls  aber  Herr  Witte  wirk- 
lich in  der  Lage  sein  sollte,  ohne  allzu  große  politische  Opfer  den 
englischen  Markt  zurückzugewinnen,  so  werden  wir  ihn  durch  unser 
finanzielles  Entgegenkommen  auch  nicht  davon  abhalten. 

Ich  kann  mir  somit  in  keinem  Falle  einen  positiven  Nutzen  davon 
versprechen,  daß  wir  im  gegenwärtigen  Augenblick  unsere  ablehnende 
Haltung  den  russischen  Papieren  gegenüber  aufgeben.  Zu  dem 
gleichen  Resultat  gelangt  auch  Generalkonsul  Maron  auf  Grund  ledig- 
lich wirtschaftlicher  Erwägungen  in  dem  beigeschlossenen  Pro- 
memoria***,  auf  das  ich  die  Aufmerksamkeit  Euerer  Exzellenz  hin- 
zulenken mir  erlauben  darf. 

Alvensleben 


*  Vgl.  dazu   Bd.  XVIII,   Kap.   CXVI. 

**  Gehilfe   des    russischen   Finanzministers,    designierter   Vertreter   Rußlands    bei 

den  Handelsvertragsverhandlungen   mit  Deutschland. 

***  Hier  nicht  abgedruckt. 
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Nr.  5373 

Der  Botschafter  in  Paris  Fürst  von  Radolin  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 
Nr.  160  Paris,  den  18.  Mai  1903 

Auf  den  hohen  Erlaß  Nr.  283*  vom  13.  d.  Mts.  beehre  ich  mich 
folgendes  zu  erwidern: 

An  die  Reise  des  Königs  von  England  nach  Paris  haben  sich  in 
den  Köpfen  der  heißblütigen  Franzosen  und  vielleicht  auch  mancher 
chauvinistischer  Engländer  die  weitgehendsten  Vermutungen  großer 
politischer  Konsequenzen  geknüpft.  Auch  ist  hier  und  da,  aber 
meines  Wissens  nicht  von  maßgebenden  Personen,  die  kühne  Behaup- 
tung aufgestellt  worden,  England  werde  sich  mit  Rußland  in  Asien 
verständigen  und  sodann  im  Verein  mit  Frankreich  und  durch  Ver- 
mittelung  des  Herrn  Delcasse  einen  neuen  Dreibund  bilden,  dessen 
Spitze  gegen  Deutschland  gerichtet  sei,  und  der  natürlich  Deutschland 
schaden  könnte.  Hierbei  ist  sicherlich  der  Wunsch  der  Vater  des 
Gedankens.  Daß  Herr  Delcasse  einen  solchen  Dreibund  gern  ent- 
stehen sehen  möchte,  wäre  begreiflich,  wiewohl  er  —  wie  mir  scheint 
—  ein  zu  nüchterner  und  klarer  Verstand  ist,  um  sich  Illusionen  hin- 
zugeben. Jedenfalls  dürfte  der  Zeitpunkt  verfrüht  erscheinen.  Auch 
fehlen  die  wesentlichen  Vorbedingungen  zu  einer  derartigen  Kombi- 
nation. Will  Frankreich  eine  Vermittlerrolle  zwischen  Rußland  und 
England  spielen,  müßte  es  sich  zunächst  mit  England  über  manche 
Punkte  von  großer  Wichtigkeit  auseinandersetzen  und  verständigen. 
Was  Marokko  anlangt,  so  scheint  eine  Verständigung,  wenn  auch 
vielleicht  versuchsweise  angebahnt,  bisher  jedenfalls  wohl  nicht  er- 
zielt worden  zu  sein.  Auch  ist  mir  unerfindlich,  auf  welcher  Basis 
dies  möglich  wäre,  denn  es  ist  nicht  anzunehmen,  daß  Frankreich 
einwilligt,  die  beiden  Ufer  der  Gibraltarschen  Meerenge  und  dadurch 
den  Schlüssel  des  Mittelländischen  Meeres  an  England  zu  überant- 
worten, wenn  auch  Biserta  noch  so  stark  befestigt  ist.  Die  sensatio- 
nelle Nachricht,  England  werde  Tanger  besetzen  und  im  übrigen  den 
Einfluß  in  Marokko  der  Republik  überlassen,  hat  hier  eine  ungünstige 
Aufnahme  gefunden.  Seither  ist  in  der  Presse  mehr  als  zuvor  davon 
die  Rede,  daß  Frankreich  überhaupt  jede  größere  Aktion  verhindern 
müßte,  damit  England  nicht  Gelegenheit  finde,  sich  irgendeinen  Teil 
von  Marokko  anzueignen.  Dies  ist  auch  die  vorherrschende  Ansicht 
der  französischen  Politiker,  die  ich  gesprochen.  Herr  Delcasse,  der, 
wie  er  mir  sagte,  wegen  der  Gefahr  für  Algerien  mit  Besorgnis  den 
wachsenden    Fanatismus   der   Marokkaner   beobachtet,   hat  nur   einen 


Vgl.  Nr.  5370,  S.  572,  Fußnote*. 
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Wunsch  —  scheinbar  wenigstens  — ,  den  Status  quo  möglichst  zu 
erhalten,  um  Komplikationen  zu  vermeiden.  Natürlich  will  sich  Frank- 
reich das  Recht  wahren,  für  marokkanische  Angriffe  an  der  Ost- 
und  Südgrenze  sich  zu  rächen,  d.  h.  Schritt  für  Schritt,  aber  unauf- 
fällig vorzudringen,  bis  der  Einfluß  vom  Süden  her  so  zugenommen 
haben  wird,  daß  die  Position  Frankreichs  den  dritten  Staaten  gegen- 
über im  Norden  Marokkos  schließlich  ausschlaggebend  wird.  Um 
die  öffentliche  Meinung  an  dieses  allmähliche  Vordringen  an  der 
Grenze  zu  gewöhnen,  wird  die  Presse  von  Zeit  zu  Zeit  mit  Nach- 
richten über  stets  sich  wiederholende  Angriffe  auf  französisch-alge- 
rische Orenztruppen  versehen,  die  mir  auch  Herr  Delcasse  als  über- 
aus vexant  bezeichnet.  Das  Übrige,  d.  h.  das  weitere  Vordringen,  soll 
der  friedliche  Warenaustausch  und  der  Arbeiterzuzug  tun.  Man  muß 
annehmen,  daß  England  diesem  Treiben  nicht  immer  ruhig  zuschauen 
wird. 

Das  Übergehen  Spaniens  durch  den  König  von  England*  soll  in 
Madrid  außerordentlich  verstimmt  haben.  Doch  scheint  es  ausge- 
schlossen, als  habe  der  König  damit  markieren  wollen,  daß  Spanien 
in  der  Marokkoangelegenheit  nicht  in  Betracht  komme.  Gerade  wenn 
sich  England  und  Frankreich  über  den  Kopf  von  Spanien  weg  über 
Marokko  verständigen  wollten,  würde  es  diplomatischer  gewesen 
sein,  Spanien  durch  äußerliche  Zuvorkommenheit  in  Sicherheit  zu 
wiegen.  Gegen  die  Annahme  einer  Verständigung  spricht  jedoch, 
wie  ich  im  hiesigen  Ministerium  von  maßgebender  Seite  wiederholt 
gehört  habe,  am  meisten  der  Grundgedanke  der  französischen  Regie- 
rung und  auch  der  hiesigen  Presse,  daß  keine  fremde  europäische 
Macht  —  bis  vielleicht  auf  die  alten,  freilich  sehr  beschränkten  Rechte 
Spaniens  —  in  Marokko  von  Frankreich  geduldet  werden  könne. 
Mit  diesem  Prinzip  wird  England  sich  wohl  nicht  einverstanden 
erklären  können. 

Bisher  liegt  meines  Erachtens  kein  Grund  vor,  die  Aufrichtigkeit 
der  Behauptung  zu  bezweifeln,  wonach  Frankreich  nur  die  wirt- 
schaftlichen Beziehungen  zu  England  pflegen  will.  Nach  langer 
Feindschaft  ist  eine  Aussöhnung  erreicht,  wobei  von  allen  Seiten 
festgestellt  wird,  das  gleiche  sei  mit  Italien  möglich,  aber  nicht  mit 
Deutschland.  Und  doch  steht  letzteres  zu  Frankreich  jetzt  weit  besser 
als  zur  Zeit  vor  der  Weltausstellung,  wenngleich  die  gegenwärtig 
erfolgenden  Veröffentlichungen  von  Jaures  und  Reinach  über  die 
Dreyfusangelegenheit**,    die    Beschreibungen    aus    dem    Leben    von 


*  Die  Festlandsreise  König  Eduards  VII.,  die  in  dem  Besuche  von  Paris 
(1. — 4.  Mai)  gipfelte,  war  zunächst  nach  Lissabon  und  Italien  gegangen, 
Spanien  war  überschlagen  worden. 

**  Am  27.  April  1903  hatte  Joseph  Reinach  im  „Temps"  einen  an  ihn  gerich- 
teten Brief  des  ehemaligen  Pariser  Botschafters  Fürsten  Münster  vom  20.  Mai 
1901   veröffentlicht,  der  sich  über  die   Beziehungen  des  Militärattaches  Oberst- 
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Thiers,  sowie  die  Briefe  des  Fürsten  Bismarck  an  seine  Gemahlin  im 
„Matin"  *  die  Stimmung  momentan  ein  wenig  verschlechtert  haben. 
Über  jene  Umstände  hat  sich  neulich  der  bekannte  Leiter  des  Credit 
Lyonnais,  Herr  Germain,  welcher  dem  Herrn  Delcasse  und  auch 
Herrn  Hanotaux  nahe  steht,  deutlich  ausgesprochen,  und  fügte  der- 
selbe hinzu,  daß  eine  ernste  Annäherung  zwischen  Frankreich  und 
England  nicht  zu  erwarten  stehe.  Er  habe  kein  Anzeichen  für  irgend- 
welche Abmachungen  bemerkt  und  sei  ebenso  wie  die  meisten  Pariser 
erstaunt,  daß  der  König  Eduard  kühler  empfangen  worden  sei,  als 
man  angenommen  habe,  zumal  er  doch  als  vieux  Parisien  gilt. 

Die  großen  Schwierigkeiten,  welche  sich  einem  englisch-franzö- 
sisch-russischen Bündnis  entgegenstellen,  liegen  klar  zutage.  Eng- 
land mag  Rußland  im  Süden  Asiens  zurückhalten  wollen,  Rußland 
kann  jedoch  auf  die  wesentlichen  Ziele  seiner  Politik  nicht  ver- 
zichten. (Es  war  mir  nicht  uninteressant,  kürzlich  in  Erfahrung  zu 
bringen,  daß  Rußland  sehr  bedeutendes  Kriegsmaterial  nach  der 
Mandschurei  schaffe.)  Die  Deutschen  mögen  in  den  drei  Ländern 
nicht  beliebt  sein,  aber  darüber  können  Rußland  und  England  ihre 
heterogenen  Interessen  nicht  übersehen.  Eine  geringe  Modifikation 
könnte  eintreten,  wenn  die  Finanzfrage  mitspielen  sollte  und  z.  B. 
Frankreich  nicht  mehr  allein  an  Rußland  große  Summen  vorstrecken, 
sondern  künftighin  zusammen  mit  England  die  Gelder  aufbringen 
sollte,  deren  Rußland  noch  bedarf. 

Nach  den  bisher  eingezogenen  Erkundigungen  ist  aber  Frank- 
reich nicht  nur  fähig,  sondern  auch  gewillt,  sein  Geld  fernerhin 
nach  Rußland  abzugeben.  Wenn  letzteres  den  Geldmarkt  anderer 
Länder  in  Anspruch  nimmt,  berührt  es  hier  nicht  angenehm.  Bei  der 
Aufnahme  der  letzten  russischen  Anleihe  in  Deutschland  war  eine 
gewisse  Eifersucht  bei  den  Franzosen  unverkennbar,  nicht  selbst  um 
Geld  gebeten  worden  zu  sein.  Dies  spricht  dafür,  daß  die  Franzosen 
sich  reich  genug  zu  neuen  Darlehen  an  fremde  Staaten  fühlen.    Aus 


leutnant  von  Schwartzkoppen  zu  Major  Esterhazy  ausließ.  Siehe  den  Text 
des  Briefes  bei  Reinach  Historie  de  l'Affaire  Dreyfus  T.  VI,  p.  508.  Zu 
diesem  Briefe  hatte  Jaures  einen  ausführlichen  Kommentar  in  der  „Petite 
Republique"  vom  3.  Mai  gegeben. 

*  Vom  „Matin"  waren  nach  dem  Erscheinen  von  „Bismarcks  Briefen  an  seine 
Gattin  aus  dem  Kriege  1870/71"  (Stuttgart  1903)  in  einer  längeren  Reihe 
von  Nummern  die  Briefe  reproduziert  worden,  die  Bismarck  während  des 
deutsch-französischen  Krieges  an  seine  Gattin  geschrieben  hatte.  Ein  Teil  der 
französischen  Zeitungen  war  bemüht,  mit  Hilfe  dieser  Veröffentlichung  den 
Deutschenhaß  aufs  neue  anzufachen.  Kaiser  Wilhelm  II.  bemerkte  zu  einem 
ihm  vorgelegten  Artikel  des  „Berliner  Tageblatts"  vom  16.  Mai,  der  diese 
Tatsache  konstatierte :  „Warum  hat  man  diese  Briefe,  die  nicht  für  die 
Öffentlichkeit  bestimmt  sind,  in  Deutschland  veröffentlicht?  Daß  sie  in  fran- 
zösische Blätter  übergehen  würden,  war  vorauszusehen,  der  Effekt  auch.  Also 
hat  man  von  hier  aus  Frankreich  verletzt  und  darf  sich  über  die  Kommentare 
nicht  wundern." 
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diesem  Grunde  konnten  sie  jetzt  auch  in  großem  Umfange  zur  eng- 
lischen Transvaalanleihe  beisteuern,  was  mit  einem  Drittel  der  Ge- 
samtsumme tatsächlich  geschehen  ist.  Das  von  Frankreich  in  russi- 
schen Anleihen  angelegte  Kapital  beträgt  an  neun  Milliarden.  Wie 
schon  früher  berichtet,  ist  der  bedeutende  Finanzmann  Graf  Vitali, 
der  sich  mit  türkischen  und  ostasiatischen  Angelegenheiten  befaßt, 
der  Ansicht,  daß  Frankreich  ungefähr  noch  zehn  Jahre  lang  durch- 
schnittlich 500  Millionen  Franken  jährlich  nach  Rußland  bringen 
werde,  wobei  ersteres  selbst  das  beste  Geschäft  mache,  denn  Rußland 
habe  immer  gute  Zinsen  gezahlt,  und  die  Franzosen  seien  mit  ge- 
wagten überseeischen  Anlagen  vorsichtig  geworden.  Für  200  Millionen 
Ersparnisse  der  „kleinen  Leute"  könne  man  in  Frankreich  gar  keine 
Verwendung  finden.  Diese  bildeten  den  Grundstock  zu  den  nach 
Rußland  jährlich  gebrachten  Summen;  für  den  Rest  sorgten  die 
Bankiers. 

Mehr  noch  als  diese  Darlegung  frappierte  mich  eine  an  der 
Hand  von  Aktenmaterial  im  Credit  Lyonnais  vorgenommene  Erör- 
terung, wonach  von  allen  Staaten  zuerst  Rußland  (und  dann  erst 
Preußen)  durch  seine  finanzielle  Entwickelung  in  Zukunft  als  kredit- 
fähiges Land  in  Frage  kommt.  Herr  Germain,  welcher  für  diese 
statistischen  Untersuchungen  jährlich  an  900  000  Franken  ausgibt, 
ist  davon  überzeugt,  daß  Darlehen  in  Rußland  am  besten  unterge- 
bracht seien.  So  groß  ist  das  Zutrauen  zu  der  Tätigkeit  des  Herrn 
Witte  in  den  Kreisen  der  französischen  Finanzwelt. 

Sollte  hiernach  Frankreich  wirklich  ein  Interesse  haben,  daß 
England  einen  Teil  des  früher  ganz  in  Frankreich  gedeckten  russi- 
schen Geldbedarfs  befriedigt?  Herr  Witte  möchte  es  vielleicht  wün- 
schen, denn  seit  Jahren  ist  es  sein  Besrteben,  sich  neben  dem  fran- 
zösischen auch  den  englischen  Markt  zu  sichern. 

Für  die  Anleihefrage  sind  die  Pariser  Rothschilds  nicht  ausschlag- 
gebend, da  das  große  französische  Publikum  mehr  zum  Credit 
Lyonnais  als  zu  Alphonse  Rothschild  hält.  Dagegen  ist  die  Stellung 
der  Londoner  Rothschilds  zu  der  Frage  einer  englisch-franzö- 
sisch-russischen Annäherung  von  erheblichem  Interesse.  Aus 
sozialen  Gründen  sind  bekanntlich  die  Rothschilds  im  allgemeinen 
Deutschland  nicht  besonders  günstig  gesinnt.  Doch  ist  auf  der  an- 
deren Seite  die  Abneigung  der  Londoner  Mitglieder  dieses  Hauses 
gegen  Rußland  bekannt.  (Nach  einer  mir  vertraulich  durch  Herrn 
Betzold*  kürzlich  zugegangenen  Nachricht  soll  allerdings  eine  leichte 
Milderung  in  den  antirussischen  Gesinnungen  des  Lord  Rothschild 
wahrnehmbar  sein,  nachdem  Baron  Alphonse  Rothschild  aus  Paris 
brieflich  auf  ihn  eingewirkt  hätte.  Eine  Bestätigung  dieser  Nachricht 
habe  ich  bisher  von  anderer  Seite  nicht  erhalten.) 

*  Radolin  schreibt  den  Namen  unrichtig  „Petzold".  Vgl.  über  Betzold  Eckard- 
stein  a.  a.  O.  I,    241  ff. 
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Nach  vorstehendem  will  es  mir  scheinen,  daß  die  politische  Lage 
einem  englisch-französisch-russischen  Bündnis  wenigstens  für  abseh- 
bare Zeit  keine  günstige  ist.  Auch  sind  zwingende  Gründe  zu 
einem  solchen  nicht  vorhanden;  die  Gegensätze  sind  zu  schroff,  um 
durch  eine  noch  so  große  Abneigung  gegen  Deutschland  überbrückt 
zu  werden.  Eines  kann  jedoch  nicht  verkannt  werden,  daß  die  Stellung 
Frankreichs  in  Europa  durch  die  letzten  Vorgänge  wesentlich  ge- 
bessert ist. 

Ra  dolin 


Nr.  5374 

Der  Botschafter  in  Paris  Fürst  von  Radolin  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bülow 

Ausfertigung 
Nr.  161  Paris,   den    18.   Mai    1903 

Der  Rothschildsche  Vertrauensmann,  Herr  Betzold,  besuchte  mich 
dieser  Tage,  gleich  nach  seiner  Ankunft  aus  England,  und  leitete 
sein  Gespräch  damit  ein,  daß  er  mir  „wichtige",  streng  vertrauliche 
Mitteilungen  zu  machen  habe. 

Vor  einigen  Monaten,  meinte  Herr  Betzold,  hatte  sich  zwischen 
England  und  Frankreich  die  Geneigtheit  gezeigt,  wegen  des  Bahn- 
baues in   China  zusammenzugehen. 

Dieser  Plan  sei  durch  die  Zustimmung  durchkreuzt  worden, 
welche  die  Kaiserliche  Regierung  und  die  deutschen  Finanzkreise 
gegen  jedes  Erwarten  den  englischen  Plänen  entgegengebracht  hätten. 

Seitdem  seien  weitere  Symptome  für  eine  beabsichtigte  Annähe- 
rung zwischen  Frankreich  und  England  bemerkbar  geworden,  und 
zwar  in  dem  Wunsch,  sich  in  Afrika  am  Niger  zu  verständigen  und 
die  Neufundlandfrage  in  befriedigender  Weise  zu  lösen.  (Ich  möchte 
hierbei  bemerken,  daß  ich  seit  zwei  Jahren  von  der  „unmittelbar 
bevorstehenden"  Regelung  der  Neufundlandfrage  sprechen  höre,  und 
daß  dies  bis  jetzt  noch  nicht  erfolgt  ist,) 

Die  Angaben  des  Herrn  Betzold  waren  sehr  allgemeiner  Natur, 
und  konnte  er  mir  Näheres  über  die  angeblichen  Vergleichsobjekte 
nicht  mitteilen.  Er  behauptete  nur,  daß  zwischen  Frankreich  und 
England  eine  Verständigung  nicht  ausgeschlossen,  ja  sogar  wahr- 
scheinlich wäre,  obwohl  er  für  die  Lösung  der  marokkanischen  Frage 
keinen  Ausweg  anzugeben  wüßte. 

In  den  Flitterwochen  bei  der  Anwesenheit  des  Königs  Eduard, 
fuhr  Herr  Betzold  fort,  sei  die  Idee  bei  beiden  Teilen  aufgetaucht, 
eine  Annäherung  an  Rußland  zu  suchen.  Die  mandschurische  Frage 
sei   kein   unüberwindliches    Hindernis.     Schon   der   Umstand,   daß    in 

585 


England  die  dauernde  Besetzung  der  Mandschurei  durch  Rußland 
jetzt  nicht  mehr  dieselbe  Entrüstung  hervorgerufen  habe  wie  früher 
und  ruhig  hingenommen  werde,  beweise  das  Platzgreifen  einer  mil- 
deren Stimmung.  Die  Franzosen  spielten  hierbei  eine  vermittelnde 
Rolle.  Trotz  der  sonstigen  Schwierigkeiten  für  eine  Verständigung 
in  Persien  usw.  sprächen  doch  so  beachtenswerte  Symptome  für  eine 
allmähliche  Annäherung  von  Rußland,  Frankreich  und  England,  daß 
dieselbe  ihm,  Herrn  Betzold,  wenn  auch  noch  in  weiter  Ferne 
liegend,  nicht  ausgeschlossen  erscheine. 

In  den  ihm  nahestehenden  Kreisen,  meinte  er,  obwalte  der  Ein- 
druck, daß  es  im  französischen  Interesse  liege,  eine  Annäherung 
zwischen  England  und  Rußland  anzubahnen,  und  daß  Herr  Del- 
casse  diesem  Plane  nicht  abgeneigt  sein  soll. 

Auch  Rußland  habe  schon  deshalb  ein  Interesse  daran,  mit  Eng- 
land sich  zu  verständigen,  weil  ihm  dadurch  die  Möglichkeit  ge- 
schaffen würde,  Geld  in  England  zu  finden  und  nicht  auf  Frank- 
reich allein  angewiesen  zu  sein,  was  ja  auch  der  Wunsch  Wittes 
sei.   — 

Für  Frankreich  sei  es  handelsökonomisch  wichtig,  daß  in  Eng- 
land für  russische  Anleihe  Absatz  gefunden  werde!  —  (Worin  bei 
dem  hiesigen  Überfluß  an  Geld,  das  man  gern  im  Ausland  unter- 
bringt, ein  Vorteil  für  Frankreich  liegen  soll,  andere  an  die  russische 
Krippe  zu  bringen,  darüber  konnte  mir  Herr  Betzold  keine  stichhaltige 
Antwort  geben,  er  meinte  nur,  diese  Anleihefrage  würde  überhaupt 
erst  in  ein  oder  zwei  Jahren  zur  Sprache  kommen,  denn  augenblick- 
lich brauche  England  sein  Geld  für  sich,  wenn  auch  die  Transvaal- 
anleihe über  und  über  in  England  selbst  gezeichnet  worden  sei;.)  — 

Als  ein  viel  ernsteres  Symptom  bezeichnete  Herr  Betzold  den 
Umstand,  daß  Mr.  Chamberlain  einer  Annäherung  an  Rußland  und 
der  Aufnahme  einer  russischen  Anleihe  (allerdings  für  später)  nicht 
ungünstig  gesinnt  sei,  und  daß  er  seinen  Einfluß  in  dieser  Rich- 
tung bei  Herrn  Balfour  geltend  mache.  Bezeichnend  wäre  —  dies 
vertraute  er  mir  unter  dem  Siegel  der  tiefsten  Verschwiegenheit  an 
— ,  daß  Lord  Rothschild,  der  bisher  jeder  russischen  Annäherung 
geradezu  feindlich  gegenübergestanden  habe,  jetzt  weniger  un- 
freundlich für  Rußland  gesinnt  sei,  und  infolge  eines  Briefes 
des  Barons  Alphonse  Rothschild  aus  Paris  in  ähnlichem  Sinne  wie 
Chamberlain  auf  Balfour  wirken  soll. 

Auch   dem   König  sei   Rußland   durchaus  nicht  unsympathisch. 

Zur  weiteren  Begründung  führte  Herr  Betzold  eine  Äußerung 
Mr.  Charles  Dilkes  an,  wonach  dieser  eine  englisch-französisch-rus- 
sische Allianz  geradezu  als  wünschenswert  bezeichnet  hätte.  Der 
englischen  öffentlichen  Meinung  und  in  Parlamentskreisen  wäre  eine 
Annäherung    der   drei    Länder,    vorderhand    aber    von    England    und 

586 


Frankreich,  schon  aus  Eifersucht  gegen  Deutschland  ein  populärer 
Gedanke,  der  seinerzeit  von  der  „Times"  hingeworfen  und  mit  Erfolg 
und  Geschick  ausgenutzt  worden  sei. 

Als  Herr  Betzold  sah,  daß  ich  mich  seinen  pessimistischen  Aus- 
einandersetzungen gegenüber  skeptisch  verhielt,  und  ich  ihm  die 
meiner  Ansicht  nach  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  darlegte,  die 
einem  Zusammengehen  Rußlands  und  Englands  und  Frankreichs  ent- 
gegenstehen, meinte  er,  es  sei  ja  auch  gar  nicht  gesagt,  daß  dieser 
Dreibund  zustande  käme,  jedenfalls  läge  die  Verwirklichung  noch  in 
weiter  Ferne,  er  hätte  aber  geglaubt,  mir  seine  Befürchtungen  melden 
zu  sollen,  um  uns  in  die  Lage  zu  setzen,  rechtzeitig  Gegenminen  zu 
legen.   — 

Wenn  ich  vorstehende  Unterhaltung  mit  Herrn  Betzold  wieder- 
gebe, so  geschieht  es  zum  Teil  deshalb,  weil  seine  Gesichtspunkte 
sich  mit  denen  decken,  die  Herr  von  Eckardstein  in  seinem  Expose 
vom  10.  Mai*  darlegt. 

Im  Sinne  einer  englisch  -  russisch  -  französischen  Entente  soll  sich 
hier  auch  der  portugiesische  Gesandte  in  London,  Marquis  de  Soveral, 
ausgesprochen  haben,  der  gleichzeitig  mit  dem  König  Eduard  sich 
hier  aufhielt  und  an  allen  Festlichkeiten  teilnahm,  sowie  zu  den 
näheren  Bekannten  Seiner  Majestät  zählt**. 

Rado  1  i  n 


*  Siehe  Nr.  5369. 

**  Über  die  nahen  Beziehungen  des  Marquis  de  Soveral  zu  König  Eduard  VII. 
hat  sich  Freiherr  von  Eckardstein  verschiedentlich  in  seinen  Berichten  aus- 
gelassen. So  heißt  es  in  einem  Berichte  vom  17.  September  1902  (Nr.  416): 
„Die  alte  Freundschaft  König  Eduards  zu  dem  Marquis  de  Soveral  hat  in 
der  letzten  Zeit  noch  erheblich  zugenommen.  Seit  der  Krankheit  Seiner  Maje- 
stät ist  Herr  von  Soveral  beinahe  ohne  Unterbrechung  in  der  nächsten  Um- 
gebung des  Monarchen  gewesen,  während  Seine  Majestät  sonst  nur  die  allernot- 
wendigsten  Audienzen  erteilt  hat.  Der  Gesandte  befindet  sich,  nachdem  er 
den  ganzen  yachting  cruise  des  Königs  an  Bord  der  „Victoria  and  Albert" 
mitgemacht,  gegenwärtig  noch  als  Gast  Seiner  Majestät  in  Baimoral.  Nicht 
nur  der  König,  sondern  auch  Königin  Alexandra  sowie  der  Prinz  und  die 
Prinzessin  von  Wales  betrachten  Herrn  von  Soveral  als  unentbehrlichen  Haus- 
freund und  sind  dem  von  ihm  ausgehenden  Einfluß  zugänglich."  In  bezug  auf 
die  deutsch-englischen  Beziehungen  soll  Marquis  de  Soveral  nach  Freiherrn 
von  Eckardstein  deutschfreundlichen  Tendenzen  gehuldigt  haben,  mit  der  Ein- 
schränkung jedoch,  daß  er  ganz  entschieden  gegen  die  tatsächliche  Ausführung 
des  deutsch-englischen  Vertrags  über  die  portugiesischen  Kolonien  (1898)  war 
und  in  diesem  Sinne  seinen  Einfluß  bei  dem  englischen  Könige  und  dem  eng- 
lischen Kabinett  geltend  machte.  Als  eine  wiederholt  von  dem  Marquis  auch 
im  Kreise  der  englischen  Königsfamilie  und  in  Anwesenheit  von  Kabinettsmini- 
stern wie  Lord  Lansdowne  und  Herzog  von  Devonshire  getane  Äußerung 
zitiert  Eckardstein  in  seinem  obengenannten  Bericht  die  Worte:  „Si  l'Angleterre 
et  l'AUemagne  ne  marchent  pas  ensemble,  elles  sont  foutues  les  deux."  Vgl. 
auch  Eckardsteins  „Lebenserinnerungen  und  Politische  Denkwürdigkeiten"  I, 
273  f. 
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Nr.  5375 
Der  Reichskanzler  Graf  von  Bülow  an  Kaiser  Wilhelm  II. 

Konzept    von    der   Hand    des    Vortragenden    Rats    Klehmet 
Ganz  geheim  Berlin,  den  20.  Mai  1903 

Euerer  Kaiserlichen  und  Königlichen  Majestät  früherer  Botschafts- 
rat in  London  Freiherr  von  Eckardstein,  der  sich  in  diesen  Tagen  hier 
aufhielt,  hat  bei  dieser  Gelegenheit  ausführlich  und  wiederholt  die 
Ansicht  entwickelt,  daß  wir  in  naher  Zukunft  mit  der  Wahrschein- 
lichkeit eines  durch  Herrn  Delcasse  vermittelten  neuen  Dreibunds, 
bestehend  aus  Rußland,  Frankreich  und  England,  zu  rechnen  haben 
würden.  Freiherr  von  Eckardstein  nimmt  an,  daß,  nachdem  der  Auf- 
enthalt Seiner  Majestät  des  Königs  Eduard  in  Paris  ohne  unangenehme 
Zwischenfälle  verlaufen  sei,  sich  eine  Verständigung  über  die  zwischen 
Frankreich  und  England  schwebenden  Fragen  auch  über  Marokko  werde 
erzielen  lassen.  Diese  Verständigung  würde  man  alsdann  bemüht  sein, 
auf  Rußland  als  dritten  Teilnehmer  auszudehnen.  Die  darauf  abzie- 
lenden Anstrengungen  des  Herrn  Delcasse  würden  nach  Herrn  von 
Eckardstein  auf  die  energische  Unterstützung  der  französischen  haute 
finance  rechnen  können.  Für  letztere  sei  der  Gedanke,  daß  Frank- 
reich 10  Milliarden  francs  an  russischen  Werten  besitze,  eine  dau- 
ernde Beunruhigung  angesichts  der  Möglichkeit,  daß  durch  einen  rus- 
sisch-englischen Krieg  eine  Finanzkatastrophe  in  Rußland  herbei- 
geführt werden  könnte. 

Herr  von  Eckardstein  steht  bisher  allein  mit  seinem  Urteil  über 
die  Eventualität  einer  französisch-englisch-russischen  Neugruppierung. 
Schon  über  eine  generelle  französisch-englische  Verständigung,  welche 
nach  seiner  Meinung  den  neuen  Dreibund  einleiten  soll,  lauten  die 
uns  vorliegenden  Nachrichten  keineswegs  vielversprechend.  So  ist 
namentlich  die  marokkanische  Frage,  auf  die  es  dabei  in  erster  Linie 
ankommen  würde,  bereits  im  vorigen  Herbst  zwischen  Frankreich 
und  England  erfolglos  erörtert  worden.  Bei  diesen  Eröterungen  hat 
der  Besitz  von  Tanger  eine  Hauptrolle  gespielt.  Der  französische 
Ministerrat  scheint  dabei  die  Abgabe  jenes  Platzes  an  England  als 
eine  für  Frankreich  unmögliche  Konzession  bezeichnet  und  dadurch 
die  Verhandlungen  zum  Scheitern  gebracht  zu  haben.  Jedenfalls 
dürfte  mit  Rücksicht  auf  die  heutige  Weltlage  und  die  französische 
Volksstimmung  die  Frage  des  Besitzes  von  Tanger  ohne  Gewalt- 
mittel in  absehbarer  Zeit  schwer  zu  lösen  sein. 

Noch  schwerer  als  zwischen  Frankreich  und  England  dürfte  eine 
Verständigung  zwischen  England  und  Rußland  sich  erreichen  lassen, 
so  sehr  auch  der  Wunsch  danach  auf  englischer  Seite  bestehen  mag. 
Der  neueste  englische  Vorschlag  in  dieser  Richtung,  wonach  vom 
Golf  von  Alexandrette  bis  zur  Mündung  des  Jangtse  eine  Linie  quer 
durch    Asien    gezogen    und    Rußland    nördlich,    England    südlich    von 
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dieser  Linie  frei  und  ungestört  schalten  sollten  *,  ist  wenig  geeignet, 
die  Russen  anzulocken,  für  welche  der  Zugang  zum  „Warmen  Meer" 
heute  eine  ähnliche  Bedeutung  hat  wie  der  Besitz  der  „Hagia  Sophia". 
Auch  ist  nicht  recht  ersichtlich,  inwiefern  jener  Dreibund  —  Rußland, 
Frankreich,  England  —  die  Lage  der  russischen  Politik  gegen  heute 
verbessern  würde.  Im  heutigen  Zweibund  darf  Frankreich  sich,  wenig- 
stens offen,  keinen  Einspruch  gegen  Rußlands  Pläne  erlauben,  wäh- 
rend mit  Bestimmtheit  auf  Grund  der  Erfahrungen  der  letzten  hun- 
dert Jahre  vorhergesagt  werden  kann,  daß  in  dem  neuen  Dreibunde 
Frankreich  und  England  sich  über  Fragen  der  Orientpolitik  leichter 
untereinander   als   mit   Rußland   verständigen   würden. 

Endlich  liegt  auf  englischer  Seite  bisher  kein  Anzeichen  dafür 
vor,  daß  man  dort  eine  Annäherung  an  Rußland  mit  dem  Preis  der 
Zulassung  desselben  zum  „Warmen  Meere"  erkaufen  möchte.  Viel- 
mehr hat  Lord  Lansdowne  in  einer  neulichen  Rede  ausdrücklich 
sogar  jedes  Kompromiß  hinsichtlich  der  Hoheitsverhältnisse  im  Persi- 
schen Meerbusen  und  den  benachbarten  Gewässern  abgelehnt**. 

Fehlen  auch  nach  dem  Vorstehenden  meiner  ehrfurchtsvollsten 
Ansicht  nach  die  Gründe,  der  Eckardsteinschen  Ansicht  beizutreten, 
so  habe  ich  gleichwohl  nicht  unterlassen,  darüber  noch  die  Meinungs- 
äußerungen von  Euerer  Majestät  Botschaftern  in  Petersburg  und 
Paris  sowie  von  Euerer  Majestät  Geschäftsträger  in  London  ein- 
zuholen. Abschriften  der  hierauf  eingegangenen  streng  vertraulichen 
Äußerungen,  und  zwar  zweier  Berichte  des  Fürsten  Radolin  vom 
18.  d.  Mts.  (Nr.  160  und  Nr.  161)***,  eines  Berichts  des  Grafen  Al- 
vensleben  vom  18.  d.  Mts.  f  nebst  Promemoria  Euerer  Majestät 
Generalkonsuls  in  Petersburg,  welches  speziell  die  finanzielle  und 
wirtschaftliche  Seite  der  Sache  erörtert,  und  endlich  eines  Berichts 
des  Grafen  Bernstorff  vom  17.  d.  Mts.  ff  verfehle  ich  nicht  anbei  aller- 
unfertänigst  in  Vorlage  zu  bringen. 

Alle  diese  Berichte  stimmen  dahin  überein,  daß  sie  die  Gründe, 
welche  gegen  die  vom  Freiherrn  von  Eckardstein  vertretene  Besorgnis 
vor  einer  russisch-französisch-englischen  Verbrüderung  sprechen,  für 
vorläufig  und  auf  absehbare  Zeit  überwiegend  erachten. 

Im  einzelnen  möchte  ich  mir  dazu  noch  folgende  Bemerkung  er- 
lauben: Was  die  Ausführungen  am  Schlüsse  des  Berichts  des  Grafen 
Bernstorff  anbelangt,  über  die  Mittel  und  Wege,  in  der  englischen 
öffentlichen  Meinung  wieder  eine  günstigere  Stimmung  für  Deutsch- 
land anzubahnen,  so  ist  der  springende  Punkt  in  der  engüschen  Ani- 
mosität gegen  uns   die   Besorgnis,   daß  England  von   uns  angegriffen 

*  Vgl.   Kap.  CXIV,  C,   Nr.  5361. 
**  Vgl.  Nr.  5370,  S.  571,  Fußnote**. 
***  Siehe  Nr.  5373  und  5374. 
f  Siehe    Nr.   5372. 
tt  Siehe   Nr.   5371. 
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werden  könnte,  daß  wir  die  deutsche  Flotte  gegen  England  bauten, 
und  daß  wir  nach  Vollendung  derselben  die  englischen  Kolonien  er- 
obern würden.  Außer  durch  die  alldeutsche  Presse  scheint  diese 
Besorgnis  namentlich  durch  die  Rede  des  Admirals  a.  D.  von  Livo- 
nius*  und  die  Broschüre  des  Rittmeisters  von  Edelsheim**  groß- 
gezogen worden  zu  sein. 

Der  in  dem  Bericht  Nr.  161  des  Fürsten  Radolin  angeführte 
Finanzmann  Betzold,  der  ein  Vertrauensmann  der  Londoner  Roth- 
schilds ist,  hat  sich  bei  früheren  Gelegenheiten  mit  seinen  Angaben 
wenig  bewährt.  Die  Londoner  Rothschilds  haben  sich  unseren  Inter- 
essen gegenüber  früher  entgegenkommend  erwiesen.  Sie  haben  nach 
dem  Zeugnis  unserer  Banken  diesen  bei  Differenzen  mit  englischen 
Banken,  z.  B.  über  Eisenbahnen  in  China,  auch  noch  neuerdings  wert- 
volle Vermittlungsdienste  geleistet.  Es  wäre  insofern  zu  bedauern, 
wenn  der  Behauptung  des  Freiherrn  von  Eckardstein  etwas  Tatsäch- 
liches zugrunde  läge,  daß  der  Londoner  Chef  des  Hauses  sich  von 
deutscher  Seite  schlecht  behandelt  glaubte.  Ob  Euere  Majestät  über 
die  Mittel  zur  Abwendung  einer  etwaigen  Verstimmung  Rothschilds 
sowie  über  noch  andere  Punkte  der  Eckardsteinschen  Darlegungen 
Euerer  Majestät  Botschafter  in  London  noch  besonders  befragen 
lassen   wollen,   darf  ich   ehrfurchtvollst  anheimstellen. 

Bülo  w 

Nr.  5376 

Der  Botschafter  in  London  Graf  von  Metternlch  an  den 
Reichskanzler  Grafen  von  Bälow 

Ausfertigung 

Nr.  358  London,  den  2.  Juni  1903 

Geheim 

Die  Geschichte  der  letzten  Jahrzehnte  hat  erwiesen,  daß  England 
zu    Bündnissen    auf    dem    europäischen    Kontinent   nicht   geneigt    ist. 

*  Vermutlich  liegt  eine  Verwechslung  vor  mit  einem  Artikel  des  Admirals 
von  Livonius  im  Februarheft  der  „Deutschen  Revue"  (1902),  der  in  England 
unliebsames   Aufsehen   erregt   hatte. 

**  „Operationen  über  See",  eine  Studie  von  Freiherr  von  Edelsheim,  Berlin  1901. 
In  der  Broschüre  kam  u.  a.  der  Satz  vor:  „Ein  Konflikt  mit  England  muß  von 
Deutschland  ins  Auge  gefaßt  werden,  denn  der  gewaltig  aufstrebende  deutsche 
Handel  bildet  für  Englands  Macht  eine  mindestens  ebenso  feindlich  beobachtete 
Gefahr  wie  das  Vordringen  der  Russen  gegen  Indien."  In  einem  Immediat- 
bericht  vom  30.  Oktober  führte  Reichskanzler  Graf  Bülow  über  solche  unan- 
gebrachte Äußerungen  Beschwerde.  „Solche  Veröffentlichungen  bieten  natürlich 
unseren  russischen  und  französischen  Gegnern  die  Möglichkeit,  uns  bei  den 
oft  unwissenden  und  leichtgläubigen  Briten  zu  verdächtigen.  Sie  erschweren  da- 
durch Eurer  Majestät  bisher  so  erfolgreiche  Bemühungen,  während  des  Aus- 
baues unserer  Flotte  unsere  Beziehungen  zu  England  sorgsam  zu  pflegen  und 
dort  kein  Mißtrauen  aufkommen  zu  lassen." 
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Es  schließt  politische  Bündnisse  mit  dem  Emir  von  Afghanistan,  mit 
Japan,  dem  Scheich  von  Kueit,  dem  Sultan  von  Maskat,  mit  asiatischen 
und  afrikanischen  Potentaten  ab,  aber  auf  dem  europäischen  Kon- 
tinent behält  es  freie  Hand.  Ende  der  achtziger  Jahre  tauschte  es 
vage  Ansichten  mit  Italien  über  die  gegenseitigen  Interessen  im  Mittel- 
meer aus  und  ließ  Österreich  an  dieser  akademischen  Erörterung  teil- 
nehmen. Einige  Jahre  darauf  war  für  die  englische  Regierung  aber 
dieser  Gedankenaustausch  schon  zu  weit  gegangen,  und  Lord  Salis- 
bury  nahm  ihn  als  gänzlich  unverbindlich  zurück.  Die  Vereinsamung 
Englands  und  viele  gemeinsame  Interessen,  die  es  mit  uns  hatte,  zog 
seine  Staatsmänner  Jahre  lang  mächtig  zu  uns  hin.  Aber  die  Abnei- 
gung, in  kontinentale  Händel  verwickelt  zu  werden,  siegte  über  alle 
anderen  Erwägungen,  und  die  mannigfachen  Versuche  zu  einer 
deutsch-englischen  Annäherung  kamen  nie  über  ihre  Anfangsstadien 
hinaus.  Jene  Versuche  beruhten  auf  englischer  Seite  teils  auf  Furcht, 
teils  auf  Zuneigung.  Die  Furcht,  daß  die  deutsche  Macht  sich  auch 
gegen  England  wenden  könne,  hat  seit  Beseitigung  der  ägyptischen 
Frage  und  durch  Festlegung  des  russisch-französischen  Bundes,  soweit 
die  Gegenwart  in  Betracht  kommt,  nachgelassen;  nur  auf  kommer- 
ziellem Gebiete  besteht  sie  als  Eifersucht  fort.  Die  Zuneigung  ist 
mit  dem  Burenkriege  geschwunden. 

Es  ist  ein  großer  Fehler,  anzunehmen,  daß  der  Engländer  aus- 
schließlich ein  kalt  berechnender  Egoist  sei.  Er  läßt  sich  ebenso  wie 
andere  Menschen  von  Gefühlen  leiten  und  mißleiten.  Die  Sentimen- 
talität des  Deutschen,  der  in  einer  schönen  Maiennacht  beim  Anblick 
des  Mondes  in  Rührung  gerät  und  etwas  von  dem  Hauche  des  Welt- 
alls zu  verspüren  glaubt1,  entspricht  nicht  dem  „sentiment"  des  Eng- 
länders, aber  törichte  Gefühlspolitik  kann  er  auch  treiben  und  hat 
sie  häufig  betrieben  2.  Im  Ausland  wird  ihm  diese  dann  in  der  Regel 
als  Heuchelei  aus  selbstsüchtigen  Motiven  ausgelegt. 

Die  französisch-englische  Annäherung  ist  ein  Produkt  der  ge- 
meinsamen Abneigung  gegen  Deutschland 2.  Bei  englisch-deutschen 
Differenzen  hat  die  französische  Politik  sich  stets  auf  die  englische 
Seite  gestellt,  weil  sie  in  Deutschland  den  gefährlicheren  Gegner  er- 
blickt, den  sie  immer  noch  hofft  niederwerfen  zu  können.  Ohne  die 
deutsch-englische  Entfremdung  würde  eine  englandfreundliche  Stim- 
mung in  Frankreich  nicht  möglich  geworden  sein,  und  Herr  Del- 
casse  hätte  bis  zur  Erfüllung  seiner  Wünsche  noch  lange  warten 
müssen.  Ohne  die  Abneigung  gegen  Deutschland  hätte  die  englische 
Presse  nicht  seit  Monaten  an  einer  Aussöhnung  mit  Frankreich 
arbeiten,  noch  Herr  Cambon  versöhnliche  Reden  halten  können.  Der 
Besuch  König  Eduards  in  Paris  ist  sein  eigenstes  Werk  und,  wie  ich 
bestimmt  weiß,  aus  seiner  eigenen  Initiative  hervorgegangen 3.  Ich 
bin  nun  weit  entfernt  anzunehmen,  daß  König  Eduard  hiermit  einen 
Schlag  gegen  Deutschland  hat  führen  wollen.    Aber  da  die  Stimmung 
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nun  einmal  auf  beiden  Seiten  des  Kanals  günstig  war,  so  war  es 
von  seinem  und  seiner  Regierung  Standpunkt  aus  ganz  vernünftig, 
das  Ihrige  dazu  beizutragen  und  die  frühere  Spannung  zu  beseitigen2. 

Dabei  ist  es  nun  aber  auch  geblieben.  Politische  Abmachungen 
oder  ein  Ausgleich  schwebender  Fragen  haben  nach  der  freiwilligen 
Versicherung,  die  mir  der  Unterstaatssekretär  Sir  Thomas  Sanderson 
vor  einigen  Tagen  gab,  nicht  stattgefunden,  und  es  liegen  keine  An- 
zeichen vor,  daß  die  Aussage  dieses  vorsichtigen  und  erfahrenen 
Beamten  nicht  genau  der  Wirklichkeit  entspräche.  Verhandlungen 
über  koloniale  Fragen  sind  schon  vor  der  jüngsten  Annäherung  ge- 
pflogen worden  und  werden  auch  wohl  nachher  wieder  stattfinden. 
Ich  habe  aber  bisher  die  englische  Regierung  nicht  von  der  Seite 
kennengelernt,  daß  sie  ohne  starken  äußeren  Druck  geneigt  wäre, 
materielle  Interessen  für  einen  ideellen  Zweck  preiszugeben.  Ich  ver- 
kenne keineswegs  den  Wert  einer  versöhnlichen  Stimmung  zwischen 
zwei  großen  Nationen,  die  sich  bisher  mit  Mißtrauen  gegenüber- 
standen. Bestehende  Gegensätze  werden  gemildert,  und  der  Stachel 
der  öffentlichen  Diskussion,  der  so  sehr  die  Beziehungen  der  Völker 
miteinander  heute  verbittert,  fällt  fort.  Auch  ist  der  Boden  günstiger 
für  künftiges  Zusammenwirken. 

Ich  bin  aber  überzeugt,  daß  die  englische  Regierung  durch  die 
vor  sich  gehende  Aussöhnung  mit  Frankreich,  die  ihr  so  bequem 
in  den  Schoß  fällt,  keine  Gegensätze  zu  Deutschland  zu  schaffen 
wünscht.  Sie  hat  das  befriedigende  Gefühl  einen  Gegner  weniger  zu 
besitzen,  ohne  daß  es  ihr  ein  Opfer  gekostet  hätte.  Damit  wächst 
ihr  Ansehen  zu  Hause  und  auch  in  gewisser  Beziehung  ihr  Prestige 
auswärts.  Die  Aussöhnung  mit  einem  Gegner  bedeutet  aber  nicht 
notwendig  die  Feindschaft  mit  einem  Dritten.  Ich  weiß  vielmehr, 
daß  die  englische  Regierung  den  Draht  mit  Berlin  nicht  zu  zerreißen, 
sondern  aufrechtzuerhalten  wünscht.  Es  wäre  ja  auch  sonderbar, 
wenn  es  anders  wäre.  Die  auf  der  wankelmütigen  öffentlichen  Mei- 
nung Frankreichs  beruhende  Aussöhnung  hat  noch  keinen  Bestand, 
und  politische  Abmachungen  liegen  nicht  vor.  Das  Verhältnis  Eng- 
lands zu  Rußland  ist  das  gleiche  wie  früher.  Versuche  zu  einer  poli- 
tischen Verständigung  über  Asien  sind  von  hier  aus  mehr  als  einmal 
gemacht,  aber  in  Petersburg  stets  zurückgewiesen  worden.  Die  hie- 
sige Presse  hat  besonders  in  diesem  Jahr  stark  auf  eine  Verständi- 
gung hingearbeitet.  Aber  mitten  in  die  Vision  eines  Ausgleichs  der 
beiderseitigen  Interessen  fiel  die  jüngste  Rede  Lord  Lansdownes,  in 
der  die  Politik  Englands  am  Persischen  Meerbusen  in  stärkeren 
Gegensatz  zu  den  Aspirationen  Rußlands  trat  als  je  zuvor.  Der  Norden 
Persiens  für  Rußland,  der  Süden  für  England  ist  ein  Programm,  das 
den  Russen  nicht  gefällt.  Ein  russischer  Hafen  am  Persischen 
Golf  ist  wiederum  ein  Programm,  das  den  Engländern  nicht 
gefällt.      Ich     sehe     nicht     ein,     weshalb    es     ihnen     annehmbarer 
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erscheinen  sollte,  .  weil  Herr  Delcasse  es  vorschlägt.  Dieser 
Minister  mag'  zwar  den  guten  Willen  haben,  einen  neuen  Dreibund 
zu  stiften.  Aber  weder  Russen  noch  Engländer  werden  um  der 
schönen  Worte  des  Herrn  Delcasse  halber  ihre  wichtigsten  Interessen 
in  Asien  aufgeben.  Was  kann  Herr  Delcasse  dafür  bieten?  An 
einem  Rachezug  nach  Deutschland  liegt  den  Russen  und  Engländern 
nichts.  Um  ein  Bündnis  zu  schließen,  muß  man  doch  einen  Zweck 
und  einen  Gegner  haben.  Wo  ist  aber  beides  für  den  zukünftigen 
Dreibund  zu  finden?  Für  die  Franzosen  schon,  aber  für  die  beiden 
anderen  Partner  nicht.  Mir  scheint  es,  daß  die  Prophezeiung  von 
dem  zukünftigen  Dreibunde  in  diesem  Falle  mehr  auf  dem  Impres- 
sionismus als  auf  der  Sehergabe  der  Propheten  beruht,  und  daß  es 
noch  nicht  notwendig  ist,  einen  Cincinnatus  vom  Pfluge  zu  holen. 
Ich  gehe  aber  noch  weiter  und  nehme  an,  daß  auch  für  den  Fall, 
wo  England  und  Rußland  zu  einem  modus  vivendi  gelangen,  wofür 
aber  bis  jetzt  nichts  spricht,  die  englische  Regierung,  ob  konservativ 
oder  liberal,  diesen  vorübergehenden  Zustand  der  Ruhe  nicht  dazu 
ausnützen  würde,  um  gegen  Deutschland  Politik  zu  machen.  Denn 
wozu  sollte  sie,  um  einen  Gegner  zeitweilig  loszuwerden,  sich  ohne 
alle  Veranlassung  einen  neuen  Gegner  schaffen?  Die  Entwicklung 
des  letzten  Jahres  hat  gezeigt,  daß  sie  eine  billige  Popularität  hätte 
erwerben  können,  wenn  sie  in  das  antideutsche  Hörn  gestoßen  hätte. 
Es  ist  aber  nicht  anzunehmen,  daß,  was  sie  dem  eigenen  Lande  ver- 
sagt hat,  einem  fremden  zu  Gefallen  tun  würde.  Außerdem  hat  Ruß- 
land ganz  genug  daran,  wenn  es  England  und  Deutschland  ent- 
fremdet sieht.  Der  Gedanke,  mit  England  antideutsche  Politik 
zu  treiben,  liegt  ihm  aber  wohl  sehr  fern.  Eher  umgekehrt.  Das 
kann  sich  die  englische  Regierung  auch  sagen  und  wird  sich  daher 
wohl  hüten,  uns  gewaltsam  noch  mehr  in  die  Arme  Rußlands  zu 
drängen.  Auf  der  einen  Seite  hat  sie  die  neue,  noch  nicht  befestigte, 
wankelmütige  Freundschaft  der  Franzosen,  auf  der  anderen  Seite  das 
noch  ebenso  unversöhnliche  Rußland.  Ich  sehe  daher  nicht,  wo  der 
magische  Stab  des  Herrn  Delcasse  einsetzen  soll. 

Herrn  Wittes  Finanzpolitik  ist  allerdings  auf  eine  Umgarnung 
Englands  gerichtet.  Aber  gerade  in  diesem  Punkte  findet  er  hier  gar 
kein  Entgegenkommen.  Ich  habe  seit  meiner  Rückkehr  noch  keinen 
der  hiesigen  Rothschilds  gesprochen,  nach  allem,  was  ich  aber  von 
anderen  leitenden  Finanziers  höre,  ist  nicht  die  geringste  Aussicht 
vorhanden,  daß  eine  russische  Anleihe  auf  den  hiesigen  Markt  pla- 
ciert werden  kann.  Die  jüdischen  Massakers  in  Rußland  werden  die 
hiesige  haute  finance  auch  wohl  nicht  für  die  Finanzprojekte  des 
Herrn  Witte  geneigter  gemacht  haben.  Das  Londoner  Haus  Roth- 
schild genießt  zwar  auf  Grund  seiner  Vergangenheit  großes  An- 
sehen, es  entriert  aber  schon  lange  keine  neuen  Geschäfte  mehr, 
sondern    begnügt   sich    mit    der    sicheren    Anlage   seiner    Kapitalien. 
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Auswärtige  Anleihen  im  großen  Stile  hat  es  schon  lange  nicht  mehr 
gemacht.  Nur  mit  Brasilien  macht  es  eine  Ausnahme  und  leiht  diesem 
Staate  hin  und  wieder  Geld.  Andere  hiesige  große  Firmen,  wie  das 
Haus  Baring,  kommen  für  auswärtige  Anleihen  viel  mehr  in  Be- 
tracht wie  die  Rothschilds.  Wenn  letztere  aber  auch,  was  ich  ent- 
schieden bezweifele,  wünschen  sollten,  eine  russische  Anleihe  aufzu- 
nehmen, so  würden  sie  bei  der  Stimmung,  die  auf  dem  hiesigen 
Markte  russischen  Werten  gegenüber  herrscht,  gar  nicht  in  der  Lage 
sein,  die  Anleihe  unterzubringen. 

Was  die  Zukunft  birgt,  weiß  niemand.  Soweit  sich  aber  an  der 
Hand  der  Tatsachen  und  der  gegebenen  Verhältnisse  ein  Urteil 
bilden  läßt,  ist  weder  Aussicht  für  eine  russische  Anleihe  in  London, 
noch  für  eine  russisch-englische  Verständigung  mit  dem  Bindeglied 
Delcasse  vorhanden.  Nicht  zu  unterschätzen  bleibt  aber  trotzdem 
die  antideutsche  Strömung  in  England2  und,  ich  möchte  sagen,  auf 
der  ganzen  Welt,  die  besonders  scharf  während  der  Venezuelaaffäre  * 
erkenntlich  wurde,  wo  alle  Welt  gegen  uns  Partei  ergriff,  obwohl 
wir  eine  durchaus  gerechte  Sache  verfochten,  während  das  im  übrigen 
auch  nicht  sehr  beliebte  England  erst  in  zweiter  Linie  zur  Zielscheibe 
der  Kritik  wurde.  Ruhe  und  Abwarten  gegenüber  der  erbitterten 
und  voreingenommenen  Stimmung  in  England  bleibt  für  den  Augen- 
blick die  beste  Politik  4.  Dabei  muß  man,  soweit  als  möglich,  den  Ent- 
stellungen, denen  die  deutsche  Politik  ausgesetzt  ist,  entgegentreten. 
In  Zeiten  der  Verstimmung  findet  aber  naturgemäß  das  Wort  des 
Störenfrieds  leichteren  Eingang  als  das  Wort  dessen,  gegen  den 
die  Verstimmung  sich  richtet.  Wenn  die  Erbitterung  nachläßt,  was 
nur  eine  Frage  der  Zeit  ist,  so  verfliegt  aber  die  Stimme  der  fremden 
Agenten,  die  den  Unfrieden  schüren,  wie  Gewölk  vor  dem  klärenden 
Winde. 

P.  Metternich 


Randbemerkungen    Kaiser   Wilhelms    II.: 

1  Sehr  gut 

2  richtig 

3  ja 

4  einverstanden 
Schlußbemerkung  des   Kaisers: 

Vorzüglich   geschrieben   und   auf  common  sense   aufgebautes   treffendes   Urtheil 
Dem   Botschaft[er]   mein   vollstes   Einverständniß   und   Lob  telegraphiren 

*  Vgl.  Kap.  CXII. 
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